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vorwort. 


Ich beabſichtige, mit dieſem Vorworte noch einmal an das Schluß— 
wort, das mir faft gewaltjam abgedrungene „Ende” meines Werkes 
anzufnüpfen,; nicht bloß im Sinne wiederholten Abſchiednehmens, 
wie e8 fonft unter Freunden wohl üblih und auch ſchicklich fein mag, 
ſondern mehr in der Meinung etwas nicht jhon in der Sade ſelbſt 
ſich Rechtfertigendes kurz zu erläutern. Ich rede von der Darſtellung, 
die die jüngſte Octroyirungsepoche Auguſt 1855—1860 in dieſem 
Werke gefunden hat, ein Gegenſtand bekanntlich von ſo niederſchla— 
gender Bedeutung für die oberſten Reſultate gerade der ſeither be— 
trachteten Entwicklung Hannovers, daß ihm gegenüber für den nach— 
ſichtigſten Leſer ſelbſt das dürftige Fragment der Schlußſeiten gar 
zu ungenügend erſcheinen muß. 

Zwei Gründe waren es, die mich zu der gewählten ſkizzen— 
baften Behandlungsweife dieſer Periode politiihen Mehlthaues, 


wie man fie nennen könnte, beftimmten: ein äußerer und ein in- 
nerer. 


mw 


Ich nenne als erjteren den Mangel an Raum, der, meiner ur- 
Iprünglichen Intention entgegen, die größere Ausführlichfeit der frü— 
beren Gapitel und das übervolle Dutzend Anlagebogen verfchuldet. 
Mit diefen glaubte ich aber der Mehrzahl meiner Lejer erwünſcht zu 
fommen, indem wohl den Wenigften unter ihnen das zum eingehenden 
Verſtändniß der im Buche berührten Vorgänge und vieler Fragen 
des Tages unentbehrlide Material allzeit georonet zur Hand ift. 
Andererfeit3 ſchien es mir nothwendig, in jenen eriten Gapitelnt, wo 
es eine Nechtfertigung der Volksbeſtrebungen von 1848 und 1849 
galt, den vielfahen und neuften Verläumdungen von befannter bös- 
williger Seite durch die äußerſte Vollſtändigkeit im Detail die perfide 
Spitze zu breden. 

So kam e3, daß im Fortfchreiten des Druds die für diefen Band 
feftgejeßte Bogenzahl bereit3 erſchöpft war, ehe noch das Jahr 1855 
an die Reihe gelangte, 

Dem Bublicum durch mein Verſprechen einer Landesgeihichte 
bis zum Jahre 1860 moraliſch obligirt, mochte ich nicht dem Rathe 
R. v. Bennigjens und anderer Freunde, auf deren Urtbeil ich ſonſt 
großes Gewicht lege, folgen, und einen dritten Band in Ausficht 
ftelend, mein Buch mit dem Unglüdstage, den 1. Auguft 1855, 
ſchließen. Faſt könnte ich wünfchen, es dennoch gethan zu haben, 
da ich mich des Alps höchſter moralifher Niedergeichlagenheit, der 
mich beim Schreiben ſchon der leichteften Skizze würgte, nur mit 
Mühe erwehrt. Es ift für den Gefchichtsichreiber Schwer, guten Hu- 


mor3 zu bleiben, wenn er alle die Dinge, die er in der Mitte feiner 
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Arbeit für aufgehoben und abgethan erklären Eonnte, Abjolutismus 
und Byzantinismus, Prätenfionen von Junkern, Pfaffen und Bureau- 
traten, die Schreden des Polizeiſtaats, gewaltthätiges Niederhalten 
des Ringens nach nationaler Entfaltung, auf den legten Seiten, zum 
Theil jogar in vermehrter und verbeflerter Auflage, wieder in Scene 
jeßen fol. Ich ftieß auf jo viel feige Niedertracht, die fich bläht, 
auf eigennüßige Heuchler, die fromm thun, auf dummen Gervilis- 
mus, der fich frümmt, und auf Apoftafie, die ſelbſtſchänderiſch genug 
die Hand an das eigene Werk legte, das fie vor Kurzem erjt, bei 
anderem Wetter freilich, geichaffen, daß mir zu Muthe war, wie 
Fauften, wenn er Mephifto zubeifht: „Vorbei! Vorbei!” 

Brauche ich es zu fagen, daß mir diefen Dingen gegenüber das 
fefte Maß der rubigen Beurtheilung, da3 sine ira et studio de3 Rö— 
mers, abhanden zu kommen ſchien, und daß ich eilte, über die trau— 
rigſte Epoche unſerer Geſchichte hinwegzukommen? Und das iſt für 
die gewählte Behandlungsweiſe der andere Grund. Daneben wurde 
ih in dem Beſtreben, die Fortentwicklung der Induſtrie ſeit dem Zoll— 
anſchluſſe zu Schildern, nicht jo vollftändig von Seite der Induftriellen 
jelbjt mit Material verjeben, als ich es erwarten durfte. Noch ge: 
ringere3 Material lieferte mir die Hannoverſche Preſſe, deren Ge- 
ihichte, jeitdem fie unter der Laft der Bundespreßgefeßgebung mit 
ihren Cautionen und Verwarnungen vegetirt, ich gern berüdfichtigt 
hätte. 

Und fo mag denn mein Buch, über defjen Ichlechte und, wenn 
e8 deren bat, gute Seiten, Andere urtheilen mögen, hingehen. Ich 
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weiß, der ſchrille Miston, der die beiden letzten Capitel durchzieht, 
wird nicht ewig klingen, und dann, wenn es mir nicht mehr beſchie— 
den ſein ſollte, die Geſchichte beſſerer Tage zum Ausdruck zu brin— 
gen, werden ſich jüngere Kräfte finden, die jenen Elenden das ver— 
diente Brandmal der Vaterlandsverrätherei, den verdienten Lorbeer 
aber allen Edlen auf die Stirn drücken, die auch in dieſer Zeit der 
Noth mit feltenem Muthe und männlicher Beharrlichkeit zur Sade 
des Volkes und der Freiheit geftanden haben. 

Nienburg 1861, am Geburtstage Martin Luther’s und 
Schiller's. 


H. A. Oppermann. 
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Gleichzeitiges. 


Das Parlament war in England vertagt; es hatte für Irland eine 
Zwangsbill gebracht, die den nach Brod jammernden Irländern Konſtabler 
Ichiefte. In diplomatifchen Streifen jcheint man Die Möglichfeit eines Krie 
ges mit Frankreich in Augficht genommen zu haben, wie ber Brief des Her: 
3098 von Wellington über die mangelhaften Vertheidigungsanjtalten Englands 
beweifet. — In Franfreich waren am 28. December die Gammern 
eröffnet. Louis Philipp hatte erflärt, er widme fich lediglich dem Dienfte 
Frankreichs, feiner Würde, feinem Glück. Das Volf wollte das nicht glau: 
ben, allein die Majorität der Gammern war minifteriell, wählte ein mini- 
fterielleg Bureau und Sauzet zum Bräfidenten. — Sn Stalien 
wuchs aller Orten die beunruhigende Stimmung, der Haß gegen bie 
Deiterreicher , Die Sehnfucht nach Unabhängigkeit und Freiheit. — In 
der Schweiz freute man fi) des Eieged über den Sonderbund, 
diefer juchte im Auslande Schug und Hülfe und Defterreich ift nicht abge: 
neigt, bieje zu gewähren, wenn Louis Philipp nur feine Zuftimmung giebt, 
wie Preußen fie gegeben zu haben fcheint. — Sn Defterreich jcheint man 
die in Italien und in Ungarn heraufziehenden Ungewitter zu unterjchäßen; 
in Breußen hofft man von der Zuſammenkunft ber vereinigten Aus- 
Ichüffe den Anfang eines conftitutionellen Lebens. 

In Kurbejjen beabfichtigt man, die Verfaffung zu revidiren, die Mi- 
nijterverantwortlichfeit aufzuheben. — In Mailand Gigarrenfrawall. 


. Verbrüderungsfeitmahle der Nobili mit Bauern und Kohlenträgern in Genua. 
. Proclamation des Vicekönigs Rainer, zur Ruhe ermahnend. 

. Die Hungersnoth in Oberſchleſien greift immer weiter um fi. 

. Berfaffungsfeter in Kurheſſen. — In Düffeldorf wird der Gar: 


nevalöverein aufgelöft. 


. Sn Carlsruhe wird auf Preßfreiheit und Schwurgerichte in den Cam— 


mern angetragen. — In Wien wird eine Genfuroberdirection errichtet. — 
Aufitand in Balermo. 


, Aufitand in Salerno. — Eröffnung der vereinigten Ausfchüffe in Ber- 


lin. — In Frankreich bilden fich in allen bebeutenderen Städten 
Vereinigungen zur Wahlveform. 


. Neapolitanifche Deecrete. Gonceifionen an Sieilien, Amneftiever- 


beißungen. 


. König Chriftian VII. von Dänemarf ftirbt, fein Sohn Friedrich VII. 


folgt ihm. — Sn der franzöfifchen Deputirtencammer macht Die Op: 
pofition unter Thierd und Yamartine vergebliche Anftrengungen für die 
Reformfrage. — Die Oppofition auf dem ungarijchen Reichstage ge: 
winnt an Stärke. Glänzende Reden Koſſuths. 


. Sn Balermo werden das Königliche Schloß und Die Gafernen erftürmt. 
.Amneſtiedeeret in Neapel. 

. Blutige Kämpfe in Balermo. 

. Königlich Dänisches Nefeript, die Einführung einer Verfaffung betreffend, 


verjucht die Schleswig-Holfteiner im Wege der Vereinbarung ber Gefammt- 
monarchie zuzuführen, 4 
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29. Proclamation einer freifinnigen Verfaflung in Neapel. — Meffina 


bombardirt. 
31. Slumination in Rom wegen der ncapolitanifchen Verfaſſung. 
Februar 
41. Der Aufitand in Sieilien wirb allgemein. — In Sardinien wird 


eine Gonftitution verjprodyen. — In Oberjchlefien tritt Typhus zu 
der Hungerönoth. — Radetzky fteht in Mailand an der Spike von 
57 Bataillonen, 32 Escadrond, 108 Kanonen und 2 Nafetenbatterieen. 


2 In Neapel allgemeine Amneftie verkündet. — In Sicilien verlangt 


3. 
. Ausfchußverhandlungen über Hochverrath gegen den deutſchen Bund. — Die 


man die Gonftitution von 1812. 
Der Großherzog von Toscana veripricht eine Verfaffung. 


Pariſer Gammern verhandeln über Algerien und Abd = el: ftaber. 


. Karl Albert proclamirt die neue Verfaflung mit Prebfreibeit. 
. Gonfliete der Studenten mit den Mlemannen und der Gräfin v. Landsberg 


in Münden. Die Univerfität bi8 October gejchlofjen. 


. Bapit Pius IX. verheißt Neformen. 
. In Neapel wird Die neue Berfaffung proclamirt, die Aller Hoffnung über: 


trifft. — Lola Montez aus München verwiefen. Die Schließung der 
Univerfität aufgehoben. 

Baffermanns Antrag wegen Vertretung des deutfchen Volfes bei dem Bunde. 
— In Baris wird die Adreffe mit 247 gegen 3 Stimmen angenommen, 
Die Oppofition enthält fi der Abſtimmung. 


. In Florenz wind die Verfaſſung proclamirt. 
. Manifestation reformiste. Vorbereitungen zu dem Reformbanfette. 
. Der Ausichuß vertagt das Bankett. — In Mailand wird das Etand- 


recht publicirt. 


. Gonfliete zwifchen Militair und Etudirenden auf dem Eintrachtsplage. 


— Barrifadenbau. — Anklage des Minijteriums Guizot in der Sammer. 
Entlafjung vefjelben. 


. Louis Philipp dankt ab zu Gunften des Grafen von Paris. Zu ſpät. 


Provijoriiche Regierung in Paris, Die Gammern aufgelöf’t. 


. Die Nepublif wird in Franfreich proclamirt. 
. Schuß: und Trußbündniß zwifchen Defterreih und Preußen vollzogen. — 


Gagern's Antrag auf Vertretung des deutichen Volkes beim Bunde in 
Darmftadt. 


29. In Garlsrube wird Aufhebung der Cenſur, Gefchwornengericht und Er- 


richtung von Bürgergarben freiwillig verheißen. — Bolksverfammlung in 
Heidelberg. Man fordert: Volfsbewaffnung, Freiheit der Preſſe, Ge: 
fchwornengericht, Nationalparlament. — Erklärung der Leipziger Buchhändler, 
— Hanauer Adreſſe um Verabjchiedung des Minifteriums u. ſ. w. — 
Lord Ruſſell erfennt unter Beifallsbezeugungen des Parlaments die Sou— 
veränität des franzöfiichen Volkes an. 


. m Canton Neuenburg wird die Regierung vertrieben. — Vollsadreſſe 


in Karlsruhe. Preßfreiheit und Vreßgefeg von 1831. — Betition 
des Magiltratd und der Stadtverordneten in Leipzig. — Eine Nürn: 
berger Moreffe fordert: Reform des Wahlgeſetzes, Preffreiheit, öffent: 
liches Gerichtöverfahren mit Geſchworenen, Gleichberechtigung aller Confeſ— 
— Polizeigeſetzgebung, Volksvertretung beim Bunde. — Proelamation 
es Bundes. 


. Der Bund ſtellt es jedem Bundesſtaate frei, Die Cenſur unter Garantieen 


aufzuheben. — Braunſchweiger Volkswünſche. — Am Rheine 
Reichsſtände. — Münchener Pelition. Conceſſionen. Die Cammern auf: 
gelöſ't und neue Wahlen angeordnet. — Louis Philipp landet in England. 


. Minifterium Gagern in Darmjtadt. — Berfammlung von 51 Deputir- 


ten in Heidelberg. Programm und Siebener-Commiſſion. 


. Der König von Preußen ſchließt ben vereinigten ftänbiichen Ausfchuß 


mit der Verficherung, die Befugniſſe deſſelben auf den vereinigten Landtag 
zu übertragen. — In Leipzig fordert man Entlaffung des Minifteriums 
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und erneuerte Zufammenberufung der Stände. “Die Univerfität tritt bei, 
andere jächfiiche Städte folgen. Der König giebt nad. — In Wieß:- 
baden werden die Stände eröffnet, um cin neues Wahlgeſetz zu beras 
then. — Stuttgart. Minijterwechfel. Unruhen wegen reactionairer 
Minijter. Yandeöherrlide Zufagen. Minifterium Duvernoy, Römer, P. 

fizer. — An Weimar bittet man um Aufhebung der Ausnahmsgeſetze. 
— Miniiterwechjel in Caſſel angefündigt, — Eine Königliche Proelama— 
tion in Baiern gewährt Preßfreiheit, veripricht Beeidigung des Militaird 
auf die Berfaflung, gewährt alle Volkswünſche. 

7. Adreſſe in Breslau. Bolfsverfammlung im Wintergarten. 

8. In Bremen wird dem Verlangen der Bürgerfchaft nachgegeben, eine Ver: 
fafjung zugeſichert. 

9. Petitionen und Eoncejfionen aller Orten, — Ultimatum der Hanauer. 

0. Publication der Grundzüge einer Verfalfung in Oldenburg. — Volks— 
auflauf in Weimar. 

13. Die Stabtverordneten von Berlin, welde eine Adreſſe überreichen wol- 
len, werden zurüdgewicen. Arbeiterverfammlung unter ben Zelten. — 
Unruhen in Wien Man jchießt auf das Volk. Die Aula gebt voran. 

14. Wetternich entlaffen. Preßfreiheit, Gonjtitution, Bürgerwehr proclamitt, 
— Der Slönig von Preußen beruft die vereinigten Landitände auf den 
26. April. 

15. Die Ungarſche Deputation, Koſſuth an der Spike, zieht in Wien ein. 

16. Wien ſchwimmt in Jubel und Entzücden über den eonftitutionellen Kaifer. 
Kaiferliche Auffahrt. 

17. Kölnische Deputation in Berlin. — Demonjtration der Arbeiterin Paris. 

18. In Berlin Königliche Zuſicherungen. Mißverſtändniſſe. Blutiger 
Kampf durch Die ganze Nacht. — Aufſtand in Mailand, Die Stabt 
verbarrifadirt fich, die Defterreicher haben die Thore inne. 

19. Königliche Ansprache: „An meine lieben Berliner!! — Minifterium Arnim: 
Schwerin. 

20. König Ludwig von Bayern verzichtet zu Gunften feines Sohnes Mari: 
milian IF. auf die Krone. — Beichlüffe ver Schleswig-Holftein:- 
ſchen Etände — Mailand wird bombardirt. 

21. Friedrich Wilhelms Aufruf an das deutjche Volk, an deflen Spike er fi 
ftellen will. Preußen gebt fortan in Deutjchland auf. Morefje der 18 
rheinifchen Städte. Beerdigung ber Gefallenen. Prinz von Preußen nad 
—— — Entlaſſung der Polen. — Mantua in den Händen be 

olkes. 

22. In Dresden und Leipzig wird das Militair auf die Verfaſſung 
beeidigt. — In Benedig wird bie Nepublif proclamirt. 


Inhalt 


Gedanken des Volkes beim Jahreswechjel in Beziehung auf deutjche Einheit. Nüd: 
blit. Zuſammenkunft in Heppenheim. Die Deutjche Zeitung über Bundesverfaffung. 
Radowißz's Denkſchrift. Die von Franfreich empfohlene Gonföderation des Weiten, 
Die Hoffnungen ver Hannoverjiben Oppofition fnüpfenan das Defieit der Königlichen 
Caſſe. Was man zu beantragen beabfichtigte. Das Nefultat der Wahlen. Die 
Hannoverſche Preſſe. Die Einwirfungen der italienifchen Revolution, Die franzö- 
ſiſche Revolution und ihre Wirkung auf Hannover. Anfprache des Bundes vom 1. März. 
Die Petition des Magiſtrats und der Bürgervorfteher um Aufhebung der Genfur, 
Verleihung der Preßfreiheit u. j. w. Mbjchlägige Antwort. Stimmung im Lande, 
Die Bauern der Geejt und die Bauern der Marſch. Betitionen aus anderen Orten, 
Vorgänge am Bundestage vom 8. März bis Ende März. Das Sündenregiſter bes 
Bundes. PVorbereitungen zum VBorparlamente. Eiebener- Gommiffion. Ginladungen 
zum Vorparlamente. Zufammenberufung der Hanneverjchen Stände. Gonflicte zwis 
Ihen Studenten und Polizei in Göttingen. Deputationen nicht angenommen. Kö: 
nigliche Proclamation. Verfammlung im Ballpofsfaale. Worftellung der Bürger an 
den Magiftrat. Die Maffendeputation vom 17. März. Königliche BETEN 
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Abendtumulte. Anfänge ber —— Reſeripte. Entlaſſung des Cabinets. 
Proclamation vom 20. März. Uebertragung der Polizeigewalt an den Magiſtrat. 
Volksverſammlung in Stade. Berufung Stüve's. Bildung eines neuen Miniſteriums. 


Von den vielen Millionen Deutſcher, Franzoſen, Italiener, Ungarn, 
die in das Jahr 1848 hineinſchliefen, hinein tanzten, tranken, dachten, 
jubelten, ſeufzten, welche der Tyrannei fluchten und die Freiheit hochleben 
ließen, ahnte wohl nicht ein einziger, daß die Ereigniſſe, die wir in dem 
voranſtehenden Ueberblicke zuſammengeſtellt haben, eintreten würden. Wer 
vorauszuſagen gewagt hätte, daß in weniger als zwei Monaten die meiſten 
italieniſchen Staaten Conſtitutionen bekommen, daß Frankreich die eine 
untheilbare Republik mit Gleichheit und Brüderlichkeit, daß nach drei Mo— 
naten in Frankfurt eine revolutionaire Verſammlung tage, die dem gehor— 
ſamen Bundestage Geſetze vorſchreibe, daß in ganz Deutſchland die ſchwarz— 
roth-goldene Fahne wehe und aus allen Gauen nach deutſcher Einheit und 
einem deutſchen Parlamente gerufen würde, den würde man für reif gehalten 
haben zum Irrenhauſe. Noch niemals hat die Weltgejhidhte eine fo plöß- 
lihe Veränderung erlebt in jo kurzem Zeitraume, Es war, al wenn eine 
Schneelawine dabinjtürzte über die Staaten des Feitlandes mit Ausnahme 
von Rußland und der Türkei, Und mit welchen ungeheuren Hülfsmitteln , 
mit welhem Aufwande von Millionen und Milliarden, hatten die Staats- 
fünjtler und Diplomaten aus der Schule Metternih3 und feiner Gonforten 
an Schugwehren und Schukbämmen gegen die allgemeine Sündfluth des 
gefnechteten Volkes gearbeitet, die fie ahnten und fürdteten, die fie aber 
von ſich und ihrer Generation abhalten wollten. Ale Schutzwehren 
zerbraden wie Strohhalme und in Paris wurde die rohite Phantafie der 
jocialen Republif, zu der die Männer in Bloujen den Fanatismus und ein 
todesmuthiges Herz mitbradhten, nur durd die Kartätihen Cavaignac's nie- 
dergejhmettert, ES fehlte auch dort die Erziehung zur Nepublif, die andere 
Eigenſchaften, als Genußſucht und Reichjeinwollen, erfordert. Und wenn 
die Revolution in Deutihland vor den Thronen jtehen geblieben, wem 
anders ijt das zu danken als der Bildung des Mitteljtandes, ver Civiliſa— 
tion, die eben in der Form des Conftitutionalismus oder Parlamentarismus, 
der organiſch geregelten Mitregierung des Volkes, ihr Ideal jah?! 
Napoleon I. hatte eine jhwahe Ahnung von der Macht der dee, 
Metternih und feine Genofjen nur eine Furt vor ihr, ohne ihre Macht 
zu fennen. Sie glaubten durch Genjur, Beaufjihtigung der Schulen und 
Univerfitäten, durch Bälle und Polizei diefe Macht breden zu fönnen. 
Wie zahm waren unjere Profefjoren und Schulmeifter, wie demüthig unſere 
Zeitungen, wie niedergedrüdt das Voll, und nun jener plöglihe Wechſel, 
der den rubigften Philifter zu einem Revolutionair machte. Woher das 
Alles? Und die Diplomaten, die ſonſt jo Nebermüthigen, und die ftehenden 
Heere, die fo viele Milliarden verfhlungen feit dem Frieden: was halfen 
fie? Woher der Gedanke an Deutſchlands Einheit? In Hannover hatte 
man auch, mie anderwärt3, oft genug gefungen: „Was ijt des Deut: 
ihen Vaterland?“, aber man hatte dabei jo wenig etwas Bejtimmtes und 
politiih Greifbares gedaht, al3 an anderen Orten. An ein deutjches Kai— 
ſerthum dachten wohl die enragirteften alten Burſchenſchafter nicht mehr, 
und die junge Burſchenſchaft nah 1830 hatte nie den Gedanken ge: 
pflegt. Zeitungen durften den Gedanken der deutſchen Einheit nicht in 
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den Mund nehmen, höchſtens geſchah es, wenn es galt, den Zollverein 
al3 eine Verwirklichung deutſcher Ginbeit zu loben und es Berrath an der 
deutihen Sache zu nennen, demjelben nicht beizutreten. — Der Gedanke 
„Deutichland“ lag aber auch nicht ohne Grund fern, denn was hatte 
Deutjhland als ſolches, was hatten die Deutfhen als Volk gethan (in 
den legten Jahrhunderten ), um fih daran erheben, um Selbitahtung daraus 
ihöpfen zu können? Mußte nicht Alles, was. jeit 1815 gejchehen war, 
vielmehr den Einheitsgedanfen ertödten? Die Germaniftenverjammlungen , 
es ift wahr, fie hatten in den beiden letzten Jahren mächtig dahin gewirkt 
und gejtrebt,, den Einheitögedanfen auf materiellem Gebiete zu verwirklichen, 
aber der Gedanke an politifche Ginheit war fern gehalten. Es war das 
in Ermangelung eines deutſchen Parlaments immerhin ein Parlament deut- 
iher Wiſſenſchaft und Intelligenz. Für das deutſche Voll war es etwas 
ganz Neues, daß das Hofraththum berabjtieg und unter den Augen des 
Volkes über vaterländifhe Angelegenheiten verhandelte. Auch blieben dieje 
Rerfammlungen nicht ganz ohne praktiſch politifhe Wirkjamkeit, 1846 war 
die Schleswig: Holfteinihe Frage dort angeregt, im September 1847 war 
es in Lübeck die Gefhwornenfrage, welche einen neuen Anftoß von dort er: 
hielt. Deutichland, das Auctoritäten verehrt, gewann in vielen jeiner nord: 
deutjhen Theile zum eriten Male Bertrauen zu der Münplichleit und 
Oeffentlichfeit in Straffahen. Auf der Verfammlung zu Heppenheim, am 
10. October des legten Jahrg, in der meiltens ſüddeutſche Cammermitglieder 
fih zujanımenfanden, taujhte man die Gedanken darüber aus, wie mehr 
Ginheit und Gemeinfamfeit in die Leitung und Vertretung der deutjchen 
Nationalangelegenheiten zu bringen, allein einig war man nur darüber, 
daß von der Bundesverjammlung in diefer Beziehung nichts zu erwarten 
jei, und war die Majorität fogar der Anfıht, daß eine Vertretung der 
Nation bei der Bundesverfammlung faum das Streben der Vaterlandsfreunde 
fein fünne, daß man vielmehr den Zollverein zu einem beutichen Bereine 
ausbilden und auf eine Vertretung feiner Bevölkerung durch Notabele hinar: 
beiten müſſe. Der Gedanfe, im Jahre 1848 eine größere Verjammlung 
von Deputirten der einzelnen Länder zu halten, wobei Freunde, die nicht 
in der Cammer ſäßen, nicht ausgejchloffen jeien, tauchte jhon damals auf. * ) 
Die Deutibe Zeitung von Gervinus bradte dann Anfangs November eine 
Reihe Leiter über die deutihe Bundesverfafjung, indem fie prüfte, welche 
Anhaltspuncte diefelbe der Nationalität und Einheit gewähre, und zu dem Re— 
fultate fam, daß diefelbe die durchgeführte Auflöfung des Neihsverbandes 
jei, mit dem nothwendigen Streben, eine bloße diplomatiſche Verbindung 
der Höfe zu werden. Sie madte aufmerkſam auf eine gefährlide Conſe— 
quenz des dynaftiihen Vererbungsprincipg, welches ein fremder Fürft, der 
durch ſolches Mitglied des Bundes geworden ſei, benutzen könne, jedes 
nationale Unternehmen, jeden Schritt zur gemeinfamen Fortentwidlung zu 
bemmen und zu burdfreuzgen. Sie klärte auf über den Grundwiderſpruch 
zwiſchen Souveränität und Bundegeinheit, wies auf die zweideutigen Be: 
ftimmungen der Artikel 47 und 48 der Bundesacte, die Einflüffe Rußlands 
auf die Schwächen des Bundes hin, kurz fie erörterte vielfache Fehler und 


) Deutfche Zeitung Nr. 107 vom 15. October 1847. 
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Mängel des Bundes; aber Heilmittel fand ſie nicht. In diplomatiſchen 
Kreifen hatte die Denkſchrift Radowitz's vom 20. November 1847, die damals 
indeß nit befannt war, Preußen zwar ein weitere® al3 das bisher ver: 
folgte Ziel geitedt, es jollte von Preußen eine weitere Entwidlung des 
Bundes erjtrebt werden in drei Richtungen, in der Wehrhaftigkeit, in Be: 
ziehung auf den Rechtsſchutz (Bundesgeriht, gemeinſchaftliches Strafrecht, 
Handelsreht, Prebgefesgebung ) und in Hinficht der materiellen Intereſſen 
(Ermeiterung des Zollvereins, Münzeinbeit, Poftconventionen u. f. mw.) 
und der König hatte allen dieſen Puncten zugejtimmt, es war indeß ein 
Weiteres nicht geſchehen, und hatte vielleiht nur die franzöfifche Diplomatie 
Kunde von der Erijtenz diefer Dentichriit befommen. Denn es waren zu 
Anfang des Jahres 1848 wenig Wochen vergangen, als das Journal des 
debats bei Eröffnung ver bairifhen Cammern für Bayern eine große Zus 
funft ausgemalt und vor preußiichen Einverleibungstendenzen warnend, die 
deutihen Staaten zweiten Ranges aufgefordert hatte, zu einer Conföderation 
des Weſtens und des Südens, zu deren Protector ſich natürlich der Napo— 
leon des Friedens, der kluge Louis Philipp gnädigſt berbeigelaflen haben 
würde. — Und in Süddeutſchland hatte man in gewiſſen Kreifen das gar 
nit ungern gehört; die Münchener freuten fih, wenn man von Paris 
fhrieb: „Münden fei weit eber Hauptitadt als Berlin, das doch gewiſſer— 
maßen etwas von einem Emporkömmling habe.“ — Mit jolhen Ausfihten 
war der Gedanke deuticher Einheit ins neue Jahr getreten. 

Die Hannoveraner gingen mit einigen politiihen Hoffnungen in das 
neue Jahr: die Wahl neuer Deputirten war mit dem Ende des Landtages 
am 2. December 1847 nöthig geworden, der politiihe Sinn etwas reger, 
die Reden vom vereinigten Landtage hatten berübergeichallt, in der Schweiz 
ſah man die Siege der Liberalen, in Italien hielt die Revolution Vorfpuf, 
fhon im December ward von dort berichtet, was erit Ende Januar geſchah. 
Es waren einige junge Männer der liberalen Partei zufammengetreten, um 
in ihrem Sinne auf vie Wahlen im Lande einzumwirken, und fie hatten zum 
Theil Erfolge erzielt. Die in die Verhältniſſe Cingeweihteren batten noch 
einen anderen Hofinungsanfer, das war der Zuftand der Königlichen Galle, 
von der man willen wollte, daß fie jchon feit längerer Zeit mit einem De: 
ficit fämpfe, das fie zu bewältigen nicht vermöge. Die Königliche Caſſe 
hatte die erften Jahre nah der Caflentrennung gute Einnahmen und von 
1841 bis 1846 — 942,000 Thlr. Ueberſchüſſe gehabt, allein diefe waren zum 
größten Theil durch außerordentliche Ausgaben, durch die theilweiſe Weber: 
nahme der Militairaugmentation u, dgl. verbraudt und feit 1846 traten 
durh die Misernten, durch nachhaltige Verminderung der Einnahmen an 
Waflerzöllen, Salinen, Sporteln, und mit dem Aufhören des Zuſchuſſes, 
den bis zum 1. Juli 1847 die Generalfteuercaffe Teiftete, entgegengefeste 
Zuftände ein, nämlich ohne jenen Zuſchuß von 100,000 Thlr. ein Deficit 
von mehr als 212,000 Thlr. Diefes Deficit zu deden, gab es nur zwei 
Mittel: Cinjhränktungen und PVerminderungen der Ausgaben oder von den 
Ständen eine abermalige Zufhußbewilligung zu erwirken. Zu einer folchen 
würden fih die Stände aber fchmwerlich verftanden haben ohne erhebliche 
Conceſſionen, denn die bisherige MWirtbichaft der Generalcaffe war feine 
Vertrauen erwedende gemwejen; man hatte in den Zeiten des Weberflufies 
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nicht gefpart und trug felbjt vie Schuld, wenn man jebt zur Zeit der Noth 
Mangel hatte. Gute und jhledhte Jahre zufammengerehnet, hatten bewie- 
fen, daß der Zufhuß von 100,000 Thle., den Stände 1840 bewilligt 
hatten, um das damals berechnete Deficit zu deden, nicht nothwendig 
war, womit der Grund zur Bewilligung eines Zuſchuſſes aufhörte. Und 
bier brauchte man die Mitwirkung der eriten Cammer nicht , das Nein der 
zweiten genügte, 

Diefe Lage der Sache war freilih nur den mit den Finanzverhältniffen 
Bertrauteren befannt,, etwa den Mitgliedern des Schagcollegii, jowie Stüve, 
Detmold, Bodungen u, a. Bon diefer Seite wurden an die Finanzbe— 
drängniß der Regierung die größten Hoffnungen geknüpft. Man glaubte, 
daß die Regierung genöthigt jein würde, jelbft auf die Caffenvereinigung 
anzutragen, dab auf einen wiederholten Antrag auf Deffentlifeit fein 
Königlihes Niemals zur Antwort werde, daß die Gemeinden und Stäbte 
eine freiere Stellung erlangen müßten, daß e3 für die zweite Cammer an 
der Zeit fei, den Kampf wegen Aufhebung der Eremtionen wie wegen Mi- 
nijterverantwortlichfeit mit erjter Cammer und der Negierung zu beginnen. 
Man glaubte, daß man unter allen Umftänden Aufhebung der Genjur ver: 
langen, auf Unmittelbarfeit des Strafverfahrens, wo möglih mit Geſchwo— 
tenen, dringen müfle. Das war etwa das Programm, weldhes fich bie 
altftändifhe Oppofition zu Anfang des Jahres 1848 für die nächſte Diät 
geftedt hatte. Die Ende November vorgenommenen Wahlen berechtigten zu 
ver Hoffnung, für ein joldes Programm die überwiegende Majorität der 
zweiten Gammer und mande Stimme in erfter Cammer zu haben. Die— 
jelben waren, wie die Zufammenftellung in Anlage II. nacmeifet, höchſt 
ungünftig für die Regierung ausgefallen. Die Heineren Städte, die fi 
bisher gänzlih abhängig von der Regierung gezeigt hatten, waren nicht zu 
bewegen gewejen, die Regierungscandidaten wieder zu wählen. Oberamt-⸗ 
mann Hauß, der Duderſtadt in dieſer Beziehung gepadtet zu haben fich 
gerühmt, war dort in der Minorität geblieben gegen den Stadtpfarrer Dr. 
Seiters; die Heineren Göttingfchen Städte hatten den Hofpoeten Amtmann 
Blumenhagen fallen laffen und ftatt deffen den Apotheker Meyer gewählt, 
Ginbef hatte den Regierungsrath Heinichen, die fleineren Calenbergſchen 
Städte den Oberfinanzrath Bar nicht wieder gewählt, felbft vie fünf klei— 
neren Bergftäbte hatten den Muth zu einer halbweg felbitftändigen Wahl 
gehabt, zum eriten Male feit 1820 nicht den von der Negierung Empfoh— 
lenen gewählt, die Gellefhen Kleinen Städte hatten den Minifterialreferenten 
und Regierungsrath Dürr verabfchievdet und dafiir den Aovocaten Hantel- 
mann 11. gewählt. Dfterode fhidte ftatt des jeder Negierung immer gefällig 
gewejenen Bürgermeifter Brehl den Dr. jur. König, den Sohn des früheren 
Staatsgefangenen. In Berden fiel der Lobhudler des Cabinets Scele, Zolldi— 
rector Niemeyer, glänzend durch gegen den Stadtrichter Lang J. Göttingen fen- 
dete jtatt des dienſtbaren Magiftratspirectorg Ebell den Syndicus Deiterley, wel- 
her mindeftens immer mit der ſtaatsgrundgeſetzlichen Partei geliebäugelt und 
in vertrauten Kreijen den Liberalen gejpielt hatte. Diepholz ließ den Ges 
neralauditeur Reinede fallen und wählte den unabhängigen Deconomen 
Huntemüller, die Hoyaſchen Fleden wollten die Verdienſte des Dr. jur. 
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Meſſerſchmidt um das Cabinet Schele nicht mehr anerfennen, fie wählten 
den Advocaten Ratjen. *) 

Die größeren Städte, die jhon von 1841 — 47T oppofitionell vertreten 
geweſen waren, wählten zum Theil noch entſchiedenere Vertreter ihrer Mei- 
nung: DOsnabrüd Stüve, Hildesheim den Juftizrath Lüngel, Lüneburg ven 
DOberbürgermeijter Lindemann, Stade den Stabtfecretair Millmer. 

Sämmtlihe Bauern hatten nicht einen Königlihen Beamten, ſondern 
meiltens aus ihrer Mitte gewählt und zwar alt bewährte Liberale: vie 
Bremiſchen Marien Schacht, Krönde, Adickes, Achgelis, v. Bremen, die 
Geeſt Hauptmann Böfe, Breuer und Giedenburg, das Land Hadeln von 
Seth und Bedmann, die Osnabrüder Notar Buddenberg, Ledebur, Holling, 
die Hildesheimer Dr. jur. v. Garfen, Jordan, Heinemann, die Lüneburger 
Schmidt aus Fallingboftel, Hoppe, NRiehelmann, Voigts, Lübbede, ſelbſt 
im Galenbergihen, Göttingihen und Grubenhagenihen hatte der Regierungss 
einfluß nicht durchdringen können, Dftfriesland ſandte Peterſen, Bifjering, 
Meyer, Arens, Befede. 

Es hatte jomit die altftändifhe Oppofition ihre Hauptvertreter gewählt, 
eine neue Öeneration hatte ji no wenig namhaft gemacht. Der Regie: 
rung ſchien die Zufammenberufung der jo gewählten Stände nicht zu be= 
eilen. Die Zujammentunft verjelben war dem Hofe immer unangenehm, 
den Miniftern und noch mehr den Generaljecretairen beſchwerlich, und je 
länger hinaus man die Sache job, deito größer war die Ausfiht, daß 
Stände mit dem Budget, mit der Bewilligung für Weſt- und Südbahn u. 
ſ. w. fih beeilen würden. Daß die Regierung andere Gejeßesvorlagen, 
al3 eine Tax- und Sportelnorbnung für das neue Proceßgeſetz vorbereitet 
babe, darüber verlautete Nichts. 

Die hannoverjhe Preſſe war ſchweigſam über diefe Dinge, wenn man 
überall von einer folhen reven durfte. Eigentlich gab es eine hannoverjche 
Prefie nicht, und hannoverſche Journaliſten wenige. Die einzige täglich 
eriheinende Zeitung war die Hannoverfhe, das Negierungsorgan, von Dr. 
Ler redigirt. Sie ftrengte fih mit leitenden Artikeln u. dgl. nidt an, 
fondern drudte Thatſächliches, jo weit es in ihr Gebiet paßte, nah. Sie 
war nur dur die amtlichen Mittheilungen, die Ernennungen und Ordens— 
verleihungen im Lande verbreitet. Das Staatshandbuch mit der Ancienne= 
tätslifte und die Hannoverfhe Zeitung mit den Ernennungen und Decoras 
tionen, das war das andädtigfte Studium des echten Bureaufraten und 
des Lieutenant3 in der Provinz, wenn derſelbe es nicht etwa zu der Höhe 


) Ursprünglich war der Verfaffer dieſes mit 44 gegen 12 Stimmen gewählt. 
Da erhob ver Wahleommifjair, Drojt von Honftedt, die Srage nach der Qualification, 
über welche fich der Verfaffer einigen feiner Gegner gegenüber nicht genügend hatte 
ausweiſen können, da ihm die erbetene Beicheinigung der Steuerbehörden erit nadı 
vollendeter Wahl behändigt wurde. Die Abitimmung geſchah durch Zettel mit ja und 
nein, Der Wahleommifjair öffnete und las diefelben allein, warf fie dann jogleich 
auf die Erbe und zertrat fie mit den Füßen. Er verfündete, daß 14 Etimmen bie 
Dvalification verneint hätten. Die 14 Wähler, welche mir ihre Stimmen gegeben und 
damit natürlich fcehon bei ver Wahl den Glauben an meine Qualification ausgejpro: 
chen hatten, fahen fich erftaunt an, verficherten indeß mir erft nach gejchloffenem 
Wahlaet, daß fie die Dualificationsfrage bejaht hätten. Was jollten dieſelben auch 
einem Wahlcommifjair gegenüber, der die Beweiſe vernichtet Hatte, thun?! 
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gebracht hatte, das erſtere auswendig zu wiſſen, mindeſtens ſoweit es gerade 
ſeinen Stand anging. 

Außer der Hildesheimſchen und Oſtſrieſiſchen Zeitung, welche ſich niemals 
über ein Localblatt erhoben, hatte das ganze hannoverſche Land keine politiſche 
Zeitung, und ſchöpfte alle politiſche Anregung, im Norden von der Bremer: 
und Meferzeitung, zum Theil aud von dem Hamburger unparteiiichen Cor: 
refpondenten und der Börfenhalle, im Süden von Frankfurter und Kaſſeler 
Zeitungen. Im Jahre 1847, namentlich feit Frühjahr 1848 war aud die 
Kölner Zeitung, die ja auf den Flügeln des Dampfes kam, ſehr verbreitet. 
In den Clubs, Gonditoreien u. f. w. fand man außerdem die Augsburger 
Allgem. Zeitung, die Deutjche Zeitung von Gerpinus, auch mohl jeit 1847 
die Preußiihe Staatszeitung. Sächfifhe Blätter wurden wenig oder gar 
nicht gelejen. 

Hannover bejaß unter der nicht ungejchidten Redaction des Hermann 
Harrys ein belletriftifhes Blatt, die Hannoverfhe Morgenzeitung, melde 
fih , ſoweit e3 die Genfur erlaubte, auch mit Politik befaßte. Den literariſch— 
fritiihen Theil diefes Blattes redigirte einige Zeit der bekannte Fitterarhi- 
ftorifer Karl Gödeke. 

Das mar die bannoverfhe Preſſe und ihre Kräfte im Anfang des 
Jahres 1848, die Preſſe für 1,700,000 Einwohner. — Man darf fid 
niht wundern, denn es galt noch das Genfuredict von 1705. 

Diefe Prejie war es, die nah dem 12. Februar, von der Cenfur 
freilih ftark verftümmelt*), vie Reden Baſſermann's über die Forderung 
eines deutfhen Parlaments bradte. Damit war ein neuer Gedanken ans 
geregt, ein Gedanke, der den Denkenden viel zu denken gab, und diejenigen, 
die nicht ſelbſt dachten, beteten deſto leichter das nab, was Gervinus in 
der Deutihen Zeitung über die Sahe fagte, und andere Zeitungen ihm 
nachredeten. 

Man darf nicht vergeſſen, daß die Nachrichten aus Italien ſich damals 
noch nicht mit der Schnelligkeit des Blites verbreiteten, daß es noch feine 
Telegraphenverbindungen unter den Meeren, noch nicht einmal eine folde 
von Paris nah Brüffel gab. Die erjten Nachrichten von dem Aufitande in 
Sicilien wurden erjt gegen den 25. und 26. Januar in Deutjchlaud ver- 
breitet. Ueberall erregten die Nachrichten aus Italien das lebhafteſte In— 
terefje und zeigten fih allenthalben Sympathieen für die Staliener. Man 
rietb ſchon damals vielfah Dejterreih,, die Lombardei zu einem gejonderten 
Staate unter einem Erzherzog zu machen, denn daß Defterreih mit unend- 
lihen Geldopfern während einer langen Neihe von Jahren in Italien nichts 
erlangt hatte, als den glühendſten Haß, das ſah Jedermann ein, fo wie, 
daß fih mit Stanpreht und Haß auf die Dauer kein Volk regieren laſſe. 
Ja, der fi in taufend Manifeftationen zeigende Drang der Italiener nad 


*) Das Beiblatt der Landeshlätter, „Neuigfeiten”, brachte eine Zeit lang Han— 
noverfche Artikel, Die der ftille Redacteur zunädft in preußifche und andere auswär— 
tige Zeitungen fchrieb, um fie dann hier nochzudruden. Das ging eine Zeit lang 
gut, nachher wurden auch dieſe cenfirten Artifel vom bamaligen Genfor, Regierung: 
rath Unger, geftrichen. — Am 2. Februar wurden die Landesblätter bis zur letzten 
geile von ber Genfur geftrichen, ber Morgenzeitung bei 10 Thlr. Strafe anbefohlen, 

ücken, die auf Genfurftriche beuteten, fortzulaffen. 
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Einheit trug nicht wenig bei, das Nationalgefühl auch der Deutſchen zu 
weden. Ye langweiliger und ermüdender fih die Adreßdebatten in Paris 
von Woche zu Mode hinfchleppten, dejto mehr richtete man fein Augenmert 
auf die raihen Siege der Revolution in Italien, defto mehr fühlte man 
fih frei von der Befürdtung einer reactionairen Intervention Defterreichs 
und Preußens zu Gunſten des Sonderbundes. 

Da kam der 24. Februar und fhon am zweitfolgenden Tage wußte 
man in Hannover, am nädjitfolgenden im ganzen Lande, daß in Paris 
Barriladen erbaut wurden und Kämpfe ftattfanden. Am 27. Februar 
mußte man, daß Guizot gefallen, am 28. Februar erwartete Abends jpät 
ſchon eine ungeheure Dienfhenmenge die Ankunft des Kölner Zuges und mit 
ihm bie neueften Nachrichten. Daß diefe eine franzöfifhe Republif brachten, 
hatte man nicht geahnt. Und troß vieler PVolizeidiener erfholl auf dem 
Perron des Königlih Hannoverfhen Bahnhofes ein vorlautes: „Vive la 
republique!“ — Bon da an lebte man nur den Zeitungsnadrichten, man 
riß fih um die Blätter, diefe mußten auf den Bahnhöfen, in den Condi— 
toreien, in den Wirthshäufern, in Caffee- und Bierlocalen vorgelefen wer: 
den, um Viele auf einmal zu befriedigen, und es fehlte nirgends an Com— 
mentatoren und Glofjatoren. Bon der Kölner Zeitung, welche die neueiten 
Nahrichten bringen konnte, wurden inmitten des Quartal in einer Woche 
200 Stüd bei dem Poſtamte Hannover beftellt ine fieberhafte Ungeduld 
über das, was nun geſchehen würde, hatte fih über die Menſchen ver: 
breitet, jelbjt fleißige und ordentliche Leute hatten zu ihren gewöhnlichen 
Berufsarbeiten die Luft verloren und frequentirten die Wirthshäufer zu einer 
Zeit, wo fie jonft arbeiteten. Aus entlegenen Haidfleden kamen Honora— 
tioren nad der Refidenz, um zu ſehen und zu hören, wie es dort ausjebe, 
wie es in der Welt ausfehe. Was wird man nun in Deutſchland beginnen? 
das fragte ein Jeder. Und in der That, auch die Deutjchen legten nicht 
die Hände in den Schoß. 

Am Rhein und Nedar fchien zuerft ins Volt das Bewußtſein getreten 
zu fein: wir haben 33 Jahre Geduld gehabt, man hat uns Steine gegeben, 
wenn wir um Brod baten; was man uns an politifhen Rechten bisher auf 
unjer Flehen verfagt, das müflen wir fogleih und ohne Berzug, 
niht al3 Gnadenbemilligung, ſondern als unjer Recht erlangen. 
Aller Orten vindicirte das Volk fih zunächſt fein lang verfümmertes Recht 
zu Voltsverfammlungen. Schon am 25. Februar fand in Mannheim eine 
Berfammlung Statt, am 29. Februar in Heidelberg unter Mittermaters 
Präfidium eine große Volksverſammlung, in der man eine Petition an die 
— zweite badifhe Cammer beſchloß und verlangte: Allgemeine Volksbewaff— 
nung mit freier Wahl der Befehlshaber durch die MWehrmänner ſelbſt; un: 
eingejhränfte Freiheit der Prefie; Schwurgerichte; Vertretung und Vereinigung 
der deutjchen Völker in ein Nationalparlament. — An demjelben Tage batte 
die Bundesverfammlung. einen Ausfhuß niedergeſetzt behuf ſchleuniger Be: 
rihterftattung über die Lage Deutſchlands; am 1. März erjtattete der preu- 
ßiſche Gefandte, Namens dieſes Ausſchuſſes, Bericht und beſchloß der 
Bundestag eine Anfprahe an das deutſche Voll. Der Bundestag fchien ſich 
jeit 30 Jahren zum erften Male wieder daran zu erinnern, dab es aud 
ein deutſches Volk gebe, und er forderte bafjelbe im Namen des gejammten 
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Baterlandes dringend auf, es möge Jeder in feinem Kreife nah Kräften 
dahin mirfen, daß die Eintracht unter allen -deutfhen Stämmen und das 
einmüthigfte Zuſammenwirken der Regierungen und Völfer erhalten, die 
gefeglihe Orbnung nirgends verlegt werde. Der Bundestag werde Alles 
aufbieten, um glei eifrig für die Sicherheit Deutſchlands nah Außen, fo 
wie für die Förderung der nationalen Intereſſen und des nationalen 
Lebens im Innern zu forgen. — Ob man im Kreiſe des Bundestages am 
1. März wirklich nod glaubte, daß diefe Anſprache irgend eine Wirfung auf 
das Bolf hervorbrächte? — Einen Schritt weiter ging man jhon am 3. März, 
wo man erklärte, daß der deutihe Bund nichts dagegen habe, wenn die 
einzelnen Bundesftaaten die Genfur aufhöben und Preßfreiheit gewährten, 
d. h. unter Garantien gegen den Mißbrauch. 

An demjelben Tage ftellte der Bürgervorfteher Peters in Hannover den 
Antrag zur Erlaffung einer Petition des MagiftratS und der Bürgervorfteher 
um Aufhebung der Cenſur, Ginberufung der Stände, Bürgergarden und 
Vertretung des Volkes bei dem Bunde. Diefe Petition fam denn auch zu 
Stande, aber fie ift vielleicht in ganz Deutjchland die de- und wehmüthigſte 
geweſen. Nach einigen allgemeinen Phrafen, daß es nöthig fei, zur Her: 
ftellung des Vertrauens etwas zu thun, und dab man vertraue, Seine 
Majeftät werde die gute Abſicht der Petition bei feinen getreuen Unter: 
thanen nicht verfennen, hieß es: 

„Näheres mögen wir nit berühren, indem mir foldes den 
Ständen des Königreihs, welche von Em. Königl. Majeftät ohne Zweifel 
bald werden berufen werden, überlaſſen dürfen und überlafjen müffen. 

Wir wagen daher die allerunterthänigfte Bitte, Ew. Königl. Majeftät 
wollen allergnädigft geruben: 

nicht nur die Preßfreiheit in Gemäßheit des Beihluffes der durchlauchtig— 
tigiten deutichen Bundesverfammlung baldmöglichſt im Königreih Hannover 
anzuordnen, jondern auch mit Allerhöchſtdero veutihen Verbündeten Com: 
municationen zur Erreihung einer Vertretung des deutſchen Volkes bei 
der durchlauchtigſten Bundesverfammlung zuzulegen und jedenfalls die allge: 
meinen Stände des Königreihs ſchleunigſt zu berufen.” 

Dieje Petition wurde vom Stadtdirector Evers und Wortführer L. Meyer 
noch an demfelben Abend im Palais abgegeben, aber ſchon am anderen 
Morgen wurden die ſtädtiſchen Collegien ſchnell berufen, um eine Deputation 
zur Empfangnahme der Antwort des Königs zu mäblen. Diejelbe beftand 
aus dem Stabtdirector Evers, Stadtgerichtädirector Kern, Dr. Siemens, 
den Bürgervorftehern 2. Meyer, Buchdruder Kius, Dr. Schläger u. a. m. 
Der König empfing vdiefelbe am Nadmittage in Gegenwart des Minifters 
v. Falcke und hielt verfelbe in feinem wunderlichen Deutſch einen breiviertel- 
ftündigen Vortrag, nachdem Er den darauf gar nicht vorbereiteten Evers 
wiederholt aufgefordert hatte, zu jagen, was man wolle. Man ſah aus der 
Antwort des Königs, dab er über die Stimmung des Landes nur ſehr 
mangelhaft unterrichtet war, bei den älteren Mitglievern der Deputation 
machte die Rede des Königs einen günftigen,, bei den jüngeren einen fehr 
depravirenden Eindrud, Beim Nusgange gab v. Falde dem Stabtdirector 
die ſchon vorher verfaßte Antwort, welche dahin lautete: 

1) Bon Aufhebung der Cenſur könne nicht eher die Rede fein, als 
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bis die Garantien gegen den Mißbrauch der Preſſe, von denen der Bundes: 
beihluß rede, getroffen jeien. 

2) Eine Theilnahme deutfher lanpftändifher Deputirter an den 
Berathbungen und den aus folhen hervorgehenden Beihlüffen des deutjchen 
Bundes jei mit monardifcher Regierung nicht vereinbar. 

3) Hinfichtlih der Berufung der Stände fei Se. Majeftät dem aus— 
geiprohenen Wunſche ſchon zuporgelommen, da durch Proclamation vom 
jelben Tage die Stände auf den 30. März zufammenberufen wären, 

In der Verfammlung des Magiftrats und der Bürgervorfteher erregte 
der Bericht der Deputation eine ftürmifhe Scene, namentlih konnte ber 
damals liberale Bürgervorfteher Buchdrucker Kius feine Entrüftung über Auf: 
nahme und Abfertigung nicht ſtark genug ausdrüden. 

ALS die Art und Weiſe, wie die Petition zu Stande gebracht und bie 
Antwort darauf im Lande befannt war, ſchämte man fi ihrer allgemein 
und fühlte fib vor anderen Bolksftämmen durch die abjchlägige Antwort 
gevemüthigt. Denn ſchon hatte man in Süddeutſchland errungen, was bier 
fo fategorifch abgeichlagen ward. Schon hatte ver Niefenzug der Mannheimer 
nah Karlsruhe jtattgefunden und mar dort mehr gewährt, als man in 
Hannover zu erbitten gewagt, ſchon ftand in Heſſen-Darmſtadt Heinrih von 
Gagern an der Spike des Minifteriums und wie die dieſem Gapitel vor- 
angeftellte Ueberfiht nachweifet, war am 6. März in Sachſen, Würtemberg, 
Naſſau, Münden den Volkswünſchen Rechnung getragen, misliebige Minifter 
waren entlajfen, Preßfreiheit proclamirt, Gonceffionen der verfchiedeniten 
Art gemaht, uncenfirte Zeitungen kamen ſchon von mehreren Seiten nad 
Hannover und die Genforen aller Orten machten von ihrem Nothitifte faum 
noch Gebrauch. Es war in der That nicht einmal klug, den Hannoveranern, 
die feine Preſſe hatten, die Aufhebung der Genfur zu verfagen, während 
ſchon von Süd, Weit und Nord uncenfirte Blätter in das Land drangen. 
Wie ganz anders, al3 in Hannover jelbit, man in den Provinzen dachte 
und ſprach, davon gaben eine große Menge Petitionen und Adreſſen, die 
aus den Tagen vom 4. bis zum 15. März dem Verfaſſer vorliegen, Kunde. 
In den Anlagen III. und IV. theilen wir einige diefer Petitionen mit, die, 
je weiter man in den März bineinfam, immer mehr den Ton von Volks— 
forderungen annahmen, immer kräftiger und entſchiedener ſprachen. — Es 
famen diefe Petitionen und Adreſſen zunähit aus den Städten und den 
Fleden des Landes. Der Banernftand hielt jih mit Ausnahme der Marſchen 
zurüd. Der frühere pflihtige Bauer, jetzt größtentheils qutäherrnfrei, aber 
durch die Aemter und die Gejeggebung in der Dispofition über fein Grund: 
eigenthbum, jofern dieje nicht reine Veräußerung war, beſchränkt, hatte faum 
das rechte Verftändniß der geichebenen Dinge. Die Gefeggebung war feit 
1830 für ihn in aller Maaße günftig und wohlthuend geweien, hatte ihm 
ganz ungemeine Grleichterungen geihafft, ihm die Theilnahme an der Geſetz— 
gebung jelbjt gegeben, die Aderbaugrunditeuer um 10 “4 herabgeſetzt, die 
Ablöfungsordnung gejhaffen, Greditinftitute für dieſe ins Leben gernfen, 
die Naturalbequartierung auf die Landescaſſe übernommen, die brüdenden 
Chaufjeedienfte abgefhafft u. j. w. Er fühlte den Drud der Genfur nicht, 
denn er la$ wenig oder gar nicht; er fühlte den Drud der Polizei nicht, 
denn er war feit jo lange gewohnt, fih durd die Amtsvoigte beberr- 
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ihen zu laſſen, daß er gar nichts anderes kannte; vom deutfchen Bunde 
und einer Bertretung der gejammten Nation hatte er feine Ahnung, 
fühlte er ſich doch in den meilten Landestheilen noh nicht einmal hans 
noverfh, jondern nur calenbergih, göttingih, grubenbagenih, lünebur: 
giſch, bremiih, hoyaſch, osnabrüdih, meppenih, oſtfrieſiſch. Der Ge— 
danke an die Einheit Deutjhlands lag ihm gänzlich fern.  Deffentlichkeit 
und Mündlichkeit des Gerichtsverfahrens und Gejchwornengerichte waren für 
ihn unbefannte Dinge geworden, jeitvem man im 17. Jahrhundert ihm jeine 
eigenen Vor- und ‚Landgerichte genommen, jpäter jein Bauernreht durch 
Polizei: und Wrogenordnungen ihm entzogen hatte. Volksverſammlungen 
und Bereinigungsreht fannte er nicht, fühlte auch fein Bedürfniß dazu; war 
ihm doch jeit lange jede freie Bewegung in der Gemeinde entzogen. Dazu 
fommt nun noch jein Hängen an dem Hergebradten, jein arijtofratifcher 
Bauernſtolz, jein Mistrauen gegen Beamte, Aovocaten, Städter, vor allen 
gegen alle und jede Neuerung, die Furt vor einem Kriege. „Das ijt nicht 
gut, das wird uns die Franzojen ins Land ziehen“, war die Antwort auf 
jede Märzneuigfeit, die ihn in der Stadt überrajhte; denn Zeitungen las 
er noch immer nicht. Hätten ſich die Vetitionen mit den Dingen beſchäftigt, 
für die er Verſtändniß hatte, mit den Aufbebungen der Eremtionen, mit 
Aufhören der Cavallerienaturälbequartierung, mit jelbititändiger Gemeinde: 
verwaltung, mit Aufhebung vor allen des Jagdrechts u. d. gl., jo würde 
er wahrſcheinlich Früher für die Bewegung gewonnen fein, Der Begriff einer 
Öleihberechtigung ijt dem Bauer mit gebundenem Grundeigentbum und 
Anerbenreht ein widerjinniger; beruht doch feine ganze Exiſtenz in dem bei: 
weiten größten Theile des Landes auf einem entgegengejegten Principe, 
dem der Bevorzugung eines Anerben, „Der Bauer hat nur ein Kind“, 
jagt die Parömie, die Kinder neben dem Anerben jind Knechte und Mägpde, 
ihre Abfindung gering. Der Hofbejiser, der fih in dieſem Syſteme wohl 
fühlt, fürdtete von der Bewegung, die von Freiheit und Gleichberedhtigung 
jo. viel ſprach, eine Antajtung jeiner bisherigen Lebensbedingungen. Hie 
und da, namentlih wo die Zahl der Häuslingsfamilien, der Anz und Ab: 
bauer, der Brinkjiger und Kleinen Köthner, jehr groß war gegen die der 
großen Hofbejiger, hatte er Furcht, daß diefe Mehrzahl ihr Uebergewicht 
geltend machen fönne, daß die Streitigkeiten, vie bei Gemeinheitstheilungen 
jwiihen den Großen und den Kleinen bejtändig jtattfanden, in diefer Zeit: 
bewegung zu jeinem Nachtheile möchten entjchieven werden, daß der Unter: 
ihied der Höfeclajjen fallen möchte. Die Kleinen aber waren zu fehr von 
den. Sorgen um die eigene Exiſtenz bevrängt, hatten fie doh an den Vor: 
Ihüffen, die fie in dem vorigen Hungerjahre von der Regierung, von 
den. Gemeinden, von ihren Verpäctern erhalten hatten, genug abzuarbeiten 
und fühlten fie jede Nahjiht, die ihnen die Großen jetzt zulommen ließen, 
mit dem Gefühle der Dankbarkeit. 

Anders in-den Marjhen. Die Marjchbewohner, die riefen, hatten 
ih, da fie gegen das wilde Meer mit dem Spaten, gegen die Normannen 
mit dem Schwerte fämpfen mußten, vom Neichsdienft frei gehalten. Der 
Boden, auf dem fie lebten, machte für den größten Theil des Jahres einen 
Feiterdienft nicht möglich , der Unterfchied won Reiter: und Fußdienſt konnte 
niht auffommen, die Gleichheit und Freiheit blieb erhalten. Die Gemeinde— 
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verfaffung entwidelte fih auf ganz andere MWeife, als in ber Geeft; bie 
Freiheit des Eigentums ohne irgend melden gutsherrlichen Zwang, ohne 
Dienite und Gefälle hatte einen freieren Sinn erzeugt. Der Hofbefiger in 
der Marſch dünkte ſich bejjer, als der des Geejtbodens; er hatte vielerlei Be— 
dürfnifje, lebte lururiös, Sparjamleit war nicht feine Tugend und fein 
Spiel ihm zu hoch, wenn nur die Rappſaat gut jtand, Aber auch ein 
aufgewedtes, eractes Völfhen. Muß jein Land gegen Meer und Sturm 
fhügen. Wenn die Springfluth gegen die Deiche peitiht, wenn die Wellen 
über den Deich leden; da heißt es aufgepaßt. Da wird das Sprüdhmort 
wahr: „Hilf Dir jelber, fo hilft Dir Gott.” Der bejtändige Kampf mit 
den Elementen hat die Seelen wie die Körper dieſer Leute gejtählt; fie füh— 
ten ein halbrepublifanifches Leben und find zu unabhängig, zu wohlhabend, 
um fi vor Beamten und vor Nveligen zu beugen, ° Hier war die Wirkung 
der franzöfiichen Revolution eine andere, als auf der Geeſt, man jubelte 
ihr entgegen. Aus den Marfchgegenden famen daher gleichfalls ſtürmiſche 
Adreſſen nah Hannover, von denen die aus dem Lande Hadeln, Kehdingen, 
dem Amte Diten in den Anlagen abgedrudt find. 

Man irrt jehr, wenn man biefe Petitions- und Norejjenagitation für 
eine bloße Nahahmung deſſen hält, was in Süddeutſchland und am 
Rhein geihah. Es war etwas Nahahmung dabei, man wollte vor anderen 
Ländern nicht zurüdjtehen, allein hätte nicht tief in der Maſſe mindeſtens 
das Gefühl gelebt, daß das, was man jebt überall im deutſchen Bater- 
lande verlangte, wirflih gut und nothiwendig fei, daß man in der natur- 
gemäßen Entwidlung in der That gehemmt jei und nun eilig nachholen 
müffe, was jeit 1815 verfäumt, hätte nicht das Gefühl der Nichtbefriedigung 
mit den dffentlihen Zuſtänden bei allen Denkenden vorgeherrjht, es wäre 
zu einer ſolchen Nahahmung nicht gefommen. In den Marfchen hatte man 
den Umſturz der Berfajjung von 1833 noch nicht vergeflen. Sie hatten im 
Berfafiungstampfe von Anfang bis zu Ende treu auf Seiten der Oppofition 
gejtanden. Deshalb war auch in der zulekt erwähnten Adreſſe gejagt: „Das 
Bertrauen ift wanfend geworden zwijchen Regierung und Negierten, jeitdem 
das Grundgejeg von 1833 bejeitigt iſt“. — Es war diefer Aorefjenjturm, 
und das ijt nicht zu verfennen, eine ſehr wohlfeile Art der Auflehnung gegen 
das bejtehende Regiment. Es gehörte nicht viel Muth dazu, eine folde 
Adreſſe in folhen Zeiten zu unterfchreiben, und diefe Art und Weije des 
Revolutionirens beförderte das Maulhelvdentbum, das bis 1849 eine jo 
große Rolle jpielte, gar jehr. Es gab zu viele Leute, die glaubten, Wun— 
der was gethan zu haben, wenn fie eine Adrefje mit recht großen Phrafen 
unterfchrieben hatten. — 

Indeſſen hatte am 8. März zu Frankfurt, in der Bundesverfammlung 
jelbft, ver bavdenjche Gejandte das Sündenregifter des Bundestages aufgerollt 
und es war nicht Hein. Der Bericht ift in Anlage V. angebogen, da man 
ihn 1852 ſchon vergeifen zu haben ſcheint. In Folge dieſes Berichts hatte 
die Bundesverfammlung den Beſchluß gefaßt: „Die Bundesverfammlung 
jpricht die Ueberzeugung aus, daß eine Nevijion der Bundesverfaflung auf 
wahrhaft zeitgemäßer und nationaler Grundlage nothwendig ſei; fie 
beauftragt den Ausfhuß, gutachtlihen Vortrag über die Art und Weiſe, 
wie diefe Revifion zur Ausführung zu bringen jei, unverzüglich zu erftatten.“ 
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Am folgenden Tage kam der badenſche Gefandte ſchon mit dem Antrage, 
die Bundesverfammlung möge zur vollfommeneren Ausbildung des Organs 
des deutjhen Bundes weitere Einrichtungen, insbefondere eine jtändifche 
Vertretung des deutfhen Bundes oder bei der Bundesverfammlung in Be: 
rathbung nehmen. Der Antrag wurde dem politifhen Ausſchuſſe überwiejen. 
Die Ausſchüſſe arbeiteten damals jchneller, ald man feit 30 Jahren in der 
Eichenheimer Gaſſe gewohnt war; ſchon am 10. März trug der Ausſchuß 
darauf an, die Bundesverjammlung möge fich zur Ausführung der Bundes: 
revifion zu einem Plenum bilden;*) ein Vorſchlag, der indeß nicht genehmigt 
wurde; ftatt deſſen wurde beſchloſſen: „die Bundesregierungen aufzufordern, 
Männer des allgemeinen Vertrauens, fpäteitens bis Ende de Monats mit 
dem Auftrage abzuorbnen, der Bundesverfammlung und deren Ausſchüſſen 
behuf der Nevifion der Bundesverfafjung mit gutadtlihem Beirath an die 
Hand zu gehen”, ein Beſchluk, der Defterreih wie Preußen durchaus nicht 
convenirte, da eriteres dur einen nah Dresden zu berufenden Minijter: 
congreß in Metternihjcher Art den Sturm zu befhwictigen hoffte. Nach— 
dem am 14. März aber Metternich gefallen, hatte Preußen den Plan auf- 
genommen und Berlin oder Potsdam als Congreßort in Vorſchlag gebradht. 
Als auch Berlin von der Revolution ergriffen war, und die Mittelftaaten, 
welhe, Bayern an der Spike, den ganzen Gongrehplan für einen unzeit- 
gemäßen hielten, auf Verwirklihung des Beſchluſſes vom 10. März drangen, 
ftimmten auch Defterreih und Preußen diefem am 25. März zu und fo fam 
e3 zu der Berufung der PVertrauensmänner, von denen ber Hannoverſche, 
Kloſterrath v. Wangenheim, ſchon am 26. März in Frankfurt eintraf. 
Indeſſen war man aber auch anderer Seit nicht müfjig gewejen. stein 
hatte jchon jeit 1839 ſtändiſche Abgeoronete gleihen Strebens aus verſchie— 
denen Ländern zu alljährlihen VBerfammlungen vereinigt. Im SHerbit 
1847 hatte man fih, wie jhon oben erwähnt, zulest in Heppenheim getrof: 
fen. Die Badener, Itzſtein und Welder, hatten nun die ihnen aus dieſen 
BZufammenkünften und fonjt aus dem öffentlihen Leben bekannten liberalen 
Deputirten der füddeutfhen Staaten zu einer Zufammenfunft auf den 
5. März nad Heidelberg geladen. Dort trafen 51 Männer zufammen, fo 
viel Verfaſſer befannt, fein Hannoveraner, überall feine Norddeutſche; an 
befannteren Namen: Baflermann, Becher, Behl, Brentano, Chriftmann, 
Fetzer, v. Gagern, Gervinus, Hanfemann, Hagen, Heder, Häuffer, v. Iß— 
ftein, Judo, Kirchgeßner, Matthby, Peter, NRaveaur, Römer, Sad, 
v. Soiron, Stevmann, v. Struve, Welder, Wernher, Wiesner, Willi, 
Winter. Es wurde beſchloſſen, daß die Verſammelten ihre betreffenden Re: 
gierungen auf das dringenpfte angingen, jo bald wie möglid eine allgemeine 
Nationalvertretung zu veranftalten. Zugleich wurde eine volljtändigere Ver: 
lammlung von Männern des Vertrauens aus allen deutjchen Ländern be— 
ihloffen und ein Siebener: Ausfhuß aus Binding J., Gagern, stein, 
Römer, Stedmann, Welder, Milli niedergefegt, welcher die Einladungen 
zu dieſer Berfammlung, dem fogenannten Vorparlamente, bejorgen und 
Anträge vorbereiten follte, Diefer Ausihuß erließ am 12. März eine öffent- 
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liche Einladung an alle früheren oder gegenwärtigen Ständemitglieder und Theil- 
nehmer an gejeßgebenden Berfammlungen in allen deutſchen Ländern, Schleswig- 
Holitein einbegriffen, fih am 30. März in Frankfurt einzufinden. Außerdem 
erhielt noch eine bejtimmte Anzahl anderer „durch das Vertrauen des deut— 
jhen Volkes ausgezeihnete Männer“ bejondere Einladungen. Binding und 
Judo, die in Franffurt felbjt die Vorbereitungen trafen, erweiterten die 
Einladungen aud auf jämmtliche preußifhe Stadtverordnetenverfammlungen , 
was jpäter die Folge hatte, daß auch Deputirte von anderen Städten und 
außerdem von Bürgers und Bollsverfammlungen zu dem Borparlament Zutritt 
erhielten. 

Bliden wir indeß auf Hannover felbjt zurüd. Hier war durch Pro— 
clamation vom 7. März die allgemeine Ständeverfammlung auf ven 28. März 
zufammenberufen. Dieſe Zufammenberufung der Stände und die Königliche 
Antwort von demjelben Tage an den Magijtrat und die Bürgervorſteher 
der Nejidenz beruhigten aber nicht, jondern regten no mehr auf. In Göt- 
tingen war es zu Conflicten zwijchen der ſcharfen Volizei, wie fie Herr Heinke 
nah dem Vorbilde feines Vorgängers v. Beaulieu, mit jtraffem Zügel und 
mit Hülfe von Landgendarmen aufrecht zu erhalten ſuchte und Studirenden 
gekommen und war ein Student, mie es hieß, lebensgefährlih verwundet. 
Profeiforen und Bürger endeten eine Deputation an den König, um ſich 
wegen diejer Polizeiwirtbichaft zu beklagen, die Univerfität wurde u. a, von 
Hofrat) Fuchs, Profeffor Zahariä, die Bürgerfchaft von Zimmermeifter Freife, 
Kaufmann Laporte, Dr. Adolph Bot und Aſſeſſor Dandwerts vertreten; 
die lebte Deputation hatte ihrer Petition auch vie badenjhen Volkswünſche 
einverleibt, ging alſo über Polizeibefhwerden hinaus. Beide Deputationen 
fonnten indeß Audienz nicht erlangen, nur Hofratb Fuchs wurde privatim 
vom Könige empfangen. Nicht einmal der Cabinetsminifter nahm die bür- 
gerlihe Deputation an; jie jollten ihre Wünfche jchriftlich vortragen. Depus 
tationen anderer Städte, welche die allgemeinen in den Adreſſen befürwor- 
teten Wünjhe und Forderungen wiederholen wollten, 3. B. von Celle, 
wurden gleichfalls abgewiefen. Dagegen bradte die Hannoverſche Zeitung 
vom 15. März nadjtehende Proclamation: 

„Hannoveraner! Dieje Anrede erregt in Mir nur die Gefühle von 
Liebe und AZutrauen, welche durch die ftärfjten Beweiſe der Anhänglichkeit 
an den angeftammten König und das Vaterland in der unglüdliden Zeit 
von 1803 bis 1813 von Eud ohne Ausnahme bewiejen, aud feitvem be— 
thätigt ſind. 

„Don diefen Gefühlen erfüllt, antworte Ich hierdurch Selbſt auf alle 
Petitionen, denn von früh Morgens bis jpät Abends, oft bis zur Erſchö— 
pfung, mit Gefhäften überhäuft, fann Ih nicht Euch Alle jehen oder eins 
zeln antworten; aber Jeder joll fein Recht haben. 

„Die meiften diejer Petitionen beweiſen Mir noch immer die alte Liebe 
und das Zutrauen Meiner geliebten Unterthanen. Wo andere Wünſche darin 
laut werden, kommen fie — davon bin Ich überzeugte — nicht von den 
Hannmeranern ſelbſt, fondern find durch Fremde eingeflößt, vie überall 
Unortnungen und Verwirrungen anzuregen bemüht find. Ich bin feſt über: 
zeugt von der Treue und dem gefunden Sinne Meiner Unterthanen, daß 
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fie ſich nicht ihre eigene Ruhe und ihren MWohlitand, den jeder Fremde , 
weldher in das Land fommt, beneidet, vernichten werden, 

„Die Begründung und Erhaltung Eures Glüds und Eures Wohljtan- 
des, welche jtetS Meine unabläfjige Sorge gewejen ift, wird nit aus 
Meinen Augen gelajjen, und liegt Mir jetzt mehr am Herzen, als jemals. 
Ih beftrebe Mih, Alles zu thun, was in Meinen Kräften jteht, um Eure 
Wünjhe zu erfüllen, ohne Euer wahres Glüd zu zerjtören. Das Ergebnif 
Meiner Erwägungen über die Zuläffigfeit der Gewährung eines Theils 
diefer Münjhe, und die Maßregeln, welche Ich im verfafjungsmäßigen 
Wege diejerhalb vorbereiten lajje, werden Euch dies beweiſen. Dieje Vers 
fiherung wird jeder Hannoveraner veritehen und glauben, da Jeder weiß, 
daß jein König nie Das jagt, was er nicht wirklih meint, und Nichts ver- 
jpriht, was Er nicht ehrlih halten wird. So ſage ih Euch denn aud, 
dag Ich zwar Meine Zujtimmung nicht geben kann zu dem Antrage auf 
Bolfsvertretung bei dem deutſchen Bunde, daß ich aber alle Meine Kräfte 
aufbieten werde — wie Ich dies ſchon gethban habe, feit Ich Euer König 
bin — damit die deutſche Bundesverfammlung mit mehr Fleiß und mit grö— 
Berer Energie in den deutſchen Angelegenheiten handele, als dies bisher ge— 
ſchehen ift. 

„Bedenket Hannoveraner, dab die Zeit fommen Tann, wo Ich Eure 
Kräfte anftrengen muß. Wie Jch überzeugt bin, daß auf Meinen Aufruf 
Keiner zurüdbleiben wird, da Jeder weiß, dab Ih Mich an die Spike 
Meines Volkes jtellen werde; jo ermahne Jh Eu, bereitet Euch vor auf 
das, was die Zukunft bringen kann, durch Feithalten an der gejehlichen 
Drbnung und dur Erhaltung des Vertrauens auf Euren König. Ich werde 
dieſes Vertrauen nicht täufhen; jondern gern Meinen legten Tropfen Blut 
dem Wohle Meines Volks opfern. Hannover, den 14. März 1848, 

Ernft Auguſt.“ 

Hier kommen die Fremden, die an benjelben Tagen in Wien Revolu— 
tion machten, drei Tage fpäter als Bolen in Berlin Barrifaden bauten 
und aud ferner immer eine große Rolle jpielten, wenn es den Landes— 
vätern unangenehm war, ihre eigenen Kinder eines tevolutionairen Beginneng 
zu bejchuldigen, zum eriten Male vor, jedoch nah Metternichſchem Mufter 
aus Mailand. Der Standpunct diefer Anfhauung ijt indeß weniger naiv 

als berechnet; das Volk wird jo treu und loyal, jo jehr an der Legitimität 
hangend und der Dynaftie ergeben dargeftellt, daß Dinge, vie diefer Liebe, 
Treue und Anhänglichkeit zuwider find, nur von fremden Böfewichtern eins 
‘ gegeben und vollbradt jein fünnen, Wahrhaft patriarhalifch Klingt es aber, 
wenn das kindliche und kindiſche Volk jelbft nicht willen foll, warum es 
bittet, wenn es Wünſche begt und pflegt, vie nur zu feinem Verderben 
gereihen. Mehr als naiv aber ift die Art und Weife, wie der König fi 
über den Bundestag ausjpridt. . Das Sündentregifter diefes, das ſchon am 
8. März in der Bundesverfammlung jelbit entfaltet war, konnte dem Könige 
und der Regierung in Hannover am 14. März nicht mehr unbelannt fein; 
dennoch war an dem Bundestage nichts zu beflagen, als feine Trägheit, 
der König will alle Kräfte aufbieten, damit die hohe deutſche Bundesver⸗ 
ſammlung mit mehr Fleiß und mit —— Energie in den Deut: 
Ihen Angelegenheiten handle. z 
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Wohin der lehzte Satz zielt, ift nicht klar; ob fih der König gegen 
Frankreih oder etwa gegen Dänemarf an die Spise jeines Volkes  jtellen 
will, weiß ich nicht zu deuten. In beiden Fällen jcheint indeß doch immer 
eine Ueberſchäßzung der Kraft und Größe des Hannoverſchen Staates und 
Heeres vorhanden zu fein. Der logijhe Zujammenbang zwiihen einer Bor: 
bereitung auf das, was die Zukunft bringen könne und einem Feithalten an 
der gejeglihen Ordnung, ijt auch jedenfalls ein ſehr Lofer. 

Die Kritit,, welche das Volk an dieſe Broclamation legte, war nicht jo 
milde. Es berührte alle Hannoveraner namentlib auf das demüthigendite, 
daß fie fich vor ganz Deutjchland jagen lajjen mußten , fie jtünden noch auf jo 
untergeorbnetem Standpuncte, daß fie um Dinge bäten, die nicht zu ihrem 
wahren Glüde gereihten und ein höherer, als der ſchwache Unterthanenver- 
ftand darüber wachen müjje, dab das wahre Glüd der Hannoveraner durch 
ungemefjene Wünſche nicht zerjtört würde. Die Stimmung wurde gereizter 
und erbitterter, war doch in allen kleineren Staaten, und jelbit in ven 
übrigen Königreichen,, mit Ausnahme Preußens, jhon alles das bewilligt, 
zum Theil ins Leben geführt, warum in Hannover gebeten wurde, 

Es wurde auf den 16. März im Ballhofsjaale eine Bürgerverfammlung 
anberaumt, um eine Bitte an den Magijtrat zu bringen, die Volkswünſche, 
welde die Adreſſe des Magijtrats auszujprehen nicht gewagt hatte, voll: 
ftändig und ungejhminft an die Stufen des Thrones zu bringen. Es ſtan— 
den an der Spike diejer Agitation Namen, welche bewiejen, daß es nicht etwa 
bloß das geiftige Proletariat fei, welches dieſe Dinge betrieb; da war ber 
Hofrathb und Leibmedicus Holfcher, ein Mann von der größten Popularität, 
der Meijter vom Stuhl in Hannovers größter Loge, mit einer von Natur 
begünftigten Gabe der Rede und Repräjentation; da war der Kaufmann Röſe, 
Lederfabrilant Schüse, Fabrikant Saalfeld, Kaufmann Wichelt, Buchhändler 
Kius, Dr. Nicol, Bürgervorfteher Schläger und viele Andere. Mehr als taufend 
Bürger hatten fih im Ballhofsfaale verſammelt und troß der gänzlihen Neubeit 
der Sache verhandelte man mit großer Ruhe. Eine würdig und kraftvoll gefaßte 
Vorſtellung an den Magijtrat, welche vorbereitet war, fand den Beifall der 
verfjammelten Menge. Dieſelbe beklagte, daß der Magijtrat und die Bür— 
gervorfteher jene in den äußerſten Grenzen der Bejcheidenheit gehaltenen 
Schritte gethban, ohne die Wünſche der Bürger zu vernehmen, welde ihre 
volle und ganze Mitwirkung venjelben geliehen haben würden. Sie ſprach 
ihr ſchmerzliches Bedauern über die Erfolglofigkeit der Petition aus; länger 
zu jchweigen, wäre eine Schmah, die Hannoverd Bürger nicht ertragen 
könnten. „Wir balten es vielmehr für eine heilige Pflicht, wir glauben es 
dem Könige, dem Vaterlande, der Ehre unjerer Stadt jhuldig zu fein, offen 
und mit dem Freimuthe deutjher Männer Alles, was in jo ernfter, ver: 
bängnißvoller Zeit auch unjere Herzen bewegt, auszuſprechen, und unjere 
gejeglihen Vertreter zu fräftiger Befürwortung unjerer Wünſche aufzufordern. 

„Das deutihe Volt will einig, ſtark und frei fein; es will feine ihm 
gebührende Stellung in den Reihen der großen Völker Europa’3 einnehmen. 
Der Deutfhe Bund ſelbſt hat endlich anerfannt, daß der Zeitpunct gelommen 
fei, wo dafjelbe auf diefe Stufe gehoben werden müſſe. Der ernite Wille 
eined Volkes von Vierzig Millionen ift unwiderſtehlich! 

„Könnten wir Hannoveraner zurüdbleiben in dem begeifterten Wett- 
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fampfe unferer deutjchen Brüder rings um uns ber, um die edeljten 
Güter eines Volles, um jeine Ginheit, ſein Recht, feine Ehre, 
feine Freiheit? Nein! Auch wir, die Bürger der Stadt Hannover, wol— 
len, was das ganze deutjche Volt begehrt, wir wollen nicht die Letzten jein, 
für die Erringung unferer höchſten Güter alle und zu Gebote jtehenden 
gejeglihen Mittel aufzubieten, und wir werden nicht eher rajten, bis das 
ihöne Ziel, das uns mit unjeren edleren deutjhen Brüdern auf gleide 
Stufe ftellt, erreicht fein wird.” 

Es wurden dann 12 Forderungen aufgejtellt: 1) jofortige Entfeffelung 
der Preſſe; 2) Vereinigungs- und Verſammlungsrecht; 3) Schwurgerichte 
auch bei Preßvergehen; 4) Bollsbewaffnung mit Wahl freier Führer; 5) 
Vertretung des deutjchen Volkes bei dem Bundestage; 6) Deffentlichleit der 
Ständeverhandlungen; 7) größere Selbitjtänpigfeit der Gemeinden und Deffent- 
lichkeit ihrer Verhandlungen; 8) Trennung der Verwaltung von der Juftiz, 
ein auf die Grundjäge der Deffentlichfeit und Mündlichkeit gebautes Verfah— 
ren, Einführung von Handelsgerichten; 9) verfafjungsmäßige Zurüdnahme 
der Gewerbeoronung; 10) Beſchränkung der Polizeigewalt, insbefondere 
Zurüdgabe von deren Berwaltung an die Städte; 11) freie Uebung der 
verschiedenen Religionsbekenntniſſe nebſt gleicher politischer Berechtigung für 
Alle; 12) Amneftie und Rehabilitation für Alle, Die wegen politiiher Ver— 
geben verurtheilt find. 

Alle einzelnen Puncte wurden durchſprochen; die fräftigeren Stellen, 
die wir herausgehoben, erhielten ftürmifchen Beifall, 

Während aljo im Ballbofsfaale verhandelt wurde, war von Köln am 
fpäten Abend jene zwölfer Deputation des Kölnijchen Gemeinderaths in 
Hannover eingetroffen, um dort zu übernachten und am anderen Tage dem 
König von Preußen die Forderungen der ARheinprovinz zu überbringen. Ob 
einzelne Mitglieder diejer Deputation mit Hannoveranern gejprohen, weiß 
ih nicht, es ift indeß mehr als wahricheinlih, am anderen Morgen war 
jedenfall® das Gerücht in der Stadt verbreitet, die Deputation fei abgegan- 
gen und die Nheinprovinz drohe mit ihrem Abfalle, wenn der König die 
Bitten derfelben nicht erfülle. 

Ob am 16. Abends Kunde von den Dingen, die am 13.—14, in 
Mien paffirt, jhon dem Hofe geworden war, ift mir nicht befannt. Man 
darf nicht vergeffen, daß Telegraphenverbindungen mit Wien noch nicht eri- 
ſtirten. Im Volle war von den Dingen noch nichts bekannt, auch am 17. 
bis Mittag nur einzelnen Wenigen. 

Am 17. Morgens, etwa 10 Uhr, hatten fi die geftern im Ballhofe 
tagenden Bürger nebſt einer großen Menge anderer vor und im Rathhaus— 
ſaale eingefunden, um die gejtern beichlofjene Adreſſe dem Magiftrat zu über- 
geben und der gemeinjamen Adreſſe von Bürgerverfammlung und Magiftrat 
„ihre volle Kraft zu verleihen” Der Advocat Weinhagen aus 
Hildesheim mit etwa zwanzig Begleitern war gleichfall3 gegenwärtig. -Dies 
jelben hatten al3 Deputation der Stadt Hildesheim bei dem Könige ericheinen 
wollen, jih aber nun ven Bürgern Hannovers angejchlojien. Der Magiftrat 
und das Vürgervorftehercollegium beriethen, während ſich der Rathhausfaal 
immer mehr füllte, lange, ob man fih an die Spige der Bürgerſchaft ftel- 
len wolle oder die Eingabe überſenden. Letzteres wünſchten bie —— 
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erfteres die Jüngeren, namentlih Schläger, der damit durchdrang, um thun⸗ 
lich die Bewegung in den Händen der ſtädtiſchen Behörden zu behalten. 

Man vebattirte und Evers redigirte dann an einem Begleitjchreiben 
der Adreſſe, für die Ungeduld der im Saale und draußen auf der Straße 
wartenden Menge noch viel zu lange. Endlich war dieſes Schreiben des 
Magiftrat3 verlefen und fanden namentlih die Stellen Beifall, welche fi 
zu Kraftausprüden, al „das Wort kann jet nicht mehr befriebigen, 
denn Thatfahen find es, die das Volk erwartet, die es allein beruhigen 
fönnen”, erhoben oder wo das Begleitihreiben die Aufregung der Gemüther 
ald Folge leerer Einbildungen oder fremder Einflüfterungen zurüdwies. Die 
große Menge der Handwerker unter den Verſammelten dankte es dem Mas 
giftrat aber befonders, daß er die bangen Beſorgniſſe der Gewerbtreibenden 
in Beziehung auf die Gewerbeordnung nur zu jehr gerechtfertigt hielt, — 
Auch die ungeheuer ſchwere Verantwortung, welche etwa der Rathgeber des 
Königs auf fih lüde, welcher dem Könige die Forderungen des Landes in 
ihrem ganzen Umfange vorzuftellen unterließe, fand ungetheilten Beifall, 
denn im Bolfe war noch immer die Meinung ſehr verbreitet, daß die Um— 
gebung des Königs diefem Vieles vorentbielte über Lage und Stimmung 
des Landes und daß namentlih die Gräfin Grote, Schwiegermutter des Ca— 
binetsraths v. Münchhauſen, einen ungebührlihen Einfluß auf die Entjchlie- 
Bungen Ernjt Auguſt's ausübe, 

Den Beifall, welchen das Begleitihreiben des Magiftrat3 bei der Menge 
fand, ſuchte der Hofrath Holicher zu benugen, dieſelbe von einer Mafjen- 
deputation abzubringen. In einer längeren gejhidten Rede, die dem Stolz 
der Hannoveraner zu fchmeicheln berechnet war, juchte er es als unangemejjen 
barzuftellen , wolle man ungeftüm an das Haus des franfen Königs Flopfen. 
Der König war in der That erkrankt. — Dagegen opponirte man ſich aber aus 
der Menge, namentlih waren e3 die Hildesheimer, die laut und ſtürmiſch 
auf Webergebung der Adreſſe mit einem Gomitat drangen. Auch andere 
ftimmten bei und nad einer langen beftigen Debatte, wenn man ein Ges 
ſchrei, das fih für und gegen erhob, fo nennen darf, wälzte jih dann die 
ganze Maſſe der auf dem Rathhauſe und unten auf der Straße Berfammelten 
durch die Dammftraße der Leinjtraße und dem Palais des Königs zu. 

Magiftrat und Bürgervorfteher überreichten die Adreſſe und das Begleit- 
fhhreiben zu Händen des Gabinetsratbs v. Mündhaufen, welder die Ber: 
fiherung ertheilte, viejelbe dem Könige, welcher ſich unwohl befinde, jofort 
mitzuteilen und die Hoffnung ausprüdte, dab Se. Majeftät einen Theil 
der in der Petition niedergelegten Wünſche erfüllen werde. Dies wurde 
der vor dem Palais verfammelten Menge mitgetheilt, ſolche wollte fich jedoch 
mit einer jo allgemeinen und unbejtimmten VBerfiherung nicht abweifen 
laffen, jondern verharrte in mehr oder minder dumpfem Gefchrei nad einer 
beftimmten Antwort. 

Truppen waren confignirt, auf dem nahen Friederifenplage ſolche auf: 
geftellt und mit Patronen verfehen, Die Menge war unbewaffnet und rubig; 
das einzig Polizeiwidrige, was geſchah, war, dab man Angeſichts der Kö— 
niglihen Schildwachen frank und frei Eigarren raudte, was bisher, troß ver: 
ſchiedener Beſchwerden felbft der ſtädtiſchen Collegien, ftreng verpönt war, 
In der Menge fingen an, dunkle Gerüchte von einer Revolution in Wien 
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zu cireuliren. Es waren das aber nicht mehr blos Gerüchte, drinnen im 
Palais wußte man, daß in der RKaiferftadt an der Donau das Unglaubliche 
geihehen war. In Wien, das man jeit Anfang des Jahrhunderts vor allen 
Verpeftungen durd Literatur und Zeitichriften fo forgfältig gehütet, in Wien, 
dem Site alter und hoher Staatsweisheit und Diplomatie, wo Fürft Met: 
ternih mit Gens, Adam Müller, Pilot und Genofjen Jahrzehnte an dem 
Syiteme der Verbummung gearbeitet, mo Dom Miguel und Andere in die 
hohe Schule des Abfolutismus gegangen, in Wien, das man im Lebens- 
genuß verſchwelgt glaubte, batten Studenten und Volt das Zeughaus er: 
ftürmt , ſich wader gejchlagen und hatten geſiegt. Fürſt Metternich war 
geflohen und der gute Kaiſer hatte Volksbewaffnung bewilligt , Preßfreiheit 
gegeben, eine Gonftitution verſprochen. 

Wenn jo etwas in Wien gejhah, was mußte dann erft in Berlin 
geſchehen, in der Stadt der Intelligenz, wo man noch, wie in Hannover, 
alle Bitten um Reformen zurüdgewiefen hatte, wo in den lebten Tagen 
ſchon blutige Militairercejie gegen das unbemwaffnete Volk vorgelommen waren. 

Im Palais, wo man von dem, was gejtern im Ballbofsfaale berathen 
und befchloffen war, unzmeifelhaft ſchon geftern Kunde befommen, wo man 
die zwölf Boltsforderungen fannte, waren die Wiener Nachrichten gewiß haupt- 
fählih maßgebend bei der Beſchlußnahme einer Antwort. Diefe definitive ' 
Beihlußnahme jchien allerdings erſt jebt zu erfolgen, denn e3 dauerte eine 
viertel, e3 dauerte eine halbe Stunde und es fam keine Refolution., Die 
Menge, unter der jich die Nachricht von der Wiener Revolution mit allen Uebertrei- 
bungen und Ausihmüdungen eines Gerüchts verbreitet hatte, wurde ungeduldig 
und mußte von dem Magiftratsdirector Evers, von Holſcher und anderen an der 
Spige der Deputation jtehenden Männern befhwichtigt werden. Endlich nad ei: 
ner Heinen Stunde erjchien der Gabinetsrath v. Mündhaufen, ein Bapier in ver 
Hand. Er wurde von einem zmweideutigen Vivat empfangen, in der Gr: 
wartung, daß Alles gewährt jei, was man verlange. Mochte fih nun in 
der Nähe der Palaisthür die liebe Straßenjugend am dichteften zufammen 
gevrängt haben, um dem, was da kommen würde, möglichſt nahe zu fein: 
der Lärm hörte nicht auf, felbft, als Münchhauſen fhon einen Stuhl bes 
ftiegen battee Mit feinem tiefen Baß und barfher Weile fprah er 
zu dem Volfe: „Wollt ihr fchreien oder foll ich reden?” Ginige Laute des 
Unmillens, ein Murren, dann aber eine verhältnißmäßige Stille. Herr 
v. Mündhaujen verkündete nun, in Gemäßheit der Auffaffung des Magiftrats, 
wie folder dies veröffentlichte: 

„Seine Majeftät hätten bereit3 zur Erfüllung mehrer der geftellten 
Bitten Maßregeln angeorbnet, melde den Ständen vorgelegt werben joll: 
ten, mithin nad Verlauf von etwa 14 Tagen zur dffentlihen Kunde gelangt 
fein würden. Zur Beruhigung der Bürger, welche aufgeregt fhienen, molle 
Se. Majeftät jedoch genehmigen, daß einige dieſer Maßregeln ſchon jetzt 
gleich veröffentliht würden. 

„Was die fofortige Entfeffelung der Preſſe betrefie, fo fei bereits be- 
ſchloſſen worden, ein Preßgeſetz zu bearbeiten und habe der König bis zur 
Grlaffung deffelben die fhonendfte Ausübung der Cenſur bereit3 bejohlen. 
Ge. Majeftät wolle jedoch ſchon jet dur formelle Aufhebung der Cenfur 
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diefes Geſuch gewähren, und anordnen, baß bis zur Erfheinung des Preß⸗ 
gejebes nad den beftehenven Geſetzen geurtheilt werde. 

Was den zweiten Punct, das Recht der freien Vereinigung und der 
freien Berfammlung betreffe, jo fei dieſes Necht fchon innerhalb der polizei= 
lihen Grenzen geftattet, wie die Verſammlungen zur Vorbereitung der vor— 
liegenden Petitionen jelbft hinlänglich bewiefen. 

Den dritten Punct, die Einführung der Schwurgerihte in jämmlichen 
Sachen und bei PBreßvergehen angehenn, fo könne Se. Majeftät darüber 
ohne Zuziehung der Stände feine Entiheidung erlajfen. 

Was den vierten Bunct, die Volksbewaffnung betreffe, jo fei die Er: 
rihtung einer Bürgergarde allerdings zwedmäßig und werde, wenn das 
zehnte Armeecorps aufgeboten würde, vielleicht unerläßlic fein. So Tange 
dies aber nit der Fall wäre, fo ſei diefelbe nicht nothwendig, halte ven 
thätigen Bürger von feinen Geſchäften ab, und vermehre etwa vorhandene 
Aufregung. Zur Zeit fei ein Augenblid der Noth aber nicht vorhanden. 

Was den fünften Punct, die Vertretung des Volkes beim Bundestage 
betreffe, jo jei bereits ein Fürftencongreß angeordnet, um über die Reor— 
ganifation der Bundesverfafiung zu berathen. 

Ueber ven jechsten Punct, die Deffentlihkeit der Verhandlungen der 
Allgemeinen Ständeverfammlung fei von Sr. Majeftät dem Könige vor drei 
Tagen ſchon ihm, dem Gabinetsrathe v. Münchaufen, der Befehl dazu zu: 
gegangen, und es jei das deßfallſige Gefe bereits in Arbeit. 

Die fünf folgenden Puncte: Siebtens größere Selbititändigfeit der Ge: 
meinden; achtens durchgreifende ſchleunige Meformen in der Rechtspflege, 
vollftändige Deffentlichkeit und Münplichkeit, Bejeitigung der Procekorbnung; 
neuntens verfajjungsmäßige Zurücknahme der Gewerbeordnung; zehntens Bes 
ſchränkung der Polizei und Wiederübergabe derjelben an die Städte; elftens 
freie Religionsübung betreffend; fo jeien diefe Puncte nicht reif zur augen- 
blidlihen Entſcheidung, und bevürften ebenfalls der Mitwirkung der Allges 
meinen Ständeverfammlung des Königreichs. 

Mas endlih die Amneftie und Rehabilitation der politifhen Verbrecher 
betreffe, jo fei ihm, dem Herrn Gabinetsrath, gar nicht befannt, daß jolde 
vorhanden feien. Als dem Heren Gabinetsrath der Dr. Schufter in Paris 
genannt wurde, jo zweifelte er nicht, daß dieſes Geſuch genehmigt werde, 
und bejtätigte dieg jpäter. ” 

Nachdem Herr v. Mündhaufen, deſſen Vorleſung durch eine Menge 
wider Vivats unterbroden wurde, da trog der lauten Rede nur die Zus 
nädhftftehenden hören konnten, was eigentlich bewilligt war, und die Ferner: 
ftehenden daher, jobald nur ein Schlagwort fiel, dies ſchon für eine Be— 
willigung hielten, geenvet, bradte er jelbjt ein Vivat auf Se, Majeftät den 
König aus, das indeß wenig lebhaften Anklang fand, obgleih Magiftrat, 
Bürgerporfteher und die Zunächſtſtehenden einftimmten. 

Herr v. Münchhauſen ſchien nun zu erwarten, daß die Menge ji 
entferne. Dazu ſchien au ein großer Theil Luft zu haben, Andere inzwi— 
ſchen zeigten ſich noch unbefrienigt, bezeugten Luft zur Unruhe und Tumult. 
Der Magijtrat gab al3 Grund diejer noch immer ſich fundgebenden Aufregung 
an, daß über die Beſchränkung der Polizeigewalt und die Wiederübertragung 
derjelben an die Städte nichts entjchieden jei. Herr v. Münchhauſen erwi— 
derte der Deputation, dab der König auf diefen Gegenftand nicht vorbereitet 
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gewefen (auf die übrigen Forderungen war er alfo vorbereitet) und ders 
jelbe zu einer Entſchließung nicht reif fei. Zugleich bejtieg er nochmals ven 
Stuhl und forderte die Menge ziemlih barih auf, nun, da fie die Ent: 
jheivung des Königs vernommen, nah Haufe zu gehen. 

Man blieb, man lachte und höhnte. Nun hatte der Magiftratdirector 
Evers den klugen Einfall, den Stuhl zu befteigen und zu fagen: „Wer 
ein guter Bürger ift, der folge mir nad auf das Rathhaus“. Das half. 
Die Bürger ſchloſſen fih an, die Straßenjugend folgte nah, das übrige 
Publicum zerftreute ſich. 

Während der Nachmittag ruhig verlief, rotteten fih am Abend Tumul- 
tuanten zufammen, zertrümmerten erſt verhaßten Polizeihargen die Fenfter, 
gingen dann höher hinauf zum Cabinet des Königs und der Königlichen 
Freundin, Frau v. Grote. Der Tumult wurde indeß weniger durch das 
berbeigezogene Militair und die Gendarmerie als durch jelbitthätige Ein» 
wirkung der mit weißen Binden am Arme verjehenen Bürger, welden eine 
Königlihe PBroclamation vom 18. März dafür dankte, bejhwidtigt. Dieje 
jelbjtthätige Einwirkung der Bürger führte ſchon am anderen Tage zu Ber: 
fammlungen der Bürger vor den Häufern der Bürgervorfteher, zu Bewaff— 
nungen, wie fie ber Augenblid gewährte, und zu Patrouillen durch bie 
Straßen. Die polytehnijchen Schüler organifirten ſich zuerit als bewaffnetes 
Corps. Das bildete die Anfänge der hannoverfhen Bürgerwehr, deren 
Nothwendigkeit man erit jtillihweigend, nach wenigen Tagen durch Aushäns 
digung alter jchwerer Gewehre aus dem Zeughaufe officiell anerfannte. — Es 
fehlte nicht an Berfuhen, Zwieipalt zu erregen, namentlich wurde dem Dr. jur. 
Grote, Herausgeber der Landesblätter, in einem ſehr derben offenen Briefe 
von Seiten des Director Karmarſch der Vorwurf gemaht, er habe jih in 
die Verfammlung der Polytechnifer eingedrängt und dieſen die Anficht bei- 
zubringen geſucht, als jeien diejelben nur um desmwillen zu einer Sicherheits: 
wache organifirt, um jie für die öffentliche Ruhe unfhäplich zu machen. Der 
Schluß dieſes Briefes war jehr gewählt. 

Am 18. März veröffentlichte die Hannoverfhe Zeitung in Form einer 
Proclamation die Antwort des Königs an die Deputation, in einer offenbar 
neuen Redaction, welche zu den Befürchtungen Beranlafjung gab, man wolle 
einen Theil des Bewilligten reftringiren, und alles noch nit Bewilligte noch 
mehr auf Schrauben ftellen. Mindeftens lautete der Paſſus in Beziehung 
auf die Cenſur fehr zweideutig; es hieß jebt: der bereit ausgearbeitete 
Entwurf eines Preßgefeges jolle ven Ständen unverzüglich vorgelegt werben. 
Dann hieß es weiter: „Wir haben nod heute bereit Anorbnungen ge: 
troffen, daß die feither bejtandene Genfur ſchon jegt auf das Schonenbite 
ausgeübt werde, und erachten es hiernach unbedenklich, die Aufhebung ber 
Genfur aud der Form nad von dem heutigen Tage an unter dem ſich von 
felbft verſtehenden Vorbehalte hiermit zu bewilligen, daß bis zum Erlaß 
eines mit den allgemeinen Ständen zu vereinbarenden Prefgefehes, die in 
Drudihriften etwa vorkommenden Verbrehen oder Vergehen nad den in 
unferer Landesgeſetzgebung beftehenden Vorſchriften beurtheilt und geahndet 
werden.” Indeſſen fuchte man mohl größere Reftrictionen, als fie in ber 
That beabfihtigt waren und der Magiftrat fühlte ſich gewifjermaßen verlegt, 
weil man es nicht bei feiner Bekanntmachung belafien hatte. — Man war 
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auf das Aeußerſte mistrauiih und es ftieg die Aufregung. Um diefe zu 
beſchwichtigen, erklärte Ernſt Auguft noch in der Naht in einem Königlichen 
Refeript an den Magiftrat: „daß er feinen Anjtand nähme, zu erflären, 
daß er den Inhalt der Magiftratseröffnung als jeine Königliche Entſchließung 
anerfenne. Cr habe geglaubt, daß dieſe Erklärung nicht nöthig fein werde, 
da jeder Hannoveraner willen jollte, daß er das, was er jage, vorher über: 
lege, dann aber aud halte”. Das glaubten nun aber aud die Hannoveraner 
von ihrem Könige, aber fie glaubten zugleih, daß demfelben von feiner 
Umgebung, namentlich dur den Generaladjudanten v. Düring bis zur Mitte 
Januar, wo derjelbe jeine Entlafjung befam, Alles vorenthalten würde, 
wovon diefer glaubte, daß es den König unangenehm berühre, Thatfachen 
wie Nctenjtüde: und fie glaubten, dieſe Königlihe Erklärung nur dem Um: 
ftande zu vervanfen zu haben, daß der Adjudant v. Slicher fih in der 
nächſten Umgebung des Königs befand, welcher allein den Muth habe, die— 
fem reinen Wein einzufchenken. 

Die Ruhe in Hannover war nicht weiter geſtört, allein die Nachrichten von 
dem, mas am 18. und 19. in Berlin vor fih gegangen, waren gewiß nicht geeig- 
net, im Palais jelbjt Beruhigung zu ſchaffen. Hier freuzten ſich indeß die ver— 
ſchiedenſten Anſichten. Diejenigen, welche am übermütbigiten gewejen , wenn 
es Verlegung von VBoltsrechten galt, waren am Hleinlautejten und gebehr— 
deten jih am rathlojeften. König Ernft Auguft ſelbſt, dem es an jtaats- 
männiſchen Einjichten nicht fehlte, fand es in der Orbnung, mit freiwilligen 
Eoncejfionen voranzugehen, wie er noch früher, als die Minifter, ſelbſt zu 
ber Ueberzeugung gelangte, daß er mit diejem Gabinet und diejen Departe: 
mentsminiftern nicht fortregieren fünne. Hätte man in Berlin diejelbe Ein: 
ficht bejejlen, das Patent vom 18. März einen Tag früher publicirt, die 
Ereignifje vom 18. und 19, wären erjpart worden. Cine Proclamation vom 
20. März (Anlage VI.), welche Ernjt Auguft wahrſcheinlich ſelbſt verfaßt hatte, 
verhieß Anträge auf Abänderung der Landesverfaffung an die Stände zu 
bringen, melde auf Veraniwortlichkeit der Minifter gegen das Land und 
auf Bereinigung der Königlihen und der Landescaſſe gegrün- 
det jein jollten. in Reſcript an den Magiftrat und die Bürgervorfteher 
der Refidenz (Anlage VII.) übertrug dem Stadtdirector die früheren Befug- 
niffe als Chef der Polizei der Reſidenz. Die Zeitung bradte zugleich die 
Entlaffung des Cabinetsminifters Freiberen v. Falde, und zeigte an, daß 
jämmtlihe Departementsminifter um ihre Entlaffung gebeten und ſolche erhalten 
hätten, doch follten fie bis zur Ernennung ihrer Nachfolger die Gejchäfte 
fortführen. Auch daß der Senator Dr. Heinge in Göttingen auf fein An- 
juhen von den Gejchäften der Polizeidirection gänzlich enthoben jei, wurde 
befannt gemadt. An dem Tage, wo in Hannover die Mafjendeputation por 
ih ging, hatten jämmtlihe Studirende Göttingen verlafjen, weil durch Po— 
lizeiwilllüur das Leben der Studirenden gefährdet werde und waren nad 
Nordheim ausgezogen. 

Am 20. März jah man die eriten jehmarz=roth= goldenen Fahnen und 
Eocarden in Hannover — und die guten Hannoveraner ſchwammen in einem 
Meere voll Seligfeit. Nicht fo ruhig, wie in der Nefidenz ging es indeß 
im Lande zu. Die Aufregung war in den Provinzen überall im Wachen. 
Solde Städte, welde in den Zeiten des Verfaſſungskampfes am ſchmählich— 
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ften fih benommen hatten, 3. B. Nienburg, waren fhon am 16. März bie 
lauteften gewejen in freiheitlihen Forderungen. Hie und da, durch locale 
Urſachen, unbeliebte Beamte u. j. mw. hervorgerufen, gab es Bauernunru- 
ben, Verwüftungen einiger adliger Schlöffer u. dgl., namentlich geſchah ſolches 
an Grenzorten,, 3. B. Loccum, Stolzenau; aud in das Osnabrückſche drangen bes 
waffnete Bauern aus dem Preußiſchen. Die Luft des Pöbels und des diebiſchen 
Geſindels, die Aufregung der Gemüther durch Zerftörungen und Plünderuns 
gen zu misbrauden, zeigte fih an vielen Orten, indeß trat man ſolchen 
Gelüften nit nur in den größeren Städten, jondern aud in Fleden und 
Dorfgemeinden durch Bildung von Bürgergarden und bewaffneten Patrouillen, 
durch Bildung von Volksvereinen und BVollsverfammlungen, in denen ſich 
mander Unmwille austoben konnte, entgegen. 

Die erfinderifh eine aufgeregte Zeit in revolutionairen Hülfgmitteln ift, 
das zeigten fo redht diefe Märztage. In Celle fam man, nod ehe der Hei: 
delberger Siebener Ausfhuß thätig gewejen war, auf den Gedanken, nod 
vor Eröffnung der Stände in Hannover eine Verſammluug von Bertrauens- 
männern des Voll3 zu veranftalten, welche kurz und energifc fordern follten, 
was Noth thue. Die gewichtigſten Corporationen waren bazu eingeladen. 
Weiter ging man in den bremifchen Marfchen; bier wurde namentlich zuerft 
die Erbitterung gegen den Adel und die erſte Cammer laut, wozu das Ber: 
halten derfelben während des Verfaſſungskampfes ſowohl als während der 
Zeit von 1842—47 gegründete Veranlaffung gegeben hatte. Die Elite der 
reihen Grundbefiger der Elb- und Weſermarſchen hatte fih am 20. März 
in Stade zu einer Volksverſammlung vereinigt. Die Männer, welde dort 
bisher als Führer an der Spitze geftanden, Freudentheil, Holtermann, Wy— 
neden u. a. wurden überjchrieen, al3 Reactionaire und Verräther behandelt. 
Die Menge verlangte einen Mafjenzug nah Hannover, um das Minifterium 
zur Entlaffung zu zwingen und die Einfegung eines neuen, nur aus bür- 
gerlihen Miniftern beftehenden Minifteriums zu erzwingen. Man verlangte 
Anklage des Gabinetsminifters v. Falde, Aufhebung der Adelscammer, Eins 
cammerfyftem, Auflöfung der einberufenen Stände und eine conftituirende 
Berfammlung. Aus jeder Corporation follten drei Männer nah Hannover 
gejendet werden, um am 26. März alle noch zeitgemäßen Volkswünſche zu 
berathen und folhe in Verein mit den ftändifchen Deputirten dem Könige 
vorzulegen.*) Nur mit Mühe gelang es Holtermann und feinen Freunden, 
am Abend die Rüdnahme des fhon gefaßten Beichluffes zu bewirken, und 
in Anſchluß an die Geller Vorfchläge, denen fih der größere Theil des übri- 
gen Landes fhon angefchlofjen, die Entſendung Einzelner nad Hannover, 
durdzufesen. Im Hintergrunde blieb aber immer der Gedanke an eine con= 
ftituirende Verſammlung. Man hoffte, daß die Deputirten ſelbſt darauf 
dringen würden, da man an eine bloße Rückkehr zu dem Staatsgrundgeſetz 
niht mehr dahte und einen Weg, mit den gegenwärtigen Ständen auf 
verfaflungsmäßigem Wege weiter zu kommen, für unmöglid erachtete. 

Mie ſchwer es war, in einem Lande, wie Hannover, tüchtige Männer, 
die das allgemeine Bertrauen hatten, zu finden, aus denen man ein Mi: 


*) Ein Gang dur den Saal der Volfsverorbneten, von Dr, Geller. Stabe 
1848. 
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nifterium bilden könnte, das zeigten die Verſuche der Gonjecturalpolitifer, 
welche fih in der Zeit vom 20. bis 22. mit der Bildung eines folden be= 
ſchäftigten. „Antipathieen haben wir genug,” ſagte Stüve 1848 in dem 
Sendſchreiben an feine Wähler. „Man kann feinen Namen nennen, gegen 
den nicht fofort eine Cinwendung gemacht würde.” Den Rath, Stüve zu 
berufen, hat dem Vernehmen nah Graf Bennigjen, der zuerjt mit Bildung 
eines Minifteriums beauftagt wurde, gegeben, indem er erklärte, nur in Ge— 
meinſchaft mit diefem ein Minifterium zu bilden. 

Es wurde ein Courier nad Osnabrück gefhidt und Stüve traf ein 
und verhandelte mit dem König und denen, die ihm als Gollegen bejtimmt 
waren, ohne jeinen Freund Detmold vorher um Nath gefragt zu haben, 
was diejer jehr übel nahm. Wir glauben niht, daß Detmold Rath troß 
aller Perjonalfenntniffe viel genüst haben würde, halten überall aufgebrun- 
gene Minifter niemals für lebensfähig, weil jie fofort zu einer Camarilla 
führen. Ernſt Auguft hatte felbft gewählt over glaubte es gethan zu haben 
und Stüve hat Recht, wenn er fagt, daß das Minifterium die nothwendigſte 
Eigenihaft, die Fähigkeit zu einträchtigem übereinftimmenden Handeln in 
einer dem Wohle und dem Sinne des Landes, d. h. der großen Mehrheit 
defjelben entſprechenden Weije, bewährt habe, eine Eintracht, die das Mini- 
fterium ſelbſt lange überlebt hat. 

Stüve hat in der Sigung zweiter Gammer vom 6. Juni und in feinem Send 
ſchreiben an die Wähler, Einiges von den Verhandlungen mitgeteilt, die der Con 
ftituirung des Minifteriums vorangingen. Es war das am 22. März. Man 
wurde einig, daß im nördlichen Deutihland ein fefter Kern fih bilde, um 
die Berwirrung im ſüdlichen Deutichland zu bewältigen, und auf dem Wege 
der Ordnung die Einheit zu fihern. Die Preußifche Erklärung vom 
18. März, welde fagte: „Wir verlangen, daß Deutjhland aus einem 
Staatenbunde in einen Bundesjtaat verwandelt werde; wir erfennen an, 
daß eine Reorganifation der Bundesverfafjung vorausjegt, melde nur im 
Verein der Fürften mit vem Volke ausgeführt werden fann, daß dies 
demnad eine vorläufige Bundesrepräfentation aus den Ständen aller deut— 
ſchen Länder gebildet und unverzüglich berufen werden muß,” war die Bafis 
des Minifterialprogramms in ver veutfhen Frage. In Beziehung auf die 
bannoverfhen Angelegenheiten ftimmte Stüve mit Ernſt Auguft darin über: 
ein, daß nur auf verfafjungsmäßigem Wege, d. h. im Wege des 
Landesverfafjungsgejeges von 1840 vorgefchritten werben folle, das wie weit 
blieb vorläufig no unerörtert. Kaum war man aber einig, als die Pro: 
clamation von Berlin vom 21. März und die Nachricht von dem Umritt 
eintraf und das Concept gänzlich verrüdte. Das war fein Grund auf dem 
Stüve fortbauen konnte; man fühlte in Hannover, was es heiße, Preußen 
folle in Deutfhland aufgeben, Das faum gebildete Minifterium war in 
Begriff, ſich wieder aufjulöfen. Man beſchloß endlich, zu retten, mas zu 
retten jei und die Ordnung im Lande jo lange als irgend möglich auf: 
recht zu erhalten. 

Die Reſidenz war indeh in dem höchſten Stadium der Aufregung, da 
das Gerücht Alles übertrieb, namentlich hatte fih auch die Fabel verbreitet, 
der König bereite ſich zur Flucht, die Silberfammer und der Schag feien 
ihon fortgeſchafft. ES erſchien daher, während das Minifterium in Bildung 
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beariffen war, ein Ertrablatt der Hannoverſchen Zeitung mit folgender Nad;- 


richt: 


„Die Verbreitung unzähliger, Aufregung erregender oder vermehren 


der Gerüchte läßt es als wünſchenswerth erfheinen, vor denjelben zu war: 
nen, namentlich aud hiedurch zu erflären: daß der König fortwährend hier 
ift, bier bleibt, und wiederholt verfihert hat — wie wir aus guter Quelle 
mwiffen — daß er feine Reſidenz nicht verlaffen werde, fo lange Er darin 
für das Wohl der Hannoveraner und die Erhaltung der Ordnung thätig fein 


kann.“ 


Ohne Unterſchrift. 


Zweites Capitel. 


Bom 22, März bis zum 8, Mai, dem Wiederzuſammentritt der vertagten Stände, 
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Gleichzeitiges. 


. Ernennung eines ungarifchen Minifteriumd unter dem Grafen Ludwig 


Batthyanyi. — Proclamation des Königs von Sardinien an bie Lom— 
barden und Benetianer. — Aufftand in Modena. 


. Preußifher Erlaß: Gommiffion zur nationalen Reorganifation bes Groß⸗ 


herzogthums Poſen. — Proclamation der proviſoriſchen Reglerung in Schle s— 
wig-Holſtein. — Der König von Würtemberg verzichtet auf alle 
Hofjagden und Jagden der Hofcammer. 

Ginzug von 5000 Piemontefen in Mailand. — Eröffnung des General: 
parlament8 in Palermo. — Die deutſche Bundesverfammlung erneuert 
die Einladung von Bertrauensmännern. — Die Wiener Zeitung veröffentlicht 
eine Antwort der deutfchen Nation an den König von Preußen. 


. Madrid in Belagerungszuftand. — Ruſſiſches Manifeft: man werbe 


die Grenzen des Neich8 vor der Anarchie in Defterreih und Preußen fchügen. 


.Camphauſen Minijterpräfident, Hanfemann Finanz: und Handelsminiſter, 


Reyher Kriegäminifter in Preußen. Graf Schwerin bittet um Entlafjung. 


. Der Papit unterfagt den Jeſuiten den Aufenthalt in Italien. — Stür: 


mifche Sigung der ungarifhen Ständetafel. — Bunbesbejchluß wegen 
der Nationalvertretung. 


. Gonftituirung des Vorparlaments. 
. Deffentlichfeit der Sigungen des vereinigten Landtags in Berlin procas 


mirt. — Gelbfrifis in Paris. — Hungersnoth im Erzgebirge. 


. Die Ausnahmsbejchlüffe vom Bunde aufgehoben. — Eröffnung des vereinig- 


ten Landtags in Berlin. — Minderheit ver Radicalen in Franffurt. 
Spiron’ s Antrag. — Gamphaujen interpretirt mit Genehmigung bes 
Stönigd von Pre 35 deſſen Erlaß vom 21. März. 


. Bojen in Belagerungszuftand erklärt. — Eröffnung des Schleswig— 


Holfteinifchen Landtages, der Gtändeverfammlung in Braun: 
ſchweig. — Die Defterreicher verlaffen die Mineiolinie. — Seiten 
veranlaßt einen Beſchluß des Vorparlaments, welcher den Wiedereintritt der 
ausgejchiedenen Minorität ermöglicht. 


. Der Fünfziger Ausihuß in Franffurt beginnt feine Wirkfamfeit. Es 


bildet ſich ein demoeratiſches Gentraleomitd für die Wahlen zum Parlamente. 


. Das Gefeß, die Aufhebung des Jagdrechts auf fremdem Grund und Boden 


von den Schleswig-Holfteinifchen Ständen angenommen. 


. Neuer Bundesbeichluß wegen der Wahlen. 
. Ehartiftenbewegung unter Dconnor in England. — Gonftitutioneller Club 


In Berlin. Gonftitutionelle Zeitung von Prup. 
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9. Treffen bei Flensburg; die Deutfchen ziehen fi zurüd. — Tie Wahlen 
des vereinigten preußiſchen Landtags zur beutfchen Nationalverfammlung 
werben als nicht gefchehen zurüdgenommen, Urmwahlen werben angeordnet. 

10. Ehartiftenzug in London. — Der vereinigte Landtag in Berlin wird 
aufgelöft. — Etraßenfampf und Barrifaden ın Eaffel, die Garde du Corps 
wird aufgelöft. 

11. Sin in Schleswig. freifchaarenzüge aus allen deutjchen Gauen nad 

oljtein. 

12. En Hannoverſchen Truppen überjchreiten Die Elbe. -- Deputation des 
Fünfziger Ausichuffes in Caſſel. 

13. Republicaniiche Bewegungen im Sceefreife. 
16. Die Abficht, die proviforifche Regierung in Baris durch einen Wohlfahrts- 
ausſchuß zu erjegen , fcheitert. 
19. Dänemark ordnet die Beichlagnahme aller in dänischen Häfen befindlichen 
deutichen Schiffe aır. 
20. Verbrüderungsfeft zwifchen Heer und Nationalgarden in Paris. — riebr. 
v. Gagern fallt bei Kandern, von Hecderichen Freifchaaren erichofjen. 
22. Die Bundesverfammlung nimmt einen Theil Poſens mit 593,000 Einwoh— 
nern in den deutfchen Bund auf. — Heder als Flühtling in Baſel verthei- 
digt fich gegen Die Beichuldigung des Meuchelmords an Gagern. 
- 23. Die Dänen werden aus Schleswig vertrieben. 

24. Wahlen in Bari. 

25. Treffen und Sieg beit Flensburg. Die Preußen befeken Flensburg. — 
Verfaffungsurfunde des öſterreichiſchen Kaiſerſtaats. 

26. Die 17 Vertrauensmänner überreichen den Entwurf zu einem deutſchen 
ReichSgrundgeiep. 

29. Dänemarf erflärt die deutichen Nord- und Oftfechäfen in Blodadezuftand. 

30. Die öfterreichifcehe Divifion Vocher wird auf das linke Etfchufer zu— 
rücdgebrängt. 


1. Aufftand in Poſen. — Wrangel’sS Proclamation an die Jüten — Be 
wegungen in Nom. — Manifelt des Kailerd von Defterreid. — Die 
Grafen v. Thun und Deym berufen eine Elavenverfammlung nah Prag. 

2. Einzug der Preußen in Friderieia. 

3. Bundestagsbejchluß, betreffend die Bildung einer Gentralbehörde. 

4. Eröffnung der Assemblee nationale in Paris. 

5. In Poſen das Kriegsrecht proclamirt. — Buchez zum Präſidenten in Pa— 
vis gewählt. — Die öfterreichifche Gefandtjchaft verläßt Rom. 

6. Belluno von Feldzeugmeifter Nugent beſetzt. — Die polnifchen Inſur— 

genten ergeben fich. — Der Bund und der Fünfziger Ausfchuß wegen ber 

egecutiven Bundesgewalt. — Gröffnung des Parlament? in Sardinien: 

„Die Einheit Italiens fei Ziel aller Beftrebungen.“ 

Sn Defterreich wird der Jeſuiten- und Rebemptoriftenorden aufgehoben. 
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Inhalt. 


Das Miniſterprogramm. Aufhebung des Cabinetsminiſteriums. Veränderun— 
gen der Generalſecretaire und Miniſterialreferenten. Kritik des Miniſterpro— 
gramms. Bürger- und Volksverſammlungen. Neue politiſche Zeitſchriften. Zu— 
ſammenkunft der hannoverſchen Vertrauensmänner. Die Entſtehung der Namen: 
Beimänner, Condeputirte. Commiſſionsanträge. Majoritätsantrag, bezweckend eine 
econſtituirende Verſammlung. Minoritätsantrag. Bereinigung. Adreſſe der vereinigten 
Beimänner. Fernere Adreſſe der Beimänner. Dahlmann in Hannover und die preu— 
ßiſche Hegemonie. Zeichen der Zeit. Die Adreſſe der Georgia Auguſta an ihren 
Deputirten. Eröffnung der Stände. Hannover im Feſtſchmuck. Thronrede. Auf— 
nahme derſelben. Osnabrücker Petition. Bureauwahlen. Anfänge der ſtändiſchen 
Thätigkeit. Adreßdebatte. Stüve's Anſicht der Dinge. Geſetzentwurf, die —* 
bung des 8 180 der Verfaſſung, betreffend die Aufrechterhaltung der Rechtscontinuität. 
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Zweiter Deputirter der Reſidenz. Aenderungen ber Gefchäftsorbnung. Auflaufgeſetz 
und das Recht der Volfsbewaffnung und Errichtung von Bürgerwehren. Adreßeom— 
milfion. Widerſtand der eriten Sammer. Gammer: und Gonferenzverhandlungen. 
Die erfte Cammer giebt nad). Gefekentwurf, die Verfaffungsänderungen betreffend. 
Beichlüffe der Stände. Commiſſion der Volksverordneten, * Ungeduld, ihre Cor— 
reſpondenzen in das Land. Die Zuſammenberufung der Volksverordneten. Zur 
Entſchuldigung. Was war das für eine Zeit? Das Vorparlament und der Fünf- 
ziger Ausschuß. Unwille dev Führer über die Zufammenberufung, Stimmung der 
Mehrheit für Auflöfung der Stände und eine conftituirende ne; zu ber 
man die Grundzüge vorlegt. Die vom Profeſſor Wolff entworfene Adreſſe. Wein- 
bagens Verhaftung. Aufruhr in Hildesheim. Die Deputation der Volfsverordneten 
und Etüve. Die Gammern vertagen fi. Manifeft zweiter Sammer. Deputation 
an den Fünfziger Ausschuß. Beſchluß deſſelben. Abſchaffung der Prügelitrafe bei 
dem Militair. Reaction gegen die Volksverordneten. Nüdblide auf Frankfurt. Der 
Bundesbejchluß vom 30. April, Die Mopification durch den Bundesbefchluß vom 
7. April. Das Minijterium Stüve und Frankfurt. Streit über die Anordnung der 
Parlamentswahlen in Hannover. Stüve folgt Dem Beifpiele Preußens. Reſultat 
der Parlamentswahlen. Parteijtellung der hannoverſchen Deputirten im Sommer 
1848. Die Bartordre des Cammerdirectors v. Voß. Belobigung der hannoverjchen 
Bürgerwehr durch den König. Die Flegeljahre der Bürgerwebr. 





Daß Stüve fhon vor 1848 die Anfiht, die Verfafjung von 1840 jei 
rechtsgültig, erlangt hatte, beweij’t feine Annahme eines Mandats zur 
Ständeverjammlung und die Bereitwilligfeit, den Nevers zu vollziehen. Er 
hatte erfannt, daß der Satz: aus Recdtsungültigem könne niemals Nechts- 
gültiges entjtehen, womit man 1837 —42 jowohl von Seiten des Gabinets 
als der Oppofition viel herumgeſpielt, im Staatsleben volle Gültigkeit nicht 
babe. War nicht die Verfaffung von 1840, jo ſehr man aud die Rechts: 
gültigkeit ihrer Entjtehung bezweifeln konnte , doch durch wiederholte Wahlen 
anerkannt; war fie nicht feit 1842 in anerkannter Wirkſamkeit? Hatten die Des 
putirten nicht dur die Reverſe fih ausprüdlich verpflichtet? Stüve jagt: 
die Unterfhrift des Reverſes habe ihm ſchwere Opfer gefoftet, allein er fei 
ein Mann, der ein gegebenes Wort und fei es aud ein abgebrungenes, 
ohne Deuteln halten werde. Kurz, das Verlangen des Königs, daß die 
Berfafjungsänderung nur auf dem Wege der Verfaſſung von 1840 geſchehe, 
ftieß bei Stüve und feinen Collegen nicht auf die mindeſte Schwierigkeit. 
Stüve erachtete die Erhaltung der in Wirkſamkeit befindlichen Rechtsconti— 
nuität vielmehr für höher, als die Erhaltung deſſen, was er nod 1841 
für das Recht felbit gehalten hatte, Der Weg, die als nothwendig erkannten 
Verfaflungsänderungen verfaffungsgemäß durchzuführen, war mit der Bers 
fafiung von 1840 aud nicht viel jehwieriger, al3 mit dem. Berfaflung von 
1833, jedenfall3 kürzer. Denn hätte man erjt im Wege eines Patents vie 
Berfaffung von 1840 für ungültig erflären, das Staatsgrundgejeb von 
1833 wieder heritellen, Wahlen danach anoronen wollen, jo wären darüber 
Wochen vergangen und das Rejultat wäre wohl nur das gewejen, daß ein 
oder der andere jüngere radicalere Deputirte in die zweite Cammer gewählt 
wäre. Etwas anderes wäre es gewejen, wenn man bei dem Staatsgrund— 
gejete von 1833 hätte ftehen bleiben fünnen und wollen. 

Es gab freilich noch einen andern Weg, das war der einer conjtituis 
renden Verfammlung. Aber nach welchen Grundfäßen follte eine ſolche ge: 
wählt werden? Nah willkürlich oetroyirten? Oper jollten die Stände jebt 
nur zufammentreten, um das Wahlgejeg für eine ſolche conftituirende Ber: 


30 


fammlung zu berathen, dieje Stände, dieje erite Cammer? Eine cons 
ftituirende Verfammlung in einer fo aufgeregten Zeit führte leicht zu dem 
unbegrenzt Maaßlofen, das war aber etwas, das Stüve's ganzem Wejen 
wiberftrebte. Aber Stüve war der Mann, der alle Schwähen und Fehler 
der Verfaffung von 1840 genau kannte, der aljo wußte, wo und wie zu 
ändern war, und er wirkte daher dahin, daß das Minijterium ſich nicht über 
Allgemeine Phrafen, fondern auf ganz beftimmte und pofitive Dinge und 
Grundfäge einigte. Nur in Beziehung auf die allgemeinen deutſchen Ange: 
legenheiten hielt man ſich ſehr allgemein, man jprad nur von Einigung, 
niht von Einheit und von einer Vertretung des Volles bei dem deut⸗ 
fhen Bunde im verfaffungsmäßigen Wege, d. h. in dem geradezu 
unmöglihen Wege der Einhelligfeit bei ausgebildetem Dualismus und ange: 
jtrebter Triasbildung; jedenfalls wollte man nur in einem vom deutjhen Bunde 
felbft angeoroneten Wege, nicht etwa in einem Wege, wie er von dem Hei— 
delberger Siebener Ausſchuſſe bezwedt ſchien, oder wie er neuerdings als 
Nachfolge der Anſprache vom 21. März und des Ritts dur Berlin, von dort 
aus etwa beliebt würde, vorjchreiten. — Der König gab dazu feine volle 
Zuftimmung und wiederholte den von ihm gewählten Miniftern das in den 
legten Wochen wiederholt ausgefprodene Wort: „Was ih Ihnen bier 
verfprodhen habe, das werde ih Ihnen halten, darauf kön— 
nen Sie ſich verlaffen.” 

Die neuen Minifter waren aber vorfihtig. Obgleich dem Thronnach— 
folger am Hofe jeines Vaters, wie es jcheinen wollte, eine gewiſſe Ver— 
nachläſſigung zu Theil wurde, obgleih Ernſt Auguft viel zu felbititändig war, 
als daß er felbjt je in einer Staatsangelegenheit auch nur die Meinung jeis 
nes Sohnes zu hören begehrt hätte, drang man doch auch auf die Zuftim- 
mung des Kronprinzen zu dem fo vereinbarten Programm. Diefe erfolgte 
und wurde öffentlich befannt gemacht, was freilih vor — wenig fchüste. 

Das Minifterialprogramm lautete: „Nahdem Seine Majeftät der Kö— 
nig durch die veröffentlichten Erklärungen 

Aufhebung der Cenfur, 
Amneftie und Rehabilitation der wegen politifcher Vergehen Verurtheilten, 
Aſſociationsrecht, 
Deffentlichkeit der ſtändiſchen Verhandlungen, 
Vereinigung der Königlichen und Landescaſſen, ſo wie 
Verantwortlichkeit der Miniſter gegen das Land 
ſchon zu bewilligen, und darauf die Unterzeichneten zu Vorſtänden der Mi— 
nifterien zu ernennen geruhet haben, find von Allerhöchſtdemſelben noch fol— 
gende weitere Grundſätze, denen auch Seine Königliche Hoheit der Kronprinz 
Beiftimmung ertheilt haben, genehmigt worden: - 
1) Maaßregeln zur Einigung Deutſchlands und zur Erreihung einer Ver— 
tretung des Volks beim Bunde, im verfaffungsmäßigen Wege. 
2) Verbeflerung der Gerichtsverfaflung, Trennung der Rechtspflege von 
ver Verwaltung, Aufhebung des befreieten Gerichtsſtandes. 
3) Deffentlichkeit und Mündlichleit des Verfahrens in bürgerlihen und 
peinlihen Sachen, jo wie Schwurgerichte bei letzteren. 
4) Zulafjung des Rechtsweges 
ala Recursinftanz in Polizeiftraffahen, und wegen aller Handluns 
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gen der Berwaltungsbehörden, wenn fie ihre Zuftändigfeit über: 
jchreiten. 
5) Größere Selbititändigfeit der Landgemeinden, und Aufhebung aller 
Befreiungen von Gemeindelaften. 
6) Erlajjung einer Städteorbnung für das Königreich , auf den Grundlagen: 
Polizeiverwaltung durh den Stabtmagijtrat, Einſchränkung des 
Grforderniffes der Bejtätigung auf die jtimmführenden Mitglieder 
des verwaltenden Magiſtrats und des Stadtgerichts, dergeftalt, 
daß die Bejtätigung nur aus gejeglich zu bejtimmenvden Gründen 
joll verweigert werden dürfen; 
Beihränkung des Oberaufjihtsrehts in jtädtifchen Angelegenheiten ; 
Befugniß zur öffentlihen Verhandlung über vdiejelben, 

Die nöthigen Maßregeln zur Ausführung diefer Grundfäke werden un— 
gefäumt ergriffen werden. Dazu bedarf es der Mitwirkung der Stände, die 
ih in wenigen Tagen verjammeln werden. 

Die Unterzeichneten werden alle Kräfte aufbieten, dann in Gemeinſchaft 
mit ihnen das vorgeftedte Ziel zu erreihen. Möge ihnen dazu ber Veiltand 
Aller zu Theil werben, welche hier mitzuwirken berufen und im Stande find. 

Hannover, den 22. März; 1848. 

Graf Bennigfen. Prott. Stüve, Dr. Braun, Lehzen. vw. Düring.“ 

Gleichzeitig mit derſelben erſchien aber die nadjtehende Verordnung, 
welde das Gabinetsminijterium aufhob, den Departementsminiftern eine wür— 
digere jelbjtjtändige Stellung gab. Die Verhandlungen mit den allgeineinen 
Ständen jollten vom Gejammtminifterio geführt werden; auf Einladung jedes 
einzelnen Departementsminijters jollte das Minifterium zu einem Gefummt: 
minifterium zufanmentreten, um wichtige Regierungsgeſchäfte gemeinschaftlich 
zu erörtern und darüber zu bejchließen. 

„Wir Ernjt Auguſt haben beſchloſſen, in der Gejchäftsorbnung für die 
oberjte Landesverwaltung verſchiedene Aenderungen eintreten zu laſſen, und 
verordnen demnach wie folgt: 

Art. 1. Unjere Verordnung vom 14. November 1837, das Cabinet 
und die Departementsminifterien betreffend, nebjt den dazu ergangenen Nach— 
trägen und Inſtructionen, iſt aufgehoben. 

Art. 2. Die bisherigen Minifterialdepartements bleiben beſtehen. 

Urt. 3. Die Vorftände der Minijterialdepartements führen unter Uns 
die oberite Verwaltung des Königreichs. 

Sie haben jeder in den Grenzen des ihm anvertrauten Gejchäftsfreijes 
‚Uns unmittelbar Vortrag zu erftatten, und darauf Unſere Allerhöcjite Ent- 
ſchließung entgegenzunehmen. 

In Bebhinderungsfällen werden die Minifterialvorftände dur den Ge— 
neraljecretair des Departements vertreten. 

Art. 4. Den Vorſtänden Unſerer Minifterialdepartements ift es un- 
benommen, jederzeit und auf Einladung jedes Einzelnen von ihnen zu einem 
Gefammtminifterium zufammenzutreten, zu dem Zwecke, um wichtige Regie— 
rungsgeichäfte gemeinjchaftli zu erörtern und darüber zu bejchließen. 

Art. 5. Den beftehbenden Minijterialdepartements verbleiben die ihnen 
dermalen zugewiejenen Wirkungsfreije. 
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Bon den jeither Unferm Gabinet beſonders beigelegt gewefenen Ge: 
fhäftsgegenftänden jollen bis auf Weiteres 
1) die Angelegenheiten Unſeres Königlihen Haufes, 
2) die Angelegenheiten, welche die Verhältniffe zum deutjhen Bunde be: 
treffen, 
von Unjerem Minifterialdepartement der auswärtigen Angelegenheiten wahr: 
genommen werben ; 
demjelben joll aud das Landesarchiv untergeordnet fein. 

Die Verhandlungen mit der allgemeinen Ständeverjammlung werden vom 
Sejammtminijterium geführt. 

Die Leitung der Verhandlungen mit den Provinziallandicaften iſt 
dem Minifterialdepartement des Innern übertragen. 

Art. 6. Die Vorftände der Departementsminifterien führen die ihnen 
von Uns anvertrauten Verwaltungsgeſchäfte jelbititändig unter unmittelbarer 
Berantwortlichfeit gegen Uns Allerhödjit = Selbft. 

Art. 7. Die Gegenftände, welche unbedingt Unſerer vorgängigen 
Kenntnißnahme und Allerhöchfteigenen Entihließung bedürfen jollen, haben 
Wir den Vorjtänden Unjerer Departementsminifterien bejonders bezeichnet. 

Die gegenwärtige Verordnung foll durd die erjte Abtheilung der Geſetz— 
jammlung zur allgemeinen Kenntniß gebracht werden. 

Hannover, den 22. März 1848. ’ Ernit Auguft. 

Graf Bennigien.” 

Sleichzeitig traf man auch in dem Arbeiterperfonal der Minifterien 
Uenderungen. Geh. Conſiſtorialrath Hoppenftebt legte jeine Stelle als Ge- 
neraljecretair des Cultusminifteriums nieder, welde dem Negierungsrath 
Bening übertragen wurde, der Freiherr v. Hammerftein wurde zum General: 
jecretair des Minifteriums des Innern ernannt. Geb. Finanzrath Dommes 
erhielt als Generalfecretair des Finanzminifteriums jeine Entlafjung, es 
wurde Bar an jeinen Plab berufen , jpäter Juftizratd Schmidt zum Gene— 
ralfecretair des Juftizminifteriums. Man zog eine Anzahl jüngerer tüchtiger 
Leute als Minifterialreferenten heran, jo für das YJuftizminifterium einen 
Advocaten aus Hannover, H. Leonhardt, ein unerhörtes Greigniß in ver 
bannoverfhen Praris. 

Während die große Menge des hannoverfhen Volks mit dem Minijtes 
tialprogramm durchaus einverjtanden war, murrte die radicale Jugend, 
welche ſeder Altfliderei, wie fie jagte, abhold war und Neubau begehrte. 
Wenn *wir, fagte fie, mit der Vertretung des Volkes, bei dem deutjchen 
Bunde auf Bundesmaßregeln warten jollen, jo werben wir eben jo lange 
warten können, wie wir auf Erfüllung der Artikel 13 und 19 der Bundes- 
acte gewartet haben. Gin bundesverfafjungsmäßiger Weg ſchließt, da der 
Bund nur ein Fürftenbund ift, jede Mitwirklung des Volkes aus, Warum 
ift man nicht wenigitens fo weit gegangen, als Preußen in feiner Erflä- 
rung vom 18. März, das von einer Neorganijation des Bundes im Ber- 
eine der Fürften mit dem Volke jpricht, das von der Verwandlung Deutjch- 
lands in einen Bundesjtaat ftatt des loojen Staatenbundes ſpricht? 

Warum erwähnt das Programm nicht, daß diefe Adelscammer unver: 
einbar fei mit den Zuftänden, wie fie geichaffen werden müſſen? Warum 
ift der Nothwendigkeit eines neuen Wahlgejeges ohne Cenſus für active und 
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paſſive Wählbarkeit nicht erwähnt? Weshalb die freie Uebung ver Culte 
bei gleicher politifher Berechtigung für Alle mit Stillihweigen übergangen, 
der Deeidigung des Militärs auf die Verfafjung mit feinem Worte erwähnt, von 
Voltsbewaffnung gejchwiegen, weshalb die Zuftände ver arbeitenden Claſſen ganz 
ohne Berüdjihtigung geblieben? Wie fommt es, das Stüve die Verfafjung 
von 1840 als rechtsgültig anerkennen kann, nad alle dem, was er von 
1840 bis 1842 dagegen gejchrieben und geredet? So und ähnlich die Ju— 
gend und Alle, welden ſtaatsmänniſche Bildung abging, welde die Phrafe 
höher jhäbten, als die Sache, weil fie beide mit einander verwechſelten und 
mit der Phraſe jhon etwas zu haben glaubten. Und die aljo ſprachen, 
fanden nicht mehr allein, fie hatten meijtens ein dankbares Publitum hinter 
ih, dem jie ihre Weisheit predigten. Ueberall in Städten, Fleden und 
jelbft auf dem Lande hatten fih in der Zeit vom 20.—30. März Volks— 
vereine gebildet, überall waren Vollsredner erjtanden. Das war weder 
bloße Nachahmung, nicht von einem comite directeur ausgegangen, das 
batte ſich von jelbjt gemacht, hie auf dieſe Weife, dort auf andere. Wie 
ih die Schredensherrfchaft der erſten franzöfiihen Nevolution, wie Schloſſer 
jagt, nur daraus erklärt, daß jedes Dorf feinen Heinen Robespierre hatte; 
jo fanden ſich in jevem Orte auch revolutionaire Elemente genug, um perio— 
diſche Bürgervolfsverfammlungen und Clubs, in denen das Neueite aus den 
Zeitungen mitgetheilt, Reden gehalten wurden, zu organifiren. Gehörte 
dazu doch nur die Wahl eines Ortes und einer beſtimmten Zeit, die Wahl 
eines Präfidenten und Bureaus, Der Reiz der Neuheit, die unendliche 
Schwäche der Behörden und Bourgeoifie trug nicht wenig dazu bei, daß an 
vielen Orten die gewöhnlichiten Maulhelven die Leitung der Sache in die 
Hand nahmen. Wo man von vorn herein den Sinn folder VBerfammlungen 
auf das nächſte zu richten fuchte, auf locale Mipftände und die Gemeinde- 
angelegenbeiten, da erwiejen fich jene Verſammlungen nicht jelten ſehr wohl» 
thätig und jchafften in kurzer Zeit allgemeine Uebelſtände ab, welde ven 
Behörden Jahre lang zu thun gemacht hatten. Auch die hannoverſche Preſſe, 
die durch eine täglich erſcheinende Morgenzeitung unter Harrys und Cohns 
Redaction, dur eine Volkszeitung von Menſching, bald durch die Vater: 
landsblätter von Dr. Schläger neu repräfentirt wurde, argumentirte in ähn— 
liher Weife, 

So kam die Zeit der von Gelle angeregten Verfammlung der Vertrauens: 
männer. Am 24., 25., 26. März reisten denn aus allen Theilen Han- 
novers BVertrauensmänner nach der Rejidenz. Hier hatte man dieſelben in 
einer bejonders zu dieſem Zwede berufenen Volksverſammlung gewählt, dort 
ſchon in einem organifirten Volksklub, an anderen Orten hatte der Magi- 
ſtrat, an andern die Bürgervorjteher allein, an andern Magijtrat und Bür- 
gervorjteher die BVBertrauensmänner gewählt und bevollmädtigt, In den 
verihiedenen Landestheilen war man von den verſchiedenſten Gedanken über 
den Grund und Zwed der Verfammlung ausgegangen, ganz Har war man 
ih nur an wenigen Orten geworden. Viele, die fih für Männer des Volks 
bielten, famen auch ohne alle Vollmacht. 

Die erften diefer Vertrauensmänner, welche famen, waren aus bem 
Norden, aus den Marſchen und Lüneburgiden, fie waren mit ben ſtändi— 
ſchen Deputirten gefommen, die eines Sinnes mit ihnen waren, und un 
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Petitionen fie unterftüsen wollten, wie jie laut fagten, mo nöthig, durch 
einen Maflezug. Sie nannten fih Beimänner, Männer, welche dem De— 
putirten beigeordnet, beigegeben jeien. Daraus wurde fehr bald der Name 
Condeputirte, der gedankenlos adoptirt wurde. " 

Schon am 25. und 26. waren Vorberathuugen gehalten, obgleih aus 
den entfernteren Landestheilen, aus Djftfriesland, dem Göttingichen, dem 
Harz und Dsnabrüd, Vertrauensmänner noch nicht eingetroffen waren. Man 
hatte Freudentheil zum Präſidenten gewählt; man hatte eine beinahe nur 
aus Bremenjern und Lüneburgern beftehende Commijjion gewählt, um Ans 
träge vorzubereiten. Man war am 26. darüber einig geworden, daß die 
Adelscammer fallen müſſe, nur darüber herrſchte Differenz, ob dieje Verfaſ— 
fungsveränderung duch Anſchluß an die gegebenen Berhältniffe im verfaſ— 
fungsmäßigen Wege, oder dur eine conftituirende Verſammlung zu bewir- 
fen fei, Darüber, was an die Stelle der Adelscammer treten follte, war 
man fih nicht Har, die Meiften dachten wohl an ein Eincammerfyitem. Man 
vermied aber auf pofitive Öeftaltung näher einzugehen, weil die Meinungen 
da zu weit aus einander gingen. Was dagegen die Negative anbetraf, jo 
berrfehte darüber allgemeine Webereinftimmung. 

Am 27. traten denn eine große Anzahl ftändifher Deputirten und 
nod mehr Condeputirte, wie man fie jetzt allgemein nannte, in dem Locale, 
das die Oppofition feit längeren Jahren als Verfammlungsort gehabt hatte, 
dem römischen Kaifer, zufammen. Es waren etwa 130 Männer, darunter 
36 Mitglieder zweiter Cammer, 

Die Discufjion wurde vom Syndicus Lang mit der Frage nah der 
Legitimation der jo verfchieden componirten Verfammlung eröffnet, man er— 
Härte jih bis auf einzelne Stimmen für competent, die Wünſche und For— 
derungen des Volks der Negierung und den Ständen vorzulegen, und zu 
deren Realifirung die nöthigen Schritte zu thbun. Man ging aber nit jo 
weit, al3 wenige Tage darauf das Vorparlament,; der eigene Beruf als 
Volksführer aufzutreten, wurde als genügend nicht angeſehen, man vers 
langte von jedem Stimmenden, daß er von einer Stadt, einem YFleden, 
einer ländlichen Corporation, oder einer Volt3verfammlung ein Mandat habe, 
ohne diejes und die fchriftlichen Vollmachten, mit welden die Meiften wohl- 
verjehen waren, jedoch ängjtlih zu prüfen. 

Die am Tage vorher niedergefeste Commifjion brachte nun einen Ma- 
joritäts- und einen Minoritätz = Morefjeentwurf ein. Die Majorität wollte, 
daß in einer an das Gefammtminifterium fo wie an die Stände zu erlaſſen— 
den Adreſſe ausgeſprochen werde: 

1) daß eine Neugeftaltung der Verfaffung unter Berüdjichtigung des vom 
Minilterium Erlaſſenen gefhaffen werden müffe, 

2) daß dabei vie Adelscammer, jo wie alle und jeve Bevorzugung des 
Adels, aud in Vertretung des Landes, befeitigt werde, 

3) daß fobald als möglich eine conftituirende Verfammlung nad einem 
unter Erweiterung des activen und Nichtbefchränfung des pafliven 
Wahlrechts den Ständen vorzulegenden Wahlgejeges zufammen zu be= 
rufen jei. 

Die Minorität wollte ftatt des dritten Sabes Folgendes: 

daß falls eine Verfafjung auf den in 1, 2, bezeichneten Grundlagen 
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mit den jesigen Ständen innerhalb möglichit kurzer Frift nicht verein» 
bart werde, eine conjtituirende Verfammlung unter Erweiterung des 
activen und Nichtbeichränfung des paſſiven Wahlrechts zufammen zu 
berufen jei. 

Stüpe nennt das Begehren der Berufung einer conftituirenden Ber: 
ſammlung, in feinem Schreiben an die Wähler, gänzlich unmotivirt, 
und glaubt, dafjelbe jei lediglich durch die Furcht erzeugt, e8 werde im ver: 
fafjungsmäßigen Wege das Nöthige nicht zu erreichen fein, erft hinterher 
jei der Vorwurf gefommen, die Stände und das Minifterium ftünden nicht 
auf geſetzlichem Boden. 

Dem iſt nicht fo. Die Furcht, die Adelscammer werde nicht fo leicht 
ihr eigenes Todesurtheil unterjchreiben, das Mißtrauen in die nah einem, 
von allen Seiten als verwerflih anerlannten Wahlgejeg gewählten Stände, 
die zu einer Zeit der Unfreiheit und des Polizeiſtaats gewählt waren, fpielte 
jwar eine große Nolle, allein die Behauptung, daß nur dag Staatsgrund— 
gejeß von 1833 der wahrhafte gejeßlihe Boden fei, wurde ſchon damals mit 
juriſtiſchen Gründen ſcharfſinnig vertheidigt. Leugnen wir es aber nicht, 
den Ausschlag für das Majoritätsgutachten gab der rewolutionaire Sinn und 
das Beifpiel Preußens. Man müſſe frifh nach Ideen und der Vernunft 
neu bauen, und das Anfnüpfen an das Beitehende, als zu Altfliderei und 
Halbheit führend, bei Seite werfen. Wurzle eine Verfaſſung nicht durch 
und durh im Volke, jo belfe die verfafjungsmäßige Entjtehung bei ihrem 
Sturze wenig, wie das Staatsgrundgefeß gezeigt habe. Sp argumentirte man. 

Die Verſchiedenheit lag aber nicht allein in der Form, in dem wie, 
jondern die Hauptverjchiedenheit war begründet durd das freilich im Hin— 
tergrunde bleibende was. Diejenigen, welche mit dem verfafjungsmäßigen 
Wege auszufommen glaubten, bielten ganz etwas anderes für nöthig, als 
die, melde eine conjtituirende Verfammlung wollten. Die Lebteren befan- 
den fich aber deshalb im Unrecht, weil fie fi über etwas Pofitives, über 
den Neubau felbft noch nicht Mar waren, und weil Stüve darin volllommen 
Nebt hatte, daß eine Umgeftaltung in Gemäßheit lediglich des Minijterial- 
programms aud auf „verfaffungsmäßigem” Wege zu Stande gebracht 
werden konnte. 

Nun aber wurden eben die beiden erften Forderungen, die fi über 
die Grundlage der Verfaffungsrevifion in diefem Sinne ausſprachen, beinahe 
ohne Discuffion angenommen, und dann erft erhob ſich eine mehrftündige 
Debatte über den einzufchlagenden Weg. 

Obwohl bei diefer Debatte Alter, Erfahrung, Auctorität für das Mino— 
titätsgutachten fprachen, denn es war natürlich, daß alle ftändijchen Depus 
tirten ſich felbft Kraft genug zutrauten, die DVerfajlungsperänderung zum 
glüdlihen Ziele zu führen, fo entjchied ſich bei einer Abjtimmung dennod 
eine große Majorität für den Weg einer conftituirenden Verſammlung. 63 
hatte zum Zwed der Abjtimmung eine itio in partes ftattgefunden, bie 
Barteien ftanden ſich Geficht gegen Geficht gegenüber. Nod einmal begann 
die Debatte hinüber und herüber, aber ohne Refultat. 

Da ereignete fi das, was wenige Tage fpäter aud im Vorparlamente 
fh zuteug, und was fich bei jeder derartigen Verfammlung noch dfterer 
jutragen wird, die Minorität wollte fih der Majorität nicht fügen. ar es 
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unmöglih war, eine Verpflichtung hierfür zu deduciren, fo drohte die Ver— 
fammlung fih in Zwiefpalt aufzulöjen. 

Freudentheil fuchte in einer warmen Rede aus Gründen der Klugheit 
und Bolitif, vor Allem im Vertrauen auf jeinen verehrten Freund Stüve, 
die Majorität zum Nachgeben zu bewegen und bat, aus Patriotismus der 
Eintracht ein Opfer zu bringen. 

Da war es der Verfaſſer diejes, weldher den Anfang madte, zu den 
alten Freunden auf die andere Seite zu treten, andere folgten, noch andere 
wurden woiderjtrebend hinübergezogen, Man fiel fi in die Arme, man 
jubelte, die jtändifchen Deputirten verjicherten , dieſes Augenblids zu gedenten. 

Damit hatte denn der Stüveſche Weg nicht nur den Sieg davongetra= 
gen, fondern er erlangte auch noch ein mächtiges Kraftmittel, die erjte Cams 
mer zur Nachgiebigkeit zu jpornen. Das aber verjpraden die Mitglieder 
zweiter Gammer, daß wenn eine Vereinbarung mit der Adelscammer, über 
das was man als nöthig erachtet, in der fürzejten Zeit nicht erfolge, 
fie die erjten fein würden, welde auf eine conjtituirende Verſammlung 
drängen, Die Adreſſe wurde in diefem Sinne erlaffen und unterzeichnet. 
(Anlage VI.) 

Während am anderen Tage die allgemeinen Stände eröffnet wurden, 
und die Deputirten fi von den Gondeputirten trennten, arbeiteten lebtere 
beinahe den ganzen Tag, und einigten fih nad mitunter ftürmifchen Debat— 
ten über ihre „Forderungen”. (Anlage IX.) 

Der Character der Berjammlung war erjt mejentlih ein rein hanno— 
verjher. Man trug zwar fchwarzrotbgoldene Bänder und Cocarden, jprad 
auch wohl in allgemeinen Redensarten vom deutſchen Vaterlande; aber einen 
tieferen Blid für das, was diefem augenblidlih Noth that, hatten nur jehr 
Wenige. Man war in diefen Tagen jo jehr damit befchäftigt, vor der eige— 
nen Thür zu fegen, daß man fi wenig um das befünmerte, was bei dem 
Nachbar vorging. Ya, als Freudentheil das Präſidium niederlegte, um 
zu dem Vorparlamente in Frankfurt zu reifen, und um eine Bevollmächti— 
gung von Seiten der Berfammlung zu diefem Zwede bat, hatten die Wenig- 
ften einen Begriff davon, was das fei und werben folle. 

Diefe Sorge für das eigene Haus, die Eröffnung der Stände und bie 
Condeputirtenverfammlung trugen dann auch wejentlid dazu bei, daß bas 
Borparlament von Hannover jo fparfam bejchidt war. 

Nur in einem Puncte ftimmten wieder die meiften auch in Beziehung 
auf das allgemeine Vaterland überein, das war der, daß man den Roman- 
titer, der fich felbft an die Spitze von Deutjchland ftellen wollte, nicht ge: 
brauchen könne. Nur einige Wenige dachten über diefe perfönlihe Frage 
hinaus; aber auch bei diefen offenbarte ſich entſchiedener Widermwille gegen 
eine preußiihe Hegemonie. Dahlmann, von Bonn nah Berlin berufen, 
oder ſchon als Vertrauensmann auf der Neife von Berlin nad Frankfurt, 
befand fih, ich glaube am Abend des 26., in einer zahlreichen Geſellſchaft 
Deputirter, Condeputirter und hannoverjcher Notabilitäten. Er muß bezeu- 
gen können, dab ihm damals von vielen Seiten gejagt wurde: macht was 
Ihr wollt, aber nur keine preußifche Hegemonie. 

Um die Stimmung jener Tage richtig zu würdigen und daß zu dieſer 
Stimmung gehalten, die Verhandlungen der ſ. g. Conveputirten den Cha: 
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racter der Mäßigung trugen, muß ich bier eines Schriftftüdes erwähnen , 
das unter dem Titel: „Anfprahe der Gejammtheit der orbentlihen Pro— 
fefforen der Georgia Augufta als Wahlcorporation an ihren Lanbtagsabge- 
ordneten“, veröffentlicht war. Der Periovenbau diejes Schriftitüds in fei- 
ner Gedehntheit weiſet auf einen älteren Herrn als Verfajier hin, man hat 
uns den Kieler Hermann genannt, ohne daß wir dies verbürgen können. 
Uber der Verfaſſer ift gleichgültig, ſämmtliche ordentlihe Profeſſoren hatten 
das Schriftjtüd genehmigt, „um die jedem deutfchen Manne auferlegte Pflicht, 
fein politiihes Bekenntniß offen auszufpreben, aud an ihrem Theile aus: 
zuüben“. Und welches Belenntnik war dies! 

„Eine edle Begeilterung iſt es, welche fich geäußert hat in der Ent— 
rüftung des deutſchen Volkes über ein im Wefentlichen überall gleiches Sy: 
ſtem von Eleinlihen, verftedten, mißtrauifchen und unaufrichtigen Regierungss 
fünften, über die aus doctrinairer Verblendung, pflihtvergefiener Indolenz 
und bürftiger Einficht herworgegangene Vernachläſſigung der wichtigften Zweige 
der öffentlihen Verwaltung, über die Unterdrüdung und Verfolgung ver 
öffentlihen Meinung, die Berfälfhung des Nepräfentativfyftems, die Ueber: 
Iiftung und Corruption der Stände, über gemwaltthätigen Bruch beſchworener 
Staatsverfaflungsrehte und rabuliftifhe Rechthabereien und Zänkereien in 
Saden der höchſten politiihen Fragen, über die Zerjplitterung und Preis— 
gebung der deutihen Nationalität. 

Die Freiheit von diefen ſchweren, unbeimlihen, tödtlihen Yelleln be— 
grüßen wir als eine foftbare Errungenschaft der großen Volksbewegung aus 
vollem und aufrichtigem Herzen. Die Entrüftung, deren unmiberjtehliche 
Gewalt das Werk vollbradt hat, theilen wir, und können jchon deshalb 
nicht gemeint jeyn, für das Maak und die Dauer derjelben eine jharfe 
Grenze ziehen und Alles, was über diefelbe hinausreicht, verdammen zu 
wollen. Die Zurüderoberung won Rechten, melde wider Recht vorenthalten 
und auf dem Wege des pofitiv umjfchriebenen Rechts nicht zu erlangen 
waren, führt mit Nothwendigfeit zu einem Durchbrechen der äußeren, will: 
Mrlih eingeengten und beengenden Rechtsordnung; Drud erzeugt Gegen: 
drud, Reaction drängt'zur Nothwehr, Nevolution führt zur Gegenrevolution, 
und es wäre thöricht und ungerecht, der Gegenrevolution und der Nothwehr 
den Zaum der Geſetze, melde die Revolution und Die Reaction gegeben 
bat, anlegen zu wollen. Cine folhe Reaction aber, weldhe und in dem 
bier entſcheidenden höheren ethijhen Sinne auf einer Linie mit der Reno» 
lution ftehen muß, war die von der deutihen Bundesverfammlung feit 30 
Jahren ſyſtematiſch durchgeführte Untergrabung der Freiheiten und Rechte 
des Volles, war der von Oben herab gegen jede Bewegung auch der ge: 
fundeften Volkskräfte, gegen jeve Regung des volfsthümlihen Gemeinfinnes 
geübte Drud, — ein Syftem, welches auch bei ungleicher Betheiligung ein= 
zelner Bundesglievder dod von allen ſolidariſch zu vertreten it, da bis zum 
Augenblide der jüngſten Ereigniffe keine von allen zum Bunde gehörigen 
Regierungen gegen diejes Syitem jemals die volfsthümlichen Kräfte zu Hülfe 
genommen hat, — ein Syſtem, welches ſelbſt wohlwollende Regierungen 
unpopulär machen mußte und überall in allen Bunvesjtaaten bie verſchie⸗ 
denartigſten einzelnen reactionairen Unternehmungen und Unterlaſſungen theils 
erzeugt, theils geſchirmt und gefördert hat.“ 
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Nah diefem Verdammungsurtheil des Metternichihen Syſtems, melches 
früher in der Georgia Augufta eine Stüße gefunden hatte (die Verbindungen zwi⸗— 
fhen Gens, Adam Müller und Heeren u. U. find aus dem Gensihen Brief 
wechjel befannt ), demonjtrirte man denn freilih, daß die Revolution vor 
den Thronen ftehen bleiben müſſe, da das deutiche Volk ein geheiligtes Recht 
auf die Monarchie habe, auf deren ungejtörter Ausbildung und zeitgemäßer 
Fortbildung die meltgefhichtlihe Bedeutung der deutſchen Nation berube, 
und daß durch die Zugeſtändniſſe der legten Wochen von Seiten der deut- 
ſchen Fürften Alles gewährt fei, was die Nation zu fordern berechtigt war, 
die aggreffive Bewegung der Volksmaſſen jomit am Ziele ihrer Berechtigung 
angelommen ſei. | 

Doch wenden mir uns von diefen Allgemeinheiten zu der Betrahtung, 
welche diefe Corporation der Geheimen Juftize, Geheimen Hofräthe, Hofräthe 
und orbentlihen PBrofefjoren von der Geftaltung der hannoverſchen und deut— 
ſchen Berhältnifie hatte, 

Der unter der Herrihaft des aufgegebenen Syſtems gebildeten Volks— 
vertretung dürfe man die definitive Erledigung der organishen Umgeftaltuns 
gen nicht wohl überlafien, es ſcheine im Intereſſe der Ordnung nur 
nöthig, daß man derjelben die formelle Sanction der Königlihen Bewilli— 
gungen, die Umgeftaltung der eriten Cammer, die Heritellung einer zeitges 
mäßen Wahlordnung, endlich die Vereinbarung mit der Krone über diejenigen 
vorläufigen Maßregeln, welde- die Realifirung des von allem Volke uns 
zweideutig ausgefprochenen Berlangens nah einem deutſchen Parlamente 
dringend erheilhe, überlaſſe, dann aber dic Auflöfung ver bisherigen 
Stänbeverfammlung gewärtige und biernädhft der aus dem Vertrauen des 
Bolles hervorgegangenen neuen Ständeverfammlung nit nur den Ausbau 
der neuen Verfaſſung in allen ihren Theilen, fondern auch die verfaſſungs— 
mäßige Erledigung aller übrigen zeitgemäßen Wünfche und Beſchwerden des 
Landes vorbehalte und anvertraue, 

Die Ideen der Univerjität von der Reform der Bundesverfaflung wa— 
ten fo allgemein, wie fie nur immer von Leuten gebegt werden fonnten, 
die über dieſe Dinge nie nachgedacht hatten, und melde die jhon dur die 
Berträge von Ried und Fulda der einheitlihen Entwidlung von Metternich 
wohlberechnet entgegengepflanzten (nicht etwa organijch gebildeten) Hemm- 
niffe nicht zu kennen ſchienen. Es hieß: 

„Don den oben dargelegten Gefinnungen geleitet, begehren wir für ganz 
Deutichland eine jolhe Reform der Bundesverfafjung, welche uns eine Bürg— 
fhaft giebt für die Erhebung des deutſchen Volks auf die feiner Antelligenz 
und materiellen Kraft entiprechende Stufe der Bedeutung im europäijchen 
Staatenfyitem und den Weg anbahnt zur Erfüllung feines weltgefhichtlihen 
Berufd. Wir mollen eine Verfafjung, welche den inneren Frieden fichert 
und bie Erhaltung des Rechtszuſtandes verbürgt; welche nicht blos die Rechte 
der Fürften, fondern auch die der Völker kräftig zu ſchützen vermag und 
buch deren Form und Geſtaltung e3 möglich wird, alles Dasjenige ins Le: 
ben zu rufen, was zur Entwidelung der geiftigen und materiellen Kräfte 
des deutjhen Volkes nothwendig ift. Wir wünſchen eine Verfaſſung, melde 
bie deutihen Staaten wirklih mit einem großen und nationalen Bande ums 
ſchlingt, welche nicht blos ein Bund der Fürjten, fondern au ihrer Völker 
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ift, und melde, indem fie dem, die Bruft jedes Deutfchen ſchwellenden Be— 
wußtjein eines einigen deutschen Waterlandes einen genügenden Ausdruck 
giebt, zugleih dem allgemeinen Berlangen nad einem überall heiligen und 
unverletzlichen deutſchen Bürgerrecht die Erfüllung gemährleiftet.” 

Die Gedanken über das wie waren eben fo unklar. Nur daß dem 
Bundestage die Jnitiative gebühre, daß ein Fürftene oder Miniftercongreß 
nicht die Bundesverfammlung zu einem bloßen Werkzeuge feiner Bejchlüffe 
erniebrigen dürfe, fhien feit zu ftehen. Neben dem Bunde folle aber eine 
aus den verfaflungsmäßigen Ständen (den gegenwärtigen oder zufünftigen?) 
hervorgegangene Repräjentation berathen, nicht aber als eine conftituirende 
Verſammlung, jondern nur als eine zuftimmende, 

„Hinfichtlih des eigenen Landes fcheine vor allen die unverzüglide Um: 
geftaltung der erſten Cammer unerläßlih, damit diejelbe aufböre, 
eine fait ungemijhte Adelscammer zu fein. Auch müſſe den Stän- 
den das Cinmwilligungsreht bei der Geſezgebung in dem Umfange beigelegt 
werben, wie ihr dafjelbe nah dem Staatsgrundgejege zugeltanden, 

„Hu den von der fünftigen Ständeverfamminng zu erledigenden Ge— 
genftänden rechnen wir namentlich folgende: 

„Die Gleichheit der Staatsbürger macht es durchaus nothwendig, daß 
die Bevorzugung gewiſſer Standesclaffen im Staatsdienfte mwegfalle, und 
daß jeder Staatsbürger, welcher die gehörigen Fähigkeiten zur Verwaltung 
eines Staatsamtes nachweiſen kann, zu demjelben zugelafjen werde, 

„Die Eintheilung des Oberappellationsgerihts in eine adelige und bürs 
gerlihe Bank muß als jedes inneren Grundes entbehrend wegfallen. Ein 
gejiherter Rechtszuſtand der einzelnen Mitglieder des hannoverjhen Volks 
ijt nur dann möglih, wenn die jegige Einrichtung zur Entſcheidung von 
Competenzconflicten aufgegeben und eine beſſere an ihre Stelle gejeßt wird. 
Die noch beitehenden vielen Patrimonialgerichte bewirken eine verſchiedenartige 
Beurtheilung der Unterthanen, heinmen den Gang der Rechtspflege und find 
nicht länger zu halten. Die Erhaltung des Landescredits macht die ſchleu— 
nige Erlaffung einer Hypothefenordnung durchaus nothwendig. Die beite- 
henden barbarifhen Fagdgejeße find, als dem Nechtögefühle der neueren 
Zeit völlig zuwider, wefentlich abzuändern. Die durch das Allopificationds 
geſetz von 1836 begründete ftrenge Unveräußerlichfeit der Lehne ift jedenfalls 
wenigſtens jo weit aufzugeben, daß die Nachkommen des Beräufßerers die 
Deräußerung nicht anfehten können. Zum Schuß ver Unterthanen gegen 
einen Ueberfall des Militairs ift die fchleunige Erlaſſung eines Aufruhrges 
ſehes unentbehrlich. * 

Diefe Dinge waren fämmtlich ſchon andermweit, namentlich in der Preife, zur 
Sprade gekommen, außer vielleicht die Irrthümer des Lehnallodificationsgefe- 
tzes, in Beziehung auf welches die öffentliche Meinung indeß weiter ging, indem 
fie die Allodification auch auf die größeren landtagsfähigen Lehen ausgedehnt 
wifjen wollte. Der lebte Satz ijt mir unverjtändlich geblieben, er erflärt 
fih vielleiht nur durch ein einzelnes Creigniß. * ) 


*) Anmerkung. Da es nicht blos die Aufgabe des Geſchichtsſchreibers ift, 


40 


Die Stände wurden am 28. März eröffnet. Ich babe die Refidenz 
nie gefhmücdter gejehben. Tauſende von fchwarz=roth = goldenen Fahnen und 
Flaggen hingen aus den Fenftern, wehten auf den Dächern, waren über 
die Straßen gezogen. Alles war ein Jubel und eine Wonne. Die Stras 
ben waren mit Menjchen belebt, der Pla vor dem Ständehaufe mit Bür> 
gergarde und Menſchen erfüllt, obgleih der Eintritt in das Haus nur 
den Deputirten geftattet war, da die Deffentlichkeit erjt dur Aenderung 
des Reglements hergeftellt werden mußte und die Königliche Verheißung jelbit 
nicht hinreihte. Graf Bennigjen eröffnete im Namen des Königs die Ständes 
verfammlung. *) Die Thronrede (Anlage X.) war eine Umfchreibung des 
Minifterprogramm3 — die bisherigen Cinrihtungen des Landes könnten 
unter völlig veränderten Umftänden weder dem Königlihen Haufe noch dem 
Lande Genüge leiften, der König habe daher aus freiem Entſchluſſe 
und ohne Zögern alles dasjenige gewährt, was zur Begründung eines neuen 
träftigen Lebens nöthig ſcheinen könne. In allen Stüden müſſe aber 
ber verfafjungsmäßige gejeglihe Weg inne gehalten werden. Es jeien Mafs 
regeln ergriffen, daß die Verfaſſung des Bundes in der durch die Bundes: 
acte gegebenen Form (der Einhelligfeit?) zu größerer Feltigleit gebildet und 
durh Vertretung des deutſchen Volkes bei der Bundesverfammlung jelbjt zu 
voller Entwidlung gebracht werde. 

Als eine erfreuliche Neuigkeit begrüßte man allgemein den Satz, daß 
die Gefahr eines benachbarten Bundesjtaats die Nothwendigkeit militairifcher 
Hülfe im nächſten Augenblide herbeiführen könne, denn man hatte in Han— 
nover ſchon feit 1846 dem Nahbarlande Schleswig » Holitein die größte Theil- 
nahme gezollt und die vielfahen Verbindungen des hannoverjhen mit dem 
bolfteinifhen Adel hatten jhon damals eine Webereinftimmung beider Cam: 
mern berbeigeführt. 

Die Thronrede befriedigte die Anhänger Stüve's, die Mehrzahl der 
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Gedanken richten muß, fo bedarf das Verweilen bei dieſer Anſprache um jo weniger 
einer Rechtfertigung, als die Georgia Augufta in der Majorität ihrer —— 
Profeſſoren jeden, der 9Jahre früher eine Sprache geredet hätte, wie hier in der Anſprache 
Bun geſtäupt und die Juriftenfacultät denjelben des Hochverraths am deutſchen 
unbe für ſchuldig erkannt haben würde. Und wiederum zehn Jahre jpäter? Die 
Mehrzahl ber Herren freute fich gewiß, Daß das Pamphlet der Anfprace in Vergef- 
fenheit gerathen fei, die Georgia Augufta hatte fich alle den Dingen, die fie 1848 
10 ftreng richtete, feit 1855 ſchweigend unterworfen und bei Anwefenheit des Königs 
n Göttingen Expretorationen laut werben laſſen, die byzantinifch Fangen gegen bieje 
— Es gab 1855 Feine Sieben, ja nicht Einen, der ſich den Octroyirungen 
widerſetzte. 
*) Der gleichzeitige Bericht der Hannoverſchen Morgenzeitung lautet: 
Hannover, 38. März, 4 Uhr Nachmittags. Die Ständeverfammlung ift eröff: 
net. Graf Bennigjen ſprach die Thronrede. Mlle Furcht vor ſtürmiſchen Zuzuͤ— 
en, mit benen auf dieſen Tag ung gedroht war, ift unnüß gewejen. Sn der Stabt 
here jehr lebhafte, aber nichtS weniger al8 drohende Bewegung. Stimmung und 
njehen waren viel mehr die der Hoffnung als der Beſorgniß. Bon vielen Häufern, 
auch vom Giebel des chrwürdigen Rathhaufes herab, wehte die ſchwarz-roth-gol— 
bene Fahne, Ueber 3000 Bürgergarbiften verjahen den Dienft und die Ehrenwache 
vor dem Stänbehaufe. Nicht die geringite Störung fiel vor, ungeachtet die Straßen 
von Ginheimijchen und Fremden wogten. 
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zweiten Cammer, nicht fo die Beimänner, nicht fo die junge hannoverfche 
Preſſe. Sie tadelte die Unbejtimmtheit, mit der ſich diefelbe über die deutjche 
Frage auslaffe, vermißte noch alle die Puncte, welhe man fhon im Mi: 
nifterprogramm vermißt hatte. Selbjt in der Vaterftadt Stüve's ſchien man 
andere Tendenzen zu verfolgen, als die des Programms und ber Thronrede, 
In einer am 28, März abgehaltenen, ſehr zahlreih befuhten Bürgerver: 
jammlung wurde eine Adreſſe an die Stände beihlofjen und von 460 Bür- 
gern unterjchrieben, die ungleich weiter ging, und der eine Verwahrung 
gegen. die vom König von Preußen beanfprucdte Oberleitung der deutſchen 
Ungelegenheiten angefchlofjen mar. 

Das Minifterium war ſechs Tage am Ruder, hatte aljo faum Zeit 
gehabt, fih in den Departements umzufehen, von den Vorgängern war für 
die Stände, außer den Budget: und Finanzoorlagen, nichts vorbereitet, 
oder was vorbereitet war, war unbrauchbar geworden; dennoch wurden jchon 
am 28. verjhiedene Regierungsporlagen den Ständen überreiht — ein 
Schreiben, die Deffentlichfeit der ftändifhen Verhandlungen und die Aende— 
rung der Gejhäftsordnung in dieſer Beziehung betreffend, der Entwurf 
eines Preßgefeges; ein Schreiben, die Suspendirung der Procekorbnung 
betreffend, melde ja mit dem 1. Mai ins Leben treten follte, ein Schrei— 
ben, die Nichtpublication der deutihen Wechſelordnung betreffend; ein Geſetz- 
entwurf, den Erſatz des bei Aufläufen verurfahten Schadens durch bie 
Gemeinden betreffend; endlich ausführlihe Mittheilungen über die Verwen— 
dungen bes Klojterfonds von 1840 an. 

In Beziehung auf die Verfafjungsveränderung hatte Stüve noch nicht 
zu einem Bortrage bei dem Könige gelangen können; indeß hatte er jeine 
Freunde und die einflußreichjten Mitglieder der erjten Cammer über ben 
Weg, den er einzujchlagen gedachte, unterrichtet und waren desfalljige ver 
traulihe Mittheilungen auch fhon in die Berfammlung der Gondeputirten 
gelangt. 

Die zweite Cammer fchlug auf Betrieb der Bremenjer und der Condes 
putirten den Stadtrichter Lang I. an erfter Stelle, Stadtridter Dr. Frande 
an zweiter und Oberbürgermeijter Dr. Lindemann an dritter Stelle zum 
Präfidenten vor. Nachdem Lang als Präſident bejtätigt, wurde Francke an 
eriter, Stelle zum PVicepräfidenten gewählt. Zum Generaljyndicus wurde 
Buddenberg erwählt, ein Osnabrüder und treuer Anhänger Stüve's, zum 
Vicegeneraliynvicus jegte die liberalere Fraction die Wahl des Aopocaten 
Hantelmann Il. durch. In erfter Cammer war Landrath v. Röffing zum Präs 
fiventen gewählt und bejtätigt. Der Geſchäftsgang einer allgemeinen Ständer 
verfammlung bedarf immer erſt einer ziemlich geraumen Zeit, ehe er in Gang 
fommt und die Cammern hinreichend bejhäftigt find; daß jeit beinah 10 
Jahren die Deffentlichfeit ausgeſchloſſen war, bewirkte nun, daß im Publico, 
jelbjt in den gebildeteren Ständen, die Gejhäftsordnung unbefannt war, 
und man das langjame Fortjchreiten als Nichtsthun bezeichnete. Zwar fans 
den die Vorjchläge des Minifteriums wegen Deffentlichfeit bereitwillige Zu: 
ftimmung und die zweite Gammer öffnete bald ihre Tribünen. Aber welcher 
Reiz follte die Zuhörer dort feſſeln? Man beriethb, nachdem man bie erite 
Petition der Deputirten und Beimänner an die Adreßcommiſſion verwieſen 
hatte, ein Aufruhrgeſetz, man berieth ein Preßgeſetz, beides Geſetze, melde 
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der freiheitlihen Bewegung Dämpfer auffegten. Nicht einmal die Adreß— 
debatte gewährte großes Intereſſe. In der erften Berathbung ſprach nur 
v. Bodungen. Schon er deutete die Zweifel an, die ſehr Viele von dem bun— 
desverfaflungsmäßigen Mege hegten und wünſchte ausgejprodhen zu feben, 
daß der Meg, welder von den ſüddeutſchen Staaten ergriffen, der allein 
rihtige fei. Auf dem erjten Wege habe man zu befürdten, daß Michel 
eingejchläfert und ihm die Nadhtmüse über die Ohren gezogen werde, Von 
den Wünſchen des Volkes, welche in der Thronrede nicht berührt, hob er 
befonders zwei hervor — dab die Bevorzugung des Adels bei Beſetzung von 
Stellen im Civil und Militairdienft aufhören müffe, jo wie daß die Bes 
rüdjihtigung des religiöfen Glaubens feinen Unterſchied ferner machen dürfe. 
An 31. März ſprach fih Stüve aus. Gr wünjchte vor Allem Einigkeit und 
hielt die bejtehende Bundesverfaſſung und den in ihr vorgejchriebenen Weg 
der Einhelligkeit für den jiherften Stüßpunct. Durd den Bor: 
griff des Großherzogs von Baden, der die Volksvertretung beim Bunde auf 
Urwahlen begründet wijfen wolle, entjtehe große Gefahr, nicht mindere 
Gefahr aber durch die Stellung, welche Preußen einnehme und die jchon 
in Defterreih einen Rückſchlag bewirfe. Die Verſammlung der Männer, 
welche jih aus eigenem Antriebe nah Frankfurt begeben, werde nicht zum 
Ziele führen. Was die eigene Berfafjung anlange, jo habe ſich die Bewe— 
gung der Völker jeit 60 Jahren auf zwei Puncte gerichtet, auf Freiheit 
und Gleichheit. Der wichtigſte und zu erreichende fei der erjte. Gleich: 
beit werde erftrebt werden müſſen, eine vollfommene fei unmöglich, aber 
ohne Freiheit, ohne Sicherheit des Rechts, jei fie nicht möglich. Diefe ge: 
währe die Bundesverfaflung nicht; im ihr fei die Polizei an die Stelle 
des Rechts getreten. Der Allgewalt der Polizei entgegen zu wirken, jei 
die Hauptaufgabe der Zeit. Bei der Art, wie das Verhältniß der Gerichte 
zur Verwaltung (GCompetenzconflictenwejen ) behandelt fei, fünne Fein gejis 
hertes Recht, feine Freiheit beſtehen. Als Fragen der Gleichheit müßte die 
Aufhebung der Eremtionen ins Auge genommen werden, Der Wunſch nad 
Bejeitigung der Avelscammer habe das Minifterium beſchäftigt. Aud in 
eriter Cammer fei man von der Nothwendigfeit einer Ungeftaltung überzeugt. 
Das wie jei aber in Frage. Die Regierung habe in diejer Beziehung feine 
Vorſchläge jetzt ſchon machen können. Wenn Wünjche in diefer Beziehung aus 
der Berathung oder Commiſſion kämen, würde fie im Stande fein, Ans 
träge zu machen. Einigkeit würde auch hier nur zum Ziele führen. — Die 
Gammer hatte wenig neue Gedanken. Profeſſor Briegleb z. B. mollte nicht 
eigentliche Ginheit, ſondern nur verſchiedene Gentralorgane für gemeinfame 
Bedürfniſſe, 3. B. ein Bundesgeriht, einen gemeinſamen Gejeßgebungs: 
rath, einen gemeinfamen Kriegsrath, Garantien der Volksrechte für alle 
Deutſche. Schasrath Lang ſah den Bund fchon für todt an, jeßt wolle 
man eine andere Einſeitigkeit (Volfsjouveränität nämlich), wie da zu hel- 
fen fei, ohne zu folgen, begreife er nicht. * ) 

Wie Lang ging es der Mehrzahl, fie ſah nur Heil in einer Nachfolge 
der jübdeutfchen Bewegung. Als diefe Debatte beendet, traf das Schreiben 


*) Lanbtagsblatt pag. 12. 
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der Regierung, die Verfaffungsveränderungen betreffend vom 30. März, ein. 
König und Minifterium wolltenden verfaffungsmäßigen Weg geben, dieſer aber 
war durch $ 180 (vergl. Anlage I.) außerordentlich erjhwert, man hatte 
jeder Aenderung einen Riegel vorgeihoben, von dem man 1840 glaubte, 
dab er mächtig genug fei, jedem zu ungeitümen Andrange zu widerſtehen. 
Dieſer Riegel mußte jest bejeitigt werden, einbellig befeitigt, um überall 
tortireiten zu können. Die einflußreichiten Mitglieder erfter wie zweiter 
Cammer batten dieſem Wege des Minijteriums ſchon vor dem 28. März 
ihre Zuftimmung zugejagt; die Rechtmäßigkeit diejes Weges wurde auch nicht 
von einer Seite in Frage geftellt, und ift es erit jpäter der Weisheit der 
bei dem Bunde Beichwerde führenden Ritter und ihrem Advocaten, Herrn 
Zöpfl, gelungen, dies zu thun, indem fie die Aufbebung des $ 180 als 
eine Umgehung des verfajlungsmäßigen Weges und die ungeredtfertigte Sub: 
ftitution eines leichteren Pfades für den eigentlichen verfaflungsmäßigen Weg 
darftellten. *) Dieſe Beſchwerde führenden Ritter hatten nit nur ibre 
Repräjentanten in eriter Gammer, jondern fie jelbit ſaßen größtentbeils in 
derjelben, wie eine Menge Rechtsgelehrter aus den Höchſten und den Mit- 
telgerihten, aus Stadtgerihten, Advocaten u. ſ. w. nicht das entferntefte 
Bedenten hatten, diejen Weg für verfaffungsmäßig zu halten. Selbſt der 
gewöhnlihe Verſtand muß fi fagen, daß, wenn eine Thür, welche vom 
Gerichte verihloffen und verfiegelt war, vom Gerichte jelbit aufgeichlofien, 
enifiegelt und geöffnet wurde, der Zutritt durch diefelbe nicht mehr ungejeßs 
ih ift. — Man bat in jpäteren Tagen auch wohl die Behauptung gehört, 
die Einwilligung der Ritter zu diefer Aufhebung des $ 180 fei durch Ges 
waltdrohungen erpreßt. Ich möchte willen, wer das gethan haben jollte 
und wo es gejchehen wäre. Allen Denjenigen, welche von Drohungen und 
Gewalt mehr hofften, als vom gefeslihen Wege, war der ganze Stüveſche 
Gang zuwider, er dünkte ihnen ein zu juriftijcher, doctrinairer, künſtlicher, 
dem Volksſinne unverftändliher. Man braudht nur in der Hannoverſchen 
Morgenzeitung den Artikel des DVerfafjers diefes: „Der kürzefte Weg“ zu 
lefen, man braudt nur das Drängen der Condeputirten nad conftituirender 
Verfammlung zu erwägen, oder das noch ungejtümere Verlangen nah einer 
jolhen, wie es in hannoverfchen Bolksvereinen und Berfammlungen laut 
wurde, um einzufehen, dab es gänzlich an Elementen fehlte zu ſolchen Ge: 
waltdrohungen. Es wird aber nöthig fein, die desfallfigen Verhandlungen 
genauer zu conftatiren. Als durh Schreiben vom 30. März ein Gejegent- 
wurf in die Cammern fam, dahin lautend: „$ 1. Der $ 180 des’ Lan— 
besverfaflungsgefeßes und $ 68 der Geſchäftsordnung werden aufgehoben. 
$ 2. Abänderungen der Verfafjungsurfunde, des Mahlgejeges und der Ges 
Ihäftsorbdnung fönnen in Zukunft unter den für andere Geſetze bejtehenden 
Formen, jedoeh nur unter allgemeiner Zuftimmung der Ständeverfammlung 
getroffen werben,“ und zuerft in zweiter Cammer am 1. April 1848 auf 
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*) v. Lenthe, Zeitſchrift für Verfaſſung und Verwaltung des Königreichs Han— 
nover I. 3. S. 610, Denkſchrift der hannoverſchen Regierung, betreffend die land» 
und ritterfchaftlichen Bejchwerben. Selbit Herr Zimmermann hat dieſer Begründung, 
der er außerdem factijche Irrthümer nachweiſet, nicht beiftimmen mögen. 
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die Tagesordnung gelangte, wurde diefer Gefegentwurf bei Anweſenheit von 
80 Mitgliedern ohne alle Bemerkung zum eriten Male einjtimmig angenom— 
men. Am 3. April wurde diefer Beſchluß ohne Weiteres von 77 Mitglie- 
dern einjtimmig wiederholt, am 4. April geihah die Wiederholung einftimmig 
in dritter Berathbung,. In erjter Cammer fam der Entwurf am 3. April 
auf die Tagesordnung. Graf Bennigjen erinnerte daran, dab das Mini: 
fterium unter den allerjchwierigften Umftänden ins Leben getreten fei, von 
der Regierung feien vorher ſchon bejtimmte Verheißungen gegeben, und es 
fei nothwendig geweien, Mittel und Wege aufzufinden, diejelben zu realijis 
ren. Ein ſolches Mittel fei nur die einbellige Aufhebung des $ 180, denn 
der zweite Weg zu dieſem Ziele, Aufhebung des Landtags und Einberufung 
eines neuen, erſcheine höchſt gefährlid. Er hoffe deshalb, daß mit Ein: 
belligfeit und Hintanfegung aller perjönliben Nüdjihten die Hinwegräumung 
des $ 180 beſchloſſen werde; er bitte die Gammer, den Geſetzentwurf 
anzunehmen, weil jonjt Gefahren für unjer Land zu befürchten feien. Haupt: 
mann v. Marjhald: Er glaube, daß das Schreiben vom 30. März aud 
bier volllommene Anerkennung gefunden habe, denn es jpreche freudige Hoff: 
nungen aus, zu deren Grfüllung nad Kräften beizutragen, jebt Pflicht der 
Cammern jei. Landrath v. d. Deden: Auch er jei mit dem Vortrage des 
Herrn Grafen v. Bennigjen volllommen einverftanden; es werde gewiß Nie- 
mand in dieſem Haufe verfennen, daß es heilige Pflicht ſei, die Regierung 
zu unterftügen, die jih die Realifirung der allgemeinen Wünſche zur Auf: 
gabe geftellt habe. Präfivdent v Wangenheim: Gr werde für die Hinweg- 
räumung des $ 180 ftimmen, denn er halte diejelbe für nothwendig. Ge. 
Excellenz Landſchaftsdirector v. Hodenberg: Man möge bevenfen, daß eine 
biljentirende Stimme den ganzen Zwed des Gefebes vereiteln werde. Er 
bejorge, daß nicht alle Mitglieder won der Wichtigkeit diefer Verhandlungen 
durchdrungen feien, und wünfche deshalb die Vorlefung des Schluffes des 
Regierungsichreibend. Diejer wird vorgelefen und darauf der Geſetzentwurf 
einftimmig angenemmen,. In zweiter Berathung am 4. April erklärt zuerit 
Erblanpproft v. Bar, der an der geftrigen Beſchlußnahme nicht Theil ges 
nommen, jeine Webereinjtimmung mit derjelben. Es habe ihm jtets geſchie— 
nen, daß ſolche Glaujeln, ſolche pragmatifhe Sanctionen in Zeiten der Noth 
doh nichts helfen, Juſtizrath v. d. Deden: Man könne zu der Bejeiti- 
gung des $ 180 um jo bereitwilliger feine Zuftimmung geben, als die Res 
gierung ihre Principe in jo offener Weiſe dargelegt. Darauf wird der 
Gefegentwurf einhellig angenommen. In der Sigung vom 5. April bat 
Graf Bennigfen dringend, falls noch irgend ein Bedenken gegen den Ent— 
wurf obwalten jolle, joldhe vor der Abjtimmung zu äußern, damit Gelegen- 
beit gegeben werde, jolche hinwegzuräumen. Alles ſchwieg, nur Landſchafts— 
director dv. Hodenberg erinnerte daran, daß es jebt zur Frage jtehe, ob 
man dem gegenwärtigen Minijterio überhaupt feine Griftenz ſichern wolle. 
Hierauf einjtimmige Annahme. 

Am 10. April wurde dann dies Geſetz publicitt. Daß dafjelbe nicht 
ein äußerlih integrirender Beſtandtheil des Verfaffungsgefeßes war, fondern 
eben ein bejonderes neues Geſetz, war vollfommen gleihgültig und begreife 
ih nicht, weshalb Zimmermann dieſen Umjtand zur bejonderen Erwägung 
ber Bunbesperjammlung hervorgehoben hat. 
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Der König hatte von dem ihm verfafjungsmäßig zuftehenden Nechte 
(vergl. $ 88 der Anlage 1.) Gebrauch gemaht und der Refidenz einen 
jweiten Deputirten zugelegt. Die Reſidenz hatte den Hofrath Holſcher ge— 
wählt. Die Abänderungen der Gejchäftsordnung im Sinne des Geſetzes von 
1833 fanden feine Schwierigkeit, nur fand die Beſtimmung, daß bei nas 
mentlihen Abjtimmungen eine Entfernung der Zuhörer eintreten folle, keinen 
Beifall. — Das Gejeg wegen Verpflichtung der Gemeinden zum Erſatz des 
bei Aufläufen verurjahten Schadens, fand die Genehmigung der Stände, 
obgleih v. Seth darauf antrug, die Beſchlußnahme auszujegen, bis die 
verheißenen VBerfajlungsveränderungen ins Leben geführt wären, da die Un- 
ruhen eben aus Furcht vor der Reaction entjtünden. Der Antrag wurde 
bei Widerſpruch Stüve's nur mit 22 Stimmen unterjtüßt. Stüve jelbit 
ſprach bei diejer Gelegenheit am 7. April das wahre Wort, daß nidt For: 
men die Freiheit des Volkes jicherten, jondern wejentlih der Geiſt des 
Volkes und die Handhabung der Formen durch das Voll. — Indeß 
hielten Stände dafür, dab das der neuen Schuß: und Entihädigungspflicht 
der Gemeinden entjprechende nothwendige Recht der Bewaffnung und 
der Einführung einer Bürgerwehr gefihert werden müfje und machten des— 
halb die von Krimping beantragten Zufäße ſich zu eigen, wie fie zur Milderung der 
aus dem Principe des Geſetzes möglicher Weiſe hervorgehenden außerordent- 
lihen Härten, einige Modificationen für nothwendig hielten, namentlich die 
jolidarifche Verpflihtung der Gemeinden entfernten und für diejenigen 
Öemeindemitglieder, welde nachwieſen, daß fie ihre Schulvigkeit gethan 
hätten, oder daß fie abwejend gemejen, Ausnahmen jtatuirten. — Das Preß— 
gejeß wurde mit geringen Modificationen angenommen; ein Antrag v. Dos 
dungen’3, Preßvergeben durch Geſchworene aburtheilen zu lajjen, erhielt in 
weiter Cammer nur 28 Stimmen, Stände beantragten die Vervolljtändis 
gung der beſtehenden Gejeggebung in Beziehung auf Verbreitung unfittlicher 
Schriften. Zn erſter Cammer konnte ji der Vertreter, Herr Superinten- 
dent Cammann, eines in langer ermüdender Nede begründeten Antrags nicht 
enthalten, welcher für jeden Zeitungsartifel die Unterjchrift des Verfaſſers 
erforderte. Die Abneigung der eriten Cammer gegen eine ſolche neue und 
ihlimmere Cenſur zeigte ſich indeß jo eclatant, daß der Antrag zurüdgezogen 
wurde. Das Geſetz über die Todeserflärung verjchollener Perfonen, auf 
Händiihen Antrag vom 13. Juni 1846 noch unter dem alten Minifterium 
bearbeitet, welcher den gemeinrechtlihen 20jährigen Zeitraum zu einer To— 
deserflärung in einen zehnjährigen verwandelte, weil ein jo lange dauernder 
ungewiffer Zwoifchenzuftand die nachtheiligiten Folgen mit fi führte, erlitt 
faum einige Redactionsänderungen. Die Berathungen des Geſetzes zogen 
Äh inde mit einer ermüdenden Langjamkeit durch die Verhandlungen. Die 
Cammern hatten zur Berathung der Adreſſe eine Commiſſion von je 7 Mit- 
gliedern gewählt, und zwar die erſte Cammer den Landſchaftsdirector v. Hoden— 
berg, den Abt Rupftein zu Loccum, den Zuftizrath v. d. Deden, Schagrath 
v. Vothmer, Landjhaftspräfidenten v. d. Deden, Präfident v. Wangenheim, 
Landrath v. Klende; die zweite Cammer: Lindemann, Bodungen, Briegleb, 
Lüngel, Schwers, Schmidt, Adickes. Die Adreſſe war diesmal von außer 
gewöhnliher Wichtigkeit, da man durch fie der Negierung einen Anhalts⸗ 
punct geben ſollte, wie weit man bei den Verfaſſungsveränderungen gehen 
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wolle. Die Betitionen der Condeputirten, wie viele andere zahlreiche Peti- 
tionen aus den Provinzen, welche fi auf allgemeine Landesbeihwerden und 
die Verfafjungsrevifion bezogen, waren deshalb an die Adreßcommifjion vers 
wiejen, und wenn man fich in einzelnen Kreifen der Condeputirten darüber 
ungehalten zeigte, daß die zweite Cammer auf den Inhalt dieſer Petitionen 
nicht felbft eingegangen war, fo vertannte man eben die viel größere Wich— 
tigfeit der Commifjionsverhandlungen. Dieje drangen zwar nicht in die Def: 
fentlichfeit, allein vem Verfaſſer ift von einflußreihen GCommifjionsmitgliedern 
die Verfiherung geworden, daß die Mitglieder zweiter Cammer bei ver For: 
derung: daß die Adelscammer, jo wie jede Bevorzugung des Adels, aud 
in der Vertretung des Landes aufhören müſſe, ihre Hauptitüge in dieſer 
Stimme des Voll aus allen Provinzen, welche dur Vertrauensmänner in 
jener Adreſſe niedergelegt war „ fanden. Das geht auch aus der Relation 
des Landichaftsdirectors v. Hodenberg in erſter Gammer hervor. Nach lan— 
gen fchweren Verhandlungen einigte man fih in diefer Beziehung zu dem 
Satze: „Die Aufhebung der Vertretung des Adels als ſolchen in der allge: 
meinen Ständeverfammlung, jo wie die Aufhebung aller Vorzüge der Ge— 
burt für den Adel, unbeſchadet der Privatrechte, find dringend erforderlich.“ 
Nur ein Mitglied der Commiffion, Yuftizrath v. d. Deden, erflärte ſich da— 
mit nicht einverjtanden. 

Während die zweite Cammer den Adreßentwurf in Anlage XI. am 8. 
April ohne weitere Schwierigkeiten adoptirte, und der Verbeſſerungsantrag 
de3 Hauptmann Böje auszjufprehen: „Stände durchdringe das brüdende 
Gefühl, daß fie nicht die wahren Vertreter des Volkes feien, indem fie nicht 
in dem dafjelbe durchdringenden Gefühle feiner Menſchenwürde gewählt wä— 
ren. Sie wünfhen daher dringend, bald aufgelöft zu werden. Vorher aber 
erwarten fie, daß die Negierung ihnen in wenig Tagen eine Wahlgeſetzvor— 
lage, nad deren Ermefjen auf Eins oder Zwei-Cammerſyſtem und darauf 
begründet, daß die Mitglieder in beiden Fällen nur aus vom Volke Gewähl- 
ten bejtünden, bei denen feine andere Qualification nöthig fei, als die 
Ehrenhaftigleit” — nur 4 Stimmen Unterftügung fand, verfuchte die erite 
Cammer gegen die Anficht ihrer Commifjionsmitglieder den Hauptvorzug des 
Adels zu retten. Es ift auch in diefer Beziehung jchon wenig Jahre fpäter 
von ritterfchaftliher Seite darauf hin gearbeitet, die Geſchichte zu verbuns 
feln, indem man von brohenden Gefahren und Zwang gefabelt bat*); es 
wird daher nöthig fein, die Thatſachen aud bier genauer feitzuftellen. 

Dichtgedrängte, aufgeregte Volksmaſſen haben weder am 8., noch am 
11. April, als in erfter Cammer die Entjheidung fiel, das Ständehaus um: 
ftanden, Der Beweis ijt leiht. Am 8. April ſprach der Landrath v. Trampe 
gegen den Präfidenten den Wunſch aus: daß der Eintritt auf die Tribüne 
nunmehr ohne Weiteres Jedem geftattet fein möge, Als die Deffentlichkeit 
der Berhandlungen hier bejchlojien, ſei bei den Meiften dieſer Wunſch laut 
geworden. Dagegen jei aber damals bemerkt, daß dann eine zu große 
Ueberfluthung der Tribünen zu erwarten ftehe, und aud in zweiter Gammer 


*) 68 iſt dies nicht nur in der Niederfächftfchen Zeitung 1852 wiederholt gefche- 
ben, Jondern namentlich in der anonymen Brodhure: „Ein Wunſch, bezüglich Hans 
nover’3 wichtigfter Frage bei Eintritt in das Jahr 1853, S. 0.“ 


47 


bereit$ die Einrichtung, Karten auszugeben, getroffen fei. Ein zu großer An« 
drang fei nun bis jest, ſelbſt bei neuerdings eingeführtem völlig freien 
Eintritte in zweiter Cammer, nicht wahrzunehmen gewejen, und feien damit 
jene Bedenken gehoben. 

Nachdem fich für diefen Wunjd die HH. Erblanddroſt v. Bar, Gutöbefiger 
v. Dafjel, Vicepräſident v. d. Deden und Landrath v. d. Deden ausgeſprochen, 
wurde demjelben von dem Herrn Präfiventen Folge gegeben und erfcheinen 
die erjten Zuhörer auf den befhränften Tribünen der eriten Gammer, Am 
11. April wurde das Tumultgejes in erſter Cammer berathen, ein Gegen- 
ftand, der die Zubörer verſcheuchte. Daß aus der Adreßcommiſſion Anträge 
fommen würden, war auf den Tribünen gänzlich unbekannt. Dieje wurden 
erſt voller, aber nicht einmal gefüllt, als mehrere Mitglieder der zweiten 
Cammer in Folge der Ausjeßung diejelben bejuchten. 

Wie wäre ein v, Trampejcher Antrag nur denkbar gewejen, wenn draus 
Ben Baſſermannſche Gejtalten das Ständehaus umwogt hätten? Aber aud 
die Verhandlungen jelbjt ergaben vies. Treten wir ihnen näher. Herr 
v. Hodenberg als Berichterjtatter der Commiſſion rechtfertigt den Adreßentwurf, 
wobei er die Bemerkung vorausfhidt, dab man unter Adel die Standes: 
herren nicht verftanden habe. Es jei auf die Adreſſe bisher fein großes 
Gewicht gelegt; unter den gegenwärtigen Umftänden ſei fie bedeutend. Die 
Regierung habe die Prineipien, welche fie bejeele, offen und Elar dargelegt, 
es jei Bilicht der Stände, eben jo offen und unummunden zu antworten, 
Man müſſe bevenfen, unter welchen fchwierigen Umftänden das gegenwärtige 
Minijterium zu Stande gekommen jei, wenn die Adreſſe in der Weije nicht 
zu Stande fomme, jo fehle der Negierung jeglicher Anhaltspunct, fie fünne 
die Zügel des Staats niht in den Händen behalten. Das war 
die Drohung, wenn man jo will, mit der agitirt wurde; das Minifterium 
Stüve wolle feinen Auftrag in die Hände des Königs zurüdgeben, wenn die 
erſte Cammer hartnädig jei, dann möchten die adeligen Herren jelbit das 
Regiment ergreifen. Juſtizrath v. d. Deden rechtfertigte jeine abweichende 
Abjtimmung. „Daß der Adel fein Recht auf eine bevorzugte Vertretung in 
der Ständeverfammlung aufgeben müjje, das erfenne er an. Denn 
der Adel jelbjt jei es, der dieſes Recht, auf wirffamere Weile zu bes 
nußen vernadhläffigt; welcher es zur fräftigen Oppofition gegen die Aufs 
bebung des Staatsgrundgejeßes zu gebrauchen vergejien. Daß der Adel aber 
alle ihm fonft zuftehenden Rechte aufgeben folle, das werde durch innere 
Nothwendigkeit nicht begründet. Neben vdiefem war es bejonders der Geb, 
Gabinetsrath vw. Schele, welcher den fraglihen Satz der Adreſſe angriff, 
freilih aus einem ganz anderen Gefihtspuncte. Er jah darin eine Aufber 
bung des Adels; denn der Adel jei ein bevorrehteter Stand, 
nur mit Vorrechten könne der Adel bejteben, nehme man ihm 
diefe, fo bliebe nichts als der Name, ein leeres Nichts. Das 
müfje man bedenken, Mit Aufhebung des Avels lege man aber aud Hand 
an die Monardie,. da der Adel eine Grundfejte der Monardie ſei. — 
Gerade der Antheil an der Standihaft, gegen welche die Tendenz der 
Adreſſe gerichtet fei, ſei die Achillesferfe, wo der Adel verwundbar, Er 
wolle gern Nittergutsbefiger bürgerlihen Standes in die Nitterfhaften auf- 
nehmen, allein dem Adel eben dieſen Antheil an der Landſchaft nehmen, 
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bieße in die Rechtsſphäre deffelben eingreifen. Der ganze Paſſus müfje ge- 
ftrihen werben, eventuell müſſe hinzugefügt werden: „im verfajlungsmäßigen 
Wege”. — Er hoffe, daß Jeder, der feine Meinung theile, auch den Muth 
babe, dies offen und frei auszufprehen. — Entweder hatten nun aber bie 
Ritter diefen Muth nicht, oder fie hatten eine andere Meinung, al3 Herr 
v. Schele, denn fo wie er, ſprach jih Niemand aus, vielmehr gewann ber 
Antrag nur 3 Stimmen für fih, ſelbſt ver eventuelle Antrag nur 14 
Stimmen. 

Dagegen gewann der Antrag des Juſtizraths v. d. Deden, welcher 
den Satz: die Aufhebung der Vertretung des Adels, jtehen ließ, dann aber 
binzufeßte: „jo wie die Befeitigung aller rechtlich bejtehenden und thatjäd- 
lich geftatteten Vorzüge der Geburt und des Standes bei Bejekung der Ci- 
vils und Militairämter” die Majorität, mit dem v. Kneſebeckſchen Zuſatze 
vor Adel zu ſetzen: Niederen Abel, 

Es erregte diefer Beihluß das größte Auffehen und regte in der zwei: 
ten Cammer die Gemüther auf das Heftigfte auf. Und nicht etwa die Gral: 
tirten, nein gerade folhe Leute, welche der Reaction jehr nahe jtanden, 
3. B. Schwers, — DerKriegsrath Wedemeyer, 1855 Minijter des Innern 
unter demjenigen Minijterium, das durh Zimmermann bie Erklärung ver 
hannoverſchen Regierung auf die Beichwerden der Ritter abgehen ließ, äu— 
erte: Die Sahe müjje gründlich angefaßt werden, er wünihe, daß die 
zweite Cammer auf ihrem Beſchluſſe beharre und zwar einftimmig. Und jo 
geihah es; man trug auf eine Conferenz an, zu der man von Seiten ber 
eriten Cammer Mitgliever der Majorität für den dortigen Beſchluß wählte, 
jo daß die Conferenz eine Einigung nicht zu Stande bradte. Als General- 
ſyndieus Buddenberg am 11. April dies Reſultat melvete, ftieg die Auf- 
regung bebeutend. Der Dberbürgermeifter Lindemann beantragte: „daß die 
zweite Cammer die vorläufige Ausſetzung aller weiteren Verhandlungen bis 
zur befriedigenden Erledigung der vorliegenden Frage beſchließe und die erite 
Cammer fofort davon in Kenntniß ſetze.“ 

Das war mehr Drohung als Ernſt, die erjte Cammer jollte jeben, zu 
welchen Maßregeln man eventuell greifen müſſe. Der Antrag wurde zwar 
vieljeitig unterftüßt, indeß der vermittelnde Antrag des Stadtrichters Frande, 
die Sisung auf eine Stunde auszufegen, angenommen. Als die zweite Cam: 
mer ihre Sigung auf eine Stunde ausſetzte, ging auch eine nicht große 
Anzahl Zuhörer von der Tribüne zweiter auf die erjter Cammer. 
Auf beiden Tribünen war der Zeit eine Wache der Bürgerwehr, welche je: 
dem Befehle des Präfiventen Nefpect zu verjchaffen fich beeilt haben würde, 
Daß aber auch nur eine Rüge des Präfidenten nöthig geworden, muß be— 
ftimmt in Abrede genommen werden, Das Sisungsprotocoll enthält nicht 
die leifefte Andeutung davon, eben jo wenig das Landtagsblatt. Das große 
Publicum konnte überall nicht willen, daß am 11. April aus der Conferenz 
wegen der Morejje, melde erjt am Morgen dieſes Tages abgehalten war, 
referirt wurde; deshalb iſt es eine Unwahrheit, wenn gefagt worden ift, 
an dem fraglihen Tage des April (man bat einen beftimmten Tag ans 
zuführen vermieden, um nicht fofort der Lüge überführt zu werden) wäre 
von der Tribüne aus felbjt dem Präfidenten gedroht. 

Die Nahriht von dem, was in zweiter Cammer foeben geſchehen war, 
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batte fih aber mit Schnelligkeit in erjter Cammer verbreitet und den beab: 
fihtigten moraliihen Eindrud gemaht. Daß die Verhandlungen aber unter 
irgend welcher Unfreiheit jtattgefunden,, das ſieht man ihnen nicht an, mie 
der nachſtehende Auszug aus denjelben beweijet. *) 

„Schatzrath v. Bothmer referirte aus der Gonferenz und deren Erfolg: 
lofigfeit, empfahl aber die Annahme der Adreſſe mit den pathetiſchen Wor— 
ten: „Möge es denn aber auch niemals verfannt werden, wie groß das 
Opfer ift, weldes die Cammer durch Annahme der Adreſſe bringt, möge 
es niemals verkannt werden, daß nach diefem Opfer die Mitglieder dieſes 
Haufes in der erjten Reihe der Vaterlandsvertreter ftehen.” 

„Namentlich vertheidigte Se. Ercellenz der Landichaftspirector v. Ho— 
denberg die Annahme der Adreſſe. Er erklärte unter anderm: ich fürdte, 
daß Mande die Frage, was von den alten Vorrechten bleiben wird, wenn 
man nicht opfert, nicht reiflih erwogen haben, fie würden fich fonft ſelbſt 
jagen müſſen, daß Nichts übrig bleibt, Nichts als der Name, als die Pri- 
vatrechte. 

„Alles Andere wird wegfallen, muß wegfallen, man mag es nun 
beute oder in 8 Tagen befchließen. 

„Sabinetsrath v. Schele, Canzleiafjejjor v. Stralenheim, Graf zu Mün— 
fter, Graf v. Kielmansegge, Juſtizrath v. d. Deden erklärten, gegen die 
Adreſſe ftimmen zu müſſen.“ 

Es ergriff darauf der Präfident v. Wangenheim das Wort und erklärte: 

„As Mitglied der Adreßcommiſſion habe ihm die Verpflichtung obge- 
legen, feine Anträge gegen den Morekentwurf zu jtellen, Jetzt, nachdem die 
Verhandlungen in diejes Stadium getreten, fühle er fich jener Verpflichtung 
überhoben,, er fühle, daß er frei fich äußern, frei ftimmen dürfe, und nach— 
dem er aus den Commiſſionsverhandlungen Verſchiedenes mitgetheilt, jtimme 
er Angefihts der bedeutenden Ereigniffe, wie fie gerade in den lebten Ta— 
gen vorgelommen (nothwendig auf die Beichlüffe des vereinigten Landtags 
in Berlin bezüglich ), angefihts nur der Möglichkeit eines gejeglofen Zuftan- 
des, für die Annahme der Adreſſe. 

„Nachdem der PVicepräfivent v. d. Deden, der Hauptmann v. Mar: 
ihald, Abt zu Loccum, Kriegsrath v. Hattorf, Juſtizrath v. Harling fi 
für die Annahme der Adreſſe, Cammerratb v, d. Deden fi) dagegen er- 
färt hatten, nahm Se. Excellenz der Herr Landfchaftspirector v. Hodenberg 
das Mort und äußerte fich in folgender denkwürdiger Weife: 

„„So viel er erfenne, werden zwei Gründe als die wichtigiten gegen 
Annahme des Entwurfs geltend gemaht: 1) daß man den legalen Weg 
innehalten müffe, und 2) dab man gegenwärtig im Nachgeben eine Schwächg 
zeige. Es thue ihm leid, daß gerade diefe Gründe fo Manchen gegen vie 
Horejfe ftimmen. In Beziehung auf den erften müjle er bemerken, daß 
man eine Nechtsverlekung dadurd nicht begehe, wenn man einen Antrag 
auf Aenderung der Verfaſſung ftelle; in Betreff des 2) bedauere er, daß 
man der Öffentlihen Meinung ſchon jeit 30 Jahren fo wenig Gewicht bei: 
gelegt habe. Ob man denn glaube, mehr noch entgegenbanveln zu können? 


*) Vergl. Landtagsblätter 1848. ©. 84 ffg. 
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Ob nicht der deutfhe Bund der öffentlihen Meinung bereit3 nachgegeben 
habe? Er ebre, wenn man das Recht der öffentliben Meinung entgegen 
vertheidige, aber wenn fie, wie hier, Unrecht nicht verlange, fo jei es 
billig, fie zu rechter Zeit zu benutzen.“ 

„Herr Forftmeifter v. Alten, Das jhönfte Vorrecht des Adels fei jei- 
ner Meinung nad) jtetS gewejen, ſich fürs Vaterland zu opfern. Und er 
bringe aud bier mit Freuden jein Opfer dem Vaterlande dar, indem er für 
den Entwurf jtimme, 

„Se. Exc. Hr. Erblandmarjhall Graf zu Münſter. Er jtimme gegen 
den Entwurf, weil darin der Boden des Rechts verlafien werde, 

„Hr. Graf v. Bernftorf. Aus demjelben Grunde werde auch er gegen 
den Entwurf jtimmen. 

„Se. Erlaucht Hr. Oeneralerbpojtmeijter Graf v. Platen = Hallermund : 
Gr jei nicht der Anſicht, dab hier der Boden des Rechts verlafjen fei. Sein 
Princip fei ſtets gewejen, mit der Regierung zu gehen, und aus demjelben 
Grunde, wiewohl unter jonit jehr veränderten Umjtänden, werde er jebt für 
den Entwurf jeine Stimme geben. 

Bei der Abjtimmung waren nur 12 Stimmen gegen den Adreßent— 
wurf, wie folder von zweiter Cammer verlangt wurde. 

Und Angefihts ſolcher Berathung und Abjtimmung wagt man von 
Zwang, von drohenden Gefahren zu ſprechen? 

Als die zweite Gammer nah einer Stunde wieder zujammentrat, fand 
jie die officielle Anzeige, daß die erite Cammer dem Moreßentwurf beige- 
jtimmt habe. Stüve fagte: „ES jei ein großer Schritt nun gethan, aber 
man möge das gebradte Opfer nun auch anerkennen und fchonend fein.“ 
Die Adreſſe, wie fie angenommen, iſt in der Anlage Xl. mitgefheilt. An 
demjelben Tage lief das Negierungsichreiben, die Berfafjungsveränderungen 
betreffend, ein, Man fannte fhon aus dem Schreiben vom 30. März vie 
Abjihten des Minijteriums über die vorzunehmenden Neformen. Das erite 
Capitel follte theil$ wegen der in Ausficht ftehenden Neformen des Bundes, 
theils weil das Gebiet wenig practijch jei, nicht berührt werden, und waren 
e3 hauptjählich folgende Grundſätze, welche in der Verfafjung verwirklicht 
werden jollten: 

1) Abihaffung der Eremtionen von allen Staats- und Gemeindelaften. 

2) Heritellung eines für Alle gleihen auf Oeffentlichkeit, Mündlichkeit 

und Schwurgeridhte baſirten Gerichtsverfahrens, 

3) Heritellung größerer Unabhängigkeit und Gelbftitändigfeit der Ge— 

meinden, 

A) Wiedervereinigung der getrennten Höniglihen und der Steuer: Gajfe. 
® 5) Richtige Stellung der Staatöverwaltung zu den Rechten der Eins 

zelnen und der Gefammtheit des Landes. 

Das Schreiben vom 11. April enthielt nun ohne weitere Motive die 
bezüglihen Vorſchläge. In Beziehung auf die Repräfentation (Capitel V. 
der Anlage I.) hatte das Minifterium feine Abänderungen vorgefchlagen. 
Die Cammern verwiejen vdiefes Schreiben an eine Berfaflungscommijjion, 
der fie den Auftrag gaben, vorab den Punct der Landesvertretung 
in Beratbung zu ziehen und darüber zu berichten. - Wir werben über vie 
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Arbeiten dieſer Commiſſion im nächſten Capitel ſprechen und müſſen wir jetzt 
noch einmal auf die Volksverordneten zurückblicken. 

Als am 28. März die zweite Petition (Anlage IX.) derſelben bera— 
then und angenommen war, war ihre Milfion nah der Meinung Vieler zu 
Ende. Nun hatten aber nod andere Abgeoronete andere, als die bisher 
berathenen Bejhwerden und Wünjche in der Taſche, die in der am 26. nie— 
dergejegten Commiſſion und daher aud nicht in der Verſammlung zur Sprache 
gebracht waren. Einige berjelben verdienten den Namen allgemeine Landes— 
beſchwerden, andere waren mehr localer Natur. Deshalb drängten aber vie 
Träger berjelben um fo mehr auf Beiprehung. Jeder wollte wo möglich 
etwas mit zu Haufe bringen; perſönliche Eitelkeit, die Sucht ſich jelbft fpre- 
hen zu hören, fih in den ſtenographiſchen Berichten, die das Menjhing- 
ſche Volksblatt veröffentlichte, mindeſtens zu veröffentlihen verſprach, gedrudt 
zu ſehen, trug nicht wenig zu dem Beſchluſſe bei, am 29. März meiter zu 
tagen. An vdiefen Tage legte man auf Ellifjens Antrag den undeutjchen 
Namen Eondeputirte ab, nannte fih Volksverordnete und wurde fidh 
infofern Earer über ſich jelbit, al$ man die VBerfammlung al3 ein kraft Aſ— 
jociationge und Berfammlungsreht erijtirendes Organ des durch die 
Stände niht völlig vertretenen Volkswillens anſah, — mit 
dem Berufe, die Stände gleihjam zu überwahen, ihnen als Dränger und 
Treiber zur Seite zu ftehen. Die Verfammlung hatte einen ftarfen Glauben 
an ihre eigene Bedeutung und an ihre Wirkſamkeit. Im Laufe des 29. 
fam fogar eine Art Permanenzbefhluß zu Stande, der jedoch am folgenden 
Tage nah ruhigerer Erwägung wieder zurüdgenommen wurde, Dan beichloß 
ftatt deſſen, daß ſich die Vereinigung als eine bleibende betrachte, die 
fh in der nächſten Zeit vertage, aber eine Commiſſion zurüdlaffe, auf de— 
ren erjten Ruf man fich wieder verjammeln wolle. Man berieth dann unter 
dem Vorſitze des Glaſermeiſters Jobelmann aus Stade über Abſchaffung des 
Competenzconflictengejeßes, über gänzlihe Reorganifation des Steuerweſens, 
über Poftreformen u. j. w. in ziemlich georbneter parlamentarifher Weije, 
wobei jedoch eine Menge gänzlich unreifer, unpolitiiher, unvollswirthſchaft—⸗ 
liher Anfihten neben mandhen guten zu Tage kamen. Man kam auch zu 
dem richtigen Gedanken und Beihluffe, für jet feine Petitionen an bie 
Stände oder Regierung zu bringen, jondern die Landesbejchwerden und Res 
formwünſche, über die man ſich hier etwa vereinige, an die Committenten 
der Verorbneten zurüdzubringen, fie alſo zu Haufe von den Bürgervereinen, 
Boltsverfammlungen, Magiftraten und Bürgervorftehern, oder von moher 
man fonft feinen Auftrag berleitete, nochmals berathen zu lajjen, um fie 
in Einzelpetitionen an die Regierung und Stände zu bringen. Die viele 
Stunden dauernde geſchäftliche Thätigfeit der Verfammlung, am 29.— 30. 
März, ftach freilich ab gegen das, durd eine Geſchäftsordnung und mander: 
lei Formen gehemmte Zufammenfein der Stände und erzeugte in dem einen 
oder andern der Verfammelten eine gänzlih unbegründete Ueberſchätzung der 
eigenen Wichtigkeit und ein noch viel unbegründeteres Mistrauen gegen nicht 
nur die erfte, fondern “auch die zweite Cammer, Mistrauen gegen das Mi- 
nifterium, jelbft gegen Stüpe. Dieſes Mistrauen trat namentlih in der Gi- 
Bung der ſ. g. Vollsverorpneten vom 30. März hervor, in welder ein 
junger, feuriger Nebner aus Otterndorf, Lafrenz, das Minijterium zum 
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wegen des langſamen, ſchleppenden juriftifch = diplomatifhen Anfangs der Cam— 
merverhandlungen anflagte und gleichjam ein Mistrauensvotum der Ber: 
fammlung und tie Drohung ausgejprodhen haben ‚wollte: wäre bis Freitag 
die Aufhebung der Adelscammer nicht beſchloſſen, jo würde man in die 
Heimath zurüdtehren, ohne für deren Ruhe ferner bürgen zu fünnen,. Dem 
Antrage wurde die Spitze abgebroden, aber eine PDeputation aus den Her- 
ren Dr. Plaß aus Stade, NRiehelmann aus Wilhelmsburg, Dr. Glimmann, 
Dr. Elliſſen, 3. Schmold und Boljtorf bejtehend, nah Stüve entjandt, um 
ih Aufichluß über den Weg zu erbitten, den die Regierung in Beziehung 
auf die gegenwärtigen wichtigen Fragen einzufchlagen gedenfe. Stüve hatte 
die Deputation wohlwollend aufgenommen und ihr verfihert, daß. die dur 
den Drang der Zeitverhältnijfe gehäuften Arbeiten der Minifter vie .alleinige 
Schuld trügen, dab noch nicht mehr gejchehen fei. Die Deputation jchied 
dann auch unter der Verfiherung des vollſten Vertrauens zudem guten 
Willen und der Kraft des Minifterialvorftandes. Auch die Verſammlung 
zeigte fih zum größten Theile durch dieſe Verficherung befriedigt und eine 
große Menge Mitglieder jahen ihr Mandat vorläufig für erlojhen an, und 
reif’ten in die Heimath. Die Verſammlung verlor durd dieje Abreifen die . 
rubigften und befonnenften Elemente, wie fie ihren Schwerpunct ſchon mit 
Abgabe der legten Petition an die Stände verloren hatte. Cine bloße Ver: 
ftändigung über Landeswünſche und Beſchwerden bedurfte nicht eines jo koſt— 
fpieligen und großen Apparats; das war Aufgabe der Preſſe. Die noch 
übrig gebliebenen wählten .am 31. März eine f. g. Gentralcorrefpondenze 
commifjion mit dem Auftrage, wenn man einjehbe, daß entweder die Re— 
gierung nicht den guten Willen, oder die Stände nicht die Kraft hätten, 
dem nachzukommen, was die beiden Adreſſen der Condeputirten als noth- 
wendig ausgeſprochen, die Volfsveroroneten jofort wieder nah Hannover zu 
berufen. Es jchien, daß in dem Numpfe der Verfammlung vom 31. März 
jedes Verjtändniß der Zeitdauer, melde bei der angeftrengtejten Arbeit der 
Regierung und Stände nöthig fei, auch nur den geringiten Theil dieſer 
Wünſche zu erfüllen, gänzlich fehlte. Daß ein ſolches im Volke fehlte, war 
natürlid, Man hatte gejehen, wie 1837 das Staatögrundgefeß mit einem 
Federjtrihe gefallen war; man hatte jo Vieles aus jener Zeit durch Decrete 
und Patente entjtehen ſehen und zog daher eine fihnelle Inslebenführung 
der gewünſchten Inftitutionen dur Decrete einer langſamen geſetzgebenden 
Berathung vor. Man hätte aber von einer Verfammlung, in der eine 
ziemlihe Anahl von Juriften und Männern aus den gebildeten Ständen 
jaßen, ein Verſtändniß diefer Dinge erwarten fünnen, Die Graltirteften aus 
der Verſammlung waren am 31. März geblieben, fie wählten wieder die 
Heißiporne aus jih als Ausſchuß, den Aovocat Glimmann aus Uelzen, 
Dr. med. Wedekind aus Eſens, Dr. Elliſſen aus Göttingen ‚ die Gutsbe— 
iger v. Langrehr und Lafrenz. Diefem Ausſchuſſe fehlte alle und jede Ge— 
duld, menigftens in feiner großen Majorität, er ſcheint mehr mit den Red— 
nern und Leitern der Molfsvereine, welche fih nad einem Aufrufe 
der Herren Kaufmann Röfe und Schüge in Hannover gebildet hatte, zu ur— 
Iprünglid gewiß angemefjenem Zwede (Anlage XI.) und mit dem Schweife 
der zweiten Cammer Umgang gepflogen zu haben, als mit den Führern 
derjelben, er jcheint ſich daher jehr bald ifolirt gefunden zu haben und ſich 
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nad einem Rüdhalt an der Verfammlung, aus der er entitanden, gejehnt 
zu haben. Daß Detmold mit den Ausfhußmitglievern in irgend welche Ver— 
handlung getreten fei, ift unwahr. *) Was fih zur Entjhuldigung des 
Ausſchuſſes jagen läßt, ift das, was rings um Hannover herum, vor Allem, 
was in Berlin und Frankfurt geihah. Was war das für eine Zeit? Am 
31. März waren auf die Einladung des Heidelberger Siebenerausſchuſſes in 
Frankfurt 2 Dejterreiher, 141 Preußen, 44 Baiern, 26 Sadjen, 9 Han: 
noveraner, 52 Würtemberger, TIL Badenfer, 84 Heffen- Darmftädter, 29 
Naffauer zufammengetreten. Der Siebenerausfhuß legte diejer ſehr gemiſch— 
ten und zum Theil politijch unreifen und leivenfchaftlich erregten Verſamm— 
lung ein Programm vor, das auf einen deutſchen Einheitsftaat (Bundes: 
haupt mit verantwortlihen Minijtern, ein Senat der Einzelftaaten ) hinar: 
beitete, (Anlage XI.) Diejes PBrogramın hatte ſchon am Tage zuvor 
der Nafjauer Mar von Gagern aud eimem Ausſchuſſe der Bundesverfamm: 
lung und den BVertrauensmännern vorgelegt, man war darauf bis auf den 
Punct V, eingegangen, ftatt deſſen hauptſächlich auf Betrieb des hannover: 
ſchen Bertrauensmanns v. Wangenheim am 30. März den in Anlage XIV. 
mitgetheilten Bejchluß der Bundesverfammlung gefaßt. — In ver Verſamm— 
lung des Vorparlaments drängten Heder, Struve, Vogt und andere ganz 
offen zur Nepublif, jie wollten namentlich Permanenzerklärung und trat die 
Minorität, die dieje beantragt, aber nicht vurchgejegt hatte, am 1. April 
aus der Verſammlung, als auf Heinrih v. Gagern's Antrag die Einberu— 
fung der Nationalverfammlung von der Mitwirkung des Bundes abhängig 
gemacht war. Obgleich die Majorität ver Verſammlung Republif nicht wollte, 
ignorirte fie den Bundesbeichluß vom 30. März) und wollte von dem Ans 
trage, zu jagen: „die conjtituirende Verfammlung joll beauftragt werden, die 
Grundzüge der deutſchen Verfaſſung zu entwerfen und über deren Annahme 
mit den Fürſten Deutjhlands zu verhandeln,” nichts wijen. Sie 
faßte auf Soiron's Antrag vielmehr den Beihluß: „die Verfammlung hat ihre 
Aufgabe darin erkannt, die Art und Weiſe feltzuftellen, in welder die confti- 
tuirende Nationalverfammlung gebildet werden fol. Sie hat dabei aus— 
drüdlih ausgeiproden, dab die Beichlußnahme über die künftige Verfaſſung 
Deutſchlands einzig und allein diejer vom Bolfe zu erwählenden con= 
ftituirenden Berjammlung zu überlaffen jei. 

Die Berfammlung hielt ſich alfo für competent, felbjt die conftituirende 
Verfammlung zu binden, 

Es war der fernere Beſchluß gefaßt, „die Verfammlung verlangt: 
daß der Bundestag, indem er die Angelegenheit der Begründung eines 


*) Der Berfaffer hat in feinen 1848 bei Heyfe in Bremen erjchienenen „Hanno- 
verichen Zuftänden” ©. 77, auf Die Verficherung des Herrn Langrehr a ‚ erzählt, 
Detmold ſei mit dem Ausſchuſſe in Unterhandlungen getreten, um benjelben von Hans 
nover zu entfernen und Die Gejchäfte dejjelben allein zu führen. Sch bin es der Ehre 
meines verjtorbenen langjährigen Freundes ſchuldig, hier zu erklären, Daß eingezogene 
Grfundigungen ergeben haben, daß Detmold mit feinem der Ausjchußmitglieder aud) 
nur in irgend eine Verbindung getreten fei. Die mir von Herrn Langrehr mit vie: 
(en Details, die die Sache glaubbarer machten, am 21. April 1848 gemachte Erzãh⸗ 
lung erklärt ſich nur dadurch, daß dieſer Herr dem Ausſchuſſe mir gegenüber größere 
Wichtigkeit beilegen wollte. 


EA 


conftituirenden Parlaments in die Hand nimmt, fih von den verfaffungsmwi- 
drigen Ausnahmsbejhlüffen losjage und die Männer aus feinem Schooße 
entferne, welche zu Hervorrufung und Ausführung derjelben mitgewirkt ha— 
ben.” Die Radikalen wollten zwar ftatt des Wortes „indem das Wort „be- 
por” und ftatt des Wortes „nimmt” „nehmen kann” und traten aus, weil 
diefer Antrag nicht durchging. Als darauf noch am jelben Tage der Bundes: 
tag diefem Antrage nachgegeben, die Ausnahmsbeihlüffe von 1832—34 ꝛc. 
aufgehoben, jih von den Mitgliedern, die dazu mitgewirkt, gereinigt hatte, 
trat die Minorität. durch Vermittlung Jsfteins wieder ein und wurde nun 
der fog. Funfziger Ausihuß gewählt, welcher, wie H. Gagern fi ausdrüdte, 
„Sch ganz mit dem befchäftigen follte, wozu bisher der Bundestag berufen 
war, ohne diefen jedoch auszuſchließen.“ Das Verzeihniß der in viefen 
Ausſchuß gewählten Männer findet fih in Anlage XVI. Was war das, 
wir müſſen es wiederholen, für eine Zeit? 

Die Reden des Vorparlaments hallten durch Deutſchland und fie blie— 
ben nicht nur Reden, fondern fie hatten augenblidliche Erfolge. Der Buns 
destag mit feinen Beihlüffen, vie bisher das Schredgejpenft von ganz 
Deutihland geweſen, an denen die fräftigite Oppofition der Cammern in 
den einzelnen Staaten jo oft zerichellt war, wurde einer Verfammlung von 
Männern vdienjtbar, die fih aus freiem Antriebe in Frankfurt verfammelt 
hatten. Die Ausnahmsgefeße des Bundestags, diefe Zuchtruthe Metter: 
nichs, fielen mit einem Schlage. Die Bundesverfammlung war, wie Bene: 
dey es ausdrüdte, nur noch der Briefträger des DVorparlaments und Funf: 
ziger Ausſchuſſes, jenes rein revolutionairen Jnftituts und begann mit dies 
“fen, wie ein hannoverſcher Diplomat ih ausprüdte, den Wettlauf um die 
Priorität der Beihlußnahme. Der am 2. April in Berlin zujammengetres 
tene vereinigte Landtag nahm nicht die Verfafjungsrevifion in die Hände, 
wie er Anfangs follte, ſondern unterjchrieb fein eigenes Todesurtheil, um 
eine conjtituirende Verſammlung auf breitefter Grundlage ins Leben zu rus 
fen; Adreſſe, Wahlgejeg ꝛc. wurden in vier Sisungen berathen und 
beſchloſſen. Und die Preſſe in ganz Deutfchland forderte mit Bemwußtfein 
vollführte, künſtleriſche Weiterbildung des Lebens, ohne 
Rüdfiht auf das bejtehende, ohne befondere Vorliebe für den geſetz— 
lihen Weg und die ſ. g. biftorifche Rechtsentwidlung, verwarf leßtere viel— 
mehr ziemlich allgemein al3 zu bejchwerlid und zu langſam. Man mar 
überall weit mehr idealiftiich als revolutionair, aber weil man eben Alles 
nad Ideen reformirt haben wollte, war man unpraftiih, und das Belte 
erwies jich jehr häufig als Feind des Guten. — Ein ganz anderer Meg 
war der von dem Minijterium Bennigjen= Stüve eingejchlagene, — er war 
ein durch und durch praftifcher, der das Weſen der Dinge fahte, der aber 
des idealen Scheins gänzlich entbehrte. Das Miniftertum war wie jedes 
Minifterium, das fih ftark fühlt, fein wird, Feind jeder weiter gehenden 
Volksbewegung, e3 glaubte, daß die Volfsverfanmlungen, die jtändigen 
Vereine gänzlih unnüse Dinge wären, „welche das Volt nur von der Arbeit 
abhielten, e8 durch Phrajen aufreisten und irre führten.“ Und es ift nicht 
zu leugnen, nie war das Phraſenthum ftärfer vertreten, als in dem April: 
monate 1848; ſchien es doch, al3 wenn alle politifchen Gedichte des Jahr: 
zehnts ſich jeßt in bärtige Voltsredner verwandelt hätten und bielt fich jeder 
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Grünling berechtigt, das Volk mit unverdauten Ideen beglüden zu wollen. 
Aber das Mistrauen des Volkes, mit dem es die Geſchenke und Gnaden— 
bewilligungen der Fürften, die Opfer des Adels hinnahm, jeine Furcht vor 
einer Neaction war im Allgemeinen nur zu geredht. Cine Auffafjung ver 
Dinge, wie fie der Ausſchuß der Condeputirten über den Stand ver öffent: 
lihen Angelegenheiten in die Provinzen jchleuderte, „dab nämlich das Mi- 
nifterium darauf bedacht fei, die Volfsbewegung, deren Endzwed es mit der 
Erhebung Stüve’s für hinlänglich gefihert anſehe, in ihren Fortfchritten, 
namentlich in Bejeitigung der Adelsvorrechte zu hemmen, wielleiht um ſich 
jelbit den Fortbejtand zu jihern, daß es der Cammer gänzlihd an Oppofition 
und daher an Kraft fehle, weil die Majorität Freunde und Anhänger Stüve’3 
feien, und daß wenn die zweite Cammer nicht bald die Initiative ergreife, 
nichts anders übrig bleibe, als Auflöfung der Cammern” — fand daher 
an vielen Stellen ein nur zu bereitwilliges Gehör, fo verfrüht und unge— 
recht jie überhaupt war. Obgleih nun am 11. April in den Ständen der 
große Schritt geſchehen war, welcher das Minijterium berechtigte, dem Kö— 
nige den Plan vorzulegen zu einer Aufhebung der jekigen erſten Cammer, 
obgleih an diefem Tage der Gejegentwurf über die Verfafungsveränderuns 
gen eingebracht war, erließ dod) der Ausſchuß der Condeputirten am 12. April 
einen ausführlichen Bericht und ein Ausjchreiben, weldes die Volksverord— 
neten auf den 16. April zufammenberief. Dieje Zufammenberufung war 
gegen die Stimme Ellifjens bejchloffen, der vergeblich die Commiſſion daran 
erinnerte, daß man am 28, März die gegenwärtige Ständeverfammlung, 
wenn auch nach hartem Widerſtreben, doch ſchließlich einjtimmig als com 
petent anerkannt habe, die Verfaffungsveränderungen zu vereinbaren, daß 
ein großer Schritt durch die Annahme der Adreſſe dazu geiheben fei zc. Als 
Grund der Zufammenberufung ward angegeben: der jchleunigite Fall ver 
Adelscammer, die Beihränfung der Thätigkeit der Stände auf Erlaffung 
eines proviſoriſchen Wahlgefeges behuf Berufung einer conjtituirenden Ver— 
fafjung, der allein die Berathung einer neuen Verfaſſung anzuvertrauen ſei. 
Am 16. April fanden fi denn auch wirklich 134 Bertreter von Corporas 
tionen, Bürger: und Volksverfammlungen zufammen (die größere Zahl der 
Berfammelten erhielt von ihren GCommitenten mindeltens Neifefoften, andere 
aud Diäten). Alle größeren Städte, eine Menge Landgemeinden waren 
vertreten, etwa 2/; der Verfammlung beftand aus den früheren Condepu- 
titten, '/ aus neuen Leuten, es waren etwa 20 Aovocaten und 10 ans 
berweitige Jurijten anmwejend, die Mehrzahl beitand aus Gewerbsleuten, aus 
Sandleuten; der Kaufmannsſtand war nur mäßig vertreten. 

Bon Celle und Lüneburg aus wurde in einer vertraulihen Vorbera— 
thung der Führer die Commifjion zwar heftig angegriffen über das Unzeitige 
einer Berufung, über die Schwarzmalerei der Berichte, wie von anderer 
Seite mit großem Rechte auch deshalb, weil diejelbe nicht mit der Oppoſi— 
tion in zweiter Gammer Hand in Hand gegangen fei. Dieje Commiljions- 
mitglieder vertheidigten fich ihrer Seits mit der Ungeduld und dem Drängen 
des Bandes; aus der Provinz feien Briefe‘ über Briefe gefommen, melde 
mit dem langſamen Forticreiten der Stände unzufrieden geweſen und auf 
Selbftauflöfung der Cammern nad preußiſchem Beijpiele gedrängt hätten. 
Die Unzufriedenheit über die Zufammenberufung, die von Seiten Grum— 
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brecht's, Wolde's, Hoſtmann's, Plaß' u. A. laut geworben, wurde indeß 
von der Verſammlung ſelbſt nicht in gleicher Maße getheilt. Zwar ſchien 
es, als wenn gerade die Wahl Elliſſens, von dem man wußte, daß er ſich 
der Zuſammenberufung mit allen Kräften widerſetzt hatte, zum Vorſitzenden 
eine augenſcheinliche Demonſtration gegen die übrigen Mitglieder der Com— 
miſſion ſein ſollte, allein als die Deputirten aus den verſchiedenen Gegen— 
den über die Stimmung in ihrer Provinz Bericht erſtatteten, fand man, 
daß hauptſächlich die Oſtfrieſen, die Bremenſer, Hildesheimer und Hamelenſer 
mit dem Laufe der Dinge in Hannover unzufrieden waren, daß ſie Reaction 
fürchteten u. ſ. w. Außerdem war die Zuſammenberufung, mochte fie ein 
politiſcher Fehler ſein, ein fait accompli; man war zuſammen und mußte 
auch etwas thun. Die Verſammelten waren meiſtens von der damals herr— 
ſchenden Gefühlspolitit angejtedt, ftaatsmännifche Elemente fehlten gänzlich, 
die Phraſe fand jehr leicht Beifall, nüchterne Kritik und bejtimmtes prakti— 
Ihes Wollen wurde als Reaction bezeichnet — der Präfivdent hatte Mühe, 
bie parlamentarifhe Ordnung aufrecht zu erhalten. Die Berfammlung, 
weldhe an ihrer Competenz nicht den mindeften Zweifel hegte, war fi von 
vorn herein nicht Klar über ihre Macht. Dieje konnte nur eine moralijche 
fein, fie war aber auch zugleich die Grenze ihres Rechts. Nun hatten aber 
Viele das hinter ihnen ftehende Volk im Kopfe und im Munde, und man . 
drohte aus dieſer und jener Provinz mit bewaffneten Zuzügen. Eine des: 
falljige Yeußerung von Weinhagen erregte zwar das Misfallen eines Theils 
der Berfammlung und eine Rüge des Präfidenten, dennoch, das fonnte ji 
Niemand verhehlen, blieb Gewalt das legte Mittel, wenn Petitionen an König, 
Minifterium, Stände um Zufammenberufung einer conjtituirenden Verſamm— 
lung nichts bülfen. Daß diefe nichts helfen würden, das wollte eine über: 
wiegende Majorität der Verfammlung nicht glauben. Daß die Deputirten 
zweiter Cammer, mit denen man vom 26. bis zum 28. März gemeinichaft- 
ih berathen und beſchloſſen hatte, auf den damals gefaßten Beſchluß ſich 
beriefen, der den Ständen die Gompetenz zu VBerfafjungsveränderungen zus 
ſprach, daran wollte man ſich nicht erinnern, oder man hielt die Zeit, die man 
den Ständen damals gefegt habe, die Adelscammer vor Allem, aus der 
Welt zu jhaffen, für längft abgefloffen. Am wenigſten wollte man ji) 
von Breufing über die Unfehlbarkeit Stüve's und des von ihm eingejchlar 
genen Weges überzeugen lafjen. 

Sechs Anträge ftimmten im Wefentlihen darin überein, daß man bie 
dermaligen Stände für ein Mehreres nicht competent halte, als ein provi— 
ſoriſches Wahlgeſetz zu einer conjtituirenden Verfammlung zu ſchaffen. Man 
wählte eine Commiſſion, dieje entwarf ein Programm, das ein provijorifches 
Mahlgejes, mit Eincammerſyſtem, mit indirecten Wahlen, Wahlrecht für 
jeden Steuer zahlenden Zdjährigen Staatsbürger, der wegen eines enteh- 
renden Verbrechens noch nicht beftraft fei, unbejchräntte Wählbarkeit u. |. w. 
nah der Schablone von Frankfurt und neuerdings Berlin verlangte und 
den Schlußſatz hatte: Die Ständeverfammlung erledigt dieſes Wahlgeſetz 
ungejäumt und ohne ſich zu vertagen vor dem (vor der Thür ftehenden ) 
Diterfeite. In der Verfammlung erhoben fih zwar eine Menge Stimmen 
für directe Wahlen, allein die Majorität hielt den Bildungsſtand des Vol- 
fes noch nicht für fo weit fortgefchritten, um dieſe zu billigen. Es gelang 
fogar einem Minoritätsantrage, die Mehrheit zu ſichern, welcher den gegen- 


57 


märtig wahlberehtigten Städten ihr Recht confervirte. Der legte Punct führte 
zu einer fehr heftigen Scene zwifchen Profeſſor Wolf und Breufing, welcher den 
Ständen die Piftole nicht auf die Bruft gefegt wijjen wollte. Dennoch ward auch 
diefer Schlußfas angenommen und Profeſſor Wolf aus Göttingen , einem der 
Hauptwortführer der radicaleren Partei und Conrector Plaß aus Stade als Ver: 
treter der gemäßigteren Minorität, der Entwurf einer Adreſſe in diefem Sinne 
übertragen, welde dur eine Deputation an den König und an das Mi: 
nifterium gebracht und den Ständen fchriftlich zugefertigt werden follte, 

Der Unverſtand hatte bei der Abjtimmung den Sieg davon getragen, 
denn obgleich Breufing nachgewieſen hatte, daß nad der Geſchäftsordnung 
eine fo ſchnelle Erledigung der Forderungen durd die Stände, bei dem be- 
ften Willen zu den Unmöglichleiten gehörte und darin von Grumbrecht, Wolde, 
Plaß, v. d. Horit II., dem Berfaffer diefes u. A. unterftügt wurde, ſiegte 
doch der Antrag des Profeſſor Wolf und zog fih deshalb Plaß gänzlih von 
der Nedaction der Adreſſe zurüd, die nun von Wolf allein mit einem jelbit- 
gefälligen renommijtiichen Pathos verfaßt wurde, das abermals die Mipbilli- 
gung einer siemlich itarfen Minorität erbielt. 

„Das Land," fchrieb Herr Profeſſor Wolf, „bat auf — Schultern 
die Aufgabe gelegt ‚ zu berathen und zu bejchließen, was dem Lande Noth 
thut.“ Aber foldhe Phrafen hatten in den Augen der Majorität einen gu— 
ten Klang und ernteten Beifall. 

Während jo am 17. berathen wurde, warb ein Mitglied der Verſamm— 
lung, Advocat Weinhagen aus Hildesheim, auf Nequifition der dortigen 
Yuftizcanzlei verhaftet. Es geihah dies ohne Aufjehen. Der Grund war 
der, dab Weinhagen durch eine aufregende Rede am 14. April einen Auf: 
lauf vor dem Hauje des mißliebigen Stadtſyndicus Traumann erregt haben 
ſolle. Das Gerüht von Weinhagens Verhaftung hatte fih in Hildesheim viel 
früher verbreitet, "als diefe wirklich erfolgt war. Es veranlaßte dies uns 
ter der Bevölferung, in der namentlich die niederen Stände mit ber un— 
gemeinjten, beinah unglaublihen Verehrung an Weinhagen hingen, die be: 
deutendfte Aufregung. Das Volt war außer fih, Generalmarfd wurde 
geihlagen, Sturm geläutet, die Läden geſchloſſen. Man bemächtigte ſich 
des Landproften und bradte ihn in Weinhagens Haus, mie behauptet 
wurde, zu jeinem Schuß vor der Wuth des Pöbels. Der in Hildesheim 
anmwejende Regierungscommijjair Starke fand es jeßt jelbjt in der Orbnung, 
daß eine Deputation die Juftizcanzlei um Zurüdnahme des BVerhaftsbefehls 
bat, und jtellte fich jelbjt an die Spihe derſelben. Ein Theil dieſer De— 
putation war als Bürgergardiften bewaffnet. Die ZJuftizcanzlei nahm ben 
Berbaftsbefehl zurüd. Die Freunde Weinhagens eilten mit viejem neuen 
Befehl nah Hannover und famen da beinah in demfelben Augenblid an, 
als Weinhagen erjt verhaftet war. Das requirirte Amt Hannover nahm 
feinen Anjtand, dem Befehle feiner Oberbehörde fofort zu mwillfahren, und 
Weinhagen frei zu laſſen. Mit Jubel von feinen Freunden begrüßt, zeigte 
er jih noch den Condeputirten, die im Hotel Royal fpeij’ten, und begab 
ſich in den daneben liegenden Rheinischen Hof. Allein kaum eine halbe 
Stunde fpäter wurde er und mehrere aus feiner Umgebung, von der Han— 
noverſchen Bürgergarde, auf Befehl des Minijterrums abermals verhaftet, 
und zwar auf ziemlich brutale Weiſe. Cine Proclamation des Gefammtmis 
nifterium3 gab als Grund an: „daß, nachdem der Verhaftsbefehl des Ge- 
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rihts in Hildesheim bekannt geworden, dort ein Aufruhr ausgebroden fei. 
Man habe den Landdroſten im Haufe des Weinhagen gefangen gehalten un, 
in das Sikungszimmer der Yuftizcanzlei mit Waffen eindringend, dieſe Ber 
börde gezwungen, den Berhaftungsbefehl zurüdzunehmen. ” 

War in Hildesheim aber noch fein Aufruhr gewejen, jo brach er am 
Abend des 17. April aus, als die Nachricht von diejer abermaligen Verhaf— 
tung Weinhagens und jeiner Freunde befannt wurde. Sturmgloden ertön= 
ten die ganze Nacht, Bauern zogen in vie Stadt, die Wohnung eines ver: 
haften Aſſeſſors ward demolirt, Barrifaden erbaut, die Thore verrammelt. 
Das Volt wüthete wie ein ungeberdiges Kind, ohne Ziel und Plan, und 
ohne zu wiſſen, was man wollte, noch weniger was man fonnte. 
Trunfenheit that das ihrige. Um fo größer war ver Kaßenjammer, als am 
andern Morgen Artillerie, Kavallerie, Imfanterie die Stadt einſchloſſen. 
Man verjuhte zu capituliven, räumte die Barrifaden und Verfperrungen, 
entwafinete- das Proletariat, mußte fih aber bis Mittag auf Gnade und 
Ungnade ergeben. 

Ein jchliegliches Erfenntni vom Jahre 1853 hat das Verbrechen Wein- 
bagen’3 darin gefunden, daß derjelbe Magijtratsperionen den Rath hätte 
ertheilen laſſen, die Stadt einige Zeit zu meiden, worin eine mit 1 Jahre 
Staatsgefängniß beftrafte Nöthigung zu befinden. Die mit ſolchem Eclat 
in Hannover volljogene Verhaftung nahm diefes Vergehen aller Wahrichein- 
lichkeit nach nur zu einem gern gejehenen Vorwande, einen bei dem Volke 
im höchſten Anſehen ftehenden Mann, der aus feiner Drohung, mit 
25,000 Mann nah Hannover zu ziehen, jeden Augenblid eine Wahrheit 
machen konnte, unjhädlih zu machen und denen, die mit ähnlichen Mitteln 
brohten, ein warnendes Beifpiel zu geben. Daß Weinhagen’s Einfluß ein 
ungemein großer war, geht namentlich aus dem erwähyten Straferkenntniß 
hervor, das gerade darum eine Nöthigung annimmt, weil Weinhagen im 
Stande geweien, jene misliebigen Magiftratsmitgliever als Generalbefehls- 
haber der Hildesheimichen Bürgerwehr zu ſchüßen. — Die Proclamation des 
Gejammtminifteriums vom 17. April fagte am Schluß: „Wir haben Un: 
ſererſeits nicht zweifelhaft jein können, daß es unjere erjte Pflicht fei, die 
Gerichte mit allem der Regierung zu Gebote ftehenden Nahdrud gegen die 
Angriffe der roben Gewalt zu jhüsen, und Wir vertrauen, daß alle guten 
Bürger Mafregeln, die zu dieſem Zwede dienen, jtet3 mit Kraft unter- 
ftüßen werden.” * 

Das Geſammtminiſterium hatte ſich bei dieſer Gelegenheit eben jo ſtark, 
als die Behörden in Hildesheim ſchwach bewiefen und die Vorgänge bei der 
Verhaftung Weinhagen’3 durh die Bürgergarde hatten gezeigt, daß das 
Minifterium in ähnlichen Fällen auf die Hülfe der guten Bürger der Re— 
ſidenz rechnen konnte, 

Am 38. April hatten die Nolfsverordneten eine Gommijfion nie: 
dergeſeht, von Küjtenbewohnern, welche eine Petition an das Kriegs: 
minifterium ausarbeiteten, in der fie dieſes jchleunig um Schuß 
und Bewaffnung der NKüften und Flußmündungen erjuhten und ges 
eignete Mafregeln im dieler Beziehung vorjchlugen, Damals kreuzten ſchon 
dänische Schiffe vor Ems, Weſer- und Elbmündung. Es ging mit diejen 
Dingen aber wie mit dem Sprigenprobiren in jener Stadt, das regelmäßig 
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nah dem Feuer geſchah; es geſchah von 1848 bis 1860 nichts und erft 
beute, während ich dies jchreibe, bereifen mieder Commiſſionen die Küften 
Deutihlands, und denkt man abermals an deren Schug. Wären es Bor: 
ihläge wegen einer neuen Pidelhaube oder ſonſtigen Paravejtaats gewejen, 
das Kriegsminifterium würde nicht gejäumt haben. — Während dieſe Com: 
miffion arbeitete, begab fih eine Deputation an den König, um die Adreſſe 
des Vrofefjors Molf zu übergeben, wurde aber nicht vorgelaffen. Die an 
das Gejammtminifterium gefendete Deputation wurde zwar von Stüve und 
Lehzen empfangen, aber jehr ungnädig. Griterer erklärte, das Land finde 
feine Vertretung in der Ständenerjammlung, mit Volksverordneten, die fie 
nicht fenne, könne die Regierung nicht verhandeln. Wenn die Mitglieder 
der Deputation die in ihrer Adreſſe enthaltenen Wünſche als ihre perſön— 
lichen ausvrüden wollten, jo würde das Minifterium Antwort darauf er: 
theilen. Profeſſor Wolf wies zwar auf die Stellung des Funfziger Aus— 
ſchuſſes zum Bundestage hin und meinte, man müjje e3 mit der Legitimation 
fo genan nicht nehmen; allein das Minijterium war eben fräftiger, als ver 
Bundestag und die VBerjammlung fein Zunfziger Ausfhuß. Die Herren der 
Deputation wurden von Stüve wie eine unartige Schuljugend behandelt und 
damit entlajjen, daß ihnen eine ihren Privatwünjchen entſprechende Zuſiche— 
rung überall nicht ertbeilt werden könne. 

Der Bericht über diefe Deputation jollte zwar durch eine bramatifche 
Darftellung das Reſultat abſchwächen, allein er jtieß ſchon in feiner Form 
an und fand nur den Beifall der Menge, die nicht einmal zu der- Einfiht 
fm, daß die Volksverordneten ſich ſelbſt verbraucht hatten, 

Das kam der Mehrzahl erjt zum Bewußtſein, als aud die Stände 
nicht gerade zur Tagesordnung übergingen, jondern die Petition der Volks— 
verordneten einfah,. ohne alle Discuffion an die Verfajlungscommiffion ver: 
wiejen und, um der Verfaſſungscommiſſion Zeit zur Arbeit zu laſſen, ihre 
Vertagung bis zum 8. Mai ausſprach. Zugleich veröffentlichten die Mit- 
glieder der zweiten Gammer eine Anſprache an ihre Wähler, in melder fie 
ih gegen die allerdings ungerechten Beſchuldigungen vertheidigten, welche 
in den Berichten des Gentralcorrejpondenzeomitee'3 verbreitet waren und auf 
die Menge der dur die Stände erledigten Arbeiten hinwieſen (Anlage XVII). 
Es war dies eine Losjagung der zweiten Gammer von den Vollsverordneten. 

Die Volksverordneten bejchlofien jest, an ihre Gomittenten, an das 
Land zu appelliren, um durch Maſſenadreſſen zu bemeifen, daß fie die An- 
fiht des Landes vertreten. Nachdem aber eine große Anzahl berjelben, 
welhe mit der. Zufammenberufung von vorn herein unzufrieden geweſen, 
dies noch mehr mit dem Verlauf der Dinge felbjt waren, nad Haufe ges 
reift, griff die Majorität der noch Gebliebenen am anderen Tage zu dem 
vom Syndicus Bueren aus Emden vorgejhlagenen Mittel, eine Deputation 
an den Funfziger Ausſchuß zu jenden, um deſſen Vermittelung gegen das 
Minifterium in Anspruch zu nehmen. Die Verſammlung ftellte fih, mie 
Dr. med. Geller das richtig bemerfte, jelbit ein Zeugniß der Armuth und 
Schwähe aus, fie bedachte nicht, daß der Funfziger Ausſchuß feine Kraft 
ja eben aus den Verſammlungen und Bereinen der einzelnen Länder neh— 
men mußte, aber dorthin wenig Kraft bringen konnte. Der Funfziger Aus— 
ſchuß faßte am, 29. April freilih den ziemlich zahmen Beichluß, der Hanno: 


60 2 


verjhen Regierung dringend anzurathen und zu empfehlen, 1) die Thätigfeit 
der gegenwärtigen Ständeverfammlung auf die Grledigung der laufenden 
Geihäfte und die Bewilligung des Budgets zu bejchränfen, 2) ein proviſo— 
riihes liberales, dem Beſchluſſe des Vorparlaments entjprehendes Wahlges 
fe zu erlajjen und in Gemäßheit der Vorſchriften deſſelben die Bildung 
einer conjtituirenden Berfammlung zu bewirken. Das Minifterium v. Bene 
nigjen= Stüve fühlte ſich aber jo gefeitigt, diefen guten Nath ganz und gar 
zu ignoriren. Es zeigte ſich dies Minijterium, wie wir gleich ſehen werden, 
gerade in derjelben Zeit aber auch jtarf an dem Orte, wo die 
größte Schwähe und SKopflofigfeit berrichte, in Frankfurt in der Eſchen— 
heimergaſſe. 

Eine wichtige Erſcheinung war die durch Generalordre vom 18. 
und 22. April publicirte Abſchaffung der bis dahin beſtehenden Strafe 
der körperlichen Züchtigung durch Ruthenhiebe bei dem Militair. Dieſelben 
lauteten: 

„1) Meine getreuen und braven Truppen haben Mir, wie in früheren 
Zeiten, jo auch jest, fo viele Beweiſe des trefflichen militairiſchen Geiſtes 
und der redlihen Berpjlihtung gegeben, daß Jh Meinen Truppen dafür 
Meinen aufritigiten Dank jage. Jh wünſche der Armee zugleich zu bewei— 
fen, wie jehr Jch darauf vertraue, daß ihr guter Geiſt auch ferner bejtehen 
wird, und wie jehr Ich überzeugt bin, daß die beſte Disciplin in allen 
Truppentheilen herrſcht. Ich bejehle deshalb hiemit, daß die geſetzlich be— 
ftehende Strafe der förperlihen Züchtigung durch Ruthenhiebe ferner feine 
Anwendung finden joll. Wenn wider Verhoffen irgend eine Truppenabtbei- 
lung duch ihr Betragen jtrenge Strafen erforderlich machen follte, jo behalte 
Ich Mir vor, bei derjelben vie körperliche Zühtigung wieder in Kraft tre— 
ten zu laſſen. Es foll dieſe Strafe aber nie mehr ohne Meine ausprüdliche 
Erlaubniß angewandt werden. Mein -Generalkriegsgericht hat Mir fofort 
Vorſchläge darüber zu machen, wie die mit körperlicher Züchtigung bedrohe— 
ten Vergehen durch andere Strafen gebüßt werven ſollen. Dieje Ordre ift 
der gejammten bei ven Fahnen anwejenden Mannfchait vorzulefen, und es 
ihr ausdrücklich zu eröffnen, daß fie durch ihr bisheriges mujterhaftes Be- 
tragen diefen Meinen Befehl herbeigeführt habe. Ernſt Auguſt.“ 

2) Zur weiteren Ausführung der Generalordre an die Armee vom 
16. d. M., welche vorſchreibt, daß die Strafe der körperlichen Züchtigung 
durch Ruthenhiebe in der Regel ferner keine Anwendung finden ſoll, haben 
Se. Majeſtät der König auf Vorſchlag des Generalkriegsgerichts Nachſtehendes 
zu beſtimmen geruhet: 

„In den Fällen, wo die gedachte Strafart bisher ſtatthaft war, ſoll 
von jetzt an ſtatt derſelben nach den jedesmaligen Umſtänden, und nach dem 
im $ 47 des Militairſtrafgeſetzbuchs feſtgeſeßten Verhältniſſe, geſchärftes 
Gefängniß oder Strafarbeitshaus zur Anwendung kommen, und in ſofern 
auf körperliche Züchtigung vor Vollziehung einer öffentlichen Arbeitsſtrafe zu 
erkennen geweſen wäre, ſoll dieſe letztere Strafe verhältnißmäßig verlängert, 
und dem Befinden nach zugleich auf ſchimpfliche Ausſtoßung aus dem Dienſte, 
mittelſt Abnahme der Uniform vor der Fronte, erkannt werden. 

Für den Generaladjutanten: C. Jacobi, Oberſtlieutenant.“ 

Wer, wie der Verfaſſer im Jahre 1831 in Göttingen auf der Marſch 
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das öffentlihe Schaufpiel des ſ. g. Spießruthenlaufens erlebt hat und das 
Scheußlihe Ddiejer Strafart, wenn auch nur durch Erzählungen, begriffen, 
der wird den großen SHumanitätsfortichritt, der damit gemacht wurde, zu 
würdigen wiſſen. So weit Verfaſſer befannt , gejchah dieſe Aufbebung ver 
Prügelftrafe durch freie Entihließung des Kriegsherrn, denn weder ſtändi— 
ibe Anträge, noch die zahllofen Petitionen aus dem Volke erwähnen diejes 
Gegenitandes, was in eriterer Beziehung begreiflih, da das Militairitraf- 
geſeßzbuch, wie die Kriegsartifel 1841 ohne alle jtändiihe Mitwirkung er: 
laſſen waren. Ob Humanitätsrüdjichten dieſe Generalordre veranlaßt batten, 
oder der politifche Gefichtspuncet, den Demagogen und Democraten ein Agi: 
tationsmittel zu entziehen, mag dahin gejtellt bleiben. 

Sp war aljo zu der Zeit, wo die Verfafjungscommiffion ihre Arbeiten 
begann, im Lande Hannover eine jo kräftige Regierung , als in keinem übri- 
gen Lande Deutſchlands, überall herrihte Ruhe, das Minifterium batte alle 
Anfehtungen befeitigt. Es fingen für nicht zu furzfihtige Augen die Ele— 
mente der Reaction aber auch von dieſem Augenblid an fich zu conjoliviren. 
Die gute Preſſe begann gegen die Condeputirten und ihren Anhang eine 
Agitation, die fein Mittel der Verläumdung, Verdächtigung und Schmä— 
bung verfäumte, und die guten Bürger, die ruhigen Leute ſchloſſen ih an, um 
das drohende Ungeheuer der Anarchie, womit man die Schwachherzigen und 
die Philiſter jchredte, zu befämpfen. Es regnete Vertrauens: und Loyalis 
tätsadrejjen für das Minifterium Bennigſen-Stüve, fie gingen zum Theil 
von ſolchen Menſchen aus, die auh 1839—42 Loyalitätsadrejjen fabricirt 
batten und die noch vor wenig Monaten den Namen Stüve’S nur mit Ver: 
unglimpfungen ausjpraden. Der Hederjche Aufjtandsverfuh im Süden mit 
feinen blutigen Djtertagen fam dem fehr zu Hülfe, denn in Nordveutichland 
wollte man von der Republik nichts wiſſen, man feste noch Vertrauen in 
die Verjprehungen der Fürjten und glaubte damit alles Wünſchenswerthe 
erreiht zu haben. Heute waren es die Volksverordneten, deren Streben auf 
Anarchie hinging, Stüve war der Netter des Vaterlandes, Wie lange 
dauerte es, da predigten diejelben Leute, daß Stüve’3 Streben zur Anar: 
bie führe. Man jchüttete aud bier das Kind mit dem Bade aus, verlannte 
das abjolut Nothivendige und MWohlberechtigte der Vollsbewegungen , und 
daß diefe, jo lange fie fih in den Formen des Parlamentarismus bewegten, 
jo lange ihre Waffen Phraſen waren, nicht nur unfhädlih, fondern ein 
Bildungselement für das Volk waren. Den Tact altjtändifcher Verband: 
lungen durfte man von Bolksverfammlungen nicht erwarten und ftatt es zu 
loben, daß gebildete Männer fi an derſelben betheiligten, dieſelben als 
Führer zu leiten fuchten, wurden dieſe in der Hannoverjhen Zeitung als 
Wühler bezeichnet. 

Wir können dies Capitel nicht jchliegen, ohne einen Blick auf die Di— 
plomatie zu werfen, zu ſehen, wie fi) das Minijterium zu Frankfurt ftellte. 
Dafjelbe ordnete am 24. März den Klofterrath v. Wangenheim als Ber: 
trauensmann nah Frankfurt, um neben dem alten Bundestagsgejandten 
v. Lenthe zu wirken. Die Wahl war eine gute, obwohl Wangenheim zu we: 
nig im Bolfe befannt war, um als Mann des Volksvertrauens anerkannt 
ju werben. Daher die v. Bodungenſche Anterpellation in zweiter Cammer. 
Der Diplomat erhielt den Auftrag, den Fortgang des Revifionsverfahren® 
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im verfafjungsmäßigen Wege, jo lange fihb ein Grfolg davon zu 
verfprehen, aufrecht zu erhalten, daneben follte er jein Augenmerk auf 
Kräftigung der Verfaſſung durch monarchiſches Element, und ein tüchti- 
ges militairiihes Vertheidigungsſyſtem rihten. Cr fam am 26. März 
nad Frankfurt, zeitig, um bei dem Bundesbejhlufje vom 30. März ein- 
flußreih mitzuwirken. Diejer Beihluß war ein Schritt von Seiten der Bun— 
desverjammlung, die Negenerirung einer deutihen Verfaſſung auf legalem 
Wege zu ermögliden. Die Motive dieſes Bejchluffes wurden leider nicht 
zugleich veröffentlicht. Sie gingen davon aus, daß es nur zwei Wege gebe, zu 
einer Berfaffung zu kommen, entweder durch Octroyirung von Seiten des Bun— 
des, nad geſchehener Vereinbarung der Regierungen, oder auf dem Wege 
des Vertrages und freier Zuftimmung der Negierungen auf der einen und des 
Bolfes auf der andern Seite, und daß nur der letztere Weg Beſtand ver- 
ſpreche. Es jcheine daher der einzig zuläffige Weg der zu fein, daß der 
von der Bundesverfammlung und ihrem Beirathe ausgehende Entwurf der 
Reichsverfaſſung einer aus allen Bundesjtaaten gewählten conjtituirenden 
Bollsverfammlung zur Annahme vorgelegt werde, Jnmitteljt beſchloß das 
Vorparlament, den jchon oben erwähnten dritten Weg, welcher dem Wort: 
laute, wenn aud nicht Soirons jpäterer Interpretation gemäß, die Volks— 
fouverainetät anerkannte und einzig und allein durd die conftituirende Ver: 
jammlung die Verfaſſung zu Stande gebradht wiſſen wollte. Der Beichluf 
vom 30. März war aus Stüve's Seele gefaßt und er ſäumte nit, nad): 
dem ihm die Nachricht davon geworden war, am 7. April fih mit denje— 
nigen, welche ihm in den Gammern die Leiter zu fein fchienen, mit dem 
Präfidenten v. Röſſing, dem Juſtizrath v. d. Deden und v. Klencke aus er: 
fter, mit dem Präfidenten Lang, dem Juſtizrath Lünsel aus Hildesheim, 
Stadtrichter Frande aus Harburg, Deconom Schmidt aus Fallingboftel und 
Buddenberg aus zweiter Gammer in vertrauliche Berathung über die Moda— 
lität der Theilnahme Hannovers (wie zwei Cammern wählen jollten) und 
etwa pailende Berfönlichkeiten zu ſetzen. 

Der Bundestag hatte dem Vorparlamente gegenüber eine fo große 
Schwäche und Nachgiebigfeit bewiefen, daß der Funfziger Ausſchuß, als Voll- 
ftreder des Willens defjelben zu der Meinung kommen mußte, er fei die 
böchfte befehlende Behörde, eine Anficht, die, wie wir ſehen werden, auch 
viele Hannoveraner tbeilten. Der Präſident diefes Ausſchuſſes hatte fich 
nun fofort nad Conftituirung dejjelben mit dem Präfiventen des Bundestags 
wegen Abänderung diefes Beichluffes in Verbindung geſetzt, und am 4., 5. 
und 6. April erfolgten Beihlüffe des Funfziger Ausſchuſſes auf Beſchlüſſe, 
welche den Bundestagsbeihluß vom 30. März als unverträglich darjtellten mit 
der Abficht des Vorparlaments. Der Bund gab auch hier nad) und publicirte 
am 7. April den nachſtehenden Beſchluß nebſt dem fpäteren Beſchluſſe vom 
29. Juni und 12. Juli, die Bafis des gefammten Verfafjungswertes: 

„Daß die Bundesverfammlung, in Berüdfihtigung des inmitteljt befannt 
gewordenen Öffentlihen Wunjches und geftügt auf das einjtimmige Gutachten 
der ihr beigeorbneten Männer des öffentlihen Vertrauens, ihren Beſchluß 
vom 30. v. M. in Beziehung auf die Verhältnißzahl der Vertretung dahin 
abändere und ferner in der Weile vervolljtändige, daß 

1) die Wahl der Vertreter des Volks zu der conftituirenden deutſchen 
Nationalverfammlung fo zu gejchehen habe, daß, unter Beibehaltung des 
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Berhältniffes der Bundesmatrifel, je nah 50,000 Seelen ein Vertreter ges 
wählt werde, dab wenn der Ueberſchuß der Bevölkerung 25,000 Seelen 
überfteigt, ein weiterer Abgeordneter zu wählen ſei, und daß jeder Eleinere 
Staat, deſſen Bevölkerung nit 50,000 Seelen erreicht, einen Vertreter 
zu wählen habe; 

2) daß in Beziehung auf die Wahl der Abgeordneten zur conftituiren- 
den Verfammlung auf jeden Fall bei der Wählbarkeit feine Beſchränkung 
durch Vorſchriften über gewiſſe Eigenfhaften in Beziehung auf MWahlcenfus 
oder Bekenntniß einer bejtimmten Religion vorfommen und eine Wahl nad 
beitimmten Ständen nicht angeordnet werden könne; 

3) daß als mwahlberechtigt und als wählbar jeder volljährige, ſelbſt— 
ftändige Staatsangehörige zu betradten fei; 

4) daß jeder Deutſche, wenn er die voranftehenden Eigenjchaften be: 
figt, wählbar, und dann es nicht nothwendig fei, daß er dem Staate an: 
gehöre, welhen er bei der Verfammlung vertreten joll; 

5) daß aud die politiihen Flüchtlinge, wenn fie nad Deutſchland zu— 
rüdfehren und ihr Staatsbürgerreht wieder angetreten haben, wahlberedhtigt 
und wählbar find; | 

6) endlih, daß diefelbe vie höchſten Negierungen erſuche, diefe Wah- 
len jo zu bejchleunigen, daß, wo möglih, die Situngen der Nationalver: 
fammlung am 1. Mai beginnen können.“ 

Als diefer Beſchluß am 10. April in Hannover befannt geworden, 
interpellirtte am 11. April Dejterley über die Wahl, Stüve meinte, der 
Bundestag habe gar fein Recht, einen Wahlmodus vorzujcreiben, auf les 
galem Wege fei nur Wahl dur die Stände denkbar, Preußen habe aud) 
jo wählen lafjen. Die zweite Cammer blieb ftumm bei diejer Erörterung, 
nur Briegleb bemerkte ſchüchtern, daß man für die Stände nicht mehr Ver: 
trauen in Anſpruch nehmen fünne, als billig jei. Dejto lauter jprach aber 
die Preffe, namentlih die Hannoverfhe Morgenzeitung. Sie proteftirte 
dagegen im Namen des Landes, wie ganz Preußen protejtirt hatte gegen 
die Wahl durch den vereinigten Landtag. ALS die Nachricht von Berlin 
fam, daß man dort die Wahlen durh den vereinigten Landtag als nicht 
gefchehen betrachte und in Gemäßheit des Bundestagsbeſchluſſes wähle, fielen 
auch die Stüveſchen -Vertrauensgmänner von ihm ab und Hantelmann’S An: 
trag, in Gemäßheit des Bundesbeſchluſſes auf 500 Urwähler einen Wahl: 
mann zu ernennen, fand einftimmig Beifall. — 

Am 10. April wurde der hannoverſche Bundestagsgefandte, Herr v. 
Lenthe, abberufen und durd den bisherigen Vertrauensmann v. Wangenheim, 
diefer durch Profeſſor Zacharia aus Göttingen, Mitglied des Zunfziger Aus: 
ſchuſſes, erjegt. 

Indefjen wurde von Weimar aus durch die Note vom 7. April ein 
ganz neuer Weg vorgefohlagen, gänzlihe Aufhebung des Bundestags und 
Ginführung einer proviforiihen Vertretung der Regierungen, mit Stimmbe: 
rehtigung nad Borfchrift für das Plenum, ftatt der Einhelligfeit follte je— 
doh Stimmenmehrheit entjcheiden. Dieje neue Bundesverfanmlung fei von 
allen Regierungen als das legale Organ anzuerkennen, welches mit der con= 
ftituirenden Nationalverfammlung zu verhandeln habe. Dieje neue Bundes— 
verjammlung follte unter anderm au gegen den Wahlmodus, welden die 
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conftituirende Nationalverfammlung in Betreff der Wahl der Abgeordneten 
des deutſchen Volkes vorfchlagen werden, fih nicht erklären können. 

Das hannoverſche Minifterium lehnte diefen Weg als höchſt gefährlich 
und verfaljungswidrig ab, es legte hohe Bedeutung auf die Form, weil darin 
allein die Möglichkeit liege, einer regellofen Auflöfung alles Beftehenden zu 
begegnen. Die hannoverjhe Regierung erklärte in ihrer Erwiderung, Ge. 
Majeität wolle feinem Verjprehen und dem verfaffungsmäßigen Wege, wie 
folder durch die Beihlüjfe vom 10. März und 7. April vorgezeichnet fei, 
treu bleiben. Diejen Beichlüffen entfprede die Ausarbeitung des Entwurfs 
einer neuen Bundesverfaffung, durch die von einem bejhlugmäßigen Bei: 
rathe unterftügte Bundesverfammlung in ihrer bisherigen äußern Geftaltung. 
Ihnen entjprehe eine Berathung und Beſchlußnahme über ſolchen Entwurf 
durch die ebenfalls bejchlojjene conftituirende Verfammlung. 

Der Entwurf der Siebenzehner am 26. von dem Bundestagsgejandten 
und PBertrauensmann der Negierung eingefendet, mißfiel fehr; ein hanno- 
verjher Staatsmann (Stüve?) meinte, die Vertrauensmänner hätten dem 
Vertrauen ihrer Souverains jchleht entiprohen. Der Entwurf fei nicht 
durchzuführen, werde noch weniger Deutjchland zum Heile gereihen. Eine 
jolhe Nivellirung aller beftehenden Einrichtungen, ein ſolches Aufgeben der 
Einzelitaaten fei dem deutſchen Volkscharacter widerfprehend. Baiern, Sad: 
fen, Hannover würden nicht zugeben, daß ihre Könige zu Mebdiatifirten 
berabjänten. Dann Preußen und Defterreih. Wer die Fäden kenne, wiſſe, 
daß es auf ein deutſches Neih mit Preußen an der Spitze abgejehen fei, 
und daß man ein Aufgehen Deutihlands in Preußen, ein Abfall Defter: 
reichs, alſo feine Einheit anbahne. Der Entwurf ftelle eine deutſche Mo— 
narchie mit erblihen Präfecten ber. 

Die hannoverſche Regierung verlangte nun in einem Refeript an ihren 
Bundestagsgefandten vom 4. Mai, auf die Einleitung und Motive des Bun— 
desbeihluffes vom 30. März zurüdfommend, dab der Bundestag den der 
conftituirenden Verfammlung zur Annahme vorzulegenden Entwurf fi vor— 
ber erit felbt zu eigen gemadht habe, woraus dann folge, daß diejer Sie— 
benzehner Entwurf nur als beirathliches Gutachten zu betrachten fei. Sie werde 
dann über die Annehmbarkeit des Entwurfs eine nähere Erklärung abgeben, 

Herr v. Wangenheim antwortete am 6. Mai, es jei daran nicht zu 
‚denen, die Bundesverfammlung jcheine der Anficht zu fein, daß man dieſe 
Dinge ſich felbjt überlaffen müfle. Die Mehrzahl der alten Bundestagsges 
fandten, in der Abreife begriffen, bejhäftigten fih mit allen andern Dingen 
mehr, als mit der deutſchen Verfaflungsangelegenheit. Die neuen Gejandten 
jeien von den currenten Gefhäften erbrüdt, und jeit dem 30, März ohne 
alle Inſtruction von den Regierungen, die Siebzehn hätten fich größtentheils 
verlaufen, alle moralifhe Gewalt und Auctorität babe der Fünfziger Aus— 
ſchuß ufurpirt. . 

Unter demfelben Tage erließ aber auch ſchon das hannoverfche Miniſte— 
rium eine Circularnote an mehrere deutſche Regierungen, in der es erklärte, 
daß der Entwurf der Siebzehn es nicht befriedigt, namentlich weil der Grund: 
fat der fortvauernden Selbftjtändigfeit der deutihen Staaten eine hinrei— 
ende Geltung durchgehends nicht erhalten habe. Denn ein Recht der Ver— 
träge und Geſandtſchaften ſolle venjelben nicht verbleiben, die Vorſchrift 
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wegen des Heerwejens jei unausführbar u. f. w. in Notandum vom 14, 
Mai bezeichnet die einzelnen Buncte, auf die man fi einlajjen wollte und 
welhe man verwarf, näher, es wurde gleichfalls den Regierungen zugejendet, 

Und jo fam es, daß Hannover ſich ſchon vor Eröffnung der National: 
verfammlung mit den meijten mittleren Regierungen über die Nichtannehm: 
barleit des Entwurfes verjtändigt hatte. Vergeblich hatte jih, wie die Ae— 
tenjtüde berichten, der Revifionsausihuß der Bundesverfammlung bemüht, 
den Anknüpfungspunct zwijchen der Bundesverjammlung und der conftitui= 
renden Nationalverjammlung zu finden, der Funfziger Ausihuß habe durd 
den über das Lepelihe Promemoria erhobenen Lärm, jede Bemühungen ver- 
eitelt. Cine Anſprache des Herrn v. Wangenheim Namens der Bundesver: 
jammlung an die Nationalverfammlung, fand in eriterer feine Gnade, ein 
anderer Entwurf des k. preußiſchen Bundestagsgejandten bei Heinrich v. Ga— 
gern Bedenken, und fo kam es denn blos zu jenem befannten Bewillfonm- 
nungsichreiben. 

Daß e3 dem Minifterium nicht gleihgültig war, wer gewählt wurde , 
it erflärlih, daß es jedod auf die Wahlen direct einzuwirken gejucht hätte, 
nicht befannt. Die Ernennung von Wahlcommifjairen gab ihm einen ge: 
wiſſen Einfluß, eben jo Empfehlungen, Groß war unzweifelhaft die Gin: 
wirkung, die es durch die Vertagung der Stände gewann, befonders wenn 
man die gejpannte Stimmung dieſer zu den ſ. g. Volksverordneten erwägt, 
die aus dem Manifeite zweiter Gammer bervorblidte, Hie und da modten 
Bureaufraten wohl die altgewohnten Beeinfluffungen üben; allein jedenfalls 
mit fehr geringem Erfolge. Der Hederfche Aufitand wurde jedoch felbitver- 
ſtändlich, namentlih gegen alle diejenigen Bewerber ausgebeutet, welche als 
Volksverordnete aufgetreten waren, und drangen nur fünf derjelben mit 
ihren Bewerbungen durh, indem in folhen Wahlbezirten, wo Ausficht zu 
der Wahl eines ſolchen „Anarchiſten“ war, ein pajjender Gegencandidat auf: 
geftellt wurde, mochte man auch ficher willen, daß derſelbe auch an einem 
anderen Orte gewählt würde, So erklären ſich allein die vielen Doppel: 
wahlen von Berühmtheiten aus dem Verfaſſungswerke. 

An Hannover bildete fih mahrjheinlih auf Anregung des Funfziger 
Ausſchuſſes durch Freudentheil ein Tiberales Wahlcomite, aus den folgenden 
Mitgliedern: Bacmeijter, Hauptmann a. D. Baldenius, Stadtrichter. Bö— 
defer, Paſtor prim. Border, Dr. med. Gehrke, Tiſchlermeiſter. Hantel- 
mann 11., Mitglied der Deputirtencammer. Harrys, Nedacteur der More 
genzeitung. Karmarſch, erfter Director der polytehnifchen Schule. Klingenberg, 
Voftrevifor. Kohlraufh, Dr. med., Hofhirurgus, Lüders, Advocat. Nicol, 
Dr. , Advocat. ©. W. Noeje, Kaufmann, Rommel, Buchdrucker. Schläger, 
Dr. , Bürgervorfteher. C. F. Schübe, Kaufmann. Stegen, Buchdrucker. Wachs- 
muth, Dr., Rath. Wiechel, Kaufmann, die am 21. April durch einen 
Öffentlihen Aufruf auf die Wichtigkeit der Wahl aufmerffam machten und 
fih ſchon damals zu der harakteriftiihen Warnung veranlaßt fanden: 

„Hannoveraner, vergeht nicht, welcher Mittel ſich Verfechter des gefal- 
Ienen Syſtems bedient haben, um Eure Wahl auf Männer zu leiten, welde 
die heiligften Rechte und Interejien des Vaterlandes preisgaben; wie man 
bald duch Drohungen, bald duch PVerfprehungen Euch von den wahren 


Vaterlandsfreunden abwendig zu machen juchte, i 
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„Jetzt nehmen viele von Denen, die unfere Sache verriethen, die Larve 
ver Vollsfreunde an, Trauet ihnen nit! Sie, welde die edelſten Ver— 
theidiger des Rechts felbjtfüchtiger Intereſſen beſchuldigten, miſchen ſich jet 
in Eure Reiben, um ihre früheren Thaten vergefjen zu maden, und weil 
fie hoffen, ‚der verdienten Verachtung zu entgehen. Sie werden die erfte 
Gelegenheit ergreifen, um von Neuem Eure Rechte zu verrathen. 

„Wählet frei, wählet überall den Unabhängigiten, den Beſten!“ 

Auch in Celle hatte fih ein ſolches Wahlcomite gebildet, zu welchem 
aus dem dortigen politiihen Vereine der Subconrector Schwarz, Paſtor 
Greiling, Banquier Hoftmann, Amtsafjejlor Stölting und Dr. jur. Gerding 
gewählt wurden, Diefe erließen am 18. April einen offenen Brief an ſämmt— 
lihe Urmwähler des 14. Wahlbezirks. 

Politiſche Glaubensbefenntnifje von Gandidaten bei der Wahl, die ge: 
drucdt und in größeren Kreiſen verbreitet wären, fenne ich nur wenige, von 
Profejjor Ahrens aus Brüffel, von Carl Nicol in Hannover, und von dem 


Verfaſſer. Ich will bei den Wahlen die Hauptorte des Bezirks, aus dem 


gewählt wurde, angeben, um den Bezirk zu bezeichnen, denn wenn aud 
die bäuerlihen Wahlmänner bei der Wahl im Allgemeinen überwogen, häu— 
fig wie ?7, zu '/,;, meiltens wie 2/, zu "/, daftanden, jo war es doch die 
Intelligenz in den Städten, welde den Ausſchlag gab. Dieſe vereinigte 
fih aber in den meiſten Fällen, zum Theil fogar aus EHleinliher Eitelkeit 
der Tonangeber, viel eher über eine auswärtige Berühmtheit als über einen 
Candidaten "aus dem Wahlkreiſe jelbft. So kam e3, daß Dahlmann fünf 
mal, Abreht, Theodor Meyer, Juftizratb v. Bothmer, der im Braun 
ſchweigſchen lebende Cabinetsrath Roſe, Juſtizrath R. Hugo, an zwei Stellen 
gewählt wurden. 

Es wählten in der Landbroftei Hannover: 1. Bezirk (Hameln) Theo: 
dor Meyer zu Lüneburg, ftatt deſſen jedoch der Erjaßmann Carl Nicol ein- 
trat, 2, der Bezirk Hannover Hofrath Dahlmann (gegen Rumann) und zum 
Erjagmann Rath Wahsmuth, welder eintrat. 3. Bezirk (Wunſtorf-Neu— 
ftadt a. R.) Juſtizrath v. Bothmer, Grjagmann Dr. Th. Meyer, 
4. Bezirk (Nienburg) Magiftratsaffefior Dammers und zum Erſatz— 
mann Juſtizrath Behnde, welch Letzterer fpäter für feinen reſigni— 
renden Vormann eintrat. 5. Bezirt (Sulingen) Amtsaſſeſſor Weder: 
find (als Bürgermeifter von Eſens im Verfaſſungskampfe ſtark betheiligt 
und in der Nationalverfammlung als Neichszweifler befannt) und zum Er— 
fagmann Amtmann Lüning. 

Im Landdrofteibezirte Hildesheim wurden gewählt: 6. Bezirk (Göttingen) 
Profefjor Zahariä und Juftizrath Hugo; 7. Bezirk (Nordheim, Einbed u. f. w.) 
Dahlmann, und Juſtizrath Hugo (Letzterer trat ein); 8. Bezirk (Hildes: 
beim ) Juftizrath Lüngel (Erſatzmann Juſtizrath Oberg ); 9. Bezirk ( Salz: 
gitter ) Profefjor Ahrens (Erfagmann Amtsaſſeſſor Winter); 10. Bezirk 
( Clausthal) Dr. v. Reden ( Statiftifer), Erſatzmann Profeffor Ahrens. 

In der Landdroftei Lüneburg wählte der 11. Bezirk (Harburg) Dahl- 
mann und zum Erſatzmann Hofrath Albreht in Leipzig; der 12. Bezirk 
(Lühom- Dannenberg) den Aovocaten Grumbrecht, der aud eintrat; der 
13. Bezirk (Lüneburg) Theod. Meyer, zum Erſatzmann Schatzrath Merkel; 
14, Bezirk ( Celle) Dahlmann, der fchriftlih zugejagt hatte, die Wahl hier 
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anzunehmen, aber eine Schleswig Holfteinfhe Wahl vorzog — Erſatzmann 
Juſtizrath Schmidt, welder indeß als Generalfecretair in das Yuftizminiftes 
rium berufen, ablehnte, eine Neuwahl bradte den Amtsafjefior Winter; 
der 15. Bezirk (Fallingboftel) den Juſtizrath v. Bothmer und Deconom 
Schmidt aus Fallingboftel (aus dem Verfafjungstampfe befannt ). 

In der Landproftei Stade wurde im 16. Bezirke (Stade) Freudentheil 
beinah einhellig gewählt; im 17. Bezirk (Verden) Cabinetsrath Roſe, für 
weldhen der Erſatzmann Syndicus Lang eintrat; im 18. Bezirk (Hagen und 
Bremervörde) Kaufmann Dröge zu Bremen; im 19. (Otterndorf) Conrector 
Plaß aus Stade, zum Erſatzmann Schmold in Ritic. 

Die Landdroftei Dsnabrüd brachte im 20. Bezirk (Osnabrück) den 
Kaufmann Breufing; im 21. (Berjenbrüd) wurde Syndicus Buddenberg 
und als Erjaßmann Detmold gewählt, den man in ber neuen Staatsorga— 
nifation nicht unterzubringen gewußt und der, nachdem er mit Stüve Ti 
ausgeföhnt, wader für deſſen Ideen und gegen „ven Unſinn der Gonvdepus . 
titten” focht; im 22. Bezirke (Meppen) den Senator Zum Sande; im 
23. Bezirt ( Sögel) den Aſſeſſor Deymann, beide duch ultramontanen Einfluß. 

In der Lanpdroftei Aurich wählte der 24. Bezirk (Ejens) den Amtsaffei- 
for Groß, der 25. Bezirk (Emden) den Conful Brons; der 26. Bezirk (Nor: 
den ) Aſſeſſor Lanzius-Beninga (gegen Dr. med. Wedelind, und als Stell- 
vertreter den Advocaten Röben, welcher bei Refignation des erjteren eintrat. 

Um gleich bier die wirklih Eingetretenen und die Stellung, welche die— 
jelben 1848 in den damaligen Parteien einnahmen, zu bezeichnen, diene zur 
Nachricht, daß fich der eigentlihen äußerſten Linken (im Deutſchen Haufe) 
fein Hannoveraner anſchloß, dem linken Centrum (im Würtemberger Hofe) 
und zwar der Fraction Raveaur, Giskra, Uhland gehörten Freudentheil , 
Nicol, Ahrens, Plaß; der Fraction Widenmann, R.Mohl, Grumbredt und 
Dröge an. Die Mehrzahl hielt fih zum Centrum (im Hirſchgraben) und 
zwar zu der Fraction Baſſermann-Edel-Römer, nämlih Lang der Syn— 
dieus, Merkel, Wahsmuth, Schmidt, Dammers, Brons, Groß, Nöben, 
Zachariä, Wedekind, Lüntzel, Breufing, Albrecht; zu der Fraction Bejeler- 
Auerswald: v. Bothmer, Winter, Hugo, vielleicht v. Reden, Detmold mußte 
man nirgends unterzubringen, man rechnete ihn wohl zur Linken des ſtei— 
nernen Haujes, welcher jedoh damals nur die vom Freiherrn v. Vinde ag— 
gregirten Ultramontanen: Deymann und Zum Sande zugehörten. 

In den erregten Tagen der Parlamentswahlen beging der Cammer- 
director v. Voß die Unvorfichtigkeit die Subalternbeamten der Cammer durch 
ein Ausfchreiben vom 3. Mai auf ihren Standpunct aufmerfjam zu machen, 
und die Erwartung auszufprehen, daß feiner verfelben in einem Schnurr: 
oder Kinnbart, welcher fih für Subalterne nicht zieme, in den Gejchäfts- 
localen oder vor dem Vorgejekten ericheinen werde, Diefe Bartordre machte 
niht nur unter den Beamten der Deputirtencammer, die als Bürgerwehr- 
männer zum größten Theile jhon mit ftattlihen Bärten der misliebigjten 
Art verjehben waren, das größte Aufſehen, jondern in der ganzen Stabt, 
= die Öffentlihe Meinung erzwang ſchon nah 24 Stunden ihre Zurüd- 
nahme, — 

In Göttingen, wie an anderen Orten, begann um diefe Zeit der Ber: 
ſuch, Loyalitätsapreffen, in denen dem Minifterium unbedingtes — 
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zugefihert und „das Treiben der Gondeputirten” mehr oder minder 
hart gemisbilligt wurde, zu erlaffen. In Göttingen colportirte der Profeſſor 
v. Leutjh eine folhe, gewann aber nur 53 Unterjhriften, während die 
Bürgerwehr dem Dr. Ellifjen, Dr. Plathner und Profefjor Wolf eine Fa— 
delmufif brachte. 

Am 6. Mai verfammelten fih ſämmtliche Banner der Hannoverſchen 
Bürgerwehr unter dem Zudrange- einer unabjehbaren Menſchenmenge in ber 
Herrenhäufer Allee, um eine von Hannoverſchen Damen geſchenkte Fahne zu 
empfangen, und zum Hauptbanner weihen zu lafjen. Feſtredner war Pa— 
jtor Bödeker; jeine Rede war ſchön. Er vindicirte der Fahne eine gedop— 
pelte Bedeutung, als Banner der Hannoverfchen — und als das 
allgemeine Deutſche Volksbanner. 

„Erſtarken wollt Ihr Alle“, ſagte der Redner am Schluſſe, „in deut— 
ſcher Geſinnung, durch That und Wort, dur Reden und Schweigen, duch 
Thun und Laffen, forgen für Deutihlands Einheit und Deut: 
ihen Volkes wohlbegründete Rechte." Und in diefem Sinne ftieg 
aud ein Gelübde zum Himmel, ausgeſprochen und gedadht von der Mehr: 
zahl der 3000 Bürgerwehrmänner. 

Es waren die Monate April bis Scptember überhaupt die Blüthetage - 
der Bürgerwehr, zum Theil aber auch wohl die Flegeljeit derſelben. 

Ein „Tagesbefehl" des Commandanten Holiher hatte der Hannover: 
ſchen Bürgerwehr jhon am 15. April mitgetheilt, daß der König fi bei 
Entgegennahme der Adrejje auf die Thronrede gegen den Magijtratsdirector 
Evers dahin geäußert habe: „daß wenn bisher die Ruhe und Ordnung der 
Nefidenz und folgeweife auch des Landes aufrecht erhalten fei, man biejes 
vorzüglih den unabläjjigen und eifrigen Bemühungen der Bürgergarde zu 
danken habe. Der König hätte zwar niemals an dem oft bewährten Sinne 
der Hannoverjchen Bürger für Ordnung und Gefeplichleit gezweifelt, die Art 
und Weife aber, wie ſich diefer Sinn jetzt wieder offenbaret habe und die 
in jeder Hinficht ausgezeichnete Haltung der Bürgergarde müſſe doch von 
Jedermann bewundert werben.” 

Der Stadtvirector war ausdrüdlich beauftragt, diefe eigenen Worte der 
Bürgergarde mitzutheilen., Das hatte dann daS Berufsbewußtjein der Garde 
ſehr gehoben, allein man that offenbar zu viel in Wachehalten, Ererciren 
u. f. m. Die Wadhlocale waren von Morgens bis jpät in die Nacht 
mit einer überflüfiig großen Anzahl Wachdienſthabender und daneben 
mit einer noch größeren Anzahl Bummler gefüllt, welche vom Morgen bis 
Abend ein fideles Kneipleben führten, indem die Offiziere, ſowie die reichen 
und vornehmen Leute, die den Dienjt mit verfahen, fih eine Ehre daraus 
machten, die Kameraden nicht nur mit feinen Gigarren ‚, jondern auch mit 
Mein, Bier und anderen Spirituofen zu tractiren , Brüderſchaften zu trinken. 
Bei diefer Gelegenheit wurde dann aud von Einzelnen in den angenehm= 
jten Formen das Merk der Reaction unter der Hand begonnen. Jedenfalls 
wurde durch ſolches Treiben die Bürgergarde in der Meinung ber forgfamen 
Hausfrauen ruinirt und dem arbeitfamen Bürger verleidvet. Später wur— 
den dann, wie wir ſehen werben, biefe Dinge benußt, um das Inſtitut, 
als es fich aus biejen Schwindelelen — hatte ‚, 3% beſeitigen. 
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Bom Wiederzufammentritt der Hannoverfchen Stände bis zu deren Bertagung und Auf 
löfung, 8. Mai bis 8, Juli. . 


1848. Gleichzeitiges. 

Mai 

8. Eröffnung des erſten ſardiniſchen Parlaments. Einheit Italiens das 
iel aller Beſtrebungen. 

9. Der Kaiſer von Defterreich genehmigt die Aufhebung der Redemptoriſten 
und Sefuiten. 

10, Die Nationalverfammlung in Baris wählt Arago, Granier- Pages, Ma- 
tie, Lamartine und Ledru-Rollin zu Mitgliedern der vollziehenden Commiſſion. 
— Minifterium Garlo Troye in Neapel. 

11. Die Erhebungen in olen unterbrüdt, Mieroslawsfi gefangen. — Pfuel 
beginnt die Neugeftaltung Bofens — BZurüdfberufung des Prinzen von 
Preußen. — Die Nationalitäten in Defterreich fperren fi) immer mehr 
gegen Die verfuchte Einheit, namentlich Die Gzechen gegen den Anſchluß an 
Deutichland ; Südflaven gegen die Magyaren; Ban von Krvatien. 

12. Heftige Erörterungen im Funfziger Ausjchuffe über das v. Vepeljche Prome— 
moria. a Sächſiſche Note, 

14. Der König beider Sicilien ernennt 50 Paird, Die Deputirten der 
Gammern verweigern den Eit auf das Statut vom 10. Februar. 

15. Studenten und Nationalgarde zwingen das Minifterium in Wien, zu be- 
willigen, daß die Verfaffung vom 25. April durch Beratung der Reichs— 
ſtände fejtgeitellt werde , und für den eriten Reichstag nur eine Gammer 
ohne Genjus gewählt werde. — Das Bolf dringt in Die Nationalverfammlung 
zu Bari, Der Aufitand wird gebämpft. — Aufitand in Neapel; Sieg 
der Königlichen Truppen. 

16. Die Defterreihifchen Minifter begehren ihre Entlaffung, weil fie durch 
die Goneejfionen gelähmt, 

17. Der Kaijer verläßt mit der Kaiſerin und dem Erzherzog Franz heimlid) 
Wien. — Die medlenburgijhen Landitände entiagen ihrem Land— 
ftandjchaftsrecht zu Gunften von NRepräfentativftänden, 

18. a der Deutfchen Nationalverfammlung in der Baulsfirchezu Frank— 
urta M. 

19. Ankunft des von Wien geflüchteten Kaiſers Ferdinand in Insbruck. 

21. Blutiger Straßenkampf in Mainz. — Eröffnung des Yandtagsin Drespen. 

22. Eröffnung der ceonftituirenden Nationalverfammlung in Berlin. — Nugent 


vereinigt fi in Verona mit Radetzky. — Wrangel wird angewiejen, 
Jütland zu räumen, weil die übrigen Bunbesftaaten mit ber Beihülfe 
zaubern. 


25. Großes Gzechenfeft in Prag. — Unruhen in Wien, Berlin, Köln, 
Dredden, Leipzig. 

27. Neuer Aufruhr in Wien wegen Auflöfung der Studentenlegion. Flucht von 
Montecueuli. L 

29, Proviforiiche Regierung in Brag unter Graf Thun. — Radetzky's Sieg bei 
Gurtatone, 

30. Fall der Feltung Peſchiera. 

uni 

5. Die Hannoveraner werben bei Hollbühl von den Dänen überfallen, von 
Preußen unterftügt. 

6. Sieg über die Dänen bei Düppel, at 
7. Die Linfe und das linfe Gentrum der Nationalverfammlung einigen ſich in 
einem Programm. — Hecker in Tünningen gewählt. 

8. Der Prinz von Preußen in der conitituivenden Verfammlung in Berlin. 

10, Stubdentenparlament auf ver Wartburg. 
11. Radetzky erobert Vicenza nad blutigem Kampfe. — In Preu Ben ban- 
fen Schwerin, Arnim, Ganiz ab, Schredenitein wird Kriegsminiſter. 
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uni 

m Verbrüberungsfeft der Staven in Prag. Der Aufſtand beginnt Blut‘ 
Bit Windiſchgrätz. u 

14. Die Nattonalverfammlung fordert den Bundestag auf, 6 Millionen zur erſt 
Begründung einer Deutjchen Flotte anzufchaffen. — Windiſchgrätz befchi« 
Ken g von Hradjchin aus. — Demoeratifches Parlament in Frankfu 
eröffnet. 

15. Plünderung des Zeughaufes in Berlin. 

16. Die Czechen werden von Windifchgräß unterworfen. — Ludwig von Ge 
fen-Darmftadt ftirbt, fein Sohn Ludwig folgt ihm. 

20. Die Deutfche Nationalverfammlung erklärt jenen Angriff auf Trieit f 
eine Kriegserflärung. Brauns Antrag, die Gentralgewalt an Preußen 
übertragen, mit Hohn zurüdgewiejen, . 

22. Welder als veutjcher Neichscommiffair nah Lauenburg. 

23. Vorbereitungen zur Wahl eines Neichverwejerd. Gagernd Rede. — Minijt 
rium Auerswald in Berlin. 

29. Wahl des Erzherzogs Johann zum Reichsverweſer. 


. Beginn der Berathungen über Die Grundrechte. 

4. Auerswald erklärt in Berlin die bedingte Unterwerfung unter ben Reich 
verwejer. Rodbertus dankt ab. | 

8. en Sicherheitsansjchuß in Wien nöthigt den Minifter Pillersdorf zur U 

anfung. 


Inhalt. 


Die Berfaffungseommilfion, Wahlen zu derſelben. Stüve in Beziehung auf Pr 
vinziallandjchaften. Vorſchläge und Anträge, Die Bildung einer erſten Gammer b 
treffend. Die Gompofition zweiter Gammer. Sonſtige Verfafjungsänderunge 
namentlich Die jpäter vom Bunde als antimonarchifch bezeichneten, Motive der Etän! 
bei den Berfaflungsveränderungen. Aenderungsvorjchläge zu den verfchiedenen Gar 
teln aus den Ständen ſelbſt. Kampf um das Eincammerſyſtem. Worichläge di 
Verfafiers zu einem Eineammerſyſteme. Namentliche Abjtimmung.  Hauptjächlichi 
neue Beitimmungen. Yeitende Grundfäße für ein Wahlgefeg. Das Finanzeapite 
Wejentliche Menderungen im fiebenten Gapitel, Minifterverantwortlichfeit, Beeid 
gung auf die Verfaſſung —entgegengejeßte Bejchlüffe beider Cammern. Schlußparagrap 
Sejeßgeberifche Thätigfeit der Stände. Abänderungen der Gewerbeordnung. Be 
jammlung der Handwerker auf dem Schützenhauſe. Handwerkeraufruhr. Das Gef 
über die Aufhebung der adeligen und bürgerlichen Bank des Oberappellationsgerich: 
und feine Nachtheile.. Das Berfahren in Polizeiſtrafſachen. Gonfiftorialgerichtsba 
feit. Geſetze über Abftellung der Wiefenbehätung — und Schuß der Futterfräute: 
Erweiternng der Ablösbarfeit Des Lehnverbandes, Fürft von Bentheim und die Al 
löſungsordnung. Wildichadengefeg und Grundfüge wegen der Jagdablöſung. Wil 
gehege. Bolizeiliche Beſtrafung unbefugter Wilderlegung.  Häuslingsdienftgeli 
Gejeg, Aufhebung des befreiten Gerichtsſtandes betreffend. Aufhebung des Stationi 
gelbes. Geſetz über Kirchen und Sculvorftände, Gejeßentwurf, die Beſetzung vo 
Prediger: und Scullehreritellen ; die höhere Geiftlichfeit und erſte Cammer dageger 
Ständifche Anträge. Deutjche Flotte. Krieg gegen Dänemark. Mittel zur Deckun 
der Ausgaben. Anträge in Beziehung auf die Verwaltung. Befeitigung der Natu 
ralbequartierung der Gavallerie. Erweiterte Bewilligungen für den NRealunterridh 
Zurnunterricht. Verbeſſerung der Lehrereinnahmen an den höheren Schulanftalter 
Schrift des Dr. Wittjtein. Anträge auf Erlafjung neuer Gefege. Papiergeld. Ver 
trag wegen freier Veräußerlichkeit. Der Siedenburgiche Antrag und die Gammern 
Stellung dev Stände zur deutfchen Frage. Der Siebenzehner Entwurf und Stüve 
Hannoverjches Notatum vom 14. Mai. Stüve über das Vorparlament. Die gerührt 
zweite Gammer. v. Bennigjen in erfter Gammer: die Nationalverfammlung fe 
nicht conſtituirend. Landrath v. d. Decken fpricht den Danf dir Gammern aus. Di 
Preſſe. Volksvereine für Souverainetät des Volkes. Die Oftfriefijchen Landflände 
Volfsverfammlung in Ejchen bei Aurich. Offener Brief oftfriefifcher Deputirter zwei 
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ter Sammer. PVerfammlung in Eyſtrup. Selbfttäufchungen der Frankfurter National: 
verfammlung. Staatenhaus. Zur Geichichte der Bildung einer Gentralgewält. Der 
fühne Griff Heinrich v. Gagerns am Johannistage. Wahl des Erzherzogs Johann 
zum Reichsverweſer. Geſetz vom 28. Juni, die Gentralgewalt betreffend. Srrthümer 
der Majorität der Paulskirche. Bundestagsbeichlüffe vom 29. Juni, 10. und 12. Juli. 
Eindrudf der Wahl in Hannover, Prott nad Wien. Schreiben des Gefammtmini: 
fteriums vom 8. Juli. Die zweite Sammer ift fich abermals unklar, währenn die 
erite weiß, was fie will. Vertagung. 


Während in Deutſchland, wie der Ueberblid ergiebt, überall Unruhe, 
Unordnung, namentlib in Wien und Berlin die Regierungen ohne alle und 
jede Kraft, ohne. zu wiſſen wohin, herrſchte in Hannover überall die größte 
Ruhe. Wir müſſen zurüdbliden. Die Cammern hatten den Gejegentwurf, 
die Berfaffungsveränderungen betreffend, an einen gemeinfamen Ausſchuß 
verwiejen. Die erjte Cammer hatte in dieſen Berfaffungsausfhup Männer 
gewählt, welche bei der Adreßberathung gezeigt hatten, daß fie das Intereſſe 
der Nitterfchaften und des Adels, wo möglid der Zeitjtrömung gegenüber 
aufrecht erhalten wollten, den Juſtizrath v. d. Deden, den Regierungsrath 
v. d. Knejebed, Juſtizrath v. Harling, Cammerrath v. d. Deden, Prä— 
fident v. Röffing, Präfident v. Wangenheim, Grafen v. Kielmansegge. 

Die zweite Cammer hatte den Juſtizrath Lüngel, Advocat Hantelmann, 
Stadtrihter Frande, beinah einftimmig, den Oberbürgermeijter Lindemann, 
Advocat Buddenberg, Juſtizrath Willemer, Syndieus Deiterley gewählt. 

Die Commiffion, der jämmtlihe Minijter als Regierungscommiilaire 
beigeoronet waren, trat am 19. April zufammen und ijt über ihre Bera— 
thungen ein fchriftliches Protocoll geführt, welches der Verfaffer benutzt hat. 

Aus diefen Verhandluugen kann hier indeß nur das Wichtigſte in Bes 
ziehung auf die Organifation der Stände mitgetheilt werden, * ) 

. Die Commiffion hatte den Auftrag erhalten, ſich zunächſt mit der Re— 
präjentationsfrage zu. bejchäftigen, die ja von allen Seiten al3 die bren— 
nendjte anerkannt war, Als man zufammentrat, hatte die Negierung indeß 
in Beziehung auf Gapitel V. noch feine Vorſchläge vorzulegen, man mußte 
ih daher nothwendig erft mit den andern Gapiteln bejhäftigen. Am 27. 
April legte die Regierung den Entwurf zu einer neuen Redaction der 
88 85—99 (Anlage I.) vor, ſagte alfo von den Provinzialftänden 
nichts. Allein als man am 28. April die Berathungen begann, erklärte 
Stüve zu 88 80—82: „Die Anftalt der Provinziallandfchaften ſei bisher 
von der Regierung ſelbſt heruntergebraht und auf Rechnung dieſes Umftan: 
des ein Theil der Gejchäftslofigkeit dieſer Inftitute zu ſchieben. Solle bie 
Beibehaltung derjelben ftattfinden, jo müſſen in Beziehung auf dieſelben 
jedenfalls Modificationen eintreten, von denen er als die wichtigiten bezeichne : 

a. eine nähere Beziehung der Provinziallandihaften zu den Landdro— 
fteien; eine Maßregel, deren Durchführung nur rüdfihtlih der Calenberg- 
ſchen Landſchaft reelle Schwierigkeiten darbiete, indem fich dieſelbe, jeit 1801 
mit der Grubenhagenſchen und Göttingenfchen Landſchaft vereinigt, über zwei 
Landdroſteibezirke erſtrecke; 





) Weitere Ausführung und Details findet man in: „Zur Geſchichte des Han— 
noverjchen Verfaflungsgejebes vom 5. September 1848, von Dr. H. A. Oppermann. 
Leipzig bei Otto Wigand 1855. 
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b, eine Aenderung in der jebigen Zufammenfesung der Provinzial: 
landſchaften. — In diefer Beziehung jetzt vegierungsjeitig beftimmtere Propo— 
fitionen zu machen, ſei jedoch, ſchon wegen des Mangels an Vorarbeiten, 
nicht möglich. 

Unter Vorausſetzung der Mopdificationen glaube er jedoch, daß ber 
gegen jene Inſtitute in einzelnen Landestheilen zum Vorſchein gelommene 
Widerwille fich befeitigen lafje und durch die Beibehaltung? dann mandes 
Nüslihe gewirkt werden könne.“ 

Hierauf entjpinnt fi eine Discuffion über die Beibehaltung der Pro: 
vinziallandfhaften überhaupt, bei der einjtimmig anerkannt wird, daß, wenn 
ſolche jtattfinde,, Modificationen unumgänglich nothwendig ſeien. Dann heißt 
es weiter: „Don der überwiegenden Mehrheit der Gommijfionsmitglieder 
wurde dafür gehalten, daß bie eventuell wegen der Provinziallandſchaften 
erforderlihe Reorganiſirung der allgemeinen Landesgejeggebung überlafien 
werden müſſe, und nicht etwa lediglich zwifchen der Regierung und den 
Provinziallandihaften zu vereinbaren jei, aud die Befugniß zur Ergreifung 
eriterer Maßregel zweifellos jei, da die Geſetzgebung über den Corporationen 
ſtehe. 

Trotz dieſer Uebereinſtimmung im Principe konnte man ſich doch, als 
am 6. Mai die Sache zur Beſchlußnahme ſtand, über keinen der gemachten 
6 Vorſchläge einigen (ein Mitglied zweiter Cammer, das wahrſcheinlich den 
Ausschlag gegeben hätte, Hantelmann, fehlte); fo fam fein Vorſchlag aus 
der Commifjion, dagegen in den Zeitungen die Klage über die Hartnädig- 
keit der erften Cammer, und von Detmold fogar die wiederholte Andeutung 
der Bremer Zeitung, daß das Minijterium Stüve feine Entjtehung einer 
Hofintrigue verdanfe und nichts anders helfe, als daß Stüve felbjt mit ber 
Bildung eines Minifteriums ohne die ihm aufgebrängten Elemente beauf: 
tragt werde. 

Hinfichtlich der Bildung der erjten Cammer gingen die Vorfchläge Stüve's 
darauf hinaus, die Nen. 6, 7, 8, 9, 10, 12, 13, 14, 15 des $ 84 
der Anlage I. follten wegfallen und ftatt deſſen eintreten; 

Nr, 7, vier vom Könige auf drei Jahre zu ernennende Mitglieder; 

Nr. 8 der von eriter Cammer ernannte Commifjarius für das Schul: 
den und Rechnungsweſen; 

Nr. 9, 21 Deputirten der größeren Grundbefiser, auf die Dauer von 
6 Jahren gewählt, und zwar im Lanpdrofteibezirt Hannover 3, Hildesheim 3, 
Lüneburg 6, Stade 4, Dsnabrüd 2, Aurih 3; 

Nr. 10, zehn Deputirten der Gewerbe; 

Ne. 14, zehn Deputirten der Kirche und Schule; 

Nr. 12, vier Deputirten vom Stande der Rechtögelehrten. 

Unter größeren Grundbeſitzern verftand Stüve ſolche, die mehr als 
100 Morgen Land befäßen. Die ritterjhaftlihen Corporationen, als jolde, 
fönnten®gar feine Vertretung in Anſpruch nehmen, da es ihnen an politi= 
jher Kraft fehle. Dagegen opponirten natürlich die Mitglieder erjter Cams 
mer einftimmig; den Bauern fehle die politifhe Bildung, meinte man von 
ihrer Seite; man verlangte einen Cenſus von 80 Thlr. Grundjteuer, und 
ftatt 21, dreißig Deputirte, Auf Vorichlag des Cammerraths v. d. Deden 
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fam man fi näher, wenn man in ben verſchiedenen Provinzen einen ver: 
ſchiedenen Genfus annahm. 

Man operirte in Separatcommiffionen Tagelang mit Combinationen aus 
demjenigen ftatijtifchen Material, welches Stüve in aller Eile herbeigeſchafft 
(Anlage XVIII.), dem dann ein Privatvorfchlag auf eine Wahl nah Di: 
ftricten aus den nad der Grundfteuer Höchitbeiteuerten folgte. Dabei war man 
aber fo weit auseinander, daß die Mitglieder eriter Cammer dieſe Wahl 
aus den 50 Höchſtbeſteuerten eines Diftricts, die Mitglieder zweiter Cammer 
aus 200 Höchitbefteuerten hervergeben lafjen wollten. Der Vorſchlag Kneſe— 
beds: „Dieſe Deputirten follen von den höchſtbeſteuerten Grunpbejikern der 
gegenwärtigen Rittergüter und gutsherrnfreien Höfe der einzelnen Provin— 
zial- oder Wahlbezirfe in der Art gewählt werden, daß mindeſtens die Hälfte 
aus den Befigern der jetzigen Rittergüter beſteht“, fand von Seiten vieler 
Mitglieder zweiter Cammer, denen ſich auch Juftizrath v. d. Deden anſchloß, 
entihiedenen Widerſpruch, da, jelbit wenn dieſer Vorſchlag in zweiter Cam: 
mer durchzubringen fein jollte, derjelbe doh im Lande die größte Mißbilli- 
gung finden werde. Stüve erörterte nun: „Die 100 Hödjtbefteuerten wür— 
den in Calenberg 3O—A0 Thlr., in Hoya und Diepholz 30—40 Thlr., in 
Hildesheim 50 —100 Thlr., in Göttingen 20—30 Thlr., in Lüneburg 
30—40 Thle., in Osnabrüd 30—40 Thle. , in Meppen unter 20, in Dit 
friesland 50—100 Thlr. Grunditeuer zahlen.” Zugleich legte er dar, wie 
fih vie Sade bei 200 und bei 150 Wählern ftellen würde. 

Inftizrath v. d. Deden erklärte fi bereit, jeder Einrichtung feine Zu: 
ftimmung zu geben, welde garantire, daß die Hälfte der Vertreter aus den 
größeren, die Hälfte nur aus den fleineren Grundbefisern gewählt werde. 

Eine Bereinigung ließ fi nicht erreihen, man erperimentirte und de: 
battirte vom 4. bis zum 16. Mai, als die zweite Cammer ihre Ungebuld 
ihon mehrmals an den Tag gelegt hatte. An diefem Tage mahte Frande 
einen neuen Vorſchlag, Nr.Y alſo zu fallen: „27 Deputirte der großen Grund— 
eigenthümer, welche nah dem Grundfteuerertrage auf die verjchiedenen Pro- 
vinzen zu vertheilen und auf die Dauer von 6 Jahren zu erwählen find. 
Es werden 27 Wahlbezirke gebildet, in denen je ein Deputirter ge: 
wählt wird. 

Die Wahl gefhieht in jedem Wahlbezirke in der Regel von 150 Grund: 
eigenthümern und zwar von denjenigen, melde die höchſte Grundſteuer 
zahlen. Befinden fi jevoh in einem Wahlbezirte mehr als 150 Grund: 
eigenthümer, welche 50 Thaler Grundfteuer jährlich zahlen, jo find alle dieje 
Örundeigenthümer wahlberehtigt. Befinden ſich dagegen in einem Wahl- 
bezirfe nicht 150 Grundeigenthümer, welche mindeftens 30 Thle. Grundfteuer 
jährlich zahlen, fo wird die Zahl der Wahlberechtigten bis zu der Zahl der 
in dem Bezirfe vorhandenen Grundbefiger vermindert, melde menigitens 
30 Thlr. an jährliher Orundfteuer zahlen. Würde damit indeh die Zahl 
der Wahlberechtigten unter 100 herabſinken, jo werden won ben unter 
30 Thlr. Grundfteuet Zahlenden, die in dem Betrage derjelben zunächſt 
ftehenden jo meit hinzugezogen, als zur Herftellung einer Zahl von 100 
Wahlberechtigten erforderlich ift.” 

Nahdem man Proben mit ven ftatiftifchen Notizen gemacht, trennt man 
N zur befonderen Berathung; zurückgekehrt, ftimmten für den Franckeſchen 
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Borfhlag: v. Röffing, v. Harling, Graf v. Kielmansegge, Lindemann , 
Srande, Defterley, Willemer, Buddenberg, Hantelmann 11. Dagegen: 
v. d. Kneſebeck, v. Wangenheim, Zuftizratb v. d. Deden, Cammerrath 
v. d. Deden, Lüntzel. Derjelbe war alio mit 9 gegen 5 Stimmen ange— 
nommen, und fonnte man auch am 16. Mai in den Cammern anzeigen, 
daß die Commiffion fih über den Hauptitreitpunct geeinigt hätte. 

Die Frage, ob Ein: oder Zweicammerſyſtem? war in der Commifjion, 
obgleich fie die Spike der Berathung hätte bilden müflen, ausgejeßt und 
nahdem man fi) über die Art der Compofition der erjten Gammer, wie 
geſchehen, vereinigt, konnten die Vertheidiger des Eincammerſyſtems, Ju— 
ftizrathb Lüntzel, Hantelmann nicht mehr durchdringen. 

Die Compofition zweiter Cammer blieb ziemlich bie alte. Es war, 
wenn man nicht zu dem Gincammerfyftem übergehen wollte, an der gänz- 
lih principienlofen und durchaus ungerehten Vertheilung der Deputirten 
über das Land, kaum etwas zu ändern, denn, wenn man eine oder bie 
andere der fleinen Städte, welche einen eigenen Vertreter hatten, hätte aus— 
fließen wollen, jo wäre damit nicht nur das Verhältniß der Vertretung 
von Stadt und Land geändert, das man anzutajten mit Recht Scheu trug, 
fondern e3 wäre, da die ganze Gompofition auf der urſprünglichen Compo— 
fition der proviforifhen Ständeverſammlung baſirte, ein Streit begonnen, 
der mit Gründen nie-zu Ende geführt werden fonnte. Die wenigen Mo— 
dificationen, die man bornahm, eine wenigjtens etwas gleihere Vertheilung 
zu bewirken, blieben Flickwerk ohne Berechtigung und fanden denn auch ſpä— 
ter in den PVerhandlungen zweiter Gammer vom 25. Mai die alljeitigjte 
Misbilligung. Dieſe Sitzung zeigte, wie das ſchon bei den Berathungen 
des Staatsgrundgefeges ſich dargethban, dab es einen Zankapfel in die Ver: 
jamnlung werfen heiße, wolle man bier in Einzelnem ändern, 

Zu allen übrigen Berfafjungsveränderungen famen aus der Commiſſion 
nur unbedeutende Vorſchläge, namentlich hatten die Mitglieder erfter Cam: 
mer gegen die wichtigſten Abänderungen, welde jpäter vom Bunde als 
antimonarchiſch bezeichnet wurden, keinerlei Einwendungen. Namentlid wurde 
die Menderung des F 40 des Lanvesverfafjungsgejeges, wonach man den 
Gerichten die Befugniß zurüdgeben wollte, über die Grenzen ihrer Comper 
tenz fjelbjt zu entfcheiden, nur von dem Herrn v. d. Kneſebeck bejtritten, der 
gleihwohl nicht werfannte, daß der gegenwärtige Zuftand (die Competenz: 
conflictenbehörde ) fih nicht rechtfertigen laffe.” 

Die Verfaffungsveränderungen, welche das Jahr 1848 Hannover bradte, 
liegen in der Anlage (XXV.) als Geſetz vor, außerdem geben über 
die ftändifhen Motive, das Erwiederungsichreiben vom 6. Juli, die genüs 
gendfte Auskunft; wir fünnen uns daher bier kurz und andeutend verhalten. 
Stände hielten es mit dem Minifterium nicht an der Zeit, in dem Augen 
blide, wo eine gänzlide Umgeftaltung der deutſchen Bundesverfammlung 
bevorftehe, aud zu einer gänzlihen Umarbeitung der Landesverfaflung zu 
ihreiten, und theilten daher die Abjicht der Regierung, dab die Berfaj- 
fungsveränderungen auf diejenigen Puncte, welche zu den größten Beſchwer— 
den Beranlaffung gegeben, fich beichränften, alſo namentlih auf die ſtän— 
diihe Vertretung, auf eine jreiere Geftaltung der kirchlichen Verhältniſſe dem 
Staate gegenüber, und Aufhebung der Beſchränkungen, welche in Beziehung 
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auf politiſche Rechte vom Glaubensbekenntniß abhingen, Durchführung des 
Grundſatzes, daß alle Vorzüge der Geburt aufhören ſollten. 

Die Regierung hatte in Beziehung auf das erſte Capitel des Landes— 
verfafjungsgefeges Aenderungen gar nicht vorgefhlagen, weil die Geitaltung 
der deutſchen Berfaffung abgewartet werden müſſe. Die Stände ftimmten 
dem bei und fuhten nur dem $ 14 eine ſolche Faſſung zu geben, durch 
welhe das Verſprechen der unverbrüchlichen Feithaltung an der Verfaſſung 
vergeftalt an den Regierungsantritt geknüpft werden follte, daß dieſer nicht 
ohne jenes Verſprechen möglih war. Was hat die neue Nedaction aber 
geholfen ? 

Es war das auch nicht etwa der $ 14 des Staatsgrundgeſetzes, den man 
wieder herftellte, vielmehr mied man von Seiten des Minifteriums, von Sei— 
ten der Stände, ja von Geiten der Preſſe die leifefte Anveutung über diefen 
mehr als delicaten Punct. Nur die Bremer Zeitung (Beilage Nr. 149 vom 28. 
Mai) forderte eine Politik der Wahrhaftigkeit und Ehrlichkeit. Nachdem 
die Regierungsfähigfeit des Kronprinzen in einer willenfchaftlihen Abhand- 
lung ſchon 1844 beftritten war *), geziemte es ven Ständen, an biefe 
wunde Stelle in Hannover’s Zukunft als Männer heranzutreten und offen 
die Erklärung abzugeben, bei uns in Hannover foll in Zukunft nur mit dem 
Geilte regiert werden, auf förperlihe Gebrehen fommt es nicht an; wir 
geben deshalb heute im Jahre der Freiheit unfere Zuftimmung zu den Ab: 
änderungen, melde man 1840 hinfichtlic ded $ 14 (8 17 ver Anlage 1.) 
vorgenommen hat. 

Das Verberblichite von Allem war, daß man nicht Hand anlegte an den 
$ 2 ver Verfaſſung, mwelder allen Bundesbeſchlüſſen, fobald fie vom Kö— 
nige verkündet, verbindliche Kraft gab, welcher aljo einer VBerfammlung von 
Diplomaten, nur von Fürjten ernannt, nur fürjtlihe Intereſſen repräfen- 
tirend, eine Berfammluug, welche erjt jeit Kurzem gleichſam erfahren hatte, 
vaß ẽs neben den Fürften noch ein Volt und daß es Volksrechte gebe, den 
Beitand der gefammten hannoverihen Verfafjung in die Hand gab, oder rich: 
tiger fie in ihrer Hand ließ. Der zweite Abjab dieſes $ 2 mußte vertilgt 
werden. Dies konnte mit um jo größerem Rechte gefchehen, als ſich die Bun— 
desverfammlung jeit April jeder Selbitjtändigfeit beinah entäußert hatte, 
Werkzeug einer illegalen und revolutionairen Berfammlung geworden war. 
Was konnte dem entgegenftehen, da der Bundestag eigentlid ſchon durch 
Bundesbefhluß vom 29. Juni (denen die Beihlüffe vom 10.—12. Juli 
als die legten folgten) ſich felbft für todt erklärt hatte? Die Stellung zum 
Deutihen Reihe war dur den übrigen Inhalt des 8 2 hinreihend gewahrt. 
Man ahnete damals freilih niht, daß der Bundestag 1855 das Werk von 
1848 binwegoctroyiren und daß Georg V. diefen Bundesbeihluß publiciren , 
ih feiner Souverainetät entäußern und nah den Anordnungen des Bundes 
„in feinem von Gott gegebenen Lehen” die Verfaflung ändern würde. 

Wäre die auch nur mit dem Scheine Rechtens möglich geweſen, wenn 
ber zweite Satz des $ 2 in der Verfaſſung gefehlt hätte? 

Zu dem zweiten Gapitel genehmigten die Stände jämmtlihe von ber 


*) Staatörechtliche Betrachtungen über Regierungsfähigkeit und Regentſchaft von 
9. B. Oppenheim. Stuttgart, bei X. Krabbe, 1844. 
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Regierung vorgefhlagenen Abänderungen *), modificirten außerdem aber noch 
den Schlußſatz des $ 31 und entzogen dem Könige dadurd die Erlaubniß, 
Jemanden feinem ordentlihen Nichter zu entziehen, formulirten den $ 32, 
fo wie er in ver Anlage XXV., $ 6 enthalten und hoben das Verbot ge— 
meinfchaftlicher Petitionen mehrerer Gemeinden und Gorporationen auf dur 
Streihung des Schlußſatzes des $ 41 (der Anlage 1.). 

Zu dem Gapitel 3 von Gemeinden und Körperfchalten hatten die Stände ° 
nur wenig Zujäße und Modificationen zu bejhließen, da die Regierung be- 
müht gewejen war, ihre im Programm vom 22. März ausgefprocdenen 
Grundjäge von der Selbitjtändigfeit der Gemeinden zur Wahrheit zu maden. 

Zu dem vierten Gapitel von den Kirchen, Unterrichtsanjtalten und mil- 
den Stiftungen hatte das Minijterium feine Abänverungen vorgejchlagen, 
obwohl Stüve die Faſſung von 1840 im Portfolio fehr getavelt, es hatte 
ih aber in dem Schreiben vom 30. März dahin erklärt, das Synovalein= 
rihtungen , jedod unter dem Schuge der landesherrlichen Gewalt, wieder her— 
vorgerufen werden müßten, es batte erklärt, daß es nicht Sache des Staats 
jei, in die Bewegung, in der fi das kirchliche Leben gegenwärtig befinde, einzu= 
greifen, es müjje diejer Zuftand vielmehr der inneren geijtigen Entwidlung über: 
lafjen werden. Die Stände waren indeß der Anficht, daß eben, um der hoch— 
gefteigerten Bewegung auf dieſem Gebiete eine ruhige und freiere Entwidlung 
zu erleihtern, und fie von den Hinverniffen zu befreien, welche das Lan— 
desverfaſſungsgeſetz, welches die ganze Kirchengewalt in die Hände des Königs 
legte, einige durchgreifende Aenderungen nöthig fein, welche fie zu SS 66, 
76, 77, 78 und 79 vorjhlugen, indem fie namentlich der Gemeinde eine 
Theilnahme bei der Aufjiht über den Volksunterricht durch den Schulvor— 
ftand ficherten und auf Aufhebung ver ſechs Manngitifter drangen. Auch 
baten jie, daß es der Regierung, gefallen möge, die zu den Synodaleinrich: 
tungen erforderlichen Vorbereitungen mit thunlichiter Beſchleunigung zu tref> 
fen, wovon man indeß bis zum Jahre 1860 noch nichts verſpürt hat. 

Das fünfte Capitel, das feine unpaſſende Ueberjhrift „Von den Land— 
ſtänden“ beibehielt, war natürlich dasjenige, welches in den Cammern bie 
meilten Schwierigfeiten verurfadhte, wenn es auch den Gommiffionsanträgen 
gegenüber nur wenige Veränderungen erlitt. 

Ueber vie fpäter von den Nitterfchaften fo heftig angefochtenen und 
vom Bunde für ungültig erklärten Faſſungen der $$ 80—82 ver Anlage 1. 
und 88 32 und 33 der Anlage XXV. wurde in den Gammern fo gut wie 
gar nicht gefämpft. Der Berichterjtatter der zweiten Cammer referirte ber 
Wahrheit gemäß, daß das Recht der allgemeinen Stände und der allgemei: 
nen Gejeggebung die Frage wegen Reorganijation der Landſchaften an fid 
zu ziehen, von der Majorität der Commiſſion anerkannt jei, obwohl man 
fih über die Faſſung nicht geeinigt. Da ſich indeß die Cammer auf v. Gar— 


*) Die MHenderung des 8 40 erregte zwar in erfter Gammer größeren Wider— 
ſpruch, als in der Gommiffion, namentlich von Seiten des Regierungsraths v. d. Kne— 
jebeef, de8 Grafen v. Knyphauſen, Gammerratb v. d. Deden, während die Herren 
Landfchaftsdireetor v. Hodenberg , Prafident v. Wangenheim, v. Harling, Lanbrath 
v. Zrampe und die beiden Minijter v. Düring und v. Bennigien den Saß des Ge: 
jeged (8 10) vom 5. September 1848 vertheidigten. Vergl. Oppermann Zur Ge: 
ſchichte des Hannoverſchen Verfaſſungsgeſetzes, ©. 76—82. 
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ßen's und Richter's Anregung hierbei nicht beruhigen wollte, faßte fie den 
Bufas zu $ 82, welder im $ 33 der Anlage XXV. enthalten ift, die Con— 
ferenz eignete fich diefen an und dieſer Zujag wie der $ 80, welder von 
dem Beitehen der Provinziallandſchaften gänzlich ſchwieg, wurden in der Si- 
bung eriter Cammer vom 17, Juni angenommen. 

Ueber die Verhandlungen erjter Gammer, über ihre eigene Compofition 
hat der Verfaſſer an einem andern Orte jo ausführlih berichtet * ), daß bier 
nur noch über die jhließliche Vereinigung der Cammern in den Conferenzen 
zu berihten fein möchte. Nachdem die eriten, von den Herren v. Trampe, 
v. Hodenberg, v. König dringend empfohlenen, von dem Regierungsrath 
v. d. Knejebed, Landrath v. d. Deden, Juftizrath v. d. Deden, Cammer— 
rath v. d. Deden befämpften Gonferenzvorfchläge, von erjter Cammer am 
17. Juni zurüdgemwiefen waren, machte fich in zweiter Cammer am 19. Juni 
eine hejtige Aufregung geltend, Böſe ſprach die Hoffnung aus, daß Dies 
die legte Conferenz jein werde, weldhe man überhaupt erlebe, und Briegleb 
erklärte, wenn die erite Cammer auch in der verjtärkten Gonferenz nit 
nachgebe, dann werde dem Könige nichts übrig bleiben, als die jebige 
Ständeverfammlung als unfäbig aufzulöjen und eine conftituirende Verſamm— 
lung zu berufen. Die ganze zweite Cammer erklärte laut ihre Zuftimmung. 
Das half, denn wenn die zweite Cammer mit der Ngitation außer: 
halb der Cammern, von der die Eyjtruper Volfsverfammlung vom 1. Mai 3. B. 
eine Kundgebung gewejen war, ſich vereinigte, jo war fein Halt mehr. ALS 
am 21. Juni über die Vorſchläge aus der verftärkten Conferenz in erjter 
Cammer berichtet wurde, diljentirten Ganzleiafjellor v. Stralenheim, Graf 
v. Anyphaufen jchriftlih, Graf v. Platen - Halleemund, Erblandmarſchall 
v. Münjter, Graf v. Miünfter- Langelage, Schakrath v. Bothmer, aus dem 
von Lesterem jchriftlih übergebenen Grunde: die künftige erjte Sammer be: 
jeitige wohlerworbene Rechte und ſtütze fih auf ein Syſtem, für welches fi 
eben jo wenig in der Geſchichte, als in der Wiſſenſchaft eine Auctorität 
auffinden laſſe und von welchem eine heilfjame Wirkjamfeit nicht zu erwarten 
fei. Außer diefem difjfentirten nur noch der Regierungsratb v. d. Kneſebeck, 
Graf v. Schwicheldt, Juftizrathb v. d. Deden. Die Conferenzvorjhläge und 
damit der $ 36, Nr. 7 der Anlage XXV. wurden mit 32 gegen 10 Stim 
men angenommen, 

Der Major v. Stolgenberg erklärte: Der feitgefeste Wahlmodus zur 
Repräfentation des Grundbefiße3 gebe ihm um fo weniger Anlaß zum Dij- 
ſens, als darin der Beweis liege, daß der Adel dem Wunſche der Mehr: 
zahl Gehör gebend, zur Erhaltung der Ruhe und Ordnung, aus Liebe zum 
Baterlande, jeine wohlbegründeten Rechte freiwillig aufgebend zu je 
dem Opfer bereit jei. Dagegen ſchien ihm die Zahl von 33 Abgeoroneten 
des größeren Grundbeſißes zu klein. Es darf nicht unerwähnt bleiben, daß 
bei der Discujfion ſich mehrere der einflußreichiten Verfönlichkeiten erfter Cam— 
mer, 3. 2. Schatzrath v. Bothmer, Kriegsrath v. d. Decken, dahin aus— 
ſprachen, daß ſie ein vernünftiges Eincammerſyſtem dieſer Compoſition erſter 
Sammer vorzögen, — 

Die in der Verfaffungscommiffion leicht aufgegebene Frage ; ob ein Eins 


*) Zur Geſchichte des Hannoverjchen Verfaffungsgeieges pag. 35—47. 
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cammer: dem Zweicammerfofteme nah den Plänen Stüve's, nicht vorzuziehen 
fei, fam am 24. Mai zu einer ausführlicheren principiellen Erörterung. 
Wie jehr abgeneigt Stüve felbjt aus rein theoretiihen Gründen dem Ein— 
cammerjyjteme war, hatte er jchon in der Sigung vom 20. Mai dargelegt. 
Er äußerte damals: wer Gejeg und Orbnung im Staate wolle, müſſe ein 
Zweicammerjyjtem für nothwendig halten. Hantelmann jtellte troßdem den 
Antrag, den $ 83 dahin zu fallen: „Pie Ständeverfammlung beſteht aus 
einer Cammer”, und den ferneren Antrag: „die Sahe behuf Entwerfung 
eines desfallſigen Vorjchlags an die Verfaſſungscommiſſion zurüdzumeijen.“ 
Seine Motivirung ftüste fih auf befannte Gründe — nur wies er auf die 
Befonnenheit und Ruhe der Hannoveraner insbejondere hin und meinte, 
man möge nicht zu ängftlih fein, wenn die Deutjchen runde, gerade, nette 
und fnappe Formen des Staatslebens verlangten. Auch glaubte er, daß 
eine zwedmäßige Ruhe der Discuffion und Beihlußnahme durch die Geſchäfts— 
ordnung erzielt, einer Webereilung der Beihlüfe durch einen Ausſchuß 
oder Senat entgegengemwirkt werden könne. 

Frande, Briegleb, Lindemann, Stüve befämpften den Antrag mit den 
befannten Gründen der Gefahr. In unruhigen Zeiten würden leidenjhaft- 
lihe und übereilte Beſchlüſſe erfolgen, in ruhigen werde man abhängige und 
jervile Stimmen finden. Uebereilung der Beichlüffe, fhonungslojes Ein— 
greifen in das Beltehende, die Irrthümlichkeit einmal gefaßter Beſchlüſſe 
jpräden gegen Eine Cammer, während das Zmweicammerfyftem den großen 
Vorzug habe, daß bei denfelben Berathungen nicht nur eine zweifach getrennte, 
jondern auch eine von verfhiedeneu Standpuncten ausgehende und daher 
umfichtigere fei. Stüve meinte, nahdem ung von Frankfurt das allgemeine 
Wahlrecht aufgedrungen, müſſe das Zweicammerfyftem aufrecht erhalten wer- 
den, denn in einer Cammer liege eine jo große Kraft der Bewegung, ja 
des Sturmes, daß es für die Regierung unmöglich fei, einen ruhigen gleihmäßige- 
ren Gang zu behaupten. Hantelmann replicirte, daß es nicht nöthig fei, die 
ganze Cammer nach allgemeinem Wahlrecht wählen zu lafien , fondern daß 
Y; ja felbft 2/, derfelben nad einem Cenſus, wie er bei Bildung der erften 
Cammer von den Grundbefigern und Gemwerbtreibenden gefordert werde, ge— 
wählt werben könne. Es komme nur darauf an, daß alle die Elemente, 
welche jeßt die erite und zweite Cammer bildeten, in einer Verfammlung 
vereinigt feien. Auf Hantelmann's Seite jtellten fih Schagrath Lang, Avis 
des, Siedenburg, Bruns. Der wärmjte und tüchtigſte Vertreter des Ein- 
cammerſyſtems, Juſtizrath Lüngel, fehlte leider. Hantelmann bezeichnete die 
Compoſition erjter Cammer als eine fünftlihe und willfürlihe. Er wie feine 
Freunde vergaßen aber, ein Argument berbeizuziehen, das jehr nahe lag, 
da es erjt jüngft von Lindemann näher beleuchtet war, die Ungerechtigkeit 
der Vertheilung der Deputirten durch das Land in der beitehenden zweiten 
Cammer, Im Lüneburgihen kamen auf einen Deputirten 57,452 Einwoh— 
ner, die Grafihaft Hohnftein hatte einen Vertreter auf 9699 Einwohner, 
der jeit Jahren beftändig ein Negierungsmann war, da die Provinzialftände, 
. die ihn wählten, rein nominell waren. In den Bremifhen Marien kam 
ein Deputirter auf 13,891 Einwohner, in der Geeft auf 53,858 Einwoh— 
ner, im Lande Habeln auf 8691 Einwohner, In Calenberg, Grubenhagen 
und Göttingen jtand das Verhältniß wie 1 zu 52,599, iu Hoya=Diepholz 


79 


wie 1 zu 42,216, in Osnabrüd 1 zu 45,357, in Meppen=Lingen 1 zu 
35,222, in Hildesheim 1 zu 42,408, in Oftfriesland 1 zu 28,516 Ein- 
wohnern. Nach der Grundjteuer würden Calenberg, Grubenhagen, Göttin- 
gen 8 Deputirte haben müffen, während fie nur 5 hatten, Lüneburg 
gleihfalls 8 Deputirte ftatt der gegenwärtigen 5, Hilvesheim 4, Bremen ’ 
Verden, Hadeln nur 7 ftatt der 10, die es habe, Dftfriesland 4 ftatt 5, 
Dsnabrüd 4 ftatt 3, Meppen-Lingen, Bentheim 2 ftatt 3. Aehnlich fei 
es mit den Städten. Daß man an diejen Zuftänden im Einzelnen nichts 
ändern fonnte, das bewies am veutlichiten die Sitzung vom 23, Mai. Aus 
diefem hiſtoriſchen Zuftande ohne innere Berechtigung war ohne Uebergang 
zu einem neuen Syſteme nicht abzulommen. *) Auch ein fernerer Grund 


*) Anmerfung. Daß gegen den Drang der Zeit auch das Zweicammerfyitem 
nicht jchüßt, follte Stüve im nächiten Februar und März erfahren, wo er au dem 
Mittel der Auflöfung greifen mußte und dadurch die beite Zeit für die innere Orga- 
nifation verlor, namentlich die der Provinziallandfchaften, wozu 1849 nod) die Zu— 
ſtimmung der Nitterfchaften zu erlangen geweien wäre. Die Schwäche der Freunde 
des Eincammerſyſtems offenbarte ſich darin, daß fie den Gommiffionsentwürfen feine 
eonerete Geftaltung einer Sammer entgegen zu ſetzen wußten, und doch lag die Sache 
jo. nahe, man brauchte die Compofition der Stüve’fchen eriten Gammer nur dur 
die ergänzenden Elemente der zweiten Gammer zu verwollftändigen und man hatte 
eine Sammer. Es fam dabei nur darauf an, das Verhältnig des Grundbefiges 
zu Städten, Handel und Gewerbe richtig zu treffen. Ging man davon aus, daß bie 
Grundſteuer 1,200,000T Hr, etwa beträgt, und nahm für die Vertretung des Grundbeſitzes 
überhaupt 50 Deputirte als maßgebend (ob man 50, 60 oder 70 greifen will, ilt 
gleichgültig; ich greife die geringere Zahl, um die Zahl der Gammermitglieder über: 
haupt nicht zu fehr zu erhöhen) traf man etwa das Nichtige. Es würde dann auf 
etwa 24,000 Thlr. Grundſteuer 4 Deputirter zu rechnen fein. Wenn man auf allen 
und jeden Grundbefiß,, der jährlich über 40 Thlr. Steuer bezahlt, und den ich ein- 
mal großen Grundbefiß nennen will, die Hälfte rechnet, obwohl biefer Grundbefig 
faum des Örundfteuercapitel8 vepräjentirt, jo wird das Verhältniß des großen zu 
dem feinen Grundbelig abermals hinreichend gefichert. Aller Fleinere Grundbeſitz ift 
einer befonderen NRepräfentation nicht bedürftig und würdig. Will man nun 
Gerechtigkeit, jo vertheile man die 25 Vertreter Des größeren Grundbeſitzes aljo, 
daß auf etwa 10,000 Thlr. Grundfteuer ein Repräſentant kommt. Nun mache man 
Glafjen. Die 8 Majoratsherren, welche etwa 11,000 Thlr. Grunditeuer zahlen, wür: 
den 4 Vertreter aus ihrer Mitte zu wählen haben; dann kämen die ferneren 16 Grund— 
befiger, welche 500 Thlr. und mehr an Steuern zahlen, welche wiederum aus ihrer 
Mitte Q Vertreter direet zu wählen hätten; drittens den 86 Orunbbefigern des Landes, 
welche 200 bis 500 Thlr. Steuern bezahlen, gibe man 4 Vertreter; viertens ben 
330 Grundbefigern, welche zwiſchen 200-300 Thlr. Grundjteuer bezahlen, 6 Depu— 
tirte, nach Provinzen über das Land vwertheilt, während die früheren Claſſen aus 
dem ganzen Lande in einer, etwa in Hannover zu verfammelnden Wahlverfamm: 
lung (in der man aber auch durch fehriftliche Stimmabgabe wählen Bla gewählt 
würden ; fünfteng die 1,495 Grundbeſitzer, welche 50-100 Thlr, Grundſteuer zahlen, 
vertheife man wieder auf das Land nach Provinzen und gebe ihnen 6 Deputizte zu 
wählen, fechstens den 1,127 Grundbefigern endlich, welche von 40 bis 50 Thlr. 
Grundfteuer zahlen, gebe man 6 Deputirte, durch das Land vertheilt, So ober auf 
ähnliche Weije, es wird Dabei auf mathematische Genauigfeit überall nicht ankommen, 
müßte man Die Deputirten des großen Grundbefiges finden, Wären die Ritterjchaf- 
ten wirkliche Gorporationen der großen Grundbefißer gewejen, jelbjt nad) dem Ge- 
jeße vom 1. Auguft 1851, jo würde dem Faum etwas entgegengeftanden haben, daß 
man jämmtliche Deputirte durch dieſe Gorporationen hätte wählen laſſen. — Es wäre 
die eine Sammer dann gebildet: 1) aus den Nrn. 1 bi8 6 der erjten Sammer von 
1848 ; 2) aus 25 Vertretern des großen Grundbeſitzes; 3) aus 10 Vertretern ber 
großen Städte — Hannover 2, Hildesheim, Göttingen, Lüneburg, Gelle, Harburg, 
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für das Eincammerfyftem wurde nicht geltend gemacht, die Gefahr nämlich, 
daß man bei dem Fortbeftehen von zwei Kammern viel leichter zu der blo— 
ben Adelscammer zurüdgreifen könne, als bei einem Eincammerſyſteme. 
Stüve jelbft hatte in der Verfaffungscommiffion,, in der Sigung vom 13. Mai, 
als Röffing’3 Antrag: „die Königlihe Regierung zu erjuhen, die Cam: 
mern nad Berathung der übrigen Verfafjungspuncte aufzulöfen und fie mie: 
der zu berufen, mit einer Verſtärkung von 26 Deputirten aus den nichtadeligen 
höchſtbeſteuerten Grunpbefigern für erſte Cammer” zur Abftimmung ftand, denfel- 
ben nebjt Buddenberg bekämpfend, freilich geäußert: „es fomme darauf an, eine 
ſolche Cammercompofition zu befommen, die, für den Fall, daß in Frankfurt et- 
was Gefundes nicht zu Stande fomme, daß in Berlin bei der conjtituiren- 
den Verfammlung Alles darüber und darunter gehe, bis zu dem Zeitpuncte 
vorhalte, wo die in mander Hinfiht zu hoffende Reaction in den jebt 
überfpannten Ideen eintrete. Cr jelbjt betrachtete vielleicht feine erſte 
Cammer alſo als ein Proviforium, und wäre er an der Regierung geblieben, 
fo würde er wahrjcheinlfh fchon 1852 den Ständen eine Abänderung dahin 
vorgelegt haben, welche dem ritterfchaftlihen Grundbefise in erjter Cammer 
einige, ihren Berhältniffen angemefjene Bertretung fiherte, wenn auch 
nit eine ſolche, als fie Herr v. Scele 1852 verlangte. Allein, wenn 
Stüve damals die Wahl geftellt wäre zwifchen zwei Cammern, wie. wir fie 
nah den Dctroyirungen von 1855 befisen und dem Eincammerfyjteme, er 
würde nicht gejhwanft haben, für das Eincammerfyftem zu ftimmen, wie 
er das am 20. Mai jhon ausprüdlich erklärt hatte. — Das Nefultat der 
Verhandlungen war aber, daß bei namentlicher Abftimmung nur folgende 
26 Mitglieder für den Hantelmannjhen Antrag, 54 dagegen jtimmten: 
Achgelis, Adickes, Bartmer, Behrens, Bening, Bodungen, Böje, Breuer, 
v. Garken, Hantelmann, Heinemann, SHoliher, Huntemüller, Jordan, 
Krade, Krönde, Schatzrath Lang, Lübbede, Merkel, Poppe, Roje, 
Dr. Schultz, v. Seth, Siedenburg, Voigts, Wrebe. 

Die Nichtauflösbarkeit erfter Cammer, in welcher Stüve mit Recht ein 
confervatives Element fand, wurde in erjter Gammer zwar hart angegriffen, 
allein man gab doch nah. — Die Vertretung der Standesherren erfannte 
man als bundesgejeglich geboten an und ließ fie daher beftehen ( practifch 
mar fie nur infofern beveutfam, als in erfter Cammer eine Anzahl Siße 
refervirt werden mußten, für den Fall es einem der Standesherren einmal 
einfallen follte, einen foldhen einzunehmen), erfuchte indeß die Negierung, 
auf vertragsmäßige Befeitigung Bedacht zu nehmen, 

Für die Wahlen zur zweiten Cammer nahm man feine Bejhränfung 
an, al3 daß die Wähler zu den directen Landesiteuern beitragen müßten, 
nahm aber auch hiervon die von ſolchen Steuern befreiten Berg: und Hüt- 


Dsnabrüf, Emden und Stade; 3) aus 10 Abgeorbneten für Kirche und Schule; A) 
10 Abgeordneten für Handel und Gewerbe; 5) einem Abgeordneten des Oberappella- 
tionsgerichtS, zwei Abgeordneten der Obergerichte und zwei Abgeorbneten ber An- 
waltscammern; 6) aus 25 Deputirten ohne Genjus Du das ganze Land mit Aus: 
nahme ber großen Städte gewählt, welche dem Verfaffer immer als Vertreter des 
Fleinen Orundbefiges erfcheinen würden, felbft wenn einmal ein Grundbefiglojer 
als en erwählt würbe. Unter Fleinem Grunbbefig find dann natürlich Häu— 
fer in den Stäbten und Flecken mitgerechnet. . 
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tenleute aus, mehr nach theoretijhen Grundſäßen, als nah der Praris, 
wonach ſolche unter allen Umſtänden jeder Regierung dienjtbar. 

Gegen den Widerſpruch Stüve’3 wurde aufgenommen , daß dem Staats: 
diener der Urlaub nicht verweigert werden dürfe, Den Miniftern wurde 
wegen ihrer vwerantwortlihen Stellung das Recht, an den Verhandlungen 
der Cammer Theil zu nehmen‘, auch dann beigelegt, wenn fie nicht Mit- 
glieder verjelben feien, natürlih ohne Stimmredt. 

Die jährlihen Diäten wurden wieder hergejtellt, obgleih die Minifter 
glaubten, mit zweijährigen auszulommen, und dabei feit beftimmt, 
daß die Stände fpäteftens am 1. Februar berufen werden follten. Die Zu: 
ſtimmung zu den Landesgefegen wurde den Verdunflungen der 88 112—117 
gegenüber klar, das Neht der Jnitiative fejtgeitellt, und zu $ 113 wurde 
der Kriegsminifter verantwortlich dafür gemacht, daß dur die dem Kriegs— 
beren zuſtehenden Verfügungen über das Heer feine Verfafjungsverlegungen 
und Weberjchreitungen ver jtändiihen Bewilligung gejhehen. ES wurde feſt— 
geftellt , daß jede Cammer für ſich die Befugniß einer einjeitigen Adreſſe 
babe, daß Veroronungen nur zur Vollzjiehung beftehender Gejege dienen und 
nichts enthalten dürften, was feiner Natur nah der jtändifhen Mit: 
wirfung bevürfe. Zu dem $ 122 über Nothgejege wurde auf Bodun- 
gen’3 Antrag die Redaction des Staatsgrundgejeges in Beziehung auf den 
Schlußjag angenommen. Vorjichtiger wäre es gewejen, man hätte dieſem 
$ die Faſſung gegeben, welche die zweite Gammer am 1. Auguft 1832 auf 
Antrag Th. Meyer’3 beſchloſſen, nämlich: die Gültigkeit diejer Gejege erlifcht, 
falls fie nicht binnen 4 Wochen nah der nächſten Zufammenfunft ver Stände 
vorläufig oder definitiv genehmigt find, mit dem Ablaufe dieſes Zeitraums 
von jelbit. Dann hätte es 1856 der Kämpfe nicht bevurft, welche die ſ. 9. 
Dandertihen Nothgejege vom 7. Detober und 22. December 1855 hervor: 
tiefen, und die Frage (welche ſich eigentlich won jelbjt beantwortete): „Wie 
es nun jei, wenn ſolche Nothgeſetze die Zuſtimmung einer Cammer erhielten, aber 
nicht die der anderen“, würde eine ſo widerſinnige Löſung nicht haben erlangen 
tonnen, als fie factiſch durch die Schuld der Adelscammer erhielt. Der $ 125 des 
Landesverfaflungsgejeges, welcher verbot, über die verbindende Kraft oder 
Rechtmäßigkeit der Bundesbeichlüife Berathungen anzuftellen und Beſchlüſſe 
zu faſſen, wurde auf Lindemann’3 Antrag dur allgemeine Acclamation 
geftrihen,, ohne daß erfte Gammer dabei etwas zu erinnern gehabt hätte. 
Der Sa des $ 123, daß, wenn Zweifel darüber entjtehen, ob bei einem 
gehörig verfündeten Geſetze die verfafjungsmäßige Mitwirkung der Stände 
binreihend beobachtet jei, nur diejen zuſtehe, Anträge deshalb zu machen, 
ſchloß wenigſtens nicht aus, daß bei einem nicht gehörig verfündeten Ge— 
jege, auch andere Behörden ‚3 3. Gerichte zuftändig feien, obgleich die 
Saffung zu wünjhen übrig läßt. Der ſtändiſche Wunſch, vaß jede Diät 
durch einen von der Königlichen Regierung zu erlaſſenden beſonderen Land— 
tagsabſchied geihloffen werden möge, ijt zum ftändifchen Brauch nit ge: 
worden. 

Ein Wahlgejeg war noch nicht vorgelegt, Stände hielten es daher für 
erforderlich, vie leitenden Grundfäge für die nächſten Wahlen der Regierung 
zu unterbreiten. Dieje bejtanden darin; 

1) daß zur Gültigkeit aller Deputirtenwahlen für beide — 
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die abjolute Majorität der Stimmen der von jämmtlihen nach gehöriger 
Ladung erjchienenen Wahlberechtigten erforderlich jet; 

2) daß die Deputirten der Grundeigenthümer zur eriten Cammer, wie 
aud der Deputirte der Univerfität dur directe Wahl zu erwählen; 

3) daß jümmtlihe übrige Deputirte zur eriten Cammer, wie ſämmt— 
lihe Wahlen zur zweiten Cammer auf indirecte Weile geſchähen. Es wurde 
der Regierung überlafjen, die nächſte Verſammlung nah dieſen Grundjäßen 
wählen zu laſſen, demnächſt aber Ständen den Entwurf eines Wahlgejeßes 
vorzulegen. — 

Das feste Capitel, von den Finanzen, war, wegen der vom Könige 
ertbeilten Zuficherungen wegen der Gafjenvereinigung von der Regierung 
äußerjt jorgfältig bearbeitet, der Commiſſion vorgelegt. Dieje hatte eine 


Subcommiſſion ernannt, welche die Gafjenvereinigung troß des bevenklichen 


Zuftandes der mit einem Deficit behafteten Königlichen Cafe zur Annahme 
empfahl, welchen Antrag jih die Commiſſion ohne Widerſpruch aneignete. 

Die Beitimmungen des Finanzcapitel® wichen von den dur das 
Staatsgrundgejeb feitgeitellten in drei Puncten ab: 

1) die Beitimmung, daß zur Sirondotation ein vom Könige auszu— 
wäblender Gütercompler ausgejchieden werden folle, fehlte, weil ſich die Aus— 
führung diejes Princips beinahb unmöglich erwiejen und daſſelbe alle Nach— 
theile der Gafjentrennung mit ſich führte; 

2) war die Vorfchrift, daß das Budget der vereinigten Caſſe nad 
Hauptdienjtzweigen feitzuftellen jei, weggefallen, weil die Erfahrungen, welche 
man mit dem Verſuche der Feititellung der Regulative gemacht hatte, dage— 
gen ſprachen; 

3) follte das Schabcollegium, deijen Stellung man mit der Caſſenver— 


einigung und verantwortlihen Miniftern zu eingreifend hielt, wegfallen und 


dafür jtändifche GCommifjarien gewählt werden. 

Die Verfaſſungscommiſſion empfahl die Gajjenvereinigung aus nadjte- 
benden Gründen: 

1) weil damit der Grund zu vielfachen Differenzen zwijchen König und 
Ständen gehoben jei; 

2) weil dadurch das Mittel zu vielfahen Vereinfahungen, 3. B. in 
Beziehung auf das Pot: und Eijenbahnwejen gegeben ſei; 

3) weil darin das Mittel zu einer größeren Sicherung der Gajjen- 
controle liege. Die aus der Königlichen Caſſe bezahlte Cavallerieaugmenta- 
tion lieferte ein bereites Beijpiel; 

4) weil damit der Weg gebahnt jei zu mannigfachen Verbeſſerungen 
im Intereſſe der öffentlichen Verwaltung; 

5) weil darin das Mittel liege zur Förderung der Intereſſen einer 
großen Anzahl von Unterthanen, die bis jest zur Erpadhtung von Grund: 
jtüden feine Gelegenheit gehabt hätten; 

6) weil ſich das Landesſchuldenweſen einfacher und ficherer regeln lajje ; 

7) weil der Credit des Landes dadurch weſentlich gefräftigt werde; 

3) weil bei Trennung der Caſſen die Verantwortlichkeit der Minijter 
jtet3 trügerijch bleibe, 

Die Commifjion empfahl jehr wenige und geringe Modificationen, und 
die Stände nahmen das Gapitel mit diefen ohne erhebliche Discuſſion an, 
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namentlih erhob fih am 10. Juni in erfter Cammer nicht eine Stimme 
gegen dafjelbe oder gegen eine wichtige Beitimmung, und dennoch war dies 
jelbe erite Cammer 1856 nicht bereiter, dafielbe zu vertheidigen und intact 
zu erhalten. 

Nur ein Antrag des Abgeorpneten Richter aus Burfehude, den König 
um eine Ermäßigung der Krondotation zn bitten, welcher in zweiter Cammer 
angenommen, jtieß in erjter Cammer auf Widerjtand und man vereinigte 
ih in der Conferenz zu der Andeutung: „Man überlajje fich gern dem Ver: 
trauen, daß auch ferner, wenn außergewöhnliche Verhältniſſe des Landes 
es erforderten und die Bebürfnifie des Königlichen Hauſes es geltatteten , der 
König geneigt fein werde, aus den Mitteln der Krondotation dem Lande 
außerordentlihen Beiftand zu leijten.” 

Dagegen gab die erite Cammer, freilih nach längerem Widerſtande, 
der darauf begründet war, daß die Lehnsherrlichkeit nicht unbedingt Ausfluß 
der Landeshoheit fei, ihre Zuftimmung zu der Bitte: 

„daß Se. Majeftät geruhen wolle, auch die Einkünfte von den heim— 
gefallenen und noch nicht wieder verliehenen, von den ferner noch 
beimfallenden, jo wie von den noch im Lehnverbande bleibenden 
Sehnen, imgleihen auch die Einfünfte von den allodificirten Leh— 
nen der vereinigten Gafje zu überweijen.“ 

Stände anerkannten zwar, daß nad dem bisherigen öffentlichen Rechte 
dem Landesherrn die ausſchließliche Dispofition über die Lehnsauffünfte und die 
Lehnsalledificationsfonds ohne eine jtändishe Mitwirkung zugeitanden, ſpra— 
hen aber auch aus, daß eine Fortvauer diejes Verhältnijjes mit dem Principe 
der jest beſchloſſenen Gajjenvereinigung nicht wohl vereinbar jei, 

Die Stände trugen zu $ 125 des Staatsgrundgefeges Bedenken, den 
Grundſatz der Unveräußerlichfeit des in den engliihen Stod3 angelegten Ca— 
pital3 von 600,000 Pfund Sterling wieder aufzunehmen, hielten es viel- 
mehr den Landesintereifen für entjprechender, wenn dafjelbe zinsbar im In— 
lande belegt würde und baten deshalb zur geeigneten Zeit auf die Einziehung 
dieſes Capitals und dejjen zinsbare Belegung im Königreihe Bedacht zu neh— 
men. Auch mollten fie, daß in den außerordentlichen Fällen, wo der König 
1 Million auf Credit der Staatscaffe anleihen fann, die ftändifhen Com: 
mifjarien mindejtens über die Nothwendigkeit der Anleihe gehört würden. 

Das fiebente Capitel des Landesverfafjungsgejeßes von den oberen Be— 
börden und der Königl. Dienerjchaft, welcher letztere Ausdrud nah Vorgang 
des Staatsgrundgefeges überall mit Staatsdienerjchaft vertaufcht wurde, uns 
terlag den weſentlichſten Nbänderungen, wie fie die Herftellung der Verant— 
wortlichkeit der Minifter gegen das Land, die den Gerichten anvertraute 
Entſcheidung über die Grenzen ihrer Competenz, die veränderte Bedeutung 
des Staatsraths mit ſich brachten. Der Negierungsentwurf adoptirte im Ganz 
zen die Bejtimmungen des Staatsgrundgefehes, ging aber darüber hinaus, 
indem er für jede GefeKesverlegung eine Verantwortlichfeit der Minijter 
begehrte, und nur für die Form, wie diefelbe geltend gemacht werde, einen Un— 
terſchied conjtatirte. Die abjichtlihe Verfaſſungsverletzung follte im Wege ber 
Anklage geltend gemacht werden, jede andere im Wege der Beſchwerde, 
welhe aber Entlafjung des Minifters zur Folge haben ſolle. In der Verfafs 
fungscommifjion hatte diefe Beſtimmung ſchon entgegengejeßte Anſichten hervor⸗ 
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gerufen, welche indeſſen durch einen Vortrag der Minifter Stüve und Lebzen 
in der Sigung vom 27. April volljtändig widerlegt waren. Am 6. Mai 
kam ein Antrag des Juſtizraths v. d. Deden, welder feine Rechtsfolge 
an die Erhebung der Beſchwerde geknüpft jehen wollte, zur Abjtimmung, 
die aber nicht entjcheidend war, da 6 Mitglieder erjter Cammer dafür, 6 
Mitglieder zweiter Cammer dagegen jtimmten. In zweiter Cammer wurden 
die Regierungspropofitionen ohne allen Widerfpruh (3. Juni) ange- 
nommen, in erjter Cammer erhoben die Herren Cammerrath v. d. Deden, 
Juſtizrath v. d. Deden, Jujtizrath v. Harling, Graf v. Kielmansegge aber 
gegen eine ſolche Beſtimmung Bedenken, theils, weil jie die Königliche Prä- 
rogative, zum Minifter zu wählen, wen der König wolle, volljtändig neutralifiren 
werde *) und weil die Beitimmung zu hart jei, da Verſtöße gegen die Geſetze 
überall vorfömmen könnten, theils, weil dadurd ein zu großes Schwan- 
fen in der Regierung, ein Schaufeljyitem, hervorgerufen würde, theils, 
weil dieſe Beltimmung gänzlih incompatibel mit den Begriffen über Uns 
verantwortlickeit und Unverleglichleit der Throne, oder weil die Krone in 
ihrer Prärogative dadurch. beeinträchtigt werde, daß ſie gezwungen werde, 
um einer etwaigen Bejchwerde vorzubeugen, die Cammern aufzulöfen. — 
Der Zuftizminifter v. Düring und Graf v. Bennigjen widerlegten dieſe 
Scheingründe genügend, ohne die DVertheidiger der entgegengejesten Anficht 
zu überzeugen. Es fügte jich jchließlich jedoch auch hier die erſte Cammer 
dem vereinigten Willen des Minijteriums und der zweiten Gammer. 

Daß ſich die Minijterverantwortlichkeit auch auf folhe Verfügungen er: 
ftrede, welche nicht lediglih Ausflug des Oberbefehls über das Heer feien, 
wurde auf jtändijchen Antrag ausgefprohen. — Das Beltehen des Staats- 
raths für Competenzconflicte fiel mit diefen von jelbjt weg und bradte die 
Aenderung des $ 169 zu Wege. Der $ 173 mußte wegfallen, da in dem 
zu $ 32 gefaßten Bejhluffe ver Grundſatß, daß alle Vorzüge der Geburt 
aufhören jollten, fhon unbedingt hingeftellt war. Im Begleitjchreiben bat 
man die Regierung um Aufhebung der fog. höhern Forftcarriere zur Verwirk— 
lihung dieſes Grundfages, Um endlich die Unabhängigkeit des Richter: 
ftandes zu fihern, wurde zu $ 177 ver Zufab beichloffen, daß ein Staats- 
diener, welcher lediglich ein Nichteramt befleide, oder Mitglied eines Ober: 
gerihts ſei, ohne richterlihes Erkenntniß feines richterlihen Amts weder 
entſetzt, noch entlaffen, noch auf ein minder einträglices Amt oder auf 
eine Verwaltungsitelle wider jeinen Willen verjegt, noch mit Entziehung bes 
Gehalts fuspendirt werden könne. 

Die Stände gaben ſich dabei laut ihres Erwiederungsjchreibens der Illu— 
fion bin, daß die Orundjäße über die Stellung des Gejammtminijterii und 
Berantwortlichleit der Minifter, die bier verfafjungsmäßig feitgeftellt find, dem 
Sande eine Bürgichaft fein würden, daß fortan das conftitutionelle Prin- 
cip zu voller. Geltung gelangen werde. Wir werden fehr bald zu berichten 
haben, wie fih neben dem Minifterium Einflüffe geltend machten, die ftär- 


*) Die zahlreichen Minifterwechjel und die ungemeinen Beſchwerungen des Pen— 
fiondetat3 durch dieſelben, welche Hannover feit 1848 erlebt bat, find ſämmtlich durch 
höchfteigene Beſchlußnahme des Königs , nicht eine einzige auf Veranlaffung der Stände 
entftanden , ähnlich wie in andern beutjchen Ländern. 
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fer waren als dieſes, und wie beinah alle Garantien, auf die man in 
diefem Gapitel jo großen Werth gelegt, ſich als eitel Schaum und Luft 
bewährten. 

Melhe Wirkung die, von zweiter Cammer geforderte, won. erfter ver: 
weigerte, Beeidigung aller Staatsbürger, namentlih auch des Militairs auf 
die Verfaffung gehabt haben würde, läßt fih nicht vorher fagen. In Kur: 
heilen zog fie die Strafbaiern. in das Land und gab den Preußen Gelegen: 
heit, den Grundſatz anzuwenden, der Klügſte giebt nah. Indeß wären die 
Berhältnifje in Hannover ſchon etwas jchwieriger gewejen. Jedenfalls wa— 
ren die Gründe, welche die erſte Cammer für die Nichtzuftimmung zu die— 
jem Beſchluſſe, in dem einzigen Ausfunftsmittel bei Widerſtreit der beiden 
Cammern, der Darlegung der beiberjeitigen Gründe, ausführte, nämlich: 
daß eine ſolche Beeidigung ungültig fei, weil das Verfaſſungswerk noch nicht 
zum definitiven Abſchluſſe gefommen, weil fie daher aud mit der Heiligkeit 
des Eides nicht vereinbar jei, und weil darin ein Mittel, die militairifche 
Disciplin zu untergraben, Scheingründe, und Wenn man die Anftrens 
gungen beobachtet, mit der viele Mitglieder der erjten Cammer in den näch— 
ften Jahren bemüht waren, die Verfallung zu ftürzen, jo wird man ben 
Gründen zweiter Cammer, dur den Verfaſſungseid das ganze Volt und nas 
mentlih aud das Militair näher und inniger an die Landesverfaffung zu 
fnüpfen, die Beobachtung derjelben mehr zu fihern und etwaigen Beſtre— 
bungen zum Umſturze derjelben einen jtärferen Damm im Gewiſſen der Ein 
zelnen entgegenzufeßen, nur noch mehr Gewicht beilegen müſſen. Ob das Mi- 
nifterium damals? noch immer die Eriften; der Mächte, die fchon an feinem 
Sturze und dem der Berfallung ins Geheim arbeiteten, nicht ahnte, oder ob 
e3 einen Conflict mit dem Kriegsheren und Generaladjutanten u. f. m. feheute, 
es beadhtete die Wünſche zweiter Cammer nidt. 

Die auf Bodungen’3 Antrag angenommene Faſſung des Schlußparas 
graphen des achten Gapitel3 vermochte wohl die Vernichtung der Verfaſ— 
jung auf einige Zeit hinauszufchieben, nicht aber fie abzuhalten, Derjelbe 
lautete: 

„Im Falle des Thronwechſels hat das Gefammtminifterium die Pflicht, 
die Stände forberfamft und fpäteftens binnen 14 Tagen zufammenzube- 
rufen. Sollte dies unterlaffen werden, fo find die zulegt berufen geweſe— 
nen Stände berechtigt und verpflichtet, ſich jelbft zu verfammeln und bie 
Rechte des Landes wahrzunehmen. In diefem Falle kann innerhalb vier 
Wochen von Zeit des Zufammentritt3 der Stände die Ständenerfjammlung 
von dem Thronfolger ohne ihren jpeciellen Antrag weder aufgelölt noch ver- 
tagt werden ($ 105 und 108). Sollten die Stände zur Zeit eines Throns 
wechſels verfammelt fein, fo kann gleichfalls innerhalb der nächſten vier Wo- 
en eine Auflöfung oder Vertagung nur auf den Antrag der Stände erfolgen.” 

Die erfte Cammer lehnte diefen Antrag zwar, urfprünglih auf Game 
merrath v. d. Deden’3 Antrag, ab, machte aber in der Conferenz und nad) 
ihr feine Anftrengung, fich demjelben zu widerſetzen. 

Unter allen den vielen Berfafjungen des Jahres 1848 iſt feine mit 
folder Gründlichkeit, mit folher Ruhe, fo vertragsmäßig nah allen Seiten 
bin, mit Aufrechterhaltung der Rechtscontinuität, mit Uebereinftimmung und 
zwar voller und ganzer des Königs und des Thronnachfolgers, berathen, 
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beſchloſſen und vollendet, als die hannoverihe; dennoch hat fie ihrem Schick⸗ 
fale nicht entgehen können, wie wir in den jpäteren Gapiteln fehen werden. 
Ob Bundestag, Dynaftie und Nitter flug gehandelt haben, diefe Verfaſſung 
auf die Weife, wie es gejcheben, umzuftürzen, iſt eine andere Frage. 
Wenn man das, was 1855 geichehen, den Männern, die 18483 mit dem 
unermüdlichiten Fleiße an diefer Verfaſſung arbeiteten, den Mitgliedern der 
Commiſſionen und Conferenzen, die neben den Morgen: und Abendjisungen 
der Gammern kaum Zeit fanden zu Commifjiong: und Conferenzjikımgen, 
vorhergefagt hätte, würden fie noch andere Garantieen für Aufrehterhaltung 
der Verfaffung gefunden haben, oder würden jie auf Nechtscontinuität feinen 
Werth gelegt und den Verfuch mit einer conjtituirenden Verſammlung ge— 
madt haben? 

Neben diefer Hauptarbeit der Stände waren diejelben in legislatorifcher 
Hinſicht, ſowohl was den inneren Ausbau der Berfaffung betrifft, als in 
anderen Beziehungen außerordentlih tbätig, und es gab niemals eine Diät, 
in welder eine jo große Menge tief einſchneidender Geſetze in verhältniß- 
mäßig jehr kurzer Zeit vollendet wurden. Man batte nicht Zeit und Luit, 
an einzelnen Worten zu bäfeln und zu mäfeln; wenn man mit dem Prin— 
cipe einverjtanden war, überließ man gern die Kedaction dem Minijterium, 
dem man ja in jeder Beziehung Vertrauen ſchenkte. 

Mir müſſen diefe geſetzgeberiſche Thätigfeit näher betrahten. Außer den 
fhon oben erwähnten Gejeben, dem Auflaufgefes, und der Bekanntmachung 
wegen Grridtung von Bürgerwehren, vie beide am 16. April publicirt 
wurden, dem Gejege über die Todeserflärung verjchollener Perſonen vom 
23. Mai, verdient das Geſetz vom 15. Juni, verichiedene Abänderungen 
der Gewerbeordnung betreffend, zunäcjt unjere Aufmerkfjamfeit, da bajjelbe 
mit einem Aufruhr in Hannover felbjt in inniger Verbindung ftand, Wir 
haben ſchon im erjten Bande diejes Werkes darauf aufmerkſam gemadt, wie 
das Gewerbegejeg die Handwerker in allen Städten in viel größerer Maße 
beunruhigte, als in der Ihat Grund dazu vorhanden war, man ſah das 
Geſpenſt der allgemeinen Gewerbefreiheit; wir haben oben gejeben, wie in 
jeder der im März und April aus den Städten an die Negierung gelan: 
genden Petitionen der Aufhebung oder Suspendirung der Gewerbeordnung 
Erwähnung gejcheben war. Eine jehr große Menge Betitionen in dieſem 
Sinne gingen auch bei den Ständen ein. Prüft man diejelben im Einzel- 
nen, jo zeigt ſich deutlih, daß vie Bittjteller über das, was fie baten, ſich 
gar nicht klar waren; die beſchränkteſten Localanfichten, die ſich nicht felten 
direct widerjpraden, wurden laut, auch war namentlih der Krämerjtand 
ungemein zahlreich mit der Bitte hervorgetreten, daß man die Beſtimmung 
des $ 224, wonach der Handwerker jeinen Laden auch mit erfauften Waa— 
ren feines Gewerbes verjehen konnte, wieder nehmen möchte, weil das die 
Kaufmannjchaft ruiniren würde, Die zweite Cammer, in welder ber Ab- 
geordnete für Nienburg am 17. Mai den Antrag auf Suspenfion der ganz 
zen Gewerbeordnung geftellt hatte, ging auf einen Antrag von Piljering- 
Raſch ein und ſetzte eine einjeitige Commiſſion zur nochmaligen Prüfung 
der Gewerbeordnung nieder, welde verjchiedene Anträge im Intereſſe der 
Zünfte und Städte einbrachte. Neferent dieſer Commiffion war Sandvoß. 

Die Commiffion, welche den Vorichlag brachte: daß die Regierung eine 
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nohmalige Prüfung der Gewerbeordnung zum Zweck der nothwendigen Ab- 
änderungen derfelben, unter Zuziehung ſachkundiger Gewerbtreibender, ſowohl 
aus den Städten, als vom platten Lande, veranlaſſen wolle, und die es 
für erforderlich bielt, daß die Wirkung der Gewerbeordnung in allen dens 
jenigen Puncten, welde in die bejtehenden Verhältniſſe, namentlich ver 
ſtädtiſchen Gewerbe zu tief eingriffen, bis zur Vollendung dieſer Nevifion 
juspendirt werde, hatte in leßterer Beziehung namentlich die SI 222—224 
hervorgehoben, welche die wechſelſeitige Handelsbefugniß der Kaufleute und 
Handwerker betraf. Wie man auf Wunjch ver Handwerker die Befugnif des 
Fabriktreibenden zum Halten eines offenen Ladens für zu weitgehend hielt, 
jo bielt man auf Bitten der Krämerfchaft auch die Befugniß des Handwer— 
kers, jeinen Laden mit erfauften Waaren feines Gewerbes verjehen zu dür— 
fen ($ 224) für zu weitgehend, und weil man dem Publicum einigen 
Schug jhuldig zu fein glaubte, das von dem Handwerker eben jelbit ver- 
fertigte Waaren faufen wolle. Ueber die Sigung zweiter. Cammer vom 
26. Mai hatten fih nun unter den Handwerkern die unfinnigjten Gerüchte 
verbreitet, welche. den blödfinnigen Vorjtellungen, die man überhaupt von 
der Gewerbeordnung hegte, die Krone aufjesten. Im Allgemeinen hatte 
man gehofft, die Stände würden für die Suspenfion der ganzen Gewerbes 
ordnung thätig fein, jedenfalls wollten nun viele Handwerker eben das Stüd 
Gemwerbefreiheit, das ihnen der 8 224 gewährte, behalten und wohl mit 
Recht behalten, da fie ohne jolhe Befugniß nicht mit den Kaufleuten, die 
mit von Handwerkern verfertigten Gegenſtänden handelten, Concurrenz hal— 
ten könnten. . 

Man hielt am 29. Mai eine Verſammlung auf dem Schützenhofe, 
beihloß eine Deputation an Stüve, weldhe von der auf dem Schüßenhofe 
verfammelten Menge begleitet war. Die Deputation wollte namentlich das 
Stück Gewerbefreiheit im $ 224 aufrecht erhalten wiſſen. Stüve ſtellte der— 
jelben vor, daß es nicht in feiner Macht, auch nicht in der Macht der 
Cammer jelbjt liege, von einem einmal gefaßten Beſchluſſe zurüdzugeben, 
daß dazu aber der Weg offen ftehe, die erjte Cammer zu einem entgegen- 
jtehenden Beſchluſſe zu veranlajjen, Die Deputation theilte der auf der 
Straße harrenden Menge diefe Antwort mit, welche nicht befriedigte, und 
ihlug vor, zu Graf Bennigjen zu ziehen, um bei diefem zu befürworten, 
die erite Cammer zu einem entgegenjtehbenden Beichlujfe zu veranlafjen. Die 
Menge zeigte jih ſchon ſehr ungeberdig und verlangte, da Stüve fie zu 
Bennigjen begleite. Stüve willigte ein. Der Zug nad) der Burgitraße hatte 
übrigens, wie Augenzeugen verfiherten, mehr den Anjchein als wäre Stüve 
genöthigt, als behandelte man ihn al3 Arreſtanten, al3 den eines freiwilli- 
gen Ganges. Graf Bennigjen war nit zu Haufe, die Ungeduld ver 
Menge, wie dieſe jelbit, im Wachſen. Die ganze Straßenjugend war auf 
ven Beinen und jämmtliche, immer lauten Schuiterjungen, glaubten an ver 
Seite ihrer Meifter nicht fehlen zu dürfen. Während die Deputation mit 
dem nach Haufe zurüdgekehrten Bennigſen verhandelte, der die Demon 
ftration durch eine Mafjendeputation ernitlih tadelte und die Deputirten 
der Gilden durch Gründe zu überzeugen fuchte, wurde-einer der Jungen 
durch die Fenſter in die Hausflur der Wohnung gedrängt und gab dies zu— 
fällige Ereigniß gleihjam das Signal, daß man in der gegenüber liegenden 
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Mohnung des Stadtdirectors, der in der zweiten Cammer am 26. bie un⸗ 
ſchuldige Aeußerung gemacht hatte, daß er fih in der Commifjion gegen die 
Suspenfion des ganzen Geſetzes erflärt habe, und auf den man deshalb 
erbittert war, die Fenjter demolirte und auch bald in dem Bennigjenfchen Haufe 
ein Gleiches that. Es giebt kaum einen gänzlih unmotivirteren Aufruhr 
und ift die ganze Sache beinah unbegreiflih. Dies erklärt denn auch, wie 
fih eine doppelte Vermuthung Bahn brechen konnte; einmal ein Theil ver 
Ariftofratie habe die hannoverſchen Philifter verführt, um — man mußte 
wieder niht was — zu bezweden; ſodann: daß die Anardijten nur Un: 
ruhe hätten jtiften wollen. in Corpsbefehl des Chefs der Bürgerwehr, 
Holſcher, vom 31. Mai, fpriht von einer im Finftern jchleichenden Brut, 
welche jene Auftritte veranlaßte, bei denen man die Volksmaſſe benust habe, 
um Ercejje zu begeben und Demonftrationen zu mahen, die im Sinne einer 
auf Anarchie hinarbeitenden Partei jeien. 

Allein Beides ift gänzlich unmwahr ; dem Auflaufe fehlte alle und jede 
politifche Bedeutung. Hätte man die auf dem Schügenhofe unter den Zünf- 
ten jtattfindenden Verhandlungen in öffentliher Volksverſammlung ftattfinden 
lafien, fo würden funfzig und mehr Mitgliever im Stande gewejen jein, 
die gänzlich dummen und völlig unbegründeten Gerüchte, welche jich an die ſtändi— 
fhen Verhandlungen geknüpft hatten, zu berichtigen, und den richtigen Weg an 
zubeuten, auf welchem man etwa auf die Bejhlüffe der Stände einwirken 
fonnte. Die im Finftern fchleihende Brut, melde die Auftritte angezettelt 
hatte, war Niemand anders als die Bornirtheit, über die eigenen Verhält— 
nifje und die Gefeßgebung über diejelben, in welcher der Handwerksſtand lebte; 
die Dummheit, mit der man eine in öffentlicher Verhandlung gepflogene, 
durch die Zeitungen jchon veröffentlichte Verhandlung fo gänzlih mißverftehen 
konnte. Statt daher aufzufordern, zufammenzuhalten, damit dem deutſchen 
Michel die Schlafmüge nicht wieder über das Geficht gezogen werde, hätte 
Herr Holjcher auffordern jollen, dieſe überall erft abzuziehen. ine Belannt- 
mahung des Magiftrat3 und des Bürgervorftehercollegiums vom 30. Mai 
zeigt, wie groß die Unfenntniß und Misdeutung deſſen, was in der Cam: 
mer gejhehen, geweſen fein muß, indem fie die Handwerker darüber belehrt. 

‚Der Tumult in der Burgftraße wurde immer ärger, je mehr der Abend 
beranrüdte; vie Bürgerwehr wurde dur Generalmarſch zujammenberufen, 
allein man fjammelte fih langjam, die Reihen waren jehr unvolljtändig, 
befand fi do ein großer Theil Bürgerwehrmänner unter den Tumultuan— 
ten. Man zeigte lange nicht jenen Eifer zum Angriff, den man am Tage 
von MWeinhagens Gefangennehmung gezeigt hatte. Nur das Corps der Po: 
Igtehnifer drang muthig gegen die Tumultuanten vor. Als vieje aber die 
Yudenjtraße gegen den Andrang der Tumultuanten abjperrten, warf man 
mit Pflafterjteinen nad denjelben und al3 das Commando gegeben wurde, 
diefe Straße mit gefälltem Bayonnet zu fjäubern, geſchah es, wie es in 
einem Aufrufe an die Bürgerwehr heißt: daß ein Steinhagel aus mehreren 
Häufern erfolgte und viele Polytechniker und einer ihrer Führer blutig 
verlegt wurden. — 

Am folgenden Tage hatte fih das Gerücht von einer Sturmpetition 
verbreitet, und war deshalb der Vorhof des Stänvehaufes mit Bürgerwehr 
beſetzt, allein es ließ fich Fein Handwerker fehen. Daß die Handwerker ihren 
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med bei den Ständen nicht erreichten, und daß es bei einer Suspenbirung 
der fraglihen Beftimmung des $ 224 blieb, war die einzige Folge dieſes 
Auflaufs. Daß Unterfuhungen oder Beitrafungen gegen Diejenigen, welche 
auf die Bürgerwehr mit Pflafterjteimen geworfen hatten, eingeleitet wären, 
davon ift nichts befannt geworden. Die Polizei ſchien die eigentlihen At— 
tentäter nicht fennen zu wollen. 

Der Unterſchied zwiichen einer adeligen und gelahrten Bank im höchſten 
Gerihtshofe und des DVotirens nach diejem Unterjchiede, wurde durch Geſetz 
vom 16. Mai als eine nothwendige Confequenz des Verfaſſungsgrundſatzes, 
dab der Unterſchied der Geburt bei Bejegung der Staatsämter nicht in 
Betraht komme, aufgehoben. Man bedachte dabei nit, daß dieſe 
geſetzliche Vorſchrift doch immerhin einen Schuß verlieh, einmal, daß aud 
Bürgerlihe zu BVicepräfidenten gewählt werden follten, denn die Ernennung 
eines bürgerlihen Vicepräſidenten follte ja die Regel bilden, und wenn 
einmal ein adeliger gewählt würde, ſollte verfelbe von einer ſolchen Eru— 
dition jein, als von einem Gelehrten nur immer gefordert werben könne, — 
theils, daß die Provinziallandihaften nit etwa blos junge Adelige zu 
Richtern präfentirten. Nah Aufhebung des Unterfchiedes ift es dahin ge— 
fommen, daß der Adel vollitändig bei der Beſetzung überwiegt und daß 
die Bejorgniß laut geworden ift, in einer Reihe von Jahren würde fein 
Bürgerliher mehr im Gerichte fein. 

Das Geſetz, die Abänderung einiger Beſtimmungen der Oberappella- 
tionsorbnung betreffend, bezwedte Beſchleunigung des Ganges der Rechtspflege, 
namentlih durh die Borfchriften über die Examina der neu eintretenden 
Räthe. Die Stände ertheilten ohne Weiteres die Genehmigung. 

Ein Gejegentwurf über das Verfahren in Polizeiftraffahen, welcher be— 
ftimmt war, theils die längft gewünjchte Aufhebung des bevorzugten Gerichts- 
ftandes in Bolizeiftraffachen ins Leben zu führen und in der Recursinftang den 
Rechtsweg zu eröffnen, der Yuftizcanzlei zu überweifen, worüber bisher vie 
Landprofteien entjhieden hatten, fand den allgemeinen Beifall der Stände 
und wurde fhon am 4, Zuli als Geſetz publicirt. Daffelbe war der Fall 
in Beziehung auf den Gejegentwurf, welder die den Confiltorialbehörden 
zuftehende Gerichtsbarkeit den gewöhnlichen Gerichten übertrug, leider mit 
einftweiliger Ausnahme der Ehe: und Verlöbnißſachen. Dieſe Ausnahme 
wurde lebiglih aus dem Grunde gemacht, meil die Verfaſſung ver: 
ſchiedener Untergerihte (es eriftirten damals noch eine Menge jchleht be— 
fester Patrimonialgerichte) es nicht räthlich erſcheinen laſſe, dieſen dieſe Sache 
zu übertragen. Als die Obergerichte ins Leben geführt waren und dieſen 
nun die Gerichtsbarkeit in Ehe- und Verlöbnißſachen unter Zuziehung eines 
Geiſtlichen übertragen werden ſollte, machten Letztere ſo viel Prätenſionen, 
und war ihre Macht ſchon ſo erſtarkt oder vielmehr die Regierung ſo ſchwach 
gegen ſie, daß es bis heute noch immer bei dem alten Zuſtande geblieben iſt. 

Die Publication des Bundesbeſchluſſes vom 2. April, melde merkwür—⸗ 
diger Weiſe erſt am 19. Yuli erfolgte, machte ein Kleines Geſetz über bie 
Beriendung der Acten in Criminalfahen nöthig, welches eine jolde von 
den: Untergerichten unterfagte, indem diefen, wenn fie nicht felbft ein Straf- 
erfenntniß abgeben fünnten, die zum Spruce inftruirten Acten an die zus 
nächſt vorgeſetzte Juftizcanzlei einfenden jollten. Auch dies Geſetz fand eis 
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nerlei Widerſpruch. Daſſelbe war der Fall mit noch mehreren fleinen, jebt 
bei gänzlich veränderter Gerichtsverfaffung nicht mehr beachtenswerthen Ges 
fegen, von denen wir daher jchweigen. Zwei kleine Geſetzentwürfe, welche 
beide Schuß des Aderbaues gegen die Schaafzucht zum Ziele hatten, wur— 
den ohne Anftand genehmigt und publicirt. Das Gejeg vom 15. Juli, 
wegen theilmeifer Abjtellung ver Wiejenbehütung und Verfoppelung der Wie— 
fenflächen, welches, ohne ſchon die gänzlihe Abitellung der Wiejenbehütung, 
aus Schonung wohlerworbener Privatrechte durchzuführen, worauf die ratio— 
nelle Aderwirtbichaft jeit lange drang, nahm mindeitens auf Abkürzung der 
fo fehr jhädlichen Frübiahrsbehütung gegen Entihädigung des Berechtigten 
dur eine Land: resp. Heu- oder Gelvabgabe, Bedacht und erleichterte die 
gänzlihe Abftellung der Frühjahrsbehütung überhaupt. Das Gejeß über 
den Schuß der Futterfräuter wurde auf die füplichen Provinzen beſchränkt, 
weil man glaubte, daß die nördlichen wegen des Grasreihthbums ein joldes 
nicht bebürften. Inzwiſchen haben wiederholt auf einander folgende Troden- 
jahre gelehrt, daß man das Gejeh ſehr wohl auf das ganze Land hätte aus- 
dehnen fünnen. 

Bon jehr tief einfchneidender Wirkfamkeit auf Privatrechte war das 
Geſetz, die Erweiterung der Ablösbarkeit des Lehnsverbandes und die damit 
in Verbindung gebrachte Declaration einer Controverje betr., um welches Stände 
auf Antrag des Abgeorpneten Merkel aus Dafjel die Regierung erſuchten. 
Die Regierung legte jhon am 29. Juni einen Gefegentwurf vor, welden 
Stände ihren Wünfchen durhaus entiprechend und zmwedmäßig fanden. Das 
am 19. Juli verfündete Gejeß hob nicht nur die Beihränfungen, melde 
man 1836 (1. Band, ©. 100) für nothwendig erachtet, auf und erklärte 
auch alle größeren landtagsfähigen Güter für ablösbar, jondern es beitimmte 
aud, daß der zur Suceceffion in allodificirte Lehne nad Lehnsrecht nod 
einmal berufene Intereſſent, fobald er Dejcendent des die Allodification er— 
wirkt habenden Vaſallen jei, alle darüber von diefem etwa getroffenen Ver— 
fügungen (alfo aucd Veräußerung oder legtwillige Dispofition, wodurch dem 
Defcendenten die ihm durd das Geſetz felbjt zugeficherte noch einmalige Nach— 
folge nad Lehnsrecht zugefichert wurde, felbit aufgehoben wurden ) anzuers 
fennen, gehalten fein follte. 

So ging das Geſetz anfcheinend viel weiter, als der Antrag bezwedt 
hatte, oder mindeftens als die erſte Cammer darin gefunden hatte, obwohl 
man nach einer Aeußerung des Juftizrath3 v. d. Deden in der Sikung vom 
23. Mai nicht zweifeln kann, dab man den weitergehenden Sinn des ur: 
Iprüngliden Antrags in der Gonferenz entvedt habe. Die erite Cammer 
machte aber nicht einmal den Verſuch, die Rechte des Lehnsnachfolgers, der 
zugleich Defcendent, irgend zu fihern. — Es mag bei dieſer Gelegenheit 
erwähnt werden, daß auch Hemmnifje, die fih der allgemeinen Gejeggebung 
von Seiten der Standesherren bisher entgegen gejeßt hatten, im Wege ber 
Vereinbarung fielen, jo unterwarf fih der Fürft von Bentheim jekt endlich 
erit den Ablöfungsgejegen und wurde nun die Verordnung vom 27. Juni 
1842, welche dieje im Bentheimſchen juspendirt hatte, aufgehoben, und 
das Bentheimfche erit durch Veroronung vom 21. Juli 1848 der Wohltbat 
ber Ablöfungsgefege theilbaftig. 

Einer der Gefepentwürfe, um welchen die Stände bisher vergeblich ge: 
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beten hatten, der den Wildſchaden betreffend , wurde dieſen jet vorgelegt. Die 
Gründe, melde vie bisherige Nichtbeachtung der oft wiederholten ftändifchen 
Anträge entgegen geftanden, die man wohl kannte, aber nie nannte, waren 
1548 gefallen, allein die erfte Cammer fonnte es fi auch nicht länger ver: 
hehlen, daß jest ein Wildſchadengeſetz allein nicht mehr genüge, ſondern daß 
gründliche Abhülfe allein dur die dem Grundeigenthümer einzuräumende 
Befugniß einer gänzlihen Ablöfung und Befeitigung des Jagdrechts Fremder 
möglih jei. Sie hatte daher eingewilligt, daß dur eine gemeinfchaftliche 
Commijjion der Gejegentwurf und die damit in Verbindung ftehenvden Fra: 
gen erörtert würden. Diefe Commiffion bradte denn außer einigen Modi: 
ficationen des Gefegentwurfes, die Grundſätze, auf welche man ein balvig 
vorzulegendes Yagdablöfungsgejeß bafirt haben wollte, die von den Stän- 
den angenommen wurden. Es waren hauptjählih folgende: Alle Jagd— 
berechtigungen find nad geſetzlich feftzujtellenden Grundjägen ablösbar. Sit 
die Feldmark einer Gemeinde dem Jagdrechte unterworfen, jo kann nur die 
Gejammtheit der Gemeinde auf Ablöfung antragen, mobei der räumliche 
Umfang ver cultivirten Grundftüde bei der Abſtimmung entjcheidet. Der 
Ermittelung der Ablöfungsjumme wird der reine nußbare Werth oder Ertrag 
der Jagd, wie er nadhhaltig bei practifcher Benugung der Jagd fi heraus: 
ftelle, zu Grunde gelegt. Die Kojten trägt PBrovocant. Wegen Ausübung 
der Jagd nach gejchehener Ablöjung follen gejeslihe Beitimmungen erlaffen 
werden. Einige andere Grundfäße wurden zur Erwägung der Regierung 
geſtellt. 

Daneben wurde beantragt: die vorhandenen Wildgehege, ſo weit ſie 
ſich auf Grundſtücke dritter Perſonen erſtrecken, ohne Verzug aufzuheben; 
jo wie, daß die unbefugte Wilderlegung, mit Ausnahme des Frevels an ein— 
gefriedigten Bezirken, Parts, der criminellen Beftrafung gänzlih entzogen 
und nur polizeiliher Beltrafung übermwiefen würden. Endlich baten Stände 
um Begnadigung aller wegen reinen Jagdfrevels verhafteten Individuen. 
Daß diefe Anträge durch die ftrengen Wildpiebftahlsgefege von 1840 hervor= 
gerufen waren, an welchen die erſte Cammer große Schuld trug, vie jhon 1837 
das Jagd» und Fifchereireht ganz unverhältnigmäßig durd harte Strafen zu 
ſchüßen bejtrebt war (DVergl. 1. Band, ©. 116.), wurde in dem Erwiede— 
rungsfchreiben felbjt zugeſtanden. 

Stände hatten auf Veranlaſſung zahlreiher Petitionen die bebrängte 
Lage der Häuslinge der Regierung überhaupt zur Erwägung verjtellt und die 
Aufhebung des Häuslingsdienftgelves dringend empfohlen. Das Häuslings- 
\huggeld war durch Gejes vom 8. Mai 1838 aufgehoben, allein gerade in 
der Unterfheidung zwiſchen Häuslingsihus: und Häuslingsdienftgeld war 
die Praris auf große Unzuträglichkeiten geftoßen, jo daß Stände ein- 
jahen,, der beide umfafjende Antrag der Regierung vom 12. Yuni 1834 habe 
doch das Nichtige getroffen. 

Der Gejegentwurf, die Aufhebung des befreiten Gerichtsitandes betref- 
fend, welcher, wie wir im erften Theile diefes Werks gejehen haben, bis- 
ber an der Hartnädigfeit, mit der die erſte Cammer auf der Eremtion bes 
Adels beftand, (1. Band, ©. 304) geſcheitert war, wurde jet ohne allen 
Widerſtand von Seiten des Adeld angenommen. Selbſt die Aufhebung der 
Dberforftämter,, die jhon 1837 von der Regierung gegen die erite Cammer 
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nicht burchgefeßt werben konnte (Vergl. 1. Band, ©. 121) machte jebt 
keinerlei Schwierigfeiten. 

Daß dur Verordnung vom 19. Augujt endlich dem miederholten ftän- 
diſchen Antrag um Aufhebung des Stationsgeldes ftattgegeben wurde, ijt 
ein Beweis, wie lange Kämpfe häufig die öffentliche Meinung braucht, um 
gegen unverjtändige Einrichtungen durchzudringen. Im Jahre 1792 waren 
Schlözer's Staatsanzeigen, ein Journal von europäifher Wichtigteit, dem 
Kampfe gegen das Stationsgeld erlegen, 1848 erlag erit dieſes, das mit 
der Rejtauration von 1814 wieder ins Leben gerufen war. 

Zum weiteren Ausbau der Berfafjung diente endlich noch der Gefegentwurf 
über Kirchen: und Schulvorftände. Derjelbe wollte nad dem Vorbilde der 
Oſtfrieſiſchen, Bentheimfhen und Hadelnihen Zuftände die Gemeinden des 
übrigen Landes bei der Verwaltung des Kirchenvermögens heranziehen. Die 
Stände erfannten an, daß in den Gemeinden erhebliche Kräfte für eine ein- 
fahe, forgfältige und zwedmäßige Verwaltung ſich fänden, allein jie ſprachen 
auh aus, daß fie nur den erjten Anfang einer auf dem kirchlichen Gebiete 
zu gewährenden größeren Selbitjtändigfeit in dieſem Schritte erblidten, welche 
größere Selbititändigfeit für die höchſten und beiligiten Jutereffen des Volks 
in weiten Kreijen neue lebendige Theilnahme erweden und eine wahre reli- 
giös fittlihe Entwidlung und Bildung weſentlich befördern und fichern werde. 
Leider iſt es bei diefen Anfängen geblieben. Hinfichtlih der Schulvorjtände 
beitimmte das Geſetz nur, daß zur Vertretung der Schulgemeinden, zur Ver— 
waltung der Volksſchulen, jo wie zur Mitwirtung der (dem Prediger ob- 
liegenden) Auffiht über das Schulweſen, bejondere Schulvorjtände gebildet 
werden fönnten, und daß joldes geſchehen jolle, wo die Gemeinde folches 
verlange. Es überließ daher dies Inſtitut gleichjam feiner eigenen Ausbil: 
dung, die dann ſehr verjchieden gewejen ift, und mobei die Tüchtigfeit des 
zuerft gewählten Schulvorftandes, die mehr oder minder ſtarke Herrſchſucht 
des Geijtlihen entjcheidend ward. Der Gefegentwurf gab zwar zu weitläu— 
figen Discufjionen, abweichenden Beihlüffen und Conferenzen Veranlaſſung, 
ihließlih aber zu geringen Modificationen und unter diefen eine zu $ 26, 
durch die vorhin eingeflammerten Worte angedeutet, die eben feine Berbef- 
jerung war, da fie zu der Auffaſſung führte, als fei die Auffiht des Schul— 
vorjtandes immer nur eine neben= oder gar untergeordnete unter der Aufjicht 
de3 Prediger. Ein zweiter Gejegentwurf über die Beſetzung evangeliſcher 
Prediger und Scullehrerftellen, nahm ſich die Zuftände von Oftfriesland, 
Bentheim, Hadeln abermals zum Borbilde, um den Gemeinden eine grö- 
Bere Betheiligung bei Bejegung der Prediger: und Schullehreritellen — die 
denjelben nicht mehr vorzuenthalten jei — in beſchränkter Weife dahin zu gewäh— 
ren, daß fie unter drei ihnen zu präjentirenden Bewerbern zu wählen hät: 
ten. — War die höhere Geiftlichkeit fhon mit dem erjten Gefegentwurfe 
unzufrieden geweſen — durch das fih ein Gincammerfyftem auf ziemlich 
breiter Grundlage ziehe — wie der Abt von Loccum jagte, fo noch mehr 
mit dieſem. 

An der Sikung vom 24. und 26. Juni fam der Gefegentwurf in er: 
fter Sammer zur Berathbung. Der Abt von Loccum behauptete auf Grund 
des $ 66 des Landesverfajjungsgeiehes Jncompetenz der Stände, Conſiſto— 
rialrath Cammann, Graf v. Anypbaufen, Negierungsrathb v. d. Anejebed 
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u. a. ftimmten bei; der Gefeßentwurf wurde abgelehnt, in dritter Bera— 
thung angenommen, nachdem jedoch in $ 13 ein Zufaß eingefchaltet war, 
daß dajjelbe erit ver Synode vorgelegt werden follte. Die zweite Cammer 
hatte dem Gejeke die Zuftimmung gegeben, indem ſie mit ber Regierung 
die Competenz der Stände für begründet hielt. Nachdem die Conferenzmit- 
glieder gewählt waren, machten fich die Conferenzmitglieder erfter Cammer 
zunädjt der Unart jehulvig, die Zufammenfunft von Bedingungen abhängig 
zu machen (Relation des Generaliyndicus vom 5. Juli), dann aber be- 
ftanden die Gonferenzmitglieder erjter Cammer, Nupftein und Cammann 
gegen Braun und Lindemann aus zweiter Cammer, jo hartnädig auf ihrer 
Meinung, daß die Conferenz am 7. Juli ohne Rejultat auseinander ging 
und man auf weitere Conferenzen verzichtete. 

Der jehr großen Zahl an die Stände gerichteter Adreſſen und Petitio— 
nen entijprah auch die Zahl der Anträge, welche in Veranlaſſung jolder 
Betitionen oder auf Grund von Uranträgen einzelner Mitgliever von den 
Ständen an die Regierung gerichtet wurden. Vergleicht man dieſe Anträge 
und die vorhin erwähnten erlafjenen Geſetze mit den Forderungen der Volks— 
verorbnieten (Anlage IX.), fo wird man jehen, daß diefelben bis auf 
wenige Buncte (Beeidigung aller Staatsangehörigen auf die Verfaſſung, 
Veränderung des Criminalgeſetzbuches hinfichtlich der Dienſtvergehen, Richtung 
des Schulunterricht3 auf die Staatsbürgerrehte und Pflichten, Aufhebung der 
Provinziallandſchaften) entſprochen war. Wir legen zu großes Gewicht auf 
jolde jtändifhe Anträge, weil wir die große Schwierigkeit kennen, ſolche 
durch zwei Gammern durdzubringen, um ſolche nicht vollftändig bier aufzu— 
zählen. 

In Beziehung auf allgemeine deutſche Angelegenheiten war man in dies 
jer eriten Zeit, wo man Alles von der Nationalverfammlung hoffte, zurück— 
baltend; es ift hier nur der Antrag auf Errichtung einer deutfchen Kriegsflotte 
zu erwähnen. Diefer war angeregt im vaterländijhen Vereine zu Osna— 
brüd, der erften allgemeinen Oftfriefiihen Volksverſammlung in Eſchen bei 
Aurih, von dem Vorſtande des conftitutionellen Bürgervereins zu Stade; 
die Stände ſchloſſen ſich durch Weberfendung der von dieſen Vereinen aus: 
gegangenen Petitionen an die Regierung im Vortrage vom 19. Mai, vemfelben an, 
mern auch in einer minder kräftigen Form, als die Betitionen felbjt verlang- 
ten. Sie fpraben von der Schmach des bisher Verfäumten (wann 
werden wir abermals jo ſprechen müflen?); fo wie daß in allen Theilen 
Deutſchlands die unauffhiebbare Nothwendigkeit der Gründung einer deutſchen 
Seemacht zu der entjhiedenften Weberzeugungsfahe geworden fei, und wie 
fie jhon unter dem 25. Juli 1844 und 12. Juni 1846 auf die große 
Bedeutung der Sache hingewieien hätten. Noch meiter gingen die Stände 
aber bei dem Budgetſchreiben, wo fie die Regierung auf das angelegentlichite 
erſuchten, bei dem deutſchen Bunde auf fchleunigite Ergreifung von Maß— 
regeln zur Gründung einer deutſchen Kriegsmarine hinzuwirken und fich bereit 
erklärten, die erforderlihen Mittel für den diesſeitigen Antheil im Voraus 
zu bewilligen * ). 

Die hannoverfche Regierung und Stände haben, wie wir jpäter ſehen 


*) Wetenftüde IX., S. 989 und 1070. 
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werden, das ihrige gethan, die Schmach des Verkaufs der Flotte abzumwen- 
den, der deutſche Bund fühlte ſich indeß gebrungen, dieſe ruhmvolle That 
zu der feinigen zu machen. 

Der Krieg gegen Dänemark für die Rechte Schleswig - Holfteing war in 
Hannover äußerft populär, — die zahlreihen Zuzüge von Freifchaaren aus 
diejen Zandestheilen gaben den Beweis, und die Mitwirkung des Hannover- 
fchen Heeres an dem Kriege war eine allgemein gern gejehene. Mit Ungeduld 
beobachtete man den langſamen Marſch der Truppen aus den Öarnijonjtädten, 
freute fi über ven Elbübergang und feierte Dftern aller Orten, wohin Te: 
legraph, Eifenbahnen und Zeitungen die Nachricht gebradt, den Gieg bei 
Schleswig. Die Ahnung, daß bier Deutſche als Deutſche zum erjten Male 
jeit Begründung des Bundes zur friegeriichen Thätigfeit gerufen, daß es 
ein deutſcher Bruderſtamm jei, dem man Hülfe bringe, die feit 1846 für 
Schleswig Holftein günftige öffentlihe Meinung, das in Aller Munde tönende 
Lied: „Schleswig: Holitein Meer umjhlungen“, das bei feinem heiteren 
Mahle fehlen durfte, Tießen den Krieg nicht als eine Laſt und ein Unglüd, 
fondern als eine Wohlthat erjcheinen. Die Stände hatten bereitwilligit ein 
Anlehn von 500,000 Thlr. in vertraulicher Berathung bewilligt. Da die Bedürf— 
niſſe dadurd nicht gededt wurden, jo beantragte das Minijterium am 29, Mai 
die Bewilligung einer außerordentlihen Steuer von 500,000 Thlr., welche 
durch den dreimonatlihen Betrag der Grunde, Häuſer-, Perſonen-, Gewerbe-, 
Einfommen= und Bejoldungsiteuer des laufenden Jahres erzielt werden ſollte, 
mit billiger Berüdfichtigung der Perſonen-, Gewerbes und Bejoldungsiteuer- 
pflihtigen in den nievrigften Claſſen nad Ermefjen der Obrigfeiten. Stände 
gaben dazu die Ermächtigung, nachdem erjte Cammer Anfangs bartnädig 
auf die Beihaffung der Mittel dur eine Anleihe beitanden hatte. 

Die meiſten der ſonſtigen Anträge waren auf Erlafjung neuer Geſetze, 
wenige auf Aenderung oder Bejjerung der Verwaltung gerichtet. Zu Anz 
trägen der leßteren Art gehörten: 

1) der Antrag auf die Verpachtung der Domaniale und Klojtergrund: 

ftüde an die Unterthanen in allen Fällen, mo veren wirtbihaftlihes Be— 
bürfniß oder der Mangel anderer Erwerbsquellen foldhes dringend wünſchens— 
werth macht, ernftlih und ſobald es die fonftigen Verhältnifje irgend 
geftatten, Bedacht nehmen zu wollen; 
Ä 2) die Vertretung der Landgemeinden bei der Verwaltung der öffent- 
lihen Angelegenheiten dur die Nemter, in allen Landestheilen, wo den 
Gemeinden nicht ſchon größere Befugnifje zuftehen, im Verwaltungswege ein= 
zuführen; 

3) Uebertragung der Wrogenpolizei auf die Landgemeinden; 

4) die Unterthbanen von der ferneren Aufbringung unfreimilliger Bei— 
träge zu den Landjtraßen freizulaiien, fo wie um Regulirung der Land— 
folgendienjte zu Straßen und Wegen ohne Eremtionen; 

5) ein Antrag um Berüdfichtigung der Schreiber bei Beſetzung unterer 
Dienftitellen; 

6) Herftellung des freien Verkaufs des inländifhen Salzes in alten 
Provinzen des Landes; 

7) könnte man bierher noch den Bodungen' ſchen Antrag rechnen: Die 
Königlihe Negierung zu erſuchen, geneigtejt dahin wirken zu wollen: 1) 
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daß in der Armee eine dem militairischen Ehrgefühle mehr entjprechende 
Behandlung im Allgemeinen jowohl, wie insbefondere durch möglichſte Ver— 
meidung von Härten bei neuen Organifationen und Entlafjungen befördert, 
die Benennung „Du“ und „Er“ von den Obern vermieden, auch balvigit 
eine Nevijion der Militairftrafgefege mit befonderer Rüdjiht auf dieſe huma— 
neren Grundjäße vorgenommen werde; 2) dab binfichtlih des Avancements 
in der Armee, auch bei einem, im militairiichen Intereſſe etwa erforderlichen 
außerordentliben Avancement, der Grundfab angenommen und bethätigt werde, 
daß allein Bildung und Befähigung bei dem Avancement zu berüdjihtigen, 
insbejondere die bisher durch eine größere Anzahl von Rittmeiſtern und Ga: 
pitainen 2, Claſſe jtattfindende Bevorzugung der in den Garden dienenden 
Dffiziere zu vermeiden jeh; 

8) endlich iſt zu erwähnen, dab auf Grund einer jehr großen Anzahl 
von Betitionen und in Berüdjichtigung, daß die früheren Anträge von 1842 
und 1846 bisher unberüdjichtigt geblieben, die Stände jih nunmehr drin- 
gend verpflichtet erachteten: bei Königlicher Regierung auf baldige Bejeiti- 
gung deratural-Cavalleriebequartierung vermitteljtEinführung eines allgemeinen 
Gafernements anzutragen, und indem fie gleichzeitig ihre Bereitwilligkeit zur 
Uebernahme der erforverlihen Koften auf die Landescafje erklären, um bal- 
dige Mittheilung dines vesfalljigen Plans und Kojtenanjchlags zu bitten, — 
Die Verhandlungen jelbjt fanden am 8. Mai Statt. 

Mehrere diejer Anträge beihäftigten fi mit dem Schulwefen, Man 
drang auf bejchleunigte Ausführung des DVerbeijerungsplans und des Geje- 
bes vom 26. Mai 1845, desgleihen auf eine das innere Sculwejen , 
regelnde Schulotonung, und überjendete der Negierung 23 Petitionen von 
Lehrercollegien jammtlicher Injpectionen, auch der zweiten Oftfriefifchen Volksver— 
“ Sammlung in Eſchen, zur Erwägung. Ferner wurde auf Buddenbergs Antrag 
eine Ermäßigung des Schulgelves für die Heuerleute im Osnabrückſchen 
befhlojjen und die Regierung zu einem desfalljigen Gejege ermächtigt. Die 
Forderungen der Negierung, die für Erweiterung des Realunterrihts aus- 
gejeste Summe von 5000 Thlr. auf 13,000 Thlr. zu erhöhen, wurde be— 
willigt, ftatt der zur Errichtung und Unterhaltung von Turnübungen gefor- 
derten 5000 Thlr. bewilligte man indeß nur 2500 Thlr. zur erſten Errihtung 
und 800 Thlr. für Turnlehrer. Zur Verbejjerung der Lehrereinnahmen an 
ven höheren Schulanftalten hatte die Regierung 12,000 Thlr. gefordert, 
welche zweite Gammer aud zubilligte, während die erite, das Bedürfniß 
jelbjt anerfennend, aus finanziellen Gründen nur 6000 Thlr. bemilligte. 
Endlich wurden noch 1000 Thlr. bewilligt, um eine Verſammlung mehrerer 
Schulmänner zu berufen, welde die duch vielfahe Petitionen angeregten 
Veränderungen in der Einrichtung des höheren Schulweſens berathen 
jollten. Zugleich wurden 26 Petitionen von den Lehrercollegien der Gym— 
nafien, Progymnafien, der polytechniſchen Schule und von Privaten ver 
Regierung überjendet. Unter legteren hatte eine Denkſchrift von Dr. phil. 
Wittitein, den Zujtand unjerer Gymmafien betreffend, in welcher namentlich 
Abſchaffung der Maturitätseramina, erhöhte Bejoldungen der Lehrer, Ber: 
wandlung der Progymnaſien in höhere Bürgerjhulen und die Entlafjung des 
jebigen Oberjhulcollegiums gefordert war, das meiſte Aufjehen erregt, und 
niht nur eine officielle Gegenerflärung des Profeſſors Dr. Hermann 
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fondern auch eine Anzahl Bertrauenserflärungen für den Oberſchulrath 
Kohlrauſch von den KXehrercollegien der Oymnafien zu Emden, Meppen, 
Dsnabrüd, Leer hervorgerufen. *) 

Stände befürworteten außerdem auch die Errichtung einer Steuermanngs 
fhule im Bremiſchen. 

Die große Menge der Anträge ‚forderte die geſetzgeberiſche Thätigfeit 
der Regierung auf, dahin gehören die Anträge: die rüdjtändige Geſetzge— 
bung, die Berhältniffe der in Folge der Ablöfung frei. gewordenen Höfe 
betrejjend, ein Gegenſtand, der befanntlih noch gegenwärtig in demfelben 
Stadio ruht, wie 1833; — die Ablösbarkeit der in den Vehn- und Moor: 
colonien beſtehenden Erbpacht- und Erbenzinsverhältnifje betreffend; Ablös- 
barkeit in der Marken = Gerichtsbarkeit und der tertia marcalis; Aufhebung 
de3 Bier: und Mahlzjwanges und fonftiger Bannrechte; Verminderung des 
Poftaufihlags auf auswärtige Zeitungen; Bereinfahung, Bejchleunigung 
und Bermohlfeilung des Verfahrens in Gemeindetheilungsfahen; dringendes 
Bedürfniß eines Wegebaugejeßes ; Aufhebung des Gejeßes vom 16. Februar 
1841, welches die reformatio in pejus einführte; Aufhebung des Lande 
jhaßes u. ſ. w. Es waren dies Verlangen, die gewiß der Berüdfichtigung 
in rubigeren Zeiten fehr zu empfehlen waren, die aber zur Zeit vor den 
bringenderen Bedürfniſſen zurüditehen mußten. in Aukrag des Abgeord- 
neten Huntemüller, die Heirathsconfenje der Offiziere betreffend, fand zwar 
die Billigung zweiter Cammer, wurde aber nicht zum ſtändiſchen Beſchluſſe 
erhoben. Auf desfallfigen Antrag wurde die Aufhebung einer verrotteten 
bremifhen Verordnung vom 28. November 1710 beſchloſſen, wonach der 
Nachlaß unehelich geborener Perſonen an die Hospitalcafje fiel. Dieje wurde 
mit einem Gapitale von 2275 Thlen., dem ermittelten 25jährigen Ertrage 
der Einnahmen, abgefunden. Man muß fih nur wundern, mie eine jolde 
Beitimmung fo lange bejtehen Eonnte. 

Die Emiffion von Papiergeld durch die Reſidenz veranlaßte Stände zu 
dem Antrage vom 8. Juli: „Königliche Regierung zu erjuhen, ohne weitere 
Communication mit den Ständen in das Landesverfafjungsgejeb die Beftim- 
mung aufzunehmen, daß ohne fpecielle ſtändiſche Cinwilligung Yapiergeld 
von der Königlihen Regierung nicht in Circulation geſetzt werde”, was denn 
auch im 8 98 des Gefebes vom 5. September gejhehen ift. 

Schließlih muß noch eines ftändifhen Antrags erwähnt werden, deſſen 
Begründung in den ſtändiſchen Schreiben freilich viel bedeutender it, als 
in den Verhandlungen der Cammern, weshalb wir denjelben in jeiner gan— 
zen Faffung geben, wie er als Vortrag vom 17. Juni in den Actenjtüden 
pag. 1067 ſich findet, und den Beweis liefert, welche gewichtige Gründe 
fih für freie Veräußerlichleit des Grundbeſitzes beibringen laffen, bei aller 
Vorliebe, die in den meiften Hannoverjhen Landestheilen für die Gebunden 
beit herrſcht: 

„Der, auf gejeglihe Freigebung der Veräußerlichfeit und der Zuſam— 
menlegung von Höfen gerichtete Antrag eines Mitglieves hat Ständen die 
Veranlaffung geben müfjen, die dabei in Frage kommenden eigenthümlichen 
Berhältniffe unferes Landes einer nähern Prüfung zu unterziehen. 


*) Xetenftüde IX., S. 803, 1205. Landtagsblatt vom 24. Juni, S. 570 ff., 578 ff. 
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„Es liegt zu Tage, daß die in den meiſten Landestheilen beſtehende 
und auch in der Ablöſungs-Ordnung vorläufig, bis zu einer anderweiten 
Geſetzgebung, im Weſentlichen feſtgehaltene Gebundenheit der Höfe in 
Widerſpruch tritt mit den großen Veränderungen, welche in Folge der Ab— 
löſungen und ver Gemeinheitstheilungen in den wirthſchaftlichen und recht— 
lichen Verhältniſſen ver Höfe und ihrer Beſitzer allenthalben eingetreten find, 

„Damit und mit dem zu ausgedehnten jesigen Beitande vieler Höfe 
trifft in vielen Gegenden das immer dringendere Bebürfniß zujammen, zur 
Befriedigung der landjuchenden kleinen Leute eine größere Majje freien 
Landes zu ſchaffen, deſſen höhere Verwerthung daneben auf diefem Wege 
in der Regel zu erreichen fein wird, 

„Der Widerſpruch der noch beitehenden Beſchränkungen mit den verän- 
derten Verhältnifien und Bedürfnifien wird aber um jo übeler von den 
Grundbefigern empfunden, als ihnen der Zwed der Ablöfung ohne größere 
Dispofitionsfreiheit nicht völlig erreicht zu fein fcheint, und da ferner die 
große Ungleichheit, womit die Bereinigung mehrerer Höfe in einer Hand 
von den Verwaltungsbehörden (miewohl in Folge früherer ftändifhen An— 
träge ) in der Regel nur zur Anlegung von Ablöfungscapitalien gejtattet, 
in jonjtigen Fällen aber auf den Grund „hergebradter Verwaltungsprins 
cipien” willkürlich meiltens abgejchlagen wird, häufig zu dringenden Be— 
jhwerden Beranlajjung giebt. 

„Wo auf joldhe Weife jo viele Intereffen auf eine größere Freiheit hin— 
drängen, ijt es nicht zu verwundern, wenn die ältern beſchränkenden Ber 
ftimmungen — zumal bei den Zweifeln, welche über ihren Sinn und ihre 
formelle Gültigfeit bejtehen — von jelbjt in Abgang zu kommen anfangen, 
und wenn bei Behandlung diefer wichtigen Angelegenheit, befonders wo dur 
Ablöfung freigemordene Höfe in Frage fommen, nah und nah eine fehr 
verſchiedene Praris eintritt. 

„Der jebige Zuftand der Ungewißheit erfiheint aber Ständen in ber 
hat von jo bevenkliher Art, er führt die Keime jo vielfaher Streitigfeis 
ten und Verwirrungen in und außer den Familien mit fih, und muß jelbit 
auf die Creditverhältnijje jo nadtheilig zurüdwirfen, daß eine neue ge= 
jegliche Drbnung des Verhältniffes nicht länger mehr verjhoben werden darf. 

„Stände erfennen ganz die große Wichtigkeit und Schwierigkeit des 
vorliegenden Problems an, bei deſſen richtiger Löfung die Erhaltung der 
im Ganzen glüdlihen Bertheilung des Bodens und die Zukunft unfers gro— 
ben und fräftigen Hofbefiserjtandes, damit aber die Wohlfahrt des Landes 
mehr oder weniger mit in Frage fteht, und wobei die Gefahren mit erwo— 
gen werden müjjen, welhe in der gegenwärtigen übermächtigen Entwidelung 
des Gapitald und in der natürlihen Richtung der Ablöjungscapitalien auf 
Grunderwerb liegen, der — zumal wenn er in die todte Hand gerät — 
überdem in der Regel dem Verkehre entzogen bleibt. 

„Weit entfernt jedoch über die etwa innezuhaltenden Grenzen ver fünf: 
tig zu gewährenden Veräußerungs= und Zufammenlegungsbefugnik irgend 
etwas Näheres anheimgeben zu wollen, wozu die Materialien zur Zeit feh- 
len, befchränfen fih Stände darauf: 

Königliche Regierung im Allgemeinen um baldige Vorlage einer Gejeb- 


7 


98 


gebung wegen Regelung der Veräußerlichfeit und der Zufammenlegung 
ländlihen Grundbeſitzes überhaupt zu erjuchen. 

„Sie benugen diefe Oelegenheit, um eine, auf diefen Gegenftand Bezug 
babende Petition der Gemeinden Thüpdinghaujen, Nienhagen ꝛc. im Amte 
Moringen= Hardegjen mit dem Erſuchen zu überjenden, den Bittitellern wo 
möglih jhon jest Abhülfe angeveiben zu laſſen.“ 

Bon den zu ftändifhen Beſchlüſſen nicht erhobenen Anträgen ift hier 
nur noch einer zu erwähnen, der die Tactlofigkeit der Majorität der zweiten 
Cammer in hohem Grade beurfundet. — Das Miniiterium Stüve batte die 
Männer, welde am meilten dazu beigetragen, das Staatsgrundgejeß zu 
ftürzen, auf ihren zum Theil ſehr einflußreihen Stellen gelajjen, nur die 
Landdroftei Hildesheim war, nachdem fih Herr v. Landesberg der ferneren 
Leitung unfähig bewiefen hatte, mit einem Anhänger Stüve's bejeßt, Theodor 
Meyer ward dort Landdroſt. Director der Domainencammer blieb Herr v. 
Voß, Landdroft in Osnabrüd Herr v. Lütden, Klenze Generaljteuerdirector. 

Der conjtitutionelle Inſtinet des Volkes hatte von Anfang an das rich: 
tige Gefühl gehabt, daß dieſe Werkzeuge der Scheleihen Umfturzpläne nicht 
paffende Organe jeien, die Neorganijationen des Minijterialprogramms insg 
Merk zu fegen. — Aus der Commiffion der Beimänner war deshalb jhon 
am 28. März ein Antrag gelommen, welcher die Entlafjung der das Ver: 
trauen des Landes nicht habenden Minifter v. Düring und Braun, des 
Landdroſten Lütden, des Herrn v. Voß und des Dr. Klenze forderte. Die 
Volksverordneten hatten Tact genug, diefen Antrag zu verwerfen, weil man 
das Mistrauen gegen die beiden Mitglieder des Stüvejhen Minifteriums 
nicht begründet genug fand, den Antrag zu begrenzt hielt, und weil man 
eine pojitive Form für beffer hielt, Man beantragte daher: Beſetzung aller 
wichtigen Stellen in der Verwaltung mit Männern, welde das Vertrauen 
des Landes haben. 

Da nun eine Aenderung nicht eintrat und man im Bolfe weder be— 
griff, wie Herr v. Voß, Herr v. Lütden, Klenze unter Stüve dienen 
mochten, noch wie diefer, der ja bis zu den Märztagen in beftändigem Kampfe 
mit Lütden gelebt hatte, in diefen ein Organ erbliden fonnte, feine Ideen 
ganz im Stüvefchen Geijte zur Ausführung zu bringen, die Adreßcommifjion 
auch diejen Punct der Petition der Volksverorpneten nicht berüdjichtigt hatte, 
fo war es ganz angemejjen, denjelben in der Sammer noch einmal zur Sprache 
zu bringen, um dadurch vielleiht dem Minifterium dem Könige gegenüber 
die Anhaltspuncte zu geben, an denen es bisher gefehlt haben mochte. Daß 
aber über einen jo wichtigen Punct feine Vorberathungen jtattfanden, daß 
der Übgeordnete der Bremenjhen Geeſt, Siedenburg, vielleiht nur nad 
Rüdiprahe mit wenigen Freunden einen Antrag einbrachte, welder aljo lau— 
tete: „Die Regierung um Entlafjung derjenigen allgemein bekannten Staats- 
diener zu erfuhen, weldhe ſeit Auguft 1837 zum Nachtheile andrer ver: 
bienterer Männer und auf Unkosten des Landes zu hohen Aemtern und Würden 
gelangt jeien” war ein Fehler. Die Form des Antrags war in jeder Weife 
unglüdlih und verfehlte gerade das, worauf es ankam, was ſich am beiten 
beraugitellte, als Siedenburg jeinen Antrag rectfertigte. 

„In feiner Gegend”, jagte er, „fei man höchſt unzufrieden, daß Män— 
ner, die ihrer Handlungen wegen nie das Vertrauen des Landes ſeit 1837 
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bejefien, auch jest no in Amt und Würde ftehen. Man befürdhte, daß 
jene Männer nicht eber ruhen werden, bis das alte Negierungsfyftem wies 
der eingeführt jei. Die Räudigen, die Unreinen, die Gefährlihen müßten 
von den Reinen gejondert werden, weil Anftedung zu befürdten ſei. 

„Er habe nicht nöthig, jene Männer zu nennen, fie jeien der Regie: 
rung jowohl als dem Lande leider nur zu ſehr befannt, jene Männer, die 
fh nicht geſcheut, die Freiheit im Keime zu erjtiden, welche die Möglichkeit 
vertheidigt und die Nothwendigfeit herbeigeführt, daß das Staatsgrundgejek 
jo rajh zu Grabe getragen, die durch MWahlumtriebe ung nicht nur den fleis 
nen Reſt gebliebener Freiheit geraubt, fondern auch Unglüd und Unbeil 
dem Lande gebracht, ſich jest aber auf Schleihwegen und durch Hingebung 
an das Minifterium Schele emporgehoben und würdigere Männer verdrängt 
baben zc. 

Der Antragiteller Tieß fih dann auf Zuruf aus der Verſammlung auch 
noch verleiten, Namen zu nennen, nämlih: Klenze, Leiſt, v. Lütden, v. Voß. 
Unterjtüst wurde der Antrag jofort von Herrn v. Garßen, der die Adreß— 
berathbung von 1841 berbeizog, um nachzuweiſen, wie Klenze mit äußerfter 
Srechheit den Adreßentwurf der Majorität parodirte, — Stüve, Bodungen 
widerſprachen, erjterer weil der Antrag gegen das Verfaffungsgejeg verjtoße 
und viel zu allgemein fei; Bodungen, weil alle Königlichen Diener unfrei 
jeien und das Wort gelte: „Wellen Brod ich eſſe, deſſen Lied ich pfeife”. 
Nun aber traten Böfe, Richter, Krönde, ſelbſt der Abgeordnete der Univer: 
ſität Briegleb, auch Buddenberg zur Vertheidigung auf, ohne die Hauptiache 
zu treffen, nämlich daß der Wortlaut des Antrags ganz etwas anderes be= 
jage, als die Rechtfertigung. Es ijt völlig unbegreiflih, warum nicht ein 
Mann in der Cammer einen Verbeſſerungsantrag ftellte in der Weiſe, wie 
die Condeputirten offenbar die richtige Form getroffen, namentlih nachdem 
dies von Voigts angeregt war. Troß aller Mühe, vie fi Stüve gab, 
erhielt der Antrag die Majorität. 

Die Folgen waren gedoppelte. Zunächſt fam Herr v. Lütcken in einer 
12 Foliofpalten langen Erklärung in einer Ertrabeilage der Hannoverjchen 
Zeitung: „An alle freien Männer Deutichlands, welche reinen Herzens find!“ 
und forderte darin Siedenburg auf: „ihm diejenigen verdienten Männer zu 
nennen, zu deren Nachtheile er befördert jei, und was er unter Erhebung 
zu Dienften auf Untoften des Landes verftehe? Fragen, die Herr Sieden— 
burg unbedingt nicht beantworten konnte und die ſich aud nad den mitgetheil- 
ten Gramens = Rejultaten und Dienftverhältnijfen zum Nachtheile Lütdens nicht 
beantworten ließen. Die zweite Cammer wurde wegen ihres gegen die Geſetze 
verftoßenden Beſchluſſes gehörig abgefanzelt, und aus der Beſchlußfaſſung 
ein Beweis für die Nothwendigfeit des Zweicammerjyitems gefühlt. Daß 
Richter das Richtige getroffen, wenn er gejagt batte: es ſei eine conjtante 
Praris, daß der Veränderung eines Syftems die Leute des früheren Sy— 
items, welchen eine weitgreifende Thätigkeit anvertraut jei, entlajjen wür— 
den, wurde gleichfalls, wenn auch ſehr ſchwach, damit beftritten, daß eine 
ſolche Praris nur für größere Staaten paſſe. — Die Lehren, die Herr 
v. Lütden über die Nichtabfegbarkeit der Staatsdiener ausführte, werden mit 
der Theorie und Praris der fpäteren Minifter feiner Zeit verglichen werden. 

Die Abfertigung des Antragiteller® und der zweiten Sammer burg 
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Herrn v. Lütden, deilen Handel um den fahlen Sand man damals no nicht 
fannte, war aber noch nicht das Schlimmite. Die erſte Cammer ließ lange 
Zeit den Beſchluß ver zweiten ganz auf jich beruben und als jie ihn am 
4. Juli in Berathung nahm, flagte fie venfelben an als politiihe Meinungs: 
verfolgung, als eine politiihe Ungerechtigkeit und lehnte ihn einjtimmig ab 
und die zweite Cammer jchien froh zu jein, bei dem Schluſſe der Diät nicht 
noch auf eine Conferenz antragen zu müſſen. Statt der Partei, gegen bie 
der Antrag gerichtet war, eine Niederlage beizubringen, wie es jo leicht 
gewejen wäre, brachte man fich jelbjt eine ſolche bei. 

Wir hätten hiemit die ſtändiſche Thätigfeit vom Jahre 1848 nad allen 
Seiten beleuchtet; es bleibt uns nur nod eine Seite zu beſprechen übrig, 
welhe Stellung die Stände zu der deutihen Frage annahmen. Um dieſe 
würdigen zu können, müjjen wir zunädft an die Stellung ver Regierung 
jelbjt erinnern, die wir durch das vorzüglice Wert des YBundestagsgejandten 
v. Wangenbeim genau fennen. Der Beriht von Zachariä über die Bera- 
thungen des Siebenzehner Entwurfs im Schooße der Beigeordneten, hatte den 
Grundgedanken, den au die Dahlmannſche Einleitung zum Entwurfe aus: 
ſprach: an die Stelle der Bundesverfaſſung eine auf Nationaleinheit gebaute, 
eine umfafjende und kräftige Centralgewalt fchaffende Verfaſſung, ein neues 
deutihes Reich treten zu laffen, weil nur dadurch für die Zukunft Schmad), 
Schande, Erniedrigung, Entkräftung, Zerrüttung und Anardie vom deut: 
ihen Baterlande abgewendet werden fünne. Man verhehlte fi nit, daß 
dieje kräftige Gentralgewalt gleihjanf nur aus abgelöf’ten Souverainetäts- 
beitandtheilen gegründet werden fünne, hielt aber dafür, daß die Fürften 
das große Opfer bringen und gewifje ihnen zum Theil lieb gewordene Sou— 
verainetätsrechte aufgeben würden, weil Selbitjtändigfeit ver einzelnen 
Staaten trogdem nicht aufgehoben , jondern nur beſchränkt ſei. Das war 
ein doppelter Irrthum der Männer, welde genau mußten ‚ wie bdieje 
Souverainetätsrechte 1813 — 14 troß des entgegengejegten Willens Stein 
und Anderer, durch die Verträge von Ried, Fulda, Frankfurt conjervirt und 
das Aufbauen eines deutſchen Reichs unmöglih gemadt war, und melde 
die Nichtopferfähigkeit der Fürften kennen mußten, welde vor Allem durch 
die Erfahrungen der legten Wochen wiſſen mußten, daß Friedrih Wilhelm IV, 
nicht thatkräftig genug ſei, das, was fein Vater, Hardenberg und W. Hum— 
bolot 1813—14 verjäumt hatten, wieder gut zu machen. Sie bielten die deut— 
ſchen Verhältniſſe zu flüſſig, die Macht der Fürſten für zu ſehr gebrochen, 
den Willen der Nation für viel kräftiger und entſchiedener ‚ al3 er war. 

Die Gedanken eines deutihen Staatsmanns (Stüve) über den Ent: 
wurf, wie die Actenjtüde fie mittheilen, lieferte jofort den Beweis ‚ daß 
man von Seiten der Fürften die Sache anders anjehe — nämlich daß der 
Entwurf eine deutihe Monarchie mit erblihen Präfecten herftelle, eine ganz 
neue Staatsform, die nicht ernftlih gemeint fein fönne, hinter der vie 
wirklich einheitliche Monarchie oder die Föderativrepublik verftedt Taure. Im 
glüdlichiten Falle würde fie die Theilung Deutſchlands zur Folge haben. Wie 
kann man glauben, daß Baiern, Sadjen, Hannoveraner, ſelbſt Würtem— 
berger zugeben würden, ihren König zu einem mediatifirten herabſinken zu 
leben? Ich ſpreche nicht von Defterreih oder Preußen, bier fpringt bie 
Unmögligfeit in die Augen. — Die Fürften und Wölfer Deutihlands wol: 
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len ih nit in diefer Maße verfhenfen und mer mill fie zwingen? — 
Wer die Fäden kennt,“ jagt Stüve jhon damals, Anfangs Mai, „weiß, 
daß ein Deutſches Reich mit Preußen an der Spite beabfidhtigt ift — man 
bahnt ein Aufgehen Deutjchlands in Preußen an.” — Bon ähnlihem Stand— 
puncte geht dann das Hannoverſche notatum vom 14. Mai über den Ent: 
wurf der Siebenzehn aus, indem es diejenigen Opfer der Souverainetät, 
die der König etwa zu bringen bereit jei, andeutete. Weber die Verſuche 
Hannovers, nahdem es vertrauliche Verbindungen mit Oldenburg und Bres 
men angefnüpft, die gemeinfamen (Aderbaus, Schifffahrts: und Handels: ) 
Intereſſen des nordweitlihen Deutjchlands zu wahren, zur Gründung einer 
mit voller erecutiver Gewalt ausgeftatteten Gentralbehörde (Antrag im Re— 
pifionsausjhufe vom 2. Mai), das Scheitern dieſes Verſuches und vie 
Annahme des Welderjhen Triumvirats in der Bundestagsfisung vom 3. Mai, 
die vergeblihen Anftrengungen, diejes zeitig zu Stande zu bringen, über die 
Wahl des ſächſiſchen Minifters v. d. Pfordten unter den drei von Baiern 
vorgejhlagenen, muß man in den Nctenftüden felbft nachlefen. 

Indeſſen war am 18. Mai die conjtituirende Verfammlung zufammen- 
getreten und fie batte jehr bald als der einzige Repräfentant der deutſchen 
Einheit ein Gewicht und eine moralijhe Macht erlangt, gegen welche wohl 
feine Einzelregierung in Deutfchland den Kampf mit Erfolg auszufechten un— 
ternehmen mochte. 

Das war die Anſicht mindeitens des hannoverſchen Bundestagsgefandten 
am 31. Mai. Che nun aber die Verſammlung ſich conjtituirt hatte, am 
17. Mai, richtete Adides und Briegleb, vielleiht von Stüve ſelbſt im Ber: 
trauen dazu ermuntert, an dieſen eine Frage, wie es eigentlich in Frank— 
furt ftehe, und entwarf diefer nun das düſterſte Bild dortiger Zuftände. 

„Die Kraft und die Wohlfahrt Deutjchlands liege nur darin, wenn 
Fürften und Völker Hand in Hand gingen, nur wenn beide zufammen wirf: 
ten, könne das Werk der Einigung gelingen. Davon ſei man zum Unglüd 
abgegangen. Man midele jih in Worte ein, nachdem man leider jeit 
30 Jahren mit Worten gejpielt habe und erkläre, daß aus dem Begriffe 
einer conftituirenden Verfaſſung hervorgehe, daß alle Beſchlüſſe derjelben 
gelten müßten. Die große conftituirende Verfammlung in Frankreich habe 
fortwährend mit dem Könige unterhandelt. Der Funfzigerausfhuß habe 
dahin geführt, die Sache auf die Spige zu treiben, er werde fich auch wohl 
zur proviſoriſchen Negierung Deutichlands erklären. Man werde in Franf- 
furt jhwerlih zu einer ruhigen Berathung kommen, die Beichlüffe würden 
ung zur Berwirrung führen ; Oeſterreich werde fich nicht anſchließen, andere - 
Regierungen vielleiht au nicht, und was dann geſchehe, das wiſſe Gott, 
jedenfalls aber würden die Folgen höchſt traurig fein. Gr aber und feine 
Gollegen feien unter allen Umſtänden feit entihloffen, auf dem Mege bes 
Geſetzes und des Rechts fortzugehen, die Nechte des Landes aufrecht zu er- 
halten und jo lange es gehe, die Ginigfeit auf dem Mege des PVertrages 
zu erftreben.” 

Man rief Bravo, und als Stüve dafür dankte und mit der Phraie 
ſchloß: „das Land werde feinen Ruhm bewahren, es fei ftets fich ſelbſt und 
ſeinen Fürſten treu geblieben, mit ihm wollten ſie ſtehen!“ erſcholl ein all— 
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gemeines Bravo, und bie ganze Verfammlung erhob fih von den Sigen, viele 
bis zu Thränen gerührt. 

Der Abgeordnete Richter ftellte den Antrag, die Sitzung zu fließen, 
da wohl Alle zu ergriffen feien, um noch gemöhnlide Gejhäfte zu verban- 
deln. Und fo geſchah es. 

Daß ſich in der ganzen Verſammlung Niemand erhob, die deutſche Ein— 
heit in Schutz zu nehmen gegen den Gedanken des Barticularismus, die Noth- 
wendigkeit darzulegen, daß auch von Seiten der Fürften Opfer gebracht 
werden müßten, ift ein fiherer Beweis, daß die Abgeordneten zweiter Cam— 
mer ſich über das, warum es jih in Frankfurt hauptjächlich handle, wenn 
man von Ginheit rede, wenig Elar waren. Daß die nterpellation vom 
Minifterium provoeirt jei, um demfelben Gelegenheit zu geben, ſich über 
Frankfurt zu äußern, muß ih um fo mehr glauben, als in derjelben Stunde 
auch in erjter Cammer durch den Landrath v. Gramm eine joldhe Jnterpel- 
lation geftellt wurde, nur in der präciferen Form, melde Anſichten die Re- 
gierung in Betreff des Bundestagsbeichluffes vom 4. Mai (v. Lepeliches 
P. M.) und der dagegen vom Funfziger-Ausſchuſſe erlaffenen Erklärungen 
hege? Graf Bennigjen antwortete klar und deutlih. Nachdem er die Sün— 
den des Bundestags als Grund des Verlangens nad Vertretung des Volkes 
bei dem Bunde angedeutet, jagte er: 

„Durch den Bundesbeihluß vom 30. März ift ganz klar und bejtimmt 
das Princip ausgeſprochen, daß die neue Verfaſſung Deutihlands nicht allein 
von den Fürften, aber auch nicht allein von dem Volke ausgehen, jondern 
aus dem übereinjtimmenden Willen der Fürften und der Bölfer hervorge— 
ben foll. 

„Später ift ein anderer Beihluß der Bundesverfammlung, die Moda- 
litäten in Betreff der zu berufenden Bolksverſammlung gefabt und hier, im 
Gemäßheit der Bundesgejege befannt gemaht und zum Geſetze erhoben, 
wodurch zugleich die Wahl jelbjt angeorpnet wurde. Durch diejen Beſchluß 
ift aber in Beziehung auf die Frage, in welcher Weiſe die Bundesverfaflung 
zu Stande zu bringen fei, eine von dem Beſchluſſe vom 30. März; abwei— 
chende Beitimmung nicht getroffen; es it daher ganz klar, daß die National- 
verjammlung den Character einer conftituirenden Verſammlung nicht 
baben fann, fondern dab die neue Verfaſſung Deutihlands nur aus ber 
Uebereinftimmung der Füriten und der Böller hervorgehen kann. 

„Es ift nun der feſte Wille der Regierung, an diejem Grundfage feit- 

zubalten, und gebe ih dieje Erklärung bier um fo lieber ab, als ich feit 
- überzeugt bin, daß diefelbe im ganzen Lande den größten Anklang finden 
wird; denn ich bin überzeugt, daß die hier ausgeſprochene Anficht der Ne: 
gierung nicht allein aud) die unferes Landes, jondern des größten Theiles 
von Deutjchland ijt. “ 

Der Landrath v. d. Deden nahm nun jofort das Wort und fagte u. 
U. Folgendes: 

„Er begrüße diefe Erklärung wie einen Sonnenjtrahl nad) langer, dunk— 
fer Nacht; er begrüße fie, mac diefer langen Nacht ver Ungewißheit und 
ber Ungeſetzlichkeit, als einen lichten Stanppunct, wo Vernunft und Recht 
wieder Geltung habe; er begrüße fie um jo mehr, da man hoffen dürfe, 
daß, wenn nach alter, guter, deutjicher Sitte aus einem Vertrage zwijchen 
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Fürften und Völkern die neue Verfaffung entwachſe, diefelbe zum Heile und 
Segen Deutichlands erblühen werde. . Denn er glaube, daß nur mit diefem 
Principe Deutſchland zu erhalten, daß nur auf diefe Weiſe der erſchüt- 
terte Standpunct des Rechts und der Gejeglichkeit wieder zu geminnen ſei; 
er glaube, daß, wenn jeder wahrhaft deutſche Dann in fein Inneres greife 
und fih frage, wie man zum Ziele, zum Heile Deutihlands gelangen könne j 
ihm nur jene Antwort entgegen tönen werde.“ 

Landrath v. Klende forderte, man möge duch allgemeines Aufftehen 
zu erfennen geben, daß dieje Anficht die der ganzen Cammer ſei. Die 
Cammer erhob ji wie ein Mann. Sie wußte genau, was fie wollte, wäh— 
rend die zweite Cammer ſich darüber in Beziehung auf die deutſche Frage 
gänzlih im Unklaren war, Anders die Prejje, die Hannoverfhe Morgen 
zeitung, indem fie den 18. Mai als Deutfhlands größten Tag feit Leipzig 
und Waterloo feierte und daran die Hoffnung fnüpfte, die Nationalverfamms 
lung werde Freiheit und Einheit, ein freies der Gerechtigkeit huldigendes 
Staatsleben in den Marken Deutihlands und Kraft nah Außen bringen, 
fagte u. a.: 

„Und neben diejer Feſtſtellung der Voltsrehte wird das Parlament die 
Frage entjheiden, in welchen Formen die Einheit Deutjchlandg geſchaffen 
werden ſoll. Es wird fie entfheiden. Bundesgefandte haben einen legten 
Verſuch gemadt, das Parlament, auf Berathung, auf Vertrag mit den einzelnen 
Höfen zu beichränfen; es ilt ein vergebliher Berfuh. Das Barlament hat eine 
entfheidende Macht, feine Beichlüffe werden keiner Beitätigung, feiner 
Outheißung mehr bevürfen. Das Volk hat die Männer feines Vertrauens 
zu diefem Parlamente gejandt, das Voll, das jest in Deutihland geworden, 
was der engliihe Sprud jagt: Die Duelle aller Macht.” 

Das war, wir dürfen ung darüber nicht täufhen, die Volfsjouveraine- 
tät, die bier auch in Hannover von der Preſſe befürwortet wurde, das war 
die Soironſche Doctrine, wie fie von der Minderheit des Vorparlaments 
acceptirt war, wie der Funfziger-Ausihuß die Sache aufgefaßt und mie der 
Bundestag durd den Beſchluß vom 7. April, der den Beſchluß vom 28. März 
wieder aufhob, feine Zuftimmung gegeben hatte, mindeitens gegeben zu haben 
dien. Und in diefer Auffafjung ftimmten alle öffentlihen Blätter mit Aus— 
nahme der Hannoverihen Zeitung, welche damals noch ſchwieg, überein. 
Bon allen Seiten fuhr man über Stüve her — die Deutihe Zeitung von 
Gervinus, Nro. 144 — Bom Rhein, Seite 1148 am ärgften. Die Deutſche Zei- 
tung mußte das aud, fie, die in dem Leiter derjelben Nummer der Nationalver- 
fammlung nit nur den allein conftituirenden Character vindicirte, fondern 
erklärte, fie wolle von der Legitimation derjelben hinwegſehen und verlange 
von ihr: „Daß fie nah den Geſetzen der Nothverfahre und ihre 
ganze moralifhe Macht daran fege, um zu erprüfen, welde 
politifde Macht fie bereits während der Gonftituirung fac— 
tifh ausüben könne, noch ebe ihr rehtlih in Folge einer 
Conftituirung eine ſolche zukomme.“ Das war für den Berftändi- 
gen deutlich genug gejproden. 

Bon diefem Zeitpuncte an entwidelte fih nun in der Preffe und in 
den Bollövereinen ein, niht Allen zum klaren Bemwußtjein gefommener, 
aber fchneidender Gegenfas gegen das Minifterium Bennigfen» Stüve, der 
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ſich gipfelte bis zu dem Votum ver zweiten Cammer vom 17. Februar 1849 
wegen der Grundredhte, zu der nicht angenommenen Entlafjung des Mini: 
fteriums und der Auflöſung führte. Welh ein Unterſchied zwiſchen den 
Rechtsanſchauungen zweiter Cammer am 14. März 1849 und diejer zweiten 
Cammer von 1848! Die Bürgerverfammlungen in Göttingen, Stade, Celle 
waren es beinah gleichzeitig zuerſt, die das entgegengejeßte Brincip aus⸗ 
ſprachen in Adreſſen mit Submiffionserklärungen an die Nationalverfammlung. 

Faft gleichzeitig mit der Erklärung Stüve's hatten die Provinzialftände 
DOftfrieslands am 18. Mai fih einftimmig für das Princip der Volksſou— 
verainetät und der OÜberherrlichkeit des deutjchen Parlaments über alle Einzel- 
regierungen und Stände in Deutjchland, jo wie jonjt-aud dur überwiegende 
Majorität für das Eincammerſyſtem ausgejproden und eine Commiffion 
zur Reviſion der oſtfrieſiſchen Verfaſſungsurkunde und Ausarbeitung einer 
neuen Berfaflungsurfunde auf Grund des Eincurienſyſtems jtatt des bishe— 
rigen Dreicurienſyſtems niedergejegt. Die Anſprache der Oſtfrieſiſchen Pro: 
vinzialftände jcheint eher der Feder eines Dichters als der eines Staats— 
mannes entflofjen-zu fein und der Enthufiasmus der Djftfriefen muß ſehr 
groß geweſen ‚fein, ‚wenn eine Corporation, wie die Landjtände, eine jo 
phraſenreiche Adreſſe nnterzeichnen konnten, wie die Anlage XIX. fie bietet. 
Wahriheinlid war der Syndicus von Emden, Bueren, Goncipient derjelben. 

Die Verhandlungen vom 17. in beiven Cammern erregten daher in 
Dftfriesland um jo mehr Staunen, als jih fein Oftfriefiicher Deputirter da— 
gegen erklärt hatte. 

Deshalb wurde auf den 28. Mai d. J. eine allgemeine oftfriefische 
Bolksverfammlung nah Eichen bei Aurich ausgejhrieben, worin Volksmän— 
ner aus allen Theilen Oftfrieslands zahlreich erſchienen und ſich faſt einjtim- 
mig über folgende Puncte vereinigten: 

1) daß man das in Hannover angegriffene Princip der Volksſou— 
verainetät und die Obergewalt der deutjchen Reichsverſammlung in Frankfurt 
a. M. über alle Regierungen und Stände einzelner Staaten in Deutſchland, 
der hannoverſchen Regierung gegenüber, unumwunden ausjpredhen und Mi- 
nijterium und Stände in Hannover wegen ihrer anjcheinend fonderbündleri- 
jhen Beitrebungen vor ganz Deutihland verantwortlid machen, aud ihnen 
offen zu erkennen geben wolle, dab man fein Vertrauen mehr zu ihnen habe; 

2) dab man den jebigen hannoverjhen Ständen die Befugniß gänzlich 
beitreite, eine neue Verfaſſung für das Königreich zu machen oder auch die 
alte rehtsungültige von 1840 auszufliden, wie fie es jebt, trog aller Pro: 
tejtationen des Landes und der Abmahnung des Funfziger-Ausſchuſſes den- 
nob zu thun gewagt hätten; dab man vielmehr auf fofortige Auflöjung 
der jebigen Stände und Zufammenberufung einer conftituirenden Verſamm— 
lung für das Königreih, die jedoch erjt nad eititellung der deutſchen 
Reichsverfaſſung zuſammen treten dürfe, bejtehen müſſe; 

3) daß man bei der künftigen Sandesverfaffung für Hannover eine 
wahre Pollövertretung, mithin ein Gincammerfyitem verlange; 

4) daß man über den eriten Punct in einer an das Gejammtminifte- 
rium und die Ständeverfammlung zu Hannover zu richtenden energ:jchen 
Eingabe ſich erklären und von diefer Eingabe der deutſchen Reichsverfamme 
lung zu Frankfurt a. M. Kenntniß geben, über den zweiten und britten 
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Punet aber eine Beſchwerdeſchrift an die Reihsverfammlung zu Frankfurt a. M. 
richten und dadurch einen Befehl an die hannoverihe Regierung zum Abe 
fand von aller Verfafjungsgebung und Abänderung mit den jebigen dazu 
incompetenten Ständen erwirfen wolle. 

Außer Bueren, Dr. Metger, Lehrer Miquel in Aurich hatten alle 
Ditfriefiihen Städte Enthufiaften für Deutſchland geſchickt. Miquel und Buer 
ren find lange todt, Freund Metger fingt heute, wie der Herr Graf v. Bor: 
ries pfeift; jo ändern fich die Zeiten. 

Die Deputirten aus DOftfriesland in zweiter Cammer, Brüdner, Lane 
zius-Beninga, Peterſen, Schwers, Viffering wurden dadurch veranlaft, in 
einem offenen Briefe an ihre Landsleute ihre Abftimmung für das Zwei: 
cammerjyftem zu rechtfertigen. In der freien Preſſe der Veffentlichkeit, vor 
Allem in dem freien Verfammlungsrehte, meinten fie, ſei des beweglichen 
jo viel enthalten, daß es notbwendig fei, in die Gejesgebung Stätigkeit 
und in die Staatsmafhine ein Gegengewicht durch eine erſte Cammer zu 
bringen. — In Beziehung auf die Reichsgeſetzgebung kam in dem ziemlich 
ausführlihen Schreiben nur der Sab vor, dieſelbe werde allerdings für, 
Hannover bindend jein, was eine Desavouirung der von Stüve und Ben: 
nigjen proclamirten Vereinbarungstheorie enthielt. — 

Eine ähnlihe Agitation wurde ‚in der großen Vollsverfammlung in 
Eyſtrup betrieben. Es iſt über diefe viel gefabelt und jo mag über die Ent: 
ftehung diefer Verſammlung «hier das Nähere mitgetheilt werden. In Hoya 
bejtand jeit dem 20. März ein Volksverein, deren Präfident der Ver— 
faſſer war. Derjelbe bejchäftigte ſich weniger mit großer Politit (es 
wurde höchſtens die Bedeutung de3 Gejchehenden dem Volke klar zu machen 
verfuht ) ala mit Localangelegenheiten. Bei dem Schriftführer dieſes Volks— 
vereind, dem jebigen Obergerichtsanmalt Kölner in Verden, war der Ge: 
danken entſtanden, ein großartiges Volksfeft zur Feier der beginnenden Völ— 
ferfreiheit zu begehen. Das fand den Beifall der Verſammlung (wurde 
aud an den Pfingittagen in volllommen befriedigender Weife ausgeführt ) 
und gingen deshalb Einladungen an die Volksvereine der nächiten Gegend. 
Bon Verden kamen nun Dr. Matthäi und Dr. Müller herüber, lehnten die 
Zheilnabme an einer Feitlichteit ab, fchlugen dagegen eine große Volfsver: 
jammlung vor, da fie für nöthig hielten, der in den Cammern ausgefpro: 
henen Negierungsanficht über die Art wie das Verfafjungswerk in Frankfurt 
zu Stande zu bringen, entgegen zu treten, und indem fie zugleich ihr Misfallen 
ausſprechen wollten über die Art und Weiſe, wie der Generalfyndicus Budden- 
berg und die Cammern die 120 Vetitionen, welche auf Veranlajjung ber 
Vollsverorbneten bei den Cammern um Auflöfung der Stände und Wahl 
einer conftitwirenden Verfammlung eingegangen, abgethan habe. Die Hoyaer 
bebielten jih vor, ihren urjprünglihen Plan für fih auszuführen, willigten 
aber in den Vorſchlag der Verdener und fo kam der öffentliche Aufruf vom 
21. Mai zu Stande, in welhem ver Vorſtand der Volfsverjammlung in 
Verden, 3. Lange, Dr. L. Matthäi, Dr. Müller und Eduard Wagner, wie 
der Borftand der Volksverſammlung in Hoya, H. A. Oppermann, Advocat 
Heiliger, Kaufmann Martin Bollmann und Kaufmann Eduard Elias zu einer all» 
gemeinen Bolksverfammlung am Himmelfahrtstage den 1. Zuni in Eyſtrup, 
nicht nur die Volksvereine der benachbarten Provinzen, jondern das 
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ganze Land aufforderten. Die Verfammlung ging am 1. Juni vor fi, 
e3 hatten jih über 2000 Menſchen, meift aus ver näheren Umgebung, 
Verden, Rotenburg, Hoya, Bruchhauſen, Ajendorf, Nienburg, daneben aber 
demofratifhe Wortführer aus vielen Theilen des Landes eingefunden, aus - 
Oftfriesland, aus dem Lande Hadeln, Dsnabrüd, Lüneburg, Celle, Hans 
nover, ſüdlicher niht. Dr. Matthäi führte ven Vorſitz, der Verfaſſer fun— 
girte als Vicepräfident. Dr. Matthäi eröffnete die VBerfammlung und nad): 
dem er an die Schmad) der alten Zeit, die der Drud der Beamten, Voigte, 
Gensv’armen, namentlich auf den Bauernitand ausgeübt, geſchildert, Tief 
er die Verfammelten unter Begleitung der anmejenden Muſik, für das, mas 
bis jegt errungen, Gott danken durch das Lied: „Nun danket alle Gott”, 
was einen höchſt feierlihen Eindruck machte. Der Repner fam dann auf 
die Puncte, welche in der von ibm entworfenen Betition ausgeführt waren, 
deren erjter Theil dahin lautete: 

„Mit großem Befremden und wahrhaftem Bedauern haben die Unter- 
zeichneten aus den Nctenjtüden der ftändiihen Verhandlungen in Hannover 
Aeußerungen unferer Minifter über die Wirkjamkeit des Funfziger-Ausſchuſſes 
und die Stellung unferes Landes zur deutichen Nationalverfammlung erfah- 
ten, namentlih des Minifters, in den das ganze Land jein Vertrauen 
fegte, die, wenn fie vom hannoverihen Volfe gebilligt, wenn die darin aus— 
geſprochenen Anfichten allgemein getheilt würden, der einheitlihen Neuge— 
ftaltung des deutſchen Reichs im hoben Grade, hinderlich fein müßten. 

„Jene Anſichten find aber ſchwerlich die des hannoverſchen Volkes, auf 
jeden Fall nicht die unfrigen. Daher fühlen die Unterzeichneten fich veran- 
laßt und verpflichtet, der hohen Nationalverfammlung die Erklärung zugehen 
zu lajjen: 

daß fie und wie fie mit Sicherheit glauben annehmen zu können, die 

überwiegende Mehrzahl des hannoverihen Volks jene Anfichten und 

Gefinnungen in feiner Beziehung theilen. — 

„Die Unterzeichneten beabfihtigen im geraden Widerjprud mit jenen 
Regierungsanfichten, fih den Befchlüffen der von ihnen felbjt mitgemählten 
Vertreter der deutſchen Nation unbedingt und jelbjt dann zu unterwerfen, 
wenn die nicht ohne Opfer von ihrer Seite gejchehen könnte. 

„Ihr fehnlichjter Wunfh und ihr ernfter Wille ift ein einiges und freies 
Deutſchland, und fie find und erflären fich bereit zu deilen Gründung aud 
ihrerfeitS nah Kräften beizutragen. 

„Zwar jeder Zeit bereit, Muth und Tapferkeit, welche fie allervings 
fowohl für fih, als für ihre Söhne in Anfprud nehmen, gegen die Feinde 
des gemeinjamen großen Baterlandes zu zeigen und zu beibätigen, werben 
fie do nie zu bewegen fein, ihre deutihen Brüder folhen Feinden gleich 
zu behandeln, am menigften um die Anwendung von Beihlüffen der deut: 
fhen Nationalverjammlung auf das Königreih Hannover zu vereiteln ober 
unmöglih zu machen.” 

Sodann waren die Bejchwerden gegen dies Minifterium und gegen bie 
Stänve, welche den PVoltswünfhen entgegen, eine Verfaſſung beriethen, 
ftatt ihre Wirkſamkeit auf das Zuftandebringen eines Wahlgeſetzes zum Zwed 
einer conftituirenden Cammer zu bejchränfen, eines Breiteren ausgeführt, 
und an die Nationalverfammlung die Bitte gerichtet: 


107 


„Hochdieſelbe wolle geneigen, Regierung und Stände des Königreichs 
Hannover auf das Ungeeignete des obenbejchriebenen Verfahrens fo: 
wohl rüdfichtlih der eingegangenen “Petitionen, als rüdjichtlih der 
Thätigfeit und Wirkſamkeit der allgemeinen Ständeverfammlung auf- 
merfjam zu madhen, und beide zu veranlaflen, ein anderes der Sade 
angemejjeneres Verfahren anzunehmen und zu befolgen.“ 

Die Bittfteller Schließen mit dem aufrihtigen Wunſche, daß die Einheit 
des deutfhen Reihs, ſoweit die deutfhe Zunge reiht, durch die 
Bemühungen der hohen Verfammlung recht bald möge zur Wahrheit werben. 

Die Petition war alſo gänzlih großdeutjch, mwie die Gejinnung der 
Mehrzahl der Hannoveraner damals alfo war. 

Die Betition wurde mehrfach verlefen und erhielt etwa 400 bis 500 
Unterſchriften. 

Es redeten noch Advocat Schmidt, die tapferen Küſtenbewohner ſeiner 
Gegend gegen die Andeutungen Stüve's, als würden ſie ſich der Reichsge— 
walt nicht unterwerfen, in Schutz nehmend, der Landcommiſſair v. Honſtedt 
gegen das Zweicammerſyſtem, Gutsbeſitzer v. Langrehr über denſelben Gegen— 
ſtand, Kaufmann Wiechelt aus Hannover über den Anſchluß der hannover: 
{hen PVolfsvereine an den großen Berein in Frankfurt, deſſen Wahliprud 
fei: Freiheit und Einheit, Ordnung und Recht!“, wie der Verfaſſer dieſes, 
welcher die Bewohner der Weſer und Aller aufforderte, Eichen zum Bau 
eines Sanonenbootes zur deutſchen Flotte zu zeihnen, Alle Redner waren 
nicht bedeutend, aber die Menge, an freie Reden nicht gewöhnt, war wohl 
zufrieden. Es wurde gegeſſen und getrunfen, Muſik gemadt, im traulichen 
Geſpräch Meinungen ausgetaufht und verlief die ganze Verjammlung mit 
großer Ordnung. — Eine Erklärung der Gemeinden der Voigtei Eyjtrup in 
öffentlihen Blättern, daß fie die Gefinnungen der Bollsverfammlung nicht 
theilten, daß fie die Petition nicht unterfchrieben hätten, daß Dies zum 
Theil von Kindern geſchehen fei, war weder von diefen noch von den Ge: 
meindevorjtehern ausgegangen, jondern ein Werk des Droſten v. Honjtedt. 
Die Berfanmlung batte nod die Folge, daß an eine Reihe von Männern, 
die als Leiter von Volksvereinen befannt waren, die Aufforderung erging, 
ih am 13. Juni zu einer VBerfammlung in Hannover einzufinden, um über 
bie innigere Verbindung der hannoverfhen Volksvereine unter fih und et— 
waigen Anſchluß an das Frankfurter Montagskränzchen zu beſchließen. Die 
Aufforderung trägt freilich den Namen des Verfaſſers, jedoch ohne jeine 
Auctorifation, wie derjelbe denn auh am 13. Juni nit in Hannover ge: 
weſen ijt und nur weiß, daß damals eine neue Zufammenkunft auf den 
15. Juli ausgefchrieben wurde, von der fpäter die Rede fein wird, und 
daß die dort Vereinten einen Anſchluß an das Frankfurter Montagskränzchen 
ablehnten.. Dies geſchah gewiß nicht ohne Ginwirfung der Hannover: 
ſchen Zeitung, welche den in Göttingen von der Bürgerverjammlung bejchlof- 
jenen Anſchluß an diejes Kränzchen mit den gefährlicften Farben ſchilderte 
und unzweifelhaft viel dazu beitrug, daß man Ende Juli den Ausbrud eines 
republicanifhen Putſches in Göttingen erwartete. 

Nah den Vorgängen in Göttingen, Stade, Hildesheim, Eſchen, Ey: 
ftrup blieb dann feine Stadt und fein Fleden, vie eine Volksverſammlung 
hatten, und welche Stadt hätte fie nicht gehabt?, zurüd in Anerkennung 
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der conſtituirenden Gewalt der Nationalverſammlung, Submiſſionserklärungen 
unter dieſe Gewalt u. ſ. w. Das blieb vielfach Phraſe, denn ſo recht deut— 
lich, mit allen Conſequenzen, dachten ſich ſelbſt wenige Führer das Ding, 
namentlich dachte man nicht an das etwaige Gebahren Oeſterreichs, wenn 
man in Frankfurt Preußen die Kaiferfrone anbiete. 

So weit war man damals in Frankfurt freilih noch nit, die Adreſſen 
aus Hannover und anderen Theilen Deutichlands dienten freilich dazu, die 
Berjammlung von der dee ihrer Souverainetät noch mehr einzunehmen, 
und die Selbittäufhung, in. welcher jih eine jo große Verſammlung über 
ihre Macht und Kraft ſchon von felbit befand, no zu vermehren. Man 
glaubte, man brauche nur zu decretiren und der im Volke vorhandene Drang 
nah Einheit und der Patriotismus und guter Wille der Fürften würden 
dann ſchon das Uebrige thun. Deshalb fand auch der damals mehrſeitig 
angeregte Gedanke eines Staatenhaujes, das in Gemeinſchaft mit der 
Nationalverfammlung über gewiſſe näher bezeichnete Gegenitände zu bejchlie- 
Ben habe — das namentlih etwa nach Beendigung der Arbeiten der con= 
ftituirenden Nationalverfammlung das Verfaſſungswerk Namens der Staaten 
zu prüfen, darüber nah Stimmenmehrheit bindend zu beſchließen habe 
( Deutiche "Zeitung Nro, 151) jo wenig Verftändnig und Anklang. Die 
Gejhichte der Bildung einer Gentralgewalt ift, was die Diplomatie, bie 
Mitwirkfung der Fürsten und des Bundestages anbetrijft, vollitändig von 
Wangenheim, was viefelbe von Seiten der Nationalverjammlung, ihrer Par: 
tei und Ausſchüſſe betrifft, am vollftändigiten, wenn auch einjeitigiten von 
Jürgens beſchrieben. Wir fünnen bier nur die hauptſächlichſten Phraſen an: 
deuten und müfjen auf jene Werke verweifen. *) Urſprünglich jollte nad 
einem Entwurfe von Mattby die Bundesverjammlung einfach eingeladen wer: 
den, jofort Einleitung zu treffen, um die Ernennung einer volljiehenden 
Behörde mit dem zu wählenden Ausſchuſſe des Neichstags zu vereinbaren. 
Wippermann, Zahariä, Mar v. Gagern, Steptmann, Dahlmann u. a. 
hatten fih dafür erklärt — es jonderten ſich indeß bald Auerswald, Ger: 
vinus, Bederathb u. a. zu einem ähnlihen aber bejonderen Antrage. Lette 
und Bagenfteher brachten den Antrag auf ein PDirectorium aus drei Mit- 
gliedern, welches ein dem Neichstage werantwortlihes Minifterium ernennen 
follte, Blum und v. Trüßfchler beantragten einen aus Mitgliedern der Na: 
tionalverfammlung zu bildenden Vollziehungsausſchuß — (d. h. gänzliche 
Ignorirung der Fürſten und Staaten) — die Anträge wuchſen nach deutſcher 
Manier, und da ein geordnetes Parteiweſen ſich in Frankfurt noch nicht durch— 
gearbeitet hatte, auf 36. Mber in der Berfammlung felbft gewann 
die Idee der Ginheit, eines Reichsverweſers, eines Präfidenten, mie bie 
Republicaner wollten, immer mehr Einfluß. Die Verhandlungen begannen 
am 19. Juni, der Ausſchuß jelbit (Dahlmann, Clauſſen, Dunker, M. v Gagern, 
Mayeren, Raumer, Sauden, Wippermann, Wirth, Zmetti) befürmwortete 
eine conftitutionelle Gentralgewalt — Dablmann war Berichterſtatter, die 
Debatte eine der heftigiten, da die äußerſte Linfe ganz offen mit ihrem Stre— 
ben nad Republik hervortrat. Die Mafje der vorliegenden Anträge verwirrte. 
N diefen Mirrwar der Meinungen that nun Heinrich v. Gagern am Johan 


A Neenfüe zur neueften Gefchichte Deutfchlands, S. 32-60. Garl Jürgens 
Zur Gefchichte des beutfchen Verfaſſungswerkes. Erite Abtheilung, S. 133—164. 
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nistage feinen tühnen Griff. Der Hannoverſche Bundestagsgefandte beridh: 
tete darüber noch an demjelben Tage an jeine Regierung, indem er es nad 
der Gagernjchen Rede für entihieden anjab, daß die Jnitiative bei Ernen- 
nung der Gentralgewalt von der Nationalverfammlung den Regierungen nicht 
überlafjen, jondern daß die Ernennung fofort in der Verfammlung, vielleicht 
durh Acclamation erfolgen werde. „Dann ftehen wir aber auf ganz 
revolutionairem Boden und die Nationalverfammlung bat damit mit dem 
bisherigen bejtehenden Rechtszuſtande der einzelnen Regierungen gegenüber 
definitiv gebrochen.“ — Ueber die Stellung, welde die Preußiſche Regie: 
rung dem Reichsverwejer gegenüber einnehmen werde, wird berichtet, daß fie 
eine durhaus pajjiwe jein werde; man werde es eben "darauf ankommen 
lafjen, welde Anforderungen derjelbe und jeine verantwortlihen Minifter 
ſtellen. „In eine ganz ähnliche oder gleiche Lage werden alle übrigen deut— 
ihen Regierungen gerathen, welche nicht von vornherein ihre Mediatijirung 
al3 unabweislices Yactum anerkennen und die ihnen allein übrig bleibende 
Präfectenrolle, jo lange der proviforischen Gentralgewalt es gefällt, über: 
nehmen wollen.“ — Der Erzherzog Johann wurde am 29. Juni zum Reichs— 
verwejer gewählt, nahdem am 28. Juni das Gefeg über Einführung einer 
provijorifhen Gentralgewalt mit 450 gegen 100 Stimmen angenommen war, 
nur die Linke ftimmte dagegen. Daflelbe jhaffte im $ 7 den Bundestag 
ab (mit 511 gegen 34 Stimmen ) und fjchaffte eine neue Gentralgewalt, 
eine gänzlih unerprobte Macht, während die Berfammlung doch ſchon inne 
geworden war, daß, wenn es fih um einen Thaler Geld handle oder nur 
darum, einen Mann von den 400: oder 500,000 Soldaten Deutjchlands 
marſchiren zu lafjen, man des Bundestags bedurft hätte. Der Reichsverweſer 
war da, es fehlte nur noch das Reich, dagegen hatte man 37 verjchiedene 
Staaten, die bis jetzt die Macht, Truppen und Geld hatten und mit denen 
man das verbindende Band zerriß, 

Die 450, welde das Geſetz votirten, das die Negierungen von der 
Wahl des Neichsverwejers ausjhloß, der Nechte der einzelnen Staaten mit 
feinem Worte gedachte, welche zum eriten Male dem Rathe folgten, den die 
Deutihe Zeitung gegeben hatte, und die Souverainetät der Paulskirche 
erprobten, jtanden auf demjelben revolutionairen Boden, als die äußerjte 
Linke, nur daß dieſe jchließlih auf eine Republik binauswollte, jene mon— 
archiſche Jnjtitutionen mit einer Kaiferfpige wollten. Allein fie verfannten 
dies gänzlih, fie hielten das, was fie thaten, durhaus für loyal, minde- 
ftens für geboten durch die Nothwenpdigfeit, denn fie thaten es doch, nad: 
dem die Amendements Ballermann Auerswald, Hediher, Rotenhan u. |. w., 
welche die Wahl „im Vertrauen auf die Zuftimmung der Regierungen” vor: 
genommen willen wollten, aus formellen Gründen hatten zurüdgezogen wer: 
den müjjen und glaubten dabei nod immer au den guten Willen, ven Pa— 
triotismus, die Opferfähigfeit der Dynaftieen, nannten fih zum größeren 
Theile noch immer conjervativ. Leider wurde die Majorität auch jet durch 
die Nachgiebigkeit des Bundes und die Pafjivität der Großftaaten in der 
Meinung ihrer Omnipotenz beſtärkt. 

Der. Bundestag beeilte fih, um jeden Preis den Faden des verfaffungs- 
mäßigen Weges für die legale Entitehung der provijoriihen Gentralgemwalt 
feitzubalten , ver illegitimen Eritgeburt der Revolution, dem Reichsverweſer, 
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gleihfam per rescriptum der die Bundesverfammluug bildenden Fürjten 
und freien Städte das Siegel der Legitimität aufzudrüden. Durch Bundes: 
tagsbejhlüffe vom 29. Juni, 10. und 12. Juli wurde der Erzherzog 
Johann von der Bundesverfammlung anerfannt. Das Schreiben vom 29. 
Juni war mehr ein Beglückwunſchſchreiben, aus dem nur wichtig, daß fämmt- 
lihe Bundestagsgefandten fhon vor der Wahl von ihren Regierungen bevoll- 
mädtigt waren, für die Mahl fich zu erflären. Die Bundestagsbejchlüffe 
vom 10. und 12, Juli dagegen find Nechtsacte von hoher Bedeutung, wes— 
halb wir diefelben in den Anlagen XX. und XXI. mittheilen, um bei ber 
Reconftituirung des deutſchen Bundes darauf zurüd zu fommen. Welde Be: 
deutung man von Seiten der Regierungen namentlich diefen Beſchlüſſen bei— 
legte, erhellt namentlih aus den Wangenheimfhen Actenftüden — er glaubte, 
dab der Bundestag mit diefer feiner Schlußverhandlung dem. Baterlande 
einen größeren Dienft erwiefen habe, als die Nationalverjammlung mit ih— 
ren Beichlüffen vom 28. Juni, denen wir zuftimmen fünnten, wenn wirk— 
ih dies die lebten Verhandlungen des Bundestags gewejen wären, wie 
Wangenheim vorausjeste, als er dies jchrieb. 

Sobald die Nahriht von der Wahl des Erzherzogg nah Hannover 
gefommen war, jendete man den Borftand des Striegsminifteriums, General 
Prott nah Wien, um dem Erzherzoge den Wunſch auszuſprechen, daß er die 
Wahl annehmen möge, das eigenhändige Schreiben Ernjt Auguſt's findet 
fih in den Actenſtücken. Man war nicht ohne Beſorgniß, daß derjelbe ab- 
lehne und dachte an die Möglichkeit, dab dann gar der Prinz von Preußen 
gewählt werde. Der hannoverjhe Bundestagsgejandte hat Gagern bei dem 
fühnen Griffe feinen derartigen Hintergedanfen zugeichrieben, als es Carl 
Jürgens thut; er meint, Gagern und feine Partei habe jeit ven Märztagen 
und der von der rothben Republik bis zum Uebermaß und Efel ausgebeus 
teten Antipathie gegen das Preußiſche Königshaus eingejehen, daß der Kö— 
nig von Preußen oder ein Preußifher Prinz niemals die Stimmen Süd— 
deutjchlands gewinnen würde — während Jürgens Gagern zum Haupte einer 
Preußiihen Intrigue maht mit dem Hintergedanfen,, das definitive Kaiſer— 
thum werde Preußen um jo ficherer zufallen, ſelbſt Dejterreich werde weniger 
Schwierigkeiten erheben, wenn man einen Fürjten aus dem Habsburgifchen 
Haufe zum Neihsverweier wähle. Daß mande preußiſche Abgeorpneten fo 
dachten, das geht unter Anderem aus den Uſedomſchen Briefen hervor. *) 

Wir können nah diejen nothwendigen Abjhweifungen nah Frankfurt 
nun wieder nah Hannover zurüdtehren und zwar in die Sikung der Stände 
vom 8. Juli, in der man die Vertagung erwartete und nur noch formelle 
Dinge erledigte, Erwiderungsichreiben verlefen hörte. In dies monotone 
Geſchäft ſchlug plöglih ein Schreiben des Gefammtminifteriums. Es lautete: 

„den Töblihen Ständen find ohne Zweifel diejenigen Bejchlüffe befannt, 
welhe von der deutſchen Nationalverfammlung über die Begründung einer 
proviforishen Gentralgewalt und die Uebertragung derjelben auf ©. K. Ho— 
beit den Erzherzog Johann von Delterreich gefaßt worden. Die Perfönlich- 
feit diejes erhabenen Fürften ift jo volllommen geeignet, das Vertrauen der 
Fürften wie der Völker Deutichlands auf fich zu Ienten, daß Se. Majeftät 


) Polttifche Briefe und Charafteriftifen aus der beutfchen Gegenwart, ©. 146. 
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der König Ihre Zuftimmung zu diefer Wahl zu erflären und diejelbe als 
ein höchſt günftiges Ereigniß in der gegenwärtigen verhängnihvollen Zeit zu 
begrüßen, feinen Augenblid Anjtand genommen, Auch haben Allerhöchſtdie— 
jelben im Bertrauen auf dieje Berjönlichkeit und in der Vorausjegung, daß 
©. 8. Hoheit die Wahl annehmen werde, Bedenken, welche die Form und 
der Inhalt des Beichluffes über die Demjelben zu übertragende Gewalt zu 
erregen wohl geeignet gewejen, jest nicht geltend. zu machen ſich entjchlojjen. 
Inzwiſchen haben Se. Majeftät jih bewogen gefunden, in Beziehung auf die 
hochwichtige Angelegenheit den löbliden Ständen folgende Mittheilung maden 
zu laſſen. 

„Se. Majeität haben die gebietende Nothwendigfeit ertannt, der Ver: 
faſſung Deutjchlands eine größere Kraft und Einheit zu verleihen, daher Ihre 
Zuftimmung dazu gegeben , daß die Verfaſſung dur eine Vertretung des 
Volles am Bunde vervolljtändigt werde und fih zu Opfern für die Erreis 
hung des Zwedes einer größern Einheit und Kraft gern bereit erklärt. 
Allein Se. Majejtät hegen auch die unmwandelbare lleberzeugung‘, daß der 
- gejammte Zuftand Deutichlands vie Heritellung einer ſolchen Gentralregies 
rung, melde aud die inneren Angelegenheiten des Landes ordnen und die 
FZürjten lediglih al Untergebene eines andern Monarchen erſcheinen laſſen 
würde, nicht zulajje, und daß jo wenig das Wohl und die Freiheit der 
Völker, als Ihre eigene fürjtlihe Ehre es geftatten würde, einer Berfaj- 
jung Ihre Zuftimmung zu geben, welde der Selbititändigfeit der Staaten 
Deutſchlands nicht die nothwendige Geltung jicherte, Unter dieſen Umjtänden find 
Se. Majeftät zwar entſchloſſen, auf der einen Seite dem wahren Wohl des 
Landes alle Opfer zu bringen; auf der andern Seite aber würden Sie, falls 
die geforderten Beſchränkungen der Selbitjtändigfeit über dasjenige Maß hinaus: 
gingen, weldes die Plihten gegen das Allerhöchſt-Ihnen von Gott anver: 
traute Land und Ihre eigene Ehre bezeihnen, lieber das Aeußerſte ertra= 
gen, al3 zu Mafregeln die Hand zu bieten, weldhe PBiliht und Ehre als 
verwerflich darjtellen würden, Se, Majeftät haben daher die Unterzeichneten 
beauftragt, bei der Verhandlung über die VBerfafjung Deutſchlands und ins— 
bejondere auch rüdjichtli der dem Erzherzog Johann anzuvertrauenden pro= 
viforiihen Gentralgewalt auf alle geeignete Weije dahin zu wirken, daß jene 
Verfaffung, und insbejonvere die fünftige Stellung des Reichsverwejerd mit 
der Selbitjtändigfeit des Königreihs in dem angedeuteten Sinne vereinbar 
fei. Zugleich haben aber Allerhöchſtdieſelben auch erllärt, daß, falls dieje 
Verhandlungen zu einem günjtigen Nefultate nicht führen, vielmehr die Be— 
fchränfung der Gelbititändigfeit des Königreihs über diejenige Grenze, 
welhe Se. Majejtät Sich jtellen zu müfjen geglaubt haben, hinaus 
gehen würde, Se. Majeltät Sich nicht verpflichtet erachten fünne, in einer 
Stellung zu beharren, welche alsdann in Jhren Augen jede Möglichkeit, das 
Wohl des Landes zu fördern, abſchneiden würde,“ 

Ueberjegt man dieſe Erklärung aus der Diplomatenipradhe in ehrliches 
Deutih, jo hieß das: die Wahl des Erzherzogs will der König der Per: 
fönlichleit des Gemwählten wegen anerkennen und von den Bedenken, welche 
Form und Anhalt des Beſchluſſes vom 28. Juni erregt haben, abjtrahiren, 
d. h. jest, alfo mit der Befugniß fpäter darauf zurückzukommen. Zu einer 
conftituirenden Verſammlung, ſelbſt im Sinne des Centrum und der Red: 


112 


— 





ten hat Ernſt Auguft nie feine Zuftimmung gegeben , jondern nur zu einer 
Vertretung des Volles bei dem Bunde; wie derfelbe zu Opfern bereit ift, 
der Verfaſſung Deutihlands größere Kraft und größere Einheit zu verleihen. 
Das Wohl und die Freiheit der Völker, wie die Ehre der Fürjten wider: 
ftreiten einem Bundesjtaate, einem Kaiferreihe. Die nun folgenden Sätze 
blieben aber dunfel; denn welches war das Maß der Selbititändigfeit, wel— 
ches die Pflichten gegen das Land, die die eigene Ehre zu bewahren beijchte? 
War e3 blos oder hauptjähhlid der dumme $ 7 des Entwurfes der Siebzehn, 
welcher dem Kaiſer die Befugniß beilegte, alle Dffiziere des jtehenden Hee— 
res und der Marine, jo wie ſelbſt alle Stabsoffiziere der Landwehr zu er: 
nennen und dadurch nicht nur etwas höchſt Unzwedmäßiges wollte, jondern 
die Fürften aud gerade an ihrer empfindlichiten Seite traf, oder waren es 
alle die Puncte, welche das damals jchon duch die Zeitungen befannte und 
beſprochene Hannoverfche notatum vom 14. Mai an dem Entwurfe ausjebte, 
welches das Maß der Selbſtſtändigkeit der Einzeljtaaten überjchritt? Das Prin— 
cip der Königlichen Ehre war doch ein zu vages und allgemeines, um damit 
einen bejtimmten Gevdanfen zu verbinden, ja es war faum ein Jahr ver: 
gangen, da hatte Ernſt Auguft es ausgeſprochen (J. S. 318): „Das 
Princip der Königlihrn Ehre gejtatte feine Mitregierung der Stände." — 
Was hieß es, lieber das Aeußerſte ertragen zu wollen? Was hieß es, daß 
Se. Majeftät, im Falle die Beichlüffe der Nationalverfammlung die Selbit- 
ſtändigkeit Hannovers nicht jchonten, ſich nicht für verpflichtet erachten fönne, 
in einer Stellung zu beharren, welche vie Möglichkeit, das Wohl des Lan— 
des zu fördern, abjchneiden würde? 

AS das Schreiben in der zweiten Cammer verlefen war, lagerte ſich 
ein dumpfes Erjtaunen über die Cammer, eine Art Schred, die den jonft 
jo Zungenfertigen Schweigen auferlegte. Es erinnert dies ganz an die Si— 
tuation vom 29. Juni 1837. Frank, der Präfident, ermannte ſich zuerit; 
er unterbrah die Stille ‚mit dem Bemerfen, daß fih Niemand über das 
Schreiben ausfpreden zu wollen ſcheine. Jetzt bat Merz um Erklärung der 
legten Worte. 

Stüve erklärte: „Se. Majeftät habe fih zu Opfern entſchloſſen, zu‘ 
großen Dpfern; allein bei dem lebendigen Gefühle für vie Pflichten dem 
Lande gegenüber, und für die eigne fürjtlihe Ehre, erkläre es fih, daß der 
König glaube, wenn der Gang der Berhältniffe über die von ihm ange— 
nommene Grenze binausführe, das Land verlajfen zu müſſen.“ 

Dieſe Erklärung bedurfte einer neuen, denn was hieß das Land ver: 
lafjen? bieß das die Krone niederlegen? hieß es, zu Gunſten des blinden 
Descendenten oder eines Agnaten verzichten, oder wollte der König gleich zu 
Gunſten des deutihen Kaijers verzichten? Auch die vom Könige angenome 
menen Grenzen waren nicht näher angedeutet. 

Bodungen glaubte ,; nun die Sade diplomatifh anfajjen zu müſſen: 
„Eine andere Behörde habe über den Inhalt des Schreibens zu urtheilen 
(die Centralgewalt oder die Nationalverfammlung?). Er begrüße das Schrei— 
ben mit Freude, weil es zeige, daß der König noch Kraft fühle und ven 
Willen habe, feinem Lande vorzuftehen, Er begrüße das Schreiben mit 
Freude , als es der Cammer nod in der legten Stunde des Beifammenjeing 
die officielle Kunde von der Erwählung des Reichöverweiers bringe, — 
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Er jhloß mit einem Vivat auf den Reichsverweſer, aber die Cammer war 
noch jo betäubt, daß fie nicht einjtimmte. 

Schasrath Lang rügte nun aber, dab das Schreiben jo fpät eintreffe, 
dab es nicht mehr auf die Tagesoronung gejegt werden fünne. Die Ueber: 
raſchung jei von Uebel, Er jprah dann in etwas dunkeln Ausprüden von 
einer Verwahrung der Stände und des Landes gegen Alles, was aus einer 
jolhen, mit einer gewiſſen Schärfe gegebenen Erklärung folgen fünne. — 
Lindemann aus Lüneburg bat dringend, die Discuffion zu fließen, ver 
Gegenjtand jei zu wichtig, zu neu, zu wenig zu überjehen. Er dante dem 
Minifterium, daß dieſe wichtige Mittheilung noch in diefem Augenblid erfolgt 
jei. — Dies beklagte nun aber Richter. Der Minifter Lehzen erklärte, die 
Regierung ſei nicht früher im Stande gewejen, dieſe Erklärung an die Stände 
gelangen zu laſſen. — Hantelmann 11. forderte die Cammer auf, in den 
Ruf Bodungen’s einzuftimmen, wus auch geſchah. Sie bradte Dem Reichs— 
verwejer Johann ein vreimaliges Hoch. Nun ging das Vertagungsschreiben ein. 

Diefe Sitzung characterifirt die zweite Cammer wieder in ihrer ganzen 
Schwähe. Welches Zögern, Zaudern, Schwanken, welche Unklarheit, welche 
Unentjdiedenheit, da es fih um ein einfaches Für oder Wider, ein Ent- 
weder, Oder handelte. — Diejes non liquet, weldes eine Entſcheidung 
nicht abzugeben wagt, fie hinausjciebt, einer anderen Behörde überläßt,, 
es ricbtet die Cammer. 

So babe ih 1848 geurtheilt, jo urtheile ich heute; — zum zweiten Male 
jtellte ji die zweite Cammer in der deutihen Frage ein Armuthszeugniß aus. 

Wie ganz anders die erite Cammer. Zunächſt wurde fie nicht überrafcht. 
Man hatte einen derartigen Schritt der Regierung erwartet, der Hof wird 
davon gewußt und nicht gejchwiegen haben. Der Cammerrath v. d. Deden 
trug wenigitens, wie er fagte, jchon jeit mehreren Tagen diejenige Erflä- 
rung bei fih, weldhe in der Anlage XX. abgedrudt ift, und er bat um 
Erlaubniß, diejelbe vorzulefen. Die Cammer jtimmte verjelben bis auf 
die Herren v. Erterde und Hauptmann v. Marfhald bei. Sie proteftirte 
alfo beinah einftimmig gegen die conftituirende Gewalt der Nationalverjamme 
lung, fie proteftirte gegen den von der Majorität bei Gelegenheit des Raveaur- 
hen Antrags gefaßten Beihluß, proteftirte gegen die Art und Weife, wie der 
Reichsverweſer erwählt und das Geſetz vom 28. Juni zu Stande gefommen war. 

Und doch war damals jihon die Nahriht von dem Bundestagsbeſchluſſe 
vom 29. Zuni in Hannover, freilih nicht der Beſchlüſſe, die einige 
Tage jpäter gefaßt und durch melde der verfafiungsmäßige Weg inne gehal- 
ten wurde, indem der Bundestag das anerkannte und guthieß, was am 
28. und 29. Juni von der Nationalverfammlung beſchloſſen war. 


Viertes Capitel. 


Bom 8. Zuli 1348 bis zum Jahre 1849. 


1848. Gleichzeitiges. 
Juli I; 
9. Verfammlung der conftitutionellen Vereine Sachſens und Thüringens in Kö— 
jen — der bemofratifchen Vereine in Marburg, 8 


11. 
1 


29. 
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Feierlicher Empfang des ReichSverwejers in Frankfurt. 


2. Letzte Sikung und Schluß des Bundestags. — Nede des Reichsverweſers in 


der Nationalverfammlung. — Die Nationalverfammlung verwirft den Antrag 
Jacoby's, gegen die Unverantivortlichfeit des Neichsverweferd zu proteitiren. 
Auflöfung der demofratifchen Vereine in Würtemberg. 


. Der Reichsverweſer empfängt Die Beſuche des Königs von Würtemberg, der 


Großherzoge von Baden und Hefjen, des Herzogs von Naffau in Frankfurt. 
Ferrara von den Defterreichern bejegt. 


. Deutjche Reichsminifier: Schmerling des Auswärtigen, Hedjcher der Juſtiz, 


Deuder des Kriegs. 


. Das Reich&minifterium erläßt Befehl an die Kriegsminijterien aller deutjcher 


Etaaten, jämmtliche Truppen am 6. Auguft dem Neichsverwejer huldigen 
y lafjen. — Republifanifche Volfsverfammlung in Ettingen. 

nfunft des Neichöverweiers in Wien. — Auszug der Studenten in Hei- 
delberg wegen Aufhebung des demofratifchen Glubs. 


. Definitive8 Minifterium in Wien: Weſſenberg Präfipent; Doblhof für das 


innere, 


. Der Reichöverwefer läßt der Nationalverfammlung erflären, daß er auf eine 


Civilliſte verzichte. 


. Eröffnung des Defterreichifchen Neichdtags durch den Erzherzog Johann in 


Wien — Siege Radetzky's bei Rivoli und Sommacompagna. 


. Campenhauſen preußiſcher Bevollmäctigter bei dem Reichsverweſer. 


Großer Sieg Radetzky's bei Cuſtozza über Carl Albert. 


. Sieg deſſelben bei Vohta. — Arnold Ruge wünſcht in der Nationalverſamm— 


lung deſſen Niederlage. 


.Auerswald erklärt in der Nationalverſammlung zu Berlin, er ſehe in der 


— — preußiſcher Intereſſen mit der Centralgewalt keine Schwierig— 
eiten. 

Preußiſcher Armeebefehl auf den 6. Auguſt, ohne Huldigung für den 
Reichsverweſer. 


30. Cremona ergiebt ih an Radetzky. 


Auguſt 
3. 


. Heder’8 
. Kaifer Ferdinand in Wien. 

. Brescia und Befhiera den DOefterreichern übergeben. 

. Großes Dombaufeit in Köln. — Der König von Preußen erwiedert auf 


Pavia und Lodi ergeben fich den Defterreichern. — Müdfehr des Reichs— 
verweierd nah Frankfurt. — Der ungarijche Neidistag erflärt fich 
für den Anſchluß Defterreich8 an Deutjchland, um feiner eigenen Selbititäne 
bigfeit willen. 


. Etände und Volf in Braunfchweig drängen den Herzog, die Huldigung 


zu erlaſſen. 


« Bon den deutjchen Heeren huldigew Preußen gar nicht, Baiern nur be 


dingt, in Defterreih nur die Befagung Wien’. — Kadeßzky's Ginzug in 
Mailand. — Venedig entjagt der Republik und huldigt Carl Albert. 


» Der Meichöverwefer ertheilt Preußen Vollmacht zum Abjchluffe eines Waf— 


fenftillftandg mit Dänemarf. — Welden zieht in Bologna ein. 


Beſchluß, Die Gallerien der Paulskirche zu verkleinern, um den Terrorismus 


des Pöbels zu entfräften. 


.Vollſtändiges NeichSminifterium: Fürft Leiningen Präfident, v. Schmerling 


de8 Innern, Hedicher des Aeußern, v. Peucker des Kriegs, Mobert Mohl 
ber Suftid, DBederath der Finanzen, Dudwig für den Handel, 
ahl für die Nationalverfammlung verworfen. 


Gagern’8 Anrede: „Vergeffen Sie nicht, daß e8 noch Fürften in Deutich: 

land giebt und daß ich einer von ihnen bin!” — Beginn der däniſchen 

— an Elbe, Weſer, Jahde. — Norddeutſche demokratiſche Vereine in 
enburg. 


. d. Adrian und v. Raumer als Neichsgefandte nah London und Paris, 
. Auflöfung des Eicherheitsausfchuffes in Wien. 

. Waffenſtillſtand v. Malmoe, 

. Freiligrath in Düſſeldorf verhaftet. 
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31. Der Defterreichtfche Reichstag bejchließt Abldfung aller bäuerlichen Un- 


Sept 
1 


3. 


terthanenverhältniffe. 


. 5. Bruck öfterreichifcher Bevollmächtigter bei der Gentralgewalt. 


Heder reift nah Amerifa. 


4. Stürmifche Sigung in Franffurt wegen des Waffenftillftandg von Mal: 
moe. — Die Landesverfjammlung in Kiel verwirft benjelben. 

5. Eiftirung des Rückzugs der Neichstruppen befchloffen. — Rücktritt des Reichs: 
miniſteriums. 

7. Minderheit des Preußiſchen Miniſteriums in ber Nationalverſammlun 
bei Gelegenheit des Schulzeſchen Antrags. 

9. Die Aufhebung des Unterthanenverbandes und Entlaftung bes bäuerlichen Be— 
fige8 vom Saifer in Wien fanctionirt. 

11. Dahlmann vermag Fein ReichSmintiterium zu bilden. 


23 


. Die Deutfche Nationalverfammlung erkennt den Waffenftillftand an. 

. Barrifaden in Frankfurt, Fürft Lichnowsfy und v. Auerswald ermordet. 
. Eröffnung de8 würtembergfchen Landtages. 

. Struve fällt mit Freifchaaren in das badiſche Oberland ein. — General 


Pfuel bildet ein neue8 preußiſches Minifterium. — Kückzug der Keichs— 
truppen aus Holftein 


. Die Etruveichen Freiichaaren bei Staufen zeriprengt. 


. Reichminiiterium Schmerling. — EStudentenparlament auf der Wartburg. 
. Barrifaben in Köln. — Der Waffenftillitand vom Reichsverweſer fanctionirt. 


» Die conftituirende Verfammlung in Berlin verlangt, Preußen folle fih in 


der deutfchen Frage dem Reichsverweſer anfchließen. 


» Aufftand in Wien zu Gunſten der Ungarn. — Graf Latour graufam er: 


morbet. 


. Alle Minifter außer Kraus verlieren fih aus Wien. — Jellachich mit den 


Kroaten vor Wien. 


» Welder und Mosle als Reichscommiſſarien nah Wien. 
. Der König von Preußen jagt der ihm zum Geburtstage gratulirenden 


Deputation der conftituirenden Verfammlung: „Er bleibe König von Gottes 
Gnaden troß ihrer Bejchlüffe.“ 


. Die —— FR endlich ihre Berathung der Verfaffung. — 
re 


Mobert Blum und Fröbe jen nah Wien, gegen dad Fürft Windifch- 
gräg zum Oberbefehlshaber ernannt ift. — Blutiger Kampf zwijchen Bürger: 
arde und Arbeitern in Berlin. 

elfer’8 und Mosle's Proclamation an die Deſterreicher. 


. Diefelben bieten den Wienern ihre Vermittlung vergeblih an. — In 


Mien eommandbirt Bem, 


. Entfegung der proviforifchen Regierung in Schleswig: Holftein burd 


die Reichsgewalt. 

Preußen ftellt dem Reichsverweſer feine Truppen zur Verfügung. — Win: 
ilehgräh erflärt Wien in den Belagerungsftand. — Kaiſer Yerdinand befichlt 
die Verlegung des Neichstags nah Kremfier. — Verſammlung katholi— 
ſcher Bifchöfe in Würzburg. 


. Der Antrag, daß die Frankfurter — nur Geltung haben ſollen, wenn 


bie preußiſche conftituirende Verſammlung fie gebilligt, mit nur einer Stimme 
174 gegen 173) abgeworfen.— Gefangennehmung des Biſchofs in Freiburg. 
röffnung des demofratifchen Gongreffes in Berlin. 


. Windiichgräg nimmt die Borftäbte von Wien. 
. Wien capitulirt. 
. Die *X Entſatz vor Wien erſcheinenden Ungarn werden geſchlagen. Man 


kämpft in Wien von Neuem. 


. Wien vollſtändig unterworfen. Blutige Soldatenwirthſchaft. Demonſtration 


der Clubs und des Pöbels, um die conftituirende Verfammfung in Berlin 
zu zwingen, Wien Hülfe zu leiften. Die Thüren werben vernagelt. 


. Stürmifhe Debatten in ber Berliner BERN FIOSTERBRBEG. 


21. 
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Deputation an ben König. Jacoby: „Das ift das Unglüd der Könige, daß 
fie die Wahrheit nicht hören wollen.“ 
. Das Minijterium Brandenburg. Manteuffel tritt in fein Amt ein. 


. Baffermann als Reichscommiſſair nab Berlin. 

. Die eonftituirende Verfammlung nah Brandenburg verlegt. 

. Robert Bium ftandrechtlich in Wien erjchojien. 

. General Wrangel rüdt in Berlin ein. Paſſiver Widerftanb der conftitui: 


renden Berjammlung unter dem Präſidio v. Unruh. 


. Auflöfung der Berliner Bürgerwehr. Paſſiver Widerftand derjelben. Die 


eonftituirende Verfammlung tagt im Hotel de Ruſſie und im Schügenhaufe, 
— Hirtenbrief der Würzburger Bilhofsverfammlung. 


. Wublifation der neuen franzöſiſchen Verfammlung. — Berlin wird 


in Belagerungszuitand erklärt. 


. Der das Mintiterium des Hochverraths anflagende Reſt der conjtituirenden 


Berfammlung in Berlin wird aus dem Schützenhauſe durch Soldaten ver: 
trieben. Wrangel: „Gegen Demofraten helfen nur Soldaten.“ 

. Die Nationalverfammlung in Franffurt erklärt ſich zu Gunſten ber con- 
ftituirenden Berfammlung und gegen das Miniflertum Brandenburg. — Der 
Reſt der conftituirenden VBerfammlung, aus dem Kölnijchen Rathhauſe in 
Berlin vertrieben, conftituirt fich nochmals am 


. im Hotel Milenz und beeretirt die Steuerverweigerung. 
. Schluß des ſächſiſchen Landtags. — Unruhen in Breslau, 
. Die Nationalverfammlung erflärt die Steuerverweigerung in Preußen für 


ungültig ; erflärt aber auch, daß fie die dem Preußiichen Volke gewährten 
und verheißenen Rechte und Freiheiten gegen jeden Verſuch einer Beeinträch— 
tigung ſchützen werde. 

Minijterium Fürft Schwarzenberg, Graf Stadion in Wien. — Proelama— 
tion des Reichsverweſers: „Die Neichöverfammlung hat verlangt — fie 
bat die Rechte und Freiheiten des Preußiſchen Volkes feierlichit verbürgt — 
Schuß augefagt — ihr Ausſpruch ift oberjtes Gefeg für Alle — Ich werde 
die Bürgfdaft der Mechte des Preußifchen Volkes zur Geltung bringen. 


. Gröffnung des deutjch « öfterreichifchen Landtags in Kremjier, — Fernere 


Erjchießungen in Wien. 


. Heinrich v. Gagern nah Berlin, um feinen Einfluß zu verfuchen und hin- 


fichtlich Der Kaiferwahl ind Haus zu hören. 


. Fürft Schwarzenberg verfündet die ftaatliche Einheit aller Länder Oeſterreichs, 


zuwider dem Frankfurter Befchluffe vom 27. October, wonach Deutichland 
nicht mit außerdeutjchben Staaten zu einem Staate verbunden fein und nur 
Perjonalunion ftattfinden fann. 


. Wiederöffnung der ceonftituirenden Verfammlung in Brandenburg. 
. Der Herzog von Altenburg danft ab, jein Bruder Georg tritt die Ne: 


gierung an. 


. Die Linfe macht durch ihren Austritt die VBerfammlung in Brandenburg 


bejchlußunfäbig. 


‚ Katjer Ferdinand von Deft errei ch entjagt zu Gunften feines Neffen Franz 


Joſeph. 


. Der König von Preußen löſt die eonſtituirende Verſammlung auf und oe— 


trıyirt eine Verfaſſung. 


. Der Ungarifche Heichstag in Debreezin proteftirt gegen die Abdanfung 


des Kaiſer Ferdinand. — Giegreiches Gefecht dev Defterreicher gegen die Un— 
garn bei Budatin und 


‚bei Jabowip. 
. v. Schmerlings Austritt aus dem Reichsminiſterium. Die Defterreicher, Die 


Ultramontanen und die Linfe jtimmen zufammen. 


. Gagern Präſident des deutſchen Reichsminiſteriums. 
Programm deſſen, im Sinne der Beſchlüſſe vom 27. October, — Windiſch— 


grätz beießt Preßburg ohne Widerſtand. — Die Nationalverſammlung be- 
ſchließt die Einführung der Grundrechte. 
. Verjammlung der Regierungsbevollmächtigten Leim Reichsverweſer, die Einfüß: 
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Kuss ber Grundrechte betreffend. Ungenügende biplomatifch ausweichende Er: 
rung. 


27. Raab ergicht fih Windiſchgrätz. 
28 Vroteſt Defterreich$ gegen das Gagernfche Programm 
29. Denlſchrift des deutſchen Reichsminiſteriums in der däniſchen Frage. 


Inhalt. 


Die Maſſe der Ereigniſſe und ihr Verſtändniß. Die Einheitsſidee. Warum man in 
der conitituirenden Gewalt des Parlaments den legten Rettungsanter für die Hcff- 
nungen ber Freiheit oder Einheit jab. Mangelndes Bewußtſein über den revolutios 
naiven Character ber ceonftituirenden Macht des Parlamentd. Stimmung des 
hannoverjchen Bolfes in Beziehung auf das BVerfaffungswerf Deutichlands. Das 
Vereinsweſen. Zerſpaltung ber Vereine in demofratijche und conititutionelle. Göt— 
tingen. Der conjtitutionelle Verein zu dem Schreiben vom 7. Juli. Die Sllufionen 
der Gentren der Nationalverfjammlung und der conititutionellen Vereine über den 
Rechtsſtandpunet. Proteſtationen gegen das Schreiben vom 7. Zuli. Hildesheim. 
Schützenfeſt daſelbſt. Volksverſammlung vom 19. Juli in Hannover. Zwei Adreß— 
entwürfe. Sieg des Scylägerichen Entwurfes über den Gomiteeentwurf. Gingänge 
bei der Nationalverfammlung in Beziehung auf das Schreiben vom 7. Juli; 
Erflärung der hannoverſchen Deputirten in Frankfurt. Das Aufbraujen gegen Ernft 
Auguit ein Zeichen der Schwäche der Nationalverfammlung. Witrag C. Eimon’8 
verworfen. Deputirte der Volfävereine beratben in Hannover Gentralifation derſel— 
ben. Das PVereinigungsitatut. Die Sannoverjche Zeitung. Aufruf zu einer Volks: 
verfammlung auf der Pleſſe. Tumult, Angriffe auf die Göttinger, Tödtung eines Men: 
chen. Profeſſor Wolf. v. Wangenheim, über das Geje vom 28. Juni, Die Gen: 
tralgewalt in Kritiiche Betrachtungen über die Tragweite beffelben "fein 
Gegenitand für Volksverſammlungen. Berfuche des Reichsminiſteriums, fich ein Reid) 
zu erobern. Befehl vom 16. Juli wegen Verfündigung der Uebernahme der Kriegs: 
gewalt und Anlegen beutjcher Farben. Freude im Volke darüber. Das Hannoverfche 
Militair und die deutjchen Farben. Vorbereitungen des Volkes zur Feier des 6. Aus 
guft. Die großartige Feier in Hildesheim. Die Rede Weinhagen's. Die 

eneralordre vom 6. Auguft. Die Bewegung in Hannover. Volksverſammlung auf 
dem Schüßenplage. Die Adreſſe. Antwort des Gefammtminiiteriumd und General: 
orbre. Kritik derſelben in einer NRotenburger Adreſſe. Schreiben des Gefammtmi- 
nilteriums an den Reichsverweſer. Vollmacht des Herrn v. Bothmer. Grflärung 
de8 Herrn v. Schmerling. Stüve gegen die Neaction im Innern. Neue Wahlen 
zum Parlamente. Lehverconferenz in Hannover. Zuſammenkunft ber Abgeorbneten 
der Bolfövereine in Hildesheim. Bolfswirtbichaftlicher Neformverein. Der neue va- 
terländijche Verein. Programm. Vorftandsmitgliever. Gingabe des landwirthichaft: 
lichen Verein der Herzogthümer Bremen und Verden, wie des Landes Hadeln an 
die Nationalverfammlung, Veräußerung des Grundeigenthums betreffend, Verfaſſer: 
Borried. Einwirkung des Waffenitillitandes von Malmoe. Göttinger Vürgerverein. 
Elliffen. Berliner und Wiener Greigniffe. Racheſchwur der Nordheimer bei Blum's 

Todtenfeier. Fehler der Gentren in Frankfurt. Die Grundrechte, 


Welche ungeheure Fülle der Ereignifje! Der Verfaffer hat fih nur auf 
die Zufammenftellung des Nothdürftigten bejhräntt, und eine Menge Uns 
ruhen und Aufftände in verfhiedenen Heinen Staaten (Altenburg, Sigma— 
ringen ) und das Ginrüden von Reichstruppen in dieſelben nicht erwähnt. 
Aber troß der ungemeinen geiftigen Einwirkung, die alle diefe Dinge auf 
den wahrhaft Gebilveten machen mußten, — bei Taufenden und aber Tau: 
jenden gingen fie gänzlich ohne Verſtändniß vorüber. Namentlich bei ben 
auf ihre Ideale verfeffenen Demokraten ift eine äußere Einwirkung ſchwer 
zu bemerten. Es ſchien jedoch der Gedanke, daß die conftituirende Befug— 
niß des Deutſchen Parlaments der einzige Rettungsanker für die Hoffnungen 
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der Freiheit und der Einheit fei, um fo mehr, vorzüglih bei ben Mittel- 
ftänden an Umfang und Kraft zu gewinnen, je mehr in Oeſterreich und 
Preußen die Gewalt den Verſuch vereitelte, durch conftituirende Berjamm: 
lungen zu einer Berfaflung zu kommen. Der Gebante der Einheit war 
dabei am Unflarften, während die Republikaner an eine föderative Verfaſ— 
fung daten, jprahen Andere von Bundesftaat, ohne dabei gerade den 
Einheitsftaat zu meinen, oder fi der Conſequenzen ber Kaiſerideen, obgleich 
der Siebenzehner Entwurf fie bis zur äußerten Conſequenz gezogen hatte, 
Har zu werben. Weberall, fo aud in Hannover, dachte man fi den Fort: 
beftand der Einzelftaaten als felbftverftänplih, von einem Preußiſchen Kai: 
ſerthume wollten nur Wenige etwas wiſſen, und gegen ein bloßes Aufgchen 
in Preußen wehrten fih auch die, melde nicht3 weniger, als Welfiihe Sym— 
yatbieen hatten. Es machte fich dabei natürlich der Unterfchieb zwiſchen den 
alt-hannoverfhen Provinzen und den neu erworbenen, 3. B. Oſtfriesland 
und Hildesheim geltend, in erfteren war man viel mehr preußifh, in letz— 
teren im Sinne der demofratifhen Linken deutſch. Es brach fi) immer 
mehr der Gedanke Bahn, dab auf dem verfaffungsmäßigen Wege nicht mehr 
zu einer deutſchen Verfaſſung zu gelangen jei, weil abgejeben davon, daß 
der deutihe Bundestag feine Macht und Herrlichkeit in volllommen rechtmä— 
figer Form auf den Reichsverweſer übertragen hatte, und unter beinah 
einftimmigem Jubel der Paulskirche zu Grabe geläutet war, eine Vereinba— 
rung mit den Fürften unmöglich fei, jo lange dieſe ſich nicht unter fich jelbft 
geeinigt und fo lange der Dualismus der Großmächte nicht überwunden jet, 
daß daher einzig in der Unterwerfung unter die Gentralgewalt und in der 
Stärkung der conftituirenden Macht der Nationalverfammlung Rettung liege, 
Diefe Anfiht anders ausgefproden, hieß: das deutfhe Volk hat den Wil- 
len und die Fähigkeit, durch feine eben dazu nad Frankfurt berufenen Abs 
georbneten eine einheitliche deutſche Verfaſſung zu Stande zu bringen. Der 
Gedanke, daß die conftituirende Macht des Parlaments auf revolutionärer 
Örundlage ruhe, ſich auf eine jest ſchon in den beiden deutſchen Großftaaten 
niedergefchmetterte illuſoriſche Volksſouverainität und Volksherrlichkeit ftüße, 
und daß das Schickſal, welches die conftituirende Verfammlung in Berlin 
getroffen, welches den öſterreichiſchen Reichstag ereilt, auch dem deutſchen 
Parlamente drohe, kam bis zur letzten Zeit der in diefem Gapitel behan- 
delten Epoche nur fehr Wenigen zum Bemwußtfein. In den Gemütbern der 
Hannoveraner ſchlug das Verlangen nah Deutſchlands Einheit immer tiefer 
Wurzel, ein Fortjhritt, der fih nur aus dem in der ganzen Nation er: 
wachten ungemeinen Drange zur Conftituirung eines einbeitlihen Deutſch— 
lands erllären läßt, um jo mehr, al3 man fi daneben als Bürger eines 
Hannoverfhen Staates mit eigenem jelbftftändigen Leben und Bewe— 
gen fühlte, jo daß man ſich der Hoffnung hingab, die italienifhen, die 
Berliner und Wiener Ereigniffe berührten Hannover nicht. 

Was das Innere anbetraf, jo war man im Ganzen durch das Ber: 
faſſungs- und Geſetzgebungswerk der legten Stände zufrieden geftellt, man 
war die verhaßte Adelscammer los. Was die künftige Cammer der großen 
Grundbefiger bringen würde, darüber machte man fi feine Sorgen. Pan 
vertraute dem Minifterium Bennigfen » Stüve, man vertraute Ernft Auguft, 
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daß er halten werde, was er einmal verfproden und wähnte, ber Rechts— 
ftaat ſei unantaftbar. 

Ganz anders wirkten aber die Ereigniffe, die in der Meberfiht ange- 
deutet, auf die Hoffreije ein, und wenn auch das Minifterium jet noch 
nicht mit dem Könige einen Kampf gu kämpfen hatte um die Aufrechterhal- 
tung des Minifterprogramms, jo wurde die Hofluft den bürgerlihen Minis 
ftern doch fchon zumeilen drückend, ſchon ſahen fie in dem Kreife ihrer Un: 
tergebenen bie und da mehr Reactionsgclüfte auftauchen, als ihnen lieb war. 
Stüve hat fpäter einmal geäußert, ein Minifter müſſe zugleich Hofmanı fein. 
Das Gefühl wird ihm ſchon in dieſer Zeit gekommen fein. 

Das Minifterium Bennigjen » Stüve hatte in ganz Deutſchland zuerft 
den Muth gehabt, das offen auszuſprechen, was leider die meiften Fürſten, 
Herren und Miniſter im Stillen dachten, es hatte den Muth gehabt, die 
Omnipotenz der Nationalverlfammlung offen zu bekämpfen, unter Beifall der 
eriten, unjchlüffigem Schweigen und Halbheiten der zweiten Cammer. Aber 
doch hatte man viejer Cammer nicht recht getraut und dieſelbe daher zu 
überrajhen geſucht. Der Schwindel der Begriffsverwirrung, tie die, aus 
den Händen des Herrn Ler und Genojjen in die eines Rectors Krüger über- 
gegangene Hannoverfche Zeitung im Sinne Stüve's ſich ausgebrüdt haben 
würde, hatte dort auf eine fo bevenklihe Weiſe um ſich gegriffen, daß wenn 
die Cammer zum vollen Bewußtfein des Inhalts jenes Schreibens vom 7. Juli 
gefommen wäre, fehr wahrjcheinli eine weit entjchiedenere Erklärung erfolgt 
fein würde, als ein bloßes Hoch auf den Reichsverwefer. 

In der Gefinnung des Landes hatte man fich jedenfalls getäufht, bie 
Mafje des Volkes, namentlih die Denfenden, jtanden nit mehr auf dem 
Standpuncte des Stüveſchen Rechtsbodens, und diejenigen, welche denjelben 
aus theoretifhen Gründen fefthalten wollten, wurden von Gründen der Po— 
litik abgefchredt , mit ihrer Theorie Ernjt zu madhen. Denn dab von der 
Uebereinftimmung von 38 Fürjten und Staaten nicht? mehr gehofit werden 
fonnte, darüber herrihte eine jo merfwürdige Webereinjtimmung Aller, daß 
man ſich wunderte, wie Graf Bennigjen und Stüve bier noch Heil ſuchen 
fonnten. Die Maſſe der Bevölkerung ftand theoretiih auf dem Boden der 
Voltsfouverainität, ohne das Nevolutionaire diefes Standpunctes zum Theil 
auch nur zu ahnen, jedenfalls ohne von den revolutionairen Leidenſchaften 
entflammt zu fein, die wir in Franfreich bei ähnlichen Gelegenheiten finden, 
— Gut und Blut für diefe Idee zu opfern, war eine Phrafe in Aller 
Munde —, ein Sporn zu wirffamer That wohl nur in wenigen Herzen. 

Konnte feit April feine Stadt und fein Fleden ohne Bürger: oder 
Voltsverein fein, hatten ſich jelbft auf dem Lande folhe politiihe Vereine 
gebildet, jo war doc die Entwirlung und Ausbildung derjelben beinah in 
jedem Orte verjhieden. Hier gaben Advocaten die Leiter ab, dort Paſtöre 
und Superintendenten, dort Sthulmeifter, dort einfahe Bauern, dort Bür⸗ 
ger und Handwerker. War die Leitung der Vereine in irgend guten Hän— 
den, jo hatte man für VBerfammlungen einmal in der Woche reichlich Stoff, 
und‘ das beinah allenthalben eingeführte Inſtitut der Fragfaften gab den 
Beweis, wie wißbegierig und belehrungsbevürftig das Volt war. 

An Stoffen zur Berhanplung boten fih außer ben allgemeinen 
Landes» Angelegenheiten, bauptjählih Local = Angelegenheiten ber man 
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nigfachſten Art bar. Bis zum Juni gaben in erfterer Beziehung 
der Kampf um eine conftituirende Verfammlung, die Frage nah dem 
Eincammerſyſtem beinah allen Vereinen Gelegenheit, ihre Meinung zu offen: 
baren, wobei, dies iſt nicht zu leugnen, die Stimme der Leiter beinah 
überall entjhied, denn eine eigentlihe Oxppofition gab es nit, höchſtens in 
größeren Städten eine über die Leiter hinausftürzen mwollende Partei. Als 
dieje Agitation, der wir fhon früher erwähnt haben, vorbei war, beihäf: 
tigten verjtändige Führer die Verfammlungen damit, Kenntniß der Berfaf- 
fung zu verbreiten und die Gefeggebung von 1848 zu erörtern. An der 
Gemeindeverfaffung, an den Einritungen der Städte und Fleden gab es 
überall etwas zu befjern, jedenfalls viel zu tadeln. Gegen die bloßen Tad- 
ler und Schreier fonnte man fi nidyt befjer wehren, als wenn, wie Vef- 
faffer dies als Leiter einer ſolchen Verſammlung in Hoya that, diejelben in 
eine Commijfion gewählt wurden, welche Beſſerungsvorſchläge einbringen 
follte. Viele Heine Städte verdanfen den damaligen Berfammlungen noch 
Straßenpflaiterung, Straßenerleuhtung (3. B. Dannenberg), Einrichtung 
von Märkten, — Beröffentlihung, von Unterjcleifen in der Verwaltung, 
Abjtellung der verjchiedenften Misbräuche. Sole politiihe Vereine mögen 
den Regierungen jehr unbequem fein, weil fie manches Unvernünftige ans 
und aufregen, aber fie haben ihre großen Bortheile. Verfaffer hat damals 
auf die Frage der Hannoverfhen Zeitung: „Was die Volfsvereine denn 
eigentlih wollen?" Antwort gegeben: „Die Volksvereine wollen zunächſt 
für politiihe Ausbildung, die man feit Decennien unterbrüdte, forgen, fie 
wollen das Nationalgefühl, das man feit 30 Jahren gleichfalls ſyſtematiſch 
unterbrüdte und auf falſche Bahnen leitete, Träftigen, fie wollen, daß dem 
Volke die Rechte, welche man ihm zwar verfprochen hat, die aber zum aller- 
größten Theile no zwifhen Himmel und Erde fchweben, gewährt werben, 
und weil fie in den guten Willen des hannoverſchen Minifteriums in Bes 
ziehung auf die deutſche Verfaſſung Zweifel fegen und von Frankfurt weit 
mebr erwarten, als Herr Stüve zu geben im Sinne haben möchte, wollen 
fie mit allen Kräften dahin ftreben, daß die Beichlüffe der Nationalverfamms 
lung zu Frankfurt in Hannover ausgeführt werben.” Das war es aber in 
der That auch, was man wollte — mochte man das in den Statuten jo 
oder ander, mit damals beliebten Redewendungen, ausgedrüdt haben. Am 
erregteften war man nad Hildesheim jedenfall in Göttingen, wie dies aus 
der Anweſenheit einer fo großen Anzahl Studenten leicht erflärlih. In Göt- 
tingen waren die urjprünglichen Berjammlungen von dem Generalfuperins 
tendenten Dr. Rettig und dem Dr. Bod geleitet. An der PVerfammlung , 
nahmen alle Ztände Theil, Hofräthe und Profefforen, das Beamtenthum, 
die Magijträtsmitglieder, Bürger. Als Mitte Mai die Studenten wieder 
in Göttingen eingezogen waren, hatte man diejelben mit einem Feitmahle im 
Reithauje bewilllommnet, bei welhem der Generaljuperintendent Rettig und 
der Student Lauenftein die Verbrüderung des Studenten- und Bürgerthums 
auf dem Tiſche ſymboliſch vargeftellt hatten, jest ließ man aud die Studenten 
in die Bürgerverfammlungen ein, damit aber ein Element, das ber heftige 
und jäbzornige Nettig, welcher die Präfidentenklingel zwifchen die verſam— 
melte Menge warf, nicht bändigen konnte. Mehrere Studenten fuchten re= 
publitaniihe Demonftrationen zu veranftalten, der Vereinigung aller confer- 
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vativen Elemente gelang e3 zwar, einen Veldefhen Antrag, der in verfted- 
ter Weiſe die Frage der Republit zur Abitimmung bradte, mit geringer 
Stimmenmehrheit fallen zu laffen, aber ver Tumult war unbefchreiblih und 
Rettig fühlte fich nicht mehr im Stande, das Präfivium weiter zu führen. 

Es conftituirte fih nun eine neue Bürgerverfammlung, als deren Prä— 
fidenten am 11. Juli Dr. Elliffen, Dr. jur. Hartmann (jest Profeſſor in 
Halle) und Dr. Thiermann gewählt wurden. Diejelbe wollte ein bejtimmtes 
politiihes Programm nicht aufftellen, jondern an dem Grundjage feithalten, 
bei ihren Berathbungen nur das Wohl des geſammten Baterlandes vor 
Augen zu haben; fie lud alle Mitglieder bejonderer politifher Vereine zur 
Zheilnahme ein, damit die Bürgerverfammlung als Organ des Gejammt: 
willens der Bürgerfchaft könne angejehen werden. Es überwogen in derfel: 
ben indeß die Anfichten des linfen Gentrums und der Linken der National- 
verfammlung, und weil Dr. Hartmann bei dem Präfidenten Ellifjen eine 
zu große Hinneigung zu dieſen Anfichten bei Unterftüßung eines Antrags 
wegen einer Adreſſe nah Frankfurt gefunden zu haben glaubte, trat derjelbe 
fhon am 25. Juli aus dem Vorſtande. 

Neben der Bürgerverfammlung bejtant ein hauptſächlich von Hofräthen, 
Profefjoren, Brivatdocenten und reicheren Bürgern gebilveter conjtitutioneller 
Verein. Diejer Vereim wurde hauptjählih von dem Profefjor des Rechts, 
Hermann (dem Kieler), geleitet. Es jollte fih ein Kern conftitutionell Ge— 
finnter gegen die weitergehenden Strebungen der Demokraten und Linken in 
ihm confolidiren. Doch waren, als am 22, Juli bei Oelegenheit einer 
Adreſſe an den deutjchen Verein in Leipzig ein Lob Stüve's und ein Ber: 
trauensvotum in diefe eingeflodhten werden follte, die Stimmen fi fo ent- 
gegengejegt, daß eine Heine Majorität fogar nah Hartmanns Antrage die 
Nihterwähnung Stüve's beſchloß, um nicht als dejlen Lobredner aufzutreten. 
Neben diefem Vereine hatte ſich in Göttingen noch ein ſ. g. Mittwochsträng- 
hen gebildet, das folgende Puncte als Grundlage jeiner Bejtrebungen und 
Beiprehungen hinftellte: 

1) Wir unterwerfen uns den Beichlüffen der Nationalverfammlung als 
des höchſten gejeßgebenden Organs des fouverainen deutſchen Volks. 

2) Daneben aber bejtreben wir uns, das rein demokratiſche Princip 
(Princip der Volksherrſchaft), auch wenn wir daflelbe in den Beichlüfjen 
der Nationalverfammlung nicht völlig anerkannt finden, in der Verfaſſung 
der Gemeinde, des Einzelftantes und des Gefammtftaates auf jedem geſetz— 
lihen Wege zur Geltung und Verwirklichung zu bringen, und beanjprucden 
namentlih für das deutſche Geſammtreich die Verfafjung des Freiltaats. 

3) Wir ſchließen alle folhe Grundſätze aus, melde die Heiligfeit der 
Familie und des Gigenthbums in Frage jtellen, und halten den Staat nicht 
für unbedingt verpflichtet, jedem Einzelnen Arbeit und Unterhalt zu ver: 
bürgen, wohl aber, das geiftige und materielle Wohl aller feiner Angehö- 
tigen, insbefondere auch der arbeitenden Klaſſen, nad Kräften zu befördern. 

Jeder, der fih zu biefen Grundfägen befennt und Mitglied des Ber: 
eins werben will, hat dies bei dem Präfidenten anzuzeigen und tritt nad 
geſchehener Meldung dur lektern bei der Verfammlung ohne Weiteres in 
die Gejellihaft ein, wenn nicht mindeftens drei Mitglieder die Abjtimmung 
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verlangen, in welchem Fall die Stimmenmehrheit über jeine Aufnahme ent: 
fcheidet. 

Endlich bildete fich and noch ein Bürgerverein, in dem Rettig wiederum 
die Führung übernahm mit mehr conjervativen Tendenzen und aus bürger: 
lih ariftofratifhen Glementen bejtehend. 

Zwiſchen diefen verfhiedenen Bereinen herrſchte jhon Mitte Juli in 
Göttingen eine große Spannung, welche an Feindſchaft grenzte. Man haßte 
ſich gegenfeitig, die Mitglieder des conjtitutionellen Verein! nannten die 
Mitgliever des Montagskränzchens, welche zugleich die Leiter der Bürger: 
verfammtung waren, Weberftürzungspartei, Wühler und Anardiften, jene 
diefe Heuler, Koryphäen des Stillftandes, oder mindeftens Männer, melde 
einem Brincipe, dem conftitutionellen, anbingen, weldes aller Lebenskraft 
entbehre, „das unhaltbare Product zweier widerftreitender Syfteme” jei. In 
der Volksverſammlung felbjt hatte nun aber Elliffen, Thiermann, Plathner 
und wie die hauptfädlichiten Vertreter des Princips der Volfsjouverainität hie— 
en, zu fämpfen gegen die allezeit fertige, allegeit zu den Ertremen geneigte 
Jugend, die hier durch die Studiofi Ed. Schläger, Velde u. A, vertre- 
ten war. 

Die Göttinger Bürgerverfammlung hatte ein wöchentlich zwei Mal er: 
jheinendes Organ, das Göttinger Bürgerblatt, von Elliffen redigirt, aus 
welchem wir die Bewegungen der Bürgerverfammlung genau verfolgen konn— 
ten, und ung überzeugen, daß die Spealiften und die aus dem Princip der 
Bolksfouverainität mit Confequenz argumentirenden Principienmenjchen in 
derſelben das Uebergewicht hatten, während der conititutionelle Verein glaubte, 
in fih die Klugbeit und Weisheit, das Gtaatsmännifche zu vereinigen. 
Diefer conftitutionelle Verein mar es nun aber, der, als das Schreiben 
vom 7. Juni, dejjen wir am Schluß unjeres vorigen Gapiteld gedadten, 
befannt geworden, zwei Adreſſen erließ, die eine an die Nationalverfamm: 
lung, die andere an das Gejammtminifterium, in welchen die conftituirente 
Befugniß der Nationalverfammlung ohne irgend weldhe Bedingung aners 
fannt war. 

In lebterer hieß es: 

„Wenn wir durch diefe Erklärung öffentlich anerkennen, daß die Na— 
tionalverfammlung in Geftaltung der Gefammtverfafjung Deutihlands völlig 
freie Hand bat, jo nehmen wir dagegen für den Einzeljtaat Hannover, dem 
wir angehören, die Fortdauer derjenigen Staatsform in Anſpruch, melde 
wir in ihren Grundlagen befißen, und durd Befeftigung der feit dem März 
d. J. errungenen Freiheiten im Einklange mit den Beihlüffen der National- 
verfjammlung zu ihrer vollen Wahrheit zu entwideln hoffen.“ ® 

In eriterer heißt es: 

„Mit innigem Leidwejen haben wir daher in jenen een nur 
einen Ausdruck der Abneigung und des beharrlihen Mißtrauens gegen eine 
Verſammlung erkennen können, in welde die Verfammlung mit gutem Rechte 
ihr volles Vertrauen gefegt hat.” Am Schluffe heißt es jodann: „Was 
wir in diefer Zeit won unferer Regierung ausgefproden mwünjhten, mar 
nicht eine vieldeutige Klage über Beſchränkung der Selbitjtändigfeit der Ein- 
zelftaaten, jondern der offene, unzweidentige Anſchluß an alle politifchen 
Gründungen, dur welche das gerehte und unabmweislihe Verlangen des 
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deutſchen Volkes nah einem einheitlihen, ftarten und mächtigen Deutfch- 
land befriedigt werden ſoll. Diefe Gründungen -aber find ohne die bedeu— 
tendften Beſchränkungen der Selbitftändigfeit der Einzelftaaten nah Außen 
und im Innern jo wenig möglih, daß wir eben diefe Bejchränfungen, und 
in Folge derjelben die Unterwerfung unferes Landesherrn unter die Reichs— 
tagsgewalt auf das Eifrigfte herbeimünfchen. ” 

Wir haben das Beijpiel des conftitutionellen Vereins in Göttingen ge— 
wählt, deſſen Entjtehung und Fortbildung eben die fiheriten Bürgen dafür 
waren, daß anarchiſche Beitrebungen und Wühlereien bier nicht im Spiele, 
deſſen Mitglieder zu der Elite der Univerfität, des Beamtentbums und der 
fogenannten vornehmeren Bürger gehörten. 

Und biermit kommt Berfaffer auf den Kern der Sade. Der confti« 
tutionelle Verein glaubte ſich felbit volllommen loyal und dennoch ftand er 
auf revolutionairem Boden, indem er die Souverainität der Nationalver: 
fammlung anerkannte. Diefe war. nirgends klar geſetzlich ausgefproden , 
mindeftens hatten verfchievene Regierungen vor allen aber die hannoverſche 
gegen die Deutung des oben mitgetheilten Burtesbeichluffes vom 7. April 
in diefem Sinne offen proteftirt. Cine Macht, wie der conftitutionelle Ver: 
ein der Nationalverſammlung beilegte, fonnte aud nur durch das rin: 
cip der Bolksjouverainität und Volksherrlichleit gerechtfertigt werden. Der 
Bundestag hatte die gefeßgeberifche Gewalt , welche er bis zu feiner Auflöfung 
beſaß, nicht der Nationalverfammlung, fondern deren Gentralgewalt übertragen. 
Was die Nationalverfammlung an fouverainer Macht befaß, war nur durd) die 
tepolutionaire Ujurpation des Vorparlaments , des Funfziger Ausfchuffes und 
durch eigene Zueignung erworben. „Der Beruf und die Vollmacht, eine Verfaſ— 
fung für Deutfchland zu Schaffen, liegt in der Souverainität der Nation” hatte Ga— 
gern gejagt, als er zum Bräfidenten erwählt war und die große Mehrheit 
war von diefem Worte beraufcht, fie hatte e3 aboptirt am 27. Mai dur 
die beinah einhellige Annahme des Wernerfhen Antrags: „Die Deutſche 
Nationalverfammlung, al3 das aus dem Willen und den Wahlen der Deut: 
jhen Nation herporgegangene Organ zur Begründung der Einheit und po— 
litifhen Freiheit Deutfchlands erklärt: daß alle Beſtimmungen einzelner 
Deutſcher Verfaſſungen, welche mit dem von ihm zu gründenden allgemeinen 
Verfaſſungswerke nicht übereinftimmen, nur nad Maßgabe ver lesteren als 
gültig anzuerkennen find” , und jet zum eriten Male practiih ausgeübt. 

Wer fih mit der Nationabverfammlung auf gleihen Boden ftellte, ver 
ftand nicht auf formell legalem Boden, fondern auf dem Boden der Revo: 
Iution, die Macht welche er der Nationalverfammlung vindicirte, konnte fie 
nur aus dem Volle haben und confequent hätte viefes auch nah Schaffung 
des Verfaſſungswerles um die Annahme befragt werden müſſen. Jedenfalls 
fonnte die Nationalverfammlung ihre Omnipotenz, conftituirende Macht, Sou— 
verainität oder wie man die Sade nennen mag, ben jtehenden Heeren der 
Fürften gegenüber nur behaupten, wenn das Bolf durch revolutionaire Mit: 
tel bei der Macht erhalten wurde, die es im März und April befejen. 
Das fah die Linke allein richtig ein, die Gentren der Nationalverfammlung 
und die Rechte machten ſich in dieſem Puncte Jllufionen, welden die Er: 
folglojigteit der ganzen Bewegung zuzufchreiben ift. 

In diefe Illuſionen verfielen nun auch fämmtliche conftitutionelle Ver⸗ 
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eine, nicht nur Hannover'3, ſondern ganz Deutſchlands, mochten fie fi 
Namen geben, welche fie wollten. Im Juli und Auguft beftand im ganzen 
Lande Hannover fein Verein, welcher nicht volljtändige Unterwerfung unter 
die Nationalverfammlung auf fein Banner gejchrieben hatte, und wie ich 
ihon früher einmal gejagt habe, lag der ganze Unterjihied zwifchen demo— 
fratiihen und conjtitutionellen Vereinen nur darin, daß die eriten den Zweck 
ausſprachen, mit allen Kräften der Reaction und Anarchie entgegenzuwirken, 
die andern die Phraje umdrehten und fagten, der Anarchie und Reaction 
entgegen zu wirken. 

Die Wirkung felbjt war aber eine verfchiedene: Die conftitutionellen 
Vereine, obgleich fie jelbit auf der Bafis der Revolution ftanden, ſchadeten 
überall, wo fie entftanden, der Volfsfouverainität, die fie doch proclamirten. 
Sie theilten nit nur die noch im April durhaus einheitliche Vollsmeinung , 
fondern fie gaben dem in der That und Wahrheit reactionairen Geſindel 
aller Sorten, das bis dahin das Tageslicht geſcheut hatte, den erften Halt, 
die erjte Zuflucdtsftätte, wo man fid vereinigte und wo man zu conjpiriren 
anfing, fie trieben endlich die demofratifhe Seite immer mehr zu Ertremen. 
Die Vereine nah dm Mufter des conftitutionellen Vereins in Göttingen, 
in welchem jchon am 22, Juli der Profefjor Wolf, — deſſen Darftellung feiner- 
Verhandlungen mit Stüve am 18. April jo jehr das Misfallen, felbft der 
verjehrieenen f. g. Gondeputirten erregt hatte, daß ihr Drud abgelehnt 
wurde, — den Mantel jo jehr nah dem Winde gedreht hatte, daß er als 
Lobredner dejjelben Mannes auftrat, den er damals farrifirte und weit zu 
überjehen meinte, haben denn auch im Hannoverihen beftändig nachgegeben 
und nacgegeben, bis nichts mehr nadzugeben war und ein Theil der Lei- 
ter derjelben bat fich bei den fjpäteren Reactionen wejentlich betheiligt. Es 
waren eine Menge höchſt ehrenhafter, aber gänzlid ſchwacher Mitglieder in 
diefen Vereinen, die gar nicht mußten und glaubten, daß fie etwas nicht 
loyales begonnen, wenn fie die Souverainität der Nationalverjammlung auf 
ihre Fahne ſchrieben, die ſich vielmehr für äußerſt loyal hielten, weil fie in 
ihrem Bereine feinen Menjchen duldeten, der es auszuſprechen wagte, daß 
Republik eine noch beffere, noch erwünſchtere Staatsform jei, als conftitus 
tionelle Monarchie mit breitejten demofratiihen Grundlagen, wenn gleich für 
jetzt unerreihbar. Mocte in Berlin, wo der Pöbel alle Clubs beherrſchte 
und nur die Lindenmüller® und Genojjen zu Worte famen, die Bildung eines 
conftitutionellen Clubs, wie Grelinger, Pruß u. a. ihn jtifteten, geboten 
jein, um dem Bürgertum einen Anhaltspunct und eine Stüße zu gewäh— 
ren, in Göttingen war das nicht nöthig, überhaupt in Hannover nicht, wo 
der Pöbel nirgend irgends eine Herrſchaft erlangt hatte, und to höchſtens 
die Leidenjchaftlichfeit eines Rettig, eben durch Anweſenheit und, mo 
nöthig, Rede der mäßigen Glemente moderiert werden mußte, — 

x Alle Hannoverfhen Vereine kamen nun hoch durh das Schreiben vom 
1. Juli und fie wurden nicht etwa von einer Gentralitelle, die es damals 
noch nicht gab, aufgeſtachelt, jondern überall fühlte man heraus, daß 
wenn aus einer deutihen VBerfajlung etwas werden folle, Anfihten und 
Grundjäge, wie fie in diefem Schreiben ausgeſprochen waren, nicht aufkom— 
men dürften, Je mehr ein Verein oder feine Führer zur Karen Einſicht 
von den wejentlihen Principien gelommen, je mehr derſelbe von der Omni⸗ 
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potenz; der Nationalverfammlung und dem Grund derfelben, der Souverai- 
nität des Volks durchdrungen war und das Bewußtſein der eigenen Volks⸗ 
herrlichkeit hatte, (und das war es, was am wenigſten fehlte), in je ſtär— 
feren Ausdrücken fielen die Grflärungen aus, die meift gleichzeitig einmal 
an die Nationalverfammlung ala Unterthänigfeitserlärungen, an das Gejammt- 
minifterium in Form von Proteſten, Erllärungen u. f. w. abgelaſſen wur— 
den. Verfaſſer hat eine große Sammlung folder Demonitrationen vor fi, 
indeß iſt daraus faum etwas mitzutheilen, da alle in der Sache überein- 
ftimmen. Nur die Verhandlungen in Hildesheim erregen nterejje, weil 
der Landdroſt Dr. Th. Meyer an venfelben Theil nahm und die Erklärung 
des Königs vertheidigte, während der provijorishe Bürgermeilter Wyneden 
diejelbe vom materiellen Standpuncte aus in Schug nahm, indem er darauf 
binwies, Hannovers Lage und Zollverhältniffe gewährten dem Lande pecus 
niäre BVortheile (er dachte wahricheinlih an den Stader- und den unbedeu- 
tenderen Weſerzoll) und Hannover werde jährlih mindejtens 800,000 Thlr. 
bei einer Reichgeinheit einbüßen. Das Alles mahte aber wenig Eindrud 
und, auf ©egenrede des Advocaten C. Götting und Dr. med. Evel, nahm 
die Verfammlung durch Acclamation den Borjchlag des Letztern an, den 
Proteft gegen das Schreiben vom 7. Juli bei dem bevorjtehenden Schützen— 
fefte in allen Zelten zur Unterzeihnung vorzulegen. Dieſes Schützenfeſt, 
das dann in der nächſten Woche begangen wurde, war jo großartig demo— 
kratiſch, wie feines vorher und feines nachher, man ſchien jelbjt vergeflen 
zu haben, daß Weinhagen und viele andere Hildesheimer noch immer -in 
Unterfuhungshaft jaßen. 

In der Refidenz felbft war man wegen des Schügenhofjubels,, der dies 
Mal außerorbentliher Art war, da die Bürgergarde außergewöhnliche Ans 
ftalten zur Feier gemacht, da der Hof, mindeltens der Kronprinzlihe Hof 
dabei gegenwärtig und die Hofdamen und Gräfinnen mit gewöhnlichen Bür— 
gergardiften, wie e3 jhien, mit Behagen und froh, die läjtige Hofetifette 
einmal abwerfen zu fünnen, ihr Tänzchen machten, jpäter als es wohl jonjt 
der Fall gewejen, am 19. Juli zur Berathung der Sache gegangen. In 
ver Volksverſammlung, welcher Gallin vorjtand , und in welcher der Depu— 
tirte der Reſidenz, Rath Wahsmuth gegenwärtig war, trat zum eriten Male 
der Unterfjchied der Theilnehmer deutlich hervor. ES wurden zwei Noreb- 
entwürfe vorgelegt, der eine von dem Comitee des Bolksvereind, der andere 
von Dr. Schläger. Die Verjammlung war ſehr ſtürmiſch, namentlich durch die 
Gallerieen. Es ſcheint, daß die Mitglieder des Volksvereins einen gewiſſen 
geringen Gelobeitrag zahlten und dafür nur nah Einzeihnung Mitglieder 
wurden, während die Gallerien dem nicht zahlenden Publico als Zuhörer 
geöffnet waren. Dieje Gallerien machten fih nun bei diefer Berhandlung 
mehrfah unnüß, jo daß der Präfident fih zu der Erklärung veranlaßt ſah: 
„Das Gefindel auf der Gallerie, weldes gepfiffen hat, ift zu verachten!” 
Die Adreſſe des Comitee's wurde vom Director der polytehniihen Schule, 
Karmarſch, von dem Präfidirenden Callin, vom Advocaten Lüders und Rath 
Wachsmuth vwertheidigt, unterlag jedoch gegen die entjchievenere Adreſſe des 
Dr. Schläger, für melde der Schriftiteller Cohen (Honed, bis dahin Mit: 
rebacteur der Morgenzeitung, von welder er ausfhied, weil Harrys bei ber 
Mittheilung der Verhandlungen der Rationalverfammlung vom 14. Juli 
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Genfurftriche angewendet hatte), Dr. Menſching und Schläger in die Schrans 

fen traten, fie lautete: 

„Die Unterzeihneten, Bewohner der königlichen Refidenzitadt Hannover, 
fühlen fi gedrungen, der conftituirenden Reihsverfammlung Folgendes zu 
erklären: 

„Es hat, wie bekannt, königliches Geſammtminiſterium am 7. Juli an 
die der Zeit verſammelten Stände ein Schreiben erlaſſen, worin über die 
Stellung Hannover's der conſtituirenden Reichsverſammlung und der Reichs— 
gewalt gegenüber ſich eine Anſicht ausſpricht, welche das hannoverſche Volk 
als die ſeinige nicht anerkennen kann. 

„Es würde ſonſt dem Namen des Hannoveraners eine gleiche Gefahr 
drohen, wie zu jener Zeit, wo das Volk nicht Kraft genug hatte, eine zu 
Recht beſtehende Verfaſſung aufrecht zu erhalten. Solche Gefahr, ſolcher 
Schein des Feſthaltens an engherzigen ſonderbündleriſchen Beſtrebungen kann 
nur abgewandt werden, wenn der Erklärung des königlichen Geſammtmini— 
ſterii eine entſchiedene Erklärung des Volks entgegentritt, wenn öffentlich 
Zeugniß abgelegt wird, daß das Miniſterium, als es jenes beklagenswerthe 
Schreiben erließ, nicht im Sinne des Volkes gehandelt habe. Unſere Ab— 
geordneten in der conſtituirenden Reichsverſammlung haben, mit nur weni— 
gen Ausnahmen, eine Erklärung abgegeben, die wir als völlig anpaſſend 
bezeichnen müſſen und der wir unſere Beiſtimmung nicht verſagen können. 
Von verſchiedenen Orten des Landes hat ſich gleichfalls die Stimme des 
Volks über den Schritt des Miniſterii kundgegeben. Wir wollen und dürfen 
darin nicht zurückſtehen. Man ſoll uns nicht den Vorwurf machen, daß wir 
als Bewohner der Reſidenz nicht im Stande ſeien, uns eine ſelbſtſtändige 
Meinung über die politiſchen Zuſtände des Vaterlandes zu bewahren. Wir 
ſehen uns demnach veranlaßt, “in Bezug auf das Schreiben des Gefammt- 
minijterii vom 7. Juli zu erklären: 

1) Die Wahl des Reichsverweſers ift von der Nationalverfammlung auf 
volllommen redhtsverbindliche Weife volljogen und über alle formelle 
und materielle Bedenken für jest und alle Zukunft erhaben, 

2) die Nationalverfammlung ift durch das fouveraine Volt, mit Einſtim— 
mung der Regierung, al3 eine conftituirende erwählt, und folglich allein 
competent, die Verfaſſung Deutichlands zu ſchaffen, 

3) wir unterwerfen ung den Anordnungen der proviforifhen Gentral- 
gewalt und den Beichlüffen der Nationalverfammlung, 

4) wir vertrauen zu der Nationalverfammlung, daß ſie bei dem neuen 
Berfaflungswerfe die Selbititändigfeit der einzelnen Länder nur in fo 
weit bejchränfen werde, als es die vorherrſchende Rückſicht auf vie 
Einheit und Macht Deutſchlands erheiſcht.“ 

Die Anhänger des Comitee's ſchienen ſich dem Majoritätsbeſchluſſe ine 
deß nicht gefügt zu haben, denn am 25. Juli nahmen die Herren ©. F. Brade- 
buſch, Dr. ©. Hoyns, Profefior Dr. Telllampf die erfte Adreſſe auf und 
forderten zu deren Unterzeihnung auf. Dieſe Comiteeadrefje ließ die Prin— 
cipienfrage unentſchieden, fie lautete: 

„Mit unbegrenzter Freude, mit aus dem Herzen fommendem Jubel 
bat Deutihlands gejammtes Bolt die Wahl eines proviforifhen Reichsver⸗ 
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weſers in der erlaudten Perſon Seiner Kaiferlihen Hoheit, des Erzherzogs 
Johann von Dejterreih, vernommen. 

„Auch die Hannoveraner nehmen an diefen Gefühlen und an den in 
joldem wichtigen Zeitpuncte neubelebten Hoffnungen für des großen Vater: 
lande® Glüd und Gedeihen den innigften Antheil, 

„Wenn aber das beveutungsvolle Ereigniß zu einer hinlänglich befann- 
ten, vom 7. d. M. datirten, Erklärung der Königlich Hannoverſchen Regie: 
rung an die hiefige Ständeverfammlung Anlaß gegeben hat, fo finden da= 
durch die ehrerbietigit unterzeichneten Bewohner der Nefidenzitadt Hannover 
ih gedrungen, zur Vermeidung aller Zweifel hiermit die Verfiherung ab 
zugeben und vor hoher Nationalverfammlung niederzulegen : 

„dab fie ihrerjeits für heilige Pflicht halten, die Beſchlüſſe der hohen 
Nationalverfammlung al3 verbindlich anzuerkennen und ſich der aufgeftell- 
ten Gentralgewalt zu unterwerfen. 

„Sie ſprechen dies in Uebereinjtimmung mit der von den Hannoverfchen 
Deputirten in Frankfurt gegebenen Erllärung mit um jo größerer Wärme 
aus, als fie durchdrungen find von der Weberzeugung, daß die erfehnte 
Einigung Deutſchlands auf einem andern Wege nie zu erreichen fein würde." 

Nah den jtenographifhen Berichten der Nationalverfammlung find im 
Juli bis Mitte Auguft bei diejer Adreſſen und Erklärungen gegen das Screi- 
ben vom 7. Juli eingegangen: von Fallersleben, vom Borjtande des Volks: 
vereins in Münden, von 282 Ginwohnern Göttingen’S, von dem conftitu= 
tionellen Vereine in Göttingen, Proteſt vieler Einwohner von Osnabrüd, 
Erklärung der Einwohner der Stadt Celle, Erklärung der Göttinger Bürger: 
verfammlung, Adreſſe vieler Einwohner Rotenburg's, Adreſſe des Volks— 
vereins von Diepholz, Proteitation des Bürgervereins zu Alfeld, Erklärung 
des Bürgervereins zu Lüneburg, Erklärung der Wahlmänner des 19. Wahlbe- 
zirks (Bremifche Geeſt), Proteſt der Cinwohner der Stadt Verden, Verwahrung 
des Vereins zu Meppen nebjt Proteſt gegen das Verfahren des Abgeord— 
neten Deymann, Erklärung vieler Bewohner von Nienburg, des Volksver⸗ 
eins zu Celle, ver Vollsverſammlung zu Nordheim, Verwahrung von 629 Bür- 
gern der Stadt Norden, desgleihen der Aemter Barfinghaufen und Blume— 
nau, Erklärung der Bürgerverfammlung zu Moringen, Vertrauensadrejje der 
Einwohner der Voigtei Gren, Amts Meppen, an die Nationalverfammlung 
nebjt Proteft gegen Deymann, Adreſſe der Bürger und Einwohner Emdens, 
Adreſſe von Hildesheim, Eingabe von Stade, Protejt mehrerer Einwohner 
von Aihendorf gegen Deymann, Adreſſe von Bramjhe, Crllärung der 
Mahlmänner zu Papenburg, Erklärung des Localvereing zur Förderung df- 
fentliher Intereſſen zu Hajelünne, Erklärung der Volksverſammlung zu Ein- 
bet, Adreſſe vieler Einwohner der Nefidenz Hannover, Erklärung der Ein: 
wohner des Amts Verden, Vertrauensadrefje an die Nationalverfammlung 
von den Fleden Bruchhauſen, Moor, Vilſen und Umgegend, Petition des 
Dr. Otto Volger, die Beijhlüffe der Volksverfammlung auf der Plefje be— 
treffend. — So bat man damals aus Hannover, während gleichzeitig uns 
zählige Petitionen aus katholifhen Ländern, dur die Geiſtlichen angeregt, 
um gänzlihe Unabhängigkeit der Kirche vom Staate baten, während bie 
jähfifchen Vaterlandsvereine gegen die Wahl eines unverantwortlihen Reichs⸗ 
verwefers ſich erklärten, die deutjhen Vereine Sachſens Zuftimmungserklä- 
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rungen zu der Wahl fhidten, und aus den badifhen Landen eine große 
Anzahl Bittjhriften einliefen, melde vie Zulaſſung Heders zu der National- 
verjammlung verlangten. 

Zum Theil gleichzeitig, zum Theil vor Abfajjung diejer Adreſſen hatten 
am 12, Juli fämmtlihe hannoverfhe Deputirte in der Nationalverfammlung, 
mit alleiniger Ausnahme Detmold3 und Deymann's, über diejenige Erfläs 
rung ſich geeinigt, welde in Anlage XXI. abgedrudt ift — die Deputirten 
v. Bothmer und Zum Sande waren abwejend geweſen. Die Unterzeichner 
diefer Erklärung hatten geglaubt, dadurd eine Terhandlung über das Schrei: 
ben vom 7. Juli in der Nationalverfjammlung abzuwenden, melde durd 
einen Dringlichkeitsantrag Weſendoncks bevorftand, der dahin lautete: die 
Nationalverfammlung wolle dem Reichsverweſer dringend empfehlen, die in 
dem Schreiben vom 7. Juli enthaltenen Bedenken und Vorbehalte gegen die 
Befugnifje der Nationalverfammlung und des NReichsverwejers durch das zu 
ernennende verantwortlide Minijterium fofort entſchieden zurüdzumeifen. 

Vergebens bemühten jih Grumbredt, Lang, Breufing, den Sturm zu 
beihwören und Uebergang zur Tagesordnung zu erreihen. Eine Menge Ans 
träge wurden geftellt und nach vielen großen und erjchütternden Reden 
wurde der Antrag Wydenbrugks angenommen: „Die Gentralgewalt möge die 
unummundene Anerkennung der Centralgewalt und des Gefeges darüber von 
der Staatsregierung des Königreihs Hannover fordern,” — Die Protes 
ftation erjter Cammer wurde mit feiner Silbe erwähnt, wie fam das? 
wollte man diejelbe todtjchweigen oder fannte man fie nicht? — Wenn man 
die Reden lieft, die bei dieſer Gelegenheit gehalten wurden, wo ſelbſt ein 
Mitglied des rechten Centrums, Baſſermann, äußerte, nachdem er den Ver: 
ſuch der Linken in der Nationalverfammlung von Berlin, fi den Beſchlüſſen 
der Nationalverfammlung zu entziehen, erwähnt hatte: „wer der Einheit 
einen Schlagbaum in den Weg werfe, den wollen wir zermalmen, komme 
die Reaction oom Throne oder komme fie von der linken Seite,” ver follte 
glauben, daß die Nationalverfammlung damals auf dem Gipfelpuncte ihrer 
Macht gejtanden hätte. Und doh war das Aufbraufen gegen Ernft Auguft 
ein Zeihen der Schwäche, ſchon hatte Oeſterreich, wie der Caſſelaner Schwar- 
zenberg daran erinnerte, eine Erklärung abgegeben, die fich geradezu auf 
den Staatenbund jtellte, Bayern hatte einen Reichsverfaffungsentwurf im 
gleihen Sinne veröffentliht, Preußen hatte ji vorbehalten, daß aus der 
Buftimmung zu der Wahl des Reichsverweſers feine Art von Gonfequenz ge— 
folgert werde und zu alle dem hatte man gejchwiegen. Ja, als in derſel— 
ben Sigung 8. Simon von Trier den Antrag ftellte: die deutſche National: 
verfammlung, nad Einfiht der Erklärung des Preußifchen Minifterpräfidenten 
v. Auerswald über die Wahl des Reichsverweſers in der Sitzung vom 4. Juli 
der preußiſchen conftituirenden Verfammlung, weiſ't jeden Verſuch der Ein- 
zelregierungen,, die Selbitjtändigfeit und unbedingte Gültigkeit der von ihr 
gefaßten und nod zu fallenden Beihlüffe in Frage zu ftellen, mit Entſchie⸗ 
denheit zurüd” — verweigerte die VBerfammlung dem Antragjteller das 
Mort, die Dringlichfeit feines Antrags zu begründen, und verwies damit 
die Sache zu den unzähligen anderen Anträgen, für die es feine Tagesord- 
nung gab. — Während man aljo in Hannover felbjt die bedeutendften An— 
ftrengungen machte, die conftituirende Gewalt der Nationalverfammlung zur 
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Anerkennung zu bringen, wagte dieje nicht, die von Defterreih, Preußen 
und Bayern gegen fie gejhehenen offenfundigen Angriffe vor ihr Forum zu 
jieben, drohte aber doh mit Zermalmen Hannovers und der Kleinjtaaten. 

Es ift im vorigen Capitel der Einladung an vie bejtehenden Volksver— 
eine in Hannover ſchon erwähnt, Deputirte auf den 15. Juli nah Hanno: 
ver zu jenden, welde eine Vereinigung der Bolfsvereine berathen follten. 
Die Verfammlung, in welcher anwejend waren: Weſtrum und Gottsleben, 
Advocaten aus Hildesheim, Procurator Wyneden aus Stade, Dr. med. 
Riehn aus Eftebrügge, Dr. Oppermann aus Hoya, Kaufmann Gudemill 
und Dr. Grund aus Alfeld, Dr. Eckels aus Beine, Dr. Schrader aus 
Diepholz, Kaufmann Deppe aus Diterode, Director Karmarſch und Literat 
Cohen aus Hannover, Dr. Conring aus Fallersleben, Dr. Müller und 
Dr. Matthäi aus Verden, Geometer Brüggemann aus Gleidingen, Guts— 
befiger v. d. Horit aus Rotenburg, Dr. Glimmann aus Uelzen, Commu— 
nionzehntner Hagemann aus Goslar, Bürgermeilter Dröge und Bürgerde— 
putirter Biſchoff aus Gartow, Dr. Gerding aus Gelle, Hofbejiger Conrad 
Hönneke aus Hobenhameln, Hofbefiger Heinefe aus Boisum, Fueß aus Mo— 
ringen — berieth in breitägiger Verfammlung 12 95 eines Bereinigungs- 
ftatut in jo ermüdender und jurijtifch ſpitzfindiger Weiſe, daß die Zuhörer 
aus der öffentlich gehaltenen Berfammlung ſich bald entfernten. Der Kern 
des Statuts bejtand in Folgendem: 

$ 1. Die Bollsvereine im Königreich Hannover verbinden fi in der 
Abfiht, den politiihen Sinn und das Bewußtjein der nationalen Einigung 
im Bolfe zu beleben und zu fräftigen, dem Volke die gebührenden Rechte 
zu erhalten und bezüglich zu erringen, der Neaction und der Geſeßloſigkeit 
entgegen zu wirken, insbefondere die Beſchlüſſe der Reichsverjammlung durch 
alle gejeslihen Mittel nah Kräften gegen Sonderbejtrebungen zu unterjti- 
ben, daneben aber aud die fpeciellen Angelegenheiten unjeres Landes im 
Auge zu behalten. 

$ 2. Um diefen Zwed deſto ficherer zu erreichen, fnüpfen die Han— 
noverfhen Vollsvereine gleiher Richtung durd Bildung eines Centralcomitee 
ein Band unter fih, und juchen eine Verbindung mit den Volksvereinen 
des übrigen deutihen Wuterlandes, die denjelben Zwed verfolgen, anzu— 
bahnen.- 

$ 3. Diejes Centralcomitee ift das Organ der dem Verbande beige- 
tretenen Volfsvereine in ihrer gemeinſchaftlichen Wirkjamteit. 

8 T. Die dem Verbande beigetretenen Volksvereine unterwerfen jich 
den durch die Mehrheit gefaßten Beihlüffen des Centralcomitee's, aud wenn 
fie für diefes Mal das beſchließende Gentralcomitee nicht beſchickt haben. 

Außerdem vereinigte man ſich: 

„den einzelnen Volksvereinen zu empfehlen, jchleunigit eine Adreſſe an 
die Neihsverfammlung zu erlajien, worin unter einfacher Erklärung ge 
gen das Schreiben des Gejammtminifterii vom 7. Juli die Anerkennung 
der Beichlüffe der Nationalverfammlung zu Frankfurt a. M. und die 
Unterwerfung unter die Gentralgewalt ausgeſprochen und bemerkt wurde,« 
dab man obige Erflärung um jo mehr als die Stimme des Hannover: 
ihen Volks anfehen dürfe, als dejjen Abgeordneten mit einer einzigen 
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Ausnahme für den in Bezug auf jenes Schreiben gefaßten Beihluß ver 
Reichsverfammlung geftimmt haben.” 

Die Meiften der Anwejenden berichteten, dab ähnliche Schritte von 
ihren Gomittenten ſchon gejhehen feien. ine Zufammenfunft von Abge: 
ordneten der Volksvereine jollte alle 3 Monate, zunächſt am 15. October 
in Hildesheim ftattfinden. 

Die Hannoverfhe Zeitung war über dieje Goitcentration ſehr aufges 
bracht, ſprach von Agenten des demofratifchen Clubs, welche das Land durch— 
zogen, Göttingen aufgemwühlt, dort einen Filialclub gejtiftet hätten, und 
ſchloß: wenn die hannoverihen Bolfsvereine ih an das Frankfurter Mon— 
tagskränzchen nicht anſchließen wollten, jo würden fie jih mit dem Bayer: 
bofihen Club verbinden. Diejer Club war aber als eine Verbindung der 
wildeften Art in Hannover verrufen. Ihren Zwed, die Volksvereine vom 
Beitritt abzuhalten, erreichte das officiöfe Blatt nicht, wohl aber erbitterte 
es die in der That Verläumdeten, wie es denn auch ſchon früher auf alberne 
Weiſe die Eyjtruper Volksverſammlung mit Berliner, Frankfurter, ja ‘Bas 
riſer demokratiſchen Agitationen in Berbindung gebradt hatte. 

63 verbürgten größtentheils jchon die Namen der in Hannover ver: 
fammelten Männer, daß Ertravaganzen nicht vorfallen würden und wie vor- 
fihtig man felbit bei Beurtheilung des Schreibens vom 7. Juli war, zeigt 
der vorhin mitgetheilte Antrag, wie die $$ 1—2 der Statuten. So ruhig 
beurtheilte man freilich das erjtere im Göttingſchen nicht. In der Adreſſe 
des Bürgervereins war der Wunſch ausgeiproden: „Die Nationalverfamm: 
lung mödte bei der Ernennung des Neichsverwefers dejjen Verantwortlichkeit 
gegen jie, und feine Verpflichtung, ihre Beichlüffe zu vollziehen, ausprüdlich 
bejtimmt haben“, dies war, fo viel wir willen, im ganzen Lande die ein= 
zige misbilligende Neuerung an die Nationalverjammlung jelbjt über die 
Unverantmwortlichkeit, und fie wurde von Elliffen in Nro. 3 des Bürgerblatts 
vortrefflic vertheidigt. Der Bürgerverein jelbjt war aber den jüngeren 
Leuten in Göttingen noch lange nicht weit genug gegangen. Deshalb erlieh 
der Privatvocent Dr. philos. ©. 9. O. Bolger am 27, Juli in Göttingen 
folgenden öffentlihen Aufruf: 

„In Betracht der gefahrwollen Lage des Deutjchen Baterlandes gegen- 
über den hoben und niedrigen Feinden der friedlichen und freiheitlichen 
Entwidlung zur Einheit und Größe der Deutjchen Nation — insbejondere 
in Betracht der Gefahren der Sonderbündlerei, in melde die Hannoverfche 
Bevölkerung durch gewiſſe, allgemein befannte, und mit Entrüjtung vom 
Deutihen Volke aufgenommene, minijterielle Aetenjtüde gerathen, und der 
Zweifel, welchem unjere treue Deutſche Gefinnung vor dem ganzen Pater: 
lande auf eine unfere Ehre bedrohende Weije preisgegeben ift — berufe ich 
hiermit eine allgemeine Volksverſammlung der Provinzen Grubenhagen und 
Göttingen, welde am Sonntage den 30. Juli, Nachmittags 2 Uhr, auf 
der Plefje bei Bovenden unweit Göttingen gehalten werden wird. 

„Auf der Tagesordnung fteht: 

„1) eine Adreſſe an die Deutjche Nationalverfammlung zu Frankfurt 
zur Beurkundung unjerer Deutſchen Gefinnung; 

„2) eine Adreſſe an des Minifters Stüve Ercellenz, Mißbilligung ges 
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wiſſer befannter Minifterialhandlungen und Bitte um Nefignation des Mi- 
nifteriums enthaltend; 

„3) eine Adreſſe an unjers allergnädigiten Königs Majeftät, mit der 
Bitte um Veränderung des Minifteriums und um Auflöfung der bisherigen 
(jest nur vertagten) und Berufung einer neuen conftituivenden Ständever- 
jammlung ; 

„Alle Gejellihaften, Vereine und Körperihaften, welcher Art fie jeien, 
werden gebeten, Abgeoronete zu bevollmädtigen, alle einzelnen Staatsbür— 
ger aber erfucht, im Falle eigener Behinderung Freunde gemeinfam in ihrem 
Namen jhriftlih zu beauftragen, 

Dr. philos. ©. H. D. Bolger, Docent zu Göttingen. “ 

Dieje Verfammlung auf der Plejje würde, da fie nur von Göttinger 
Studenten und Philiftern befuht war, faum der Erwähnung werth fein, 
wäre nicht in Folge verjelben ein Menjchenleben verloren gegangen, das 
einzige, was bei den Vollsbewegungen im Hannoverjchen überhaupt verlo- 
ren gegangen if. Man redete auf der Pleſſe nämlich im Sinne des Auf: 
rufs und mochte das Minifterium mit Ehrentiteln, wie Baterlandsverräther, 
nicht verjchonen. 

Ein durch Rohheit jeit Jahren exrcellirender Domainenpäcter in Edvie- 
haufen, Schmwiegerjohn des Magiitratspirector Ebell in Göttingen, ſuchte 
nun Oppofition zu machen, jedenfalls auf jehr plumpe Weije, weshalb man 
ihn gewaltjam von der Pleſſe entfernte. Später fielen Sinechte und Tages 
löhner aus Eddiehauſen, wo Jedermann von der Domaine abhängig it, 
über die ih in Mariafpring beim Tanz vergnügende Jugend ber. Der 
Angriff wurde freilich zurüdgefchlagen , wiederholte ſich aber, als ſich die 
Göttinger nah Haufe zurüdziehen wollten, bei Bovenden in verftärkter Maße. 
Viele wurden arg mishandelt, jelbit Frauen nicht geihont. Die Göttinger 
zogen ſich nach Rauſchenwaſſer zurüd und ſchickten nad der Stadt um Hülfe, 
Von dort brachen 2 Compagnien Bürgergarde wider Willen des Commanz 
direnden los und führten die Zurücdgebliebenen dur Bovenden. Da ging 
e3 natürlich ohne Tumult und Prügelei nicht ab und es warb ein junger 
Burſche aus Göttingen von einem unbefannt gebliebenen Bovender Einwoh— 
ner erſchoſſen. Einige Tage fpäter trieb der Göttinger Pöbel alle Dienft- 
boten aus Bovenden und alle Bauern, die daher zu Markte gelommen, aus 
der Stadt und demolirte die Fenfter des Profeſſor Wolf, ver fich nicht ficher 
bielt und entfloh — eine Abſchiedsproclamation an die Eden ſchlagen laf- 
fend. Der bisherige Chef der Bürgerwehr, Oberſt a. D. Bauer, 
nahm jeinen Abſchied, der Novelliit Philipp Otto v. Münchhauſen trat an 
deſſen Stelle. Der Landdroſt Meyer kam von Hildesheim, belobte vie Bür— 
gerverjammlung wegen ihres ruhigen Sinnes; die Unterfuhung wegen Ans 
ftiftung und Todtſchlag hatte feinen Erfolg, wendete jich aber ſchließlich gegen 
Dr. Bolger und einen Dr. med. Hefe, der auf ver Pleſſe als Vicepräfis 
dent fungirt hatte. Beide flüchteten und wurden ftedbrieflid verfolgt. Das 
waren die erjten und lekten Unruhen in Göttingen. 

Man muß, wenn man irgend unparteiijch fein will, dem hannover: 
jhen Diplomaten, der damals in Frankfurt war, Necht geben, das Geſetz 
vom 28. Juni, aus 15 $$ und kaum veppelt jo viel Zeilen bejtehend, war 
von einer jo lakoniſchen Kürze, dab bei der Unbejtimmtheit und —— 
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der Begriffe jever Schritt der Gentralgewalt Competenzconflicte mit den ein- 
zelnen Regierungen nad fich ziehen mußte. Mit Net erhob MWangenheim 
die Frage: „Dit mit dem Gejese die Verwandlung Deutihlands aus einem 
Staatenbunde in einen Bundesjtaat geihehen? Sind damit die Fundamen— 
talgejeße des Bundes, die Bundesacte und Wiener Schlußacte befeitigt oder 
beruht auf ihnen noch fortwährend die völferrehtlihe Exiſtenz von Deutſch— 
land?" Daß die Gentralgewalt die vollziehbende Gewalt zu üben habe in 
allen Angelegenheiten, welche die allgemeine ee und Wohlfahrt 
des deutſchen Bundes betreffen, wie der $ 2 jagte, war viel leichter gejagt 
als gethban. Wer jollte entfcheiden , wenn der einzelne Staat jagte: „Diefe 
Anordnung jchlägt aber nit in das Gebiet der allgemeinen Sicherheit und 
Wohlfahrt! Wo war das Erecutionsmittel?” Freilich ſagte derſelbe 8 
sub b.: „Die Gentralgewalt habe die Oberleitung der gefammten bewaff: 
neten Macht zu übernehmen und die Oberbefehlshaber verjelben zu ernennen. ” 

„Aber“, fragt der hannoverjche Diplomat wiederum: „Was ijt ges 
jammte bewaffnete Macht? das bisherige Bundescontingent? oder Alles, 
was waffenfähig und waffenpflihtig? werden die Truppen für bejtimmte 
Zwede oder für beftimmte Zeiten als Neichstruppen angejehen oder ftehen 
fie, gleid wie im Kriege, jo im Frieden, unter dem Oberbefehle der Cen- 
tralgewalt? Iſt die gefammte preußifhe und weldher Theil der öjterreichi- 
ihen Armee darunter verjtanden 2” 

Das waren Fragen, welde in Volfsverfammlungen und Bollsvereinen 
nicht" erörtert werden fonnten, weil fie dort überall fein Verſtändniß fanden, 
die jih aber vie Nationalverfammlung vorlegen mußte, wenn fie über vie 
Tragweite des $ 2 einen Maren Gedanken haben wollte. Das fcheint aber 
nach den Verhandlungen nicht geſchehen zu fein, ob jene Fragen in dem 
Ausſchuſſe angeregt find, fteht dahin. Das Reihsminifterium, das fih erſt 
ein Reich erobern mußte, machte einen Verfuh, wie weit jeine Macht reiche. 

Durch die Frankfurter Oberpoftamtsgeitung in ihrem amtlihen Theile 
wurde am 21. Juli befannt: 

„Durd Befehl vom 16. d. M. bat das Reichsfriegsminifterium den 
Sandesfriegsminifterien eröffnet, daß der Erzherzog Reichsverweſer die Ober: 
leitung der gefammten deutjhen Macht übernommen babe, Es hätten die 
Kriegsminifterien am Sonntag den 6. Auguft 1848 alle deutichen Bundes: 
truppen in ihren Garnifonen in Parade ausrüden zu lafjen, ihnen die Ue— 
bernahme der Oberleitung, unter Verlefung des Aufrufes: „An das deutſche 
Bol," zur Kunde bringen, zum Ausprude der Huldigung ein dreimaliges 
Hoh dem Reichsverweſer ausbringen und dies, wo es die Umftände erlau: 
ben, durch dreimalige Gejhüsjalven begleiten zu laffen. Bon diefem Tage 
an jeien dann da, wo es bisher noch nicht gefchehen, die deutjchen Farben 
anzulegen, und zwar in Cocarden an den Kopfbededungen und in Bändern 
an den Fahnen,“ 

Diefe Nachricht erregte bei allen Volks- und conjtitutionellen Vereinen 
in Hannover eine um jo größere Freude, ald man in diefen Kreifen nur 
die Ferm des Decretirend fannte, die Form diplomatiiher Vermittlung 
haßte, als man der Nationalverfammlung in Verbindung mit der Central- 
— überall die Macht zutraute, jeden Widerſtand zu brechen und zu 

eſiegen. 
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E3-trat noch ein nicht außer Acht zu laſſender Moment hinzu, vie 
Freude über diejen Schritt zu vergrößern. Von einer größeren Anzahl, na: 
mentlih jüngerer hannoverſcher Offiziere, und abermals hauptſächlich von 
Gavallerieoffizieren, war den deutjchen Farben, dem Symbol deutſcher Ein- 
heit, bei mehrfacher Gelegenheit offene Misachtung gezeigt, man hatte die 
Eocarde verjpottet, jelbit auf gemeine Reiter war diefer Haß ihrer Offiziere 
gegen das Schwarz: Roth= Gold übertragen und wurde in öffentlichen Blät— 
tern» glaubhaft berichtet, dab Hufaren davon gefproden: fie wollten die Frei: 
beitsfahne, wie fie eine fehwarz=roth goldene Fahne genannt, ihrer Zeit 
Ihon wieder von den Häufern berabreißen. Man jah nun mit einem ge= 
wiſſen Triumph ſolche Leute gezwungen, vom Neiche ber gezwungen, vie 
deutfhe Cocarde ſelbſt anzulegen. — Das Volt bereitete fi überall zur 
Feier des 6. Auguft und zu einer ihm nicht einmal abgeforderten Huldigung 
des Reichsverweſers. Der 6. Auguft ging aud worüber ohne allen militai- 
riſchen Pomp. Den Soldaten wurde der befannte Armeebefehl innerhalb der 
Gafernen vorgelefen, deutjche Farben wurden nicht angelegt. Dagegen war 
in Hannover und allen hannoverfhen Orten, wo e3 Bürgerwehr gab, große 
Parade und Hohs auf den Reichsverweſer. Wahrhaft großartig war” die 
Feier in Hildesheim, die dortige Zeitung berichtet, daß die Feier. größere 
Einigung der Parteien hervorgerufen. 

„seder Stand, jede, Corporation, jedes Alter und Geſchlecht war zahl: 
reih bei dem endlofen Feſtzuge vertreten, der fih Nachmittags zwiſchen 5 
und 7 Uhr duch die Stadt bewegte. Der Zug wurde eröffnet dur das 
Bürgercavalleriecorps,, diefem folgten die zu Feſtordnern erwählten Herren 
Advocaten Weinhagen — der erjt kürzlich der Unterfuhungshaft entlajfen 
war —, Weſtrum und Ludewig, diefen ſchloſſen fih die Mitglieder ver 
Geijtlichkeit aller Confeffionen an und eröffneten den Zug ſämmtlicher Kna— 
ben: und Mädchenſchulen, welcher von den Schülern beider Gymnafien und 
den Studenten und Profefjoren der katholiſch-theologiſchen Facultät geſchloſ— 
fen wurde. Der Zug der Frauen und Jungfrauen, geihmüdt mit den 
deutſchen Farben, gab dem Feftzuge das jchönfte Golorit. Mit vielem Ge: 
ihmad hatte man „der Anmuth die Kraft” angeſchloſſen; nämlid unmittel- 
bar hinter den Damen folgte das rüftige Männercorp® der Turner, theils 
in grünen Bloufen, theil3 in blauen Turnjaden. Die Haltung des Corps 
war durchaus imponirend. An die Turner jchloffen ſich die Gewerke, unter 
melden die Gefellen des Bädergewerls in weißen Mützen und mit einer 
prächtigen weißen Fahne allgemeine Aufmerkfamkeit erregten. Der ganze 
Feltzug wurde von zahlreihen Mitgliedern der Bürgerwehr und der übrigen 
Bürgerfhaft geſchloſſen. Aus dem Dfterthore hinaus über die Steingrube 
zog man nad dem Berge, der vielleicht feit der Belagerung der Stadt durch 
Pappenheim, nicht wieder eine jo ungeheure Menichenmenge trug. Auf der 
höchſten Spite des Berges wggen tüchtige Vorbereitungen zu einem weithin 
leuchtenden Freudenfeuer Pers. bier jammelte man ſich in feierlider 
Stimmung. Zunädft richtete Herr Weinhagen Worte an die VBerfammelten, 
in denen es u. a. heißt: „Die deutfhen Fürften werden nicht die Völker 
mit hohlen Worten und leeren Berjprehungen getäufcht haben wollen! Möge 
ed daher ihnen gelingen, ſtets fih mit folhen Rathgebern zu umgeben, 
welche Fähigkeit und aufrichtigen Willen haben, fie in edler Gelbftwerleug- 
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nung und Gerectigfeitsliebe zu unterjtügen, das dur den Gefammtmwillen 
des deutichen Volkes begonnene und durch die ungetheilte Billigung der 
deutſchen Fürften geheiligte Werk deutſcher Einheit, Kraft und Größe nad) 
Außen und nah Innen fortvauern zu helfen, — mög’ es ihnen gelingen, 
fern zu halten ſolche Minifter, welche in jelbftfüchtiger Verblendung und 
knechtiſcher Dienitbarkeit Hochverratb an dem deutſchen Gejammtvaterlande 
und gegen ihr eigenes Heimathland begehen, indem fie ihres Fürften Wort 
vreben und veuteln, — Saamen der Zwietracht ſäen zwiſchen deutjchen 
Stammgenojjen, zwiſchen Fürft und Voll, — verſuchen das deutſche Vater- 
(and in das alte chaotiſche Nichts zurüd zu jchleudern und zur. Beritörung 
des jhönen Friedenswerks die Schredniffe einer blutigen Revolution herauf: 
zubeſchwören. Unjerer Könige Wort werde lebendige Wahrheit... . Deutſch⸗ 
lands Zukunft wird dann nicht in Blut getränft! Der Grund zur Verwirk⸗— 
lihung diejer bejeligenden Hoffnung ift bereit$ gelegt duch den Geſammt— 
willen des deutschen Volks; — durch die freie Wahl feiner frei gewählten 
Vertreter in Frankfurt ift eine oberfte deutjche Gefammtgewalt geihaffen und 
an die Spitze deſſelben geitellt — ein Neichsverwefer, — jebt der vielges 
liebte Erzherzog Johann von Dejterreih, ein deutiher Mann, einfah von 
Sitten, von lauterem Character, voll von aufrichtiger, wahrer Bürgerfreund- 
lichkeit, frei von Wortbruch. Ihm huldigen wir hier vor Gott und Men 
ihen als deutſchem Neich3oberhaupte, — indem mir dem Reichsverweſer, 
dem vielgeliebten Erzherzog Johann ein Lebehoh rufen: Er lebe body! 
(Nah dem Imaligen Lebehoch.) Und dann lafjen Sie Uns zum Andenken 
an dieje Feieritunde diefen Berg von heute an — Johannisberg — heißen. 
Er heiße Johannisberg!“ and. jur. Dettmar fprad dann zu der Ber- 
ſammlung. „Heilige Pflicht ift es”, jagte er u. a., „daß jeder Egoismus, 
jede Partei verftumme; der Einheit mag fogar die Freiheit Einiges opfern. 
— Nach vielfahen Hochs auf die deutſche Einheit und den Reichsverweſer, 
loderte das Freudenfeuer empor, und gab mit den auf vielen, vielen Höhe— 
puncten des Fürſtenthums, jo weit das Auge reichte, hochaufflammenden Feuern 
einen erhebenden Beweis von der freudigen Theilnahme, welche die Anbah— 
nung der deutjchen Einheit und Freiheit in unferer Provinz hervorgerufen 
= Die vom Johannisberge Zurückkehrenden empfing die feitlich erleuchtete 
tadt.“ 

Die Zeitungen der nächſten Tage enthalten aus allen größeren und 
kleineren Städten eine Menge Feſtbeſchreibungen. Man muß dabei erwä— 
gen, daß dieſe Feierlichkeiten von feiner Seite geboten waren, daß fie in 
der That aus freien Herzen famen, wenn aud die Führer der Volksver— 
jammlungen und Vereine die Veranlaſſung dazu gaben. — Während die 
Hannoverfche Bürgerwehr am 6. Auguft zur firhlihen Feier in die geihmüd- 
ten Gotteshäufer 309 und Nachmittags in der Nähe des Schügenhaujes dem 
Reichsverweſer ihre Hulvigung darbrachte, tige dem Militair durch Gene— 
talordre befannt gemacht, daß der Erzherzog Johann zum Reichsverweſer 
erwählt fei, wozu der König feine Zuftimmung gegeben habe, und daß zu 
den Befugniſſen des Reichsverweſers auch die Oberleitung der deutfchen Heere, 
wie folhe bisher der Bundesverfammlung zugeftanden, gehöre. „Sobald es 
zum Schuße Deutjchlands erforderlich ift, werde Ich Euch befehlen‘, Eure 
Heeresabtheilungen denen der übrigen deutihen Staaten unter Oberleitung 
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des Reichsverweſers anzuschließen.” — Das mar nicht das, was der Reichs: 
friegsminijter gewollt, was das Volk erwartet hatte. 

In Folge der Nichtahtung des vom Neihskriegsminifter erlaffenen Be- 
febls entjtand nun in der Reſidenz eine, namentlich von der Bürgerwehr 
wie von den Hauptrednern im Vollsvereine getragene Bewegung, die um jo 
mebr ihr Bedenkliches hatte, als in dem benahbarten Braunjchweig es dem 
Volfe gelungen war, die verfagte Duafihuldigung zu erzwingen und nachdem 
dieje am 6. Auguft vorſchriftsmäßig vollzogen war, ein Verbrüderungsfeft 
zwiſchen Linie und Bürgerwehr ftattgefunden hatte. Die (zufällige?) An: 
wejenheit des Abgeoroneten Prof. Zahariä, welder in der Bahnhofshalle 
am Abend des 6. Auguft zu dem Volke redete, vermehrte die Bewegung. 

Dr. Hoyns, einer der beliebtejten Redner des hannoverichen Volksver— 
ans, Fündete, nachdem Zachariä gejprodhen, eine Volksverfammlung vor dem 
Schüsenhaufe für den folgenden Tag an. Zettel an den Straßeneden luden 
zu diefer Verfammlung ein. Die gejchäftsführenden Mitglieder der hanno— 
verfhen Bolfsvereine, Dr. Gerving aus Celle und Dr. Weſtrum aus Hil- 
desheim, erjhienen mit Deputirten aus diefen Städten, um mit Hannover 
gemeinjame Schritte zu thun. Cine vom Dr. Hoyns entworfene Adreſſe an 
den König, in welcher gebeten war, „das tief erjchütterte Vertrauen auf 
die gejeglihe Entwidelung unjerer Zujtände wiederberzuftellen und zu dem 
Ende Höchſtdero Näthe beauftragen zu wollen, nicht allein die verlangte mi- 
litairiſche Huldigung fchleunigjt anzuordnen, jondern auch jedes etwa nod) 
obſchwebende Mipverhältnig mit der proviforiihen Gentralgewalt gründlich 
zu bejeitigen.” 

Wie am 6., jo hatte man auh am 7. Auguit die Truppen in ben 
Caſernen conjignirt und zwei Bataillone Bürgerwehr unter das Gewehr tres 
ten laffen, um etwaige Unruhen zu werhüten. Es verlief aber an beiden 
Zagen Alles in der volllommenjten Ruhe, was wahrjcheinlih nicht der Fall 
gewejen wäre, wenn es Dr. Hoyns nicht gelungen, die bewegten Mafjen 
am 7. Augujt von dem Zuge vor das Palais abzuhalten, wozu eine Menge 
Graltirter drängte, 

Die Petition wurde in Hannover, Celle, Hildesheim von circa 5000 
Perfonen unterzeichnet, eine Deputation der Vollsvereine follte diejelbe dem 
Könige am 9. Auguft perjünlih überreichen. Diejelbe wurde jedod nicht 
zugelaſſen, ſondern erhielt nur die Verficherung , daß die Bitten erwogen wer: 
den follten. Die Aufnahme, welche die Deputation (Lehrer Callin, Dr. Hoyns, 
Dr. Gerding, Aovocat Weſtrum) jedoch von dem Minijter des Aeußern, 
Grafen Bennigjen erhielt, ſchien den Volkswünſchen günftiger zu jein, da 
fie das Nefultat gewährte, man habe höheren Orts weniger an der Sade, 
al3 an dem Formfehler des Herrn v. Peucker Anſtoß genommen, 

Eine definitive Entfcheidung wurde aus dem Oejammtminijterium big 
zum 12. Auguſt zugejagt. Diejelbe lautete: 

„Die unter dem 9. d. M. Seiner Majeftät überreichte Eingabe einer 
größern Anzahl von Einwohnern der Städte Hannover, Celle und Hildes- 
beim ift von Allerhöchjtvemjelben uns zur Beſcheidung übergeben und find 
wir im Stande, darauf den Bittjtellern Folgendes zu eröffnen: 

Seine Majeftät haben aus der gedachten Eingabe gern erfehen, daß bie 
Bittfteller diejenigen Aufopferungen, mit welchen Seine Majeltät zur For⸗ 
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derung der Freiheit und Einheit Deutichlands mitzuwirken feit dem März 
diefes Jahres fich ftet3 haben bereit finden laffen, vankbar erkennen, und 
die Gefühle Seiner Majeftät rüdfichtlih der glüdlih vollzogenen Mahl des 
Reichsverwejers theilen. Seine Majeftät beharren in der unveränderten 
Ueberzeugung, dab die Erhaltung des Friedens, der Wohlfahrt, der Frei: 
beit, der Ehre und des Rechts in Deutjchland nur zu erreichen ift durch 
die innigite Verbindung aller Theile des gefammten Baterlandes, daß aber 
diefe nur allein zu erjtreben jei auf dem Wege der wahren inneren Eini- 
gung und des gegenfeitigen Vertrauens, und nicht erreicht werden könne 
durch bloße äußere Formen, welche bei der großen Verfchiedenheit der deut— 
ihen Staaten und ihrer nothmwendigen äußeren Verbindungen und ihrer in= 
nern Zufammenfeßung nur durch den wahren Geift der Eintracht den Ver— 
bältniffen angepaßt werden können. 

Menn Seine Majeftät es für Ihre Pflicht gehalten haben, Sid über 
diefe Schwierigkeiten ftet3 mit völliger Offenheit zu äußern, weil ja diefelben 
nur dann vermieden werden fünnen, wenn man fi ihrer nach allen Seiten 
hin vollfommen bewußt ift: fo ift die angeftrengtefte Thätigfeit deshalb nur 
um fo mehr ftet3 darauf gerichtet gewefen, und wird ferner darauf gerichtet 
fein, dieſelben in der Art zu befeitigen, daß fein Theil Deutſchlands der 
vollftändigen Theilnahme an der zu gründenden Verfaffung entzogen und kei: 
ner in feiner Freiheit und feinem Rechte unbillig beeinträchtigt werde. 

Seine Majeftät haben zu bedauern, daß dieſe Ihre Handlungsweife 
zur Zeit nicht überall in ihrer richtigen Bedeutung erkannt ift. Allerhödhft- 
diejelben dürfen aber vertrauen, daß joldhe, wenn fie einmal im Zuſammen— 
bange zu überfehen fein wird, ſich der Anerkennung nicht bloß Ihrer getreuen 
Hannoveraner, fondern alle Derer zu erfreuen haben werde, die e3 mit 
Deutihlands Einheit und Recht wahrhaft gut meinen. 

Wenn nun die DVittfteller die Beforgniß hegen, daß Gonflicte der Res 
gierung Seiner Majejtät mit der proviforishen Gentralgewalt entftanden feien, 
welde allerdings beflagenswerthe Folgen mit fih führen fünnten: fo gereicht 
e3 ung zur Öenugthuung, denfelben ferner eröffnen zu können, daß zu dies 
jer Beſorgniß durchaus fein Grund vorliegt, daß vielmehr die geihäftlichen 
Verbindungen auf völlig befriedigende Weife ihren Fortgang haben, und 
daß namentlich wegen des Verhältniffes der Truppen zur proviforiihen Cen— 
tralgewalt denjelben durch Allerhöchjte Generalorvre vom 6. d. M. das Nö— 
thige bereit3 mitgetheilt. Ueberdies ift die Anlegung der deutihen Farben 
an den Fahnen und Cocarden von Seiner Majejtät bereit beſchloſſen und 
wird noch darüber der Armee das Nöthige forderfamft eröffnet werden. 

Hannover, den 11. Auguft 1848. 

Königlih Hannoverfches Gefammtminifterium. 
Bennigfen.” 

Dieje Antwort fand ihre fchärfite Kritik in einer am 15. Auguft von 
Rotenburg ausgehenden Adreſſe an den König*), nur daß der Berfaffer 
verjelben (v. d. Horit?) die oben erwähnte Unbeftimmtbeit des Geſetzes vom 
28. Juni misfannte, und daffelbe für ein feftes äußeres Gefeß hielt. „Soll, 
bieß es in berjelben, nur ein immer individuelles Particularregierungsvers 





*) Vaterlandsblätter von Dr. Schläger, Nr. 61, S. 247. 
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trauen und inneres Ginverftänpniß nad Gefallen den Gehorfam gewähren 
oder verfagen und die Reichsgewalt in dauernder Schwebe zwiſchen Sein und 
Nichtfein erhalten, jo ift die Zukunft Deutſchlands feinen Feinden preisge- 
geben." Ferner: „Die imponirende Achtung, weldhe das zur Bundegeinheit 
erftehende Deutjchland in den erften großen Umrifjen den europäifchen Mäch— 
ten einflößte, ift im BZurüdweihen begriffen. Darnah wird der bänijche 
Friede feine Bedingungen von anderer Seite und nicht von Deutfchland er: 
halten, und die politiihe Ehre Deutſchlands, welche nad den Reichsbeſchlüſ— 
fen an diefem Frieden hängt, kann in Webereinftimmung mit dem Grlaß am 
11. d. M. dur eine politifhe Ehre Hannover’3 nimmer Erſatz finden.” 

Die Generalorvre vom 12, Auguft, welche das Anlegen deutſcher Far: 
ben anordnete, fagte, weil die Mehrzahl ver deutihen Staaten biejelben 
als Erfennungszeihen angelegt hätten, fo folle dies in Hannover auch ge— 
ſchehen. Man vermied aljo gerade wieder das Charakteriftiihe, Alles was 
an Einheit, Reid, Centralgewalt, jelbjt was an die Generalorvre des Reichs: 
minifter8 irgend erinnerte, 

Beide Erlafje entſprachen den Volkswünſchen nicht, daher überall neue 
. Vollsverfammlungen und Adreſſen, von denen wir nur den Schluß der von 
ber Reſidenz an die Nationalverfammlung am 13. Auguſt erlaffenen,, der 
nah notarieller Beglaubigung 1350 Perſonen beiftimmten, erwähnen: 

„Leider hat uns jedoch die im Namen Seiner Majeftät dur Königliches 
Gefammtminifterium uns ertheilte, gleichfalls ergebenjt beigelegte, Antwort 
keineswegs befriedigen können. Mit tiefem Bedauern, aber feften Sinnes, 
müfjen deshalb wir Einwohner der Refidenzftadt Hannover unferer hohen 
Reihsregierung erflären, daß mir über das DVerhältniß unſers Landes zu 
unjerm großen theuern Baterlande, deſſen Einheit das höchſte Ziel unferes 
Strebens ift, anders denken, als unfere Regierung; wir müfjen erllären, 
daß wir der hoben Reihsregierung und ber Nationalverfjammlung unbedingt 
ergeben find und daß mir mit volliter Zuverficht vertrauen, es werde die 
hohe Reihsgewalt in ihrer Weisheit Mittel finden, jeden MWiderftand 
gegen ihre zur Ehre, Madht und Größe Deutſchlands gefaßten 
Beihlüffe, er fomme von welder Seite er wolle, mit Allge— 
walt zu beugen.“ 

Wenn der conftitutionelle Verein in Göttingen diefer Adreſſe beitrat, 
jo darf dies nah dem Standpuncte defjelben, den wir oben erörtert, nicht 
wundern, wenn aber aud die Anhänger, Freunde und alten Mitkämpfer 
Stüve's in Osnabrüd, die fih bisher in einem fogenannten vaterländijhen 
Vereine von dem demotratifhen Bereine fern gehalten hatten, bereit zeig- 
ten, einem neuen Dereine beizutreten, der fih unter dem Namen Volks— 
verein das Biel feste, die Beſchlüſſe der Reichsverſammlung zur Anerkennung 
zu bringen, wenn das Schreiben vom 7. Juli und die Manipulationen des 
Minifteriums fi der Unterorbnung unter die Gentralgewalt zu entziehen, 
aud die Stüvianer zu Proteften veranlaßte, jo war das ein bemerkens— 
werthes Zeichen der Zeit. 

Unter dem Eindrude diefer Vollsbewegung wurde denn am 10. Auguft 
in einer Sitzung des Gejammtminifteriums das befannte Schreiben des letz⸗ 
teren an den Reichsverweſer gleihen Datums berathen und beſchloſſen. Das: 
jelbe entihuldigt das Schreiben 'ver Regierung vom 7. Juli an die Stände, 
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und weiſ't auf ihre Beiftimmung nad dem Erlaß defjelben zu dem Beſchluß 
der Bundesverfammlung vom 12. Juli durd das Organ ihres Bundesges 
fandten hin. Sie könnte deshalb behufs der gewünſchten Anerkennung jener 
Beſchlüſſe der Nationalverfammlung bei diefer Hinweifung vielleiht ftehen 
bleiben, wenn nicht die dem Inhaber der provijoriihen Gentralgewalt und 
der Nationalverfammlung ihrerſeits gewidmete, hohe Ahtung den 
Wunſch einer offenen und rüdhaltlofen (2) Erklärung in ihr rege machte. 
Denn ihre früheren Anerkennungsbedenken jeien gemilvdert durch die Ueber: 
zeugung, daß die Nationalverjammlung aus dem gegenwärtigen Falle Feine 
weiteren Gonjequenzen ziehen werde, völlig befeitigt durch die Annahme des 
Erzherzogs ſelbſt. Durch dieſe jei nämlich die Bedingung, unter welder 
Se, Majeftät erflärten, jeine Bedenken niht geltend zu maden, einge- 
treten. Die Regierung habe ſonach ihre Anerkennung der Beichlüffe der 
Nationalverfammlung in einer Weiſe ausgejprohen, deren Unummundenheit 
durch die amtliche Veröffentlichung in der hannoverihen Gejegfammlung und 
duch die eröffnete Communication mit dem neuen Reichsminiſterium auf 
das Beſtimmteſte in das rechte Licht geitellt werde. 

Dieje Haltung der Regierung wird noch ergänzt dur die Vollmacht, 
welche Herr v. Bothmer als Bevollmäcdtigter bei der Centralgewalt erhielt. 
Nach der in den hannoverſchen Actenjtüden, Seite 123 davon mitgetheilten 
Abſchrift iſt diejelbe nicht contrafignirt gewejen , dagegen von Ernjt Auguft 
eigenhändig unterjchrieben, und lautet nach gewöhnlihem Eingange: „Dems 
nach beauftragen und bevollmädtigen Wir ihn mit der proviforischen deut— 
ſchen Gentralgewalt jowohl allein, al3 auch collegialiih mit den Bevollmäch— 
tigten der andern deutſchen Staaten in's Einvernehmen zu treten, Mitthei— 
lungen zu machen und für unfere Regierung entgegenzunehmen, überhaupt 
über die Rechte und Intereſſen des Königreihs Hannover, wie nicht minder 
die des geſammten Deutſchlands, beratbend, jo wie erforderlichen Falls 
zuftimmend, zu vertreten und zu wahren. Was Unjer genannter Bes 
vollmädtigte ſolchergeſtalt eröffnen, erklären und verhandeln wird, ver: 
iprehen wir, genehm zu halten.“ 

Menn Herr v. Bothmer nun dem Neichsminifterium eine Erklärung 
des Inhalts ausgeftellt hat: „Im meiner Eigenſchaft als Bevollmädtigter 
der königlich hannoverſchen Regierung bin ich in den Stand gejebt, die 
gewünjhte unummundene Anerkennung der Gentralgewalt und des Geſetzes 
über diejelbe auszuſprechen“, jo fann man allerdings jagen, er habe über 
die ausgeführte Vollmacht hinaus gehandelt, wenn aber Herr v. Schmerling 
in der Sitzung der Nationalverfammlung vom 21. Auguft über den Inhalt 
und die Form der Vollmacht fagte: — „dieſe Vollmacht enthält unter Con 
trafignatur eines verantwortlichen Minifterd und der Unterzeichnung des Kö— 
nigs die ausprüdliche Ermächtigung für Herrn Carl v. Bothmer, alle Er: 
Härungen Namens feiner Regierung volljtändig abzugeben”, (jtenographi- 
fher Beriht, Seite 1624) jo war dies einfah unwahr. Ob Herr 
v. Bothmer in diejer Sigung oder in der folgenden bei Genehmigung des 
Protocoll3 anweſend war, wiſſen wir nicht; jedenfall® war das Bravo ber 
Nationalverfammlung über die unummwundene Anerkennung der Gentralgewalt 
von Hannover ein voreiliges. 

Bennigjen= Stüve hatten geglaubt, mit’ den Kräften, welche fi dem 
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Polizei- und Patriarchaliſchen Staate jo anhänglich erwieſen hatten, daß 
ihnen Beifeitefegung des Nechts nur eine Kleinigkeit erfchien in dem von 
ihnen neu gejhaffenen, zum größten Theile noch auf dem Papiere jtebenden 
Rechtsſtaate, weiter regieren zu fünnen. Wie groß der Irrthum derſelben 
gewejen war, konnte jeder in der Provinz jehen, der, wie 3. B. der Vers 
fafjer dieſes, mit. Beamten, die in dem alten Syſteme ergraut waren, 
täglich verkehren mußte. Es ftanden da nicht nur böfer Wille entgegen, 
jondern noch viel häufiger die gänzliche Unfähigkeit , ſich in das neue Leben, 
was geihaffen werden follte, hinein zu denken, zu verjtehen, was und wie 
von Seiten der Beamten auf das Volk gewirkt werden follte. Sobald man 
das Streben des Minifteriums ſah, den Einfluß der Voltsvereine und Volks- 
verfammlungen zu ſchwächen, fih Frankfurt nur fo weit unterzuordnen, als 
man dies hannoverſchen oder welfiihen Dynaftieinterejfen für angemeſſen 
bielt, die Auctorität der Regierung überall aufrecht zu erhalten, glaubten 
viele Beamte, alle Verheißungen wären nur Schein, um das aufgeregte Bolt 
zu täufhen, der eigentlihe Wunſch der Regierung fei aber nur der, fobald 
als möglih in die alten Bahnen einzulenten. Läſſige Befolgungen der Aus- 
führungsveroronungen neuer Gejege und Ausichreiben, ja offenbarer oder 
verſteckter Widerſtand, ftrenge Anwendung veralteter Geſetze und Polizeiver— 
ordnungen, welche mit dem Principe von ſelbſt gefallen waren, machten ſich 
bie und da geltend. Wenn man z. B. in Duderſtadt ſchon Mitte Juli 
glaubte, eine Haushälterin des Oberamtmann Haug — die Duderjtädter 
Lola Montes — welche im März auf allgemeinen Wunſch ausgewiejen war, 
wieberfommen laffen zu dürfen und dadurch Aufläufe und Katenmufifen vers 
anlaßte, jo fann man ungefähr denken, wie ähnliche Beamte, als diejer 
Oberamtmann, in Dingen, wo fie jogar eine geſetzliche oder polizeiliche Vor— 
ſchrift für ſich hatten, hauf’ten. 

Stüve erließ am 19. Auguſt dasjenige Ausfhreiben an die Landdro— 
fteien, welches wir in Anlage XXIV. mittheilen. Wenn er darin Dem: « 
jenigen, der nicht die Kraft im fich fühlte, in dem neuen Geijte zu handeln, 
zugleich aber auch dem Ernite des Geſetzes volle Geltung zu verſchaffen, 
rieth, dab er einer Aufgabe ſich entichlage, der er nicht gewachſen jei, jo 
war das wieder ein Zeihen, daß er die Staatsviener nach fich ſelbſt beur- 
teilte. Keiner hat dem Rathe Folge geleitet, als Here Cammerdirector 
v. Voß, an den derjelbe nicht einmal gerichtet war. Die Kreuzritter in 
Berlin, als fie zum Regimente gelangten, mußten es anders zu machen. 
In welcher kurzen Zeit hatten fie fämmtliche Stellen von Einfluß und reis 
her Dotirung mit Leuten ihrer Gefinnung bejegt. Die reactionairen Beam— 
ten lachten ins Fäufthen und wenn der conftitutionelle Club in Göttingen 
auch feine Webereinftimmung mit den Grundſätzen des Neferipts zu Protocoll 
erflätte, jo waren viele Mitglieder deſſelben im Stillen nit jehr er— 
baut davon. ? 

Daß es dem Minifterium indefjen, wenn es politiihe Zwecke galt, 
jelbft auf eine Heine Rechtöverlegung nicht antam, bewies die Anordnung, 
wonah Neumahlen für die Nationalverfammlung (Profeffor Albreht für 
Harburg, Deconom Schmidt aus einem der Lüneburger Wahlkreife hatten 
tefignirt, fpäter reſignirte noh Schagrath Merkel) durch die im Mai gewahl⸗ 
ten Wahlmänner vorgenommen wurden. Hierdurch wurde offenbar ein Recht 
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der Urmwähler verlegt, denn wenn aud die Verorbnung, melde die Wahl 
nah Frankfurt regelte, nichts davon fagte, war es doch ſelbſtverſtändlich, 
daß die FZunctionen der Wahlmänner aufbörten, jobald die von ihnen ge— 
wählten Deputirten eintraten. Für Schmidt wurde der Amtmann v, Quin- 
tus-Icilius, für Albrecht ein verdienjtvoller Gymnafiallehrer Gravenborft, 
jpäter für Merkel ver Regierungsrath Lodemanı gewählt, und um dies gleich 
bier zu erwähnen, als im Februar der Syndicus Lang refignirte, wurde 
an feiner Stelle der Advocat v. d. Horft II. gewählt. 

Am 2. October trat in Hannover eine Art Parlament von Lehrern der 
höheren Schulanftalten zufammen, um in Gegenwart des Unterrichtsminifters 
Braun und des Oberjhulcollegiums ihre Anfihten über Reorganifation des 
Gymnaſialweſens und der höheren Unterrichtsanjtalten auszujprehen. _ Die 
Stellung der Schule zum Staate, die Drganifation der Schule nad Innen, 
die äußere Stellung der Lehrer, wurde beiproden. Die Stände hatten zu 
der Konferenz 1000 Thlr. bewilligt. Es waren 15 Directoren und 22 Leh— 
rer der Pädagogien und Gymnafien, 11 Rectoren der Progymnafien 6 Tage 
verjammelt. Die Verhandlungen wurden in öffentlichen Blättern mitgetheilt 
und bejproden. *) Ein weiteres Refultat ſcheint die Sahe nicht gehabt zu 
haben. 

Mitte October verfammelten fih auch die Vertreter der Volksvereine in 
Hildesheim zum ftatutenmäßigen Gentralcomitee. Aber es fehlte dieſem Co— 
mitee eine eigentlide Tagesordnnng und man debattirte in Ermangelung fol- 
her 5. B. über die Frage, ob die Verfaffung vom 5. September auf gejeß- 
lihem Wege zu Stande gefommen und ob nicht eine conjtituirende Verſamm— 
lung das zu erftrebende Heilmittel fei. Die politifche Unreife der Antragfteller 
zu dharafterijiren, bedarf es wohl feiner weiteren Anführungen. Tiſchler— 
meilter Stehan, ein Deputirter des hannoverfhen Volksvereins, wollte, daß 
das Minijterium die Arbeit organifire, ein Lohn: und Tarifſyſtem für jede 

Arbeit aufitelle. Solche rohe volfswirthihaftliche Anfichten durften laut wer: 
den, wenn fie auch von der Majorität zurüdgewiejen wurden. Das perjön: 
lihe Zufammenfein der Hauptführer, das Gewöhnen an parlamentariſche 
Debatte mochte fein Gutes haben, die Rejultate der Verhandlungen des 
Gentralcomitee’3 aber waren äußerft mager. Dod mag regiftrirt werden, 
daß man in Hildesheim bejchloß, ſich nad Kräften gegen unnüge Titulaturen 
zu wehren, namentlich das Wohlgeboren und Hodhmwohlgeboren zu vermeiden. 

Man jah nah folhen Vorgängen wohl die Nothwendigfeit ein, einen 
volt3wirthihaftlihen Reformverein zu gründen, wozu Dr. Schläger, Dr. Men 
Ihing, Landcommiſſair v. Honjtedt u. a. fchon Ende September aufgefordert 
hatten. Der Verein fam zu Stande, brachte e8 aber nicht zu einer langen 
Lebensdauer, obgleih er nah Berichten in öffentlichen Blättern die bedeu— 
tenditen volkswirthſchaftlichen Capacitäten Hannover’3 zufammenführte. Herr 
Ried beabjihtigte ein großartiges Gelvinftitut in dem Weſen einer Zettelbant 
nad ſchottiſchem Mufter an die Spitze zu ftellen, worin alle Staatseinkünfte 
fließen jollten. 

Don größerem Grfolge war aber Ende November die Bildung eines 


*) MWeferzeitung Nro. 1508. — Hannoversche Morgenzeitung Nro. 176. 178. 180, 
— Sonntagsblatt der Hannoverjchen Zeitung Nro. 268. 
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vaterländifchen Vereins in Hannover. Das Minifterium hatte etwas jpät eingeje- 
hen, daß das Schmähen und Berläumden Derer, die ſich als Führer der Vereine 
zeigten, durch die Hannoverſche Zeitung zu feinem Rejultate oder zu einem, dem 
beabfihtigten entgegengejesten, führe, daß die Vereine etwas mebr jeien, 
als ein krankhafter Auswuchs der Märztage, dab man vielmehr, um auf 
die Maſſe zu wirken, ſich derjelben als Mittel bedienen müſſe. Der neue Ver: 
ein zeigte ſchon dadurch, daß der Negierungsrath Starde an der Spise jtand, 
daß er in Webereinftimmung mit der Negierung entitand, obgleid der Ab- 
jaß des $ 1 nichts weniger als Stüve zufagend fein mochte. Aber es ging 
ohne dieje Beitimmung einmal nicht mebr. 

F 1. Der Verein ift ein politiſcher. Er will 1.) unerſchütterlich 
fefthalten an den ſeit den Märztagen dem Volke zugeficherten Rechten; 2) 
er will mit Kraft dahin wirken, daß die gegebenen Verheißungen, joweit 
es noch nicht geſchehen, eine Wahrheit werden; 3) er will jeden Fortſchritt 
im Sinne der conftitutionellen Monardie auf demokratiſcher Grundlage thun- 
lift fördern; 4) er will die Verwirklihung der Beſchlüſſe der National 
verfammlung zu Frankfurt, als des höchſten gefeglihen Organes für Deutſch- 
(and, und will dahin wirken, daß dieje mit dem Willen des Volkes über: 
einftimmend ausfallen; 5) er will die Regierung unterjtügen, wenn fie dies 
jen Grundfägen entjpricht, jo wie allen anarchiſchen und reactionairen Be— 
ftrebungen entſchieden entgegentreten; 6) er will Hand in Hand gehen mit 
den Beitrebungen der Volls- und ähnliher Vereine; fo lange und jo weit 
diefe auf dem Boden der wahren Freiheit fi bewegen; 7) er will helfen, 
fo viel an ihm ift, das gejunfene Vertrauen, die darniederliegenden Gewerbe 
und den Handel wieder zu heben; 8) er will für alle diefe Grundjäge in 
Rede und Schrift, privatim und öffentlich thatkräftig wirken. “ 

Ein Theil des BVorftandes des Vollsvereins wurde zum Vorjtande 
des BVaterländifhen Vereins gewählt — Regierungsrath Starde zum Präſi— 
denten, Gallin und Hoyns zu Stellvertretern, Baldenius, Gerjting, Haus: 
mann II., €. Lange, Stadtrichter Meißner, G. W. Röje, Senator Cule— 
mann, Carl Gödefe, Karmarſch, Advocat Lüders, Yabrilant Peters, 
Schuldirector Telltampf bildeten den Vorjtand, in dem Mitglieververzeichniffe, 
das gegen 400 Namen umfaßt, findet man die Namen Graf v. Alten, Re: 
gierungsrath Hoppenftedt, Dr. Leonhard Dr. Krüger, Kühner, v. Loch— 
aufen, A. v. Mündhaufen, Cammerrath Oppermann, Schatzrath Raſch, 
Rumann, v. Uslar-Gleichen, Wachsmuth, v. Werlhoff, Geheimer Kriegs— 
rath Medemeyer, Polizeidirector Dr. Wermuth, Archivſecretair ©. Zimmer⸗ 
mann, Manche von dieſen Herren waren ſchon nad wenigen Monaten 
tbeilweife die Häupter, theilweife vie willfährigen Diener der Reaction. 

Her Berein deputirte die Herren Advocaten Lüderd und Schrift: 
fteller Carl Gödeke — als Abgeoronete zu dem in Leipzig anberaum- 
ten Congreß monarchiſch- demokratiſcher Vereine, erließ einen Aufruf, um 
auf die Wichtigkeit der Wahlen aufmerkjam zu mahen und erſuchte das Ge— 
ſammtminiſterium um amtliche Publication der Reichsgeſeßze, eine Maßnahme, 
die ſich in Beziehung auf das zu erwartende Schoderſche Weihnachtsgeſchenl 
an das deutſche Volt, die Grundrechte, von principieller Wichtigkeit erwies. 

In Beziehung "auf die Grundredte, deren Berathung im Spätberbit 
einen bejchleunigteren Gang nahm, liegt uns ein gebrudter Vortrag des 
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Borftandes des landwirthichaftlihen Vereins der Herzogthlimer Bremen und 
Verden, wie des Landes Hadeln vom 16. November 1848 an die Natios 
nalverfammlung vor, der jchon wegen jeines Verfaſſers, des Regierungs: 
raths v. Borries zu Stade, nähere Aufmerkſamkeit erregen mögte, wenn 
nicht auch fein Inhalt durchaus bebeutfam wäre. Der Vortrag bezeugt zu— 
nächſt, daß ohnerachtet der im landwirthſchaftlichen Vereinsbezirke jeit langen 
Jahren bereits bejtehenden , theils völlig freien, theils nur fehr wenig be- 
ſchränkten Veräußerlichleit des -Grundeigenthbums, daraus dennoh Nachtheile 
irgend einer Art ſich nicht herausgeftellt haben, Der Berein erflärt, daß 
er die Meberzeugung gewonnen habe, daß eine richtige Beſchränkung der Ver: 
äußerlifeit des Grundeigenthums völlig unausführbar, mindejtens ohne bie 
größten Beläftigungen für den Einzelnen und die drüdenditen Einmiſchungen 
in das Privateigenthbum nicht zu erreichen ſei. — Es wirb der wahre Saß 
ausgeiprohen: „Der Örundeigenthümer weiß ſelbſt am richtigjten zu ermejf- 
jen und zu würdigen, was ihm frommt, er bedarf einer folhen Bevormun— 
dung in der zwedmäßigiten Benußung feines Grundeigenthums nicht, welcher 
nur geeignet ift, den Eifer zur Berbefferung niederzubrüden, die Wohls 
that der Entfejlelung von den Feudallaften, der Theilung und Berfoppelung 
zu verfümmern Und die freie Entwidlung ver Landwirthihaft zu hemmen. 
Die Nationalverfammlung wird daher erfuht, den Beſchluß zu $ 33 in zwei- 
ter Berathung nicht zurüdzunehmen.* 

Der Verein lieb zugleih eine Abichrift diefes PVortrages dem Miniſte— 
rium des Innern zugehen und jchloß daran die Bitte: 

„In Berüdfihtigung, daß alle polizeilichen Beſchränkungen in der freien 
Veräußerlichkeit des Orundeigenthbums als zwedlos, unausführbar und bie 
freie Entwidelung der Landwirthihaft nur hemmend ſich durch die Erfahrung 
erwiejen haben, deren balvigfte Aufhebung auf dem Wege der Geſetzgebung 
herbeiführen zu wollen, vorbehältlid) jedoch der Nothwendigkeit einer Anzeige 
und nöthigenfall3 einer Verhandlung mit der Gemeinde wegen Bertheilung 
und Umfchreibung ver Staats: und Öemeindelaften; dagegen aber die Rechts— 
gültigkeit der Erwerbung von Grundeigenthbum von der todten Hand an eine 
von der Negierung zu ertheilende Genehmigung zu knüpfen.“ 

Wir haben in Kurzem nod die Einwirkungen zu berichten, welche die 
Greignifje außer Hannover auf Land machten. . Memoirenjchreiber wer: 
den ung zu berichten haben, welchen Einvrud fie auf König, Hof und Mi- 
nijter machten. 

Der Waffenitillitand von Malmoe fand bei dem hannoverſchen Volke die 
unbedingtejte Misbilligung und die Rückkehr der hannoverjhen Krieger aus 
dem Scheinkriege trug nicht wenig dazu bei, dieje zu vermehren. Bis zum 
gemeinen Krieger herab mistraute man der preußifhen Kriegsführung und 
jprah offen von Verrath. Nun mußte man erjt die Freiwilligen hören. 
Wenn man bedenkt, daß die Truppen in den Meerumjchlungen- Enthufias- 
mus jelbjt von Oben hineingehegt waren, daß die Thronrede fhon bie mi- 
litairiſche Hulfe, die Schleswig: Holftein zu leiften fei, betonte, daß der Krieg 
Hannover Geld und Blut gefoftet hatte und nun das Nefultat ein fo kläg— 
liches war, jo wird man fich die Aufregung voritellen, welche dieſer Waffen: 
ftillftand hervorrief. Selbſt in den Küftengegenden, die bei ihrer gänzlichen 
Schutzloſigkeit fo viel zu fürdten, unter der dänischen Blodade nicht unerheb- 
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ih zu leiden hatten, deren eben im Aufblühen begriffene Rhederei einen 
bedeutenden Schlag erhalten hatte, zog man Fortfegung des Krieges dem 
ſchmählichen Waffenftillftande vor. Preußen Eonnte in Beziehung auf Hans 
nover nichts Unpolitifheres thun, als ſich zur Abſchließung vefjelben durch 
englijhe Drohungen und öfterreihiiche Intriguen verloden zu lajjen. Dazu fam 
nun die zweideutige ſchwankende Abjtimmung in der Nationalverfammlung, 
die jelbjt Vielen der’ Gemäßigteren das Vertrauen zu dieſer ‚ Mmindejtens zu 
der Majorität derfelben entzog. Es lonnte nicht fehlen, daß fich die Or— 
gane des Volkes, die Volksvereine und die Preſſe der Sahe bemädtigten, 
und wenn dabei beinah überall bis ins Ueberſchwängliche declamirt und mit 
Nedeflosfeln um fich geworfen wurde, jo war das dem eben erjt wieder 
erwachten nationalen Leben, das fih nad einer deutfhen That fehnte, auf 
die es ftolz fein könnte, zu verzeihen. Es lebte im deutſche Volte ein Ge- 
fühl der Ehre, das man hätte pflegen ſollen, jtatt es zu unterbrüden, zu 
misachten und lächerlih zu machen. Der Hildesheimer Volksverein beichloß 
am 20. September darauf hinzumwirfen, daß die hannoverjhen Abgeoroneten, 
welche für den Waffenftillitand gejtimmt, ihren Auftrag zurüdgäben, weil 
fie ihre hohe Miffion nicht begriffen. — Aber welche Macht hatte denn ver 
Verein in diefer Beziehung und hatte er nicht fchon längft erfahren, daß 
Mistrauensvoten und dergleihen nichts helfen. 

Aehnliche Reden waren ſchon am 17. September von Simon aus Trier 
auf der Pfingftweide gehalten, der die Wähler in Norddeutſchland auffor= 
derte, Demonftrationen in der Heimath der Mistrauen erregenden Depus 
tirten zu machen, ihnen vor Häufer und Leiber zu rüden und feierlich zu 
erflären: „Ihr habt unfer Vertrauen verjsherzt!" Das waren unflare 
Gedanken, die Bauern aus der Lüneburger Haide, dem Osnabrüdichen oder 
Galenbergihen konnten nicht nah Frankfurt rüden, und Adreſſen halfen 
nichts. Die Bürgerverfammlung in Göttingen erklärte, daß fie die 258 
Mitglieder der Nationalverfammlung, die für Annahme des Waifenftillitan- 
des fich entfchieden, als wahre Bertreter der Nation nicht anertennen könn— 
‘ten, und hoffte, daß diefelben, "dem verlorenen Vertrauen ihrer Urmähler 
gegenüber, thun möchten, was Pflicht und Ehre ihnen geböten, nämlich ihr 
Mandat niederlegen. 

Daneben darf nicht unerwähnt bleiben, daß der Präfident der Göttin— 
ger Verfammlung, Dr. Elliffen, nicht nur in diefer, jondern in dem Göt— 
tinger Bürgerblatte einen beftändigen Kampf kämpfte gegen die wüthenden 
Motten der roth-republikaniſchen Propaganda , die lauteften Schreier der 
Freiheit. „Sie find es“, wiederholte er oft genug, namentlich bei Gele: 
genheit der Verdammung der Frankfurter Cmeute und der damit in Zuſam— 
menhang ftehenden fcheußlihen Mordfcenen, „die alle furdtjamen friedlie— 
benden Bürger, alfo mindeftens ?/, des deutfhen Volkes, der Reaction gewalt— 
fam in die Hände treiben. — Lichnowsky's windige Neden in der Pauls— 
firche hätten dem Heere der Freiheit nicht einen Kämpfer entfremdet; Tau— 
fende dagegen wird fein blutiger Leichnam, mit der Ölorie de3 Märtyrer: 
thums umgeben und als Opfer fpecififiherepublilanifcher. Barbarei dem 
Volke hingeftellt, den Fahnen der Reaction zuführen.“ Das war nur zu 
wahr und wer Augen und Ohren hatte, zu ſehen und zu hören, der konnte 
jeit dem unglüdlihen 18. September täglich jehen, wie jene Unthaten als 
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Vorwand benugt wurden, von der Volkspartei abzufallen. Die Bolksver- 
eine wurden weniger zahlreich beſucht, viele Mitglieder verjelben zogen fid 
in die ſchon bejtehenden oder in Gründung begriffenen conjtitutionellen oder 
vaterländifchen Vereine zurüd. Die Anfihten Härten fih nit durch bie 
Ereignijje draußen, jondern wurden nur verworrener. Cine Menge Vereine 
fandten der Nationalverfammlung mehr oder minder ftarl ausgebrüdte Mis- 
billigungserflärungen. AS die Erhebung in Wien erfolgte, nahmen ſich in 
gleiher Weije die Vereine, wie die Preffe der Sache an. Es bedurfte dazu 
in der That feiner Parole, der politifche Inſtinet war ſtark genug, zu ah— 
nen, welden Erfolg es haben werde, wenn die Militairgewalt als Sieger 
aus diefem Kampfe hervorgehe. Man gab fih Anfangs enthuftaftifchen 
Hoffnungen hin, man jubelte, trieb dann, al3 die Dinge eine bevenkliche 
Mendung nahmen, die Nationalverfammlung an, den deutfhen Elementen 
in Wien Hülfe zu jenden. Dabei ging man, wie die Hannoverfhe Zeitung 
ipottend bemerkte, in dem Eleinen, im bremijchen Haidthume belegenen 
Rotenburg (v. d. Horſt 1.2) fogar joweit, ſtrategiſche Pläne einzureichen, 
wie drei Armeecorps in Dejterreih einzurüden hätten. 

Der Sieg Windiſchgrätz's fam den meilten Volksfreunden unerwartet, 
weil fie jo gern das glauben, was fie hoffen und wirkte, man kann nicht 
jagen, um fo niederſchlagender, fondern um jo erbitternder. Die Stim— 
mung, die der berliner Pöbel fundgab, war wie die der Preffe, fo die 
Stimmung aller demokratiihen Elemente. Man glaubte in der That, ein 
Decret der Nationalerfammlung in Frankfurt oder Berlin hätte in wenig 
Tagen ein deutfches oder preußijches Heer vor Wiens Mauern zaubern Fön: 
nen. Die Nahriht von der Erſchießung Robert Blums durdhzitterte Deutſch— 
land bis in den kleinſten Winfel und rührte die Gemüther von Thränen 
bis zur Wuth. Für die Menge gab es kaum ein günftigeres Aufregungss 
mittel und an Leuten, die, obgleich fie weder von Natur, noch ihrer Lebens⸗ 
ftellung nad zu den Aufwieglern gehörten, jest es für Pflicht hielten, die 
Gemüther in Aufregung zu erhalten, um der Reaction einen Damm entgegen 
zu jeben, fehlte e8 beinah nirgends. Es war die Zeit, wo die lautejter 
Maulhelden wieder body famen. An allen größeren Orten in unferem Lande 
wurden Zodtenopfer für Blum gebradht, hier von Bürgergarden, dort von 
Vereinen, dort von der gefammten Bürgerfchaft. Wenn 3. B. die Benöl- 
kerung Nordheims, einer Stadt, die vor 1848, wie noch 1849 bis zum 
heutigen Tage vor Augſt zittert, wenn nur die Rede von der Entziehung 
ihrer Garnijonen ift und fih bei Allen Wahlen, mit Ausnahme der eriten 
von 1849, jeder Regierung dienjtbar erwiefen hat, nad dem Kirchhofe 
309 und dort einen feierliben Racheſchwur ablegte: „Unfer Blut foll vie 
Erde düngen, wie das Robert Blums, ehe wir uns von Neuem Sclaven- 
feſſeln anlegen lafjen”, jo war das eben mehr Schaufpiel und Farce, als 
wirklich fittliher Ernſt und Verſtändniß. 

Dab der Kampf der conftituirenden Berfammlung in Berlin mit der 
Krone dafjelbe Intereſſe in Anſpruch nahm, daß man den Steuerverweigerern 
Dankadreſſen votirte, verftand fi von jelbit. 

Daß in allen diefen Dingen das ganze Recht nicht auf der einen Seite 
war, dab die Bedrohungen der Berliner Berfammlungen durch die Baſſer— 
mannjhen Geftalten nicht auf purer Einbildung beruhten, daß der Terros 
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rismus der Club3 im Zunehmen war, die Preſſe überall beinah vie revo— 
Iutionairen Leidenschaften wad rief und das Einjchreiten des Reichsminiſteriums 
gegen diejelbe rechtfertigte, das erfannte man eben nicht an. Eben jo wenig 
fam man zu der Einjiht, daß es nur.einen Weg gebe, auf weldem das 
deutſche Verfaſſungswerk, wenn es zum Einheitsjtaat oder Bundesitaat gehen 
folle, zu vollenden fei, der Weg der Revolution, Daß man auf dem Wege 
der Verjtändigung, der Berjtändigung der Souveraine unter einander und 
mit der Gentralgewalt und Nationalverfammlung, nicht zu einem Einheits— 
jtaate mit Faiferliher Spige fommen könne, das jahen aud die Staatsweijen 
und Staat3männer in Frankfurt nicht ein, welde glaubten, Revolution in 
Schlafrod und Bantoffeln machen zu können und die den preußijchen Kaiſer 
Ihon in der Zajche hatten. Die Rechte und die Centren in Frankfurt, vie 
von ihren einmal aufgejtellten Programmen der conjtituirenden Kraft und 
Macht nicht laſſen wollten und daneben gegen die Revolution ftimmten und 
bandelten, wo fie nur fonnten, waren mit ſich jelbjt im Widerſpruche. Gie, 
die Profejjoren und Geheimen Räthe, waren e$ nit, die man in Wien 
und Berlin fürdtete, jondern eben jene Gejtalten, die die Aufhebung den 
MWaffenjtillftandg erzwingen, ven Wienern gegen die Kroaten Hülfe ſchaffen 
wollten. Der halb legale, halb revolutionaire Weg der jog. Gentren und 
Rechten war der verkehrtefte von allen. Wohl mochte Stüve weiter fehen 
als viele Andere, er hielt den Bundesftaat für unmöglich und ließ durch fein 
Drgan, die Hannoverſche Zeitung, täglich verbreiten: „Das Nothwendigite 
für Deutſchland ſei nur Volksvertretung, Handelseinigung und ein Reichs— 
gericht, für weitere Ideale müſſe man der Zukunft freies Feld der Entmwides 
lung laſſen.“ So genügjam waren aber wenige Deutihe, daß fie aus den 
Märzbewegungen nur diefe Dinge hervorgehen jehen wollten und die Stü— 
veihen Anſichten fanden daher wenig Anklang. 

Denjenigen, die in Frankfurt Verbindung hatten, fam am legten Tage 
des Jahrs ziemlich überall im Lande das Weihnachtsgeſchenk Schoders, das 
Reihsgefegblatt mit den Orundredten in die Hände und der Kampf um 
viefelben war nad einer Aeußerung des Geheimen Kriegsraths Wedemeyer 
im Baterländifchen Vereine vorherjufehen. 

So endete das Jahr. 


Zünftes Capitel. 


Bom Unfang des Jahres 1849 bis zur Auflöfung der Stände am 26. April 1849. 


1849. Gleichzeitiges. 
Jan. 
5. aeg rückt ohne Widerftand in Ofen und Peſth ein. 

8. Die deutſche Nationalverfammlung verbietet die Spielbanfen. 
9-12. Medlenburg- Schwerin, Baden, die Thüringſchen Fürften- 
thümer erklären fich für das Gagernjche Programm, Braunfhweig da— 


gegen. 

20. Defterreich erklärt, e8 werde fich niemald aus dem deutſchen Bunde 
herausdrängen laffen. 

21. Bem bei Hermannftadt gejchlagen, 

22. Shemniß erftürmt. 


10 


2. 
Febr, 
4 


9. 
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Das Erbfaifertfum mit 363 gegen 211 Stimmen abgeworfen. — Preußen 
ermahnt die Nationalverfammlung, das Vereinbarungsprineip anzunehmen. 


. Eine Defterreihiiche Note dringt auf ein Direetorium gegen die Kaiſer— 


idee. — Bein nochmald gefchlagen. 
ch Erklärung der Bäyerſchen Stände gegen das preußifche Kai— 
ſerthum. 


. Würtemberg erklärt ſich gegen das Gagernſche Programm. 
.Bayerſche und Hannoverſche Noten, die das Zuſammenbleiben von 


ganz Deutjchland verlangen. 


. Wahlrecht ohne Genjus von der Nationalverfammlung beichloffen. 
. Gagern nimmt die dem preußifchen Erbfaiferthume zuftimmenden Erklä— 


rungen von 28 Heinen deutſchen Negierungen entgegen. 


. Eröffnung der preußifchen Gammern nad der octroyirten Berfaflung. — 


Dänemark kündigt den Waffenftillitand. 


27. Sieg Windifchgräg’” über Dembinsky bei Kapolce. 


März. 


1. 


. Dembingfi’8 
‚ Defterreich erklärt ſich im Gegenfaß gegen die Preußiſche Note vom 3, April 


Bayern erflärt fich für-ein Directorium. 


. Der Weichötag von Kremfier wird aufgelöft und eine neue Berfaffung 


oetroyirt. 


.Welker fällt von der großdeutſchen Partei ab und erflärt ſich für das Preu- 


ßiſche Erbkaiferthbum. — Schmerling danft ale öſterrreichiſcher Be- 
vollmächtigter bei der Gentralgewalt ab. — Karl Albert fündigt Radetzky den 
Waffenitillitand. 


. Beide Gammern in Berlin rathen dem Könige, die Kaiferfrone anzunehmen. 
. Nadegfy’S Sieg bei Metera. — Das Erbfaiferthum in erfter Leſung mit 


283 gegen 251 verworfen. 


. Sieg der Defterreicher bei Novara. — Abdanfung Earl Albert's. 
. Radetzky gewährt Victor Emanuel Waffenftillitand. 
. Das Preußiſche Erbfaijertfum mit 267 gegen 263 Stimmen angenommen. 


Auch das Wahlgefeg angenommen. 


. Der König von Preußen mit 290 Stimmen zum Grbfaifer erwählt. — 


268 jtimmen nicht. 


. Ter Reichsverweier legt feine Stelle nieder und behält fie nur proviforifch 


bei. — Radetzky's Siegeseinzug in Mailand, 


‚ Graf Rechberg Bevollmächtigter bei der Gentralgewalt. 


Blutiger Kampf in Brescia. — General Haynau. 


. Haynau erobert Brescia. Furchtbare Mepeleien unter ver Bevölkerung. 
. Empfang der Katierdeputation in Berlin. Mblehnende Antwort. Ironiſch 


bittere Privatgefpräche des Königs mit einzelnen Deputationgmitgliedern. 


., Die Stranbbatterieen in Eckernförde vernichten das dänifche Linienfchiff 


Chriſtian und nehmen die a Gefion. — Defterreich ruft alle öfter- 
reichiſchen u zurüd. 
ieg bei Gidollö. 


gegen jede Vereinbarung mit der Nationalverfammlung. 


. Deutfche Reichstruppen (Sachſen und Bayern) erftürmen die Schanzen bei 


Düppel 


. Der ungarifche Reichstag in Debreczin entjekt das Haus Habsburg, erklärt 


Ungarn zu einer Republif und wählt Koffuth zum Präftventen. 


18. > — muͤſſen Peſth aufgeben und erleiden vor Gran eine 
ederlage, 
20. Die Ungarn entfeßen unter Görgey Gomorn. — Die Schleswig: Holftein- 


21. 
23. 


Ichen Truppen rüden in Jütland ein. — Die zweite Würtemberger 
Sammer dringt in den König, die NeichSverfaffung anzunehmen. 

Preußen erklärt, die NeichSverfafjung nicht anguerkennen. — Die zweite 
Gammer in Berlin erklärt fich für dieſelbe. 

Die Dänen werben bei Kolping gefchlagen; Orla Lehmann gefangen. — 
Der König von Bayern verwirft bie eichöverfaflung, der König von 


> 
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Württemberg zieht fih im Widerſpruch mit Miniftertum und Cammern 
nah Ludwigsburg zurück. — Radowitz nah Berlin berufen. — 
Schmerling und viele Defterreicher treten aus der Nationalverfammlung. 

24. Der König von Würtemberg giebt dem allgemeinen Drängen nad) und 
erfennt die Reichsverfaſſung an. 


Juhalt. 


Rückblick auf Frankfurt. Entwurf des Verfaſſungsausſchuſſes vom Reihe. Das Ver: 
—— Oeſterreichs zum Reiche. Die 88 1 und 2 werben beichlofien. Gagern in 
erlin; Mosle und Welder in Wien. Das Programm von Kremfier als Antwort 
auf Die Frage an Defterreih. v. Schmerling nimmt feinen Abjchied. Gagern tritt 
als ReichSminifter ein. Gagern’8 Programm. Preußiſche Denkſchrift vom 19. De- 
cember. Schoder's Antrag wegen der Grundrechte. Berathung des Einführungsge- 
ſetzes. Der Gombartjche Antrag gegen die Alleinmacht der Nationalverfammlun 
und für das Vereinbarungsprincip abgelehnt. Bericht aus Meftendhall. Unmut 
Stüve's. Gonferenz der Bevollmächtigten bei Gagern. Hannoverjche Denkjchrift und 
Proteſt. Zweifel der hannoverjchen — über die Bedeutung der Publication 
ber Meichögefege durch die Geſetzſammlung. Juſtizrath Ubbelohde. Anjprache han— 
noverjcher Deputirter an das Volf vom 4. Januar. Stüve's Sendjchreiben an feine 
Wähler. Die vaterländijche Eorrefpondenz. Alugblätter gegen die Grundrechte. Der 
vaterländijche Verein in Osnabrück. Der vaterländifche Verein in Hannover. Zwie— 
jpalt und Trennung. Neuer vaterländifcher Verein. Die Preffe und die Grund: 
rechte, Theodor Althaus, Nedacteur der Zeitung für Norddeutſchland. Wahlanipra- 
chen: des Gentraleomitee’8 der Volksvereine; der Göttinger Bürgerverfammlung. 
Polemif der Hannoverjchen Zeitung. Programm des Märzvereind. Wahlmanifefte: 
des vaterländijchen Vereins , des conftitutionellen Vereins in Gelle, des Vereins der redli- 
dien Männer in Gelle ; — ein anonymes Wort über die Wahlen aus Osnabrüd ; Anjprache 
des Cammerherrn v. Münchhauſen; des Regierungsrath3 v. Borries. Breuer und 
v. Borried. Die Hffentliche Meinung gegen die Wahl von Adligen. Wahlrefultate. 
Eröffnung der Ständeverfammlung. Thronrede. Preußiſche Gircularnote vom 23. Ja— 
nuar. Vorlagen an bie Stände. Gefegentwürfe. Büreauwahlen der Gammern. 
Verſuche zu Parteibildungen. Das Schreiben der Regierung über die Grundrechte, 
Verhandlungen in eriter Sammer. Namentliche Abitimmung. Ter Thormeyerjche 
Antrag auf eine Gommiffion wird angenommen. Debatte in zweiter Sammer, Na: 
mentliche Abftimmung. Siegesjubel. Moreffen und Zuitimmungserflärungen. Das 
Minifterium fordert feine Entlafjung. Antwort des Königs.  Gonferenzbeichluß. 
Annahme deffelben in beiden Cammern. Verhandlungen mit Qang I. wegen Ueber: 
nahme des Minifterlumd. Demonitration vom 8. März. Dr. Menſching. Schreiben 
vom 13. März. Berhandlungen am 14. März. Nachricht des Welckerſchen Antrags, 
Stüve’8 Bitte um Vertagung abgelehnt. Verhandlungen der Parteien. Vertagungs: 
ſchreiben. Nüdblid auf Frankfurt, Die Zielpunete der verfchiebenen Parteien. 
Linke, Deiterreicher, Ultramontane und Barticulariften ‚gegen Gagern. Schmerling 
nad Olmütz. Oeſterreichiſche Note vom 28. December, Mündliche Erläuterung Schmer— 
lings zu derfelben. Gagern modificirt fein Programm, Anfichten des Ausichuffes. 
Debatte und Befchlüffe der Nationalverfammlung. Die Majorität für das Reichs— 
minifterium. Der Parifer Hof jammelt alle Antisfaiferlihen, Der v. Rotenhan- 
he Antrag. Verhandlungen über die Oberhauptsfrage. Ein — fürſtliches 

berhaupt beſchloſſen, Lebenslänglichkeit, wie Erblichkeit abgelehnt. Erſte Leſung 
beendet. Preußiſche Cireularnote vom 23. Januar. Conferenzen der Bevollmächtig— 
ten bei Camphauſen. Würth nach Wien. Deſterreichiſche Note vom 4. Februar. 
Heckſcher bildet eine großdeutſche Partei, zu der die Linke eingelaben wurde. Depu- 
tation Hedjcher, Heermann und Somaruga nah Olmütz. Fürft Schwarzenberg. 
Die Weidenbufchpartei, eine Verttärfung der Gentren durch Die gemäßigten Linfen. 
Berhandlungen der Nationalverfammlung bis zum 2. März. Erklärungen von Sach— 
fen und Baiern gegen dad Bundesjtaatsproject. Preußifche Note vom 16. Februar. 
Baiern, Hannover, Sachſen, Würtemberg, Baden, Kurhefjen treten dem öfterreicht- 
ſchen Vorſchlage einer Directorialeinrichtung bei. Graf Arnim, ber neue er 
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Minifter, nähert fich in der Gireulardepefche vom 10. März Defterreih. Nachricht 
von der Verfaſſung Deiterreich8 vom 4. März trifft am 11. in Frankfurt ein. Am 
12. März der Weickerſche Dringlichkeitsantrag, die Verfafjung en bloc anzunehmen 
und die erbliche Kaiferwürde dem Könige von Preußen zu übertragen. Schmerling 
bittet um feine Entlaffung als Bevollmächtigter. Dejterreichjche Note vom 9. März. 
Der Welckerſche Antrag im Verfaſſungsausſchuſſe. Nieffers Ausfchußbericht. Politik 
der Transactionen der Weidenbufchpartei mit Heinrich Simon. Bedingungen deſſel— 
ben. Der Welderihe Antrag abgelehnt. Die Gentren aboptiren Den 
Eifenftucfchen Antrag: über den Verfafjungsentwurf ohne Discuffion abzujtimmen. 
Das Neichsminifterium nimmt feine Entlaffung. Die zweite Leſung beginnt. Verſtän— 
digung zwifchen der Weidenbufchpartei und der in Braunfels. Das Erbtaijertbum. Der 
Verfaffungsausfchuß Über die Art der Publication der Reichsverfaſſung. Die Kaifer- 
wahl. Der ReichSverwefer will feine Würde niederlegen. Die Kaiferdeputation reift 
ab. Der Dreifiger Ausſchuß. Die Gentren halten an dem Kaijer feit trog des Kai— 
ſers. Die Großdeutjchen. Depeſche Schwarzenbergs vom 5. April. Die Oeſter— 
reicher abberufen. Die Bevollmächtigten der 28 Regierungen. Graf Brandenburgs 
Niemals. Camphauſen erhält feine Gntlafjung. Hannover. Verlängerung der Ber: 
tagung big zum 3. Mai. Tag der Voltövereine in Celle. Zuſammenkunft der Stände: 
mitglieder am 11. Mai. Eingabe vom 14. April. Rundſchreiben vom 19. April. 
Eingaben Gödeke's an das Gefammtminijterium. Auflöfungsproclamation vom 25. April. 


In feiner Zeit offenbarte fih die Wechſelwirkung, in welcher unjer 
Land zu dem großen Ganzen des deutſchen Vaterlandes jteht, mächtiger ala 
in den Jahren 1848 und 1849 — die Strömungen, die von Frankfurt 
ausgingen, und durch ganz Deutſchland wirkten, übten ihren Einfluß aud 
auf Hannover und von dort wie aus dem übrigen Deutihland wieder zurüd 
auf Frankfurt. Wir fönnen deshalb nicht oft genug auf Frankfurt zurück— 
a , als den großen Mittelpunct des damaligen gefammten deutjchen 

ebens. 

Der Entwurf des Verfaſſungsausſchuſſes vom Reihe und der Reichs— 
gewalt, jehr ähnlih dem abgelehnten Siebzehner Entwurf, war jchon im 
Dectober aus der Subeommifjion des BVerfafjungsausichujjes gelommen, und 
bei allen denen, welche bei den Worten „deutſche Einheit“ und „Bundes— 
ſtaat“ jich nicht beruhigten, drängte ſich ſeitdem immer mehr die Frage auf, 
wie ſich das Verhältnig Defterreihs zu Deutjhland und das der bei- 
den Großmächte gegeneinander gejtalten fünne. Hier traf man auf den ſchwie— 
rigften aller Buncte. Die gejchichtlid gewordenen Verhältniſſe, welche ledig: 
li deshalb, weil fie geworden find, eine gewiſſe Berechtigung, minbejtens 
in der Negel eine gewilje Kraft haben (und jollte es auch nur die der vis 
inertiae, die Kraft der Faulheit, des Sichgehenlaffens fein), und melde 
feinenfalld misachtet oder ignorirt werden dürften, paßten nicht zu den An— 
forderungen der Zeit, d. h. fie paßten weder zu den Anforderungen derer, 
welche fih ihren Staat überhaupt nad Idealen aufbauten, noch zu den Ans 
forderungen jener, welche fi aus der deutfhen Geſchichte und der allge: 
meinen Gefhichte das Mufterbild eines deutſchen Bundesjtaat3 oder Einheits— 
ſtaats gebildet hatten. 

In Frankfurt hatte man in erfter Lefung die 88 1, 2, 3 des Ab- 
ihnitts 1. der Verfaffung vom Neihe (nah der Meinung der Einen eine 
Frage an Defterreih, nah der Meinung Anderer eine Kriegserklä— 
rung, ein bingeworfener Fehdehandſchuh) am 27. October beſchloſſen. Wie 
Karl Jürgens in feinem Buche über das deutſche Verfaſſungswerk verfichert, 
war im November das Capitel vom Oberhaupte aus der Subcommifjion mit 
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einem Paragraphen hervorgegangen, in welhem der König von Preußen als 
deuticher Erbfaifer benannt war. Herr v. Gagern traf am 24. November 
in Berlin ein, um bei dem Könige jelbit durüber anzjufragen. Friedrich 
Wilhelm erklärte offen, dab er feinen inneren Beruf zum deutſchen Kaifer 
babe, er jei nicht Friedrih IM. Die Größeren unter den Kleinen würden 
nimmermehr freiwillig zuftimmen, und Ujurpator möge er nicht fein. 

Als Gagern zurüdfam, wurde der fraglihe Paragraph aus dem jchon 
munbdirten Gapitel vom Reichsoberhaupte gejtrihen. Nicht glüdlicher, als 
Gagern in Berlin, waren die Neihscommijjaire Welder und Mosle in Wien. 
Sie waren bier wie in Olmüßt jchleht behandelt. Defterreich zeigte ihnen 
ziemlich offen, daß es ihm lediglich darum zu thun fei, bei ih zu Haufe 
Herr zu werden, dann werde man mit dem PBarlamente jchon fertig werden. 
Welcker's Belehrung datirt fi wahrjcheinlih jchon won damals. 

Dejterreih antwortete dann auh, nahdem Fürft Schwarzenberg 
und Graf Stadion ein neues Minijterium gebildet hatten, auf die Frage 
vom 27. October mit dem Programm von Kremfier vom 27. No= 
vember, d. h. mit der einheitlichen Gejammtmonardie und der Erklärung, 
daß Defterreih den deutihen Bundesftaat — aufzugeben nicht gefonnen jei. 
Das war, wie jelbit die Großdeutihen nicht leugnen fonnten, ein Wider: 
ſpruch. Dejterreich konnte nicht mit feiner ganzen Wucht undeutſcher Länder 
in den deutſchen Bundesjtaat eintreten, faum in dem Staatenbunde von 
1815 bleiben. Der Reichsminifter von Schmerling mollte mit Dejterreich 
unterhandeln, dahin, dab eine Aenderung der $$ 2 und 3 vom Reiche 
nöthig geweſen und Dejterreih als nit vom Bundesjtaate abgetrennt be: 
trachtet werde, ſah indeß ſich nebjt feinem Unterjtaatsjecretair Würth dur 
die Stimmung der Clubs, namentlih des Augsburger Hofes und Caſino's 
genöthigt, feine Entlajjung zu nehmen. Der Reichsverwejer verhandelte mit 
Gagern, der am 16. December um jeine Entlafjung als Präfident der Na— 
tionalverfammlung bat und am 18. December als Reihsminifter eintrat. 
Sein Programm (Anlage XXVI.) ging von der Anfiht aus, die öſterrei— 
hiihe Regierung habe dur das Programm von Kremjier auf die an fie 
geitellte Frage in dem Sinne geantwortet, daß Dejterreih in den zu bil- 
denden Bundesſtaat ($ 1—3 vom Reiche) nicht eintreten wolle, daß es 
zu Deutſchland in einem innigen Unionsverhältniffe bleibe, über welches mit 
ihm beſonders zu verhandeln ſei. Die Verfaſſung des deutſchen Bundes— 
ftaates könne jedoch nicht Gegenitand der Verhandlung mit ihm fein, 

Wie man in Hannover, noch ehe es zu dem Minijterium Gagern ge— 
fommen war, die Dinge anjah, oder wünfchte, daß fie angejehen würden, 
das geht aus einer Frankfurter Correjpondenz (Detmold's? oder Wangen: 
beim’3) in der Hannoverihen Zeitung vom 12. December hervor: „Das 
mit Schleswig = Holftein nicht däniſch werde, joll Deutichland preußifch werden.“ 
In Frankfurt wollte man freilih, daß Preußen deutſch würde, aber in 
Hannover rechnete man auf die Furcht, welche die Hannoveraner dor bem 
Preußifhwerden lange und noch zu Anfang des März felbit gehabt hatten. 

Preußen felbjt hatte in einer Denkſchrift vom 19. December davon 
geiprohen, daß die Neugeftaltung Deutfchlands fih an den, feinem Weſen 
nad keinenfalls aufgehobenen deutſchen Bund anſchließen müſſe, und daß 
die Theilnahme Defierreichs eine Beibehaltung der weſentlichen Verhältniſſe 
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des Staatenbundes bebinge; daß aber, während für Defterreih ein dem 
bisherigen Staatenbunde analoges Verhältniß maßgebend fei, nichts im Wege 
ftehe, daß das übrige Deutfhland jih zu einem engern Ber: 
bande confolidire — und hatte daneben aufgefordert zur unverzügliden 
Bildung eines proviſoriſchen Staatenhaufes, welches als zweite Inſtanz der 
Berathungen über die Verfaſſung neben die Nationalverfammlung geftellt 
würde, um den Neichsverwejer und jein Minifterium ſowol möglichſt zu 
jtügen und zu Fräftigen, als eben dadurh auf die rechten Wege zu leiten 
und zu erhalten. 

Auf das Staatenhaus hatte ſchon feit länger der hannoverſche Diplo- 
mat in Frankfurt gedrungen; darauf drang Stüve, drang die Hannoverjche 
Zeitung, darin die einzige Rettung erblidend. Der ernftlihe Wille der 
Fürjten, ja nur ein gemeinfames Zuſammenwirken von Defterreih und Preu— 
ben würde das Zufammentreten eines folhen proviforifhen Staatenhaufes 
leiht durchgeführt und die Nationalverfammlung dadurch von den Omnipo- 
tenzgedanken und der SGouverainetätsidee ohne Macht zurüdgevrängt haben. 
Nah Jürgens ſoll die Schuld des Nichtzuftandefommens an den Heinen Staa- 
ten, namentlihb an Heſſen-Darmſtadt liegen und mwittert Jürgens daher Ga— 
gernſche Einflüfje. 

Jedenfall3 war es ein Beweis für den Satz, daß durch Vereinba— 
rung der Fürften unter fih gewiß niemals eine deutſche Verfaſſung zu 
Stande komme, wenn man fi nicht einmal über ein ſolches proviforifches 
Staatenhaus einigen konnte. 

Am 11. September jhon hatte die Nationalverfammlung auf Schoder’ 3 
Antrag mit 243 gegen 209 Stimmen bejhlojien, die Grundrechte des deut- 
ihen Volkes nad jtattgehabter Schlußberathung fofort zu publiciren. Gegen 
denjelben waren von hannoverſcher, wie von braunſchweigiſcher Seite Dent- 
fchriften eingelaufen , welche die Gefährlichkeit mancher einzelnen Beitimmungen 
ausführlich nacdhzumeijen ſuchten. Diejelben wurden indeß weder im Berfaj- 
ſungsausſchuſſe, noch von der Verſammlung felbft beachtet. Die zweite Bera- 
thbung hatte am 7. December. begonnen und war am 20. December beendet. 
Am 21. December wurde das Einführungsgefeg berathen und kam jest noch 
einmal auf Gombart’8 Antrag bei der Nationalverfammlung in Frage, ob 
man das DVereinbarungsprincip (den Bundesbefhluß vom 30. März) aner: 
fennen, oder bei der conjtituirenden Macht, dem Glauben an die eigene 
Omnipotenz (nad dem Bundesbeſchluſſe vom 7. April) beharren wolle. 

Der Gombartihe Antrag lautete: 

„sn Erwägung, 4) daß die Vollmacht der Reihsverfammlung nur auf 
dem Bundesbeihluffe vom 30. März und 7. April d. J. beruht, dahin 
lautend: daß Nationalvertreter gewählt werden follen für das zwifchen den 
Regierungen und dem Volke zu Stande zu bringende Verfaſſungswerk und daß 
allein auf den Grund dieſes Beichluffes alle Wahlgefege und Verordnungen 
erlajjen worden find, daß aber die Nationalverfammlung nur berufen ift, 
zur Vereinbarung der Verfaſſung mit den Legislativen der Ginzeljtaaten , 
mithin auch nicht berechtigt fein kann, die Verfaſſung oder einen Theil der: 
jelben aus eigener Machtvolllommenheit als Geſetz zu verkünden; 2) die 
Grundrechte für ſich allein aber in manchen deutichen Staaten nur als ins 
tegrirender Theil des ganzen Berfafjungswerkes Eingang finden dürfen, be= 





u 


151 


ihließt die Nationalverfammlung: die Grundrechte den Regierungen der Ein- 
zelitaaten zur alöbaldigen Erklärung über die Annahme vorzulegen, damit’ 
je, im Fall ver Annahme als Beſtandtheil der Verfafjung gefondert ver: 
fündet werden fünnen,” 

Gombart jprad manches gute Wort über die Jllufion in Betreff ver 
Aleinmaht. Allein fein Antrag ward mit 334 gegen 69 Stimmen abge: 
lehnt; — man wollte nicht inconjequent ericheinen. Iſt es ſchon dem Ein- 
zelnen ſchwer, zu befennen, daß er früher eine irrige Anſicht von einer Sache 
gehabt babe, jo ijt ein ſolches Bekenntniß, jo jehr eigentlih es ehrt, von 
einer großen Berfammlung zu erlangen, beinab unmöglid. So war es aud 
bier, obgleih durch das, was inzwiihen in Wien, Berlin und anderen 
Orten geſchehen war, die Nationalverfammlung in ihrem Allmadhtsglauben 
erjhüttert jein mochte. 

Wir haben ven eriten Bericht des Vereins in Weitenphall vom Decem- 
ber 1848, dem beinah alle Deputirten unſeres eigenen Landes angehörten, 
vor uns, und lejen darin die Klage: „Wir jehen die Gentralbehörde auf 
dem äußerjten Buncte der Schwäche, zur Nolle einer Vermittlungsbehörde ernie- 
vrigt, die Nationalverfammlung zu einer großen GCommiffion zur Berathung einer 
Berfafjung, über deren Annahme Andere bejchließen werden, herabgefunten. ” 

Das war beinab mehr, als die Abnung der Wahrheit. Wie aber 
reimte ſich damit die in der Einleitung aufgeitellte Anfiht, wonad der Par: 
teiftandpunct des Vereins der war, daß durd die Märzrevolution an die 
Stelle des bisherigen Princips der Herrichaft des Abjolutismus, das Prin- 
cip der Autonomie des Volkswillens geſeßt ſei, und dur Vorparlament und 
Funfziger Ausihuß zur Geltung gebracht, durch den Zufammentritt der con= 
ftituirenden Nationalverfammlung legalifirt jei; daß das Recht auf Selbt- 
regierung ein unveräußerliches' Eigenthum der Nation fei, was fie aus eig: 
ner Machtvolllommenheit wieder an ſich genommen habe, daß endlih von 
dem Augenblid an, wo dies Princip zur Herrihaft gelommen, die legale 
Form gegeben, jede Gewalt außerhalb dieſer Form illegal und unberedhtigt 
jei; daß die aus freier Wahl der Nation bervorgegangene Nationalverfamm: 
lung den Gejammtwillen repräſentire. Dieje und die ferneren Säße, morin 
die Gleihberehtigung aller Staatsgenojjien, das demofratifhe Princip, als 
die wahre Freiheit dargeitellt wurde, waren logiſch richtig, auch philoſophiſch 
wahr; indeß der Hauptſatz, aus welchem das Ganze abgeleitet wurde, war 
ein Irrthum, eine Täufhung. Der Abjolutismus war noh nicht gebro- 
ben, die Autonomie des Volfswillens war noch nicht das Princip der 
Herrihaft geworden; bejak doch nicht einmal die Linke die Anhänger dieſes 
Prineips, die Majorität in der Nationalverjammlung, und mar die Macht 
ver Nationalverfammlung, die weder über Geld noch über Truppen zu ge: 
bieten hatte, deren Majorität die revolutionairen Mittel der äußerften Linfen 
verſchmähte, jehr gering. 

Als Gombart’3 Vereinbarungsantrag gefallen war, feßte die Hannoverjche 
Zeitung ihre Hoffnungen noch auf das Staatenhaus. ALS aber das Einführungs: 
geje beichlofjen war, wonach, wenn innerhalb 6 Monaten die Sachen in den 
einzelnen Staater? nicht erledigt, conjtituirende Verfammlungen, aus einer 
Cammer beſtehend, berufen werden jollten, da machte ſich Stüve's Unmuth 
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in der Hannoverfhen Zeitung Luft. „Alſo“, ſchrieb er, „die Reichsgewalt 
ſoll dann felbft die Revolution und Verwirrung in die Staaten tragen. Sie 
ſoll das nicht um Harer nothwendiger Fragen willen, jondern um theoretijchen 
Sätzen zu gefallen, für die die Verſammlung felbft zum großen Theil kaum 
eine Stinnmenmehrheit hatte! — Iſt das mweife? Iſt das nur möglih? 
— Und wie, wenn nun die Reichsverfaflung nicht zu Stande füme? Wer 
follte dann den Iosgelaffenen Strom der Revolution wieder dämmen? Kann 
denn irgend ein Staat fid in jolhe Gefahr ftürzen? Darf er e8? Darf 
e3 eine vor Gott und Menjhen verantwortlihe Regierung? Das find die 
traurigen Folgen jener in ſich jelbjt unbegründeten haltloſen Volksſouveraine— 
tät. O wahrlih, Deutihland iſt noch tief frank, und der Arzt iſt noch 
nicht gefunden !* 

ALS dann am 23. December Gagern eine Gonferenz der Bevollmäch— 
tigten bei der Gentralgewalt veranftaltete, gab die "öfterreichifche Regierung 
eine hinhaltende, die preußiihe (Camphauſen) eine gejhraubte, den Hoff: 
nungen jchmeidhelnde, die Baierjhe die gewohnte Erklärung ab, ohne In— 
ftruction zu fein. Herr v. Bothmer bezog fi auf ven Proteft und die Denkſchrift 
Hannovers — und erklärte, daß feine Regierung große Bedenken gegen 
die Grundrechte habe, diefelben aber wohl fallen laffen würde, wenn die 
daraus hervorgehenden Uebel der Preis fein follten, um den allein das große 
Einigungswerf zu vollenden — anders aber, wenn es fich leviglih und ab» 
getrennt um jene Beftimmungen handle. Die Regierung müfje den Rechts— 
zuftand des Landes vor Ungewißheit und Unficherheit bewahren. Die Re: 
gierung ſpreche daher gegen die proviſoriſche Gentralgewalt den Wunſch aus, 
daß dieje Anjtand nehme, mit einer theilweifen Verkündigung der Beſchlüſſe ver 
Nationalverfammlung vorzufchreiten. Er verwahrte die Rechte der Regierung 
und Landesvertretung. Werde doc vorgejchritten, jo würde die Regierung 
das betreffende Reichsgeſetzblatt, wie bisher wohl publiciren, allein damit 
jei die Geltung nicht bergeftellt. 

„So unzutreffend, fo mißlich, verderblich, in die Finanzen Hannover’ 3 
eingreifend, abitracte Säge aufſtellend“, ala Stüve, ſahen indeß wenige 
Hannoveraner, der Adel ausgenommen, die Grundrechte an, vielmehr begann 
ſchon vor der Publication derfelben, noch mehr nah deren Publication der 
Kampf für fie in demofratifhen, mie in conftitutionellen Vereinen. War 
ihre Publication doch weientlicd Werk der Gentren, ohne deren Beihülfe wes 
der der Schoderſche Antrag, noch das Einführungsgefeß durchgegangen wäre, 

Man hatte von Frankfurt aus die Grundrechte in vielen taufenden von 
Eremplaren gefendet, viele andere taufende wurden in Hannover ſelbſt ge- 
drudt und durd die Volksvereine, wie dur Einzelne majjenhaft verbreitet, 
(Wie viele von den fünfzig oder hunderttaufend Gremplaren, die damals 
verbreitet wurden, erijtiren heute noh? Das Papier ift ungemein vergäng- 
ih!) Indeſſen hatte die Regierung ſchon im Anfange November, als fie 
die Anfrage des Reichsjuftizminifter8 wegen der örtlihen Veröffentlichung der 
Reichsgeſete dahin beantwortete, daß fie diefe mit der Geſetzſammlung in 
6500 Eremplaren der Abtheilung I. veröffentlichte, Zweifel angeregt wegen 
der rechtlihen Bedeutung diefer Veröffentlihung. Es beißt in dem Schrei- 


a Grafen Bennigjen an den Herrn v. Bothmer vom 4. November 
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„Indem Wir den Heren Bevollmächtigten erfuhen, an den Reichsmi- 
nifter der Juftiz eine entjprehende Eröffnung gelangen zu laffen und die 
Mittheilung des Reichsgejekblattes nad) Maßgabe des vorjtehend erwähnten 
Bedarfs zu beantragen, können wir nit umbin, einige Bemerkungen über 
die lebhaften Beforgnifje für den Rechtszuftand der hiefigen Lande binzuzu: 
fügen, welde durch die eingeleitete Verkündigung von Neichsgejegen durch 
die proviſoriſche Gentralgewalt, bei der hiefigen Regierung haben rege ge— 
madt werden müſſen. 

Diefe Beforgniffe beruhen in der Unvereinbarteit des Gejehes vom 
27. September d. J. (die Verkündung der Reichsgeſetze und der Verfü: 
gungen der proviforishen Gentralgewalt betreffend) mit den Beitimmungen 
der biefigen Landesverfaffung, deren Wirkſamkeit jhon durh den Beſchluß 
der Nationalverfammlung vom 27. Mai d. %. bis zur Gründung des 
allgemeinen Verfaſſungswerks, mithin, unter Berüdfihtigung der Beſtimmung 
der $$ 1 und 15 des Gejebes vom 28. Juni d. J. für die Zeit außer 
Zweifel gejest ift, wo die Thätigfeit der proviſoriſchen Gentralgewalt nicht 
aufgehört hat. 

Die hiefigen Verfaffungsgefege vom 6. Auguft 1840 und 5. Septem= 
ber 1848, von denen eine überjichtlihe Zufammenftellung in zwei Abdrücken 
anliegt, maden die Gültigkeit eines jeglichen Gejeßes von der vom Könige 
vorzunehmenden Verkündigung defjelben abhängig. ($ 7 des Landesver: 
faffungsgejeßes vom 6. Auguft 1840.) 

Die Verkündigung muß, unter Beobahtung der vorgejchriebenen For: 
men ($ 73 des Geſetzes vom 5. September 1848) geihehen, unter denen 
die Zuftimmung der allgemeinen Ständeverfammlung ($ 65 ibidem ) vor: 
anfteht. 

In zwei Fällen geftatten die Verfafjungsgejeße eine Abweihung von 
diefer ſonſt unverbrüdhlihen Vorſchrift. 

Jene Fälle find die im $ 2 des Landesverfafjungsgejeges von 1840 
und im $ 72 des Gefeges von 1848 genannten. 

Unter den im $ 2 des Landesverfafjungsgejeßes gedachten Beſchlüſſen 
der deutihen Bundesverfammlung fünnen aber die von der proviſoriſchen 
Gentralgewalt zu verfündenden Reichsgeſetze nicht ohne Weiteres verjtanden 
werden. f 

Ihre örtliche Veröffentlihung auf den Grund jenes Paragraphen würde, 
nah biefiger Anfiht, eine vorgängige Publication des Bundesbeſchluſſes 
vom 10. Zuli d. 3. erheifhen, auf dem die Erklärung der vormaligen 
Bundesverjammlung vom 12. Juli wegen Webertragung ihrer verfafjungs- 
mäßigen Befugniffe und Verpflichtungen an die proviforifhe Gentralgemwalt 
berubet. 

Die Königlihe Regierung, melde ſich in Befiß einer authentiſchen Aus— 
fertigung jenes Protocoll3 nicht befindet, würde aber zu einer folhen Publi— 
cation durch eine entiprehende Mittheilung aus dem Bundesarchive durch 
die proviforijhe Gentralgewalt in den Stand geſetzt werden müjlen, und 
würde dazu überhaupt nicht anders als im Einverftändniß mit der Letzteren 
vorzuihreiten geneigt jein. 

Was hingegen die Ausnahme des $ 72 des Geſetzes vom 5. Septbr. 
1848 betrifit, jo fann jelbige dermalen ſchon deshalb nicht in Frage kom— 
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men, meil in biefem Paragraphen eine Abänderung der Berfaffung, wie 
das Gejes vom 27. Septbr. d. %. fie für das Königreih Hannover in 
Ausfiht ſtellt, ausprüdlich als Hinderniß einer jonjt etwa zuläffigen Geſetz— 
verfündigung ohne ſtändiſche Zuftimmung bezeichnet wird. 

Bon der nad) hiefiger Berfaffung für alle übrigen Gefegverkündigungen mit- 
bin unerläßlich bleibenden Zuftimmung der diesfeitigen Stände kann gleichwohl 
die Rechtöverbindlichfeit der von der proviforifchen Gentralgewalt zu publici- 
renden Reichsgeſetze nicht haben abhängig bleiben follen, während hinwie— 
derum auch in dem, die proviforiihe Gentralgewalt begründenden Gejeße 
vom 28. Juni d. 3. feine Vorfchrift anzutreffen iſt, melde die Regierung 
ermächtigt, bei der örtlihen Veröffentlihung jener Verfündigungen von dem 
Requifite der ftändiihen Zuftimmung abzufehen. 

Melde verwirrenden Folgen unter dieſen Umftänden für die rechtliche 
Ueberzeugung der Landesgerichte von der verbindlichen Kraft der nicht vom 
Könige verkündeten Reichsgeſetze, für die durch verſchiedene Intereſſen und 
entgegengejeste politiihe Meinung abweichend bejtimmten vdesfallfigen Rechts— 
anfichten der Individuen, und in Verbindung damit für die geſammten ſo— 
cialen Zuftände des Landes befürchtet werden müſſen, dies bedarf kaum einer 
näheren Andeutung.“ 

Das waren theils offenbare VBorwände, denn, wenn e3 einer beglau- 
bigten Abſchrift der Bundestagsbejhlüffe vom 10, Juli bevurft hätte, auf 
welche der hannoverſche Diplomat in den Actenftüden jo großes Gewicht ge: 
legt hatte, jo wußte man ſolche zu befommen. Die Publication des Bun— 
destagsbejchluffes oder der Erklärung vom 12. Juli, die man in gehöriger 
Form hatte, berubte aber gänzlih in der Hand des Königs. AUnderntheils 
waren e3 Rechtsanſchauungen, vom römischen Privatrehte hergenommen, 
auf welhe man e3 bei dem Staatsrechte, wo immer die vollendete Thatjache 
überwog, nie jo genau genommen, wie am jchlagendften die jpätere Reacs 
tivirung des deutſchen Bundes in unvolljtändiger Plenarverfammlung bewie— 
fen hat, welche diefelbe Regierung bereitwillig anerfannte. Außerdem fonnte 
man fih auf $ 2 des Verfaffungsgejeges nicht wohl berufen, weil ein deut- 
iher Bund feit dem 12. Juli nicht mehr bejtand und Reichsgeſetze etwas 
ganz anderes waren, als Bundestagsbeſchlüſſe. Denn zu den eriteren hat- 
ten die vom Volke erwählten Deputirten ihre Zuftimmung ſchon gegeben, 
die lesteren waren Bejhlüfje von Abgeordneten der Fürften allein. Der $ 2 
der PVerfafjung war eine Anomalie , er ftand außerhalb der neuen mit Ein- 
ftimmung der Regierung gejhaffenen Zuſtände. Für blos nah römiſchem 
Rechte gebilvete, dem Leben jelbjt fernjtehende Richter mochten diefe Beden— 
fen von einiger Bedeutjamleit erjcheinen, das Volk, nit nur im Großen 
und Ganzen, jondern aud in dem überwiegenden Kreije der Juriſten, Rich: 
ter, wie Advocaten, bielt fih an das mit der hannoverſchen Geſetzſammlung 
publicirte Reichsgefes vom 27. September. Diejes lautete aber: 

„Der Reihsverweier, in Ausführung des Beſchluſſes der Reichsver—⸗ 
fjammlung vom 23. September 1848, verkündet als Gejeg: 

Art. 1. Die Verkündigung der Reichsgefege geſchieht durch den Reichs— 
verwejer. Er vollzieht diefelbe durch den Reichsminifter. 

Art, 2. Der betreffende Minifter macht das Geſetz durch Abdruck im 


155 


— 


Reichsgeſetzblatte befannt und theilt es zugleich ben Einzelregierungen zum 
Zweck der örtlichen Veröffentlichung mit. 

Art. 3. Die verbindende Kraft eines Geſetzes beginnt — falls es 
nicht ſelbſt einen andern Zeitpunct feſtſtellt — für ganz Deutſchland mit dem 
zwanzigſten Tage nach dem Ablaufe desjenigen Tages, an welchem das be— 
treffende Stück des Reichsgeſetzblattes in Frankfurt ausgegeben wird. Der 
Tag der Herausgabe in Frankfurt wird auf dem Blatte angegeben.“ 

Die Grundrechte waren nun in Frankfurt am 28. December ausgege— 
ben. Die hannoverſche Regierung hatte den Reichsverweſer und das Geſetz 
über die Einführung einer proviſoriſchen Gentralgewalt, wenn aud wider 
Willen, doch unumwunden anerfannt, wie der Reich3minifter öffentlih aus— 
gefprohen, das von diejem verfündete Geſetz hatte aljo mit dem zwanzigiten 
Tage nah Publication defjelben im Reichsgefegblatte jeine Gültigkeit erlangt. 
So argumentirte nicht nur das Volk in allen Volksvereinen, jondern aud 
anerkannte Juriſten, wie der Juſtizrath Ubbelohde in Aurih *) und viele 
Richter und Gerichte. 

Man petitionirte deshalb von den Volksvereinen entweder um förmliche 
PVublication der Grundrechte als Gefege, oder gab Erflärungen ab, daß die 
Grundrechte als Gejeg vom Volke anerkannt würden, und feierte endlich 
den Tag, an welchem jie Geſetzeskraft erhielten, nur daß man über diejen 
Tag jelbit zweifelhaft war, indem man an einigen Orten, z. B. Oöttingen, 
mit Ubbelohde annahm, daß dies der 17., an andern, wie Hannover, daß 
es der 21. Januar fei. Eine Anfprahe der Mehrzahl hannoverſcher Mits 
glieder der Nationalverfammlung war der Agitation, al3 erjte Antwort des 
bannoverihen Volles auf das minifterielle Refcript, wie die Zeitung für 
Norddeutſchland meinte, vorangegangen. Nachdem in diefer die Erklärung 
des Bevollmächtigten v. Bothmer dem Neichsminifterio gegenüber mitgetheilt 
war, hieß es: 

„Wir lönnen die von der hannoverſchen Regierung dur ihren Be: 
vollmächtigten ausgeſprochenen Anfihten durhaus nicht theilen und halten 
fie außerdem für unausführbar. Die aus dem Gefammtwillen des deutjchen 
Volles hervorgegangene, zur Neugeftaltung Deutſchlands berufene, feiner 
Regierung gegenüberjtehende Nationalverfammlung kann die Annehmbarfeit 
ihrer Beichlüffe nit von der Prüfung einzelner Regierungen oder Ständer 
verjammlungen abhängig machen lajjen; fie hat dieſe in dem von ganz 
Deutihland freudig begrüßten Beihluffe vom 27. Mai v. J.: 

„Die deutſche Nationalverfammlung, als das aus dem Willen und den 
Wahlen der deutihen Nation hervorgegangene Organ zur Begründung der 
Einheit und politifhen Freiheit Deutſchlands, erklärt, daß alle Beitimmun- 
gen einzelner deutjher Verfafjungen, welche mit dem von ihr zu gründenden 
allgemeinen Verfaſſungswerke nicht übereinftimmen, nur nah Maßgabe des 
legtern als gültig zu betrachten find, ihrer bis dahin bejtandenen Wirkjam- 
feit unbeſchadet“ ausgejprohen; das ſchon angezogene Geſetz vom 27. Sep: 
ber v. J., die Verkündung der Reichsgeſetze betreffend, beſagt dafjelbe und 


*) Das Verhältniß der einzelnen Staaten Deutichlands, insbefondere Hanno- 
vers zu ber Neichöverfammlung und Gentralgewalt, jo weit es bie Gültigfeit ber 
Reichsgeſetze betrifft. Won Juſtizrath Mbbelohde in Aurich. Aurich und Leer 1849. 
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es iſt nicht einmal erforverlih, auf die Uebertragung der Gewalt des Bun— 
destages auf den Reichsverweſer und $ 2 des hannoverjhen Landesverfaj- 
jungsgefeges Bezug zu nehmen. Wie unmöglich es aber it, jene Grundfäße 
durchzuführen, ergiebt fi fofort, wenn man erwägt, melde fait zahlloje 
Combinationen entitehen, fobald achtunddreißig Regierungen ſich über jeden 
einzelnen der 50 Paragraphen der Grundrechte zu erklären haben, wie denn 
jhon die am 23. December abgegebenen allgemeinen Erklärungen, das bun— 
tejte Gemisch von Vorbehalten, Anfihten, Wünjhen, Anträgen ꝛc. darbietet. 

Ungeadtet der Klarheit jener Beltimmungen iſt es wünſchenswerth, 
dab das Land der Regierung gegenüber in dieſem Sinne fih ausjpridt. 
Dazu ift die nächſte Ständeverfammlung berufen; daß fie dazu befähigt fein 
möge, liegt in der Hand der Wähler, und dab dieſe die ihnen geftellte 
Aufgabe vollftändig erfennen und zum Heile Deutſchlands löjen mögen , dazu 
möchte unjere Anſprache beitragen. 

Ohne Einheit Deutſchlands feine wahre, feine dauernde Freiheit, nicht 
jener Stolz, wie er dem freien Manne ziemet! Alſo Unterordnung der 
einzelnen Regierungen unter die Gentralgewalt! Kaum wird darin ein Zwie— 
fpalt fein. Auch diejenigen, welche zunächſt die Freiheit ins Auge faſſen, 
verjchließen fi) dem Gedanken der Einheit nicht, ihnen wie den andern 
liegt die Größe und die Ehre des Baterlandes am Herzen, und jo ift an 
einem einmütbigen Zuſammenwirken nicht zu zweifeln, jobald erkannt ift, 
was Noth thut. Wählen Sie Männer, die, fern von engherzigem und 
einfeitigem Haften an der nächſten Scholle auf das Ganze bliden, die davon 
durhdrungen find, daß, je berrliher der Gejammtbau emporjteigt, deſto 
fefter und ſchöner aud der einzelne Theil dajtehen wird, daß aber, wenn 
jener ein wüjter Trümmerhaufen ift, au die einzelnen Theile ihnen bald 
ins gleihe Verderben nadftürzen werden; wählen Sie Männer, die mit 
Kopf, Herz und Mund für Deutjchlands Einheit dajtehen. Damit Gott 
befohlen! 

Frankfurt a. M., den 4. Januar 1849. 

H. 4. Lüngel. Freudentheil. Lang. Grumbredt. Plaß. Groß aus Leer. 
Reden. Quintus. Nicol. Nöben. Ahrens. Dröge.  Gravenhorft. 
Dammers. Wedekind. Wachsmuth.“ 

Das Miniſterium Stüve-Bennigſen that ſein Möglichſtes ſchon vor Neu— 
jahr, dieſe Anſchauungen zu bekämpfen. Es ließ nicht nur ein im Juli 
1848 von Stüve an ſeine Wähler erlaſſenes Schreiben, welches hauptſäch— 
lich die Stellung Stüve's zur deutſchen Frage behandelte und: „da in öf— 
fentlichen Dingen ja zu oft Recht und Kraft eins ſei,“ die Kraft der 
Nationalverſammlung einer Kritik unterwarf und dieſelbe ſehr ſchwach fand, 
jest in Frankfurt drucken, ſondern die Hannoverſche Zeitung brachte das 
obenerwähnte Schreiben an den Bevollmächtigten v. Bothmer, vom 4. No= 
vember, jo wie den Proteft des Hannoverfhen Minifteriums gegen Einfüh— 
rung der Grundrechte vom 14. December, wie foldhe dem Reichsminijterium 
übergeben war, fie brachte außerdem eine Frankfurter Correſpondenz im 
Detmoldſchen, eine andere im Sinne der Jürgens' ſchen Flugblätter. Außer: 
dem wurde von dem bei dem jtatiftiihen Archiv angeitellten Abeden eine 
vaterländijche Correſpondenz im Lande verbreitet, die fih auf den Stand» 
punct des Hannoverthbums gegen die den Bundes und Einheitftaat anjtre= 
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ihwindel“ verjelben jtellte und namentlih gegen die Grundrechte kämpfte. 
Flugblätter gegen lebtere wurden verbreitet, welde das Gemeingefährliche 
derjelben, tbeild für die Grundbeſitzer, tbeils für den Handmwerkeritand 
dartbun jollten. In eriterer Beziebung ward das NRütteln an der Untbeil- 
barkeit des Grundbejiges, das Mobilijiren des Grundbejiges als höchſt ge— 
jährlih bervorgehoben und den Bauern vorgeredet, man wolle ihm jeinen 
freien Ader nehmen. Den Städtern wurde die Freizügigkeit und Gemwerbe- 
freiheit al3 grundverderblich geſchildert. Aus dem $ 14 der Grundredte: 
„Riemand iſt verpflichtet, jeine religiöje Ueberzeugung zu offenbaren, 
und aus der Eidesformel: „So wahr mir Gott helfe!” wurde deducirt, 
dab ganze Banden von Meineidigen und falihen Zeugen ſich zu den ſchänd— 
lihjten Dingen zujammentbun, dem Bürger und Bauer Leib und Gut weg- 
ihwören würden. Eine angeblibe „Anfrage eines Bürgers aus einer Land- 
ſtadt“ über die Grundrechte, die dieje und andere Anſichten ausſprach, ſchloß 
mit den Worten: „Wenn durh $ 3 uns die Freizügigfeit und in Verbindung 
mit $ 28 die Gewerbefreibeit aufgeladen wird; wenn $ 7 uns durd Aufhebung 
der Stellvertretung einer wichtigen Freiheit beraubt; wenn $ 14 es mir un: 
möglid macht, mid gegen falihen Eid zu ſchüßzen; wenn $ 27 das Scul- 
wejen untergräbt und mit 88 3, 20 und 21 zujammen den Gemeinden 
ihwere Lajten auflegt; wenn endlich $ 33 dur die Theilbarkeit der Höfe 
unfern Bauernjtand zu Grunde zu richten droht; ift das ein Glück oder ein 
Unglüd ? 

„And wenn es ein Unglüd it, giebt es denn noch ein Mittel, uns 
dagegen zu ſchützen, wenn die Grundrechte eingeführt find, oder müſſen dieſe 
Mittel vorher überlegt werden? —“ 

Diejelbe war in der Culemannſchen Buchdruderei in Hannover gebrudt, 
galt als Machwerk der Negierungsprejie und wurde in vielen Taufenden von 
Eremplaren mit und ohne die Hannoverjhe Zeitung verbreitet. 

Aber obgleih die ſchwächſten Seiten des Philiftertbums, Freizügigkeit 
und Gewerbefreiheit, und die jhwadhe Seite des Bauernitandes: der Glaube, 
dab der Beſtand feiner Höfe durch polizeiliche Gebote gefichert werben müſſe, be: 
rührt waren, es wollte nicht helfen. Die Mafje aller Gebilveten „wühlte“, 
um mich eine damals gäng und geben Auspruds zu bedienen, für die 
Grundrechte, das Volt verlangte feine Grundrechte trog Freizügigkeit, Ge: 
werbefreiheit, VBeräußerungsfreiheit des Grundeigenthums. 

Welche Grunditimmung im Lande herrſchte, hätte Stüve an dem Vater: 
ländifhen Verein in Osnabrüd fehen können, der aus feinen ſonſt treuejten 
Anhängern zufammengebaut war, aber doh am 8. Januar eine Adreſſe 
wegen der Grundredhte an das Minifterium einjhidte, weldhe die Gründe 
für die Anerkennung der Grundrechte, wie fie im Volke angeführt wurden, 
— Berufung einer conftitwirenden Nationalverfammlung durch Verordnung 
vom 14. April — Uebertragung der Bundesgewalt auf den Reichsverweſer 
— Reichsgefeg vom 23. September und das Erjheinen des Reichsgejegblatts 
am 28. December — aufzählte, dagegen die Zweifel der Jurijten hervor: 
bob und den Zuftand der Rechtsunficherheit, der daraus erfolgen würde, 
als heillos ſchildert. „Wir fehen die Reichsverſammlung zu Frankfurt, als 
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das höchſte gefeglihe Organ Deutihlands an; wir find Deutfhe, das einige 
Deutſchland war eine der Hoffnungen der Märztage, mit dem jebt verfün- 
digten Reichsgeſetz fteht und fällt die Einheit des deutſchen Vaterlandes“ 
erklärte der Verein, und bat dann, auf den Vorwand wegen Nidtpublica- 
tion der Grundrechte eingehend: 

„das Gejammtminifterium wolle die Gentralgewalt um ſchleunige Mit- 
„theilung des Bundesbeſchluſſes vom 10. Juli 1848 erfuhen und danach 
„die im Reichsgeſetzblatte verfündeten Reichsgefeße auch in hiefigen Landen 
„in folher Weife verkünden, dab über deren rechtsverbindliche Kraft fein 
„Hweifel obwalten möge.” 

„Das fei einftimmig beſchloſſen!“ berichtete ver Vorftand und in dies 
jem mar Breufing Vorfigender, Advocat Raven und Stadtridter Dr. We- 
fterfamp Stellvertreter, Stabtrihter Dr. Droop, Altermann Hoberg, Pro- 
curator Hollenberg, Buchhalter C. L. Meyer, Conrector Meyer, Altermann 
Möllmann,, Juſtizrath Pagenfteher, Altermann Duirll, Altermann Dr. 
Schmedes, Buchhalter Sell, Subeonrector Tiemann, Fabrilant Weiterfamp 
Vorftandsmitgliever, aljo die treueften Anhänger Stüve’3 aus der Zeit des 
Verfafjungstampfes. 

Anders war es im vaterländifchen Vereine zu Hannover. Der Volks— 
verein hatte auf Albrechts Antrag eine Volksfeier des 21. Januar, als des 
Tages der Rechtskraft der Grundrechte, beſchloſſen. Ein gleiher Antrag 
war im vaterländifhen Verein geitellt, bier aber hatte der Cammerrath 
v. Mündhaufen und Geheimer Kriegsrath Wedemeyer ven Muth, fih im 
Sinne des Minijteriums gegen eine Menge Beftimmungen der Grundrechte 
auszufprehen und die zurüdhaltende Stellung der Regierung zu vertheidigen. 

Man lehnte die Feier der Grundredte, theild aus Princip, theild aber 
aud aus der Rückſicht ab, welde bei Vielen beim Eintritt in den Verein 
maßgebend gewefen waren, mit manden Perfönlichleiten des Volksvereins 
und Arbeitervereins nicht zufammen zu fein. Die Minorität, welche an der 
Feier theilnehmen wollte, war aber fehr beveutend, fie beitand aus 147 
Mitglievern. Dieje beſchloß nun, die Gefinnung der Mehrzahl auf eine 
Probe zu ftellen nnd brachte den Antrag ein: 

1) Der vaterländifche Verein möge erflären, daß er die Gültigkeit der 
Grundrechte jeit dem 18. Januar in aanz Deutihland unbedingt anerfenne, 
jo wie daß er die Theilnahme an der Feier aus feinem andern Grunde 
abgelehnt habe, als weil er in verfelben fein zwedmäßiges Mittel zu ber 
durh die Statuten ihnen zur Pfliht gemachten Berwirflihung aller Reichs— 
gefege erkenne. 2) Daß der vaterländifche Verein alle diejenigen feiner 
Mitglieder, welche eine diefer Fragen verneinen follten, als den Statuten 
des Vereins offenbar zuwider handelnd, ausfhließen möge. 

Als Bekämpfer dieſes Antrages trat einer der Gründer des Vereins, 
der damalige Stadtrihter Meißner auf. Allein er wagte nicht die Rechts: 
beftänvigfeit der Grundrechte irgend einem Zmeifel zu unterziehen , jondern 
erfannte diefe vielmehr an, ja er vwindicirte dem ganzen deutjchen Volke die 
endlihe Entſcheidung über die Reichöverfaffung und hoffte zu Gott, daß 
bei dieſer endlihen Abftimmung die deutjchen Fürften nicht in der Minder— 
beit fich befinden möchten. Auch der Oberfteuerrath Raſch ſprach, die Grund— 
rechte anerfennend, gegen die Anträge. Carl Gödeke ftellte nur den Antrag, 
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zur motivirten Tagesordnung überzugehen, da der Verein noch nichts getban 
babe, was einer Abweihung von den Statuten ähnlich ſähe. Diejer An 
trag, der anfcheinend über vie Klippen half und mit Bravo begrüßt wurde, 
erſcheint uns unerflärlih, einmal daß er von Gödeke, einem fo entjchiede- 
nen Berfechter der Souverainetät der Nationalverfammlung ausging, fodann 
daß er angenommen wurde, obgleih die Majorität wiffen mußte, daß die 
Minorität eben von der Annahme diefer Anträge ihr ferneres Verbleiben 
in dem Bereine abhängig gemacht hatte. Die Minorität trat nun aus und 
gründete unter dem Vorſtande von Dr. Hoyns, Aſſeſſor Pland, Albrecht, 
Stadtjecretair Bauermeifter einen neuen vaterländifchen Verein mit denjelben 
Statuten, nur daß fie diefe zur Wahrheit mahen wollte. Im alten Ber: 
eine blieb die große und Heine Ariftofratie Hannovers allein zurüd. 

Daß die gefammte Preſſe mit alleiniger Ausnahme der Hannoverjdhen 
Zeitung für die Grundrechte kämpfte, war ſelbſtverſtändlich. Die Preſſe war 
außer durch zahlreiche Kleine Provinzialblätter um ein großes Organ reicher 
geworden. Die Bremer Zeitung, welche bei Heife erfchienen war, hatte die 
Eoncurrenz der gejhmeidigeren Weferzeitung in Bremen nicht ertragen kön— 
nen, fie war unter dem Titel „Zeitung für Norddeutſchland“ nah Hannover 
übergefiedelt und wurde von dem jugendlichen Dichter und Euthufiaften Theo: 
dor Althaus aus Lippe= Detmold redigirt. Die Weicheltihe „Allgemeine 
Hannoverfhe Zeitung” , in Nienburg herausgegeben, war dem Erfterben 
ſchon nahe. 

In diefe Zeit der Aufregung wegen der Grundrechte fielen nun die 
Wahlen, die Vorwahlen, namentlih Anfangs Januar. Die Kälte war, 
bei großem Schneefall erheblih, die Verbindungen gehemmt und verzögert, 
es war überall fein Wetter zu Volksagitationen. Dennoch war die Wahl: 
bewegung eine außerordentlihe. Die Göttinger hatten fhon im September 
angefangen, Anſprachen an das Volk zu erlaflen, die Volksvereine, wie das 
Gentralcomitee derjelben waren nadgefolgt; jeit vem 28. December, nad 
dem die Wahlen ausgefhrieben waren, folgten nun eine Unzahl Anſprachen 
und Glaubensbefenntniffe der einzelnen Candidaten. Verfaſſer hat eine große 
Anzahl diefer Glaubenzbetenntniffe vor ſich; keins derſelben jpricht fich indeß 
im Sinne Stüve’3 und des Minijteriums gegen die Grundrechte aus, keins 
wagt an der Rechtsgültigteit derjelben für Hannover irgend zu zweifeln, 
Dagegen findet fih auch in feinem Glaubensbefenntniß eine Andeutung, 
daß das Minifterium Stüve, weil daffelbe es mit der Deutſchen Frage nicht 
ehrlich meine, geftürzt werden müſſe. Das Minifterium hatte vielmehr im 
ganzen Lande ein foldhes Vertrauen, daß ein Candidat, der hätte durch— 
bliden laffen, man müſſe gegen dies Minifterium Oppofition machen, überall 
durchgefallen wäre. Man bielt für das Innere das Minifterialprogramm 
für volllommen genügend, das rechte Maaß der Freiheit und Gleichheit für 
Hannover gewähren, traute dem Minijterium ehrlichen Willen, Kraft, 
Kenntniß zu, daſſelbe in voller Make ins Leben zu führen. 

Betrachten wir die Anſprachen näher, die von den verjchiedenen Ver— 
einen an das Bolt gingen, fo zeigen fie durchgehends eine würbige ruhige 
Faffung und Haltung. Namentlih konnte das, mas das gefchäftsführende 
Comitee der Hannoverſchen Volksvereine, Dr. Gerding und Cohen (Honed) 
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unter dem 6. November an die verbundenen Volksvereine ergeben ließ, bei 
den Unbefangenen faum irgend welchen Anſtoß erregen, bören wir: 

„Es nahen unjerem Lande ernite Tage, Tage wo e3 gilt, daß Feder 
feine Pflicht thue; es find die Tage, an denen die Wahlen zur neuen Stän= 
deverfammlung vorgenommen werden follen. Die Gejhäftsführer des Aus 
ihujles der verbundenen Bolfsvereine halten e3 für ihre Pflicht, an ſämmt— 
lihe Mitglieder der Vereine, die in treuem Bunde zuſammenſtehen, Worte 
der Mahnung zu richten. 

„Jeder jelbitjtändige, unbejcholtene Mann iſt berehtigt, an den Wah- 
len zur Ständeverfammlung Theil zu nehmen, berechtigt und verpflichtet. 
Berechtigt durch das Geſetz, verpflichtet durch fein Gewiſſen, durch die Schuld, 
weldhe Jeder dem Vaterlande zu bezahlen hat. Wer am Tage der Wahl 
fehlt, wer felbjtfüchtig oder nadläffig denkt: auch ohne mid kann es geben, 
ift verantwortlich dafür, wenn nidt ein Ehrenmann aus feinem Wahlbezirke 
in den Ständefaal tritt. — Die Boltsvereine find Schulen des öffentlihen 
Lebens, wechſelſeitige Belehrung über die Rechte und Pflichten der Staats: 
bürger find ihre Aufgaben. Ihre Mitglieder werden aud dadurch, daß fie 
ihre Pflicht bei den Wahlen erfüllen, beweifen, daß jie diefe Aufgaben 
fennen. 

„Dir Alle willen, daß in unferm Lande zwifchen den Wählern und 
ihren, Vertretern no, boffentlih zum legten Male, Wahlmänner jteben, 
daß der Gedanke der Gerechtigkeit, der feine Vermittler zwifchen den Wäh— 
lern und ihren Abgeordneten duldet, bei uns noch nit Geltung gefunden 
bat. — Das Recht und die Piliht der Wahlen zur nächſten Ständever- 
jammlung bejchränft jih daher auf die Ernennung von Wahlmännern. Unjere 
nädite Aufgabe ift aljo, Männer zu Wahlmännern zu wählen, deren Uns 
abhängigfeit, deren Treue gegen das Volk, deren Einſicht in die öffentlichen 
Berhältnifje dafür bürgt, daß fie gewaffnet gegen Einflüfterungen und Täu— 
fhungen nur ihrem Gewiſſen, ihrer wahren Ueberzeugung folgen und treue, 
unabhängige nnd tüchtige Männer in die Ständeverfammlung jenden. 

„Der nächſten Ständenerfammlung harren große Aufgaben. Ihre erſte 
und wichtigſte ift, jedes Opfer freudig zu bringen, das Deutihland von 
allen feinen Söhnen fordern muß, jedes Beſtreben, das offen oder heimlich 
Hannover fern von Deutichland halten möchte, zu vernichten, Ihre weitere 
Aufgaben find die Schaffung eines volfsthümlihen Rechtsweſens, ftatt der 
Gerichte, die nach fremden Geſetzen richten, gegen die das Volk, nur durch 
zu viele traurige Thatjahen belehrt, tiefes Mißtrauen hegt; dann Befrei- 
ung der Gemeinden von dem maßlofen Drude der Beamtenherrſchaft und die 
Errihtung von Volksſchulen aus denen, die jetzt Knaben find, einjt als freie, 
ehrenhafte Männer hervorgehen. — Kein anderes Land in unferem großen 
Baterlande hat jo Schweres zu fühnen, als Hannover; ein Örundgefeg mit 
Zaujenden von Eiden befiegelt , ift gefallen, der Glaube an Recht und Ge— 
jeß erjhüttert. So gilt es denn neu und feft zu bauen, daß unter Gottes 
Shut Werke der Freiheit die Dentmale der Schmah und der Feigheit hoch 
überragen.” 

Die Göttinger hatten jhon am 13. September vie Städte und länd- 
lihen Wahlcorporationen aufgefordert, Gemeinde-, Diftrict- und Provinzial- 
wahlcomitee’8 zu bilden und die Männer, melde durch unzweideutige Frei⸗ 
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finnigteit, erprobte, feiner unlauteren Einwirkung zugängliche Weberzeugungs- 
treue, des Volksvertrauens jih würdig zeigten, durch die Tagesblätter zur 
allgemeinen Kunde zu bringen. Man wollte aud bier, wo am zwedmäßig- 
ften nur eine Hand bdirigirt, die Mitwirkung und Thätigfeit des ganzen 
Volkes, auf eine offene Weije, die alle Operationspläne den Gegnern offen 
legte. Später erließ man eine Anſprache der Göttinger Bürgerverfammlung 
an die Bewohner der Fürftenthümer Göttingen und Grubenhagen,, von 
Dr. Thiermann verfaßt *), unterfchrieben im Namen der Göttinger Bürger: 
verjammlung von dem ernannten Wahlausſchuſſe: Thiermann, Dr. phil. 
Gliffen, Dr. phil. €. Levin. Rohns sen. Heinr. Eberwein, Bürgervorft. 
C. Breithaupt. Holle jun., Ady. %. ©. H. Müller, Hachfeld, Dr. jur. 
2. Stödiht, Bürgervorft. Ch. Schüddekopf. G. Steinbach. F. Fröh— 
lich jun., €. L. Brauns. Dr. Obrock. Fr. Rente. €. Gundina jun. 
Dr. Wilh. Seelig. L. Levin. Daniel, Dr. Chr. Meyer, Bürgervor— 
ſteher. U. Plathner, Dr. phil. H. Schlotthauber. C. Mey. 

Dieſelbe huldigte freilich der falſchen Anſicht, daß ein Deputirter jeder 
Zeit zurückzutreten verpflichtet ſei, wenn ihm ſeine Wähler ihre Unzufrie— 
denheit mit ſeiner Wirkſamkeit kund gäben; ſie war geſchwängert von dem 
in Göttingen herrſchenden Glauben, daß das Volk die Souverainetät wirk— 
lich fon errungen habe. „Früher“, hieß es, „galt die fürftlihe Gewalt 
im Staate für vie höchſte, oft für die einzige, durch die große Bewegung 
aber, welde ganz Deutſchland in diefem Jahre ergriffen hat, bat fich das 
Bolt auf die erjte Stelle erhoben und überträgt auf feine Vertreter eine 
Fülle der Macht, welcher feine Negierung zu widerjtreben vermag. Die 
Fürften werden jest ihren ſchönſten Beruf darin finden, die Wünſche des 
Volks zu erfüllen, ihre Minifter dürfen feine Handlungen ausführen, zu 
welchen ſie nicht durch die von unjern Vertretern erlafjenen Gejege ermäch— 
tigt werben, wenn fie nicht dem rächenden Arme der Gerechtigkeit verfallen 
wollen. 

Diejelbe berührte, was in anderen Anfpracden vermieden war, bie 
Frage der Laften; es hinge wejentlid von der Ständeverfanmlung ab, ob 
man foftipielig oder wohlfeil regiert werde, und müſſe man Deputirte wäh— 
len, die nicht fo jehr für das Intereſſe der bevorrechteten Partei jorgten, 
al3 vielmehr von aufrichtiger Liebe für das Mohl des Volkes geleitet wür— 
den. Die Anjprade ließ das Verhältniß zu Deutihland und den Grund: 
rechten noch nicht in den Vordergrund treten und hielt fih mehr an bie 
inneren Angelegenheiten — für melde fie forderte: größere Selbititändigfeit 
ver Gemeinden, forgfältige Prüfung des Heerweſens um eine billigere Ein- 
richtung und zugleich eine beſſere Wehrhaftigkeit zu erzielen, Es müjje dahin 
gewirkt werden, daß der große Grundbeſitz des Staates niht mehr dazu 
diene, einzelne Pächter zu bereihern und eine große Anzahl ländlicher Bes 
wohner in die abhängige Lage von Tagelöhnern zu verjeen, fondern daß 
wenigitens ein größerer Theil an Kleinere Leute zu mäßigen Preiſen verpach— 
tet würde, um die Vortheile jelbitftändiger Bewirthſchaftung einer größeren 
Anzahl arbeitfamer Landleute zuzuwenden und die Annehmlichkeiten des Wohl- 
andes gleichmäßiger über das Land zu verbreiten. Ferner: Verbeſſerung 


*) Göttingfches Bürgerblatt vom 11. Nov., Nr, 35. 1848. 4 
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de3 Gerichts- uud Proceßweſens, und endlih Hebung der Volksfhulen. In 
diefer Beziehung war ſehr richtig gejagt: „Wir bliden mit Hoffnung in die 
jhönere Zuiunft, die nicht mehr unterwürfige und bevormundete, fondern 
jelbitftändige, ihrer höhern Würde bewußte Menjchen kennen wird. Aber 
vergejjen wir ja nit, daß alle Errungenfihaften nur ein Spiel des Zufalls 
find, daß fie wieder die Beute unferer lauernden Gegner werden, wenn 
wir jemals nachlaſſen follten, diefelben, nicht mit den Waffen der Hand, 
fondern mit den Waffen des Geiltes zu jchirmen. Nur die Bildung bewahrt 
uns vor dem NRüdfall in die alte Knechtſchaft, nur fie giebt ung den Muth 
und die Kraft, den Kampf für die heiligiten Güter der Menjchheit zu bes 
ftehben. Das Volk, welches jeine Rechte fennt, welches fih durd) das gemein 
Ihaftlihe Band der Liebe und jeine Freiheit vereint und geftärkt fühlt, be— 
fit eine Allgewalt, welche jeden Angriff feiner Feinde zerfchmettert.” 

Mar e3 nun wohl der Sade angemefjen, oder auh nur politiich, 
wenn das Organ der Regierung fih in einer warnenden Stimme an die 
Wähler des Landes alſo ausließ? 

„Eine Bartei, welche offenbar dem Königthum feindlich gefinnt ift und 
unter der Maske des Schuges der angeblich gefährdeten deutſchen Freiheit 
auf den allmäligen Untergang unferer auf dem Königthum beruhenden Ber- 
faffung in eine Republif hinarbeitet, deren Ende oder Anfang gar leicht die 
rothe, die blutige Republik fein könnte, betreibt jeit kurzem im Lande den 
Anſchluß der hannoverſchen Volksvereine an den zu Frankfurt gebildeten März— 
verein. Sie hat den Anjhluß der Volksvereine zu Hannover, Celle, Fal- 
lersleben, Emden , Hilvesheim, Osnabrüd, an diefen Verein bereits erreicht, 
und e3 it nicht unmöglich } dah fie mit ihren Judaskünſten auch noch andere 
Vereine des Landes umſtricken wird, da ihre Abſicht nach einer — vom 
Advocaten Gerding zu Celle und von dem Schriftſteller Cohen zu Hannover 
als Centralvorſtande der verbundenen Vereine erlaſſenen — Aufforderung 
auf eine weitere Verbindung aller hannoverſchen Volksvereine durch Anſchluß 
an den Märzverein gerichtet iſt. 

„Es liegt diefem Treiben die fernere Abjicht unter, von den fo ver— 
bundenen Bolfsvereinen auf die Wahlen im Lande in dem Sinne wirken 
zu laffen, daß wo möglich nur Leute in die Stände gewählt werden, welche 
diefer Partei angehören und alfo, wenn fie gegenwärtig auch noch von Kö— 
nigthum ſprechen, mit allen Kräften dahin ſtreben werden, die Grundfeiten 
des Königthums zu untergraben und allmälih die Republif in Deutſchland 
und jo aud in unjerem Lande herbeizuführen. 

„zeit, hohe Zeit ift es daher, dem Treiben diefer Partei entſchieden 
entgegen zu treten, Zeit, daß Jeder es fih far made, wohin ver allge 
meine Anjhluß an den Märzverein, wohin die Erwählung folder Perſonen 
in die Ständeverfammlung führen kann, welche dem Märzvereine fih an— 
geihlofjen haben, oder von jeinen Jüngern empfohlen find. Königthum; ver: 
faffungsmäßige Freiheit unter Sicherung des Eigenthums durch Gejeb und 
Ordnung ‚ oder Republik, jene berliner und parijer Barrifadenfreiheit, wo— 
bei die NichtSbefigenvden fi in die Kleider der Beſitzenden theilen, das ſeien 
die einfachen Fragen, welche ſich jeder vernünftige Mann vorlegen müſſe, 
wenn an ihn die Aufforderung jener Märzmänner ergeht.“ 

Die Hannoverſche Zeitung verdächtigte jeden von den Vollksvereinen in 
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Hannover, Emden, Hildesheim, Fallersleben, Dsnabrüd, Celle, oder vom 
Dr. Schläger in den Baterlandsblättern vorgejhlagenen Candidaten, 

Hannover hat es erlebt, 1855, 1856, 1857 u. f. w., was das 
Königthum unter den Flügeln des Bundestages unter verfafjungsmäßiger 
Sreiheit verfteht, es hatte ſchon 1837 erlebt und follte fpäter erleben, 
welcher Rechtsſchuß der Verfaſſung überhaupt gewährt jei, das Vertrauen 
zu dem Königtbum war von jehr jungem Datum, Und was wollte denn 
der jo viel verrufene, von Deputirten der Nationalverfammlung gegründete 
Märzverein? Hören wir fein Programm: 

„Wir wollen die Einheit Deutſchlands; wir wollen, daß die Freiheit 
al3 das natürlihe Eigenthum der Nation anerlannt werde, nit als ein 
Geſchenk oder eine Gabe, die ihm nad Belieben von irgend einer Seite zus 
gemefjen wird; wir wollen, daß die Nation die Einſchränkungen diefer reis 
beit jelbjt beftimmt und ſich nicht auforängen läßt, daß aber ein Jeder fich 
diefen Einfhränfungen zu unterwerfen hat; wir wollen die Berechtigung für 
das Geſammtvolk, wie für das Volk eines jeden einzelnen Landes, fidh feine 
Regierungsform jelbit feftzufegen und einzurichten, zu verbefjern und umzu— 
geitalten, wie es ihm zwedvdienlich erjcheint, weil jede Regierung nur um 
bes Boltes willen und durch feinen Willen da iſt; wir wollen, daß die Ver- 
faffungen, welde ver Geſammtſtaat und die einzelnen deutihen Staaten fich 
geben, Beitimmungen enthalten, nad denen fie auf friedlihem, gejeb- 
lihem Wege geändert und verbejjert werden können; wir wollen, daß bie 
auf folder Grundlage errichteten Verfaffungen von dem Gejammtjtaate gar 
tantirt werden; damit auf diefe Art die Revolution zu Ende gebradht und 
ein dauernder Zuſtand der Gefeplichkeit, des Friedens und der Wohlfahrt 
der deutſchen Nation und der einzelnen deutſchen Volksſtämme gefichert werde, “ 
Es war nicht möglich, daß. die Hannoverſche Zeitung durch ihre Ueber- 
treibungen auch nur einen einzigen in das- Lager der Neactionairen trieb, 
der nicht durch eigene Gefinnung oder Gefinnungslofigkeit ſchon hinein ges 
hört hätte. ® 

Der Baterländifhe Verein hielt fih in einem eriten Wahlmanifefte 
ziemlih allgemein: „Wir bedürfen eben jo freilinniger und adhtbarer, als 
erfahrener und befonnener Männer, Männer von Kopf und Herz, von Um— 
fiht und Charafterfeitigleit, Männer, die dur ihr bisheriges Leben Bürg- 
ihaft geben, daß fie es mit der Freiheit und mit dem Rechte ehrlich meinen, 
— Die Wähler müfjen eine Pfliht der Ehre darin erkennen, jolhe Männer 
als Bertreter zu fenden. Sie werden damit das beſte Zeugniß ihrer polis 
tiſchen Mündigfeit geben und fih den Dank des Vaterlandes erwerden. Der 
eben gepflanzte Baum der Freiheit kann nur gedeihen und Frucht tragen, 
wenn er von treuer, feiter, gejhidter Hand gepflegt wird.” 

Ein zweites Wahlmanifeit defielben vom 21. December war fchon viel 
mehr präcifirt, binfichtlih der deutihen Frage namentlich wahrſcheinlich viel 
präcifer und entſchiedener, als es die eigentlichen Stifter des Vereins wünſch— 
ten. Es bieß u. U. in demjelben; „Im deutjcher Freiheit und deutjcher 
Einheit erblidt der Baterländijche Verein die ficherfte Bürgschaft für die Frei— 
beit und Wohlfahrt aller Theile des deutſchen WVaterlandes, Nur in und 
mit Deutihland kann Hannover frei und glüdlid fein. 

Der Baterländifche Verein verlangt deshalb von ben Derteeien, des 
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Landes, daß fie die Beihlüffe der Nationalverfjammlung als des höchſten Or: 
ganes für Deutichland vermirflihen und namentlich die deutſche Reichsver— 
faflung unbedingt und unumwunden anerkennen, demgemäß aud die Grund 
ſätße derjelben zu Grundſätzen unjerer Landesverfajlung und deren Verwirk— 
lihung aud für unfer Land fih zur Pflicht machen.” 

Das, was den vaterländifchen Verein von Volks- und anderen Vereinen 
unterjchied, fand fich vielleiht in den Worten ausgedrüdt, daß man feine 
Vertreter wolle, die republifaniihe Träume zu verwirklichen jucten: 

„Dir halten daran feſt“, hieß es weiter, „dab der Wille des Volks, 
ausgeſprochen durch die Mehrheit jeiner gejeglichen Vertreter das höchſte Ge— 
jeg des Staates fei, und daß das Volk mit allen gejeglihen Mitteln dahin 
zu wirfen befugt jei, dab die Beichlüffe der Landesvertreter, mit der öffent: 
lihen Meinung üÜbereinjtimmend ausfallen. Dies verftehen wir unter ber 
demofratiihen ®rundlage, die wir für die conjtitutionelle Monardie verlan- 
gen. In dieſer conftitutionellen Monardie erbliden wir die dauerndite Bürg— 
ichaft für des Volkes Freiheit gegen den maßlojen Ehrgeiz der Einzelnen 
und gegen die dauernde Schwanfung des Ganzen. Sn. der wahren conftitu= 
tionellen Monardie ift dem Talente jedes Einzelnen voller Spielraum ge— 
gönnt, ohne das Ganze von dem Einzelnen und dem Zufall abhängig zu 
machen. Wir wollen deshalb feine Vertreter, die offen oder heimlich repu— 
blitanijhe Träume zu verwirklichen juchen, Wir wollen Vertreter, die mit 
dem gejtürzten Syiteme der Vorrechte und der Bevormundung vollitändig 
gebroden haben, die bei ihrem Wirken zu jenem Syſteme der Vorrehte und 
der Bevormundung nicht zurüdzulenten verfuchen, die fih der gejegmäßigen 
Entwidlung der monarchiſch-demokratiſchen Staatsform mit aufrichtiger Ueber: 
zeugung widmen, ein Hort gegen gewaltjamen Umjturz der beſtehenden und 
ein fejter Schug ver gefeglich feftzuitellenden Ordnung im Ganzen und im 
Einzelnen.” 

Shlieglih waren die Forderungen in Beziehung auf die Hannoverjchen 
"Angelegenheiten präcifirt: 

„Die verfafunggebende Reihsverfammlung hat dem Deutſchen Bolfe 
bereit3 die weſentlichſten Grundrechte gefihert. Diefe müjjen in Hannover 
zur uneingeſchränkten Geltung gelangen. 

„Als die wichtigften Puncte, welde der Vaterländifhe Verein von ben 
Ständen Hannovers in Vereinbarung mit der Regierung erledigt wifjen will, 
beben wir hervor: 

1) Vollftändige Revifion des Landesverfafiungsgefeßes im Sinne der 
monardifch = demofratijchen Staatsforn, damit Alles entfernt werde, was 
darin diefem Sinne wideritrebt und was an Widerſprüchen in den Conſe— 
quenzen einzelner Grundfäße der Verfaſſung übrig geblieben ift. 

2) Eine neue ſtändiſche Gejhäftsordnung, welche einen einfacheren und 
rafheren Gang der ftändifhen Verhandlungen möglich macht. 

3) Zeitftellung eines definitiven Wahlgeſetzes. 

4) Umbildung der Provinziallandfhaften im conftitutionellen Sinne als 
Provinzialverwaltungsbehörden , mit gejehlich zu vegelndem Wahlredt. 

5) Umgeftaltung der Gerichtsverfajjung und des Gerichtsverfahrens auf 
Grund der Principien der Oeffentlichkeit, Münvlichkeit, Anklageihaft und 
beim Strafprocefje der Geſchwornengerichte. 
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6) Feſtſtellung einer Städteorbnung.- Freiere Stellung der Gemeinde: 
behörden der Regierung gegenüber, möglichite Durchführung des Grundfages 
der Selbjtregierung für alle Gemeindeangelegenbeiten,, ausgedehntere Berech— 
tigung bei der Wahl der Gemeindevertreter, 

7) Regulirung des Wirkungskreijes der Polizeigewalt, Revijion des Po- 
lizeijtrafgejeßbuches und vollftändige Sicherftellung der Perſon gegen willkür— 
lihe Verhaftung. 

8) Ein Staatsdienergefeg mit Feititellung des Schußes gegen willkür— 
lihe Entlafjung ver Verwaltungsbeanten und der Entſetzung der Richter 
durch richterlihes Urtheil. Negulirung des Penfionsweiens. 

I) Umbilvung des Heerweiens unter Feititellung der allgemeinen Wehr— 
pilicht und der Gleichberechtigung Aller zu allen militairiihen Graden. Re— 
vifion des Militairſtrafgeſetzbuches. 

10) Gejeglihe Regelung der Verhältniife der Bürgerwehr zum Schub 
der verfafjungsmäßigen Freiheit und gejeglihen Ordnung, unter Feititellung 
der Rechte und Pflichten, möglichit freier innerer Berfaflung und Bürgichaft 
gegen woillfürlihe Auflöfung. 

11) Feititellung des Verhältniſſes zwiihen Staat und Kirche, und 
zwifhen Kirche und Schule. 

12) Kräftige Hebung der Lanvdescultur, insbejondere des Aderbaues , 
Organifation der Gewerb⸗, Fabril- und Handelsverhältniſſe im - Einklange 
mit den zu erwartenden reichsgejeglichen Beſtimmungen. 

13) Gewähr für die demmächit vevidirte Landesverfaſſung durd ers 
ihmwerende Beltimmungen für Abänderungen und dur allgemeine Verpflich— 
tung aller Staatsangehörigen. “ 

Der conftitutionelle Verein in Celle, als dejjen Vorfigender J. H. Wolde 
und Paſtor GE. Greiling, Gonrector 6. Ziel als BVicepräjidenten ee 
während E. Schwarz und O. Hattendorff Secretaire waren, erließ am 25. De— 
cember eine Anſprache an das Hannoverihe Volt. Derjelbe machte fih zus 
mächſt eine eigene Vorjtellung von der Thätigkeit der nädhiten Stände. „Ihre 
Thätigkeit wird zunächſt eine conftituirende fein. Es wird ihre Aufgabe jein, 
die Grundzüge der dann vorausfichtlih vollendeten Neichsverfaffung in die 
Sandesverfafjung aufzunehmen und die in jener der Landesgejeßgebung vor: 
behaltenen gefeglihen Beltimmungen zu erledigen; die Wivderjprüce, melde 
zwiihen den Buchſtaben wie dem Geiſte des Landesverfallungsgeiebes vom 
6. Auguft 1840 und des Geſetzes vom 5. September 1848 noch zurüdges 
blieben find, zu bejeitigen; endlih, die neue Verfaſſung auf freiheitlicher , 
aber zugleich dauernder Grundlage aufzubauen, Aber der bei weitem wich⸗ 
tigere Theil ihrer Tätigkeit wird legislativer Natur fein. Die umfaſſend— 
ten Reformen in der Jurisdiction und ANdminiftration werden vorbereitet, 
die Grundlagen eines ganz veränderten Zuftandes jollen zwiſchen Regierung 
und Ständen vereinbart werden. Wir nennen unter den erjteren nur 
eine gänzliche Umgejtaltung unjeres bisherigen Civil- und Griminalverfah- 
rens, gegründet auf Deffentlichfeit un Miünplichkeit, ſowie auf Geſchwor— 
nengerichte; unter ven letzteren eine Umformung der bisherigen Verwaltungs: 
behörden ‚auf dem Lande, ſowie eine umfaljende Städte- und Gemeinde: 
ordnung. ” * 

Man will deshalb nur Manner des allgemeinen Vertrauens, freiſin— 
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nige, unabhängige, in ihrem Wollen und Handeln feſte und confequente 
Männer gewählt wiffen. Dann aber jollen die zu Wählenden die Souverai- 
netät der Nationalverfammlung anerkennen. „Das Programm unferes Ber: 
eins hält feft an den Grundfägen einer conjtitutionellemonarhiichen Regie— 
rungsform auf breiter volfsthümliher Grundlage und der unbedingten 
Unterwerfung unter die Bejchlüffe der Deutihen Nationalverfammlung zu 
Frankfurt: nur ſolche Männer, welche von diefen Grundjäsen durchdrungen 
find, können wir von unferm Standpuncte al3 zur Wahl geeignet empfehlen.“ 

Man jpriht am Schluffe aus, dab das Minifterium das Vertrauen des 
Landes genießt — e3 würde indeß eben jo verkehrt fein, Männer zu wählen, 
die principielle DOppofition gegen daſſelbe machten, als folde, die mit allen 
Anfichten des Minifteriums von vornherein einverftanden wären und niemals 
ihre Stimme dagegen zu erheben wagten, 

Man ſieht, es ift überaus ſchwer, principielle Gegenjäge zwijchen den 
Anſprachen der vaterländifhen und conjtitutionellen, und ver Volks— 
und Märzvereine zu finden, nur daß in lebteren Männer waren, die es 
offen ausſprachen, daß ihr Ideal eine Republik fei, daß fie aber das Volt 
für nicht reif zu derſelben hielten. 

Eine der ſchaalſten und nichtsjagendften Anſprachen wurde von Celle 
aus, an die Landbewohner des Königreichs erlaffen, von einer dritten Par— 
tei, die damals neben dem Voltsvereine und dem conftitutionellen Vereine in 
ihren erften Anfängen auftauhte und die man in Folge diefer Anſprache, 
welche vor allen redliche Gefinnung forderte, die Partei der redlihen Män— 
ner nannte, Herr Hojtmann jtand an der Spike diefer Partei, und ihn 
hatte man im Boltsvereine fhon öfters einen Reactionair genannt. Nach 
einer kurzen Einleitung lautete diefe Anſprache: 

„Es wird gewiß Niemand, der es redlih mit dem Wohle unſeres Ba- 
terlandes meint, dahin wirken wollen, daß wir wieder in die alten, nun 
bejeitigten Verhältniſſe zurüdfehren, eben jo wenig müflen aber folhe An- 
forderungen gemacht werden, welche nicht ausführbar find; deshalb müſſen 
wir dahin ſehen, daß nur ſolche Männer gewählt werden, deren Gejinnung 
al3 redlich befannt und die von wahrer Vaterlandsliebe bejeelt find; 
nit etwa jolde, die im blinden Freiheitsſchwindel nur durch ſchöne Reden 
glänzen wollen, am Ende aber doch nicht dahin wirken, was uns Noth ift. 

Eine Regierung mit einem Könige, verantwortliden Minis 
ftern und einer aus dem Volle gewählten allgemeinen Stände— 
verfammlung iſt gewiß die alleinige Staatsform, welche für unſer Bar 
terland heilſam fein fann, und deshalb müſſen wir dahin ftreben, dieſe 
immer mehr und mehr zu befejtigen. 

Wenn alfo künftig eine ſolche Regierung mit den Ständen Hand in 
Hand handelt, dann gehen wir einer ſchönen Zukunft entgegen; dies kann 
aber nur durh gegenſeitiges Vertrauen geſchehen. 

Die von verſchiedenen Seiten ausgehenden Verdächtigungen und Auf⸗ 
reizungen müſſen gänzlich aufhören, ſie führen nur zu Zwieſpalt und Uns 
glüd; befonders hüten wir ung ſoiche Leute zu Deputirten in die Stände— 
verſammlung zu wählen, welche dergleichen Zwecke verfolgen. 

Mögen alle unſere Landbewohner die hohe Wichtigkeit der Wahlen zur 
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nächſten allgemeinen Ständeverfammlung recht- erlennen und bahin fehen, 
daß nur zuverläflige befonnene Männer zu Deputirten gewählt werden. 

Gelle, den 13. December 1848, 

Albrecht, Juſtiz-Canzlei-Aſſeſſor. Biermann, Schuhmaheramtsmeifter. Bur- 
wis, Färber. Geitel, Kaufmann. Harder, Tiſchleramtsmeiſter. SHolite, 
Fabrifant. Holtze, VBäderamtsmeilter. C. Hoftmann, Caflirer. Hoſtmann, 
Banquier. Kirchhof, Dber:Appellations- Rath. Kleinſchmidt, Kaufmann. 
Krüger, Korbmachermeiſter. Krüger, Landbau: Infpector. 9. B. Lauenftein, 
Kaufmann. Leſchen, Dr. jur. Lohmann, Fabrilant. Lueder, Ober-Appel- 
lations-Rath. Mankopf, Schmievemeifter. F. 2. Meyer, Dr. jur. €. Riehl, 
Kaufmann. J. Georg Roſt jun., Geileramtsmeiltgg Schäfer, Schuhma— 
heramtsmeilter. Scheller, Dr., Sanitätsratd. Schmidt, Zimmermeifter. 
C. Schröder, Bäderamtsmeifter. ©. Schulze, Schlahteramtsmeifter. H. Schuh: 
macher, Particulier. C. Stegemann, Tifchlermeifter. v. Werlhof, Juftizrath. 
G. Wolff, Töpfermeifter. 

Aufreizende Anſprachen find mir feine zu Gefiht gelommen, man müßte 
denn dahin rechnen eine in Osnabrück gedrudte: „Ein Wort über die Wah- 
len” — anonym erjhienen „von vielen Wählern, melde wollen, daß es 
bejjer werde." Diejelbe ift populär gehalten und ſucht auszuführen, daß 
man nit wählen dürfe: 1) ſolche Reiche, won denen gejhrieben jtehe, eher 
kann ein Kameel durch ein Navelöhr gehen, als ein Reiher ins Himmelreich; 
2) Beamte, denn wenn man zu der Meinung käme, e3 wären der Beamte 
zu viel und mande befämen aud zu viel Geld, fo würden fie nicht zuftim- 
men können; 3) Geiftlihe, denn die guten und frommen würden nidt an: 
nehmen und fagen: „Unjer Reich ift nicht von diefer Welt“, die andern 
aber, die überall ihre Nafe hineinfteden und Alles regieren wollen, die am 
Himmel niht genug haben, fondern die Erde in die Taſche fteden möchten, 
taugten erjt recht Nichts. Man müfje daher ſolche wählen, die von ben 
Feinden des Volkes, von den hartherzigen Reihen, herrſchſüchtigen Beamten 
und zanfjühtigen Geiftlihen beihimpft, verfolgt, verlegert würden, denn 
von jeher feien Freunde des Volkes von den Pharijäern und Schriftgelehr- 
ten verfolgt worden. *) 

Die Glaubensbefenntnijfe vieler angefehener Perfönlichleiten, welche dem 
Verfaſſer vorliegen, böten zwar der Kritik einen binreihenden Stoff, allein 
e3 mangelt der Raum. Ganz gegen die Grundrechte ſprach ſich keins der— 
jelben aus, wenn auch z. B. der Amtsaffeffor, jebt Oberjuftigrath Heife 
auch einzelne Beftimmungen derfelben für Hannovers Wohl zweifelhaft hielt, 
die Rechtsgültigkeit derjelben im Ganzen erfannte er an. Sehr wenige ber 
. Eandidaten erwähnten verjelben überhaupt nicht, fo der Cammerrath 
A. v. Mündhaufen (ſpätere Minifter), welcher jih dahin erflärte: „daß 
er fih von ver 1848 ftattgehabten wejentlihen Umgeftaltung der Verhält- 
niffe Deutſchlands reihen Segen für die Zukunft aud für unfer engeres 


*) Man ficht, der Verfaffer war nicht wohl belemndet in den höheren Kreifen 
feiner Baterftabt; irren wir ung in ihm nicht, fo hat die Zufunft gelehrt, daß dies 
nicht ohne Grund gefchah, und wenn derjelbe von einem großen Wahlfreife gewählt 
ift, fo iſt doch feine Wirffamkeit als Deputirter von ſehr zweifelgafter Nüplichkeit 
und Sl geweien, hat vielmehr feinen Standesgenoſſen wahrhaft geichabet. 
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Vaterland nur dann verfpreihe, wenn es gelinge, die größtmöglichfte Ver: 
einigung der einzelnen Staaten in einen Bundesftaat, ohne Vernichtung des 
Wohlitandes in den erfteren und ohne Umſturz von Recht und Orbnung bier 
bei uns zu erreichen.” 

Anders der gegenwärtige Graf v. Borries, derjelbe hat auf unfer Land 
einen ſolchen, nah des Verfaſſers Meinung unfeligen Einfluß geübt, daß 
man fih deſſen Anſprache nicht genau genug anjehen kann; dieſelbe wird 
daher in der Anlage XXIX. angebogen. Herr v. Borries, damals Re> 
gierungsrath in Stade, bewarb fih in dem Kreife, in welchem jein kleines 
Rittergut liegt, im 21. Wahlbezirte mit dem Hauptorte Beverſtedt, als 
Candidat der größere®Orundbefißer zur erjten Cammer. Gr erflärte, daß 
er helfen könne und wolle, daß die hannoverfchen Geſetze nah Maßgabe 
der Grundrechte umgeändert würden. 

Ein Deputirter zweiter Cammer vom Jahre 1848, W. Breuer erlieh 
dagegen eine Warnung im Hauptmann Böſe'ſchen Geifte und GStyl, 
wie man fie auch ſonſt vielfältig hörte: man folle feinen Adeligen 
und feinen Beamten zum Deputirten wählen, lettere feien abhängig, eritere 
hätten von jeher Macht und Gewalt genug gehabt, gute und gerechte Gefege 
zu geben, aber jie hätten es nicht gethban, vielmehr zum Umſturze bes 
Staatsgrundgejeßes mitgewirkt, während fie dieſen hätten verhindern fünnen. 
Herr dv. Borries antwortete in einem Inſerate der Zeitung für Norddeutſch— 
land vom 22. Januar, Gr fagte unter anderem: 

„Wenn Herr Breuer ferner behauptet, daß ich als Abgeordneter der 
größeren Grundbeſitzer für die Sonderintereffen des Adels fümpfen würde, 
die nach völliger Bejeitigung alter Vorrechte durch das Gejeh vom 5. Sep: 
tember d. %. nicht mehr bejtehen, und an deren Nüdführung nur 
bei gänzliher Verkennung des politifhen Entwidelungsgangs 
zum Nachtheil folder Verfuhe gedaht werden könnte, fo fteht 
dieſe Behauptung des Herren Breuer mit der von mir in der Anſprache an 
meine Mitwähler ertheilten Verfiherung geradezu im Widerfprude. 

„Ich achte das Wort eines Mannes. Herr Breuer ſcheint darüber an- 
dere Anfichten zu haben.“ 

Die Meinung, man dürfe feinen Aveligen wählen, meil ſolche die 
Stellung in erjter Cammer benugen würden, um die alten Zuftände wieder 
herbei zu führen, war eben fo verbreitet als falſch. In der Cammer waren 
jolde Strebungen unſchädlich, deito fehädlicher waren die Gonfpirationen 
des Adels zu diefem Zwede außerhalb der Cammer, der Einfluß deffelben 
auf den Willen der höchſten Perfon. Beides trat'zu diefer Zeit noch ſchwach 
hervor, obgleid die Adelszuſammenkünfte fhon 1848 in Hamburg begonnen 
hatten. Ich halte es mehr für ein Unglüf, als ein Glüd, daß 1849 fo 
wenig Adelige in erfte Cammer gewählt wurden, Als man die Grundzüge 
zur erſten Cammer feftfegte, hatte man das nicht gedacht, man hatte ge: 
glaubt, daß mindeftens '/, der Wahlen der großen Grundbefiger auf Rit- 
tergutsbefiger fallen würden. Wenn diefe jest bei Wahlbezirken von zwei 
oder drei Yemtern, wie fie gebildet waren, unter 150 Wählenden überall 
feinen Kern bilden konnten, vder.bei den Wahlen von erheblihem Einfluſſe 
gewejen, jo offenbarte fih zum erften Male jo recht deutlich die Kleinheit 
und das Verſchwimmende des ritterfchaftlihen Güterbefiges gegen ven Beſitz 
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der Bauern — 50, gegen 90 "ol Es offenbarte ſich aber auch das tiefe 
Mistrauen der Bauern gegen den Adel und Beamte, denn die ritterichaft- 
lihen Gutsbefiger waren mit jehr, ſehr wenigen Ausnahmen Staatsdiener 
oder Militairs. 

Das, was W. Breuer gegen v. Borries ausgeſprochen hatte, das dachte 
man in anderen Wahlkreiſen, ohne daß es ausgeſprochen wäre, oder man 
ſprach es auf andere, vielleicht weniger groblörnige Weije in Localblättern, 
Annoncen, bejonvders gevrudten Glaubensbelenntnifjien aus. Wer weiß, wie 
jih die Sachen geitaltet hätten, wenn Herr v. Borries jtatt des Vollmeiers 
Kellers in die erjte Cammer gewählt wäre und er bier als Verfechter ver 
Grundrechte aufgetreten wäre. Hätte man ihm und Lang II., die jih ja 
1856 zufammen fanden, die Bildung eines ‚Minifteriums angeboten, er 
würde nicht abgelehnt haben, wie Yang J., überall ſcheint die ftille Wuth 
gegen die Gejesgebung von 1848 bei Herrn v. Borries erit gefommen zu 
fein, als er fih zurüdgefegt fühlte, als er eine Deputirtenftelle für crite 
Cammer, zu der er offenbar befähigter war, als die Mehrzahl der wirklich 
vom großen Grundbefiß Gewählten, nicht erreihen fonnte. Man kann faum 
zu einer andern Annahme fommen, denn Herr v. Borries hat auch als Präs 
fivent des landmwirtbichaftlichen Vereins ſich dur liberale Vorträge ausge: 
zeihnet, er hatte jene ſchon oben erwähnten Adreſſen und Cingaben wegen 
Freiheit des bäuerlihen Grundbeſitzes, Dispoſitionsfreiheit und Theilbarkeit, 
durch eigene Vorträge befürwortet und veranlaßt, er gab jih in jeiner An— 
ſprache für einen folhen, der die Errungenschaften des Jahres 1848 ſchü— 
ben und weiter ausbauen helfen wollte. Wir fönnen nit glauben, daß 
er ſich damals nur verftellt, fih in das Vertrauen der Wähler einjchleichen, 
ihnen weismaden wollte, daß er ihre Rechte vertheidigen und erweitern hel— 
fen werde, um folhe in der Stellung eines Deputirten vernichten zu helfen. 

Die Bedeutungslofigleit des adeligen Grundbejiges bei einer Wahlbe— 
tehtigung, wie fie das Gejeg vom 5. September 1848 gewährte, trat, 
wie ſchon erwähnt, eben jo offen an den Tag, als das Mistrauen der 
großen bäuerlichen Grundbefiger gegen ihre Genojjen von Abel. In die 
erite Cammer wurden von dreiunddreißig großen Grundbeſitzern nur vier 
Rittergutsbefiger gewählt, der Graf Bennigjen im 9., der Rittmeifter v. Münch— 
haufen, der Bärtige, im 3., der langjährige Deputirte zweiter Cammer, 
Landcommifjair v. Honftednt zu Eilte im 18. Wahlbezirt und Herr v. Grterde 
aus dem Meppenſchen. 

Bon den fünf Standesherren fand fih nur einer ein, der Graf Rus 
dolph v. Stolberg= MWerningerove im Auftrage feines Vaters, der Herzog 
v. Aremberg und der. Herzog dv. Looz » Coräwaaren, der Graf v. Stolberg: 
Stolberg waren, mie gewöhnlich, nicht erſchienen. Auch der Kronprinz 
erihien nit. So war die ganze hohe Nriftofratie nur durch den Erbland- 
marjhall Graf v. Münfter vertreten. 

Der König hatte den Minijterialvorftand, Generalmajor Prott, den Mi— 
nifterialvorjtand Braun, den Regierungsrath Bening und Gammerrath 
v. Mündhaufen in die Cammer gejendet. Wie die Abgeordneten für Han— 
del und Gewerbe, Kirche und Schule, Univerfität, die höheren Sculcolle: 
gien, die Bürger und Volksſchulen, endlich die Abgeoroneten des Standes 
der Rechtögelehrten gewählt hatten, erhellt aus der Anlage (XXX.). 
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Die Deputirten des größeren Grundbejiges hatten beinah zu '/, Mäns 
ner gejendet, welche jtubirt und ein Examen beitanden hatten, v. Münchs 
haufen, Juſtizrath Lünzel, Graf Bennigfen, Dr. Witte, Afjeffor Wolff, 
v. Honftedt, Dr. jur. Meyer,  Volthalter, Hofratb Sermes, Lanvräthe 
Hilling und Neupert. Die übrigen 23 waren dagegen meijt neue unbefannte 
Leute. 

Durch die übrigen Wahlen kam indeß eine gewiſſe Maſſe Intelligenz 
in ziemlich glüdliher Miihung in die Cammer. Das Handwerf hatte freilich 
nur zwei Bertreter: den Senator Tifchlermeilter Meyer aus Göttingen und 
den Glafermeijter Thormeyer aus Hildesheim. Aus dem Hanvdelsitande wa= 
ren Namen von gutem Klange gewählt: Hausmann, Winter, Gosling , 
Dörrien, Hoftmann, Angerjtein. Die fatholiihe Geiftlichfeit hatte einen | 
Oberappellationsrath Vezin gejendet, die evangelifche Geijtlichkeit unter Ans 
dern den Paſtor Sander aus Geismar, der fih ſchon 1837 politiſch aus— 
gezeichnet hatte. Don den Nechtögelehrten waren drei Novocaten und ein 
Richter, der Oberappellationsrath Kirchhoff, gewählt. — 

Die Wahlen zur zweiten Cammer unterfhieden fih von Wahlen nah dem 
früheren Wahlgefege und ven früheren Verfajjungsbeftimmungen wohl nur 
dadurch, daß höchſtens fünf Mitgliever gewählt waren, denen vor 1848 
die Dualification gefehlt hätte. Es waren 13 Staatsdiener, 10 Magiitrats- 
perjonen, 2 Stabtrichter, 1 Juftiziar, 10 Aovocaten, 2 Kaufleute, 3 Hand: 
werker, 2 Geijtlihe, 2 Voltsihullehrer, gewählt. Nur bei aht Wahlen 
der Städte hatten die Volksvereine über die übrigen Bereine geliegt: in 
Göttingen, Nordheim, den kleinen Göttingfchen Städten, Celle, Hildesheim, 
den Heinen Hildesheimſchen Städten, Emden, Ejens. 

In der Mehrzahl der Städte hatten die. vaterländijhen oder conitis 
tutionellen Vereine den Wahljieg errungen, nah dem Beijpiele Hannover’s, 
das Rumann und den Literaten C. Gödeke fendete. Auf die Landwahlen 
hatten die Vereine wohl fehr wenig Wirkſamkeit ausgeübt. ES treten uns 
bier zum großen Theile alte befannte Namen, die wir im eriten Theile die— 
ſes Werkes ſchon finden, entgegen. Daß Schatzrath Lang, der nicht mehr 
von Amtswegen einen Platz in der Cammer hatte, in den Bremijchen Mars 
ihen gewählt war, darf nicht Wunder nehmen, da er durch fein liberales 
Auftreten, durch feine Oppojition gegen Stüve und das Zmweicammerjyiten 
die Vorfälle von 1839 zu verwifchen gewußt hatte. Von den Trägern ber 
Bewegung in den Bolfsvereinen waren Dr. Elliffen, Dr. Thiermann , 
Stadtiyndicus Bueren gewählt. Eine große Menge bekannter Voltsführer in 
Kleineren Kreiſen waren troß aller Anftrengungen nicht gewählt. Vielleicht 
mar in der ganzen Gammer nur einer, der ſich heimlich oder offen als Re— 
publifaner befannte. Es hatten lediglich die gebildeten Mittelclafjen bei den 
Wahlen den Sieg davon getragen und fie wollten zwar den verheißenen 
Rechtsſtaat, ſie wollten ein deutſches Reich und Grundrechte, aber fie wünfch- 
ten die Revolution beendet zu jehen, fie fürchteten Krieg und wollten Ruhe 
und Frieden. 

Die Verfammlung der Stände murde am 1. Februar eröffnet. Graf 
Bennigjen verlas die Thronrede. Sie jprah von dem gerechten Stolze des 
Königd an der Spike eines Volles zu ftehen, das fih durch Geſeßlichkeit 
und Treue nah allen Seiten hin Achtung erworben. Auf die Haltung dei» 
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felben vertrauend, blide. der König mit minderer Sorge auf den Zuftand 
Deutihlands, deſſen Verfaſſung noch unvollenvet; auf den noch nicht been- 
digten Krieg mit Dänemark, Er betradte es als eine heilige Pflicht, ein 
Opfer zu jheuen für die Wohlfahrt und Sicherheit Deutſchland's, wenn 
die Berfafjung jo geordnet werde, daß das Land feine Laften tragen fünne 
und der freien inneren Entwidlung feine verderblihe Felleln angelegt 
würden. In diefem Streben hoffe der König auf den Beiftand der Ber: 
jammlung. Es gereihe ihm zur Befriedigung, daß von Preußen (durch 
die Gircularnote vom 23, Januar) Schritte geſchehen feien, um die dro— 
bende Gefahr eines Zwiefpalts abzuwenden, und diejenige Einigung 
von Fürſten und Volk herbeizuführen, ohne welche dauernde Eintracht 
und Sicherheit in Deutihland unmöglich ſei; der König habe diefen Schrit- 
ten mit Freuden feine Beiltimmung gegeben und werde die Erreihung des 
Ziel3 wahrer Einigung mit aller Kraft und Aufopferung, melde die 
Bfliht geftatte, fördern; in der Hoffnung, daß es gelingen werde, auf 
diefem Wege die Berfafjung Deutfhlands neu zu befeftigen, werde es 
die Aufgabe der Stände fein, die Zufiherungen des Berfaffungsgejeges vom 
5. September volljtändig ins Leben zu rufen. 

Wer die Circularnote Preußens kannte, und fie war in allen Zeitun- 
gen mitgetheilt und commentirt, wußte, daß fie der Nationalverfammlung 
die Befugniſſe abſprach, die ſich diefe noch bei der Einführung der deutſchen 
Grundrechte zugejchrieben,, die Befugniß, die ihr von allen Vereinen zuges 
fhrieben wurde, die conjtituirende Macht; daß fie zwar im Sinne Gagerns 
von einer Scheidung Defterreih! aus dem Bundesſtaate und einem engeren 
und meiteren Bunde fprah, daß fie, wahrſcheinlich um dieſes leste Ziel 
nicht ſofort unerreihbar zu mahen, das Princip einer Vereinbarung 
jwar für richtig, aber -gefährlih hielt, und ftatt defjen eine freie Ber» 
ftändigung vorihlug, und daß fie endlich fih gegen die Aufrihtung einer 
deutihen Kaiſerwürde ausſprach. 

Es ſethtte ſich der König und die Regierung daher in der Thronrede 
gerade gegen bie Grundſätze, welhe von allen hannoverſchen Vereinen als 
Richtſchnur des Handelns aufgeitellt waren. Die Thronrede ſprach nicht von 
einer zu errichtenden neuen PVerfaffung, jondern nur von neuer Befejtigung 
der alten, aljo des Bundes; fie enthielt mehrfache Bedingungen und Rejer: 
vationen, und geftattete eine mehrfahe Auslegung. 

Unter einer großen Menge Vorlagen, welche an die allgemeinen Stände 
gelangten, bezeichnen wir nur folgende Gejegentwürfe: Entwurf einer Ges 
ſchäftsordnung, Entwurf eines Geſetzes über die Bildung von Schwurge— 
tihten, Entwurf eines Gejeges über das mündlich = öffentliche Verfahren mit 
Geſchworenen, Entwurf einer Verordnung über die Einrichtung der Lands 
drofteien, Grundzüge für die Organifation der Provinziallanpichaften, Entwurf 
einer Verordnung, die Einrichtung der Aemter betreffend, Entwurf einer 
Befegeseinrihtung einer Amtsvertretung, Grundzüge der Organijation ber 
Sandgemeinden, Entwurf zu einem Staatsdienergejege, Entwurf zu einem 
Gefege über Die Gerichtsverfaſſung, Grundzüge für die Regelung des Volks— 
ſchulweſens, Grundzüge für die veränderte Einrichtung der Königlichen Con» 
fiiterien; Gefesentwurf, das Eijenbahncajjenwejen betreffend, Schreiben, die 
Revifion der Poſteinrichtungen betreffend, Entwurf eines Chauſſeebaugeſetzes, 
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Geſetzentwurf die Aufhebung der Marken und Holzgerichtsbarkeiten betreffend, 
Entwurf zu einer Städteordnung, Geſetzentwurf, Aufhebnng des Jagdrehts 
betreffend, Entwurf eines Geſetzes, kurze Verjährungsfriften betreffend, Ent: 
wurf eines Gejeges, Aufhebung der Mannsitifter betreffend. Diefe und 
mehrere Eleinere Gejegentwürfe waren mit ausführliden Motivirungen ver 
Geſetze begleitet, fie bewiejen, wie ungemein thätig das Minifterium in 
allen Zweigen die Neubildung des Rechtsſtaats und den Ausbau der Ber: 


faffung begonnen, — es waren Gejeßentwürfe, welde die Stände auf ein 
Jahr und länger bejchäftigen mußten. 
Die Cammern conftituirten fi in gewohnter Weiſe — die in erjter 


Cammer an eriter Stelle Gewählten: Profeſſor Briegleb wurde als Präſident, 
Baurath Hausmann als Vicepräſident bejtätigt, zum Generaljyndicus ward 
Rath Dr. Wahsmuth und zum Vice-Generalfyndicus Oberappellationsrath Vezin 
gewählt. Die zweite Sammer präfentirte den Oberbürgermeijter Lindemann, 
Stabtridter Dr. Frande und Synvicus Dr. Lang und, nachdem Erſterer 
bejtätigt war, Frande, Lang und Freudentheil zum Bicepräfidenten, von 
denen Griterer bejtätigt wurde. Zum Generalfyndicus wurde ein treuer 
Freund Stüve's, Buddenbefg, zum Vicegeneralfyndicus Hantelmann II. ge- 
wählt. Die Nationalverjammlung war in erjter Gammer durch den bisherigen 
Deputirten, Dr. Wahsmuth, in zweiter Cammer durd den Syndicus Lang, 
Dr. Freudentheil und in der erſten Zeit dur den Statiftifer Freiherrn v. 
Reden vertreten, von welchen Eriterer jein Mandat niedergelegt hatte (ſein 
Nachfolger wurde v. d. Horſt II.), während die beiden Anderen in Frank— 
furt nur Urlaub genommen hatten. 

Schon am zweiten Tage des Zufammenfeins wurden Parteibildungen 
verjuht. Man jtellte freilich urjprünglich fein feſtes Parteiprogramm auf, 
die Vorverfammlungen follten nur dazu dienen, daß die Mitglieder beider 
Cammern fih einander fennen lernten, daß die Gegenftände vorläufig be: 
proben würden, bie auf der Tagesordnung ftänden, und daß überhaupt 
unnöthigen und zeitraubenden Anträgen und Cammerreden vorgebeugt würde, 
Zu einer eigentlihen Barteibildung kam es Anfangs noch nit, weil es an 
Führern fehlte, oder vielmehr weil ein Ueberfluß von jolden da war und 
die Nothwendigteit der Unterordnung unter Ginzelne noch nicht ſtark genug 
bervorgetreten mar. Indeß drang Th. Althaus in der Zeitung für Nord 
deutihland fhon am 2. Februar auf ein Programm, und er faßte auch die 
Sade jharf genug auf: „Wer in diefen Zeiten der Noth das deutſche 
Reich nicht aufgeben und deſſen rechtsfräftige Gejege nicht zu unmaßgeblihen 
Vorſchlägen einer berathenden Commiſſion degradiren laffen will, der muß 
auf die Form bejtehen, denn für Deutjchland ift gerade die Form der Reichs— 
-vollmaht in diefem Augenblide die Sache, um die es ſich handelt”, ſchrieb 
er. Als man fi wirklich zur Partei ausbildete, nahm man das bejchränf- 
tere Programm: „Mit den Grundrechten ftehen und fallen zu wollen”, hin— 
ter welden freilihb, Vielen gewiß unbemußt, immer die Hauptfrage ftedte, 
ob die Nationalverfammlung conftituirende Befugniffe und die Kraft habe, 
ohne Vereinbarung, jelbjt ohne Verftändigung mit den Fürften die Verfaſ— 
fung des Reiches einfeitig feitzujeßen. 

Schon in der zweiten Sitzung ſtellte der Abgeordnete Dr. v. Reden zwei 
Uranträge auf Niederſetzung einer volkswirthſchaftlichen Commiſſion, und daß 
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die nah $ 3 der Grundrechte zu erlaffende Gewerbeordnung dem eriten 
ordentlichen Reichstage vorzubehalten, jedoch jhon jebt die Vernehmung der 
Betheiligten ‚über die vom volkswirthſchaftlichen Ausſchuſſe gemachten Ent— 
würfe angeoronet würden. Die zweite Cammer bewies ihren Tact darin, 
daß jie den eriten diefer Anträge, der nit nur gegen die Geſchäftsordnung 
und den jtändifchen Brauch .verjtieß, da man bei uns nur Gommiffionen für 
ganz beftimmte Zwede keunt, jondern auch gegen die Zwedmäßigfeit, da 
den Ständen wahrlich durch vie Regierungsvorlagen eine jo hinreichende Be— 
ihäftigung gegeben war, daß man der Anträge eines volfswirthihaftlichen 
Ausihuffes nicht mehr bedurfte, auf Stüve’s Widerſpruch einjtimmig zurüd- 
wies. Dieje erjte Niederlage mochte wohl nicht wenig dazu beitragen, daß 
Herr v. Reden, als die Regierung feine Wahl beanftandete, eine Entſchei— 
dung der Cammer nit abwartete, ſondern freiwillig vejignirte und nad 
Frankfurt zurüdkehrte. 

Auf Freudentheil’s Antrag wurde eine Adreßcommiſſion, aus 7 Mit: 
glievern jeder Cammer ‚gewählt, in eriter Cammer Wynecken, Briegleb, 
Kirchhoff, Sander, Neupert, Angerjtein, in der zweiten Cammer Gödeke 
mit 71, Freudentheil mit 52, Frande mit 48, v. Garßen mit 46, Schwers 
mit 40, Buddenberg mit 39, Ellijjen mit. 36 Stimmen. Dies Nejultat 
beweijet keineswegs, daß an Barteifonderungen bis dahin noch nicht gedacht 
jei, fondern es beweijet nur, daß die Leute noch nicht gehörig disci— 
plinirt, an Abjtimmungen nod nicht gewöhnt waren, daß Sander in ber 
eriten Cammer, Andere in der zweiten Cammer, Zettel mit den Namen ber 
zu Wählenden noch nicht vertheilten. Herr Gödefe erhielt offenbar die Stim— 
men der Stüpianer, weil man ihm als einem der Vorfigenden des alten 
vaterländiihen Vereins, der durch eine beantragte Tagesordnung das Aus- 
treten der Minorität veranlaßt hatte, von diefer Seite gänzlih andere An— 
jihten zutraute, als er demnächſt zu Tage legte. u 

Die Verhandlung der Adreßcommiſſion gelangte zu feinem Refultate. 
Herr Carl Gödeke hat die Verhandlungen vefjelben im Detail geſchildert. *) 

Man kam in der Adreßcommiſſion ſehr bald auf das Thema des Ta— 
ges, die Grundrechte. Bei den Mitgliedern erfter Cammer, mit Ausnahme 
MWynedens aus Stade und des Landraths Neupert, zeigte ſich eine entſchie— 
dene Abneigung gegen die Grundrechte. Schon in der eriten Sikung ges 
rieth Gödeke mit Briegleb jehr heftig an einander, jo daß diejer den Vorſitz 
nieberlegte. Es wurde ſchon am 9. Februar der Commilfion die Preußiſche 
Note an Hannover vom 8. Februar mitgetheilt, welche die Gompetenz der 
Nationalverfammlung und der proviforishen Gentralgewalt während der Dauer 
des gegenwärtigen PVroviforiums allgemein gültige Geſetze zu erlaffen und 
zu publiciren, bejtritt und von der noch zu vereinbarenpen Reichsver- 
faffung ſprach. Ehe der Commifjion aber das ganze Material der diploma- 
tiihen Correſpondenz vorgelegt war, entſchloß ſich das Minijterium zu dem 








*) Es wird auf die Schrift: „Hannover und Deutjchland. Darjtellung des 
Gonflict8 zwijchen Negierung und Ständen in Betreff der deutjchen Sade. Hans 
nover bei Göhmann 1849" verwiefen. Berfaffer glaubt, da dieſe ausführliche Mono— 
raphie vorliegt, dieſen Abſchnitt kürzer behandeln zu fünnen. Er wirb indeß, ba 
un Schrift ven Stempel einer PBarteifchrift in aufgeregter Zeit trägt, ber Argu: 
mentation der Gegenpartei Gerechtigkeit widerfahren laſſen. 
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kühnen Schritte, durch Schreiben vom 10. Februar mit der Grundrechts⸗ 
frage felbjt vor die Stände zu treten. (Vergleihe Anlage XXXI.) Die 
Adreßcommiſſion vertagte nun ihre Arbeiten bis zur Beendigung der Dis: 
ceuffion über diejes Schreiben. 

Der wichtigſte Theil in diefem Schreiben war offenbar der, die An— 
nahme, dab die Begründung der Verfafjung ganz allein der Nationalver: 
jammlung zuftehe, werde von den Regierungen und aud von der hanno— 
verfhen Regierung nicht anerfannt. Alle übrigen Gründe, namentlih das 
die Publikation gegen die Verfaſſung verftoße, die Centralgewalt an ben 
Grundrechten weiteren Antheil nicht genommen, gehören in das Gebiet ver 
Scheingründe, Es war aber in der deutihen Frage jest dahin gelommen, 
daß es ſich eigentlid um Gründe gar nicht mehr handelte, jondern ledig: 
ih um die Machtfrage. Es waren nun aber Wenige in Zrankfurt, 
Deutihland und Hannover, die dies recht begriffen, und namentlih waren 
die Mitglieder der Nationalverfammlung felbjt über diefe Frage, dem An: 
heine nad, völlig in Jlufionen befangen. Eine jede Verfammlung der Art 
überfhägt Teiht ihre Macht. Nun waren die Mitglieder der Nationaler: 
fammlung feit Mai in Frankfurt verfammelt, fie hatten fich jelbit für ſou— 
verain erklärt, hatten den Gombartichen Antrag. mit VBerahtung zurüdges 
wiejen und die Publikation der Grundrechte durch die Centralgewalt durch— 
gejegt. Sie glaubten noch immer im Mittelpuncte Deutjchlands zu jteben, 
während Wien oder Kremfier ſchon Mittelpunct geworden war und Preußen 
fih ermannte, Fürft Schwarzenberg nachzuahmen, freilih fortwährend mit 
der Nationalverfammlung liebäugelnd. Sie ftanden zwar noch immer mit 
dem übrigen Deutjchland in einer Verbindung, allein überſahen die Zuftände 
in den einzelnen ändern jehr fhleht, ſahen zu geringſchätzig herab auf die 
Heinen Fürften und feinen Staaten. Daß in allen Landen der einjtim» 
mige Enthufiasmus für die Nationalverfammlung nicht mehr vorhanden war, 
wie im Mai und Juni des vorigen Jahrs, daß in jedem Lande und Länd— 
hen die Parteien, ähnlich wie in der Nationalverfammlung , zerflüftet wa— 
ren, namentlich in den Fragen, ob mit oder ohne Deiterreih, ob Directorium 
oder Kaiſer überall Zwiejpalt herrſchte, daß fein größerer Staat die Reichsge— 
walt, viel weniger die ſouveraine gefeßgebende Befugniß der Nationalverfamme 
lung fo unumſchränkt anerkannt hatte, als es nöthig gewejen, das jahen fie 
nicht, oder wollten es nicht ſehen, oder fie hofften eben durch die Publikation 
der Grundrechte und Vollendung der Verfafjung ihre Macht wieder wachſen 
zu ſehen. | 

Das Bolt felbft glaubte troß aller Greigniffe, wie fie der Waffenftill- 
ftand von Malmd, die Bewältigung des Wiener Aufftandes und die öſter— 
reihifhen Dctrpyirungen,, die preußifchen Detroyirungen , die vielfahen diplo— 
matifhen Noten u. j. mw. offenbarten noch immer an den Beruf und die 
Kraft der Nationalverfammlung, eine Verfaſſung zu fhaffen, war es doch 
nit ftaatsmännifh gebildet und wußte nicht, daß Lug und Trug in diejer 
Beziehung als erlaubte Mittel galten. 

So erklären ſich die ftändiihen Verhandlungen. In erfter Cammer jtellte 
Herr v. Honſtedt den Antrag: 

„In Rückſicht auf die Bedenken, welche nah Anficht der Königlichen 
Regierung gegen den Inhalt der Grundrechte obmwalten, wollen Stände nicht 
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verfennen, daß es der Königlihen Regierung wünſchenswerth fein fonnte, 
die Anficht der Stände zu vernehmen, bevor die Königlihe Regierung ihrer 
Seits vorſchritt. 

„Da nun aber Stände die Ueberzeugung hegen, daß die Grundrechte, 
ſowie die Reichsgeſetze überhaupt, durch die Verkündigung im Reichsgeſetz— 
blatte Geſetzesktraft erlangen und es dazu ihrer Zuſtimmung überall nicht 
bedarf, jo können Stände die Bedenken der Königlichen Regierung nicht theilen, 
Stände tragen vielmehr darauf an: 

„1) zur Beſeitigung aller etwaigen Zweifel die Grundrechte, jowie die 
Reihsgejege überhaupt durch die Gejepfammlung zur allgemeineren Kenntniß 
zu bringen und für deren örtliche Veröffentlihung Sorge zu tragen, fo weit 
diefes noch nicht geſchehen jein follte, 

n2) die Gejege, die zur weiteren Ausführung der Grundrechte den 
Einzeljtaaten überlafjen find, den Ständen alsbald vorzulegen, 

„Hinfihtlich diefes Antrages trage ich auf namentliche Abjtimmung an, 
und bitte zu dem Ende um Unterftügung.“ 

Der Kern feines Vortrags zur Begründung war der damal3 ziemlich 
allgemein gehörte: 

„Die Nationalverfammlung ijt in Webereinftimmung aller Regierungen 
vom Volke gewählt, um die neue deutſche Neichsverfafjung zu begründen 
und dem Neichöverwefer ift in Webereinjtimmung aller Regierungen die voll: 
ziehende Gewalt in allen deutſchen Reichs: und Reichsverfafjungsangelegen: 
heiten übertragen. An dieſen rechtlichen und factiihen Verhältnijjen hält 
das Volk, ohne daran zu deuteln und zu mäleln. 

„Im Staatsleben gilt und galt von jeher neben dem re&tlihen Zus 
ftande der factiiche und die Gewalt der Umjtände, welde den factiihen Zus 
ftand trägt und zum Fundamente dient. Das rectlihe Fundament habe 
ih angedeutet, es ift allgemein befannt das factifche, ift der entſchieden 
ausgejprohene Wille des großen deutſchen Volks vertreten durch die National: 
verfammlung — diejer Wille wird ſich Geltung verjhaffen — wehe dem, 
der ihm feindlich entgegentritt. 

„Die Grundrechte find die magna charta der deutjchen Nation — 
der SFreiheitsbrief für alle kommende Geſchlechter. — Das Volk verlangt 
deren offene unummundene Anerkennung, wie ich folhe beantragt habe.” 

Der Glaſer Thormeyer erklärte, auch er fei der Anjiht, daß die Grund» 
rechte anerkannt werden müßten, allein das Schreiben der Regierung verdiene 
eine Prüfung, das Volk würde ungerecht jein, wenn es die Sahe vor dem 
Kniee abbrähe. Auch die materiellen Bedenken der Regierung balte er 
zum großen Theile für ungeredtfertigt, aber er glaube, wenn Bedenken 
gefunden würden, über welche die Regierung und Stände ſich vereinigten, 
die Nationalverfammlung venfelben Rehnung tragen würde. Er beantragte 
daher eine Commiſſion von 7 Mitgliedern jeder Cammer. 

Graf Bennigfen unterjtügte diefen Antrag, indem er in einem aus— 
führliben Vortrage die Competenz der Nationalverfammlung aus dem Bun- 
destagsbeichluffe vom 30. März, der das Vereinbarungsprincip zur Bafis habe, 
erflärte, welche denn auch durch den Beſchluß vom 7. April zwar mobificirt jet, 
aber nicht in Beziehung auf das Vereinbarungsprincip, wie aus dem Bundes: 
beſchluſſe vom 3. Mai hervorgehe. Der Grundſatz der Souverainität der Na- 
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tionalverfammlung ftehe auch im directeften Widerſpruche mit unferer Berfafjung. 
Preußen habe gleichfalls erklärt, daß es Lie Grundredte als ein in der preußi— 
ihen Monarchie geltendes Gejeß nicht anjehe, ſich vielmehr vorbehalten müſſe, 
denſelben, jo weit fie zu den Verbältnifjen paßten, durch bejondere Einfüh- 
rungsgejege Geltung zu verjhaffen. Man hoife, daß die Nationalverfammlung 
fih überzeuge, daß fie zur Löjung ihrer hochwichtigen und ſchwierigen Auf- 
gabe der Hülfe der Regierungen nit entbehren fünnte und daß eine Ver: 
einbarung zu Stande komme. Die Nothwenpigkeit einer folchen erhelle aus 
den Verhandlungen mit Defterreih.. Sollte die Nationalverfammlung auf 
ihrem PBrincip beharren, jo würde nicht Einigung, ſondern Zerjplitterung 
die Folge jein. 

Dem entgegen trat Rath Wahsmuth mit einer längeren Rede, in wel- 
her er ausführte, daß die VBerfafjung niemals zu Stande kommen würde, 
wenn dazu die Zuftimmung jämmtliher Regierungen gefordert werde. Er 
vertheidigte dann auf gejhidte Weije die angegriffenen Beitimmungen der 
Grundrechte, jelbit folhe, gegen welche er in Frankfurt gejtimmt hatte, wo— 
bei er die ſchwachen Seiten der Grundrechte nicht jhonte, doch wollte er bei 
Anerkennung des Princips der Regierung ein Zugejtänpnig machen; er bes 
antragte: 

„Stände erfennen in den durd das Neichsgejeg vom 27. December 
v. 3. verfündeten Grundrechten des deutihen Volkes ein nad Maßgabe ver 
Vorſchriften des gleichzeitig erlaffenen Einführungsgeſetzes ſchon gegenwärtig 
für das Königreich Hannover geltendes Geſetz, und fie vermögen nicht, eine 
Verhandlung der Königlichen Regierung zu bevorworten, durch welde bie 
gegenwärtig verbindliche Kraft diejes Theils der deutſchen Verfaſſung in Frage 
geftellt werben fann. 

„Wenn übrigens Stände in manchen Beziehungen die materiellen Be: 
denken der Königlihen Regierung theilen, und vieje faſt nur ſolche Beſtim— 
mungen ber Grundrechte treffen, die nicht jofort ih Kraft treten, vielmehr 
genauer nah Anhalt des Cinführungsgejeßes durch die Landesgefeggebung 
geordnet werden müſſen, jo können Stände ein Bedenken dabei nicht finden, 
daß die Königliche Regierung den Verſuch macht, auf geeignetem Wege, — 
und ohne die formelle Gültigkeit der Grundrechte in Frage zu ftellen, — 
Mopdificationen, insbefondere eine größere Freiheit der Landesgeſetzgebung 
zu erwirfen. 

„Da dur eine jolhe Verhandlung die Rechtsverbinvlichfeit der Grund: 
rechte, wie fie nah Maßgabe des Einführungsgeſetzes eintreten fol, nicht 
in Zweifel gezogen wird, jo fann ſie der offiziellen örtlihen Veröffentlichung 
derjelben nicht entgegenftehen. Stände beantragen daher folhe, und in jo- 
fern es in Beziehung auf die fofort in Wirkjamkeit tretenden Beftimmungen 
der Grundrechte einer Mitwirkung der Stände bedarf, jehen viefelben einer 
baldigen desfallfigen Vorlage der Königlihen Negierung entgegen.“ 

Briegleb unterjtüste den Antrag auf eine Commiſſion. Er meinte, es 
handle fih um zwei ertreme Anfihten, die eine wolle die unbedingte Sou— 
verainetät der Nationalverfammlung, die andere legtere herunterbrüden auf 
den Standpunct einer berathenden Verfammlung, die nur Wünſche des deut- 
ihen Volles auszudrüden habe, zu denen die Sanction aller einzelnen Re— 
gierungen herbeizubolen wäre, Der richtige Weg jei der vermittelnde ber 
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preußifchen Eireularnote,, die Verftändigung , deren Wejen er darin zu finden 
ihien, daß dazu feine Einſtimmigkeit nöthig ſei. Was werde es helfen, 
wenn Stände und Regierung in Hannover die Souverainetät der- Natio: 
nalverfammlung anerfennten und Dejterreih, Preußen, Bayern tbeile 
dies ‚nicht. | 

Dem entgegen trat nun Roſenthal -mit vielen ſchönen Phrajen über 
Freiheit und Grundrechte; — Cammerrath v. Münchhauſen, obgleich er ſonſt 
fein. Freund von Commifjionen,. für die Commiſſion, weil die Berathung 
ihm gezeigt, daß gründliche Brüfung noch Noth thue, - Die jofortige Publi— 
cation der Grundrechte würde die ‚Einheit Deutichlands nicht fördern, die 
beiden großen Staaten und die Nationalverfammlung würden bier den Aus 
Ihlag geben, Sarer für die Commifjion. Wyneden, eine Commiſſion werde 
nur dahin führen, daß Jeder bei feiner Meinung bleibe, es würden Vermitt— 
lungsvorjchläge gemacht werden, aber man werde ſich niemals einigen können, 
weil die Principe verfhieden jeien. Die Negierung babe die Gentralgewalt un— 
umwunden anerlannt, fie müfle auch die von diejer publicirten Grundrechte 
anerkennen. Sander, die Mitglieder dieſes Hauſes betradhteten die Frage 
von jehr verjchiedenen Standpuncten. Auch er erfenne in den Grundrede 
ten, ihrem Kern und innerjten Wejen nah, etwas Symboliſches, ein Sym— 
bel und eine Fahne deutjcher Einheit, ein Symbol und Schild deutjcher 
Freiheit und allgemeiner Volksrechte; und weil er dies darin erfenne, wolle 
er fie ſchirmen und ſchützen, jo viel er könne. Darum müfje er jorgen, daß ihre 
ſchwachen Stellen gefejtigt würden. Er denke an Siegfried den Nibelungen. — 
Wachsmuth habe mehr als eine jhwahe Stelle verratben, — Prüfung jei 
notbwendig, es müſſe geprüft werden, ob die Grundrechte wirklich unjerer 
Freiheit, unjerem Rechte ein Schirm und Hort fein, aljo Commijjion. — 
Senator Meyer aus Göttingen für Commifjion, aber unbejchadet der Gül- 
tigleit der. Grundrechte. 

Director Ahrens ehrt die gemillenhaften Bedenken der Regierung, will 
aber von einer theilweifen Publication der Grundrechte nichts wiſſen, meil 
nur die volljtändige Anerkennung der von den bejtehenden Organen der 
deutichen Einheit ausgehenden BVerfafjungsbejtimmungen, Gejege und Verord— 
nungen dem Sinne des hannoverſchen Volkes genügen werde; er richtet 
bierauf einen Antrag. — Vezin bedauert, daß die Nationalverfammlung 
ih mit den Grundrechten beihäftigt, ftatt mit der Verfaſſung. In Bezies 
bung auf die materiellen Bedenken jei die Regierung zu ängitlib. Der 
Schlußſatz des Schreibens fei zu ftraff gezogen, er laute: Grundrechte oder 
Minifterium, das Land wolle aber Beides. Er debucirt, dab in Rüdjicht 
‘auf alle Gejee in Bezug auf die Reichsverfaſſung die einzelnen Staaten 
unbedingt an die Dispofitionen der Gentralgewalt gebunden jeien. Er be— 
anfragte: 

„Der Regierung zu erwiedern: dieſelbe möge die Grundrechte jofort 
publiciren,, jedoch mit den Zufägen: 

„1) daß der gejeßgebenden Gewalt des Königreihs die Befugniß einer 
Ipätern Abänderung für den Fal vorbehalten bleibe, daß die Geſammtver— 
fafjung für. Deutjchland nit zu Stande komme; 

„2) daß die Befugniß zur Suspendirung einzelner näher zu bezeich— 
nender Theile der Grundrechte für den Fall des Kriegs und Aufrubrs pro’ 


vijorifch dur die Landesgejepgebung regulirt werde; in 
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„ferner die Befugniß der Regierung auszufprechen wegen einzelner von 
ihr und den Ständen gemeinfhaftlih zu beftimmender Buncte bei der Na— 
tionalverfammlung behuf deren Abänderung zu reclamiren; 

„desgleihen die Regierung zu erjuhen, die Ausführungsverorbnungen 
baldthunlichſt vorzulegen.“ 

Alles salv. red. 

Kirchhof für eine Commiffion. Nahdem Reg.-Commiſſair Hammerftein und 
Hiden dann noch in demfelben Sinn, Neupert gegen eine Commiffion geſprochen, 
erfucht der Vicepräfident Hausmann den Generalfyndicus, feinen Platz einzuneh⸗ 
men. Er wolle Einigung Deutſchlands, verfenne aber wejentliche Bedenken ge: 
gen die Grundrechte nicht, vor Allem aber erkenne er die Verpflihtung an, 
das gegenwärtige Minifterium zu fügen und zu halten, und daher den 
Verſuch zu mahen, eine Vermittlung herbeizuführen, was nur durch eine 
Eommiffion geſchehen könne. 

In namentliher Abftimmung ftimmten: | 

Für den Antrag auf Bermweifung an eine GCommiffion: Erb— 
landmarſchall des Königreichs, Profeffor Briegleb, Vicegeneraljyndicus Bezin, 
Graf v. Stolberg: Stolberg, Adermann Ahrens, Angerftein, Bedmann, 
Bening, Graf v. Bennigjen, Blome, Braun, Dörrien, Eilermann, Glas 
meyer, Öosling, Harriehaujen, Heyn, Hiden, Hoftmann, Kichhoff, Knigge, 
Lührs, Dr. Meyer, ©. Meyer, H. Meyer, Sen. Meyer, Michaelis, 
v. Mündhaufen, v. Mündhaufen, Prott, Refardt, Sander, Sarer, Sie— 
ling, TIhormeyer, Wolf. 

Gegen den Antrag ftimmen: - Wahsmuth, Ahrens, Chrlenholg, 
zum Felde, Harms, Heyfes, Hillingh, v. Honſtedt, Kellers, Mammen, 
Meine, Moormann, Müller, Neupert, v. d. Often, Rojenthbal, Schaper, 
Steinvortb, v. Wehren, Winter, Wiſch, Witte, Wyneken. 

63 hatten aljo für die Commifjion von den großen Grundbefigern, 
von welhen Wenige das Wort ergriffen hatten, geftimmt 15, eben fo viel 
dagegen , namentlich ſämmtliche Dftfriefen und 4 Lüneburger gegen 3 Lüneburger 
und 4 Bremenfer gegen 2 Bremenfer. Bon den Deputirten für Handel und Ge- 
werbe hatten 7 für die Commiffion geftimmt, 2 dagegen (der Präfident ftimmte 
nicht mit ), von den Deputirten für Kirche und Schule 7 dafür, 3 dagegen, von 
den Deputirten des Richter- und Advocatenſtandes 1 dafür, drei Dagegen, bie 
vom Könige ernannten 4 Mitglieder und die 2 Standesherren für dieſelbe. — 
So hatte das Minifterium mit 36 Stimmen gegen 23 einen Sieg errungen. 
Sah man aber näber hin, jo war das doch nur ein Scheinfieg. Der Ans 
tragfteller ſelbſt hatte fih für unbedingte Anerfennung der Grundrechte aus: 
geiproden, und die Bedeutung der Abftimmung war eigentlih nur die, daß 
man das Minifterium Stüve wo möglich fih erhalten und deshalb den Ber- 
ſuch mit einer Commiffion machen wollte. Der Kern der Frage, der eigent- 
lihe Principienftreit, war zwar mehrfah, fo von v. Honftebt, Briegleb, 
v. Mündhaufen, v. Bennigfen, Wahsmuth berührt, aber er war durch die 
Abftimmung nicht entichieden. 

‚Das geihah am 16. Februar. Am folgenden Tage erneuete fich der 
Streit mit Heftigkeit ohne neue Argumente, verlor fi fogar theilweife in 
Tragen der Geſchäftsordnung. Paſtor Sander zeigte fih als ein gewandter 


179 


Dialectiker für das Minifterium, das Refultat blieb mit 35 gegen 20 Stim- 
men daſſelbe. 

In zweiter Cammer ward an bdenjelben Tagen die Discuffion eröffnet, 
nur war der Antragiteller, die Sahe an eine Gommiffion zu verweifen, Fa— 
brikant Schäfer, unglüdlih gewählt, er machte ſich lächerlich, dab er als 
feinen Grundjag aut Caesar aut nihil proclamirte und dabei auf eine 
Commiſſion antrug. 

Lang, der Syndicus, ftellte nun folgenden Gegenantrag: 

In Rückſicht auf die nah Anſicht der Königlihen Regierung obwals 
tenden Bedenken gegen den Inhalt der Grundrechte wollen Stände nicht 
verfennen, daß es der Königlihen Regierung wünſchenswerth jein konnte, 
die Anficht der Stände zu vernehmen, bevor die Königliche Regierung ihrer: 
ſeits in diefer Angelegenheit vorſchrit. Da nun aber Stände die Weber: 
zeugung begen, daß die Grundrechte, fo wie die Reichsgeſeße überhaupt, 
durh die Verkündigung im Reichsgefegblatt Gejegesfraft erlangen, und es 
ihrer Zuftimmung dazu überall nicht bedarf, fo können Stände die Bedenken 
der Königlihen Regierung nicht theilen. Stände tragen vielmehr darauf an: 

„4 ) zur Bejeitigung aller etwaigen Zweifel die Grundrechte, jo wie die 
Reichsgeſetze überhaupt, durch die Öejesjammlung zur allgemeineren Kennt 
niß zu bringen, und für deren örtliche Veröffentlihung Sorge zu tragen, 
jo weit dies noch nicht geſchehen fein jollte; 

„2) die Gejege, die zu weiterer Ausführung der Grundredte den Eins 
zelftaaten überlaſſen find, den Ständen alsbald vorzulegen.” 

Zur Begründung desjelben hob er hervor, daß es gegenwärtig brei 
große Parteien gebe; die erjte, welche gänzlich mit der Vergangenheit und 
Gegenwart gebrochen habe, vie tabula rasa madhen wolle und aus dem völ- 
ligen Umſturz eine neue Geftaltung hervorrufen wolle, bie zweite, die dag 
Factum einer Revolution ignorire, hoffe, daß fih der Sturm bald legen 
werde und die dann die Dinge ruhig in das alte Gleis zurüdführen wolle; 
die dritte, welde die Revolution in ihrer Orundlage anerfenne, das Uns 
tergegangene liegen laſſe, weil es todt fei, das Beftehende erhalten und fort« 
bilden wolle, Zu diefer Partei befenne er fih. Sie molle die Wünſche 
der Regierungen gern berüdfichtigen, aber die enbliche Entjheidung müſſe 
unter allen Umftänden der Nationalverfammlung verbleiben. Sollte das heiße 
Drängen des Volks nad Einheit durch die Dynaftieen geftört werden, fo 
würde das fein gutes Ende nehmen, — Freiherr v. Reden, damals nod 
Mitglied der Verfammlung, fecundirte durch eine lange Nede, die wenig 
Eindrud machte und die bekannten Argumentationen über das Recht der Na— 
tionalverfjammlung die Verfaſſung zu fchaffen wiederholte, die Vereinbarung 
als unmöglid, die Berftändigung als wünſchenswerth darftellte, Die Ab: 
ftimmung der Hannoverfhen Gammern werde in Frankfurt als die Etimme 
Norddeutſchlands von großem Einfluß fein. — Schmidt aus Fallingboftel 
ſprach kurz aber warm für die Grundrechte. — Hantelmann 11. ſuchte nad 
zuweiſen, daß die Schuld an den Regierungen liege, wenn e3 dieſen an 
einem Organe zur Vermittlung mit der Nationalverfammlung fehle. Der 
Gedanke der Dejterreihiihen Politik fei ein mittel=europäifhes Reich zu 
gründen, in welchem es die erite Rolle jpielen wolle, Der Himmel möge 
Deutſchland davor bewahren. Man könne fich mit Defterreih in teiner a. 
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benehmen, müſſe es feinen Weg geben laſſen. Preußens Politik ſei au 
nicht zu trauen. Bayern nehme diejelbe Stellung, wie das Hannoverjche 
Minifterium. Wo folle da die Einheit herfommen. Die Nationalverjamm- 
lung ſei ver einzige einheitlihe Punct in Deutihland, welder für einheit- 
lihe Zmwede zu mwirfen im Stande ſei. | 

Elliffen donnerte gegen das Brincip der Bereinbarung — es heiße , 
das entjcheidende Wort den deutſchen Regierungen in die Hände geben, dem 
guten Willen der Regierungen unfere Zukunft anheimitellen. Gr rollte dann 
das Sündenregijter der legten 34 Jahre auf, bezeichnete den Weg der Ber: 
einbarung als den der Gontrerevolution. Man möge nie jagen fönnen, 
daß das Hannoverfche Volk fih einer Felonie je theilhaftig gemadt, als die 
größeren Staaten jid wieder zu der Kraft ermannt, den Einheits- und Frei- 
heitöforderungen in ven Weg treten zu können, jondern es möge heißen, 
daß es und feine Vertreter feſt und treu an der deutihen Sache gehalten, 
daß es feine Schuld nicht jei, wenn der Plan deutſcher Volkseinheit zer— 
plage, wie eine Seifenblafe, und zum Spotte des Auslandes werde. | 

Rumann erklärte: „Ich habe von jeher in der Nationalverfammlung 
das höchſte gejeglihe Organ für das geſammte deutſche Vaterland erkannt, 
ih habe diefe Berfammlung nur al3 eine fouveraine und conftituirende er- 
fannt, die von der Souverainetät des Volks das Mandat erhalten, dem 
einigen und kräftigen Deutichland eine Verfaffung zu geben. In diefer Qua— 
lität hat nit nur der, jest in Gott ruhende Bundestag die Verfammlung 
anerfannt, fondern fämmtliche Fürften Deutjchlands haben fie als ſolche und 
die aus ihr hervorgegangene Gentralgewalt anerkannt. Daher ift ihren Ge— 
jeßen Gehorfam zu leiften.” Vereinbarung fei ein Unding, von der Nas 
tionalverfjammlung aud nie anerfannt. Die preußiihe Note ſei eine echte 
preußiſche Wetterfahne, die den Dienft nicht verjagen werde, möge der. po— 
fitifhe Wind über die Vogeſen oder über die ruſſiſchen Steppen daher we— 
ben. — Biete man dem Minifterium, dem PBarticularismus die Hand, hülfe 
man das Anjehen und die Auctorität der Nationalverfammlung vernidten, 
jo werde in Süddeutſchland die Revolution, die Anarhie, die Republik jehr 
bald ihr Haupt erheben und Alles vernichten, was ſich ihr entgegenitelle. 
Die Revolution babe dies Mal Halt gemacht vor den Thronen, nebme fie 
einen neuen Zulauf, fo werde fie die Stufen dazu raſch überjpringen. Er 
jhloß die längere Rede mit der Erinnerung daran, daß das Volk das Net 
der GSelbjtbewaffnung habe und davon zum Schuß feiner Rechte und Frei- 
beiten Gebrauh machen könne und dürfe, 

Schütz aus Hannover, obgleich er die Grundrechte als gültig anerkennt , 
für eine Commiffion, um mit der Regierung zu Deutſchland über— 
zugeben: ein frommer Wunſch. — Freudentheil deducirt ausführlid gegen 
das Negierungsjchreiben. Außer Ständen und Regierung gebe es noch ei- 
nen dritten Factor der Gejeßgebung, das fei die Nothwenpdigfeit, die 
jem Factor habe die Nationalverfammlung ſich gefügt und weil es eine 
Nothwendigkeit war, das Princip der Souverainetät feitgeltellt. Die Stände 
müßten zu Frankfurt halten, wollten fie nicht das deutſche Verfaffungswert 
unterwühlen. Deutjchland über Alles. 

Wiltens gegen jede augenblidlihe Entfheidung, die gar leicht zu Ue- 
bereilungen führe, der Wahn jei kurz, die Neue lang. 
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Schuhmacher Riehl: Die Grundrechte feien die erfte Säule am Tem: 

pel deutjher Einheit, das Volt habe fie freudig begrüßt — könnten die 
Vertreter Hannover's nun das mäfeln und kritteln, was die Vertreter von 
ganz Deutihland beratben und beichloiien ? 
_  Enplid ergriff Stüve das Wort — zunächſt wiederholte er die Aug: 
ftellungen gegen die Grundrechte. Wenn ſich die Wiſſenfchaft ihrer einmal 
bemädhtige, würden ſich große Zweifel berausftellen. Er fritifirte einzelne 88 
— dann ging Er zu der Entftehungsgeihichte der Nationalverfammlung über, 
ind äußerte: Die Grundlage der Nationalverfammlung beruhe auf dem 
Bundestagsbeihluffe vom 30. März. Es fei ein Irrthum, wenn man bes 
haupte, vie Nationalverfammlung fei ein Erzeugniß der Revolution und diefe 
liege in der Vergangenheit abgeſchloſſen. Sei diefelbe aus der Revolution 
hervorgegangen, jo wirke diefe in ihr fort, wer aljo die Nationalverfamms 
ling als durchaus jelbititändig beſchließend anerfenne, der erfenne au an, 
dab Wir uns noch gegenwärtig im Zuftande der Revolution befänden. Daß 
man das in Folge einer Revolution Gewordene anerkennen müffe, fei rich: 
tig, allein Lang 1. ſcheine die Nationalverfammlung das Einzige zu jein, 
was in Betracht fomme; er vergefie, dab es daneben aud noch Regierungen 
gebe und zwar Regierungen mit einer bedeutenden Kraft, fo Defterreih und 
Preußen. Dejterreich jei nicht mehr ſchwach. Nun wurde weiter ausgeführt, 
daß Der Bundesbeihlup vom 30. März ſich auf den Boden der Vereinbas 
tung stelle, der Beſchluß vom 7. April daran nichts ändere. Die Bundes» 
verfammlung babe feine gejeggebende Gewalt gehabt, jolhe auch nicht auf 
die Gentralgewalt übertragen fünnen. Man prüfe die Competenz des Buns 
destages nad der Bundesacte. Das Recht fei aljo nicht vorhanden; und 
aus ven Thatſachen allein das Recht zu folgern, damit ftimme er nicht über- 
ein. — Die Regierung habe die Kraft des Rechts für ſich, die fich nicht 
rad) den Umftänden richte; fie würde ſchwach und hülflos werden, wenn fie 
davon zurüdtrete, fie müßte dann willenlos dem Strome folgen. — „Aug 
der Lage, ih der wir uns jeht befinden“, fuhr Stüve fort, „müffen wir 
beraus, es geht nicht anders, und ich habe die Hoffnung zu Deutjchlands 
Völkern und Fürften, daß es gelingen wird. Ich glaube nidt, daß 
die Fürſten, da jie erfennen, daß es dem Volke Ernft ift mit 
der Sade, die Kraft, den Frevelmuth haben werden, eine 
Wiederherftellung des Alten zu verſuchen. Aber man muß fie 
hören, muß ihnen das Wort gönnen. Iſt in Preußen, ift in Deiterreid 
etwas Gutes dadurd erreicht, daß man fie zwingen wollte? Die Erfahrung 
bat gezeigt, daß dies nicht der Fall ift. Eben fo kann für Deutſchland 
nichts Gutes erreicht werden, wenn man einen Theil deſſelben zum Beitritt 
zwingen will.“ 

Es war gegen fünf Uhr Nachmittags, als Stüve ſeine Rede beendete 
und Francke vertagte die Sihung, gegen den Widerſpruch Lang II., der die 
Entgegnung gegen Stüve auf der Zunge hatte. 

Am 17. begann dann Lang Il., der Schabrath, ſich ſehr bald in ſei⸗ 
nen gewohnten jchreienden Pathos hineinredend, eine Philippika gegen das 
Minifterium Stüve, gegen eine Commiſſion, vie länger als eine Stunde 
währte. Er zerlegte das Schreiben vom 10. Februar, und fuchte die ein- 
zelnen Theile, die er willkürlich gemacht, zu widerlegen. Zu diefem Zweck 
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gab er eine lange Entitehungsgefhihte der Nationalverfammlung von ver 
Siebener Commiffion. Seine Argumentation nah dem Berichte des Lands 
tagöblattes und dem Buche von Gödeke kurz wieder zu geben, iſt unmöglich, 
aub war diefelbe, mwenngleih neu, da er eben aus dem Beſchluſſe vom 
30. März und dem $ 2 des Landesverfafjungsgeleges deducirte, daß Alles, 
was die Nationalverfammlung Namens des Bundes ausübe, unbedingte Gül— 
tigteit habe, doch wohl keineswegs logisch und juriftiich richtig. Beſſer war 
das, was er gegen die materiellen Bedenken Stüve's vorbradte. — Daß 
nicht viplomatifhe Noten, fondern die öffentlihe Meinung für das Miniftes 
rium die Richtfchnur bilden müßten, daß feine Stimme die der öffentlichen Mei— 
nung fei, führte dann zu dem Schluffe: „Die öfjentlihe Meinung bittet 
Sie im Gefühle ihrer Unverleglichkeit; fie hätte vielleicht befehlen können. 
Sie fünnen fiegen in diefem Kampfe, aber nimmer können Sie den Sieg 
erlangen, ohne den Glauben an Frankfurt wankend zu machen, den lebten 
politifhen Glauben, an welhem man vielleiht in Deutihland noch feſt— 
hält. Ich wünfhe vringend, erhalten Sie Sih dem Baterlande, nod mehr 
aber bitte ih Gott, daß er das Recht Deutſchlands und die Ehre Hanno» 
vers fhüse!” dem der Applaus nicht fehlte. 

-Stüve unterwarf diefe Nede nun fofort einer jcharfen Kritif; er glaube, 
der Vortrag Lang's habe gezeigt, wie ſchwer es fei, zu einer völlig Klaren 
Anfiht zu gelangen und wie nothiwendig daher eine Commilfion jei, wenn 
felbjt ein Mann wie Lang, dem es nicht an Scharflinn, Kenntniß und gu— 
tem Willen fehle, in die Lage gekommen fei, der Cammer falſch zu berich- 
ten. — Einige Zmwifchendebatten waren ohne Bedeutung. — Lehzen ſuchte 
dann auszuführen, was Stüve am Tage vorher ſchon angedeutet hatte, daß 
die Sache fo große Eile nicht habe, denn man glaube doch niht, daß die 
Großmädte, daß Bayern etwa die Grundrechte publiciren würden, wenn 
Hannover fie publicire. Aber man wolle von der anderen Seite nur das 
Princip anerkannt ſehen, daß die Regierungen fih jedem Beſchluſſe der Na— 
tionalverfammlung ohne Weiteres zu unterwerfen hätten. 

Juſtizrath Schlüter für die unbedingte Gültigkeit der Reichsgeſetze, ein 
Reihsgericht würde eben fo entſcheiden (gegen Stüve, der dies bezweifelt), 
denn e3 würde nur der Nationalverfammlung feine Eriftenz danken und fich 
ſelbſt fein Todesurtheil ſprechen, wenn e3 anders entſchiede. Wer für eine 
Commiſſion ftimme, ſtimme indirect gegen die unbedingte Gültigkeit der Reichs— 
gefege. Ein Punet erfülle ihn mit Wehmuth — wenn wir unfer jetziges 
Minifterium verlören, würde das folgende nur eine fehr kurze Dauer haben 
und bald eine hannoverjhe Auflage eines Minifterii Brandenburg folgen. 
Er wünſcht dem Minifterium die Selbjtbefiegung, die Bereitwilligfeit, feine 
Ueberzeugung dem Ganzen zu opfern. — Oberbürgermeifter Lindemann ver— 
wahrt fih gegen die in das Haus geworfene Verdächtigung, als heiße für 
eine Commifjion ftimmen, die Sahe ad calendas graecas ( auf die lange 
Bank) hinausſchieben. Cr erblide in dem Antrage nur das Mittel, die 
Pflichten gegen unſer großes deutſches Vaterland mit denen gegen unſer 
kleines Vaterland in Einklang zu bringen. 

Lang J. berührt nun abermals den Kern der Sache: „Frankfurt“, ſagt 
er, „iſt in einer ſo brennenden Lage, wie es noch nie geweſen. Oeſterreich 
bat ſich feindlich gezeigt, an Defterreih lehnen fi Sachſen und Bayern. 
Es fommt Alles varaufan, die Kräfte, welche Frankfurt nod 
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bat, zu ftärlen, wenn nicht die Einheit Deutſchlands zu 
runde geben foll.” . 

Diefe Aeußerung veranlaßt denn Stüve, mit feiner big dahin noch 
immer zurüdgehaltenen wahren Meinung hervorzutreten. „Herr Präſident,“ 
jagte er, „die Berathung hat einen Gegenftand berührt, der allerdings von 
der größten Wichtigkeit ift. Der geehrte Deputirte für Verden hat gejagt, 
e3 handele fih darum, Frankfurt zu ftärfen und zu ftügen. Man fpridt 
noch immer in einer Weiſe von Frankfurt, als erwarte man dort das Heil 
für unfere Zukunft. Frankfurt hat allerdings zu einer gewiſſen Zeit die 
Macht gehabt, aber dieſe Macht hat es verloren, feitdem die Spaltung dort 
feit dem Ende vorigen Jahres eingetreten ift. Betrachtet man gegenwärtig 
die Verhältniife genauer, fo finden wir die dortigen Zuftände in den Ber: 
hältniſſen Deutſchlands. Man hat dort Beihlüffe gefaßt, die wahrlih zu 
bedauern find. Seit Jahrhunderten zieht man eine Spaltung fort zwifchen 
dem Norden und Süden Deutihlands, die ſich bald auf diefe, bald auf jene 
Weiſe in der Gefhichte zu erfennen gegeben hat. Diefe Spaltung hat man 
wieder aufgerijjen. 

„Ss glaube, für Frankfurt giebt es nur einen Weg; diefer Weg be- 
fteht in der BVerftändigung mit den Großmädhten. Leider erkennt die Par: 
tei, welche bislang das größte Anjehen in Frankfurt gehabt bat, biefen 
Weg niht an. PBielleiht nimmt Preußen die Kaiferfrone an; allein was 
wird die Folge davon fein? Neuer Zwiejpalt; auch Baiern wird fi damit 
nit einverftanden erflären. Unter diefen Umftänden thbut man 
wohl, Frankfurt nicht zu ftärfen. (Unruhige Bewegung im Saale 
und auf der Tribüne.) Daß die Herren dieſen Worten ſolche Beachtung 
zu Theil werden lafjen, beweifet, daß fie von Bedeutung find.” 

MWindhorft für eine Commiffion, da die Aecten nicht vollftändig inftruirt 
und eine Vermittlung der Gegenfäge zu verſuchen if. — Bening fteht auf 
dem Standpuncte Langs, aber dennoch für eine Commiffion, ba fie unges 
fährlih, nicht unnöthig, fondern zwedmäßig, weil dadurch dem Minifterium 
Zeit und Gelegenheit gegeben werde, auch in dieſer Frage ein Einverftänd- 
niß mit den Ständen anzubahnen. — Buddenberg für die Commiſſion. 
Die Dinge in Frankfurt ſcheinen nah dem Hülferuf, der von da gekommen, 
zu einer Krifis zu drängen. Diefelbe würde ſich jelbititändig und natur- 
gemäß entwideln müfjen, eine Einwirkung von Hannover werde nie ben 
Ausſchlag geben. ’ 

Gödeke deducirt von dem Standpuncte der auf der Vollsfouverainetät 
beruhenden verfafjunggebenden Omnipotenz der Nationalverfammlung. 

Behnes, obgleich fein Herz warm für Deutſchlands Größe, Einheit, 
Freiheit jchlägt, will mit Umficht und Befonnenheit zu Werke gegangen wiſ⸗ 
ſen, für die Commiſſion. — Eben ſo Böhmer, Stuckenſchmidt, Francke mit 
der Bitte, ſich mehr an vie thatſächlichen Verhältniſſe, als an die Princis 
pienfrage zu halten. — Thiermann gegen die Commiffion , weil die National- 
verfammlung den fouverainen Willen des deutſchen Volles vertritt. — Heiſe 
(der gegenwärtige Oberjuftizrath und Generalfecretair im Juftizminifterium ) 
für die Commiffion, obgleich feine Anfihten in der deutſchen 
Sache der Regierung geradezu entgegenftehen, da die Gel- 
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tung ber Grundredte überall nicht in Srage geftellt werden 
dürfte.” . 

Dr. Obrod gegen eine Commiſſion, das Recht, welches die ſieg ende () 
Revolution geboren, ſei ein unzweifelhaftes , rechtliches und poſitives. Der 
Redner ſchließt feine Rede mit der berühmt gewordenen Phraje: „Herr 
Präfident, die glorreiche Märzrevolution iſt es gewejen, welhe mir und 
gewiß manchen Anderen, welde in. dem Haufe fiten, das Recht gegeben 
bat, auf den Bänfen diejes Haufes zu fien. Den Söhnen der Märzrevo— 
lution wird es aber wahrlih nie in den Sinn fommen fönnen, dieje ihre 
Mutter zu verläugnen, . Sie ‚find siehnehr ſtolz darauf, eine ſolche Mutter 
die ihrige nennen zu können.“ 

Es wird nun abgeftimmt, nachdem Bueren nod mit einer dichterifihen 
Nede zum: unerfchütterlichen Ausharren in dem Glauben an die Grundredte, 
wo nöthig diejelbe mit unjerm Blute zu befiegeln, ermahnt hat. Für ben 
Langihen Antrag ftimmen: Adides, Ahlborn, Ahrenholz, Begemann, Böfe, 
Dr. Bueren, Büttner, Chevalier, Denide, Elliſſen, Frerichs, Freuden— 
theil, Fründt, v. Garßen, Giefe, Gödeke, Grofje, Hantelmann, SHeine- 
mann, Henniger, Heyl, Hirſch, Hoppe, Kaulen, Kreiseinnehmer Köhler, Satt- 
lermeiſter Köhler, Kotzebue, Kröncke, Lang J., Lang II., Lintze, Lübbede, 
Meyerheim, Mohr, Münſter, Obrock, v. d. Oſten, Pabſt, v. Reden, Reye, 
Riehl, Rohrmann, Rumann, Schlüter, Schmidt, Siedenburg, Soſtmann, 
Thiermann, Thies, v. Vangerow, Weinhagen, Wißmann, Wrede. 

Gegen den Antrag ſtimmten: Behnes, Bening, Lantzius-Beninga, 
Böhmer, Buddenberg, v. Düring, Francke, Heiſe, Huntemüller, Doorn— 
kaat-Koolmann, Lehzen, Oſthaus, Rettſtadt, Riechelmann, Rindfleiſch, Schä— 
fer, Schütze, Schwers, Stubbe, Stuckenſchmidt, Stüve, Tilemann, Viſſe— 
ring, Wilkens, Windthorſt, Zeddies. 

Der Verfaſſer iſt freilich der Anſicht, daß man in Frankfurt auf einem 
falſchen Wege war, — wollte man die Fürſten zur Einheit und zum Bundes— 
ftaate zwingen, jo mußte man die revolutionairen Mittel, in der Weiſe 
wie die Linke es wollte, von Anfang an kräftigen, man mußte eine Re— 
volutionsarmee, man mußte Geld haben. — Die Majorität wollte das nicht 
— gut, dann aber mußte fie auf dem Wege der Verftändigung oder Ber: 
einbarung vorfchreiten, fie mußte jelbit auf ein Staatenhaus dringen. Nach 
den Erfahrungen, die wir jeit jener Zeit gemacht haben, bin ih in dem 
Glauben bejtärkt, daß aud eine folhe Verftändigung oder Vereinbarung 
nit zum Biele geführt hätte, weil Defterreih niemals freiwillig feinen Eins 
fluß auf deutihe Verhältniffe abtreten wird, — allein die Möglichkeit eines 
Erfolges lag offenbar näher, denn, den moralifchen Zwang, womit bie Na— 
tionalverfammlung agitirte, tonnie ſie in viel verſtärkterem Maße auf ein 
Staatenhaus ausüben, als in die Ferne wirken durch diplomatiſche Noten 
oder Reichscommifjaire u. d. gl. — Man könnte daher glauben, daß der 
Verfaſſer diefen Beſchluß bevauere, zumal derjelbe für den Ausbau der han- 
noverſchen Berfaffung unzweifelhaft nachtheilig wirkte. Das thut derfelbe aber 
nicht; hat der Beſchluß auch nicht Früchte getragen, iſt das Verfaſſungswerk auch 
gefcheitert, der Beihluß und der Enthufiasmus, mit welchem er auf— 
genommen wurde, iſt dem Berfafler eine Bürgfchaft für die künftige Einheit 
Deutſchlands. Hätte man anders geftimmt, jo würde das ein Aufgeben aller 
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Hoffnungen auf Frankfurt gewejen fein und dazu mar es nod zu früh, we— 
nigitens für das Volk, wenn auch nicht für die Diplomaten. 

Dihte Gruppen füllten an beiden Tagen der Debatte den Hof des 
Ständehaujes und wurden die Lang's, Elliſſen, Freudentheil mit Lebehochs 
empfangen. Die bannoverjhen Vereine braten Abends Lang I. ein Ständ- 
hen. Die Majorität jubelte. Man überfhäste die Tragweite und die Wirk: 
ſamkeit des Befchluffes in hoher Maße. Man glaubte den Beſtand ver 
Grundrechte für Hannover gejichert, ja die deutſche Sache gerettet zu haben. 
Der Jubel verbreitete ſich durch die Prejje über das ganze Land. Bon 
beinah allen Städten und Vereinen famen Dank: und Zuftimmungsadrefjen. 
Die hannoverfhen Abgeordneten in Frankfurt richteten folgendes Schreiben 
an die Majorität: 

„Hochgeehrte Herren und liebe Freunde! Mit der geipannteften Er- 
wartung baben wir aus der Ferne Ihre hochherzigen und durch feinerlei 
perjönlide Rüdfichten beirrten Anjtrengungen für die gerehte Sache unſers 
deutichen Vaterlandes beobachtet: mit begeifterter Freude hören wir von dem 
glüdlihen Ausgange des großen Kampfes. Durch Ihr PVerdienft hat die 
jweite Gammer de3 hannoverfhen Landtags den Ruhm, durh den Glanz 
einer patriotiihen That, mitten unter den jet aller Orten wieder auftaus 
enden Beitrebungen und Hoffnungen des Particularismus, die große Sache 
ver deutſchen Einheit wieder geſtärkt und unfere Aufgabe ihrer glüdlichen 
Löſung näher gebracht zu haben. Wir glauben im Namen aller deutjchen 
Männer zu jpreden, wenn wir Ihnen, hocdverehrter Herr Lang, und allen 
denen, welche Ihrem vortrefflihen Antrage durch Kraft der Rede und pa- 
triotiſche Abjtimmung Geltung und Sieg verſchafft haben, mit diefen Wor— 
ten ein Zeichen unſers Danks und unferer Verehrung überjhiden. Gott 
jhüße ferner die deutſche Sade. 

„Sranffurt, 20. Februar, 

„Simfon, Präfident. Gravenhorft. Breufing. H. Zahariae.. Wedekind. 
Groß. Dröge. Behnde. Röben. Ahrens, Lodemann. Nicol. Pla. 
J A. Grumbrecht. Winter. G. Siemens, Dr. Quintus.“ 

Die zweite würtembergſche Cammer, die Stände in Caſſel, drückten zur 
Kräftigung des Bewußtſeins deutſcher Einheit und Einigkeit und zum Merk— 
male gemeinſchaftlichen Handelns in der großen deutſchen Sache ihre volle 
Sympathie für dieſe und die ähnlichen Beſchlüſſe ver Volkscammern in Sach— 
jen, München zu Protocol! aus. 

Am Tage nach jenem Beichluffe, den 18. Februar, bat das Minifterium 
um feine Entlafjung, weil e3 mit der entjhiedenen Mehrheit der Cammern in 
grundfäglihem Widerſpruch ftehe. Auf eine vom Könige geforderte weitere 
Motivirung, erklärte derſelbe: 

„Bevor ich kann Ihre Entlaſſung annehmen, werde ich erwarten müſ— 
ſen das Schreiben der Stände, und wenn daſſelbe ſo iſt, wie Sie glauben 
es ſein wird, muß Ich verſuchen, ob Ich kann ein Miniſterium finden von 
ehrlichen Männern, welche ein Programm haben, womit eine Regierung in 
Hannover kann überhaupt beſtehen.“ Erſt dann könne er das Miniſterium 
entlaſſen, wenn er ein anderes gefunden. 

Der König verlangte alſo zuerſt einen Beſchluß beider Cammern; ber 
zweiten Cammer war bei dem Widerſtande der erften Gelegenheit gegeben, 
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von ihrem Beſchluſſe zurüdzutreten, oder denfelben zu mopdificiren. Es ſchien 
indeß nicht, als ob dazu Ausfiht vorhanden wäre, denn die Majorität für 
den Langſchen Antrag wuchs bei ver zweiten Berathbung um 5 Stimmen. 
In den nun zufammentretenden Conferenzen machte Briegleb einen Vergleichs— 
vorjhlag, der jedoch abgelehnt wurde, eine verjtärkte Conferenz, zu der die 
erſte Cammer Vezin, Kirchhof, v. Mündhaufen den Cammerrath, Wyneken, 
Neupert, Briegleb und Wolff wählte, die zweite Cammer Lang J., Hantel- 
mann, Freudentheil, Elliſſen, Rumann, v. Garken, Lang II., aljo levig- 
lih Mitglieder der Majorität, einigte man ſich zu folgendem Antrage: 

„Auf das Minifterialihreiben vom 10. Februar zu erwiedern: 

„Die zweite Cammer bat in zweimaliger Berathung beſchloſſen: 

„sn Rüdfiht auf die, nah Anfiht der Königlichen Regierung ob— 
waltenden Bedenten gegen den Inhalt der Grundrechte wollen Stände 
nit verfennen, daß e3 der Königlihen Regierung wünfchenswerth jein 
fonnte, die Anjiht der Stände zu vernehmen, bevor die Königliche Re— 
gierung ihrerfeit3 in diefer Angelegenheit vorſchritt. 

„Da nun aber Stände die Meberzeugung hegen, daß die Grundredte, 
jowie die Reichögefege überhaupt, dur die Verkündigung im Reichsge— 
jegblatte Gejegesfraft erlangen und es dazu ihrer Zuftimmung überall 
nicht bedarf, jo fünnen Stände die Bedenken der Königlihen Regierung 
nit theilen. 

„Stände tragen vielmehr darauf an: 

„1) Zur Bejeitigung aller etwaigen Zweifel, die Grundredte, ſo— 
wie die Neichsgejege überhaupt, dur die Geſetzſammlung zur allgemei- 
neren Kenntniß zu bringen und für deren örtlihe Veröffentlihung Sorge 
zu tragen, ſoweit es noch nicht gefcheben fein jollte; 

„2) die Gejege, die zur weiteren Ausführung der Grundredte den 
Einzelftaaten überlafjen find, den Ständen alsbald vorzulegen. 

„Srite Sammer bat fih mit diefem Beichluffe, melden zweite Cammer 
zu modificiren ſich nicht hat verftehen können und wollen, nur injofern 
einverftanden erklärt, als auch fie die fofortige Publication der Grundrechte 
für unerläßlid hält. 

„Stände beantragen daher, daß die Königliche Regierung die Grund 
rechte unverzüglih dur die Geſetzſammlung zur allgemeineren Kenntniß 
bringe und die zur Ausführung erforderlihen, den Ginzeljtaaten über: 
laſſenen Geſetze baldmöglichſt den Ständen vorlege.” 

Diefer Antrag wurde ohne eigentlihe Discuffion in beiden Cammern 
angenommen. In erjter Cammer ftimmten nur damider: Erblandmarſchall 
Graf Münfter, Graf v. Stolberg, Dompaftor Bedmann, in ber zwei— 
ten Gammer nur der Ober: Appellationsratb Windthorft. Das Schreis 
ben mit diefem Antrage wurde am 3. März an die Regierung geſen— 
det. Nun trat der König durch den Herrn v. Mündhaufen mit dem Syn 
dicus Lang in Unterhandlung wegen Uebernahme eines Minifteriums. Ob 
dieje von Seiten des Königs ernitlich gemeint geweſen, ift jehr zu bezmei- 
feln; fie wurden aud von Lang nicht jo aufgenommen und lehnte derjelbe 
bei jeinem hohen Alter jede Theilnahme an einem Minifterium ab. *) 


*) Das Nähere in der oben erwähnten Schrift von Gödeke, fo wie in ber 
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‘ Während dieſer Minifterkrifis wurde der Verſuch einer Mafjendeputa- 
tion zu Gunſten des Minifteriums gemacht, zu der Advocat Grotefend auf: 
forderte. Cine Petition an den König, das bisherige Minifterium unter allen 
Umſtänden dem Lande zu erhalten, wurde vorbereitet und follte am 8. März 
übergeben werpen. Nah dem. Plane der Urheber jollten Deputationen aus 
allen Zandestheilen dieſe Petition überbringen, Es war aber nur eine fleine 
Anzahl von Getreuen auf dem Rathhaufe, wo man ſich verfammelte, er: 
ſchienen, dagegen eine jehr große Anzahl Boll, welches diefelben verhöhnte 
und ihr Unternehmen jtörte und beläftigte. Der Verſuch des Dr. jur. Men- 
ſching, die Leute, melde nicht zu der Deputation gehörten, von Störun= 
gen derjelben,, jo wie vom Erſcheinen auf der Leinftraße abzuhalten, wurde 
von der Bolizei und der Juftizcanzlei anders angeſehen, nämlih als Erre— 
gung von Auflauf. * ) 

Die Leute, die ſich an dem Zuge betheiligten, find größtentheil3 die— 
ſelben, welche: im Jahre 1857 das große j. g. confervative Wahlcomitee 
bildeten und für -Erhaltung des Minifteriums Borries um jeden Preis bes 
müht waren, wir. werben bei der Gelegenheit die Namen mittheilen. So . 
Mäglih die Demonftration ausgefallen war, jo bot ji) doch dem Könige die 
erwünjchte Gelegenheit dar, am 10. März an die Minifter ein Schrei: 
ben zu erlaffen, in welchem er von denfelben ihr Verbleiben im Amte for: 
verte aus Liebe für das Land und wahren PBatriotismus. Das Minijterium 
erließ nun das in Anlage XXXII. mitgetheilte Schreiben vom 13. März 
an die Stände mit dem Antrage, die Zuftimmung zu dem Erlaß eines Ges 
jeges zu geben des Inhalts: die won der provijorifhen Gentralgewalt bis 
‚zur Begründung einer dauernden Berfafjung Deutihlands verfündeten Be— 
ihlüffe der Nationalverfammlung haben, jobald fie von Könige verfündet, 
verbindlihe Kraft für tas Königreih. Dafjelbe hoffte auf eine rajhe Ent— 
widlung der Dinge in Frankfurt in feinem Sinne, da die Collectiunoten 
vom 23. Februar und 1. März einerfeit3, anderer Seit3 das öſterreichi— 
sche Verfaflungsedict vom 4, März auf eine ſolche hindrängten. 
Als das Schreiben am 14. auf der Tagesordnung ftand, traf aus 
Frankfurt die Kunde ein, Welder habe den dringlihen Antrag geftellt , die 
Kaiferwürde erblih an Preußen zu übertragen. Stüve ſprach mit fihhtbarer 
Ergriffenheit den Wunjh aus, die Berathung über das Schreiben bis zum 
Montage zu vertagen, da duch diefen Antrag die Lage der Dinge wejent- 
lih verändert werde und das Minifterium nicht eher einen Entſchluß 
faſſen fünne, bis man wife, wie ſich Frankfurt entſchieden habe. Die 
Bitte war durchaus gereht, denn die Sache der Grundredhte war fo eilig 
nit, die Gammer hatte fih für das Princip mit großer Mehrheit ausge- 
ſprochen, damit war Alles geſchehen, was zur Kräftigung Frankfurts nöthig 
war, ob die Grundrechte einige Tage früher oder jpäter publicirt wurden, 
war gänzlich unerheblich. Dennoh machte man aud hieraus wieder eine 
Prineipienfrage, SFreudentheil und Lang 11. widerſprachen, in der ganzen 
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zeitung für Norbveutichland Nr. 73, 2. Ausgabe vom 20. März, die angeblichen 
erfuche zur Bildung eines neuen Minifteriums. 

*) Meine Berurtheilung zu drei Wochen Gefängniß. Ein Beitrag zur Gulture 
gefchichte der Volizei vom Dr. Adolph Menſching. Hannover 1849. 
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Cammer nahm jih nur Wrede des Antrags an, Freudentheil feste den mo— 
raliihen Drüder ver namentlihen Abjtimmung in Bewegung und. nur Beh: 
nes, Bening, Böhmer, Buddenberg, v. Düring, Heife, Huntemüller, Leh— 
zen, Oſthaus, Nettjtadt, Richter, Niecbelmann, Schwers, Stubbe, Studen- 
ſchmidt, Stüve, Tilemann, Wilfens, Windthorft jtimmten für den Stüvefchen 
Vorantrag. Das mar. rüdjichtslos und unpolitiſch zu gleicher Zeit, denn in 
Folge dejjen wurde das Minifterium zur VBertagung und Auflöfung ‚gedrängt, 
während der moralifhe Drud, den die Verſammlung, blieb jie in Hannover, 
auf das Minifterium ausgeübt hätte, ‚gar. nicht zu berechnen war, da bie 
nächſten Freunde Stüve's nicht mehr, Stich hielten. | — 

Man ging nun zur Sache ſelbſt über. Stüve und Lehzen ſuchten in 
ausführlichen Vorträgen die Anſicht der Regierung zu rechtfertigen. Mit der 
bloßen Publikation der Grundrechte ſei es nicht gethan, weil dann für den 
erkennenden Richter noch immer Zweifel überblieben, ob dieſelben nun auch 
Geſetz ſeien. Um die Grundrechte practiſch zu machen, bedürfe es; eben 
des vorgeſchlagenen Geſetzes. Der Augenblick ſcheine nicht geeignet zur 
Fortjegung eines bloßen PBrincipienfampfes. Die beflagenswertbe Schwäche 
anderer deutjcher Regierungen fand Stüve darin begründet, daß vielfache 
Verfprehungen gemacht, hinterher nicht gehalten jeien. Man babe ihnen 
auch den Rath gegeben, nur zu publiciren, da zwiſchen Bublifation und 
dem Ausführungsgejeg noch ein weiter Zwiſchenraum liege, — allein jein 
Grundjag jei, nichts zu verfprechen,, was man nicht halten fünne oder wolle 
— und er glaube, daß alle Regierungen Grund hätten, zu den Grund— 
ſätzen der Wahrheit, Offenheit und Redlichkeit zurüdzufehren. | 

Die Majorität jah in dem Gejeßentwurfe aber gerade eine Verlegung 
des von ihr fiegreich bejchlojjenen Princips , daß die Publikation unerläßlich 
fei und die Grundrechte nicht erſt Gejeb zu werden braudten, jondern dies 
mit der Publikation fein. Nachdem Ellijfen und Lang IH, daher jih gegen 
Stüve und Lehzen ausgeſprochen, wurde der Regierungsantrag bei nament— 
licher Abjtimmung abgelehnt, indem außer den Miniftern jelbjt nur Behnes, 
Bupdenberg und Windthorjt dafür ftimmten. So groß war die Attractiong- 
fraft der jiegreihen Majorität. Am Abend großes Gewoge in den Partei- 
verfammlungen. Die Minifterfreunde beider Cammern hielten in der Börje 
Terfjammlung , Stüve fand fih dort, wie in einer Verſammlung Mitglie- 
der eriter Gammer, die im Hotel de Strelik Abends zufämmentrat, ein. — 
Allein, jeder Verſuch, auf die Anjichten einzuwirfen,, war vergeblich. Stüve 
mußte fih aud von jeinem eigenen Gejchöpf, der eriten Cammer, für verlaf- 
ſen erfennen. 

Ein einfacher Antrag, wie ihn Lindemann vorſchlug: „Stände fünnen 
ih mit den im Schreiben vom 13. März dargelegten Gründen, fo wie 
mit dem Antrage nicht einverftanden erklären, müjjen vielmehr bei ihrer in 
dem Schreiben vom 3. März enthaltenen Erklärung lediglich beharren und 
den darin enthaltenen Antrag wiederholen” , genügte der erhisten Majorität 
Ihon nicht mehr. Es wurde, zwifchen der Verfammlung in der Börfe und 
der im Römischen Kaifer nur noch darüber verhandelt, ob man im Erwiede— 
rungsjhreiben jagen folle: „daß jedem Minifterium das Vertrauen des Lan 
des fehlen werde, welches dem jtändifchen Antrage vom 3. März in vollem 
Mae Folge zu geben fih weigere“, oder „daß fein Minifterium fich der 
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Majorität der Cammern erfreuen werde” u. f. w. Man entjchied fi na- 
türlich für die ftrerigere Form. 

Welche Erfolge man’ fih im Römiſchen Kaifer von diefem Schritte ver: 
jprah, ob man glaubte, das Minifterium werde nachgeben, oder es werde 
Ernft werden mit einem neuen Minifterium, weiß Verfaſſer nit. Dafür 
aber möchte er einjtehen, daß die Mehrzahl der Führer der Majorität nicht 
die allergetingften ehrgeizigen Beitrebungen hegten, daß fie nicht etwa ber 
ftrebt waren, das Minifterium nur zu ftürzen, um an deſſen Stelle zu 
treten. Der eine oder andere, welcher jih in der Oppofition befand, mag 
ehrgeizig gewejen fein, und hätte man’ Läng I. offenbar nicht das Mini: 
ferium anbieten dürfen, wie feinem Vater, Das aber jcheint ficher, daß 
die noch immer im Siegesbewußtfein ſchwelgende Majorität, welde ihren 
Beſchlüſſen die Kraft zumaß, Deutſchland zu retten, an das Allerwabrjcheins 
lichte, 'beinah Nothwendige am wenigften dachte. Als am 15. März, nod 
ehe die deutſche Frage auf der Tagesordnung ftand und das Mistraueng- 
votum angebracht werden fonnte, das Negierungsihreiben einlief, weldes 
die Stände .bis zum 12. April vertagte: „Da unverkennbar die Ungewiß— 
beit über die in der deutjchen Verfaſſungsfrage beruhende Grundlage ver 
gefammten Staatöverhältniffe die Berathbung der Stände wejentlich erſchwe— 
ren dürfe“ , war die große Mehrzahl gänzlich erjtaunt. Daß das Minifterium 
ed wagen würde, eine Verſammlung zu vertagen, die weiter nichts gethan, 
als dem Worte geliehen, „was das Land wünſcht und will”, ſchien Einzel 
en an Hochverrath zu grenzen. Unangenehm wurde die Mehrzahl von der 
Vertagung berührt, denn wer hätte in jener Zeit nicht gern Geſchichte und 
Geſetze machen helfen. Außerdem ahnte doh wohl Manchem, dab aus ver 
Bertagung leicht eine Auflöfung werben fünne. 

Im Lande war man nicht ganz fo ungetheilt der Stimmung der Mas 
jorität. Das Minifterium hatte zu großes Vertrauen und man war ber 
Anfiht, daß es unbillig geweſen jei, daß man ihm nicht einmal die kurze 
Frift von wenigen Tagen gewährt habe. 

Mir müffen abermals auf Frankfurt zurüdbliten, und die Entwidlung 
der Dinge dort, die für die nmächfte Zeit in Hannover allein maßgebend 
war, der Hannoverſchen Geſchichte vorſchreitend varftellen. Seitdem Gagern 
in das Reihsminifterium getreten und in Folge feines Programms löf’ten 
fih die bisherigen Parteiverhältniffe, welche hauptſächlich durch das mehr 
oder mindere Maß von Freiheitsrechten, die man erftrebt hatte, bedingt 
waren, beinah gänzlih, und traten in Beziehung auf das Einheitsbejtreben 
drei größere Parteien hervor. Die Linke war beftrebt, eine republifaniiche 
Spitze durdjufesen; die großdeutjche Partei — oder bejier vie öſterreichiſche 
particulariftifhe — ſonderte fih im Barifer Hofe, fie wollte ein Directorium 
aus den Fürften Deutjchlands; die dritte erbkaiferlihe wollte den Bundes— 
ftaat mit einem erblihen preußischen Kaifer, und eine Union mit Dejter- 
reih. Das gab bei dem bereitwilligen Entgegentommen der Defterreicher, 
die über die Verdrängung Schmerlings ganz außer ſich waren, zu Verbin: 
dungen der Linken mit den Defterreihern und Particulariſten Veranlaſſung, 
die fih fhon am 19. December bei der Wahl eines neuen Präfidenten zeigte. 
Kirchgeßner, der Candidat der Linken, machte dem Candivaten der Kaijer- 
lihen, Simfon, ernſtlich Goncurrenz und Simfon fiegte nur mit 233 gegen 
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223 Stimmen. Db das ſchon eine eigentlihe Coalition war, tft gleihgül: 
tig — genug Linke, Defterreiher, Ultramontane und Particulariften ſtimm— 
ten gegen die Partei Gagern. Schmerling reif’te am 21. December nad) 
Wien und Olmüß, um mit den öjterreihifhen Minijtern perfönlih Rückſprache 
zu nehmen, vdiefelben auf die Gefahr aufmerkjam zu madhen, welche in vem 
Programm von Kremfier, das der preußiichen Partei jedenfalls Vorſchub leiſte, 
liege, und um die dadurch hervorgehobenen Mifverftändnifje zu befeitigen. Schon 
unterwegs erhielt er die Nachricht von feiner Ernennung zum Bevollmächtig- 
ten bei der Centralgewalt. Ob er fih in feiner Heimath fo kraß als erft 
Defterreiher, dann Deutſcher, öffentlich ausgeſprochen, als die öſterreichiſchen 
Blätter es meldeten, mag dahin geſtellt bleiben, da er verſichert hat mis⸗ 
verſtanden zu ſein. Am 2. Januar erhielt Herr v. Menßhagen eine an’ 
Gagern gerichtete Note vom 28. December, in welcher Oeſterreich erflärte‘, 
daß das Gagernihe Programm die Darlegung der öfterreichifchen Politik, 
wie fie am 27. November zu Kremfier gejchehen, verkenne, Defterreih habe 
ih nit dahin ausgefproden, in den zu errichtenden Bundesftaat nicht ein— 
zutreten, es habe die Regelung deutjcher Verhältniffe weiterer Vereinbarung 
vorbehalten. Oeſterreich jei noch heute deutſche Bundesmacht, dieſe Stellung 
jei aus der naturgemäßen Entwidelung taufendjähriger Verhältnijje hervor— 
gegangen; Dejterreih werde auch in dem neuen Staatskörper feine Stelle 
zu behaupten wiffen. Die Löſung der großen Frage werde nur auf dem 
Wege der Berftändigung der deutjchen Regierungen, unter welden die 
Kaijerlihe den erften Plaß einnehme, möglich fein. 

Als Schmerling nad Frankfurt zurüdgefehrt war, gab er am 5. Januar 
1849 im Reichsminiſterium mündlihe Grläuterungen zu diefer Note. Er 
beitand namentlih auf der Zuftimmung ver K. K. Regierung zu dem Ber: 
fafjungswerfe. So lange die Unmöglichkeit nicht nachgewieſen jei, daß Oe— 
fterreih an der deutſchen Verfafiung nicht theilnehmen könne , müſſe daſſelbe 
an feinem heiligen Rechte feſthalten. Schmerling äußerte, daß man in 
Wien die Jdee eines Unionsparlaments, weldhes aus beiderjeitigen Volks— 
vertretern beſtehend, fich über Fragen gemeinfamer Geſetzgebung entfheidend 
zu äußern habe, hege, ohne jedoch den Gedanken klarer feftzuftellen. 

Auf Gagerns Frage: „Wird und kann Defterreih, wenn die deutſche 
Verfaſſung einen Bundesftaat conftituiren und jonad das Heer= und Finanz: 
weſen, die Zollgefeggebung und die Vertretung im Auslande centralifiren, 
d. h. der deutſchen Gentralgewalt unteroronen follte , jeine deutſchen Provin— 
zen der öſterreichiſchen Centralgewalt entziehen und fie der deutſchen unter— 
werfen, antwortete Schmerling: „Seiner Ueberzeugung nad würde Defter- 
veih in einen folhen Bundesitaat allerdings nur unter der Bedingung und 
Vorausjegung eintreten können, wenn zwiſchen Deutfchland und Defterreich 
ein Unionsverhältnig mit oberfter Unionsgewalt (Defterreihg) zu Stande 
fomme; ohne dies halte. er einen folhen Eintritt für unmöglih. Die Frage, 
wie Dejterreich es mit den Grundrechten halten werde, beantwortete er unbe= 
ftimmt und feine Hoffnung erwedend, die fernere Frage: ob Defterreich, von dem 
Programm von Kremfier zurüdtretend, das Verhältniß zur Gentralgewalt praftifch 
anerkennen werde, die geforderten Matrieularzehlungen (zur deutſchen Flotte) 
u. ſ. w. leijten, Truppen zum Dienſt der Reichsgewalt ſtellen werde? entſchuldi— 
gend und ausweichend. Auf die Frage, wie das Reichsminiſterium ſein Programm 
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vom 18. Dechr. in einer Defterreich entgegenlommenden Weiſe werde verändern 
können, erwiederte er, daß dies thunlich ſei dur Streichung der Worte: „Deiter- 
reih wird alfo nah den bis jest dur die Nationalverfammlung gefaßten 
Beihlüffen, wodurd die Natur des Bundesſtaats bejtimmt ift, als im den 
zu errichtenden deutſchen Bundesſtaat nicht eintretend betrachtet“ und durch 
Unterlafjung des Begehrens einer gejandtihaftlihen Sendung. — Schmerling 
meinte ſchließlich, daß die Löfung wohl dadurch wejentlih gefördert werde, 
wenn die Verfafjung bis auf die Oberbauptsfrage vollendet, für legtere pro- 
viforiih Fürforge getroffen und Defterreih etwa 6 Monate Zeit gelajjen 
würde, fih über Annahme oder Nichtannahme der Verfafjung zu erklären. *) 

Das dieſe Erklärungen nicht genügen konnten, dab man glauben mußte, 
Defterreih wolle nur binhalten und vertröften, war klar. Daß Schmerling 
jelbft in Olmütz den erblaijerlihen Ideen entgegenzuwirfen gejucht, wird aud) 
von feinen Lobrednern eingeftanden; allein er war weder Urheber nod För— 
derer der Politit von Kremjier, noch wünſchte er, daß das Frankfurter Ber: 
faffungswerf von Oeſterreich fallen gelafien werde, wünſchte vielmehr, daß diejes 
einem Volkshauſe und einer Fräftigen Gentralgewalt feine Zuftimmung ertheile, 

Der Zuruf: Dejterreih wird feine Stelle zu behaupten wifjen! die Dros 
bung: wenn ihr in Frankfurt eure Einheit nit jo einrichtet, daß fie uns 
convenirt, jo wird es nichts damit; die Berufung auf die Verträge von 
1815, übte auf die Partei des Bundesftaats die entgegengejehte Wirkung 
aus. Eine Verfaſſung zu jhaffen, wie fie Dejterreich convenirt, iſt unmöglich, 
denn conveniren würde nur der alte Bundestag, alfo lieber eine Verfafjung ohne 
Dejterreih. Dem entgegen argumentirte die andere Bartei: ohne Defterreich giebt 
es feine deutjche Einheit, Macht und Größe, ohne Defterreich fehlt es Deutſchland 
an jeder Zukunft. Außerdem ift das Bundesftaatsproject mit dem preußijchen 
Kaiſerthum unausführbar, wenn Defterreich es nicht will. Ihr, die ihr den 
Fluß der Revolution habt ins Stoden bringen helfen, feid nicht die Männer, 
ihn wieder glühend zu mahen; auf Preußens Willen und Macht könnt ihr 
nicht bauen, denn man hat dort feinen Willen , jedenfalls will man nicht 
Revolution und Krieg Eurer Ideen halber. So etwa Simon von Trier. 
Die Aufregung bei allen Barteien jtieg, allein mit ihr nicht die Klarheit über 
die Lage der Verhältniſſe, fondern nur die Leidenjchaftlichleit. Die unwi— 
verjtehlih gewordene Macht der öffentlihen Meinung, auf die man ji von 
Seiten der preußiſchen Centren jo gern berief, follte den ftarfen Bundes— 
ftaat ins Leben führen, gegen den Willen Oeſterreichs. In Hannover froblodte 
man über die Defterrreichifche Erklärung (Hannoverſche Zeitung vom 8. Januar), 
war zu gleicher Zeit doch aber nicht ohne Bejorgniß, Defterreich, das es zu einer 
pofitiven Aeußerung nod gar nicht gebraht, möge beabjihtigen, Deutſch— 
land zugleich zum Fußjchemel zu gebrauhen. Man rief der Nationalver- 
fammlung zu, fie möge doch endlich einmal einen Schritt auf feiten Boden 
aus dem revolutionairen Dunftkreife thun. Mit der Revolution jei es vor- 
bei. Wenn man von dem ganzen Berfaffungswerfe Handelseinheit, Ber: 
tretung am Bunde und ein Bundesgericht rette, jo könne man ſich glücklich 
ſchäzen. Indeß jo ganz war es mit der revolutionairen Kraft noch nicht 
vorbei, Stüve follte ihre Wirkungen in Hannover noch erleben. 


*) Die ausführlicheren Verhandlungen bei Jürgens „Zur Gefchichte des beut- 
fchen Verfaſſungswerkes“ zweite Abtheilung I. Seite 126 on 
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Gagern hatte in Folge diefer Erklärung jein Programm in allen we— 
ſentlichen Puncten aufrecht erhalten, namentlih das PVereinbarungsprincip 
zurücdgemwiejen. Dagegen jtand er davon ab, mit Defterreih dur Gejandte 
zu verhandeln, verlangte die Auctorifation für das Reichsminiſterium, mit 
Defterreih zur geeigneten Zeit und»in geeigneter Weife Namens der Cen- 
tralgewalt in Verhandlungen zu treten. In dem Ausſchuſſe, in dem. diejer 
Gagernihe Antrag vom 5. Januar gelommen war (den neuen Oeſterreich— 
ihen Ausſchuß), war die Majorität gegen das Gagernihe Programm: konnte 
ih aber über einen Antrag nicht einigen; endlich -fam ein Mehrheitsbeſchluß 
dahin zu Stande, daß man e3 mit dem Berufe. der Nationalverfammlung 
unvereinbar halte, in die Ausiheidung der ‚früher zum deutſchen Bunde 
gehörenden Länder Deiterreihs aus dem Bundesſtaate zu willigen... In der 
Nationalverfammlung wurde über dieſen Antrag, deſſen Berichterftatter. Bene: 
dey war, vom 11. bis 13. Januar gejtritten, Gagern hatte die Annahme 
jeines Programms zur Minifterfrage gemadt. Es würde bei. viejer Gele: 
genheit mandes wahre Wort gefprohen, Schmerling ſprach warm und jchön 
für Defterreih8 Berbleiben, aber aub er wußte über vie Art der 
Verbindung, in melde Defterreih mit Deutſchland treten könne, nichts 
zu fagen; Ludwig Simon fagte der PVerfammlung: „Sie haben bie 
Anarchie bejiegt, die Kraft des Volkes gebrohen. Sie rechnen jekt nicht 
mehr mit Kräften, jondern blos mit Vertrauen auf die Regierun— 
gen, auf die Anrufung der Pflicht derfelben zum Dante für die unter: 
drüdte Volkskraft. Die Linke fehe die Neftauration herantreten, unter dies 
jen Verhältniſſen wollte fie niht die Schmad der Theilung des Vaterlandes; 
die Demokratie werde die augenblidlihe Nichtdurchführung der Freiheit und 
Einheit anerfennen, aber dieſes Ziel nicht aufgeben.“ 

Die Linte, welche den Bundesftaat, die Errichtung des einheitlichen 
Staat, niht aufgeben wollte, hatte gleichfalls feinen Gedanken wie Defter- 
veih in bieje Staatseinheit einzugwängen und darin zu erhalten oder bewo— 
gen werden könne, freiwillig einzutreten. Auf einem Gedanfengange zu 
beharren, für den man nicht einmal eine theoretiſche Möglichkeit fieht ‚st 
aber immer ein Fehler. Sie jah auch die Schwäche des Volksſouveraini— 
tätsprinciep8 nad) gebrochener Volkskraft ein, Eonnte fi von derſelben aber 
nicht abwenden, da dies die Bafis ihrer ganzen Eriftenz war. Dagegen fah 
fie in Beziehung auf den König von Preußen ſchärfer, als die Gentren. 
Raveaur erinnerte an die Worte, die diefer am 18. März zu der Aölni- 
ihen Deputation gejprohen: „Ich bin nicht der Erfte in Deutfchland , ih 
bin nit der Dritte, id bin der Zweite. Defterreich fteht oben an, dann 
tomme ih.” Cr warnte, fih Jllufionen wegen Annahme des Kaiſerthums 
hinzugeben. DBederath ſprach das berühmt gewordene Wort: „Das Warten 
auf Defterreid ift das Sterben der deutfchen Einheit.“ Wydenbrugk warnte, 
den Boden des Vaterlandes nicht zu zerreißen, die Ausſcheidung Defterreichs 
werde nicht nur das Verfaſſungswerk vernichten, fondern Deutfhland theilen und 
ins Verderben ftürzen. Auch er wollte den Einheitsftaat und deshalb tra- 
fen feine Worte nicht. Von den 94 eingefchriebenen Rednern konnten bie 
DWenigiten gehört werden, am 13. Januar kam es zur Abftimmung und 
261 gegen 224 Stimmen gaben dem Reichsminiſterium „die in der Vor— 
(age vom 18. December, motificirt durch das Schreiben vom 5. Januar 
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und erläutert durch die Erklärung (Gagern’ 3) vom 11. Januar „erbetene 
Ermädtigung“. Der Sieg war nicht groß; dennoch wurde er fehr "bejubelt. 
Die Centren, melde von Revolution, von revolutionairer That Nichts wij- 
ſen mollten, "hatten ih abermals gegen jedes Vereinbarungsprincip erklärt. 
Der. Gevante: Für Deutfhland iſt nichts Anders möglich, als ein Bun— 
desjtaat ohne Oeſterreich oder ein Staatenbund mit Oeſterreich, d. h. der 
bisherige Jammer, wurde in allen Variationen von der Majorität in Bei: 
tungen. Brofeüren ‚, Büchern, von.den Kathedern und den Nepnerbühnen 
= Clubs, namentlich der ſ. g. vaterländiſchen und conſtitutionellen gepre— 
hie und da in den Ständeverjammlungen der einzelnen Länder. Und 
er Gedanfe fand allentbalben Anhänger. Der Barijer Hof fammelte alle 
—— Elemente, welche den deutſch-preußiſchen Einheitsſtaat für ver— 
derblich erachteten, welche die Verfaſſung ſo eingerichtet haben wollten, wie 
fie für Deſterreich paſſe, nur daß dieſes in Beziehung auf Oeſterreich ſelbſi 
ein dunkles Geheimniß war. Was man in Frankfurt wollte, klärte ſich 
erſt durch den v. Rotenhanſchen Antrag zu der Oberhauptsfrage und die 
dazu aus dem Pariſer Hofe gelommenen Verbeſſerungsanträge auf. Um 
jeder Partei gerecht zu werden, geben wir auch dieſen Antrag in der An— 
lage KXXIV; nebſt Motiven. Das Einzige, was man für dieſen Plan jagen 
fonnte, war, dab Stein, nachdem er mit blutendem Herzen auf Einheits- 
wie Theilungspläne verzichtet, bei dem Wiener Congreß ein Directorium von 
Defterreih, Preußen, Bayern und Hannover der Bundesverfafjung vorzog. 
Hatten die Herren aus dem. Parifer Hofe aber irgend welche Garantie, daß 
ein ſolches Directorium Dejterreich belieben würde? Die Reaction des Par— 
ticularismus ſprach Berechtigung für fih an, fie bielt den centralifirenden 
conftitutionellen Apparat für minder nothwendig, fand in der Gemeinjam- 
feit der Sprache, Sitte, Civilifation, Kunſt, Literatur ein ftarkes und beveut- 
james Band der Einheit. Die Einheit, die man erftrebe, ſei zu ftarf; 
Preußen werde nicht in Deutichland aufgeben wollen, es werde jeine Staats: 
einbeit behalten und nur Hegemonie ausüben wollen. Die fleinen und 
mittleren Staaten würden zu Provinzen oder mediatifirt; als wenn eine jtärtere, 
einheitliche Centralifation die Aufgebung eines Theils der Souverainitätsredhte, 
wie fie ja erjt die Rheinbundsfürjten von Napoleon I. zum Geſchenke erhal- 
ten und jpäter dur die verjchlagene Politik Metternih’3 die Verträge von 
Ried und Fulda zugefihert erhielten, nicht nothwendig bevinge? 
Die Verhandlung über die Oberhauptsfrage gejhah in den Tagen vom 
15. bis 23. Januar. Die Meinungen gingen weit auseinander, die einen 
wollten einen Präfidenten, (und nah Schüler’3 Antrage follte jeder Deut- 
ſche Reichsſtatthalter jein fönnen)), die anderen ein Directorium , die dritten 
einen Erbtaiſer. Gegen das Erbkaiſerthum eiferte feiner heftiger, als Wel⸗ 
der. Am 19. Januar wurde ein Directorium mit 361 gegen '97 Stim: 
men, der von Welder vorgejchlagene Turnus mit 377 gegen 80 Stimmen, 
der republifanijhe Präfivdent mit 339 gegen 122 abgeworfen und ein ein: 
beitliches fürftliches Oberhaupt mit 258 gegen 211 Stimmen (oder vielleicht 
richtiger 252 gegen 214) angenommen. Es konnte nicht fehlen, dab man mit 
diefer Entfheidung auch jhon die Frage über Erblichkeit entſchieden glaubte, 
dennoch wurde am 23. Januar die Erblidfeit und Lebenslänglichkeit 
abgelehnt, ja es Fam überall fein Beſchluß je zu Stande. % Die 
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erfte Lefung der Verfaffung war mit den bisher zurüdgeftellten 88 ver 
Grundredte vom 8. bi 14. Februar beendigt. 

Während diefer Verhandlungen war die ſchon oben erwähnte Preußi- 
fhe Circularnote vom 23.—26, Januar mit dem deutſchen Bundesjtaat, 
einjchließlich Deiterreihs, und innerhalb des Bundes, eines engeren Der: 
eins — einer kräftigen Centralgewalt ohne Grbfaifer und der vorgängigen 
Berftändignng überreiht. Die Zeitung für Norddeutſchland nannte diejelbe 
perfive und zweideutig. Daß fie das legtere war, dab fie weit abſtach ge- 
gen die Ehrlichkeit, mit der das Minifterium Bennigjen= Stüve feine Mei: 
nung fagte, ift nicht zweifelhaft. Der bejte Beweis ift der, dab jede Par— 
tei fie für fih anführte. Die Note erwedte ven Schein, als wenn man in 
Berlin mit den wichtigſten Verfaflungsbeitimmungen einverjtanden fei, ‚und 
wurde doch von Stüve im entgegengejegten Sinne gelefen. Bei genauerer 
Prüfung beftiedigte fie indeß feine Partei — man bezeichnete fie von Gei- 
ten der Particulariften und Dejterreiher, als einen untühnen Griff 
nah dem deutſchen Kaiſerthum. 

Gine Conferenz der Regierungsbevollmächtigten im Reichsminiſterium 
am 29. Januar war durch eine von hannoverſcher Seite veranlaßte Vorver—⸗ 
fammlung (ohne Zuziehung Preußens), in der man auch das Ziel der Note 
im entgegengejegten Sinne auffaßte, vorbereitet. In der Conferenz wurden 
die Schwierigkeiten von Gagern erörtert, die entitehen würden, wenn die 
Regierungen fih auf verjchievenartige und widerjprechende Weiſe äußerten, 
es werde die Sade fördern, wenn unter Verzicht auf alle minder erhebli- 
hen Bedenken den Bevollmädtigten umfallende Inſtructionen und zwar in= 
nerhalb der fürzeften Friſt ertheilt würden, da die zweite Lejung nahe bevor: 
ftebe. Neben dieſen allgemeinen Gonferenzen liefen bejondere Conferenzen 
des preußifhen Bevollmächtigten Camphaufen mit den Bevollmächtigten der— 
jenigen Staaten, deren Stände oder Regierung fih offen für ein preußiiches 
Erbkaiſerthum ausgefproden hatten, jo: Kurbefien, Medlenburg, Gotha= 
Koburg, Braunfhweig, Großherzogthum Helfen, Sahjen - Meiningen, Alten- 
burg, Oldenburg; in denen man ſich über eine, die Verfaſſung betreffende 
Erflärung unter fih zu einigen fuchte. Preußen felbjt ſchwieg. In der 
Schlußconferenz vom 11. Februar einigte man ſich jo ziemlih, wenigſtens 
berichtete die Gentralcorrefpondenz, daß Preußen und faſt ſämmtliche Eleine 
Staaten die Berfafjung im Allgemeinen gut hießen. 

Im Verfaſſungsausſchuſſe beeilte man fi, die, Nevifionen zur zweiten 
Leſung zu beendigen, ohne die Stüveihen, Libeſchen und anderen Monita 
gehörig oder überhaupt nur zu prüfen. 

Schmerling fühlte es, daß das öſterreichiſche Cabinet aus feiner Schweig⸗ 
ſamkeit heraustreten müfe, wenn deſſen Anhänger in Frankfurt nit ganz 
entmuthigt werden follten, er ſandte Würth nah Wien, allein dieſer erhielt 
nur die wiederholten DVerfiherungen, Defterreih werde fih durd Preußen 
niht aus Deutfchland herausprängen lafjen; Defterreich werde nie auf eine 
Berfaffung, wie fie in Frankfurt projectirt werde, eingehen. Würth fors 
derte vergeblih, daß dann die öſterreichiſchen Abgeordneten aus Frank: 
furt abberufen würden, mie er fpäter in Frankfurt darauf drang, 
daß fie freiwillig austräten. ine öÖfterreihifhe Note vom 4.—11. Fe: 
bruar fprah aus, Defterreih werde, joweit es feine eigenthüm= 
lichen Berbältnifje geftatteten, in einen engeren Berband 
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eintreten — aber nidt in einen Einheitsftaat; — es werde ſich nie der 
Gentralgemwalt eines anderen Fürjten unterorpnen — e3 nehme das volle 
Bereinbarungsprincip in Anſpruch und werde ſich über die Verfaſſung erflä- 
ten, wenn fie fertig jei. — Würth's Anfiht, die Ehre der öſterreichiſchen 
Abgeoroneten fordere unter foldhen Berhältniffen, daß fie abträten, fand 
nur geringen Anklang, wohl aber die Anficht, daß man alle diejenigen, 

welche dem preußiichen Erbfaifertbum abgeneigt wären, zu einer Partei ver: 
binden müſſe. Das übernahm Heckſcher. Im Hotel Schröder fammelten ſich 
Defterreicher, Bayern, Particulariften, Ultramontane zu einer Großdeutſchen 
Bartei — man mäblte einen Großdeutſchen Verfaffungsausihuß: Würth, 

Somaruga, Giskra, Edel, Hermann, Ahrens (Hannoveraner), Welder, 

Wydenbrugk, Heckſcher, Wutu⸗ und Reicheaſperger. Man lud die Linke zu 
einer Verſammlung auf der Mainluft. Der Ausſchuß ließ vorläufige Ver: 
beſſerungsvorſchlage zu dem in erſter Leſung angenommenen Entwurfe dru— 
den, — *), man wählte und ſchickte endlich eine Deputation an das öſterrei— 
diſche Cabinet: Hediher, Hermann und Somaruga. Die Deputation, welche 
vor Allem eine Grtlärung des öſterreichiſchen Minifteriums über vie Stellung 
Oeſterreichs zu Deutſchland und das verbefjerte großdeutihe Verfaſſungspro— 
ject zw erlangen wünjhte, war in Olmüsg nicht glüdlicher, als ihre Vorgän— 
ger.  Fürft Schwarzenberg war nicht gejonnen, ih irgend eine Erklärung 
entreißen zu lafien. Indeß fuchten auch die Erbkaiferlihen nach einer Ber: 
ſtärlung, und jo kam die Weidenbuſchpartei zu Stande, eine Verſtärkung 
der Centren aus der gemäßigten Linken, der früheren Weſtendhalle und dem 
Bürtemberger Hofe. — Der Donneräberg, lehnte auch eine Verbindung mit 
diefer Partei ab. 

Die Verhandlungen in der Nationalverfammlung vom 15. Februar bis 
zum 2. März gewährten indeß nur ein Bild großer Zerriffenheit — bei 
Freiheitsfragen gingen die Parteien, die eben in Bildung begriffen, nad 
ihren urfprünglihen Elementen auseinander. Die Linke fiegte mit vielen 
Berbefjerungsanträgen und wenn auch die Frage des allgemeinen Stimmrechts 
bei dieſen Verhandlungen noch nicht definitiv entſchieden wurde, fo jtellte 
fie fih doch günftig. Die Erblaiferlihen machten deshalb den Großdeutſchen, 
diefe den Kaiſerlichen Vorwürfe; Laube verſucht die Schuld, dab die Be: 
fhräntungen des allgemeinen Wahlrechts fielen, auf die Hannoveraner und 
Dftfriefen zu wälzen, 

Inzwifhen waren Erklärungen von Sachſen und Bayern eingegangen, 
dem Bundesftaatsprojecte durchaus ungünftig; eine Preußifche Note vom 
16. Februar erklärte: daß ein VBundesftaat aus den dazu geneigten Staa- 
ten gebildet werden möge auf Grund des Entiwurfes, aber das Verfafjungs- 
wert müfje dur die freie Zuftimmung der Regierungen endgiltig zu Stande 
fommen. Man billige die von den fleineren Staaten geforderten Abände— 
rungen; Preußen ſuche Vergrößerung an Macht und Einfluß nidt; was es 
für den Bundesjtaat thue, geihehe nur um Deutſchlands willen. Eine 
Collectiverflärung von Preußen und den Hleineren Staaten ftellte das Mi: 
nimäm der Abänderungsforderungen und das Marimum der Concefjionen an 
Breußen auf, das Bereinbarungsprincip zur Orundlage nehmend. Preußen 








2) Beilage zur Frankfurter Zeitung vom 25. Februar. Jürgens 111. * 628. 
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erflärte bei der Ueberſendung, es wünfche, daß die Nationalverfammlung feine 
präjudicielle Beſchlüſſe fafje, welche die Einigung mit den Regierungen erſchwer⸗ 
ten oder ausjhlöffen. Hannover trat durh Erklärung vom 7. März dieſer 
Collectiverflärung bei, Bayern gab feine Sclußerllärung, Defterreih am 
27. Februar einen Vorſchlag zu einer Pirectorialeinrihtung, welcher am 
4. März Bayern, Hannover, Sadjen, Würtemberg, Baden und Kurbefjen 
beitraten. 

Die Partei Gagern drängte, ſchon ehe dies geſchehen, auf den Beginn 
der zweiten Lefung, man könne nicht abwarten, bis das herzlihe Einver- 
ftändniß Defterreihs mit Rußland noch inniger geworden jei. Die einge: 
Taufenen Regierungserklärungen wurden der Nationalverfammlung am 26. Fe 
bruar überwiejen mit dem Antrage, dies reihe Material dem Verfaſſungs— 
ausihuffe zur Prüfung und Beadhtung zu übergeben. Während man fi 
in der Nationalverfammlung mit den rüdjtändigen Baragraphen der Grund- 
rechte beihäftigte, am 8. März und die folgenden Tage, brachte Schmer- 
ling in diplomatiihen Zufammenkünften das Project eines aus fieben Fürs 
ften beſtehenden Directoriums zu Stande, an deſſen Spige ein Neichsitatt- 
halter ſtehen folle, welche Würde abwechſelnd vom Kaifer von Oeſterreich 
und dem Könige von Preußen von Yahr zu Jahr bekleidet werben jollte. 
Gamphaufen nahm an den Verhandlungen nicht Theil, da er, um neue 
Snftructionen zu holen, nad Berlin gereijt war. Hier war inzwiſchen Graf 
Arnim in das Minifterinm berufen, welher durch eine Circulardepejhe vom 
10. März fih Defterreih bedeutend näherte, und den Beitritt des preußi- 
fhen Bevollmädtigten zu den Gonferenzen der übrigen Diplomaten verhieß. 

Ehe diefe Depeiche indeß in Frankfurt befannt wurde, traf dort die 
Nachricht von der neuen Verfaſſung des Kaiferreihs vom 4. März ein, melde 
jämmtlihe Provinzen zu einer jelbitjtändigen, untheilbaren und unauflöglis 
hen Monarchie vereinigte. Gin folhes Reih, das verhehlten fich jelbft die 
Großdeutſchen nicht, konnte auch in eine Verfafjung, wie man fie fi von 
dieſer Seite date, nicht eintreten, 

Des Verhältniffes zu Deutjchland ward in der neuen Verfaſſung mit 
feinem Worte Erwähnung gethban. Als man am 11. März von diejem 
Berfaflungsedict in Frankfurt bruchitüdweife Runde erhielt, eiferte Welder 
in der Barteiverfammlung des Parifer Hofes noch heftig gegen das preußi- 
ſche Kaijertbum, Am 12. März erhielt Welder zu einem Dringlichleitsan- 
trage das Wort und that nun den kühnen Griff, vorzufhlagen: „Die Ber: 
faffung, wie fie in der Revifion des Verfaſſungsausſchuſſes rebigirt, in 
Baufh und Bogen anzunehmen und die erblihe Kaiferwürde dem Könige 
von Preußen zu übertragen.” Seine Motivirung war aus der öfterreichifchen 
Märzverfaffung hergenommen. Der Antrag kam an jenem Tage nicht zur 
Abjtimmung, die Verfammlung wurde nah Welder’3 Motivirung gejchloffen. 
Die dfterreihiihen Abgeordneten traten zufammen, um über ihren Austritt 
zu berathen, welhen Würth und Mühlfeld abermals mit Nachdrud forderten. 
Indeß drang diefe Anfiht nicht durch; man entſchied fi zu bleiben. 

Schmerling erhielt von der Verfaffung erft durd öffentlibe Blätter 
Kunde; er ftand nicht auf demfelben Standpuncte, wie das Gabinet und 
fühlte, daß er das Vertrauen defielben nicht beſaß. Gr bat daher um feine 
Entlafjung und zeigte folhes dem Reichsminiſterium an. Die am Abend 
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des 12. März aus Wien zurüdtehrende Deputation bradte wenig Tröftli= 
bes. Fürjt Schwarzenberg hatte namentlid von einem Volkshauſe in Frank— 
furt nichts, ſondern höchſtens von einem aus den Vertretungen der einzelnen 
Länder bervorgebenden Parlamente etwas miljen wollen. Cine Note vom 
9. März, die aber am Abend des 12. erſt jehr jpät eintraf, ſprach aus: 
Defterreih könne die in Frankfurt beliebte Gentralifation nicht billigen, 
wolle mit Deutihland aber vereint bleiben, mit Inftitutionen, welche vie 
Ordnung nicht untergrüben und der Achtung der Rechte Aller. 

Den Großdeutihen war der Welderihe Antrag am unerwartetiten ge— 
fommen, fie boten Alles auf, die Verwerfung veijelben herbeizuführen, von 
dejien Annahme Detmold nur zwei Möglichkeiten ſah: grenzenlofe Verwirs 
rung aller Verhältnijje in Deutihland und Bürgerkrieg oder volljtändiges Un— 
tergehen alles Anjehens der Nationalverfammlung. 

Im Verfaſſungsausſchuſſe jah man den Antrag günftiger an, eine Ma— 
jorität von 14 gegen 6 erklärte ſich dafür: den Antrag und zugleih mit 
der Reichsverfaſſung auch das Wahlgeſetz nebit einer Permanenzerklärung 
zur Annahme en bloc zu empfehlen. Rieſſer verfaßte den Ausihußberidt. 
Die Weidenbufhpartei war auf das Aeußerſte bemüht, für ihre Anficht zu 
werben. Die Politik der Transactionen mit der Linken, namentlid der Frae— 
tion Heinrih Simon nahm ihren Anfang. Diejer verlangte folgende Ber 
dingungen: „Oeſterreich ſcheidet nicht aus; der Kaifer erhält fein abjolutes 
Beto; das unbeſchränkte Wahlreht wird durd geheime Abjtimmung ausges 
übt; wenigitens 150 ver erbfaiferlihen Partei verpflihten fih durch Na- 
mensunterjchrift jeve Bedingung der Annahme der Kaiſerkrone zurüdzumweifen. “ 
— Man war im Weidenbufjh in der Zeit bis zum 16. März indeß nicht 
geneigt, auf diefe Bedingungen einzugehen. Vom 17. bis zum 21. März 
wurde über den Welderihen Antrag im Parlamente verhandelt, allein der 
Antrag des Ausihuffes wurde mit 283 gegen 252 Stimmen abgelehnt. 
Nach der Abftimmung ſcheint die Weidenbufhpartei von Neuem mit H. Si» 
mon in Verhandlungen getreten zu fein — ein Antrag Grumbrechts auf 
BVertagung wurde von 274 gegen 248 angenommen. Unter den Anträgen, 
die gegen den Ausjhußantrag gejtellt waren, war der beveutendite der von 
Radowig, der freilich Vereinbarung verlangte, aber das Erbfaijerthum für 
Preußen zu retten ſuchte; derjelbe wurde abgelehnt. 

Ein Antrag von Eifenftud ging dahin: daß über den vorliegenden 
modificirten Berfaffungsentwurf ohne weitere Discuffion und ohne Zulajjung 
von VBerbefferungsanträgen, mit Ausnahme folder, welche menigitens 50 
Unterfohriften hätten, dur Abjtimmung über die einzelnen Paragraphen ges 
faßt, über das Oberhaupt zuerft abgeftimmt und die Abjtimmung fofort an 
gefangen würde. ALS Gifenftud am 22. März feinen Antrag zurüdzog, 
nahm das ganze Centrum ihn auf und erlangte eine Majorität von 282 ge: 
gen 246 Stimmen dafür. 

Nach Beendigung der Abftimmung kam die Anzeige des Reichsminiſte— 
riums, daß es feine Entlafjung genommen habe. Die Centralgewalt habe, 
motivirte Gagern, bei dem particulariftiihen Eigenfinn der meiften Einzel» 
ftaaten, fich bisher fait ausſchließlich auf Preußen ftügen müſſen. Dies werde 
nad der Abftimmung über den Welderfhen Antrag nicht mehr fo bereitwil— 
lig fein, und made jener Beſchluß es unmöglih, das Minifterialprogramm 
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aufrecht zu erhalten. Man müffe einem andern Minifterium den Verſuch 
überlaffen, mit dfterreichifher oder bayerfher Hülfe zu regieren. Damals 
dahte man nur an die Möglichkeit eines Minifteriums aus der National: 
verfammlung, das das Bertrauen berfelben habe. Man unterhandelte mit 
v. d. Pfordten, Lerchenfeld u. A. Keiner mollte fi aber dazu verftehen. 
So blieb interimiftifh das Minifterium Gagern. 

In der Nationalverfammlung begann die fogenannte zweite Lefung. 
Während die Erbkaiferlihen fih durch die Partei Simon im Braunfels zu 
verftärfen juchten, hatte eine Depejche des Fürften Schwarzenberg an Schmer: 
ling vom 17.—21. März, die deſſen Entlaffjungsgefuh nicht annahm, die 
Defterreiher weſentlich ermuthigt. Schmerling erklärte fi bereit, fein Amt 
fortzuführen. 

Die zweite Lefung, wie fie befhloffen war, unterfhieb fih von ber 
Abftimmung Welders in Baufh und Bogen nur durd die längere Dauer. 
Es war eine furchtbar anjtrengende, halb geiftige, halb mechaniſche Arbeit 
in geboppelten Sigungen. Die Stimmung ver Parteien war die erbittertfte, 
und bei der Nbftimmung entſchied nicht die Weberzeugung nad dem Kampfe 
des Austaufhes der Meinungen, fondern die Parteitactil, Der Vorſchlag, 
nah der Abjtimmung im Einzelnen über die Gefammtvorlage abzuftimmen ; 
wie es 3. B. bei uns Hannoveranern reglementsmäßig bei jedem Geſetze 
geſchieht, war abgelehnt, weil man fürdtete, in einem Schlage wieder ver- 
fafjungslos werden zu können, 

Die $$ 2 und 3 (der Anlage XXXV.), der Schiboleth des Bundes» 
ftaats, gaben fofort Gelegenheit zu einer ärgerlihen Scene. Es waren diefe 
88 mit 266 gegen 265 Stimmen abgeworfen. Jetzt begehrte Reh, daß 
die Stimmen dreier Welſchtyroler nicht mitgezählt werden follten, weil fie 
eine Verwahrung des Rechts ihres Wahlbezirks eingereicht hatten, nicht ges 
gen feinen Willen zum integrirenden Theile des deutſchen Reichs gezählt zu 
werden. Ein Lärm der niebrigften Art, der Alles übertraf, was bisher 
ftattgefunden und ber nicht enden wollte, erhob ſich. Simfon, der Präfi- 
dent, vertagte die Sigung und erllärte in der Nachmittagsfigung die Vers 
——— für gültig, erkannte auch ſelbſt an, gefehlt und Tadel verdient zu 
aben. 

Am 26. März hatte man ſich zwiſchen Weidenbuſch und Braunfels ver: 
ftändigt, 80 Mitgliever der erften Partei gaben an H. Simon und Genofr 
fen die fhriftlihe Erklärung, daß fie die Verfaſſung, wie fie beſchloſſen 
werde, für enbgiltig beſchloſſen anerkennen und für eine mwejentlihe Aende— 
rung derfelben, von welcher Seite diejelbe aud etwa verlangt werde, nicht 
ftimmen würden. Wie weit beide Parteien mit Hintergevanten bandelten, 
die Erblaiferlihen hofften mit Hülfe des Erblaifers alle Mängel und Ueber: 
ſchreitungen der BVerfaffung, das allgemeine Stimmrecht inbegriffen, wieder 
zu befeitigen, jene mit dieſem Mahlgefeß, dem Suspenfivveto ver Repu= 
bit näher zu kommen (Fröbel fol Detmold gejagt haben: „Wir haben 
Ihnen für Ihre gute Waare des Wahlgefehes die falihe Münze des Erb- 
kaiſers gegeben“ ), läßt ſich ſchwerlich je beftimmen, da die Hintergedanfen 
Einzelner noch nicht Hintergedanfen der Partei waren. 

Das abfolute Veto fiel in der Sikung vom 26. März mit 385 gegen 
127 Stimmen. Dieſe große Stimmenzahl erklärt fih durd die Defterreicher 
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und Großdeutfhen, mwelhe bemüht waren, bie Kaiſerwürde auf 
die Urt zu botiren, daß der König von Preußen fie nidt ans 
nehme. Das abfolute Veto bei Abänderungen der Reihsverfaffung ‘fiel 
gleichfalls, das jufpenfive wurde dagegen angenommen. Am 27. Mär 
wurden nacheinander die 88 68 und folgende angenommen, für die Erb- 
lichkeit ftimmten 267 gegen 263. Die Erbfaiferlihen glaubten nun nad 
langer Irrfahrt Land zu fehen. Die übrigen 88 wurden im Sturme ange- 
nommen, ber Reichsrath, der den particulariftiihen Intereſſen als Stüße 
dienen follte, mit 269 gegen 245 abgelehnt. Der hannoverfhe Bevoll- 
mädhtigte v. Bothmer, Detmold jtimmten dagegen. Auch das Wahlgeſetz 
wurde votirt. Rüder beantragte nun, daß die Kaiferwahl auf die nädjfte 
Tagesordnung geſetzt werde. Die Großdeutfhen jpotteten: „Ein Erbfaifer 
mit 4 Stimmen befhlofien — lächerlicher Gedanke.“ 

Am VBormittage des 28. März berieth der Verfaſſungsausſchuß über vie 
Art und Weife, wie die Verfaſſung zu publiciren ſei. Man flug vor, 
diefelbe von dem Bureau und den Mitgliedern unterzeichnen zu laflen und 
von der Nationalverfammlung zu publiciren, alfo ohne Patent, ohne den 
Reichsverwefer, nicht durch das Neichsgefegblatt, ohne minifterielle Gegen— 
zeihnung. Mittag wurde die Nationalverfammlung eröffnet, die Anträge auf 
Uebergeben zur Tagesordnung abgelehnt, der Ausihußantrag angenommen. 
Der Vorſitzende erflärte. nun: die Berfafjung müffe al3 von der 
Berfammlung verfündigt angefehen werden. Nun SKaiferwahl: 
290 Stimmen für den König von Preußen, 248 enthielten ſich jeder Wahl. 

Eine Deputation von 24 Mitglievern, die das Bureau ermählen 
follten, an ven König von Preußen, wurde beſchloſſen. 

Wir müſſen annehmen, daß die Mehrzahl derer, die den Kaiſer wählten, 
glaubten, der König von Preußen würde die Wahl annehmen. Wenige Tage 
vorher hatte Ahrens noh an das Jahr 1831 erinnert, wo der Brüfjeler 
Congreß dem Herzog von Nemours die Krone antrug, troßdem man ihn 
daran erinnerte, Louis Philipp habe feine Zuftimmung verweigert. Eine 
große Deputation, die nah Paris geeilt, habe eine abſchlägige Antwort 
erhalten. Allein der Zwed fei erreiht gewejen, Louis Philipp 
babe ven Mächten gezeigt, wie großmütbig er fei. Indeß wer: 
ven es ſehr wenige gewejen fein, die einen ſolchen Hintergevanfen hegten, 
der Fanatismus für das Erblaifertbum mar das durchſchlagende und man 
bielt das Geſchenk der Kaiferkrone für zu groß, als daß man es in Berlin 
fo leiht ausſchlagen follte. Dean hoffe auf das Zufammenjein der Cammern 
in Berlin u. ſ. w, 

Der Reichsverweſer ließ am Abend dieſes Tages Gagern und das Bü- 
reau zu fi laden und gab die Erflärung ab, unter obmwaltenden Umſtän— 
den jeine Würde niederlegen zu wollen. Simfon, Kirchgebner, Jucho boten 
ihre Beredtfamteit auf, ihn zum Bleiben zu bewegen. Cr wiederholte fei- 
nen Entſchluß nad einer Stunde in einem Briefe an Gagern. Auch dieſer 
und das NReihsminifterium fuchten den Reichöverwefer zu halten. Erft Schmer- 
ling und Hedjcher überzeugten den Erzherzog, daß es ein politifcher Fehler 
und gegen das Intereſſe Defterreih3 fei zu refigniren. Die Kaiferbeputation, 
auf 32 vermehrt, rei’te am 29. ab, nachdem bei Gagern ſchon telegra- 
phiſch die Nachricht eingetroffen war, daß die Antwort ablehnend ausfallen 
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werde. In Hannover wurde diefelbe mit Enthufiasmus empfangen, eben 
jo in Braunſchweig. Man traf am 2, April in Berlin ein, hatte, am 
3. April Audienz bei dem Könige, der auf Simfon’s Anrede die Weige- 
rung ausſprach, darauf beharrte, daß die Verfafjung nur im Wege der 
Vereinbarung feitgeitellt, die Wahl nur durch das freie Eingeſtändniß der 
Regierungen zu voller Rechtsgültigkeit gelangen könne. Lege der Reichs— 
verwejer jeine Stelle nieder, fo fei er bereit, die proviforifche Leitung der 
deutſchen Angelegenheiten zu übernehmen. Schlimmer als diefe officielle Ant- 
wort war aber das, was der König in Privatunterredungen den einzelnen 
Deputationsmitgliedern zu hören gab, die er auf feine witzige Weiſe ironi⸗ 
ſirte. Die Nachricht wirkte mehr niederſchlagend, als ernüchternd ; die Mit- 
glieder der Kaijerdeputation trafen am 6. und 7. April einzeln wieder ein, fie 
waren enttäuſcht und verftimmt. Die Tröftung: man werde in Berlin noch 
einlenfen, Eonnte nur bei Uneingeweihten anfhlagen. Was zu thun fei, 
darüber ſchwankten die Anfichten. Die Deutihe Zeitung mahnte zum Be- 
barren, die Poſtamtszeitung desgleihen; fie jagte: „Die Nationalverfamm- 
lung muß ruhen, das Bolt muß handeln; Berfafjung oder Revolution , 
lautete einer ihrer Leiter. Die Großveutichen bielten dafür, daß das Erb- 
faiferthbum aufzugeben ſei und Directorialform nebit einigen Ergänzungen zu 
beſchließen ſei. Die Linke wollte — wie in einer Berfammlung mit den 
Abgeordneten des Gentralausfhufes der Märzvereine in Heidelberg bejchlof- 
fen war, daß in den Cammern der. Ginzelftaaten auf unbedingte und uns 
veränderte Annahme und Durhführung der Verfafjung jammt Wahlgeſetz 
hingewirkt werde. Man hielt am 10. April eine große Berfammlung auf 
ver Mainluft. Linke, wie Erbfaiferlihe erklärten ſich dafür, an der Ber- 
fafjung feitzubalten. In diefem Sinne wurde denn auch am anderen Tage 
in der Nationalverfammlung ſelbſt ein Beſchluß gefaßt und zugleih ein 
Dreibiger- Ausihuß gewählt zur fchleunigen Berichterftattung und zur Vor— 
berathung der Mafregeln, melde zur Durhführung des Feithaltens an ver 
Verfaſſung und am Wahlgeſetz nötbig feien. Der Ausſchuß beitand aus: 
Waitz, Wydenbrugk, Plathner, Wurm, Bodler, Droyſen, Welcker, Breu— 
ſing, Stahl, Langerfeld, Wernher von Nierſtein, Dunker, Fiſcher von Jena, 


Kierulff, Engel, Eckert, Vogt, Fröbel, Fahrenbach, Eiſenſtuck, Spatz, Un- 


beſcheiden, Hagen, Tafel von Stuttgari, Tafel von Zweibrücken, Raveaur, 
Venedey, L. Simon, Detmold, Reichenſperger — (14 Schwarz-Weiße, 
14 Rothe und zwei Violette, wie Voigt bemerfte ). 

Die Organe der Gentren thaten fi etwas darauf zu Gute, daß ihre 
Partei niht zu den Directorialen übergegangen fei, daß fie troß des Kai— 
jer3 am Kaifer feithalte. Das Volk werde fih um die Verfaſſung als Fahne 
jfammeln und in diefem Zeichen werde e3 gelingen. Eine Voltsverfammlung 
in der Katharinenkirche wurde abgehalten und mit ven Worten geſchloſſen: 

Will das Wort nicht länger frommen, 
Mag e8 zu dem Schwerte kommen. 

Die Großdeutſchen ventilirten die Frage, ob es an der Zeit fei, aus 
der Paulskirche zu ſcheiden, allein fehr wenig Stimmen waren dafür. Eine 
Depeihe des Fürjten Schwarzenberg vom 5.—13. April forderte den Reichs: 
verwejer auf, fein Amt noch jo lange fortzufegen, bis für die Uebernahme 


der Leitung der Centralgewalt angemefjen gejorgt fein würde; zugleih war 
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Schmerlings Entlaffung genehmigt und Graf Rechberg zu feinem Nachfolger 
beftimmt. Den öfterreihiihen Abgeordneten wurde angefündigt, daß ihre 
. Sendung in Folge des Schlufjes der Berathungen über das Verfafjungswert 
als beendigt zu betrachten und fie fofort in ihre Heimath zurüdzufehren hät— 
ten, da ihre fernere Theilnahme an einer Verfammlung, die durd den Bes 
ihluß vom 28. März den Boden des Rechts und Geſetzes verlaſſen, durch— 
aus nicht mehr ftattfinden könne. Am Schluffe hieß es: Oeſterreich könne 
und werde fich von der deutſchen Gemeinjchaft nicht losfagen, noch jei der 
Bund nicht aufgelöf’t, noch beftänden die Rechte und Verbindlichkeiten jeis 
ner Mitglieder. Der Kaifer ſei entſchloſſen, die öſterreichiſche Staatögewalt 
eben fo wenig, als er einem ambderen deutſchen Fürften jih unterorbnen 
werde, einer fremden gejeßgebenden Verſammlung unterzuordnen. Am 
16. April zeigten 30 Defterreicher ihren Austritt an, und begann die groß— 
deutjhe Frankfurter Zeitung ſchon vom Rumpfparlamente zu ſprechen. 

Die Bevollmächtigten der Heineren Staaten waren indeß auf Betrieb 
Mosle's, Hergenhahn und Liebe’3 zufammengetreten, und hatten jih 28 
Regierungen, Baden an der Spitze, am 14. April zu einem Schreiben an 
Gamphaufen vereinigt, in welchem fie das volle Einverſtändniß ihrer Ne: 
gierungen mit der Wahl des Königs von Preußen als Kaiſer die Anerken— 
nung und Annahme der Verfaſſung von Seite dejjelben erklärten und die 
Erwartung ausfprahen, daß die anderen Regierungen, inäbejondere die 
preußiiche, nachfolgen würden. Man fürchtete in dieſen Staaten revolutio- 
naire Erhebungen zur Durchführung der Neichsverfaflung und hoffte, daß 
Kin folder Schritt in Berlin einen oftenfibeln Grund zur Umfehr abgeben 
würde. Bon Camphauſen war feine Erklärung zu erlangen. Endlich am 
17. April erflärte er: „Die Vorbedingungen der Entjhließung des Königs 
feien zur Zeit nicht vorhanden, doch werde die Preußiſche Regierung mit 
Rückſicht auf die Wichtigkeit des Augenblids für die Geſchicke Deutihlands 
noch eine kurze Frift warten, ehe fie ihren weiteren Entſchlüſſen die That— 
fahe zu Grunde lege, daß die Zuftimmung der größeren deutihen Staaten 
fehle.” Das war Nichts. Es wurden Mittel aller Art aufgeboten, um 
auf Preußen zu wirken. Am 18. April gab Graf Brandenburg in den 
Cammern in Bezug und bei Gelegenheit der Annahme der Kaiferwürbe die 
verrufene Erklärung ab: „Die Regierung Seiner Majeftät wird die Macht 
der Öffentlihen Meinung ftet3 anerkennen, smit Kränkung von Rechten ihr 
nachgeben niemals, niemals, niemals!“ 

Die Cammer nahm von dem deutfhen Amendement nur einen Satz 
an, Camphauſen forderte feine Entlaffung und erhielt fie. 

Radowis wurde am 23. April nah Berlin berufen, was man im La— 
ger der Kaiferpartei für ein nicht ungünftiges Zeihen nahm. Man hoffte, 
wenn auch ſchwach, auf eine Entlaffung des Minifteriums in Preußen. Je— 
denfall3 wollte man den Entwidlungsprocek in Berlin nicht ftören. In dies 
fem Sinne faßte die Majorität des Dreißiger Ausſchuſſes einen Antrag, 
während die Minorität beantragte, die Kaiferkrone für abgelehnt zu erfläs 
ren. Diefer Antrag, der auf Feithalten an der Verfafjung, Warten und 
Zeitlaffen ging, wurde in der Paulskirche zum großen Aerger der Linken 
angenommen, die den Gentren offen Verrath an der Sache des Volkes vor: 
warfen. Indem Antrage war der Sab eingefhoben, daß die Regierungen 
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zu veranlaffen feien, von ihrem Rechte, die Ständeverfammlungen zu vers 
tagen oder aufzulöfen, feinen Gebrauch zu machen, geeignet, jhwahe Re— 
gierungen einzufhüchtern, von ſtarken ignorirt zu werden. Die Frankfurter - 
Zeitung argumentirte: eine Verſammlung, melde nicht aufgelöf’t werden 
kann, ift ein Convent, feit diefem Beihluffe find jämmtlihe Cammern ver 
deutijhen Staaten Convente. Die Centralcorreipondenz äußerte: Noch ein: 
mal bat die Verfammlung trog des Niemals, Niemals, Niemals! es über 
fih vermoht, den gerechteſten Unmillen in fi niederzufämpfen und nur 
der Stimme bejonnener Mäßigung Gehör zu geben. Ob dies bei der näch— 
ften Abftimmung wieder möglich fein wird, ift ſehr zweifelhaft. - 

Um die Situation richtig zu würdigen, muß man einen Blid auf die 
gleichzeitigen Creigniffe werfen, die verzweifelte Lage erwägen, in der ſich 
Defterreih damals Ungarn gegenüber befand. In Mürtemberg hatte die 
Cammer fih für die Reichsverfaſſung entſchieden erflärt und der König batte 
am 24. April nacgegeben. Wenn e3 irgend eine günftige Zeit für Preu— 
pen gab, feine gefhichtlihe Miffion, wenn es fih einer ſolchen wirk— 
lih bewußt war (denn darauf allein fommt es an, nidt darauf, daß 
Paul Pfizer, David Strauß u. U. fie deducirt hatten) zu verwirklichen, 
fo war e3 ohne Zweifel die damalige; und die Gentralcorrejponvenz hatte 
auch darin Recht, daß man in Berlin bei dem größten Anerbieten, das je 
mals einem Bolfe, einem Fürften gemacht war, in Heinliher Weife um ein 
paar Puncte markte, und fi einbilde, die Macht, die man mit Deutic- 
land habe, auch gegen daſſelbe zu haben. 

Doch iſt es Zeit, auf die hannoverfhen Zuftände zurüd zu bliden. ” 

In Hannover gab e3 nicht wenige Leute, welhe, al3 am 21. März 
der Welderfhe Antrag gefallen war, frohlodten und auf die Kaifermader 
ihimpften und nun acht Tage fpäter für die fir und fertige Reichsverfaſſung 
mit dem Erblaifer ſchwärmten. Wie diefe Umwandlung fam, wie die eifrig— 
ten Demokraten, die von einer einheitlihen Spige nichts wiſſen wollten, 
nun fogar dem Erblaifer zujauchzten und in diefem Kaifer, den fie jo oft 
geihmäht und an deſſen romantifch=folvatifcher, halb frommer, halb frei- 
geijtifher Richtung und Lebensweiſe jo vielerlei auszufegen war, den Ret— 
ter des Vaterlands jahen, ift beinah unbegreiflih. Selbit Viele von Denen, 
die Dahlmann vor einem Jahre zugerufen: „Macht, was ihr wollt, nur 
feine preußiihe Hegemonie” waren jest umgeftimmt. Indeß, wenn man 
an die Auctorität dachte, die ein von der Nationalverfammlung gefaßter 
Beihluß noch immer auf die gläubige Menge ausübte, auf den großen Ein: 
fluß, welchen die Preſſe der Kaiferpartei ausübte, auf die großen Mittel, 
welhe in Anwendung gebraht wurden (Welckers Antrag und Rießers Schluß: 
rede wurden in Taufenden von Eremplaren ins Land gefendet und fanden 
fih in jedem größeren Dorfe), fo erklärt fih die Wandlung doch. Dazu 
kam, dab das erite Gebot aller Vereine die Unterwerfung unter die Be: 
ihlüffe des Nationalvereins war, daß das Ausſchreiben des Centralaus- 
ſchuſſes des Märzvereins vom 8. und 11. April von großer Wirkfamteit auf 
viele Führer von PVolksvereinen war. Endlich wurden gewiß Manche be— 
ftimmt duch das Gebahren der Hannoverihen Zeitung, welhe das Bünd— 
niß der Linken mit der Gagernſchen Partei mit ungemeiner Bitterfeit und 
Heftigkeit angriff, Perfonen und Sache verleumbete, den König von Preu: 


203 





ben wiederholt warnte, die durch fo ſchmutzige Händel befledte Kaiſerkrone 
aus den Händen der Revolution anzunehmen. Solche mit Gift geichriebenen 
Artilel aus der Feder von Karl Jürgens wirkten überhaupt nit , wie jeine 
Flugblätter aus der Nationalverfammlung zeigten, oder gerade umgefebrt. 
— Schon am 2. April jandte das Sandescollegium in Aurich (Ausihuß 
der Oftfriefiihen Provinziallandſchaft) eine Adreffe an den König, in mel- 
her es bat, derſelbe möge feinen ganzen Einfluß auf den König von Preus 
ben anwenden, ihn zur Annahme der Kaijerfrone zu bewegen. Eine 
zweite Adreſſe an das Gejammtminifterium ſprach fih in gleicher Weiſe aus. 

Die Kaiferdeputation wurde am 30. März in Hannover auf das Glän⸗ 
zendſte von Seiten der Vereine und des Volks empfangen, der Magiſtrat 
freilich weigerte ſich, an dem feierlichen Empfange Theil zu nehmen. Am 
2. April hielt der neue Paterländiiche. Verein eine Berfammlung , melde 
der Präfident Advocat Lüders mit Berlefen eines Sendfchreibens des Abges 
orbneten v. Reden eröffnete, worin derfelbe jeden, mer es au fei, aufs 
forderte, die Neichsverfaflung , dies erite Wert deutſcher Einheit und 
Freiheit, mit allen Kräften in ſich aufzunehmen und e3 als beiliges Eigen 
thum der Nation gegen irgend welche Angriffe zu ſchüßen. Allgemeine Zu: 
ftimmung fehlte nicht. Darin beihloß man eine gemeinjame Adreſſe jämmt- 
licher hannoverſcher Vereine an den König von Preußen, welche dann aud 
fhon an den folgenden Tagen, von allen Vereinen genehmigt, dahin abging: 

„Königliche Majeftät! Das deutſche Verfaſſungswerk iſt vollendet und 

amit ein bleibender Lichtpunct durch bie MWetterwolten gedrungen, melde 
ährend des Schaffens jenes großen Wertes mehr als einmal an dem poli⸗ 
tiſchen Horizonte unſers theuern Geſammtvaterlandes hingen. 

„Soll aber das Sonnenlicht über Deutichlands Freiheit, Einheit, Macht 
und Ehre in feinem vollen Glanze aufgehen, foll es Blüthen treiben, bie 
für uns und kommende Geſchlechter eine fegensreihe Ernte verheißen, ſo 
muß eine ftarfe Hand und ein feiter, redlicher Wille das deutibe Reich 
regieren. 

„Die deutſche Nationalverfammlung hat die Hebegzeugung ausgeſprochen, 
daß die Krone Preußen mit allen zu einer kräftigen meijen Reichsregierung 
erforderlichen Eigenſchaften ausgeſtattet ſei. Das deutſche Volk ſtimmt dieſer 
Ueberzeugung ſeiner Vertreter bei, es iſt mit ihnen davon durchdrungen, 
daß von der Annahme oder Ablehnung der Ew. Majeftät angetragenen Krone 
des deutfhen Reichs das Geſchick unſers geliebten Vaterlandes für Jahr⸗ 
hunderte abhängt. | 

„Sollen die von Ew. Majeftät im legten Jahre geſprochenen Worte: 
Preußen ſolle in Deutſchland aufgehen, zur vollen Wahrheit werden, jo ift 
ver hohmichtige Augenblid gelommen, wo jene Verheißungen zur That ter: 
den müſſen. 

„Wenn Em. Majeftät fi bewogen finden, die Würde des deutſchen 
Kaifers in den von ber Nationalverfammlung bejhlofienen Formen anzu? 
nehmen, fo werden Hannovers Bürger die erften fein, um alle Opfer zu 
bringen, welche ihnen dadurch auferlegt werben. 

„Auch wir, die unterzeichneten hannoverfhen Vereine, die wir in den 
großen deutſchen Fragen einen Unterfhied zwiſchen Preußen, Hannover oder 
irgend einem andern deutjhen Staate nicht mehr fennen, richten, von der 
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innigften Liebe für das große theure Vaterland befeelt, an Ew. Majeftät 
die ehrerbietigſte Bitte: z 

„die erbliche Würde eines deutſchen Kaiferd anzunehmen, und damit 
ein Band zu fnüpfen, das alle deutjhen Herzen für ewige Zeiten verbindet, 
da3 Deutichland zu dauernder Freiheit, Einheit, Macht und Ehre erhebt. 

„Gott mit ung in diefer für das Geſchick der Völker entſcheidenden Sache!“ 

„Hannover, den 3. April 1849,” . | 

Am 4. April war in Celle Vereinstag für 70 hannoverihe Vereine, 
unter dem Bräfidio des Dr.Gerding aus Celle und des Vicepräfidenten Lehrer Ro— 
fenthal aus Dsnabrüd. Am eriten Tage verhandelte man von Morgens 8 Uhr 
bis Nachmittags 6 Uhr die hannoverſche Frage, d. h. es wurde gegen das 
Minifterium Stüve aus allen Tonarten losgezogen. Gin Antrag des Ber: 
faffers, dies Mistrauen blos zu Protocoll zu erflären, weil ein großer Theil 
der Bevölkerung noch immer das größte Vertrauen hege und die eifrigften 
Oppofitiondmitgliever der Stände erklärt hätten, in allen inneren Fragen 
gänzlih mit Stüve übereinzujtimmen, man diefe Partei daher nit vor den 
Kopf ftoßen mühe, wurde mit Hohn zurückgewieſen. Hätte es die Verſamm— 
lung in ihrer Macht gehabt, fie würde fofort eine Anklage gegen dag Mi- 
nifterium bejchlojjen haben, jo bejchränfte man fi darauf, bei dem Könige 
durd eine Deputation auf Entlafjung des Minifteriums anzutragen, deſſen 
undeutſches, particulariftifhes und gänzlich inconftitutionelles Benehmen al: 
les und jedes Vertrauen des Landes ihm entzogen habe. 

Man hatte nah Stunden langer Debatte mit geringer Majorität eine 
Deputation an den König beſchloſſen und konnte fich hinterher nicht über da 
wie einigen, da diejenigen, welche gegen die Deputation waren, ſich natür- 
lich weigerten, an einer ſolchen perjönlich theilzunehmen. Die Verhandlung 
machte auf Verfaſſer, der daneben freilich körperlich krank war, einen höchſt 
unangenehmen Gindrud von politischer Unreife und Selbſtüberſchätzung, von 
dem Ignoriren alles deſſen, was nicht in den zu Markt gebraten Kram 
paßte und wenn es noch fo offen zu Tage lag, mie 5. B. daß die Stärke 
de3 Minifteriums Stüve-Bennigſen in diefer Sache hauptfählid auf ver 
Mebereinftimmung mit dem Könige beruhe und daß diefer nichts thun werde, 
ein in jeinen eigenften Intereſſen jo ſehr mit ihm übereinftimmendes Mi: 
nifterium zu bejchränten, 

Die Deutſche Frage, die in einer Abendfigung behandelt wurde, erhielt 
daburd ihr Relief, daß in dieje Sitzung die Zeitungsnahriht, der König 
von Preußen habe entſchieden abgelehnt, hineinfiel. Es zeigten fih nun 
zweisßarteien; der erften den Märzvereinen zuneigend, die noch feine Parole 
ausgegeben hatte, durch die Odnabrüder, Göttinger, Geller repräfentirt, 
lag im Herzen nicht viel an diefer Ablehnung, wie an der Reichsverfaflung 
überhaupt. Sie ftellte durch Dr. Gerding den Antrag: zur Tagesordnung 
überzugeben, blieb aber in der Minorität. Die andere bedauerte die Ab- 
lehnung und wollte alle Mittel aufbieten, eine Aenderung des Willens des 
Königs von Preußen zu erwirfen. Die Vertreter des Vaterländiſchen Ver: 
eins aus Hannover, Meber aus Stade u. N. vertraten dieſe Anfiht mit 
großer Beredtſamkeit, allein die Majorität war nicht dafür zu beftimmen, 
den König von Preußen felbft mit einer Aprefie anzugehen. Man beſchloß 
= eine Adrefje an die Berliner Cammern, deren Vermittlung in Anſpruch 
nehmend. 





205 


Daß man der Nationalverfammlung Dank für die vollendete Verfaſſung 
ſagte und die Erwartung ausſprach, fie werde ſich ſelbſt treu bleiben und 
fih von der Verfafjung nichts abhandeln lafjen, war jelbjtverjtändlih ; wenn 
man indeb außerdem das alte Petitum wiederholte, fie möge die geeigneten 
Mittel ergreifen, das Minijterium Stüve zur Unterwerfung unter die Neichs- 
verfajjung und die Beſchlüſſe der Nationalverfammlung zu bewegen, jo war 
das eine große Naivität und .arge Täufhung über die Kräfte und Mittel 
der Nationalverfammlung, welche damals am liebjten gerubt hätte und das 
Volk jelbft handeln, aber keine Adreſſen jchreiben laſſen wollte, 

„Die Willenserklärung der 70 Vereine”, wie es in der Volkszeitung 
bieß, in den Adreſſen an den König, an die nicht verfammelte Ständever- 
jammlung, an die Nationalverfammlung und an die Abgeordnetencammer 
in Berlin ausgedrüdt, iſt zu lefen in Nr. 101 der Zeitung für Norddeutſch— 
land vom 12. April, Während man in Celle fo petitionirte, erließ das 
Minifterium in Hannover am 4.—T. April eine Proclamation, welde die 
Vertagung der Stände bis zum 3. Mai verlängerte. Man wollte weder 
den Rath von Ständen, no den ver öffentlichen Meinung, da man einen 
enfgegengejegten Weg zu geben entjchlofien ſchien. In Folge deſſen hatten 
ſich auf vertraulihes Rundſchreiben der Herren Rath Wachsmuth, Lang 1. 
und Carl Gödefe am 12. April in Hannover eine Anzahl Ständemitglieder 
zufammengefunden und die in Anlage XXXVI. abgedrudte Bitte an das 
Gejammtminifterium abgehen lajjen um fchleunigite Zufammenberufung der 
“ Stände, worauf eine Antwort nicht erfolgte. Carl Gödeke, Rumann, Lang II., 
Hantelmann, Schüge und Director Ahrens jammelten dann in der Zeit vom 
18. bis zum 25. April unter den Mitgliedern beider Cammern Unterjchrif- 
ten zu der Anlage XXXVII. abgevrudten Gingabe an das Gefammtmini- 
fterium, in welcher ſich diefe mit der Neichsverfafjung einverjtanden erflär- 
ten, und das Minijterium baten, Se. Majejtät zu vermögen, zu der auf 
den König von Preußen gefallenen Wahl zum deutſchen Kaijer feine Zujtims 
mung zu geben, 

Zu diefer Adreſſe gaben über 90 Mitglieder erjter und zweiter Cam- 
mer ihre Zuftimmung, deren Name in den Anlagen abgevrudt it. Bon 
Intereſſe iſt es, die Motivirungen einzelner berrorragender Mitglieder oder 
die Verclauſulirungen zu betrachten, weil daraus die verfchiedenen Anjchau- 
ungen der damaligen Zeit am deutlichſten erbellen. Der Nachfolger Stüve's 
im Minifterium, Lindemann, Präſident zweiter Cammer, jchrieb: 

Ihre frühere Aufforderung hatte formelle und materielle Bedenken er- 
regt bei mir wie bei Anderen, welche darüber mit mir in Verbindung tra- 
ten. Sie fennen dieje Bedenken, ich brauche diejelben alſo nicht weiter zu 
bezeihnen. Als Präfident glaubte ich diefen Bedenken noch mehr als ſonſt 
Rechnung tragen zu müſſen, aud Sie werden dies angemejien finden. Ich 
will und kann aber auch feine andere als wahrhaft deutſche Wege geben, 
und wünjhe mein Scherflein dazu beizutragen, daß dies überhaupt von Han— 
nover geſchehe. Ich ſchließe mich deshalb gern einem Antrage an, der die- 
jes Ziel verfolgt. Der zur Unterfehrift vorgelegte Antrag ſcheint mir indef- 
jen zur gegenwärtigen Sachlage nicht mehr zu paſſen. Eine unbevingte An- 
nahme von Seiten de3 Königs von Preußen ift nad den abgegebenen Er: 
Märungen unmöglich geworden, und ebenjo unmöglich nad dem Vorgefom- 
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menen auch wohl ein Eingehen der Nationalverfammlung auf die Bedingun— 
gen. Es ijt daher unpraftiih, von unjerer Regierung zu fordern, daß fie 
für etwas unmöglic; Gewordenes wirkte. Es bedarf jetzt anderer Mittel in 
der Noth des Vaterlandes, Mittel, die freilich noch nicht gefunden und ſchwer 
zu finden find. Darum darf ein von Ständemitgliedern, von denen man 
ein richtiges Erfennen der gegenwärtigen Sadhlage und des Bedürfniſſes for: 
dern muß, ausgehender Antrag jebt nur eine allgemeine Richtung haben. 
— In diefem Sinne habe ih am 24. d. M. den Antrag mit einem Zu: 
ſatze unterfchrieben , und es muß jeit gejtern dieſe Unterſchrift in den Hän— 
den des Hern Senator Schüße fein. — Ich weiß bei der-unglüdjeligen Lage 
der Dinge jest feinen anderen Ausweg mehr, der zum Heile führen fönnte, 
als daß fofort der Reichstag nah der Verfafjung und dem neuen Wahlgejege 
berufen werde, daß dieſem die Bedingungen des Königs von Preußen zur 
Beihlußnahme vorgelegt werden und jo eine Vereinigung erjtrebt werde. 
Daß auch bier noch große Schwierigkeiten zu befiegen bleiben, um zum 
Ziele zu kommen, verfenne ih nit. — Ueber den angeregten Formfehler 
bei dem Vertagungsrefcripte behalte ih mir das Weitere zur mündlichen Er: 
Örterung vor, indem ich das Vertrauen habe, daß wir uns in 8 Tagen 
wieder zufammen finden werden, 

„Lüneburg, den 26. April 1849. C. ®. Lindemann.“ 

Der Stadtrichter Hirſch I. äußerte fih in einem Privatbriefe dahin: 

„Goslar, 22. April 1849. Da die Nationalverfammlung zu Franf- 
furt ungeadtet der Antwort Des Königs von Preußen vom 3. d. M. feier: - 
lih vor der deutſchen Nation erklärt hat, an der in. zweiter Lefung beſchloſ— 
jenen und verfündigten Reichsverfaffung und dem Wahlgeſetze unwandelbar 
feithalten zu wellen, und da nad der vom preußifhen Bevollmächtigten zu 
Frankfurt unterm 17. d. M. an das NeichSminifterium erlaffenen Note die 
noch rüdjtändige Zuftimmung größerer deutſcher Staaten — ohne Zweifel 
auch Hannovers — zu der beihlofjenen Berfaflung und zu der Kaijerwahl 
in kurzer Frift erfolgen muß, widrigenfalls das Werk der Nationalverfamm- 
lung für die nächſte Zeit ein vergebliches fein würde, fo gebietet es gegens 
wärtig die Pfliht des deutſchen Volks und feiner Vertreter insbejondere, 
mit allen irgend zuläffigen Mitteln dahin zu wirkten, daß die Bevenfen 
der noch zögernden Regierungen befeitigt und ihre feparatiftiichen Beſtrebun— 
gen jo raſch ala möglich überwunden werden. Zu viefen Mitteln gehört für 
uns die Erklärung der von Ihnen und den Hannoverjhen Collegen vorge: 
ſchlagenen Adreſſe. So jehr ih aus früher angedeuteten Gründen jeden 
Schritt der Art zu vermeiden gewünſcht hätte, fo halte ich denſelben jest für 
nothwendig, weil möglihermweije zum Ziele führend, und nepme 
daher feinen Anjtand, meinen Beitritt in der Anlage zu erklären.“ 

Der Bürgermeijter Soſtmann unterfhrieb mit der Verwahrung, daß das 
durch der Theorie der Bollsfouverainität fein Zugeftänpniß gemacht werde; 
A. Studenfhmidt, daß er ohne alle Beziehung auf feine Eigenſchaft als Stände: 
mitglied unterjchreibe und mit der Bemerkung, dab ihm eine genauere 
Kenntniß der gegenwärtigen thatſächlichen Verhältniſſe fehle. 

An demjelben Tage, an welchem die erfte dieſer Eingaben dem Minis 
fterio überreicht wurde, ward die Königl, Proclamation vom 25. April uns 
terzeichnet, welche die zweite Cammer auflöf’te, Die Prockamation bedauerte, 
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daß die zweite Cammer auf eine Bahn geleitet ſei, welche fih von dem 
oberjten Grundfage des verfafjungsmäßigen Wirkens gänzlich entfernt habe. 
Der Grund liege in der Frankfurter Verfammlung, die fi allein die Be: 
fugnifje zugemeſſen, welche ihr nur in Gemeinjchaft mit den Fürſten Deutſch⸗ 
lands übertragen. 

Es wurden die Vorberathungen getadelt, welde vie Berathungen aus 
dem Ständefaale hinaus in heimliche (7) Zuſammenkünfte verlegt habe und 
die Verjammlungen jelbft zu einem Scaugepränge unwirkſamer Revekünfte 
gemacht hätten,  E8 wurde die Berfammlung vom 12. April und der Ver— 
ſuch, der jebt gemacht werde, ſtändiſche Majoritäten zu einer Adreſſe wäh— 
rend der Vertagung zu Stande zu bringen, als dem Geifte der Verfafjung 
widerfprehend getadelt. Man wiſſe, daß jenen irrigen und gefährlichen 
Schritten nur mangelhafte Erkenntniß zu Grunde liege, vertrauen deshalb 
auf die Vor ſehung und auf das Volk, welches unter allen Verhältniſſen den 
Königlihen Vorfahren treue Anhänglichkeit bewiefen habe, — 

Das war alfo die Antwort auf die Adreſſe, noch ehe dieſelbe oder als 
diejelbe kaum überreicht war. Herr Gödeke behauptet, diefelbe fei überreicht, 
ehe die Auflöfung der Cammer durch Unterjprift des Königs formelle Güls 
tigteit erreicht habe. 


— — —— 


Sechstes Capitel. 


Bon der Auflöſung der Stände bis zur Bertagung der elften allgemeinen Ständever- 
fammlung; vom 26. Upril 1849 bis 23. Januar 1850, 


1849. Gleichzeitiges. 
April 
26. Die Nationalverſammlung erklärt die Annahme der Kaiſerwürde unzertrennlich 
von der Annahme der Reichsverfaſſung. 
27. Auflöſung der zweiten Cammer und Vertagung „der erften in Bert in. 
28. Der König von Breußen lehnt die Kaijerwürde definitiv ab. — Auflöfung 
der fähfifchen Gammern. 
29. Volföverfammlungen in der Pfalz zu Guniten der Reichöverfafjung. — 
.. Dudinot wird vor Nom zurüdgeichlagen. 

a 

2. In Kaiferslautern ein Landesausfchuß gewählt. — Große Volfsver: 
fammlung in Nürnberg. . 

3. Beginn des Aufftande® in Dresden. — Rückzug der Defterreicher von 
Raab. — Alle größeren deutſchen Regierungen erklären ber Nationalver- 
fammlung, fie erfennen, fofern jene die Vereinbarung zurücdweije, die Reichs— 
verfafjung nicht an. Dieje beſchließt, Wahlen zum Volkshauſe auf ben 
15. Auguft auszufchreiben, und den mächtigiten deutfchen Fürſten, welcher 
die ReichSverfaflung angenommen, zum Statthalter des Reichs zu erwählen. 

4. Proviſoriſche Regierung in Dresden: Tſchirner, Heubner, Tod, nad) der 
Flucht des Königs. , j 

8. Das Reichsminiſterium erflärt die Beſchlüſſe des Pfälzer Landesausſchuſ⸗ 
ſes für nichtig. — Verſammlung; von 500 Gemeindeabgeordneten in Köln. 
u 5 Ifides ag zur Rechtfertigung des Einmarſches ruffifcher Truppen 
n eiterreid. 

9. Preußiſche und ſächſiſche Truppen fiegen über die auf eftandenen Drespener. 
Mepeleien. — Blutiger Kampf in Düffeld sr — Die Pfälzer bemäch— 


18. 


23. 
. Bfingiten. — Arnold Ruge, Namens der Pfalz nad Paris, um franzöfifche 
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tigen fih Qupwigheimd. — Gongreß der Volfövereine zu Münfter — 
Der Neichöverwejer verwirft Gagern’8 neues Programm, diejer tritt definitiv ab. 


, Die Nationalverfammlung erflärt den fchweren Bruch des Reichsfriedens, 


( Preußens Ginmifchung in Sachſen), mit allen Kräften entgegentreten zu wol« 
len. — Große Unruben in Elberfeld. 


. Soldatenaufruhr in Raftatt und Lörrad. — Prag in Belagerungszu- 


ftand verſetzt. 


. Bolföverfammlung in DO ffenburg. — Soldatenaufrufr in 8 arlöru be, 


Flucht des Großherzogs, Befreiung Strüver’s. 


.‚ Brentano an der Spitze des Landedaußfchufles in Baden. — Preußen 


ruft feine Abgeordneten aus der Paulsfirche. 


. Preußen erflärt in einem Manifefte, eine — — für Deutſchland 
neten aus der Na⸗ 


oetroyiren zu wollen. — Sach ſenn ruft feine Abgeor 
tionalverſammlung zurüd. 


. Grävell, Präſident des Reichsminiſteriums, mit Hohngelächter in der Pauls— 


kirche empfangen. — Bologna unterwirft ſich den Oeſterreichern. 


.Conferenz der Bevollmächtigten der größeren deutſchen Staaten in Berli en 


Der öfterreichifche Bevollmächtigte zieht fich zurück. — Die Nationalverfammlung 


erklärt auf Welcker's Antrag Grävell’8 Ernennung für eine Beleidigung der Na= 
ttonalverfammlung. — Die badiſche Kammer erflärt fih mit 70 gegen 50: 
Stimmen für die Reichöverfafjung. — Provijoriiche Negierung in ver Rhein— 


pfalz. — Aufftand in Iſerlohn unterdrüdt. — Fride rieia in Züt- 
land belagert. ® s 
Der Kalfer von Rußland in Warſchau. — Preußen erflärt, ed efferme 
das deutſche Neichdminifterium nicht mehr an, ſei aber bereit, die age 
walt dem biöherigen Reichöverweier abzunehmen. — Balmeriton erklärt im 
Unterhaufe, England lege feinen Proteft gegen den Einmarjch der Ruſſen 
in Ungarn ein. 


. Gagern, Dahlmann, Arndt, Bejeler u. j. w., zufammen 77 Abgeordnete, 


treten aus der Nationalverfammlung. — Waldek in Berlin verhaftet. — 


. Die Nationalverfammlung beſchließt, mit 100 Stimmen beichlußfähig zu fein. 


— Die zweite Sammer in München bejchließt eine Adreſſe, in der fie bal— 
dige Anerkennung der Reichöverfaffung verlangt. — Ofen von den Ungarn, 
eritürmt. — Der Kaiſer von Dejterreich in arſchau. 

Vierzig weitere Abgeordnete verlaſſen die Paulskirche. 


Hülfe zur Durchführung der Reichsverfaſſung (7) nachzuſuchen. — Einmarſch 
der Oeſterreicher in Florenz- 


.Uhlands Anſprache im Namen der Nationalverſammlung an das deutſche 


Volk. Nach ihrer Annahme treten Welcker, Biedermann aus. — Großherzog 
von Baden in Frankfurt. 424 


Das Dreifönigsbündniß publicirt. 


. Das Bombardement von Venedig beginnt, nachdem das Fort von Melphere 


von den Dejterreichern eingenommen ift. 


» Die Nationalverfammlung befchließt, von Frankfurt nah Stuttgart über- 


zufiedeln. — Vernichtung der badiſchen Revolutiondarmee durch die Heffen bei 
Hemsbach. 


3. Grävell dankt ab; Fürſt Wittgenſtein Miniſterpräſident für ihn — Gagern 


ladet nach Gotha ein. 

Badiſche Kriegserklärung gegen Würtemberg. — Brommy vertreibt mit 
ber deutſchen Flotte die Dänen aus der Elbmündung. — Der Reichsverweſer 
erklärt den 29 reichSverfaffungstreuen Staaten, er habe Mittel, feinen Pflic- 


OR und auch Preußen habe feine bundesmähige Beihülfe nicht 
verJagt. 


. Erſte Sikung der Nationalverfammlung in Stuttgart, worin fie ben 


Neichöverwejer ab und eine NeichSregentjchaft von 5 Männern (Raveaux, 
Vogt, Eimon, Schüler, Becher) einfcpt. 


. Die Reichöregentjchaft maßt fich den Oberbefehl über die gefammte deutſche 


Heeresmadt an. 


30. 


Juli 
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. Der Reichsverweſer, wie die wären Stände erklären fich gegen die 


eh al — Eröffnung der conft 
ruhe 


tuirenden VBerfammlung in Karls— 


. Denfichrift Preußens, Sachſens, Hannovers zur Empfehlung der von Pre u- 


Ben vetropirten Berfafjung. 


, Einmarsch der Preußen in die Rheinpfalz. Flucht der Pfälzer Negent- 
m, 


ſchaft. — Einmarjch der Preußen auch bei Weinhei | 


. Legte Sigung der Nationalverfammlung im Reithauſe; man beſchließt, ein 


Neichäheer zu: bilden und Reichsſteuern umzulegen, — Die Preußen entjegen 
Landau und rüden in Speier ein. 


. Das würtember d ifche Miniftertum verlangt, die Nationalverfammlung 


jolle das Land verlafien. 


. Die Nationalverfammlung wird durch Soldaten von ihrem Sigungsfaale ab: 


geiperrt und aufgelöſt. Die Pfälzer Freifchaaren flüchten bei Knielingen 
über den Rhein. — Ancona ergiebt fich den Dejterreichern. — Die ruf- 
ſäſche Armee überjchreitet in 4 Golonnen die Grenze. 


. Die Preußen gehen bei Germersheim über den Rhein. — Lüders befegt 


mit den Ruſſen Kronftadt. 


„ Die Ungarn unter Görgen bei Pered gejchlagen. — Treffen bei Waag- 


bäufel. — Mieroslawsfi mit 15,000 Mann und 18 Kanonen zieht fich in 
das Gebirge zurüd. — Die Franzoſen dringen in zwei Brefchen Kom 8 ein. 


. Brandenburg fordert Camphauſen auf, Frankfurt zu verlaffen, da, nachdem 


der Gentralgewalt die Bedingungen ihrer Wirffamfeit entzogen, die preu— 
Bifche Regierung berjelben Feinerlei Befugnifje mehr zugeitehe und fich deren 
Anordnungen nicht unterziehen fünne. 


. Preußen nehmen Durlach und befegen Karlsruße, 
. Berfammlung der Gothaer. - Programm mit 130 Unterfchriften. — Bem greift 


die Ruſſen vergeblich an. 


‚ Einzug des Kaiſers von Defterreih in Raab. — Aufruf Koſſuth's, das Va— 
‚terland jei in Gefahr; Volkskreuzzug u. f. w. 
« Die Badenfer von drei Seiten angegriffen und zurückgedrängt; Kinkel 


—— — Preußiſche Verordnungen gegen Verfammlungs- und Ver— 
einsrecht. 

Abreiſe des Reichsverweſers von Frankfurt. — Rom eapitulirt. — 
Arad von den Oeſterreichern an die Ungarn übergeben. — Preußiſche 
Verordnungen gegen die Preſſe. 


% Haynau greift Die Ungarn bei Komorn an; dieſe ziehen ſich hinter Die 


90 = 
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Werke bei Komorn zurück. — Die magyarijche Negierung überfievelt von 
Pelth nah Szegedin. — Den Franzofen werben bie 9— Roms 
geöffnet, das Triumvirat nimmt Abſchied und eine neue vollziehende Gewalt 
tritt an deren Stelle. — Bayerſche Note an Graf Brandenburg. 


Garibaldi verläßt Rom. Die Barrifaden werben weggeräumt. Mazzini reiſ't 


ab, Die Afjemblee löſ't fich auf. General Roftolan Gouverneur von Rom. — 
Theodajeff beſetzt ebreezin. — Vertrag zwiſchen Defterreich, 
arma und Modena wegen eines gemeinfamen Zolltarifs. 
ie Dänen machen einen Ausfall aus Friedrieia und treiben die Schles- 
wig=Holfteiner zurüd. 


. Der Prinz von Preußen zieht in Freiburg ein. 


Die ſchleswig- uni Landesveriammlung verweigert Räumung des ſüd— 
öftlichen Theil von Schleswig. 

erfehlter Angriff der Magparen vor Komorn. — v. Schleinig und 
v. nA unter Bermittlung Englands unterzeichnen die Friedensprälimina- 
rien zwiſchen Breußen und Dänemark, — v. Manteuffels erſt fpät 
enthüllte Tätigkeit. 
Die eonftituirende Verfammlung in Hamburg nimmt die Verfaffung defi- 


. nitiv an. — Die Defterreicher in Ofen. 


12. 


Brandenburg theilt der ſchleswig-holſteinſchen Landesverfammlung 
die Präliminarien des Friedens mit. — Gireular Bayerns über den Stand 
des Dreifönigsbündniffes — zur Vermittlung zwifchen Oefterreich und — 
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414. Die Ungarn rüden unter Görgey in Waitzen ein. — Der Banud von 
Kroatien wird zum Nüdzuge auf das rechte Donauufer gezwungen. — 
Peterwardein von den Ungarn entjegt. — Eröffnung der turdeffie 
{hen Etändeverfammlung. 

15. Die ſchleswig-holſteinſche Statthalterichaft verwirft Die Friedens: 
präliminarien, als gegen Ehre und Recht verjtoßend. — Verſammlung des zu 
Gotha gewählten Ausfhufles in Hornau Barteiorganifation; nächiter 
Zwed: das Zuftandefommen des Reichstages. 

19. Die Landesverfammlung zu Schleswig erflärt, daß fie die Zuftimmung 
Teutjchlands zu dem Frieden für unmöglich halte. Indeß find zwei Tage 
vorher ſchon die Ratificationen in Berlin ausgewechjelt. 

20. Lüders, dem ſich Clam angejchloffen, bejegt Hermannjtadt. 

23. Raftatt ergiebt fi auf Gnade und Ungnade an die Preußen; 5000 Ges 
fangene. — In Medlenburg:- Schwerin das 'Staatsgrundgeſetz voll 


zogen. 

25. Hannover tritt dem preußiſch-däniſchen Waffenſtillſtande bei. — Bem greift 
Clam bei Kronſtadt an. — Görgey nach Tofan. 

28. Carl Albert von Sardinien ſtirbt zu Oporto. — In Berlin wird ber 
Belagerungszuftand aufgehoben. 

29. Eröffnung der ſardiniſchen Kammern. 

30. Gircularnote Schleinig’ an die pre ußiſchen Geſandſchaften. Die bayer- 
fche Note vom 12. Zuli ſei eine Antlagejchrift, der Ankläger trete als Ver— 
mittler auf, während man dazu in Berlin fein Bedürfniß fühle, 

R a. Ichlägt Bem bi Schäsburg. 

ugu 

2. Mehemed Ali von Aegypten ftirbt, 85 Jahr alt. — Schlacht bei De- 

brecezin, dieſes von den Rufen genommen. 

3. Die Dejterreicher vor Komorn zum Rückzuge auf das linfe Donauufer ge: 
zwungen. — Garibaldi, auf der See angehalten, flüchtet auf der Küſte nach 
Venedig zu. 

4. Haynau fchlägt die Ungarn bei Szörez. 

6. Den drängt den General Haffort zum Nüdzuge. — Friedensvertrag zwiſchen 
Defterreih und Sardinien. Grenzen wie vor Beginn des Krieges. 
Sardinien zahlt 75 Millionen Franken, 

7. Eröffnung der preußiſchen Gammern. 

9. Haynau Schlägt Die Ungarn bei Temeswar. 

11. Proclamation Koſſuths an die Nation. Arthur Görgey mit der oberften Mi: 
litairgewalt bef£leidet. . 

12. Lüders jchlägt die Ungarn bei Mühlbach. 

13. Görgen übergiebt die Armee und das Land auf Gnade und Ungnabe. 

18. Der Großherzog von Baden Eehrt nah Karlsruhe zurüd, — Ben und 
Guyon flüchten, von ihren Corps ergeben ſich 8000 Mann. 

21. ——— Dembinski, Perczel, Koſſuth flüchten nach Widdin. 

22. Fürſt Schwarzenberg erklärt die Vermittlungsbemühungen Bayerns für 
willfommen. — Venedig unterwirft fih. — Friedensgejellichaft in Pa— 
vis unter Victor Hugo's Vorfig eröffnet. 

23. Preußiſche Denfjchrift über vie deutſche BVerfaffungsangelegenheit den 
ammern vorgelegt. 
25. Ba Magyareneorps unter Kofinsfy (12,000 Mann) ftreit bei Schibo bie 

affen. 
Sept. . 

41. Der oldenburgfjche Landtag verwirft den Beitritt zum Dreifünigsbünd- 
nijje und wird am anderen Tage aufgelöj't. 

4. Bapft Pius überfiedelt von Gaeta nad Bortici. 

7. Der Staifer von Defterreich, König von Preußen, König von Sachſen zu 
Teplitz, und am andern Tage zu Pillnig. 

10. Rede des Königs von Bayern bei Eröffnung des Landtages. — Proela— 
mation des Großherzog von Oldenburg. — Finangoperation zur Ver- 
befjerung des Geldweſens in Wien. 

12. Papſtliches Manifeft. 


17, 
19. 
21. 
24. 


30, 
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Schleinitz' Note an ven preußifchen Gefandten u Münden. 

Prüfung der Hamburger Verfafjung durch eine Gommiffion. Vorjchlag des Senats. 
v. d. Pfordten in den Bayerjchen Gammern über das Dreifönigsbündniß. 
Die conjtituivende Verfammlung in Hamburg proteftirt gegen ben Verfaſ— 
ſungsbruch des Senats, während am 27. September die erbgejeflene Bürger: 
ſchaft auf die Senatspropofition eingeht. — Komorn unterwirft ſich. 
Vertrag über die neue proviforiiche Gentralgewalt zwiſchen Defterreid 
und ar welche gemeinjchaftlich bis zum 1. Mai 1850 die Aus: 
übung der Gentralgewalt für den beutjchen Bund im Namen jämmtlicher 
Bundesregierungen führen wollen, Alſo das Interim. 


, Verhandlungen im Verwaltungsrathe über Berufung eines allgemeinen Reichs: 


tags. Hannover und Sadfen ift das zu früh, fie verlangen, daß erft 
der Süden beigetreten fei. 


. Mecklenburgische ritterfhaftlihe Gonventöverfammlung bejchließt eine 


Verwahrung gegen die Nechtsbeftändigfeit der Verfaflung, die der Großherzog 
anzunehmen fich weigert, — Hinrichtung des Grafen Ludwig Batthyanyi, dem 
die Hinrichtungen vieler anderer Generale und oberer Dfffziere bald folgen. 


, Der Antrag Naſſau's auf Wahl zum Neichstage bis zum 15. Januar mit 


11 gegen 3 Stimmen im Berwaltungsrathe angenommen. 


. Das Staatsgrundgefeg wird in Medlenburg: Schwerin publicirt. 
. Die AJuniangeflagten vor dem Obergerichte in Verſailles. 
. Ein Statut regelt die Ungariſchen Perhältniffe an ver Stelle der alten 


Berfaflung. 


. Sadbfjen und Hannover verwahren fi gegen die Folgen der Wahl- 


ausjchreiben -auf den 15. Januar, 


. Die Bevollmächtigten Hannovers und Sachſens verlaffen Berlin. 
. Botichaft des Präſidenten Napoleon an die Nationalverfjammlung — der Name 


Napoleon ijt für fich ein Programm, das fagt: Innere Ordnung, Anfehen, 
Religion, Volkswohl; nad Auben Würde der Nation. Kräftigung ber Re: 
gierung durch einen Minijterwechfel. 


. Veröffentlichung der öfterreichifchen NeichSverfaffung au für Ungarn. — 


Hannoverjche Denkichrift: der engere Bund Fünne eine lebensfräftige 
Schöpfung nicht werden. 


. Die bayerſchen Gammern billigen das Verfahren des Minifteriums in ber 


deutjchen Angelegenheit. 


. Defterreihfche Note zur Widerlegung des Satzes, daß mit dem Ber- 


ihwinden des Bundestages auch Die Bundesverfaflung aufgehoben fei u. ſ. w. 


. Der Berwaltungsrath in Berlin jucht die fächfifch » hannoverfchen Anfirbten 


I widerlegen und beftimmt, daß bis zum 31. Januar die Wahlen zum deut: 
hen Parlamente, das in Erfurt ftattfinden ſoll, geichehen. 


. Antwort Preußens auf die öfterreichifche Note vom 12. November. Man 


beruft fid) auf Artikel XI. der Bundes- und Artikel VI. der Wiener Schluß— 
acte, um die Berechtigung zu dem engeren Bunde zu beweijen. 


. Der König von Preußen protejtirt gegen das Mecklenburgſche Staatsgrund: 


gejeß von wegen ber Grbverbrüderung von 1442. 


» Preußifche Verordnung ge Ausführung der Wahlen zum Volkshauſe. 


— Gröffnung der fähfiihen Gammern. 

Gine öfterreichifche Note legt Verwahrung gegen den mit dem Bunde 
unverträglichen engeren Bunbesitaat ein. Ein Barlament laufe dem Bundes: 
recht entgegen. 


1. Eröffnung der würtembergifhen Gammern. — Militaireonvention zwi: 


14. 


jben Breußen und Braunfhweig. 


. Der oldenburger Landtag vertagt, weil er die Zuftimmung zu Dem 


Dreifönigsbündnifje weigert; das Minijterium nimmt feine Entlafjung. 


. Preußens Antwort auf die öfterreichiiche Proteitation. 


Die würtembergjhe Kammer bejchließt mit 30 gegen 23 Stimmen, daß 
die Regierung an der in Frankfurt bejchloffenen Reichöverfaffung feithalten und 
feiner anderen Negelung der deutichen Frage fich anjchließen ſolle. 
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20. Erzherzog Johann legt das Amt eines Reichsverweſers nieder. Die Kaiſerl. 
Ööfterreihifche und Körigl. preußische Bundescommiffion nimmt dieſe 
Entlagung an und tritt in ihr Amt ein. 

23. Auflöjung der würtembergjchen Lanbesverfaflung. i 

77. Sachfen tritt der öſterreichſchen Proteſtation hinfichtlich des erfurter 
Reichstages bei. : 

30. Defterreichijche Denfjchrift über die Anbahnung öſterreichiſch-deutſcher 
Zoll- und Handelövereinigung. — Hannover tritt ber öſterreichiſch-ſäch— 
fijchen VBerwahrnng bei. 


4. Die neue britijche Navigationdaete tritt in Kraft, 

41. Die Bundeseentraleommiffion theilt dem mecklen burg-ſchwerinſchen 
Minifterium die Befchwerdejchrift des ritterfchaftlichen Convents mit und er: 
wartet Erklärung. 

16. Der britifche Gejandte zu Athen und Viccadmiral Parfer drohen mit Ge- 
waltmafregeln, wenn Griechenland ven Anforderungen Englands nicht 
in voller Ausdehnung nachfäme. 

17. Das medlenburger Minifterium erflärt, e8 fei bereit, einem eben, ber ſich 
durch feine Maknahmen beeinträchtigt fühlte, vor dem Bundesſchiedsgerichte 
au Erfurt Rede und Antwort zu jtehen. 

21. Die großherzoglih heſſi ſche Gammer wird aufgelöft wegen angeblicher 

Verſchleppung der Berathung über den Anfchluß an das Dreifönigsbündnip. 


Inhalt 


Rückblick auf Frankfurt. Die Bejchlüffe vom 26. April ftoßen auf Schwierigfeiten 
bei dem Reichöverwefer. Die bejehränfteren Vollmachten der Reichscommiſſaire un» 
terzeichnet. Wydenbrugks Antrag. Die Vertagung und Detmold. Beckerath fcheidet 
aus Minifterium und Reichsverfammlung. Anträge der Linken. Baſſermann's Bes 
richt aus Berlin. Landesvertheidigungsausichuß in der Pfalz. Flucht des Könige 
von Sachſen aus Dresden. Proviforifche Regierung. Situng vom 8. Mai. Neues 
Programm Gagern’s. Graf Brandenburg lehnt die Baſſermannſchen Vergleichsvor— 
jchläge ab. Erzherzog Johann verwirft Das neue Programm Gagern's. Gntlafjung 
des Reichsminiſteriums. Detmold fest fi) mit dem Neichöverweier in Verbindung. 
Beichluß vom 11. Mai. Baden in Revolution. Raveaux als Reichscommiffatr nach 
Dffenburg. Raſtadt. Abberufung der Preußen. An mein Bolf, Das neue Reiche: 
minifterium. Programm bdefjelben. WeichSregentfchaft oder Neichsitatthalter. Aus: 
tritt von Gagern und 60 Genoſſen. Preußen begehrt Die Ueberlieferung ber Gen- 
tralgewalt vom Reichsverweſer. Die Befchluffübiafeit von 100 Mitgliedern am 
24. Mai befchloffen. Uhlands Aufruf an das Volf. Die hannoverjchen Abgeord- 
neten werben abberufen. Verlegung nach Stuttgart am 30. Mai befchloffen. Ueber: 
fiedelung und Ende. Betrachtungen über dies Ende. Petitionen und Wdreffeniturm 
in Hannover um Anerkennung der Kaiſerwahl. Wereinigung des alten und neuen 
vaterländifchen Vereind. Hildesheimer Bolfsverfammlung. Wurftener Landesver: 
fammlung. Anfprache der hannoverjchen Abgeordneten, J———— der Volks— 
vereine. Aufruf der Hildesheimer zu einer Maſſendeputation. Magiſtrat und Stadt— 
verordnete in Emden. Das Corps der bewaffneten Polytechniker aufgelöſ't. Cop— 
penbrügge. Volksverſammlung in Eyſtrup. Die Deputirten verſchiedener Vereine 
in Hannover eignen ſich die Forderungen der Stadt Emden an. Deputation an den 
König nicht angenommen. usſchußwahl. Theodor Althaus im der Zeitung für 
Norddeutſchland. Gefangennabme und Procek deſſelben. Stüve und Wangenheim 
nach Berlin. Die verfchievenen Standpunete. Oſtfrieſiſche Provinzialftände. De: 
putation bei dem Könige. Antwort deffelben. Beichlüffe der Landesrechnungsver- 
jammlung in Aurich. Der Städte- und Gorporationentag in Stade. Beſchlüſſe 
befjelben. Die Berfammlung der vereinigten Volksvereine u f. w. in Bremen am 
11.—13. Juni, Anträge und Beſchlüſſe. Refeript des Minifteriums an Diejenigen 
Staatsdiener, welche die Anfprache vom 1. Mat unterzeichnet. Antwort des Amts: 
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aſſeſſors Groß. Diptomatenfpiel. Das Eentrafmahleomitee. Manifeft des Gefammt: 
minijtertums, Wahlausfchreiben. Aufruf des Wahleomitee's. Glaubensbekenntniſſe 
und Wahlprogramme. Mefultat der Wahlen. Zujammentritt der Stände am 8. No: 
vember. Büreauwahlen, Die Elemente der Oppofitionspartei. Führer. Gründe, 
warum die Majorität jehr bald von 41 auf 33 Stimmen zuſammenſchmolz. Ber: 
jonaländerungen in erjter Gammer im Laufe der Diät. Weränderte Etellung der 
eriten Gammer zu der zweiten Gammer. Die Röbenjche Wahl. Die Thronrede. 
Die Zeitung für Norddeutichland und die deutjche Frage. Die beabfichtigte Ge— 
jtäftsbehandlung Grledigte Sefege und Gegentlände. Die abermals vorgelegte Ge: 
ſchäftsordnung. Namentliche Abitimmung über die Beftätigung der Präfidentenwah: 
len. Differenzen mit erjter Sammer. Schapratbswahlen. v. Bothmer und Lang N. 
wieder erwählt. Die vorläufige Budgetsbewilligung. Die deutfche Frage. Das 
Programm der Linken, und die Unterzeichner deſſelben. Der Kampf, "bie Deurfche 
Frage von der Tagesordnung zu bringen und feine Bedeutung. Die äußerfte Linke, 
Vertagung während der Weihnachtstage. Detmold Legationsrath und Bevollmäch— 
tigter ber dem Interim. Die deutſche Frage in zweiter Sammer. Anträge und 
Hevden von Lang I., Glliffen, Bueren, Windthorft, Dammers, Gerding , 
Groß, Schlüter, Böhmer, Hirſch, Weinhagen, Lang I., Stüve, Gerding, Opper: 
mann, Klee, Landdroſt Meyer. Mbftimmung. Berhandlungen in erfter Gammer. 
Ter Wynedenfche Antrag, Der Rojenthalfche Antrag bei ber erften Berathung. 
Der Herrmanniche Antrag, Kirchhoffiche Antrag, Wachsmuth, Sarer, Vezin , v. Hon- 
jtedt, Hicken, v. Bothmer, v. Mündhaufen, Neupert, Sander, Briegleb. Nament: 
lidye Abftimmung. Erwiederung wegen des Bundesſchiedsgerichts. Ständiſche An: 
träge: Harriehaujen, Michaelid. Geſetz wegen air ae der Marken- und Holz: 
gerichtöbarfeit 20; Außerordentliche Kriegskoſten. Vertagung. Die zu den verjchies 
denen Gommijfionen gewählten Mitglieder. Vertagung bis zum 28. Februar. 


So gemäßigt die Beichlüffe des Parlaments vom 26. April waren, 
die ja ein Zumarten bezwedten, ein Warten auf Preußen, fo ftieß die Aus— 
führung doch auf Schwierigkeiten bei dem Reichsverweſer, welcher fich die 
Vollmachten der vier nad den Königreichen beftimmten Reihscommiffaire zu 
vollziehen weigerte. Nachdem die Vollmachten beſchränkt, wurden fie unter: 
fohrieben und Bajjermann reij’te nun nah Berlin, Matthy nah Münden, 
v. Seebed nad) Hannover, v. Watzdorf nad Dresden. In Berlin waren aber 
am 27. April die Cammern aufgelöft und am 28. April lehnte der König 
die Kaijerkrone definitiv ab, die auf Grund einer jo mangelhaften Berfaj- 
jung ihm geboten. Che man noch von Berlin her genauere Nachrichten 
hatte, fühlte man fi in der Paulskirche fchon unheimlich. Man bejchloß, 
das Präfidium zu ermädtigen — zu jeder Zeit und an jedem Orte Sitzun— 
gen der Nationalverfammlung anzuberaumen. Man fprad die Misbilligung 
der von der. preußiihen und hannoverſchen Regierung angeoroneten Auflö- 
jung der Volfsvertretungen vor dem ganzen deutſchen Volke aus, forderte 
beide Regierungen auf zu den ſchleunigſten Neuwahlen und jprad gegen die 
gejeglihen Organe des preußifchen und hannoverihen Staats die Erwartung 
aus, daß fie die Anfiht und den Willen des Volkes in der deutſchen Ber: 
fafjungsfahe offen, muthig und fchleunig den genannten Regierungen fund- 
thuen. Das war abermals ein Zeichen von Schwäche. 

Die Schreiben de3 Grafen Brandenburg an den preußifhen Bevollmäch— 
tigten, und in der preußiihen Circulardepefhe an die Regierungen vom 
28. April, waren bis zum 4. Mai in Frankfurt befannt. Sie waren nicht 
gänzlich zurüdweifend, Preußen, bieß es, ziehe fih von dem Werte ber 
deutſchen Ginigung nicht zurüd, fei fortwährend bereit, die Hand zur Vers 
ſtändigung zu bieten, die Nationalverfammlung möge gleichfalls entgegen 
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fommen, möge die Verfaffung nad den Anfichten der Regierung und gemäß 
den deutſchen Verhältniffen modificiren, was um fo mehr nöthig, da der $ 1 
der Verfaſſung nur durh Gewalt, Krieg, Revolution ind Leben geführt 
werden fönne, 

Im Dreißiger Ausfhuffe, in den Parteiverfammlungen, in der Pauls— 
fiche jteifte man jih aber immer mehr auf den Gedanken, die Ablehnung 
des Königs von Preußen widerlege die Nichtigkeit der Reihsverfaffung nidt. 
Derjelbe fand Worte in einem Antrage Wydenbrugks: 

„J. Die Nationalverfammlung fordert die Regierungen, die gejeggebenden 
Körper, die Gemeinden der Einzelftaaten, das gefammte Deutſche Volk auf, 
die Verfaſſung des Deutſchen Reichs vom 28. März d. J. zur Anerkennung 
und Geltung zu bringen. 11. Sie beftimmt den 22. Auguft dv. 3. als den 
Tag, an welchem der erjte Reichstag auf den Grund der Verfafjung in 
Frankfurt a. M. zufammenzutreten hat. III. Sie beftimmt al3 ven Tag, 
an welhem im Deutfchen Reiche vie Wahlen für das Volkshaus vorzunehmen 
find, den 15. Juli d. J. IV. Sollte, — abgefehen von Deutſch-Oeſter— 
reich, dejjen zur Zeit etwa nicht erfolgter Eintritt bereit3 durh $ 87 der 
Verfaſſung berüdjichtigt ift, — einer ober der andere Staat im Reichstage 
nicht vertreten jein und deshalb eine oder die andere Beltimmung der für 
ganz Deutjihland gegebenen Berfaffung nicht ausführbar erjheinen, jo erfolgt 
die Abänderung derjelben auf dem in der Verfajlung felbit vorgef&hriebenen 
Mege proviforifh bis zu dem Zeitpuncte, wo die Verfaſſung überall in 
Wirkfamkeit getreten fein wird. Die $ 196 Nr. 1 der Verfafjung gedachten 
zwei Dritttheile der Mitglieder find dann mit Zugrundelegung derjenigen 
Staaten, welhe zum Volks- und Staatenhaufe wirklich gewählt haben, zu 
ermitteln. V. Sollte insbefondere Preußen im Neihstage nicht vertreten 
jein, und aljo bis dahin weder ausprüdlih noch thatjählih die Verfaffung 
anerkannt haben, jo tritt das Oberhaupt desjenigen Staates, melder unter 
den im Staatenhaus vertretenen Staaten die größte Seelenzahl bat, unter 
dem Titel eines Neichsjtatthalters in die Rechte und Pflihten des Reichs 
oberhauptes ein. VI. Eobald aber die Verfafjung von Preußen anerlannt 
ift, geht damit von jelbjt die Würde des Neih3oberhauptes nah Maßgabe 
ver Berfaffung $ 68 ff. auf den zur Zeit der Anerkennung regierenden 
König von Preußen über. VII. Das Reihsoberhaupt Ieiftet den Eid auf 
die Verfaſſung vor der Nationalverfammlung und eröffnet fodann ben 
Reihstag. Mit der Eröffnung des Reichstages ijt die Nationalverfammlung 
aufgelöf’t. VII. Die Nationalverfammlung vertagt fih auf unbeftimmte, 
Zeit mit Zurüdlaffung ihres Büreaus und überträgt dem lesteren die Be— 
fugniß, fie nöthigenfalld wieder einzuberufen.” 

Mit diefem Antrage war urfprünglic ein Vertagungsantrag verbunden, 
den man fallen lief. * ) 

Bederath befämpfte den Antrag heftig, da er in demfelben die Auf- 
forderung zur Nevolution fand und fchied aus dem Minijterium, wie er aus 
der Nationalverfammlung ſchied, als man davon nicht lajlen wollte. Ob— 


*) Detmold hatte auf einen Wahlzettel gefchrieben: In Erwägung, daß Das Ba: 
erland in Gefahr ift, vertagt fich Die beuthche Nationalverlammlung bis dahin, daß 
die Gefahr vorüber ift. Piepmeyer. Der Wi ſchlug durch. 
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gleich der Antrag nur bejagte, daß man den Verjuh machen müſſe, Preußen, 
Bayern, Hannover, Sachſen zur Annahme ver Reichsverfaſſung zu zwingen, 
fand derjelbe am 4. Mai doch nur eine Majorität von 190 gegen 188. 
Die Anträge der Linken, welde eine llebertragung der Befugnifje des Kai: 
jers an einen Neichsitatthalter, eine Aufforderung an die vertagten oder auf: 
gelöf’ten Volfsvertretungen zu eigenmäctigen Vorgehen gegen die renitenten 
Regierungen, Beeidigung aller Behörden und Truppen auf die Verfaſſung 
verlangten, wurden abgelehnt. Baſſermann berichtete indeß aus Berlin, daß 
es der preußifchen Regierung vollkommen Ernjt mit ihren Erklärungen ſei, und 
daß fie gerüftet ſei, denfelben Geltung zu verſchaffen, daß von der Stimmung 
des Volls und Heers nichts zu erwarten ſei und die Verjtändigung über die 
Buncte der Verfafjung, die den Stein des Anftoßes bildeten, das einzig Mög- 
lihe bleibe. 

Auch die Reihscommifjaire aus Münden, Hannover, Dresden berich— 
teten über die gänzlihe Grfolglofigkeit ihrer Beſtrebungen. 

Inzwiſchen war in der Pfalz ein Landesvertheivigungsausihuß errichtet, 
deſſen Beichlüffe fi bis zur Losfagung von der Regierung fteigerten. Eiſen— 
ftud wurde als Reihscommiffair in die Pfalz geſchickt, wurde aber bald zu— 
rüdgerufen, da das Reihsminifterium der Anjiht war, er habe feine Voll- 
macht überfchritten.. In Dresden war nah der am 4. Mai gejchehenen 
Flucht des Königs eine proviforifhe Regierung eingejegt. Es kam dort vom 
5.—T. Mai zu einem heftigen Kampfe. In Frankfurt tagten vom 5.— 
7. Mai die Märzvereine unter Fröbel’S und Naveaur’ Leitung; in Köln 
verjammelten jih am 8. Mai 500 Abgeordnete rheiniiher Städte, welde 
die Reichsverfaſſung als endgültiges Gejeb anerkannten. Die Linke drang 
in der Paulskirche wiederholt auf Beeidigung des Militaird auf die Berfaj- 
jung. Wie zwedwidrig ein folder Antrag jei, wies Stavenhagen nad, 
allein die Linke verlangte von Gagern und den Gentren, fie jollten aus 
ihrer zumwartenden Stellung heraustreten. Es entitand eine jehr ärgerliche 
Scene. Die Linke ſchreit in der Paulskirche über Verrath, Schmach, Schande; 
die Situng vom 8. Mai mußte wegen Tumults aufgehoben werden. 

Ballermann batte indejjen am 6. Mai dem Grafen Brandenburg einen 
Vermittlungsvorjhlag zugeben laſſen: 

„i) Se. Majeftät der König von Preußen übernimmt auf den Antrag der 
Nationalverjammlung vorläufig die Gentralgewakt mit den nämlihen Befug- 
nifjen, welche die Reichsverfaſſung dem Oberhaupte giebt. 2) Er beruft 
alsbald nah Maßgabe dieſer Verfaſſung und des Reichswahlgeſetzes eimen 
Reichstag. 3) Er erklärt, daß er diefem Reichstag die folgenden Ihm nö— 
thig ſcheinenden Abänderungen und nur diefe zur Zuftimmung oder Ableb- 
nung vorlegen werde. (Folgen die einzelnen Vorſchläge). 4) Bis dahin, 
daß über dieſe Vorſchläge durch ven Reichstag entihieden it, behält Er 
ſich feine definitive Erklärung über Annahme der Verfaſſung, der Wahl 
des Oberhauptes und des Wahlgefepes vor. 5) Die Nationalverfammlung 
beſchließt durch einen Zuſatzartikel zur Neichverfaflung, daß dem erjten 
Reichstag freiftehe, Abänderungen der Verſaſſung in den oben erwähnten 
Buncten mit einfaher Stimmenmehrheit zu bejchließen.“ 

Gagern und das Reihsminifterium nahmen das Project an und ent⸗ 
warfen zugleich ein neues Programm, „mit allen geſetzlichen und friedlichen 
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Mitteln und durch das Gewicht der moralifhen Macht. der Gentralgemalt 
die Durdhführung der Reichsverfaſſung zu unterftügen.” 

Inzwifhen lehnte Graf Brandenburg das noch vor Kurzem gebilligte 
Project ab, — die Bedingungen wären nicht mehr vorhanden durch den 
Beihluß der Nationalverfammlung vom 4. Mai. Ein Minifterialfhreiben 
an die Oberpräfidenten erklärte die Beichlüffe vom 4. Mai als außerhalb 
der Competenz der Nationalverfammlung liegend, Preußen hatte gleichzeitig 
Truppen nach Dresden gejhidt, dur welche der Aufitand daſelbſt unter= 
vrüdt war. Der Erzherzog Johann hatte das neue Gagernihe Programm 
verworfen, eine Deputation hatte ihn vergeblich zur Annahme gevrängt, nun 
gab das gejammte Reihsminijterium feine Entlafjung, und dieſe wurde ans 
genommen. 

Die Weidenbufhpartei hatte fi gefpalten, die Entjgiedeneren hatten 
fih im Nürnberger Hofe verjammelt. Mit Hülfe diejer ging am 10. Mai 
der v. Redenſche Antrag durch: 

„Die Reichsverſammlung befhließt: 1) Dem fchweren Bruce des 
Reichsfriedens, welchen die preußifche Regierung durch unbefugtes Ein: 
fhreiten im Königreich Sachſen fih bat zu Schulden kommen laſſen, it 
dur alle zu Gebote ſtehenden Mittel entgegen zu treten. 2) Neben Auf: 
rehterhaltung der öffentlihen Ruhe und Sicherheit find diejenigen Beſtre— 
bungen des Volks und feiner Vertreter, welche zur Durhführung ber 
endgiltig bejchlofjenen Reichsverfaſſung gefhehen, gegen jeden Zwang und 
Unterdrüdung in Schuß zu nehmen. Die proviforiihe Gentralgewalt ift 
zur Ausführung diefer Beihlüffe aufzufordern.” 

auch beſchloß man eine Zmwölfer Deputation an den Reichsverwejer, um ihn 
zu fragen, ob er in Anbetracht der dringlichften Sachlage, jobald als irgend 
möglih ein Minifterium bilden werde, welches fih den Maßnahmen, die 
beſchloſſen, unterziehe. Jetzt war es Detmold, der zum erften Male ein» 
griff, indem er dem Reichöverwefer durch Bally den Rath ertheilte, fich ges 
gen die Deputation in den höflihften Formen, aber alt und abmweijend zu 
benehmen. So geihah es. In ver Stadt drohte die Bewegung überzu: 
fluthen. Schon debattirte die Gagernſche Partei unter fib über ihren Aus— 
tritt, dem fih Dahlmann widerſetzte. Doc lichteten fi die Reihen immer 
mehr , fo refignirte der Präfivdent Simjon. Am 11. Mai wurde, von allen 
beantragten, der mäßigite Beſchluß gefaßt: „die gefammte bewaffnete Macht 
Deutihlands, einjchließlih der Landwehr und Bürgerwehr ift zur Aufrecht— 
erhaltung der endgiltig beſchloſſenen Verfaſſung feierlichft zu verpflichten ; 
die provijorifche Gentralgewalt wird aufgefordert, daS demgemäß Grforder- 
lihe unverzüglic zu veranlaffen, fo weit in den einzelnen Staaten nicht jofort 
aus eigener Bewegung danach vorgejchritten wird,” 

Das war ein weiterer Fortichritt auf der Bahn der Revolution, aber 
ein gänzlich unpraftifher; die Gentralgewalt wollte nicht ausführen und 
wenn fie es gewollt hätte, jo konnte jie nicht. 

Ein dringlicher Antrag und eine nterpellation drängte die andere. 

Ein Antrag von Reden forderte, ungefäumt Reihscommijfaire nad Franken 
zu ſenden und dieſelben im Sinne des Beſchluſſes vom 10. Mai zu ins 
ftruiren. Er wurde angenommen. 
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Indeſſen waren: vom 10. bi3 zum 12. Mai in Baden große Beme- 
gungen eniftanden, und die bortige Regierung wendete ſich dur vier Eil— 
boten um Hülfe nah Frankfurt. Das Reihsminifterium hatte aber nichts 
zu bieten, al3 eine Proclamation des Reichsverweſers, es hatte nicht über 
ein einziges Bataillon Truppen zu verfügen. NRaveaur wurde als Reiche: 
commiffair zu der Offenburger Vollzverfammlung geihidt. Am 13. flüch— 
tete der Großherzog. Die Feltung Raftadt kam in die Hände der Aufitän- 
diihen und etablirte fi dort ein Landesausfhuß, in den felbjt Brentano 
und Fidler nit eintreten wollten. In Elberfeld war ein Aufitand aus: 
gebrodhen und die ganze Nheinprovinz in Gährung. In der’ Nationalver- 
fammlung konnte Eifenftud den über einen Schlöffelfchen Antrag entſtehenden 
Scandal nur durch Vertagung unterbrechen, man verhandelte dort in lauter 
Dringlikeitsanträgen über den Schug der Nationalverfammlung felbit. Am 
15. Mai wurden Zell und Chriſt als Neihscommiffaire nah ver Pfalz 
geſchickt. 

Durch Verordnung vom 14. Mai, die am 16. Mai in Frankfurt be— 
fannt wurde, wurde die Abberufung der preußiſchen Abgeordneten beſchloſ— 
ſen. Am 15. Mai erfolgte ein Aufruf des Königs „an mein Volk.“ Der 
König erklärte darin, daß er die Krone, über welche die Nationalverſammlung ohne 
Zuftimmung der Regierungen nicht habe verfügen fönnen, nicht habe anneh— 
men dürfen; in Betreff der von Preußen zu gemährenden Verfaſſung fuhr 
er dann fort: 

„Diefe Verfaffung foll und wird im Fürzefter Frift der Nation gewäh— 
ven, was fie mit Recht verlangt und erwartet: ihre Einheit, dargeftellt 
durch eine einheitlihe Erecutivgewalt, die nad; Außen den Namen und bie 
Interefien Deutihlands würdig und Fräftig vertritt, und ihre Freiheit 
gefihert durch eine Volksvertretung mit legislativer Befugnik. Die von ber 
Rationalverfammlung entworfene Reichsverfaſſung ift hierbei zu Grunde ge— 
legt und find nur diejenigen Puncte derfelben verändert worden, welde aus 
den Kämpfen und Zugeftänpniffen der Parteien hervorgegangen, dem mah: 
ten Wohle des Baterlandes entſchieden nadtheilig find. Einem Reichstage 
aus allen Staaten, die ſich dem Bundesftaate anjhließen, wird dieſe Ver— 
fafjung zur Prüfung und Zuftimmung vorgelegt werden. Deutjchland ver- 
traue hierin dem Patriotismus und dem Nechtsgefühle der preußiihen Re— 
gierung; fein Vertrauen wird nicht getäufcht werden. Das ift mein Weg.“ 

Oberſt Fiſcher erfchien in Frankfurt, um jid die Verhältniffe anzujehen. 
G. Bejeler und 55 andere Preußen erklärten: ihr Mandat könne von der 
Regierung nicht aufgehoben werden. Die Nationalverfammlung felbit erflärte mit 
287 gegen 2 Stimmen (10 enthielten fi der Abjtimmung) die Abberu- 
fungsordre für unverbindlich. Inzwiſchen hatte der Reichsverweſer Grävell 
zum Minifter des Innern und Präfivdenten des Minifterrathb3, Detmold zum 
Juftizminifter, Johmus zum Minifter des Aeußern, Merk zum Finanzminifter 
ernannt. Das Minifterium wurde mit Öelädter und Hohn empfangen. Es 
war Himmelfahrtstag Nachmittags, al3 das Minijterium jein von Detmold 
verfaßtes, fehr kurzes Programm vorlegte: 1) die Errichtung des Verfaf- 
fungswerts ijt durch Gejeg vom 28. Juni 1848 von der Thätigleit der 
Gentralgewalt ausgeſchloſſen. Deshalb hält diefelbe eine Wirkſamkeit behuf 
Durhführung der Berfaffung außer ihren Befugniffen und Pflichten. Da: 


218 


gegen wird diejelbe eine Anerkennung der BVerfaffung bei den Regierungen 
vermitteln, allen ungefeglihen und gewaltjamen Bewegungen aber, melde 
Durhführung der Verfaſſung zum Vorwande oder Anlaß haben, mit allen 
ihr zu Gebote jtehenden Mitteln entgegentreten; 2) die Gentralgewalt er: 
achtet al3 ihre Pflicht, vie ihr ausſchließlich zuftehende Regierungsgewalt 
vor jeder Einmiſchung zu bewahren, und jeden Eingriff in diejelbe zurüd- 
zuweiſen.“ Welcker und Freudentheil braten Mistrauensvoten gegen das 
minijterielle Programm ein, die den Neichsverwejer zwingen jollten, ein 
anderes Minifterium zu wählen, welches gewillt und geeignet wäre, die 
Reihsverfailung durdhzuführen. Der Welderihe Antrag wurde angenommen 
mit 191 Stimmen gegen 12; 44 hatten fi der Abjtimmung enthalten. 
Am 16. Mai und die folgenden Tage verhandelte man über den Antrag 
des Dreibiger Ausihufjes auf Ernennung einer Reihsregentihaft von 5 Mit- 
gliedern durch die Nationalverfammlung und ihr verantwortlih zum Zmwed 
der Durchführung der BVerfajjung, als wenn eine jolhe Regentihaft noch 
etwas vermoht haben würde. (Zachariä fagte rihtig: einen folhen Boll: 
ziehungsausſchuß zu votiren, heiße der Linken den ſchlechteſten Dienft erwei- 
ſen.) Die Majorität entihied mit 126 gegen 116 Stimmen für den An- 
trag der Minderheit, aus der Reihe der regierenden Fürften einen Reichs: 
ftatthalter zu ernennen — als ob jih danad irgend ein Fürſt gejehnt hätte. 
Ein Antrag von Ahrens, der dem nächſten Reihstage die Möglichkeit vor: 
behalten wijjen wollte, im Wege der einfadhen Gejeggebung die Reichsver— 
fafjung wegen der Oberhauptsfrage abznändern, warb verworfen. 

Das geihah am Jahrestage ihrer Eröffnung. 

Am 21. Mai wurde die Austritt3erflärung von Gagern, Dahlmann, 
Droyjen, Bejeler und 60 anderen überreiht. Auch von anderer Geite er— 
folgten Austrittserklärungen. Die Linte ſchmähte die Austretenden als Verrä— 
ther. Die Abberufung der jähjishen Abgeordneten wurde mitgetheilt. Die 
Linke beantragte, die Bejchlupfäbigfeit von 100 Mitglievern zu decretiren ; 
die reducirte Mittelpartei bradhte einen Bertagungsantrag ein. 2. Simon 
meinte, die DVertagung komme der Uebergabe der von der Nation anver— 
trauten Stellung an die rothe Monardie gleih. Ein Beihluß kam nicht 
zu Stande, da nur 140 Stimmen abgegeben wurden. Inzwiſchen hatte 
Preußen fih von der Gentralgemwalt förmlich losgejagt und begehrte die Ue— 
berlieferung verjelben von dem Reichsverweſer, der fich deſſen weigerte. 

Am 24. Mai wurde die Beihlußfähigfeit von 100 Mitgliedern be— 
ſchloſſen, es famen aber neue Austrittserflärungen. Am 26. Mai fand ein 
von Uhland entworfener Aufruf an das deutihe Volk Annahme. Weſendonk 
beantragte die Verlegung der Verſammlung nad Stuttgart. Die hannover- 
jhen Abgeordneten wurden abberufen, den bayerjhen wurden die Diäten 
verweigert. So kamen die Pfingittage, man vertagte ſich. 

Am 30. Mai wiederholte Voigt den Verlegungsantrag. Die Linke 
juchte einen Punct, von welchem aus fie ganz Deutſchland der Verfaſſung 
erobern fönne; auch hielt man jih in Frankfurt nicht mehr fiher. Der 
Antrag wurde angenommen und die nächte Sigung in Stuttgart auf den 
4. Juni anberaumt. Es trat nun aud der Reit des Nürnberger Hofes 
aus und Andere proteftirten gegen die Verlegung. 

Wie die vom 6. bis 18. Juni in Stuttgart tagende Verſammlung 
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unwürdig ihrer großen Aufgabe endete, ift Allen in trübem Andenken. Sie 
jendete Flüchtlinge nah allen Weltgegenden und mande wurden noch nad 
Jahren wegen Theilnahme an diefer Verfammlung, wenn aud nur in con- 
tumaciam, zum Tode verurtheilt. Die theilnehmenvden Hannoveraner blie- 
ben unangefodten. 

63 ift hier nicht zu unterfuhen, aus welhen Gründen eine Verſamm— 
lung, die jo glänzend war an ausgezeihneten Namen, an den mannigfad- 
jten Kenntniſſen und Einjihten, die an Patriotismus und Freiheitsfinn von 
feiner Berjammlung übertroffen ift, die je auf der Erde verjammelt war, 
ein jo Eläglihes Ende nahm. Der Urjahen waren mannigfahe, die ent— 
iheidendjten leuchten aus der Darftellung,, weldhe wir gaben, hervor. Sie 
lagen zum großen Theil in der Schwierigkeit der Aufgabe, eine durch hi— 
ſtoriſche Verhältniſſe, dur Religionzzwiefpalt, jo verſchieden zerklüftete Na— 
tion zu einigen, fie lagen in dem heimlihen und offenen Wiverjtande der 
Fürften, fie lagen zu einem großen Theil in der Selbftüberijhägung der 
Berjammlung, in ihrem Streben nad Idealen, in ihrem Verwerfen des 
Guten um des Beiten wegen, in dem Berfennen der Machtverhältniſſe, in 
dem Verkennen des Sabes, dab alle Politik im Vergleich bejteht, in dem 
Steifen auf das Redt. 

Doh zu Hannover zurüd. Die Auflöjung der zweiten Cammer gab 
das Signal zu einer Fluth von Adreſſen und Petitionen, an den König, 
das Minifterium um Anerkennung der Verfaſſung und der Kaiferwahl, die 
Nationalverfammlung u. f. w. Alle möglichen Formen von Erllärungen und 
Demonjtrationen wurden gebraudt, und die verjhiedenften, in ihren Mei- 
nungen ſich entgegenjtehendjten Menfchen vereinigten fich zu denfelben. Ich 
würde mehrere Bogen mit ſolchen Adreſſen ꝛc. aus dem Monate Mai füllen können, 
Es ſcheint das aber überflüjfig, da alle ziemlich gleich lauteten, nur phrafen= 
reiher und blumenreicher verziert , jchlechter oder bejjer ftylifirt. Characte: 
riftiih aber war, daß die conjtitutionellen und demofratifhen, ja mo es 
jolde gab, demofratifch=focialijtifchen Vereine fih unter der gemeinjamen 
Barole der Reichsverfaſſung näherten oder gänzlich vereinigten. Die Schwan 
tenden fanden in ihr einen Boden, die Philiſter den Schluß der Revolution, 
Alle wieder das Gefühl eines inneren Zufammengehörend. Bon dem Her: 
vortreten eines Hannovertbums, das ſich durch die Unterordnung unter Preu- 
ben gebrüdt gefühlt, feine Spur. Volksvereine, conjtitutionelle Vereine, 
Deutfhe=, andwerker-, Arbeit, Turn: und Wehrvereine jchaarten fih um 
diefelbe Barole. Die Zmwietracht, welche den vaterländifchen Verein in Hannover 
zerriffen hatte, fand eine Ausgleihung, der alte und der neue vaterländifche Ver: 
ein vereinigten fih am 28. April aufs Neue zu einem deutjchen Vereine, 
der die Statuten des neuen vaterländifhen Vereins, und damit die Unter: 
merfung unter die Reichsverfaſſung adoptirte, 

Die Verfammlung fagte zugleich einem ihrer thätigjten Mitglieder, dem 
Vicepräfidenten Canzleiauditor Pland Lebewohl, der unter nachdrücklicher Ver: 
marnung wegen der aufreizenden Neben, die er in den Vereinen der Stabt 
geführt habe, nah Dsnabrüd verjegt war. 

In Hildesheim wurde fhon am 29. April eine Volksverſammlung für 
Stadt und Fürftenthbum abgehalten, in der es tief beflagt war, daß man 
nochmals zufammentreten müffe, um zu ſchriftſtellern und zu petitioniren, daß 
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eö dem Volle durch Gewaltthat unmöglich fei, durch die Stimmen feiner 
Vertreter zu der Regierung zu reden. — Das Bolt müſſe die Volziehung 
der NeihSgejege in die Hand nehmen. — Weinhagen beantragte einen Antrag 
an die Nationalverfammlung dahin gehend: „daß die hohe Nationalverfamm- 
lung die Petenten zu allen Mitteln autorifiven möge, welde dazu dienen, 
die endgültig beſchloſſene Reihsverfafjung zu vollziehen. Zu diefen Mitteln 
werde gerechnet als gelindeites die Steuerverweigerung, aud bewaffnete 
Selbfthülfe nicht ausgeſchloſſen.“ 

Noch verlag der Bürger Gottöleben, wie es in ber Hildesheimer Zei— 
tung beißt, einen bemerfenswerthen Antrag: „Er fordert alle Communen 
und Vereine des Landes auf, in Majie am 7. Mai in Hannover. zu er— 
feinen, um dem Könige gegenüber in ernjter, frievliher Haltung die Les 
berzeugung auszuipreben, daß das Minijterium durhaus im Wiverfpruce 
mit dem Volkswillen jtehe und ihn. aufzufordern, das freiheitsfeindlihe Mi— 
nifterium fofort zu entlaflen, fo wie auch den König felbit aufjufordern, 
dem Beijpiele der hannoverſchen Staatsbürger durch jelbfteigne Unterwerfung 
unter bie Reihsgemwalt und Reichsverfaſſung, als erjter NReihsbürger zu 
folgen. 

Die Landesverjammlung des Landes Wurften verlangte in ‚einer Bor: 
ftellung an das Gejammtminifterium, daß die Neihsverfaffung und Kaiſer— 
wahl jofort anerkannt und durch die Gefegfammlung publicirt werde. Die 
Höttinger Bürgerwehr jah die Vermwirklihung der verheißenen bürgerlihen 
Freiheit, jo wie die Erhaltung der Ruhe und Ordnung im Lande bedingt 
dur die volle und unummundene Anerkennung der deutihen Reichsverfaf: 
fung und fhidte eine Deputation an den König mit einer Adreſſe diejes 
Inhalts. Dieſe Agitation wurde von den Deputirten in Frankfurt befeuert. 
Diejelben fhidten folgende Anſprache: 

„Mitbürger! Die Berfaffung des deutſchen Neihs ift in zweiter Le— 
fung vollendet und von ber verfafjunggebenven Nationalverfammlung als 
Reihsverfajjung verfündigt. Mögen die Regierungen der einzelnen deutſchen 
Staaten die alleinige Berechtigung der Nationalverfammlung zu jenem Werke 
anerfennen oder mögen fie das Recht der Einwilligung ſich beilegen, jeden 
Falls find fie nunmehr verpflichtet, über die Verfaſſung in bündiger Weiſe 
fih zu äußern. Im erjteren Falle ift e8 dur Gründe der Zmedmäßigteit, 
im letzteren durch gefegliche Nothwendigkeit ihnen geboten, hei ‚jener. Aeu— 
ßerung den Willen ihrer Stände zu vernehmen. Die Regierung des König: 
reichs Hannover hat es vorgezogen, im Zuftande der Ungemwißheit über, die 
Verfaffung des deutichen Reichs ihre Stände zuerft zu vertagen und ſodann 
in zweiter Gammer aufzulöfen. Durch diefe Mafregel bat fie fih in die 
Lage geſetzt, über die Reichsverfaſſung entweder ohne ihre Stände oder gar 
nicht fi zu äußern und das in einer Zeit, wo das dringende Verlangen 
des deutſchen Volks nad geordneten Rechtsverhältniffen und vie Gefahren, 
welche von außen das Vaterland bedrohen, auf die Verzögerung eines jeden 
Tages ſchwere Berantwortlichkeit häufen. 

„Die Regierung bat die Auflöjung der zweiten Ständecammer für noth: 
wendig erachtet, weil die Mitglieder der damals vertagten Ständeverſamm— 
lung in ihrer Mehrheit den Verſuch gemacht haben, mit einer Bitte an die 
Königl. Regierung zu Gunften der Reichöverfaffung ſich zu wenden, und je- 
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ner Verſuch den Bittitellern die nöthige Unbefangenheit bei demnächſtiger 
ftändifhen Berathung des Gegenjtandes entzogen habe. Mitbürger! Das 
Recht der Bitte und Beſchwerde iſt Euch verfaffungsmäßig gefihert, feine 
Ausübung kann nicht unfähig machen zur Erfüllung ſtändiſcher Pilichten, 
eben jo wenig wie das Recht der freien Rede, womit der Bewerber um 
Eure Wahl das Belenntniß feiner politifhen Weberzeugung vor Euch abge: 
legt bat. 

Die Nationalverfammlung ſoll, jo verjihert die Königl. Regierung, den 
allein währen und unter den ſchwierigen und verwidelten Staatsverhält: 
niffen Deutichlands doppelt gebotenen Weg jofort verlaifen und ſich allein 
Befugnifje zugejchrieben haben, melde ihr nur in Gemeinjhaft mit den 
Fürften Deutjchlands übertragen jeien. Berufen, das Verfaſſungswerk 
zwifchen Volt und Fürften zu Stande zu bringen, alſo durch ſchiedsrichter— 
lihen Spruch das Recht des deutihen Volkes auf ein einiges Vaterland 
gegen die mehr al3 vreigigjährige Verneinung der Regierungen fejtzuftellen, 
bat die Nationalverfammlung ihre Stellung vom Anfange an richtig gewür— 
digt, überdem vie völlige Unmöglichkeit eingejehben, die bejonderen und 
unter einander widerftrebenden Bedenken von dreißig und einigen Regie: 
rungen durch Vereinbarung zu bejeitigen. Auch ijt die Nationalverjamm- 
lung im anerkannten Befise der Geſetzgebung; ſchon dem Geſetze, wodurch 
die Centtalgewalt geſchaffen, haben alle deutſchen Regierungen ji gefügt. 
Nirgendwo aber weniger, wie in Hannover, kann die Wahrheit bezweifelt 
werden, daß in öffentlihen Rechtsverhältniſſen die ausgebildete Thatſache der 
wohlerworbenen Befugniß glei ftehe. Denn nur diefer Wahrheit verdankt 
die gegenwärtige Verfafjung des Königreichs Hannover ihre Gültigkeit, 
ohne jene ift fie eine Blume, die aus dem vergiftenden Boden eines ge: 
waltjamen Berfafjungsumfturzes aufiboß. 

„Mitbürger! Mit Recht ift uns die Verfaſſung unferes bejonderen 
Baterlands theuer, aber daß dieſe Verfafjung nicht abermals der Gewalt 
erliege, und, geſchähe es, was Gott verhüte, nicht abermals das hanno— 
verſche Volt ungehört abgewiejen werde von den verſchloſſenen Pforten des 
Bundespalaftes in Frankfurt, auch dazu hat die deutſche Nationalverfamms 
lung eine freie Verfaſſung des deutjhen Reichs gejhaffen und eine Fräftige 
Gewalt an deſſen Spige beſchloſſen. Würde diefe Verfaffung, ihrer unab— 
mweislihen Gültigkeit ungeachtet, den widerftrebenden Regierungen gegenüber 
vergebens nah Anerkennung ringen, würde gar der Rath der Cabinette ſich 
dahin offenbaren, die Thätigkeit des alten Staatenbundes, fei es unter der 
Form des Bundestages, fei es unter der ähnlichen eines vielköpfigen Oberhaup: 
tes wiederum zu ermeden, die Erinnerung an den mehr als breißigjährigen 
Drud, dem es erlag, an die ihm gegebenen aber nit erfüllten Verſprechun— 
gen, an feine gebrochenen Berfaffungen, müßten im deutihen Volke einen 
Sturm hervorrufen, der, die Reichsverfaſſung mit allen einzelnen Verfaſſun— 
gen zertrümmernd, entweder unmittelbar oder durch die Zwiſchenherrſchaft 
eines fanatifhen Republifanismus zur Despotie eines militairifhen Herrſchers 
binführen würde. 

„Mitbürger! Tragt Alles, was Eure Kräfte vermögen, dazu bei, ein 
fo trauriges Ergebniß zu verhüten. Von Euch, Ihr Vertreter der Corpo— 
tationen , insbefondere der Städte des Landes, werde dies vorzüglih als 
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heilige Pflicht erfannt! Haltet Alle feit an der Verfaſſung des Reichs; 
fräftigt und belebt, wo fie ſchwach ift, erwedet, wo fie jchlummert, die 
Liebe zu diejer Verfaffung, ein Jeder in feiner Yamilie, in dem Herzen 
feiner Freunde, in den Gemüthern aller derer, die dur gejellige und po— 
litifhe Vereinigungen zu Euh in Berührung treten. Aber vor Allem ge: 
braudet zum Schuge der gefährdeten Reichsverfaſſung die Rechte, welche 
gefeglih Euch zuftehen. Gebrauchet dieſe Rechte jhnell und wartet nicht auf 
eine ungewiſſe Zufunft, nicht darauf, daß eine dereinftige Wahlbewegung 
Euch Gelegenheit verjhaffen wird, die treuen Männer, melde in zweiter 
Cammer durch Feithalten an der deutſchen Sahe Eurem Bertrauen entjpra= 
hen, durch eine Wiederwahl zu ehren; gebraucdet ohne Auffhub die Euch 
zuftehende Freiheit der Rede, der Schrift und der Preſſe, gebraudet das 
Euch zuftehende Vereinigungs- und Verfammlungsreht, um in gemeinjamer 
Rede und Schrift das Euch gebührende Neht auf Bitt: und Beſchwerde— 
jtellung zu Gunften der Reichöverfaflung auszuüben. Vergeßt nit, daß 
dem nachhaltig, umfafjend und entſchieden, in gejesliher Weiſe ausgeſpro— 
chenen Boltswillen eine conftitutioire Ile Regierung auf die Dauer zu wider— 
ftehen nit vermag. PVerträuet auf die Vorfehung, melde, als die Noth 
am höchſten war, die Bewegung des verwichenen Frühjahrs uns jandte, ge— 
wiß nit, um durch deren Bereitelung dem deutihen Wolfe die Unerträg- 
lichkeit feiner, nicht in ihm, fondern in feinen Regierungen beruhenden 
Zerrifienheit no fühlbarer zu machen. Glaubet feit an die Einheit des 
deutſchen Vaterlandes, die Weihe dieſes Glaubens wird Eurem Wirken Er- 
folg verleihen! 

„Senehmiget, liebe Mitbürger, diefen Zuruf, zu dem die bedenkliche 
Lage des Vaterlandes und die Angriffe, welche in der Königlihen Procla— 
mation vom 25. April gegen die Thätigkeit der Nationalverfjammlung ge— 
richtet find, uns, die unterzeihneten aus dem Königreihe Hannover abge— 
ordneten Mitglieder jener Verſammlung veranlaßt haben. Gott ſchütze 
Deutihland und gebe ihm Einheit! 

„Frankfurt a. M., 1. Mai 1849. 

„Sreudentheil. Plaß. Groß. Wedekind. H. Zachariage. Nicol, Breu— 
fing. Röben. v. Quintus. Behncke. Oberg. Lodemann. v. d. Horſt II. 
Gravenhorſt. Brons. v. Reden. Meyer.” 

Die geſchäftsführenden Mitglieder des Centralcomitees der Volksvereine 
zu Celle, Hildesheim, Hannover forderten das ganze hannoverſche Land, ins— 
bejondere aber alle Volksvereine auf, daß fie die Neichsverfaffung als zu 
Recht beftehend anerkennen, deren fofortige Publication fordern, daß 
he jofortige Ausfchreibung neuer Wahlen und fchleunige Einberufung der 
Cammern verlangen, und die Entlaffung dieſes unvoltsthümlihen, un: 
deutjhen und unbeugfamen Minijterii beftimmt erwarten. 

Die Hildesheimer erließen folgenden Aufruf an das hannoverſche Volt, 
in welchem ver Zwed der Agitation, dem Beifpiele der Würtemberger zu 
folgen, Har ausgejproden mar: 

„Das Volk der Stadt Hildesheim beeilt fih in der Stunde der Gefahr 
zum Schube und Schirme des höchſten Verfaſſungsgeſetzes der deutſchen Na— 
tion an das geſammte hannoverſche Volk, an alle ſtädtiſchen und ländlichen 
Gemeinden, an alle Vereine des Landes ben dringenden Noth- und Mahns 


223 


ruf ergehen zu laffen: am Montage, den 7. Mai d. J., zahlreiche Abge: 
ordnete nach der Refidenzitadt Hannover zu jhiden, um auf dem Wege 
einer Deputation dem Könige fräftiges und lebendiges Zeugnif zu bringen 
von der im hannoverſchen Volke herrſchenden Erbitterung und Entrüjtung 
über den rebelliihen Ungehorſam feiner Regierung gegen Reich und Reichs— 
verfafjungsgejes, jo wie den König dringend aufzufordern, feine bisherigen 
landesverderbliben Käthe und Minifter fofort zu entlaffen und ſich ftatt de— 
ren unverzüglih mit Männern zu umgeben, von deren Rathſchlägen das 
bannoverjhe Volk die fofortige und unbedingte Unterwerfung der Landes: 
regierung unter das Neid und Reichsverfaſſungsgeſetz erwarten dürfe, gleich: 
wie den König aufzufordern, durch Höchfteigene Unterwerfung unter das böchite 
Gejeb des deutſchen Volks dem Beijpiele feiner veichsverfafjungsgetreuen 
Hannoveraner nadbzufolgen, jo wie endlih Höchſtdemſelben in kräftigen fur: 
zen Zügen die großen Gefahren zu jhilvdern, welche dem Lande und Seiner 
Krone im Falle eines längeren Verharrens jeiner Räthe auf der von den- 
jelben betretenen verderblihen Bahn drohen dürften. 

„Beſchloſſen in ver am 29. April im Freien Statt gehabten Verfammlung 

des Volks der Stadt Hildesheim, 

Dem Aufrufe waren die Namen von 15 Volks» und VBürgervereinen 
binzugefügt, die fih ihm angeſchloſſen und von Seiten des PVorjtandes des 
Volfsvereins der Zuruf mitgegeben : 

„Auf denn, bannoverfhes Volk! ziehe hin im frievlihen Schaaren zu 
Deinem Könige und verkünde Jhm mit männlicher Gradheit, daß Du gleich 
Deinem Bruderitamme in MWürtemberg um feinen Preis der Welt ablaffen 
wollejt vom Reich und Reichsverfafjung ! 

„Bolle diefen Tribut der Treue, der Gerechtigkeit und dem Bürger: 
frieden in Deutihland — und finfe nicht zurüd in die alte Knechtſchaft, 
fteuere jo der gegenwärtigen und künftigen Anardie!” 

Auch in Göttingen und anderen Orten, namentlich jowohl in ‚ven bre- 
miſchen Marjhen, als der Geeſt, ſprach man fi für Mafjendeputationen 
aus. In Emden hatten Magiftrat und Stadtverorbnete am 30. April nad 
Vortrag eines am Tage vorher in einer Vollsverfammlung gefaßten Be- 
ſchluſſes einftimmig beſchloſſen: 

1) Unbedingte Anerkennung der deutſchen Reichsverfaſſung einſchließ— 
lich des Reichswahlgeſetzes; 

2) unbedingte Unterordnung und Unterwerfung der hannoverſchen Re— 
gierung unter das von der deutſchen Reichsverſammlung gewählte oder noch 
ferner zu wählende Oberhaupt; 

3) ſofortiges Ausſchreiben neuer Wahlen zur zweiten Cammer; 

4) Geſuch um Entlaſſung des gegenwärtigen und Wahl eines volks— 
thümlichen Minifterii, das ſich zur Ausführung der erjten Buncte bereit er— 
Märe; und eine Deputation von 4 Mitgliedern des Magiftrats gewählt, welche 
die obigen Anträge dem Könige perfönlih mittheilen jollte. 

Die Deputation ward nicht vorgelaffen und von dem Magiftrate in 
Hannover, mit dem fie fih hatte in Verbindung ſetzen wollen, ſchnöde be— 
bandelt, wie Bueren in Eyſtrup Hagte. 

Am 3. Mai wurde das bewafnete Corps der Polytechniter durch das 
Lehrercollegium aufgelöft. Am 4. Mai erließ die Polizeidirection in Han— 
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nover das Verbot einer Maffendeputation. Während ſich die Volksvereine 
in den lleineren Städten und Fleden immer mehr erhisten, z. B. der Volks— 
verein in Coppenbrügge den großartigen Beihluß faßte: „Mit Gut und 
Blut für die Reichsverfaffung zu ftehen und folde Erklärung dem zeitigen 
Inhaber der Krone Hannovers unverholen zu übermahen” —, die Bürger: 
wehren an verjchievdenen Orten das Gelübde ablegten: mit Frankfurt gegen 
jede Rebellion zu fämpfen, der Reichsverfafjung Gehorfam zu leiten und zu 
verjhaffen oder wie fonft die Phraje lautete, fingen die verjchiedenen Ver— 
eine in Hannover an, das Gefährlihe der Maffenzuzüge am 7. Mai ein- 
zujehen und gegen eine Mafjendeputation Beſchlüſſe zu fafjen. 

Unabhägig von jener hannoverfhen Mafjendeputation hatten die Vor: 
ftände der Volksvereine von Verden, Nienburg, Hoya, Rotenburg, Aſen— 
dorf, Syke, Bruchaufen-PVilfen und Moor, und Stoljenau eine große 
Boltsverfammlung nad Eyftrup ausgefchrieben auf Sonntag. den 6. Mai 
Mittags, zu dem Zwed, der endgültig bejchloffenen und publicirten Reichs— 
verfajjung Treue und Gehorfam zu geloben und die Mittel zu berathen, 
wie dieſelbe particulariftiihen und rein dynaſtiſchen Intereſſen gegenüber 
ins Leben zu rufen und, zu ſchützen ſei. — Der erite Alterspräfident der 
Nationalverfammlung, Lang I. aus Verben, leitete die Verſammlung, die 
aus etwa 5000 Menſchen beftand. Die Mittel, die man zu jenem Zwecke 
anzugeben wußte, waren verbraudt. Weber aus Stade wollte, daß die 
Nationalverfammlung energifchere Mafregeln gegen die wiberfpenjtigen Res 
gierungen bejhließen und das Volk zur Durchführung der von ihr zu tref: 
fenden Maßregeln auffordern folle. Aber was für Mittel hatte die National: 
verjammlung zu energifhen Maßregeln, außer der Aufforderung zur Revolution 
und durfte man hoffen, mit Gewalt, durch Revolution, fi den Erblaijer 
zu erobern? — Hornay aus Marfel will eine Deputation an die National- 
verjammlung jenden zu ähnlihem Zwed. Stürke will von der Maſſendepu— 
tation nicht laffen, die Zeit fei günftig, au in Dresden habe das Bolt 
gejiegt. Man tagte nämlich unter den erjten Nachrichten von dem Aufftande 
in Dresden, die bis zum 5. Mai reichten. Lehrer Behre und Advocat Eb⸗ 
hard aus Hannover riethben von Maſſenzügen ab. Man bejhloß denn aud 
nur Einzelveputirte zu fenden, gelobte der Neichsverfaflung Treue und Ge- 
horſam und nahm die Menge eine Rede des Heren Köttgen aus Bremen, 
welcher von der Nationalverfammlung verlangte, fie jolle fih als Convent 
conjtituiren und das Volt zur Revolution aufrufen, mit großem Beifall auf, 
während das Bureau, ſelbſt Herr Bueren, dem Redner das Wort zu ent- 
ziehen fuchte. In der Mafje ftedte auch in unjerem falten Norden die Luft 
loszujhlagen. Die Verfammlung verlief übrigens in der größten Ruhe und 
Ordnung. . 

Am anderen Tage hatten fi Deputirte von 55 Ortihaften, 38 Volks— 
vereinen, 35 anderen Vereinen, und einer ſ. g. Urwählerverfammlung aus 
Göttingen in Hannover eingefunden. Es finden fih unter den Verſammel⸗ 
ten wenig befannte Namen, weder frühere Deputirte, noch Condeputirte. 
Die Verfammlung eignet fih die 4 oben erwähnten Forderungen der Stadt 
Emden an, deputirt v. Hark aus Hemmendorf, Jordan aus Holle, Dr. Stolte 
aus Lüneburg, Zuhorn aus Osnabrüd, Bueren aus Emden, Stürke aus 
Leſum zu einer Deputation an den König. Der Deputation jchließen ſich 
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die übrigen Deputirten an und ziehen, vielleicht in der Menge von 150 — 
200 Berjonen, in das Palais. Die Deputation wird nit angenommen. 
Man zieht ſich nach Remy's Hofe zur weitern Berathung zurüd; um wes 
nigjtens etwas zu thun, wählt man einen permanenten Ausihuß, von deſ— 
jen Verlauf und Thätigkeit dann weiter nicht3 verlautet, als daß er einen 
Aufruf erlaſſen. 

Das war der Gipfelpunct der Demoniftrationen, die man in Hannover 
für die Neihöverfaflung machte. Zwar jubelte Theodor Althaus, damals 
Redacteur der Zeitung für Norbdeutichland, in der Sonntagsnummer vom 
13. Mai dem Beſchluſſe der Nationalverjanmlung vom 10. Mai, daß die 
Gentralgewalt mit allen ihr zu Gebote jtehenden Mitteln dem preußijchen 
Reichsfriedensbruche entgegentreten und die Beftrebungen des Volks, welche 
zur Durhführung der endgültig beſchloſſenen Reichsverfajjung geſchehen, ge— 
gen jeden Zwang und Unterdrüdung in Schuß nehmen jollte, mit dem Enthu— 
ſiasmus eines Dichters zu, (er rechnete die Gontingente aller deutjchen Staa: 
ten zu den Mitteln des NReichsverwejer und jchien auch auf deſſen guten 
Willen zu bauen) und forderte, da Hannover ſich in einer ähnlichen Lage, 
wie die Pfalz befinde, auf: „daß ein Landesausſchuß für Verthei: 
digung und Durhführung der deutſchen Reihsverfafjung 
in Hannover eingejegt werde, um, vom ganzen Lande unterſtützt, 
in Maaß und Ordnung alle Kräfte zur Vollendung des großen Werks in Be: 
wegung zu ſetzen. Auf Beranlaffung Stüve's wurde Althaus ſchon am 14. 
Mai vom Stabtgericht verhaftet, ihm als Staatöverräther der Proceb ge: 
macht und derjelbe jpäter von der Juftigcanzlei zu einer dreijährigen Feſtungs— 
ſtrafe verurtheilt, die er, nachdem ihm zwei Jahre erlaffen waren, in Hilves- 
beim verbüßte. * ) 

In Folge der preußifhen Gircularnote vom 28. April war Stüve mit 
dem Kloſterrath v. Wangenheim ſchon am 4. Mai nad Berlin gegangen, 
um an den Berathungen der Regierungen in der deutſchen Sade theilzu: 
nehmen, Stüve, wie das Gefammtminifterium, war großbeutfch, er ging 
von dem Gedanken aus, daß die Sicherheit Deutjchlands gegen Weit und 
Dit davon abhängig jei, daß Deutichland in feiner Totalität beifammen bleibe, 
und daß darnah nur eine folhe Verfaſſung für Deutſchland möglich jei, 
welche Defterreih und Preußen in ihren Lebensbedingungen nicht beeinträdh- 
tige. Stüve war bundestagifh, er hielt die Sicherheit Deutſchlands, Die 
Forteriftenz; der Kleine und Mittelftaaten bedingt durch die Exiſtenz des 
deutihen Bundes. Er glaubte daher, auch darauf beharren zu müſſen, 
daß beide große Staaten nicht für berechtigt gehalten werden dürften, ir- 
gend Etwas als Lebensbedingung in Anfpruch zu nehmen, was mit ben 
Gejeßen des fortdauernd zu Recht beftehbenden deutſchen Bun- 
des, aljo auch der den einzelnen Fürften garantirten Souverainetät und 
mit den Verpflichtungen gegen denjelben, nicht im Einklange ftehe. 

Das waren nun feineswegs Anfichten, die mit den öfterreichifchen oder 
preußijchen übereinftimmten. Defterreich wollte feine bevorzugte Stellung in 


*) Althaus, ein jehr talentvoller, liebenswürdiger Dichter, war zum Bolitifer 
und Staatsmann noch zu jung. Sein Buch aus dem Gefängniß giebt Die beite 
Einficht in die Ideale, welche ev eultivirte: humaner Univerfalisinus, Deutſchlands 
Weltberuf. Er jtarb bald nach feiner Entlaſſung in feiner Heimath — 
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Deutihland nicht aufgeben, es wollte herrſchen wie bisher. Als die preu— 
biihen Diplomaten daher mit den Unionsideen herausrüdten, 309 jich der 
öfterreichifche Gejandte fhon am 18. Mai zurüd. Hannover aber willigte 
ein, an eine vorläufige Einigung ohne Dejterreih zu denfen, wenn man 
diejem nur jeden Augenblid einen ebrenvollen Eintritt offen balte. 

Nun begann das Spiel der Diplomatie und gegenjeitiger Täufchung. 
Preußen war offenbar nur an dem Jujtandefommen eines Bundesjtaats 
gelegen, in welchem es das Oberhaupt bilde, und es hoffte, daß jih um 
diefen Kern der größere Theil Deutſchlands, mindejtens Nordveutichland kry— 
jtallifiren werde. Sachſen und Hannover waren bejtrebt, den Verfaſſungs— 
entwurf jo einzurichten, daß derjelbe nur für ganz Deutichland außer Oeſter— 
reich paſſe, und jtellten außerdem vie Bedingung auf: daß eine Verbindliche 
feit für jie nur dann vorhanden jei, wenn das ganze ſüdliche Deutſch— 
land, namentlich Baiern beitrete, und wenn Dejterreic feine Zuftimmung 
gebe, d. b. feine Rechte aus der Verfafjung des deutſchen Bundes befrie- 
digt jehe. So fam das Dreifönigsbündniß zu Stande (Anlage XXX VIEL), 
wobei jeder Diplomat den andern überliftet und- alle dem Volle Sand in 
die Augen geitreut zu haben glaubten. Ein dem Minijteriun Stüve ver: 
trauter Gorrejpondent aus Berlin jchrieb: wer nicht das Hirn verbrannt, 
oder auf Rejurrection des weiland Bundestags gerechnet hat, athmet auf: 
Bundesjtaat und Parlament find gerettet. Diefer Hirnverbrann- 
ten gab es noch jehr viele im Lande Hannover. Man traute den Regies 
rungen nicht. 

Mit den von Frankfurt oder Stuttgart zurüdfehrenden Barlamentsmit- 
gliedern kamen zwar neue Elemente der Agitation ſelbſt in das Land, aber 
mit diefer wollte es jo recht nicht mehr. Trog alles Predigens von der 
Rechtsgültigkeit der definitiv beſchloſſenen Neichöverfaflung fehlte es im Bolfe 
und bei den Führern ſelbſt an dem rechten Vertrauen und Glauben an der 
Sade. Auf das in Stuttgart noch immer forttagende Rumpfparlament und 
einen Sieg der Neichöverfajjung von Baden aus glaubten nur wenige Eral- 
tirte und Unverſtändige. 

Die oftfriefifhen Provinzialftände hatten diejenigen Forderungen, welde 
von der Stadt Emden aufgejtellt waren, ſich angeeignet, wenn ſie auch die 
weitergehenden Anträge Buerens, wonach ſich die Landſchaft bis zur Ges 
währung für permanent erflären oder einen Ausfhuß ernennen jolle, ver 
die Vertheivigung Ditfrieslands in die Hand nehme, und für den Fall der 
Nihtunterwerfung der Krone unter die Neichsgewalt, Dftfriesland für reichs— 
unmittelbar erklären ſolle, zurüdwiejen. Cine Deputation war nah Hanno— 
ver gejendet; nad langem Warten hatte diejelbe Audienz bei dem Könige 
befommen , der ihr Folgendes erwiederte: 

„Zunächſt entihuldige Ih Mich bei Ihnen, meine Herren, Sie nicht 
früher vorgelafjen zu haben; aber ih war frank und bin au nod fo, daß 
es Mir jhwer werden wird, Ihnen Meine Meinung ausführlich mitzuthei- 
len und deutlich zu machen. Der Inhalt Ihrer Adreſſe ift derjelbe, wie 
er jih in zahlreihen, wohl 500 Petitionen von vielen Vereinen ꝛc. findet, 
wie Sie das ſelbſt wifjen werden, nicht wahr? er ift Mir deshalb nicht neu 
und Ich babe diefe Anträge ſchon oft und gründlich erwogen. Sie ſcheinen 
zu glauben: Ich gehe darauf aus, dem Glüch des Landes entgegenzutre: 
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ten. Ich hätte gehofft und glaube, Mein Benehmen jeit ven 12 Jahren 
Meines Hierfeins follte das Gegentheil bewiejen haben. Ich babe alle Meine 
Kräfte angeftrengt, das Glüd, den Wohlitand und das Recht im Land zu 
befördern. Daß Mein Streben nicht ganz vergebens gewejen, beweijet 
wohl auch der MWohlitand und die Ordnung, welche bier im Lande aufrecht 
erhalten jind. Schon jeit länger als voriges Jahr habe Ich immer geftrebt , 
größere Einheit und Macht des gejammten Deutichlands herbeizuführen. 
Jett behaupten Sie, Jh hätte Ihnen schlechte Minifter gegeben; meine 
Herren, wo Minifter waren, welche Frankfurt Alles nachgegeben, da ift jet 
überall Mord und Todtihlag. Das einzige richtige Mittel, um vie Einheit 
und Macht Deutjchlands zu befördern, it, dab dies mit Gefe und mit 
Ordnung gejhiehet, nicht aber durch Uebergriffe, wie die Frankfurter Na— 
tionalverfammlung fih hat zu Schulden kommen lafjen durd ein Gleichma- 
hen der in den einzelnen Ländern jo verfchiedenen Verhältniſſe und durch 
Ueberſchreitung des ihr ertheilten Auftrags. Für die Einheit Deutſchlands 
will Ich Alles thbun, was irgend angeht, aber Jh kann nicht Alles thun, 
was Ihr verlangt, fonjt wäre Jh nicht Euer Freund, jondern Euer 
und‘ des Landes Feind. Dies ift nicht eine flüchtige Meinung, ſon— 
dern das Nejultat der gewiſſenhafteſten Prüfung und Ueberlegung. Das 
Schlimmſte für die Provinz Dftfriesland ift der unfelige dänische Krieg. 
Die Schuld aber, daß derjelbe wieder ausgebrochen, kann Mir nicht beigemefjen 
werden. Ich wünsche jehnlichjt deilen balviges Ende. Ich babe Dftfriesland 
jtet3 für einen guten Landestheil gehalten und die Dftfriefen für treu und 
befonnen; bleiben Sie ruhig, bis der dänifhe Krieg zu Ende ift, dann 
werden fich die dortigen Verhältniffe wieder bejjern, nicht durch unbedingte 
Anerkennung der Neichsverfaflung, die von den einzelnen Ländern unter 
Berüdjichtigung ihrer verjhiedenen Verhältniſſe geprüft werden muß und 
von Anfang an bat vereinbart werden follen. Ich mwiederhole, daß Ich 
Alles thun werde für die Einigkeit und Aufrechterhaltung des Rechts; aber 
Ich verjprehe Ihnen nicht Alles, was Sie wollen, denn was Ich ver- 
ſpreche, halte Jh unverbrüchlich. Namentlih was Mein Minifterium 
angeht, jo waren Mir dieje Herren, als Ich fie annahm, ganz fremd, Ich 
babe fie forgfältig beobachtet und geprüft; Ich kenne fie jebt genau und 
Ich bin überzeugt, dab in feinem Lande Männer an der Spise jtehen, 
die es jo redlich mit ihrem Lande und mit Deutjchland meinen, als vieje 
und die fo fähig find, zu urtheilen, auf weldhe Weife man fann ven ge- 
wünfchten Zwed erreihen. Durch unbedingten Gehorfam gegen Frankfurt 
ift das nicht möglih. Iſt denn, was jekt in Frankfurt gejchiehet, aus— 
führbar und vernünftig? Auch früher, denn der liebe Gott hat nicht Alles 
gleih gemacht weder bei den einzelnen Menjhen, noch in den verfchiedenen 
Ländern, und jo müſſen auch die Menfhen bei ihren Einrichtungen nad 
den verjchiedenen Verhältniſſen fih richten. Die Einberufung der allge- 
meinen Ständeverfammlung anlangend, fo wird ſolche erfolgen, jobald die 
bereits angefangenen Vorlagen präparirt find. Glauben Sie, meine Herren, 
dab Ich Alles thbun werde zum Vortheil von Oſtfriesland und Meines Lan- 
des; es ift die Sorge dafür Meine einzige Beichäftigung. Ich arbeite viel 
da mit und jo, daß Ich zu Zeiten davon fehr angegriffen werde und un— 
wohl bin, aber Ih kann nur etwas ausrichten, wenn Sie mir area 
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trauen zollen, was Ich glaube, zu verdienen. Sagen Sie das Alles zu 
Hauſe und daß Ich will, ſo lange Ich kann, die Sache führen und hoffe, 
wenn Ich todt bin, Sie werden Alle ſagen, daß Ich habe redlich das Mei— 
nige gethan.“ 

Als dieſe Antwort Anfang Juni der ſ. g. Landesrechungsverſammlung 
mitgetheilt war, ſetzte dieſe eine Commiſſion nieder, zu berathen, was nun 
geſchehen ſolle. Die Minorität brachte jolgenden Vorſchlag: 

„Stände mögen beſchließen, dem Könige auf den ihrer Deputation er: 
theilten Bejcheid zu erwiedern: 

„1) Daß fie jhmerzlich bedauere, Se. Maiejtät nicht haben bewegen 
zu können, ihre geftellten Anträge zu bewilligen; 

„2) daß fie bei ihren früheren Beſchlüſſen bebarrend, ihre durch die 
Deputation überbrachten Anträge wiederholen; 

„3) das nad ihrer Anficht die in Frankfurt bejchlojjene Reichs verfaſ— 
jung, einfchließlich des Reichswahlgejeges, wie ſie im Neichsgefeßblatt ver: 
fündet worden, rechtsgültig ift, und daher die Wahlen zum neuen Neichstage 
nah jenem Wahlgejege zu vollziehen jein dürften; 

„A) daß fie auch den Negierungen das Recht nicht zugeiteben fünnen, 
die Reihstagsabgeordneten von Frankfurt abzuberufen, * 

Dieſe Minorität bejtand aus Graf Wedel: Gödens, Telting, Schwers. 

Die Majorität; 

l. Stände mögen beſchließen, auf die Antwort Sr. Majeftät an ihre 
Deputation Folgendes zu erwiedern: 1) Dab Sie ſchmerzlich bedaueren, 
Se. Majeftät nicht haben bewegen zu fünnen, ihre geitellten Anträge zu 
bewilligen; 2) daß fie, bei ihren früheren Beſchlüſſen beharrend, ihre durch 
die Deputation überbrahten 3 Anträge wiederholen müſſen. 

ll. Stände mögen beſchließen zu erklären: 1) Daß fie die in Frant- 
furt beichlojjene Reichsverfaſſung einjchließlih des Reichswahlgeſetzes, ſowie 
fie im Reichsgeſeßblatt verkündet jind, für rechtsgültiges Reichsgeſetz aud) 
für Hannover und Dftfriesland anerkennen; 2) daß fie den 3 Regierungen 
von Preußen, Sachſen und Hannover, oder welche fonjt noch zutreten mö— 
gen, kein Recht einräumen können, ein Neichswahlgefeg, wie geichehen, zu 
oetroyiren; 3) daß fie feine Wahl zu Neichstagsabgeordneten für rechts— 
gültig anerkennen können, welche nicht nach dem vom Frankfurter Parlament 
rehtögültig bereits erlafjenen Reihswahlgefeg vom 12. April 1849 vorge: 
nommen werden möchte; 4) daß der hannoverjchen Regierung fein Recht 
zuftehe, wie fie getban, die hannnoverjchen Reichstagsabgeordneten von Franfs 
furt zurüd zu berufen, 

Ill. Der Beſchluß ad 1. joll an Se. Majejtät von den Ständen in 
der Form einer Petition gebracht werden; die Beſchlüſſe ad Il. werden zu 
Protocoll genommen und wird davon. der Königlichen Regierung Kenntniß 
gegeben. 

„Bueren. Ehrlenholtz. Fiſcher. Hillingb. Peterſſen. Leerhoff.“ 

Bei der in Oſtfriesland herrſchenden Stimmung war es ſelbſtverſtänd— 
lich, daß der Majoritätsantrag ſiegte und daß man dies bejubelte. 

Am 16. Mai hatten Lang J., Syndicus zu Verden, Neubourg, Bürger— 
meifter zu Stade, E. H. Ahrens, Mitglied der Landesſtube des Landes 
Wurjien, U. Krooß, Rathmann zu Bederkeſa, Adickes, Provinziallandtags: 
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beputirter, zu einer Berjammlung aller Gemeinden und Gorporationen ber 
Provinz, Bremen und Verden und des Landes Hadeln auf den 7. Juni im 
Räthhäuſe zu Stade eingeladen. In dem Aufrufe hieß es: 

„Die neueſten Verwidelungen in der Deutſchen Angelegenheit erregen 
nach allen Seiten die größten Bejorgniffe. Dringend nothwendig wird eg, 
daß Die wahren Wünſche des Volks erfannt werden und daß man die ges 
eigneten Mittel finde, ihnen den gejegmäßigen und nicht zu mißdeutenden 
Ausdrud zu geben. Dazu find vor Allen verpflichtet diejenigen Männer, 
welche ‚Gelegenheit und Beruf haben, in ihren Lebensfreifen die Wünſche 
ves Bolkes zu erforihen und zugleih das Vertrauen genießen, daß fie, un: 
beiert von Privatleidenſchaften over jpeciellen Parteirihtungen diefe Wünjche 
offen ausſprechen werden. Das dazu geeignete verfaffungsmäßige Organ des 
ganzen Landes, die allgemeinen Stände, bleibt uns leider noch immer vor: 
enthalten. So ſcheint nichts Anderes übrig zu bleiben, als dab die ver: 
ibiedenen. Cörporationen unferes Landes die große Tagesfrage”mit einander 
berathen und ſich über die gejegmähigen Wege verjtändigen, welche jie ge: 
meinſam einzuſchlagen haben, um ven berechtigten Wünſchen des Volkes Gel: 
tung und. Anerlennung zu verichaffen.” 

Die Berſammlung war zahlreich beihidt; Syndicus Yang eröffnete die: 
ſelbe und präſidirte jpäter. Man fahte einitinmig folgende Beſchlüſſe: 

) Die Verſammlung iprede aus, daß die ungejäumte Berufung ber 
allgemeinen, Stände als dringend nöthig erachtet werde, 

2) Dap..bei der Neichsverfafjung vom 28. März zu bebarren — und 
daneben eine, Proteitation gegen die von Preußen, Sachſen und Hannover 
zu oetröpirende Verfaſſung, wie fie jest vworliege, zu erlaffen jet. 

3) Daß von Seiten der Regierung den in Frankfurt nah der Abbe: 
rüfimg verbleibenden Deputirten vie ihnen von Seiten der Ständeverfamm- 
ung zugebilligten Diäten nicht einfeitig entzogen werden dürften, 

4) Dab die Verſammlung die gefaßten Beſchlüſſe veröffentlihe und 
eine Aufforderung an die übrigen Provinzen des Landes erlaſſe, ähnliche 
Beſchluſſe zu faſſen und eine gemeinjame Deputation zum Könige zu 
ſenden im die gemeinjamen Wünjche des Landes vorzulegen. — Zu dieſer 
Deputation' wurden für die hiefige Provinz die Herren Syndicus Lang zu 
Verden, Dr. Matthaei daſelbſt und Provinziallandfhaftsveputirter Adickes 
aus dem Lande Wuriten ernannt,” 

Das übrige Land folgte dem Beijpiele nicht, da die Spigen der grö- 
ßeren Städte nicht eben fo eifrig für die NeichSverfafiung waren, im Ge— 
gentheil entweder die Anfichten der Regierung theilten over am liebften ſahen, 
wenn Alles"beim Alten bliebe und fie exit wieder in ihre gewohnte Ruhe 
und zu derralten Partie ’Hombre gelaiigen könnten. 

Am 11. Juni traten in Bremen in Folge einer Aufforderung des Cen— 
traleomitee’S der Vollsvereine 136 Abgeordnete von Voll! und anderen 
Bereinen zuſammen, welche dort am 12. und 13. unter dem Vorſitze von 
Dr. Gerding aus Celle tagten. * ) 








Stenographiſcher Bericht über die Verhandlungen der am 12" Yunt 1849 au 
Bremen zufammen geiretenen Abgeordneten von vielen Gemeinden und Vereinen bes 
Landes Hannover. ‚Bremen, gnebrudt bei Chr. Schmidt, 84 Seiten, von dem 
Schriftführer Dito Kölner zuſammengeſtellt. 


A ne. 
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Die Verfammlung befehäftigte fih am erften Tage damit, ein Gentral: 
wahlcomitee für die bevorjtehenden Landeswahlen zu wählen (Oppermann, Des 
tering, Cohen (Honed), Freudentheil, Albrecht) und ergingen ſich über die 
Preſſe, in welher Beziehung namentlih die won Dr. Menſching heraus: 
gegebene Volkszeitung der Unterftügung durch die Vereine empfohlen ward. 
Almerd, der Volksdichter aus den Weſermarſchen, machte einpringlich auf 
die Nothmwendigfeit von Volksbibliotheken aufmerkſam, da für alle Errungen: 
ihaften die Garantie lediglih in der Bildung des Bolfes liege. 
Der deshalb geitellte Antrag, von Lübbren warm unterftügt, fand nicht 
ven Beifall der Majorität, da man das für Sache der Gemeinden bielt. 

Für die hülfsbedürftigen Familien der Unteroffiziere des T. Infanterie: 
regiment3, welche wegen Abfaſſung einer Petition mit Arbeitshausitrafe be— 
legt waren: Reinhard und Emshoff, und den in Unterfuhungshaft befind- 
lihen Feldwebel Lindemann, wurde eine Unterjtügung bejchlofjen. 

Es fam dann ein von Celle eingegangener Antrag auf Errihtung eines 
Ausſchuſſes zur beſſeren Organijation der Bolfskräfte in Hannover zur Be: 
rathung. 

Der urjprünglice Antrag von Chevalier sen., H. Mohwinkel, €. Die: 
trichs, C. Stegmann sen., W. Schwarz, Carl Görg und Dr. Gerding eingebradt, 
wollte einen Centralausfhuß von 15 Perſonen, dejjen Aufgabe es fei, die ge— 
ſetzliche Oppofition im Lande durch Vereinigung aller zu ihr gehörenden Par: 
teien zu jtärken, ihr Verhalten zu regeln und zu leiten und den verbunde- 
nen Bereinen und Gorporationen- zu jeder Zeit die Wege und Mittel an 
die Hand zu geben, welche Zeit und Umſtände erforderen, namentlih jein 
Augenmerk darauf zu richten, dab die Reichsverfaſſung überall im Lande 
Anerkennung und Geltung finde, dab die Wahlen am 15. Juli vorgenom= 
men würden, daß der berücdtigte Berliner Entwurf weder durch Wort noch 
burh That irgend eine Anerkennung finde, und daß die Stände fchleunigjt 
berufen würden. Der Gentralausfhuß ſolle ſich regelmäßig alle 14 Tage 
in Hannover verfjammeln und bei Anwejenbeit von 5 Mitgliedern bejchluß: 
fähig fein. Neben den Ausſchußmitgliedern jollten 15 Erſatzmänner gewählt 
werben, 

Der ertremite Antrag ging dahin: einen Ausihuß zur Niederhaltung 
aller wirklichen Geſetzwidrigkeiten und ein Vollöwehrorganifationscomitee 
niederzuſetzen, welcher zugleich beauftragt wird, aus einem zu bildenden 
Fond, mozu alle wahren Batrioten gern beitragen werden, vie nötbigen 
Mittel anzufhaffen, um den Regierungen gegenüber verſtändlicher und lau— 
ter reden zu können; „Ihaffen Sie Organe, meine Herren, die eine tiefere 
Kehle haben; „Kanonen“, meine Brüder, jede Gemeinde nur eine „Setten- 
fugel”, meine Brüder, wie fie Koſſuth braucht!“ ſagte der Antragiteller. 

Der gemäßigtite Antrag von Dr. Matthaei in Verden ging dahin: das 
geihäftsführende Perſonal des Gentralcomitees um 4 Mitglieder zu vermeh— 
ten, und die Befugnifje defjelben dahin zu erweitern, daß daſſelbe mit Ge: 
meinden und Körperſchaften in Communication treten könne, 

Ein Ausihuß, der über dieſe verjchiedenen Anträge zu berichten hatte, 
wählte einen Mittelweg und empfahl durch Dr. Menſching ſehr warm und 
beredt einen Ausſchuß von 7 Mitgliedern zur kräftigen Durchführung der 
im $ 1 der Statuten der verbundenen Vollsvereine ausgedrüdten Zwecke. 
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Bei der Discuffion wurden die nüchternen Reden, welche zu erwägen 
gaben, daß ein jolher Ausihuß, wie er von Celle vorgeichlagen!, jeinen 
Zwed nit erfüllen könne, daß an die Entwidelung der politiihen Zuftände 
der Völker andere Maßſtäbe angelegt werden müßten, al3 bei dem Indi— 
viduum u. ſ. w., mit dem Rufe nah Schluß unterbroden, wer aber die 
Phrafe braudte: „ES muß endlich etwas geſchehen; geſprochen haben wir 
lange genug, was belfen die ewigen Worte, wenn ihnen nie die That 
folgt u. j. w.“, der konnte fiher auf Bravo's rechnen, obgleich die Ver: 
fammlung höchſt ſorgſam war, vie geſetzlichen Schranken in feiner Weiſe zu 
verlegen, ja einer der Nedner glaubte ſogar die zu ängitlihe Schen etwas 
zu thbun, was möglicher Weije zu Misveutungen Anlaß geben könnte, an der 
Berjammlung tadeln zu müſſen. 

Der Matthaeijche Antrag wurde mit 44 gegen 74 Stimmen verworfen, 
der Gommifjionstrag mit 78 genen 44 zum Beſchluß erhoben und in Folge 
dejien in den Ausſchuß gewählt: v. Honitedt zu Eilte, Dr. Plathner aus 
Göttingen, Dr. Gerding aus Celle, Julius Meyer aus Bederode, Dr. Wy— 
neden aus Stade, Bueren aus Emden, v. Hark aus Hemmendorf, von 
welchen Wyneden z. B. gar nicht einmal gegenwärtig war, aljo fih über 
die Annahme nicht erklären fonnte. Zu Grjaßmännern wurden Elliffen, 
Schlüter, Menjhing, Schwarz, Weſtrum, Dr. Matthaei, Rojenthal ge: 
wählt, von denen die Meijten gleichfalls nicht anmwejend. Ob diejer Aus- 
ihuß überhaupt zujamengetreten it, weiß ih nicht, zweifle aber daran; 
jedenfalls hat derjelbe nicht das geleijtet, was das einfache Gomitee von 
drei Mitgliedern bisher geleiftet hatte; es iſt jeitdem nicht einmal wieder 
der Verjuh gemadht, die jämmtlihen Bolf3vereine zu vereinen, jonbern 
die Bremer Verfammlung ift die legte geweſen. 

Nahdem die Verjammlung dann nod ihre Zuftinmung zu den oben 
erwähnten Beſchlüſſen der Provinziallandichaft von Oftfriesland und des Stader 
Gemeindetages erklärt und venjelben für ihr fräftiges Verhalten in der Sade 
des Vaterlandes ihren Dank ausgejprohen hatte, ging man am 12. Juli 
zur deutjhen Frage über. Es waren verjihiedene Anträge eingefommen. 
Die Celler wollten, daß das hannoverjhe Volt am 15. Juli die Wahlen 
jelbjt vornehme; der demokratiſche Verein zu Marjel wollte das Stuttgar: 
ter Rumpfparlament als zu Recht beftehend anerkannt wiſſen; die Commij- 
fion ſchlug in gemäßigterer Weije ein Feithalten an der Reichsverfaſſung und 
ein Jgnoriren des Dreifönigentwurfes vor. Albrecht aus Hannover referirte 
über die verjhiedenen Anträge und vertheidigte den Commijjionsantrag ge: 
gen Schwarz, Lauenftein u. A., „die einen jofortigen kräftigen Proteſt 
gegen das erbärmlihe Berliner Machwerk der alten Diplomatie” wollten. 

Bei der Stimmung der Verſammlung konnte das Nejultat kaum zwei: 
jelhaft fein. Verfaſſer vdiefes, welcher der Verjammlung nit als Theil: 
nehmer (Hoya war durch Herrn O. Köllner vertreten), jondern als Zuhörer 
beimohnte, hätte wohl einmal in die Verfammlung hineinreden mögen: „Es 
wird eine Zeit fommen, wo Yhr Alle euch glüdlich preijen würdet, wäre der 
Berliner Entwurf aus dem Verfafjungschaos gerettet und ganz Deutſchland 
außer Defterreih ihm beigetreten.“ 

Wenn er oder ein anderer dies aber gethan hätte, er wäre fiher von 
Schmähungen der Berfammelten erbrüdt oder an die Luft geſezt. Man 
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nahm den Lauenfteinihen Proteſt einjtimmig an. Lauenſtein batte feine 
längere Rede damit gejhloffen: „Jh glaube ganz gewiß, daß der Entwurf 
vollftändigen Erfolg haben wird, wenn wir nicht von vorn herein diejeni— 
gen Schritte thun, welche einen entſchiedenen Abjcheu vor, der octroyirten 
Berfafjung beurfunden!” Hat nun wohl die Erklärung der Bremer Ber: 
fammlung aub nur das allergeringite Gewicht in die Wagjchaale gelegt, 
als es fih um Verwirklichung des Entwurfes handelte? 

Uebrigens war der Gang ver Verjammlung, durch Vorberathungen und 
Beihlußnahmen der Führer geregelt, ein ruhiger und bejonnener; der par— 
lamentariſche Tact zeigte fih vorgeſchritten und jelbjt die gebilveteren bre— 
mer Stände, die der Verſammlung ald Zuhörer beimwohnten, erflärten, daß 
das doch ein anderes Ding fei, als jo eine Verſammlung des bremer de— 
mocratiſchen Vereins. Das war freilih auch nicht das Gleihe, denn jener 
repräjentirte die Maſſe, dieſe Verfammlung beftand aus den Führern, min— 
deitend der Intelligenz; der jämmtlihen Bolfsvereine des hannoverſchen 
Landes. 

Die politiihe Schwäche, der politifche Unverjtand der Verſammlung, 
der durch die Bemühungen ver leitenden Commiſſionen bisher ziemlich ent- 
fernt war, follte aber gegen den Schluß noch zu Tage treten, da man einem 
Untrage Horney’S, wegen Vornahme der neuen Wahlen zur Nationalver: 
jammlung die Dringlichkeit zuerfannte, und jich gegen den Rath der Com— 
mifjion für eine jolhe erklärte, mit dem Plathnerſchen Zujage, die Com— 
miſſion möge jich jofort nad Stuttgart wenden mit dem Grijuchen, ihr, dem 
Ausihuß für das hannoverſche Voll, die Weifung zugeben zu laſſen, das 
Ausjchreiben ver Wahlen vorzunehmen. 

E3 war in der That ein Armuthszeugnig, am 12. Juni noch etwas 
von der Verſammlung in Stuttgart zu erwarten. — 

Eine dritte größere Berfammlung von Mitglievern des Parlaments und 
der unaufgelöjten erjten, wie der aufgelöjten zweiten Gammer hatten Ahrens, 
Berkebuſch, Gödeke, Hantelmann, Lang II., Nicol und Wahsmuth auf 
den 17. Juni nah Hannover berufen. Dieſelbe war wenig zahlreich be: 
judt. Es hatten ji eingefunden Lang I., Lang I., Siemens, Wade: 
muth, Hantelmann, v. Honſtedt, Fründt, Dr. Witte, Gödeke, Rühl, 
Wißmann, Schmidt aus Fallingboftel, Krönde, Ahrens, Gravenhorft, Hen— 
niger, Böje, Kobebue, Schaper, Heimbrodi , Wrede, Thies, Linke, Hoppe, 
Weinhagen, Thormeyer, Wiſch, Müller aus Schellerten, Nicol, Breufing, Ru: 
mann, Rojenthal, Wyneden, Bradebujh, Grumbrecht und Edg. Roß von Ham: 
burg, Deputirter des Vereins für Handelsfreiheit, als nichtjtimmender Theil: 
nehmer. Senator Meyer in Göttingen, Thiermann, Elliffen, Dr. Obrod, 
Ahlborn, Papſt und Harms gaben die Gründe für ihre Abwejenheit jchrift- 
lid an und erklärten zu allen Majoritätsbefhlüjjen, welche die gejeßliche 
Durchführung ver Reichsverfaffung vom 28. März d. 3. bezweden, ihre 
Zuftimmung im Voraus, 

gang 1. wurde zum Vorjigenden, Dr. Wahsmuth zum Vicepräfidenten 
und Dr. Grumbredt zum Schriftführer mittelft Acclamation gewählt. — 
Als Grundlage der Berathung hatten die berufenden Theilnehmer folgende 
drei Hauptvorſchläge aufgeftellt: 

1) Die Neichsverfafjung vom 28. März 1849 und das Neichögejek 
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vom 12. April 1849 find rechtlich und endgültig feftgeftellt. Der von den 
Regierungen Preußens, Sachſens und Hannovers, jo wie von andern 
deutihen Regierungen dagegen erhobene Widerjprud ift rechtswidrig. 

2) Beide Geſetze können auf eine das Nechtsgefühl des deutjchen 
Volks befriedigende Weife nur abgeändert werden durch einen in Gemäßheit 
diefer Gejege zu berufenden Reichstag und nur in dem durch die Reichs: 
verfaffung vorgejhriebenen Wege. 

3) Die Verſammelten halten es weder für Recht noch für rathſam, 
das Zuftandebringen einer Verfammlung zu unterjtügen, welde, ohne ver 
Reichöverfaffung zu entiprehen, über Abänderungen der Reichsverfaſſung 
bejchließen foll, indem fie vielmehr vie Nechte des Vaterlandes, namentlich 
gegen die Berliner Aufftellungen , feierlichjt verwahren, werden fie den Maß: 
nahmen , welche auf das Zuftandebringen einer folhen Verſammlung gerich— 
tet find, oder gerichtet werden könnten, widerjtreben. 

Grumbrecht wollte zum dritten Sabe eine Vermittelung dahin, daß 
es heiße: 

„Wir erklären jovdann 3) daß wir durchaus nicht abgeneigt find, jol- 
hen Maßregeln unfere Zuftimmung zu geben, welhe, ohne der Rechtsgül— 
tigfeit der Reichsverfaffung im Voraus zu präjudiciren, dahin zielen, eine 
Vereinigung der Staaten, melde die von der Nationalverfammlung verfün: 
dete Reichsverfaſſung anerfannt haben und derjenigen 4 Königreiche, welche 
folhe Anerkennung bis dahin verweigern, zu Stande zu bringen.” 

Gegen eine joldhe erklärten ſich entſchieden Nicol, Hantelmann, Yang M., 
der den Entihluß der Leidenfhaft vertheinigte, da dieje in großen Momen: 
ten richtiger fehe, als fühle Berechnung. Die Anträge 1. 2. wurden ein— 
ftimmig angenommen, der dritte mit 28 gegen 7 Stimmen, nachdem der 
Grumbrechtſche Verbeilerungsantrag , deffen ih nur Wachsmuth angenommen 
hatte, da man duch das ftrenge Feithalten am Rechtspuncte Alles verlie: 
ven fönnte, mit 22 gegen 13 Stimmen abgelehnt war. Cs wurde dann 
ferner beſchloſſen: 

„4 ) Insbefondere erflären wir: daß wir uns an den Wahlen, melde 
etwa auf den Grund des von den drei vereinigten Regierungen einjeitig 
und millfürlich aufgeftellten Wahlgejeges ausgejchrieben werden möchten, in 
feiner Weiſe betheiligen werden. (28 gegen 7. ) 

„Wir fordern das hannoverſche Volk auf, fih in unmandelbarer Treue 
gegen die Reichsverfafjung vom 28. März gleihfall3 jeder Betheiligung an 
jolhen Wahlen zu enthalten; bei den bevoritehenden Wahlen zur zweiten 
Cammer der Landesverjammlung aber nur folhe Männer zu jenden, von 
denen es ſich vorher überzeugt hat, daß fie jede Wahl zum Staatenhauje, 
welche ihnen etwa auf den Grund des octroyirten Wahlgejeßes angejonnen 
werden möchte, ablehnen. (26 gegen 9.) 

Damals war jhon die Zufammenkunft in Gotha von Dahlmann, Ga: 
gern und Genoijen ausgefhrieben und hatten die Profefjoren der Univer: 
fität Göttingen in pleno eine Erflärung erlaffen dahin: daß fie die Ver: 
faflung, wie fie in Frankfurt in zweiter Lefung feitgeitellt worden, weder 
ihrer einfeitigen Entſtehung und PVeröffentlihung nah, für zu Recht beitän- 
dig, noch ihrem Inhalte nah für etwas Erftrebenswerthes halten fünnten, 
welche fie ihren nad Gotha reifenden Gollegen Waig und Zachariä gleihjam 
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mit auf den Meg gaben. Es nahmen von hannoverfhen Abgeorbneten an 
derjelben Theil: Bradebufh in Hannover, Brons aus Emden, Behnfe aus 
Hannover, Dröge aus Bremen, Groß aus Leer, Grumbredt aus Lüneburg, 
v. d. Horft I. aus Rotenburg, Lang aus Verden, Plaß aus Stade, 
v. Quintuss Jeilius aus Fallingboftel, Nöben aus Dornum, Siemens aus 
Hannover, Mais aus Göttingen, Wahsmuth aus Hannover, Dammers aus 
Nenburg, Breufing aus Osnabrüd, Freudentheil aus Stade, Oberg aus 
Hildesheim. 

Den Gothaer Beihlüffen: jo viel an den Unterfchriebenen ijt, auf den 
Anſchluß der noch nicht beigetretenen Staaten an den von der Berliner Con: 
ferenz vorgelegten Entwurf hinzuwirken und an den Wahlen zum nächiten 
Reichstage ſich zu betheiligen traten von diejen nicht bei: Freudentheil, 
Grumbredt, v. d. Horit II., v. Quintus-Jeilius. 

Mit diejer Verſammlung prägte fih ein neuer Gegenjaß in der Bar: 
tei, welde Deutjchland aus dem. Staatenbunde zu größerer Einhe.t und Kraft 
entwidelt jeben wollte, aus, der Gegenſatz zwijchen Reichsverfaſſungstreuen, 
wie jih die Demokraten nannten und den Gothaern, wie die Vermittler und 
Anhänger des Dreifönigsbündnifies genannt wurden. 

Die hannoverjhe Regierung ſchien indeß eifrigit bejchäftigt, Das Drei: 
tönigsbündniß lebensfähig zu mahen. Die Hannoverjhe Zeitung vom 
30. Juni meldete, daß dem Überappellationsrathb v. Pape und dem Stadt: 
rihter Dr. Frande vom Könige die Wahrnehmung des Amts eines Schieds- 
vichters bei dem am 1. Juli in Erfurt in Wirkſamkeit tretenden Bundes: 
ihiedsgerichte übertragen fei. 

Das verführte denn Viele zu dem Glauben, man thue der Regierung 
einen großen Gefallen, wenn man den Berliner Entwurf dem Volke recht 
warm empfehle. In dieſem Sinne erließen denn eine große Anzahl Ober: 
appellationsgerihts: und Juſtizräthe, böhere Dffiziere und Beamtete neben 
Schubmadern und Schneidern, Handſchuhmachern und Branntweinbrennern, 
Boltsjhullehrern und Sanitätsräthen in Gelle eine als Flugblatt in Tau— 
jenden von Eremplaren geprudte Anfprahe an das Voll: „Was jollen wir 
thun?“, in welcher jie ausführten, daß wir feine Reichsverfaſſung hätten 
und auch feine joldhe von Fraukfurt oder Stuttgart zu erwarten hätten und 
daher den Berliner Entwurf empfablen und wollten, daß man ſolche Leute 
für das Volkshaus und die demnächſtige zweite Cammer wähle, welche nicht 
zu den Wühlern gehörten, die die deutſche Reichsverfaſſung als rechtsbeſtän— 
dig daritellten. 

Die Herren, welche jenes Geller Manifeit unterjhrieben, gingen in Be: 
raubung der Souverainetätsrehte des Hannover angejtammten Haujes der 
Welfen, um mit heute gäng und gäben Phrajen zu reden, viel meiter, 
al3 der von den Meijten derjelben verdammte Nationalverein je gegangen ilt. 

In dem Flugblatte bie e8: „Eine Vertretung Deutſchlands gegen 
das Ausland; Eine deutſche Kriegsmacht; Gin deutſches Staatsbürgerredt ; 
Glaubens: und Gewiſſensfreiheit; freie Neligionsübungen; Freiheit der Rede 
und der Schrift; Gleichheit Aller vor dem Gejeh; Aufhebung aller Standes: 
vorrechte; Unverletzlichkeit der PVerjon, der Wohnung und des Eigenthums; 
jreies Recht der Vereinigung und Verfammlung; Selbititändigfeit der Stadt— 
und Landgemeinden; Theilnahme des Volkes an der Geſetzgebung durd) frei 
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gewählte Vertreter; Verantwortlichkeit ver Minifter; Deffentlichkeit und Münd— 
lichkeit des gerichtlichen Verfahrens vor unabhängigen Richtern und Geſchwo— 
renen ; Ein deutjches Zolle und Handelsgebiet, ohne Land» und Wailerzölle 
im Innern; gleihe Münze, gleihes Maß und Gewicht biete der Entwurf ; 
was wollen wir mehr? — Nur die Wahlen zum Volkshauſe waren den Her: 
ven zu beſchränkt. Es jei das Wahlgejes ja auch nur ein Vorſchlag, der 
verbejjert werden fünne, und dazu würden, nad zuverläffigen Mittheilungen 
aus fiherer Quelle, die Regierungen die Hand bieten. 

Mit fetter gefperrter Schrift waren folgende Worte gevrudt: Es 
ſoll niht der alte Bundestag, nicht das alte Regiment mit 
jeiner Bevormundungsmwirtbihaft und Bielregiererei zurüd- 
geführt werden; folhem Beginnen, woher es aub fommen 
möchte, würden wir, im Vereine mit allen Öutgefinnten, 
fräftig entgegentreten. 

Bon den Männern, die dies unterjchrieben,, erinnern wir nur fol: 
gende an diejes Factum: v. Hodenberg, Oberjtlieutenant; Rudloff, Ober: 
appellationsrath; Wahrendorf, Major a. D.; v. Sclepegrell, Oberforft- 
meilter; v. Hohnhorſt; Martin, Oberappellationsrath; Nienburg, Hofbau: 
infpector; v. Anderten, Oberjt; Flödher, Oberappellationsrath ; v. Hodenberg, 
Landſchaftsdirector; Müller, Medicinalrath ; v. Bothmer, Canzleidirector 
(jest Cultusminifter ); Dr. Leift, Vicepräfivent ; v. Monroy ,- Oberforit- 
meifter; v. Schlepegrell, Oberappellationsrathb; v. d. Oſten, Uberappella- 
tionsgerichtspräfident; Flügge, Amtsafjefjor; Langwerth v. Simmern, Ober- 
appellationsrath; v. Röſſing, v. Weriebe, v. Trampe, Oberappellations: 
räthe; v. Stralenheim, Canzleiaſſeſſor; v. Reihe, Oberappellationsrath; 
v. Uslar-Gleichen, Oberappellationsrath v. Müller, Juſtizrath; v. Schle— 
pegrell, Vicepräſident; Stölting, Amtsaſſeſſor; v. Adelebſen, Rittmeiſter a. D.; 
v. Spörden,, Major; v. Eſtorff, Oberappellationsrath; v. Bülow, Amts: 
aſſeſſor; v. Lenthe, Canzleiaſſeſſor; v. Werlhoff, Juſtizrath. 

Dr. Gerding in Celle erließ nun gegen dieſen, jedenfalls gut gemein— 
ten und in der Ueberzeugung, daß das Angerathene das Rechte ſei und 
daß Deutſchland, wenn es ins Leben geführt werde, dadurch allerdings ei— 
nen Ehrenplatz unter den Völkern Europa's einnehmen werde, erlaſſenen Aufruf 
in einer Beilage zu Nr. 34 ver von Dr. Menjhing herausgegebenen Volks: 
zeitung ein Gegenmanifeit, das in jehr gereistem Tone gejchrieben war und 
das Bol warnen jollte, durch Annahme des Berliner Entwurfs „die Will- 
kühr der Fürften, die Gejeglofigkeit, das Oetroyirungsſyſtem“ zu legalifiren. 
Es wurde vor falſchen Freunden und Rathgebern gewarnt und erhielten aud 
„die Elenven , die die Volksjouverainetät proclamirten , die Verfafjung un— 
terzeichneten, das deutſche Volt ermahnten, daran feitzuhalten, dann aber, 
als es gefährlih wurde, den Poſten zu behaupten, feige die Flucht ergrif- 
jen umd jest in Gotha als offenfundige Verräher ins feindliche Lager über: 
liefen“ , ihren Seitenbieb. 

Dieſes Manifeit bevarf um jo mehr einer Erwähnung, als auf Denun- 
ciation des Juftizminifteriums mit Genehmigung des Königs gegen den Ber: 
fajjer, wie den Herausgeber der Volkszeitung Unterfuhung wegen Majejtäts- 
beleidigung eingeleitet wurde, und fo ver erite Fall entjtand, in weldem 
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ipäter ein hannoverſches Schwurgeriht fih über ein politiihes Verbrechen 
ausiprad. 

Mer indes Augen hatte zu ſehen, der konnte ſich nicht verbehlen, daß 
die Wogen der Reaction immer mächtiger zurüdichlugen und daß es kaum 
noh möglich jei, das Volt auf dem alten Standpuncte feitzuhalten. Cs 
war jeit Ende Mai jchon eine vollfommene Entmuthigung eingetreten. Das 
Niederwerfen der Aufitände in ver Pfalz, in Rheinpreußen und Weitphalen, 
in Dresden u. j. w. mit jeinem Gefolge von Brutalitäten, durch Soldaten 
an ihren deutihen Brüdern ausgeübt, hatte gejchredt, ernüchtert. Die 
Ausgänge des Parlaments in Stuttgart waren, troß aller jhönen und fräf- 
tigen Redensarten nicht dazu angethan, bei den Hannoveranern Sympatbieen 
zu erweden, nur die Graltirtejten mochten ji öffentlih noch als Vertheidi— 
ger des Rumpfparlaments zeigen, Wofür jollte man ſich auch nod en— 
thujiasmiren können, für die dur die Nichtannahme der Kaiferwürde und 
die Nichtannahme dur die Fürſten unmöglich gewordene Reihsverfailung ? 
Für die Farce der Reichsregentſchaft in Stuttgart, einer Regentſchaft ohne 
Geld, ohne Truppen, ohne Macht, ohne Einfluß? Mit dem Enthujiasmus 
ihwand natürlih Alles, was der Agitation für die Neichsverfajjuug Halt 
und Leben gab. Die Führer der Bollsvereine umd anderen Vereine muß: 
ten dies am bejten beobachten können. Die Verfammlungen der Vereine 
wurden weniger zahlreih und am fleißigiten noch von denjenigen bejudt, 
deren Anwejenbeit man, niemal® recht gern gejeben. Die Mitgliever aus 
dem mwohlhabenderen Bürgerjtande zogen fi immer mehr zurüd. Den Füh— 
rern felbjt mußte es mühjlam und langweilig werden, immer wieder und 
wieder das alte Thema zu bejprehen von der Treue gegen die endgiltig 
beſchloſſene Reichsverfaſſung. Im Volke faßte immer mehr der trojtloje Glau- 
ben Platz: es hilft doch Altes nichts mehr, wir find wieder einmal betrogen. 

Auf Preußen hatte die Demokratie nie viel vertraut, ſie hatte jih im 
März und April nur duch den März und andere Bereine mehr einreden 
laffen, als daß fie es glaubte, es ginge ohne das preußiſche Kaiſerthum nicht. 
Seitdem hatten die Maßnahmen in Preußen , theils die Art, wie im Innern 
regiert wurde (die Verhaftung Waldecks, die Hindelvey = Manteuffelihe Po- 
lizeiwirthſchaft u. d. gl. ), theils die Schwäche, mit der nah Außen proces 
dirt wurde, nicht dazu beigetragen, vie Liebe für das Preußenthum und 
die Hohenzollern zu vermehren. Nun kam der Ausgang der Badenfhen Re: 
volution. Wer konnte die Erklärung Brentano’3 vom 1. Juli, vie in alle 
Zeitungen überging, lejen, ohne bei ſich im Stillen Vergleichungen aufzu: 
itellen, welche Leute wohl bei einer weitergehenden Bewegung — einem Yan 
desausfhuß in Art und Weile der Pal; — fih an die Spige gedrängt 
hätten. Brentano jagte: von der conjtituirenden Berfammlung in Baden, 
dab ihre Mebrheit aus ganz gewöhnlichen unfähigen Schreiern bejtanden babe, 
die ihren gänzlihen Mangel an Einfiht und Kenntnijfen binter ſogenann— 
ten revolutionairen Anträgen zu verbergen gejucht habe, die heute etwas zum 
Beihluß erhoben, was morgen als unausführbar wieder umgejtoßen werden 
mußte. — Brentano wandte jih ab von der Schredensherrihaft Guſtav 
Struve's und Genojien, weldhe durch Graujamkeit ihre perjönliche Feigheit, 
durch Lügen ihre geiftige Unfähigkeit, durch Heuchelei ihren niederträchtigen 
Eigennug zu verdeden juhe. — Das fiherfte Zeihen diefer Erichlafiung 
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war, daß die Gorrefpondenzen der bannoverjhen Morgenzeitung und de 
Zeitung für Norpdeutihland aus dem Lande beinab gänzlich ſchwiegen, wäh— 
rend jie jonjt jpaltenreih aufgetreten waren. Dagegen wurden Heine, j. g. 
conjervative Winfelblätter, 3. B. der neue hannoverſche Volksfreund und 
die von der hannoverſchen Arijtofratie jubventionirte neue bremer Zeitung 
täglich feder, theils in Verdächtigungen einzelner Perſönlichkeiten, tbeils in 
Lobpreiſen des durch die Negierungen über die Anarchie erfämpften Sieges, 

Kurze Zeit darauf wurde ein Refcript des Königlichen Gefammtmini 
jteriums vom 29. Juni an diejenigen Königlichen Diener erlaſſen, welche die 
oben mitgetheilte Anjprahe an das Hannoverſche Voll, Frankfurt am 1. Mai, 
unterzeichnet, an den Amtsaſſeſſor Groß in Leer, Amtsaſſeſſor Wedekind 
in Bruchhauſen, Amtmann v. Quintus, Regierungsrath Lodemann, Juſtiz— 
rath Oberg, Jujtizrath Behnke, ob auch an den Profeſſor Zadariä it mir 
nicht befannt. Dajjelbe haracterilirte dieſe Anſprache als ein Unternehmen, 
deſſen Folgen, da es in einer jebr bewegten Zeit zum Widerjtande gegen 
die Regierung aufforderte, jehr nahe an eine jtrafbare Handlungsweije 
ftreifte, und das mit den durch Dienft und Huldigungseide eines Staats— 
dieners gegebenen Pflichten unvereinbar jei. 

Ein digciplinariihes Einjchreiten der ernjtejten Art der Königlichen Ne: 
gierung würde daher gerechtfertigt erjcheinen; in billiger Erwägung der Auf: 
regung 2c. jei man jedoch bereit, für diesmal über das Gejchehene hinweg— 
zuſehen. Würde ſich der Adreſſat jedoch in neue politiihe Agitationen gegen 
die Regierung einlajjen, jo würde man von den auf einem dienſtgemäßen 
Wege verfajjungsmäßig zu Gebote jtehenden Mitteln Gebrauch machen. 

Diejes Reſcript erhielt dadurch Deffentlichkeit, dab Herr Amtsajjejjor 
Groß zu Leer, ein durch großes Bermögen unabhängiger Mann, jeine Ente 
fafjung -aus Königlichen Dienften forderte. Er motivirte diejes Geſuch, das 
er zugleich nebjt jenem Reſcript veröffentlichte, damit: daß er während jei- 
ner Stellung als PVolfsverireter, da das Bolt ihn zur Wahrnehmung jeiner 
Rechte bei der angeftrebten Einigung des deutſchen Vaterlandes entjendet 
babe, unbefümmert um den Beifall oder Tadel der Regierung, nad jeiner 
innigften Meberzeugung geftimmt und gehandelt ; da er in diefem Sinne auch 
ferner zu wirken gedenfe, darin aber durch die Drohung am Schluß des 
Refcripts behindert werde, bitte er um jeine Entlafjung aus dem Staatsdienſte. 

Als ein anerfennendes Entlafjungsrejcript erfolgt war, bot Groß jeine 
Staatsdienergalauniform zum Verlauf aus, worauf jih der Amtsaſſeſſor 
v. Reden zu Münder öffentlich zum Ritter diejer Uniform aufwarf. Auc 
ein Zeihen der Zeit. 

Indeſſen war die Zeit der Diplomaten gefommen und dieje jesten ſich 
hoch zu Roß Je mehr die erblaijerlihe Partei — an deren Spitze jebt 
der Vertraute des Königs, Nadowis, ftand, drängte und von den Gothaern 
gedrängt wurde, den Bundesitaat mit Vielen oder Wenigen zu conftruiren 
und confolidiren, je entſchiedener trat die officiöfe PBrejje in Hannover und 
Sachſen mit Vorbehalten und Bedingungen hervor. Als die hannoverjche 
Denkichrift veröffentliht war, konnte es dem blödejten Auge nicht mehr zwei- 
felhaft jein, daß Hannover nie in einen bloß norddeutſchen oder mittelveut- 
ſchen Bundesjtaat einwilligen werde, daß es vielmehr ala Vorbedingung für 
die Verwirklihung der Berfafjung vie Zuftimmung Oeſterreichs und den 
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Beitritt Bayerns fefthielt. Darob jubelte denn Niemand mehr, al3 die 
damals von Garl Gödeke revigirte Zeitung für Norddeutſchland, welde jede 
neue Enttäufhung der Gothaer als ein Glüd für Deutſchland pries. 

Anfangs Auguſt begannen die Wahlbewegungen zu den ausgefchriebenen 
Neuwahlen für zweite Gammer. Zwar hatte das auf dem Vereinstage zu 
Bremen erwählte Wahlcomitee ſchon Ende Juni ein vertraulihes Schrei- 
ben an die Volksvereine erlajjen, in mwelhem der Rath gegeben war, von 
den Gandidaten ein Glaubensbekenntniß zu fordern und dahin zu jeben, 
daß nur ſolche gewählt würden, welche als Grunvjäge anerkannten: 1) Er 
wolle, wenn die Wahl ihn treffe, an der von der Nationalverfammlung 
beichlojjenen Reichsverfaffung nebit dem Wahlgejege unwandelbar feithalten 
und dafür nah beiten Kräften und beitem Gewifien wirken. 2) Er werde 
ih in der Cammer jeder Mitwirfung an der Bildung des in der octroyir— 
ten Berfaflung vorgejchriebenen Staatenhaufes enthalten. Die Hannoveriche 
Zeitung veröffentlichte dajjelbe, Eritifirte und glojirte e3 in ihrer Art. Daß 
dem Wahlcomitee aus dem Lande jpecielle Mittheilungen über die Gandi- 
daten 2c. zugegangen wären, ijt mir nicht befannt, Das Hannoverjche Ge— 
jammtminijterium ſah ſich, ebe noh ein Wahlausſchreiben erlaſſen war, 
veranlaßt, gleihfam mit einem Wahlmanifeite an die Deffentlichkeit zu tre- 
ten. Eine öffentlihe Anjprahe an das hannoverjche Volt warnte davor, 
die Reichsverfaſſung für ein gültiges Geſeß zu halten, pries die großartig 
‘aufopfernde Weife, in welcher der König alle untergeorpneten Bedenken fern 
gehalten und unverrüdten Schritts die Sachen dem nothiwendigen Ziele der 
Einigung Deutjchlands in allen wahren Bevürfnifjen zugeführt habe. 

Das Streben der verbündeten Regierungen war jehr gelobt und dem 
Volke Alles, was es von der Reichsverfaſſung billiger Weile nur erwarten 
fönne, von der Gerechtigkeit, Weisheit 2c. der verbündeten Regie: 
rungen zugefihert. Ich weiß noch heute nicht, was der eigentlihe Zwed 
dieſes Manifeftes mar. Zu diejer Zeit hegte man in ven biplomatijchen 
Kreifen Hannovers zu einem Erfolge der Vereinbarung unter den Fürjten Deutſch— 
lands nicht das mindejte Vertrauen, und dennoch ſuchte man dem Volke 
ſolches Vertrauen einzuflößen, um es von dem Halten an der Reichsverfaf- 
fung abtrünnig zu maden. 

Das Manifeft hatte denn auch gar feinen andern Erfolg, al3 daß ver: 
ſchiedene Vereine eine fehr ſcharfe und bittere Erwiederung darauf erließen, jo die 
Geller, und daß der Volfsverein zu Hildesheim feine offene Antwort neben die Mi: 
nifterialanfprade druden lief, Wo ſich die Rechtsanſchauungen fo direct 
entgegenftanden, da konnte jede Partei der andern Begriffsverwirrung vor— 
werfen und diejer Vorwurf blieb für das Minifterium nicht aus. 

Am 4. Auguft veröffentlihte das Gefammtminifterium ein Ausfchreiben 
an alle Behörden des Landes, die Wahlen betreffend. Es wollte den Staats: 
dienern im Allgemeinen feine anderen Gefichtspuncte bezeichnen, als jedem 
andern Bürger, nur daß fie bei dem Staatsdiener einen ficheren und jchär- 
feren Charakter an fih tragen müßten, als bei dem bloßen Staatsbürger. 
Die Regierung erkenne auf das Tiefite die Nothwendigfeit der Reformen, 
welhe im vorigen Jahre verjprohen, ihr Hauptgrundſatz fei aber gemejen 
ver Weg des Geſeßes. Während ſich die innere Bewegung auf dem red: 
ten Wege erhalten, ſei das Land durch den Verfuh einer anderen gejeßges 
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benden Gewalt über diejenige des Königs zu bringen, an ben Rand ver 
Revolution gebracht, dadurd jeien die Reformen gehemmt. Berdunfelung 
der Begriffe jei die größte Gefahr gewejen, wer e3 mit dem Lande qut 
meine, müjje dahin arbeiten, daß jie entfernt werde. Die Gefahr jei nie- 
mal3 größer, als wenn den Mitgliedern der Stände bejtimmte und deutliche 
Begriffe von den Grundjäßen der Verfajjung mangelten, Es jei nothwene 
dig, die Grenzen der jtändijchen Befugniß genau zu kennen, denn es grenzte 
die Gefahr, in hochverrätheriſche Pläne verwidelt zu werden, 
nahe daran. Politiſche Glaubensbefenntnijje jelen eher ſchädlich, als nüß— 
lich, ja fie önnten eine Verpflichtung zum Eidbruche enthalten. Charakteriſtiſch 
war folgende Stelle: „Leider fehlt es auch in unjerm Lande nicht an einer wobl- 
organijirten Partei, die mit allen Mitteln dahin arbeitet, die Leidenschaften 
zu erregen, die Menjchen auf ein Ziel hinzutreiben, dejjen Unmöglichkeit 
die Führer felbjt nicht verfennen.werden, die aljo im Grunde der Wahrheit 
feinen andern Zwed haben fann, als den, die Berwirrung zu vermeh- 
ren, das Gute zu hindern und den Umfturz aller Ordnung berbei: 
zuführen. Diejer Bartei, die in der That die politiihe Ordnung unfers 
Landes gerade zu vernichten ftrebt und der alle Mittel gerecht find, 
kann nur dadurch entgegengewirft werden, daß die redlichen und treuen 
Männer des Landes zujammenbhalten und fräftig handeln. Geſchieht das 
nicht, fo ift jehr wohl möglih, das die geringe Minderzahl den Sieg 
über die Mehrheit davon trage, weil jie zufammenhält. Wohin Ereigniſſe 
diefer Art auch bei uns führen würden, das ijt aus den Beijpielen benad- 
barter Staaten leicht. 3u entnehmen. Gewiß aber würde nichts unferem 
Lande mehr zum Ruhm gereihen, nichts das gemeine Wohl kräftiger für- 
dern, nicht der neuen Freiheit größere Sicherheit geben, als wenn ohne 
Beihränkung des Verjummlungsrehts, ohne Gejege gegen die Preſſe, ohne 
irgend eines derjenigen beflagenswertben Mittel des Ein— 
flufies auf die Wahlen, zu denen nur zu leicht gegriffen wird, die 
gegenwärtigen Wahlen eine Verſammlung ergeben, die es mit der That 
beweijet, daß fie Einficht bejige, um die Bedürfnifje zu erkennen, Mäßi- 
gung, um fie mit dem Rechte in Einklang zu bringen, und Ernſt, Beharr— 
lichkeit und Treue, um fie im Wege der Verfaffung zu erreihen.” Dazu 
mitzuwirken, wurde dann die Staatsdienerjchaft vor Allem aufgefordert. 
Diejes Ausjchreiben verleugnete nicht den ehrenwerthen Charakter der 
Männer , von denen es ausging, allein dasjenige, was es mehr andeutend 
als Hochverrath bezeichnete, darauf waren die Gedanken und das Streben 
von 6 derjenigen Bevölkerung gerichtet, welche überhaupt politiſch vachte 
und ftrebte, und diefe %/,, nannten gerade das Streben Stüve's und ſei— 
nes Minifteriums, die Souverainetätsrehte der Welfen in ihrem ganzen 
Umfange zu erhalten, Hochverrath, Hocverrath an Deutihlands Einheit. 
Eine Bartei, die den Umjturz aller Ordnung herbeizuführen bejtrebt 
war, gab es in Hannover überall niht. Die Partei der Volls- und März: 
vereine wollte nur Deutſchland über Hannover ſetzen, jie wollte eine Ent: 
äußerung von Souverainetätsrechten des Königs in jehr geringem Umfange 
„größer, als fie Stüve und Wangenheim jelbjt in dem Berliner Entmwurfe 
als nothwendig anerkannt hatten. Wenn das Wollen der Neichsverfailung 
etwas Unmdglices wollen hieß, fo war der Zwed doch offenbar nicht auf 
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bloße Verwirrungen gerichtet. Das Streben diejer Partei hatte durchaus 
ein edles idealiftifhes Ziel und der Verfuh, dajjelbe mit den banalen Met: 
ternichihen Phraſen todt zu machen, erwies ſich deshalb aud als verfehlt. 

Am T. August erließ das Wahlcomitee feinen Aufruf an das banno- 
veriche Voll. Es hieß darin u. A.: 

„Seitdem iſt die Neichsverfafjung für Deutſchland von der National: 
verjammlung endgültig beichlojien und als Geſeß verfündet. Die Regierung 
unjeres Landes bat dieſes oberjte Geſeß nicht anerkannt; jie hat mit den 
Regierungen von Preußen und Sachſen in Berlin den Entwurf zu einer 
andern Reichsverfaffung ausgearbeitet und will nun ihren Entwurf durd 
einen jpäter zu berufenden Neihstag zum Geſetz erheben lajjien. Biel an 
Ehre, viel an Freiheit würde aber verloren werden, wenn 
das Volk auf den Berliner Entwurf einginge, wenn es ji zu 
einer Wahl verjtände nah einem Wahlgejege, weldes durd die Forderung 
öffentliher Stimmgebung bei der abhängigen Lage vieler Taujende eine freie 
Mahl unmöglih macht, weldes nur dem Gelde, nur dem Belize Stimme 
in öffentlihen Angelegenheiten zufpricht, weldes das Wahlrecht von drei— 
jährigem Wohnfike an einem Orte, von Berechtigung zu Gemeindewahlen 
abhängig macht und dadurch bei den ungeregelten Berhältniffen in unferen 
Städten nur die Hausbefiger, in den Landgemeinden nur die Stellbejiser 
zur Wahlhandlung zuläßt. An Ehre würde viel, fehr viel verloren gehen, 
wenn das Volk für die Reichsverfafiung den Entwurf eintaufhen möchte, 
Die Reichsverfaſſung beruht auf dem gejeglihen Ausſpruche des Volkswillens, 
auf dem ewig wahren Grundjäge: Das Volk iſt die Quelle alles Rechts. 
Der Berliner Entwurf ſoll auf der Macht der Regierungen beruhen. Die 
Reichsverfaſſung bat eine kräftige Reichsgewalt gejhaffen, der Berliner Ent: 
wurf hat ein Fürftencolleg erfonnen, üm jede Thatkraft der Reichsgewalt zu 
lähmen. An Freiheit verfümmert der Berliner Entwurf noch mehr u. ſ. m.” 
— Am Schluß hieß es: „So muß denn das Volk von Hannover Männer 
zu Wahlmännern wählen, von denen es weiß, daß fie nur Abgeordnete in 
die Ständeverfammlung fenden, die geloben, daß fie an der Verfafjung des 
Reihe und an dem Wahlgejebe des Reichs unmwandelbar fejthalten wollen, 
daß fie fich ferner jeder Mitwirkung an der Bildung des in dem Berliner 
Entwurfe vorgeichriebenen Staatenhaujes enthalten wollen.” 

Obgleih des Verfaſſers Name unter der Anſprache jtebt, muß er doc 
verfihern, daß er der Zeit jhon gar feinen Glauben hegte, daß die Reichs— 
verfallung zur Zeit lebensfähig ſei, daß er ſich jedoch die Möglichkeit dachte, 
wie das vereinte Drängen des Volkes die Regierungen Deutichlands, außer 
Dejterreih bewegen könnte, auf Grund der Reichsverfajjung ein Parlament 
zu deren Nevifion zufammen zu berufen. Jedenfalls jab er feine andere 
Möglichkeit, fih dem Volke gegenüber auf einen anderen Standpunct als 
den der Neihsverfafjung zu jtellen. Denn konnte er oder fonnten jeine 
Freunde, die noh im Mai das Bolf öffentlich diefer Verfafiung Gehorjan 
und Treue batten geloben laſſen und dieſe felbjt gelobt hatten, nad) jo kur— 
zer Zeit und nachdem fi eine Unmöglichkeit noch nicht definitiv feftgeftellt 
hatte, als ſchwankende Rohre erſcheinen wollen ? 

Ölaubensbefenntnifje und Wahlprogramme Einzelner find dem Berfafler 
jebr wenig zu Geſicht gekommen. Ein Wahlihreiben Lang II., in welchem ſich 
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diejer für das zu Rechtbeſtehen ver Reichsverfaſſung und gegen den Berliner 
Entwurf ausſprach, für die inneren Angelegenheiten die Tüchtigleit des Gans 
ges der Regierung anerfennend, wurde von der Hannoverjhen Zeitung mit 
Randbemerkungen über „ein Treiben” eröffnet, welches zum Sturze des 
Minijteriums Stüve führen könne. 

Zur Zeit, als es zum Wählen jelbjt fam, in den legten Tagen des 
Auguft, hatte die Deutihe Zeitung, welche heftig gegen die Beichlüfje der 
Hannoverihen Vereine an der Reichsverfaſſung zu halten, polemijirte, und 
diefelben ein Davonlaufen des Nehtsgefühls mit der Ueberlegung des Mög- 
lihen nannte, wenig Anhänger gewonnen. Wie konnte es anders jein? 
hatten jih nicht alle Vorausjegungen der Gothaer bisher trügerifch erwiejen? 
Konnte man in Hannover Vertrauen haben zu einem conftitutionellen 
Preußen? War vie dänische Kriegsführung durch Preußen vertrauenerwe- 
dend? durfte man hoffen, daß ein Bundesſtaat mit der einheitlihen Spitze 
Wilhelm IV, der Ehre und der Macht Deutjchlands angemejjen handeln 
würde? Müſſe man nicht fürchten, dab ver engere Anihlu an Preußen 
uns das im $ 42 des PVerfaflungsgejeges gewährte allgemeine Wahlrecht 
rauben und dafür ein Dreiclafiencenjusiyitem aufpringen werde? Sollte 
man endlich alles Nechtsbewußtiein und Vertrauen im Volke, jeden Glauben 
an die eigene Selbjtherrlichfeit zerjtören und Vertrauen gegen die Fürjten 
predigen , die ed, wie der Dreifönigsentwurf zeige, doch jo übel nicht meinten ? 

Die Wahlen fielen im Ganzen und Großen auf viejelben Männer, 
welche im Januar gewählt waren; vie Abänvderungen, welde die An- 
lage XLI. ergiebt, waren nur für die Refidenz von principieller Be— 
deutung, indem dort Stüve über Rumann und Gödeke gefiegt hatte nad 
hartem Wahlkampfe. Im Lande jelbjt war das Minifterium aber unterlegen , 
wenn die Gewählten noch viejelben waren, die fie im Februar und März 
geweſen. Die Stände felbjt wurden, da die diplomatiihen Verhandlungen 
zu einem Abſchluß nicht gelangten, möglichjt jpät zufammenberufen auf den 
8. November. 

Ob die Männer noch viejelben, wie im März und April, darüber ent- 
ſchieden die Büreauwahlen wohl nicht ganz. Es war gewählt Lindemann, 
der frühere Präfident, einftimmig außer jeiner eigenen Stimme, zum Vice 
präfidenten Ellifjen mit 40 Stimmen gegen 35, die auf Landdroſt Meyer 
fielen. Das war ein Stimmenverhältnig, über das mande Mitglieder der 
Oppofition jelbjt erihraden, denn es mußte, wenn es beharrlih blieb und 
die Bedeutung hatte, die man ihm beilegte, zu einer abermaligen Auflöjung 
oder zum Sturze des Minijteriums Stüve führen, dem dann fiher ein Mi- 
nilterium Falde gefolgt wäre. Cine jolde Verantwortung mochten aber faum 
die Hälfte der AO über fih nehmen. Zum Generaljyndicus ward Hantel- 
mann II. mit 44, zum Vicegeneraliyndicus Hirſch I. gegen 9 Stimmen er- 
wählt. Die erite Cammer präfentirte Profefjor Briegleb aus Göttingen, 

aurath Hausmann und Oberappellationsrath Vezin zum Präfidenten; Baurath 

ausmanıı, Oberappellationsrath Kirchhoff und Wahsmuth als Vicepräfiden- 
ten, von denen die an eriter Stelle präjentirten bejtätigt wurden. Zum General: 
ondicus wurde Vezin, zum Vicegeneraljyndicus Dr. Wyneden erwählt. 

Als nun aber bie alten Freunde und Grundredhtsmänner in Privat: 
gejprächen oder in den bald organijirten Vorverjammlungen erit 7 dem 
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Bahnhofe, dann im PVictoriahotel ihr Herz ausſchütteten, ihre Anfichten of- 
fenbarten, da jab man, daß die gefammte Oppofition nur dur ein nega— 
tives Band verknüpft war, die Unzufriedenheit mit der deutichen Politik 
Stüve’s. Wojitiv gingen die Richtungen weit auseinander. Da waren zu: 
erit die Neihsverfafjungstreuen, auf dem Rechtsboden fußenden, die von 
dem Standpuncte des j. g. Erreihbaren nichts wiſſen wollten, weil jie fürd: 
teten, aus einer Pojition im die andere verdrängt zu werden. Ihre Anzahl 
war die Eeinfte, denn jie hatten eigentlih gar feine Pofition mehr, aus der 
fie verdrängt zu werden braudten, Dagegen war ihr Programm einfach und be- 
jtimmt , fie hatten, jobald man den Rechtsſtandpunct als den allein entſcheiden— 
den anſah, den Vortheil, in der Discuſſion unmiderlegbar zu jein, hatten für 
ih allein conjequent zu jein. Dazu waren ihre Redner gewandt, zum Theil 
wigig, immer redebereit und fchlagfertig. ...Bueren, Dr. Gerding, Wein: 
bagen und Dr. Detering in zweiter Kammer, in erjter Cammer Rojentbal 
bildeten den Kern diejer Partei, um melde ſich indeß nur noch drei oder 
vier Verjonen gruppirten. Später trat noh Dr. Metger zu ihnen. 

Ihnen jtanden die unter dem Gothaer Programm unterjchriebenen : 
Yang I., Groß, Dammers, Röben, in eriter Cammer Breufing, Wade: 
muth und vielleiht Holtmann, Dörrien, Briegleb, Tellkampf am jhärfiten 
entgegen. 

Dann fam eine größere Anzahl von denjenigen, welche zwar die Reichs— 
verfaffung für rechtsgültig beichlofien und als zu Recht beitebend anjaben , 
die aber erklärten, jie wollten feiner Politik des Nichterreihbaren folgen. 
Sie zerfielen wieder in mehrere Jractionen: 1) Sole, die jih in der 
deutſchen Sache völlig vathlos erklärten: dahin gehörten Hirſch, v. Garßen, 
Wißmann, Klee, welche ſich in den eriten Wochen ganz zur Oppofition bielten ; 
2) jolche, welche der Zeit wenigitens eben jo rathlos waren, aber fich hinter 
Redensarten zu verjteden wußten, eventuell mit den Reihsverfajjungsgetreuen 
argumentirten, ihnen nur nicht in allen Conjequenzen folgen, mit dem Kopfe 
nicht dur die Wand rennen wollten, dahin rechne ih Lang II., Freuden: 
tbeil, Hantelmann, auch Elliffen; 3) enplih Sole, welche jagten, wie 
die Zeiten liegen, müjlen wir auf jede jtrammere Concentration verzichten, 
wir müſſen uns mit der unglüdlihen Form des Staatenbundes begnügen, 
und nur den größten Theil der Grundrechte (alſo etwa jo weit Stüve im 
Frühjahr denfelben für ungefährlih erklärt) und Nationalvertretung und 
Bundesgeriht zu retten ſuchen. Alſo Directorium und Parlament ohne 
Preußen an der Spite, das dod nur gern möchte, aber nicht den Muth, 
nicht die Kraft hat zu fünnen. So der Berfajler. 

Diefe Elemente zweiter Cammer, zu denen noch aus eriter Cammer 
Wyneden, v. Honftebt, v. Erterde, v. Wehren, Steinvortb, Rojentbal, 
Harms, Mommen, Meine, Kellers, Schaper, Müller, Hillingh, Wiſch u. N. 
famen, bildeten nun die j. g. deutſche und demofratiihe Oppoſition, dem 
particularijtiichen Minifteriun gegenüber. In den VBorverfammlungen führten 
Yang II., der kluge, ehrgeizige, vedefertige, und was er vor Allen in der 
Partei voraus hatte, finanzkundige, und der dur warmen Eifer, eine in 
der Sapbildung,, durd Heranziebung einer Menge Dinge aus dem reichen 
tbeoretiichen Wiſſen jehwerfällige, aber entbufiaftiibe, häufig auch ſcharfe 
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Berevtjamteit, immer dur liebenswürdige beſcheidene Perſönlichkeit anipres 
chende Dr. Elliſſen aus Göttingen, den Vorſih. 

Cine eigentlihe Führerſchaft wollte nicht auffommen, da eine große 
Menge der übrigen Parteigenoſſen ji für volllommen gleihberedtigt zu einer 
Führerſchaft erachtete. in hervorragendes Talent, das fih Anerkennung 
und Unterordnung zu erzwingen gewußt hätte, fehlte der Verſammlung, da= 
gegen waren reichlich in derſelben vorhanden perfönlihe Antipathieen, welde 
durch das Hervordrängen, Glänzen und Herrihenwollen Einzelner immer 
größer wurden. Bor Allen zeigten fih die Reichsverfaflungstreuen rechtha⸗ 
beriſch und abſprechend. Der Terrorismus, den fie ausübten, ſchrecte nicht 
nur die Unentſchiedenen und Zweifelhaften zurüd, ſondern aud die ſoliden Be- 
iheidenen, Wie groß die Unverſchämtheit Einzelner war, das zeigte ſich 
recht bald in einer Vorverjammlung, zu der wieder nur die Bertrauteren 
zufammenberufen waren und in der man fih über die Commifjionswahlen 
zu einigen ſuchte. Es bradte nämlich die Natur der Sache mit ſich, daß 
die große Menge der Geſetzvorſchläge ꝛe. in Gommiffionen ausgearbeitet wer— 
den mußte und daß, während dieſe Commifjionen arbeiteten, die Stände 
auf einige Zeit vertagt würden. Nun hatten Einzelne den Muth, mit Vor— 
jhlägen zu kommen, wonad fie jelbjt in drei, vier, ja fünf der wichtiger 
ren Commiffionen gewählt werden wollten, was doch, von Tüchtigfeit und 
Arbeitskraft ganz abgejehen, durchaus unzwedmäßig war, da die Commiſſio— 
nen häufig zu gleicher Zeit arbeiten mußten, Verfaſſer weiß, dab 3. B. 
Amtsrichter Hirſch, Wißmann u. A. ganz empört aus einer ſolchen, in 
einem oberen Zimmer des Bahnhofes gehaltenen Verfjammlung nah Haus 
famen. Dieje perjönlihen Antipathieen, dieje Art und Weife, in den Vor— 
verfammlungen jede zweifelhafte Stimme mit Spott und Hohn zu überhäus 
ien, das Pochen auf die Untrüglichleit der eigenen Anſicht, das Jagen in 
Commiſſionen gewählt zu werden u. f. w. trug nicht wenig dazu bei, bie 
Majorität der Oppofition, 41 Stimmen, im Laufe weniger Wochen zu einer Mis 
norität von 33 Stimmen zu madhen. Die zum Theil aus perfönlihen Mo- 
tiven (3. B. Stellenjägerei) Gegangenen und die halb freiwillig Gegange: 
nen, halb Vertriebenen, waren zu jhwah, um eine eigene Partei, ein 
Centrum zu bilden und fehlte dazu auch die rechte Perjönlichkeit zum Füb- 
rer, da Hirſch zu bejcheiden war und es ihm am der Kedheit des Auftre- 
tens fehlte, die nothwendig zu einer folhen Führerſchaft ift. Sie ſchloſſen 
fih daher der minifteriellen Partei an, Diefe Partei, hatte fein anderes 
Programm, als das Minijterium, weldes das Beite des Landes in Allem, 
was e8 thue, vor Augen habe, nad Kräften zu unterftügen. Man ließ 
den Einzelnen möglichite indivivuelle Freiheit, drang bei der Verſchiedenheit 
der Anfichten in der deutſchen Frage auf fein beftimmtes Programm, 

Der äußere Leiter und Führer der Partei war Landdroſt Meyer, aud 
wohl Lindemann; wer tiefer hineinblidte, der merkte aber jhon damals den 
großen und entichiedenen Einfluß, welchen Windthorft ausübte. Ich babe 
mehrfah den Vorverfammlungen in der Börje, die jedem Ständemitgliede 
offen jtanden, beigewohnt und muß gejtehen, daß die Art und Weife der 
Verhandlungen anjprechender war, als bei uns. Da beinab ſämmtliche 
Beamte dort verjammelt waren, jo fanden ſich dort die mannigfachſten 
Sachkenntniſſe, entgegengeiegte Meinungen wurden niemals terrorifirt, jons 
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dern man fuchte durch Belehrung zu überzeugen. Das zog denn namentlich 
die Landleute an, die zum erften Male in den Ständen waren und nicht etwa 
jhon durch landsmannſchaftliche Bande, wie Bremenjer und Djtfriejen, einen 
bejonderen Zuſammenhalt und eine Art lanpsmannjcaftlice Führung hat— 
ten. Die Wahlen zu Gommiffionen und Gonferenzen mußte namentlich 
Windthorjt auf geihidte Weiſe zu octroyiren und man bielt in dieſer Par— 
tei jtreng an den Namen, welche in der VBorverjammlung genannt waren, 
während bei der demofratiichen Partei beinab jeden Tag Abweichungen, 
hauptſächlich aus perjünlihen Abneigungen, vorfamen. Das jih nicht un: 
terordnen können und wollen des Einzelnen trat bei diefer Partei immer 
mehr hervor; einzelne PBerjönlichleiten, denen es weder an Einfiht nob an 
Beredtjamfeit. fehlte, machten ſich täglidy misliebiger. — 

Auf die erſte nicht aufgelöj’te Cammer hatten einige Nefignationen an 
ih geringen Einfluß ausgeübt, es war der Profejjor Herrmann, der Sie: 
ler, als Bertreter der Geijtlichleit eingetreten. Später trat noch der Cam— 
merrath v. d. Deden für den refignivenden Mohrmann für den 20. Wahl: 
bezirk ein. DBriegleb refignirte im März 1850 und wählte die Univerjität 
an jeine Stelle ven Hofrath Kraut, für den refignirenden Banquier Hojtmann 
trat Bürgervorfteher Stegemann aus Celle ein, für den refignirenden Ju: 
ſtizrath Lüngel der Hofbefiker Bormann, im 3. Wahlbezirk für Ahrens der 
Gutsbeſitzer Bothe. An die Stelle des zum Oberappellationsratb ernannten 
Dr. Wachsmuth trat der Advocat W. NRautenberg. 

Diefe Perfonalveränderungen waren e3 indeß nicht, welche die Stellung 
der eriten Cammer zu der zweiten bald zu einer andern madte. Es war, 
als wenn die Mitglieder erjter Cammer, namentlich die bäuerlichen, ſich erſt 
jegt auf ihre Würde bejonnen hätten, als wenn jie jich erjt jebt als Peers 
und über der zweiten Gammer jtehbend erachteten. Wenigjtens waren Bas 
ftor Sander und mehrere andere bemüht, den bäuerliden, wie bürgerliden 
Mitgliedern erfter Cammer zu demonjtriren, daß fie zu der erhabeneren Stel: 
lung conjervativ zu fein, die Regierung gegen die demofratijchen Ueberſtür— 
jungen der zweiten Cammer zu jhüben, diefer, wo nöthig, das Exercitium 
zu corrigen, wie Lang Il. es nannte, berufen jei und daß fie fi jelbft 
das Todesurtheil ſprechen würde, wenn jie diejen Beruf nicht erfenne, 
ſich nicht conferpativer zeige, als im legten März. Bei der menschlichen 
Eitelfeit wirkten denn joldhe Reden auf die Verfammlung ein und die erite 
Cammer gebrauchte fofort eine an und für ſich gleihgültige Gelegenheit, die 
feblerhafte Leitung einer oſtfrieſiſchen Wahl, um zweiter Cammer das Grer: 
citium zu eorrigiren. Es handelte fih um eine zwifhen dem Novocaten Rö— 
ben zu Norden, einem Gothaer, und dem Gutsbeſitzer Viſſering ftreitig ge— 
wordene Mahl. Die Regierung bielt eine von ihr angeortnete, durd Loose 
ziehung bei Stimmengleichheit erfolgte Wahl Viſſerings für gültig, die erjte 
Cammer entjhied fih im Ganzen für die Auffaſſung der Regierung, wollte 
aber die Loosziehung jelbft nicht als gültig betradhten, da einer der Wahl- 
männer auf einer Inſel dazu nicht hatte geladen werden fünnen, und eine 
jolde Loosziehung ein wejentliher Theil des ganzen Wahlgejchäfts jei, — die 
zweite Cammer hielt die ganze Wahl für ungültig, weil der Wahlcommifjair 
die dritte Abftimmung unzweifelhaft ungültig habe eintreten lafjen und bei der 
zur Ergänzung ber zweiten Abftimmung eingetretenen Loosziehung ein wejentli= 
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her Mangel eingetreten fei. Das Ganze war eine Sahe, über die fi 
ftreiten ließ, und geftritten wurde denn auch weidlich. Allein bisher war 
es ftändifcher Brauch, daß die eine Cammer fih in die res domestica der 
andern nicht einmiüchte und wenn die eine Cammer eine Wahl ihres Hauſes 
beanjtandete oder einen Deputirten für legitimirt erflärte, jo pflegte das die 
andere Cammer unbedingt anzuerfennen, weil es ihr ja au in der That 
wenig anging. Allein die erite Cammer mar weder in einfahen, nod in 
verjtärften Conferenzen dazu zu bringen, dem Beichlufle der zweiten Cammer 
beizuftimmen. Beinah jollte man glauben, dab man von Seiten der Regie: 
rung das gern gejehen hätte. — 

Die Thronrede war äußert kurz, wenig fagend und vieldeutig; Graf 
Benniafen iprah fie. In den meiſten Staaten Europa's ſei die Ordnung 
hergeſtellt, freilich nicht ohne Waffengewalt; jeien auch die Gefahren, melde 
im Frühjahr die Auflöjung der Ständeverfammlung berbeiführten, entfernt, 
io jei Doch weder der Friede hergeitellt, noh die nothwendige Ent: 
widlung und Bervollfommmung der Gejammtverfaflung erreicht. 
Den Ständen jolle volljtändige Kenntnis der Verhandlungen der Negierun: 
gen untereinander gegeben werden. Je mehr die Bedingung ruhiger Ent: 
widlung bergejtellt ſei, deſto erniter werde der König dahin ftreben, der 
übernommenen Berpflidtung gemäß (gegen das Volk oder gegen 
Preußen? ) Deutjchlands Einigung und die Grreihung einer Gefammt- 
vertretung des deutſchen Boltes im verfaffungsmäßigen 
Wege zu verwirklichen. 

Wenn aber Hannover von den Schreden der Anarchie und des Bürger: 
frieges frei geblieben, jo fordere dies um jo dringender den Ausbau des 
Verfafiungsgejeses vom 5. September 18485. Die Regierung richte daher 
eine Neihe Anträge an die Stände. Auch größere Pläne dürften nicht hin— 
tenangejeßt werden. Der Staatshaushalt gewähre einen ermurhigenden An: 
blick, das Land befige die erite Bedingung und die Mittel zu jeder Kraft: 
entwidlung. 

An dieje Thronrede konnte man feine Aorehdebatte fnüpfen und ınan 
verzichtete darauf, obgleich die demokratiſchen Heißſporns je eher, ie lieber 
auf das Minifterium losgefhlagen hätten. Man wollte die Vorlagen in 
der deutſchen Sache erwarten und dann die Schlacht jchlagen. Obgleich dieje 
Politik gewiß die angemeijenfte war, zumal jie die einzige Möglichkeit ge- 
mwährte, die oppofitionelle Partei in allen Fragen der inneren Partei und 
bei den Gommijfionswahlen zujammenzuhalten, die Möglichkeit gewährte, 
ih in der deutſchen Frage jelbjt flar zu werden, jo zog fie ſich doc die 
höchſte Ungnade des damaligen Chefredacteurs der Zeitung für Norddeutſch— 
land, Herren Karl Gödeke's, zu, welcher täglich mit fetten Lettern die Frage 
an die Gammer druden ließ: Wie ftebt es in Hannover um die 
deutihe Sahe? Daß man noch immer auf das Eingehen der Actenſtücke 
in der deutihen Sade, für deren Verfpätung Stüve triftige Gründe ange: 
führt hatte, warten wolle, war der Zeitung für Norbdeutfchland ein Gräuel‘, 
te ſprach die Hoffnung aus, dab der Kern der Ständeverfammlung als 
eine Phalanx unerſchütterlicher Vorlämpfer des Princips der Volksſouverai— 
netät fich erweifen werde. Sie forderte die Cammer auf, zu thun, was 
Ehre und Bilicht gebiete. 
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An den Cammern felbit drängte man gar nicht fo jehr nad den Bor- 
lagen und der Debatte, da man das Unerquickliche und Rejultatloje derjel- 
ben vorausfah und mit den Vorlagen über die inneren Angelegenheiten auf 
das reichlichſte beihäftigt war. Wir werden die Vorlagen der Regierung 
und die ftändifchen Beihlüffe im nädften Gapitel ausführlicher befprechen 
und erwähnen bier nur, daß die meiften der Negierungsvorlagen an Com: 
miffionen verwiejen wurden, daß die Regierung den Wunſch hatte, auch die 
beutfhe Frage an eine Gommiffion verwiefen zu ſehen, daß man dann etwa 
um Neujahr eine DVertagung von zwei oder drei Monaten beabfihtigte, um 
den Gommiffionen Zeit zur Arbeit zu gönnen. Nur einzelne Dinge mußten 
vorher erledigt werben und wurden es. Man nahm das proviforiihe Geſetz, 
das Verfahren mit Geſchworenen betreffend, jo wie das Geſetz, die Bildung 
ber Schwurgerichte betreffend, en bloc an. Der Gefegentwurf, die Gejchäfts- 
ordnung betreffend, war von der aufgelöf’ten Ständeverfammlung zum Schluß 
berathen und dieje hatte das Erforderniß der Beitätigung der Präfidenten- 
und Vicepräfidentenwahlen als eine Form ohne practifche Bedeutung befeitigt. 
Die Regierung ſah darin aber eine Principienfrage, da in der Königlichen 
Beftätigung die Bedeutung liege, daß die Ständeverfjammlung nicht jelbit- 
ftändig neben oder wohl gar über der Regierung ftehe, jondern daß beide, 
in gemeinfchaftliher Thätigfeit verbunden, das Wohl des Landes zu beför- 
dern berufen jeien. Aus diefem Grunde wurde dann der modificirte Ent— 
wurf nicht publicirt, fondern den Ständen von Neuem vorgelegt, die ihn 
einer abermaligen Imaligen Berathung unterzogen, und, ohne die Bedenken 
der Regierung für zutreffend zu erachten, nur deshalb das Erforderniß einer 
Beftätigung wieder heritellten, um jobald als möglid den erjchwerenden 
Feſſeln der jetzigen Geſchäftsordnung enthoben zu werden. — In zweiter 
Gammer hatte Ellifjen den Antrag auf das Wegfallen der Beitätigung ge- 
ftellt,, weil die Selbitftänvigfeit der Stände dies erfordere und die Präfiden- 
tenftellen rein ftändifche Aemier feien, gewähre ja doc der $ 55 der öfter: 
reihifhen Verfaffung vom 4. März beiden Häufern daſſelbe Recht. Der 
Antragfteller hätte auch noch hinzufügen können, daß unjere Gejhäftsord- 
nnng dazu das ganz eigenthümlihe Inſtitut eines Erblandmarſchalls habe, 
der Organ der allgemeinen Ständeverfammlung fei und diefe namentlich in 
Beziehung zu der Perſon des Königs vertrete. Diejer Erblandmarſchall ſei 
erblih und von der Krone gewählt, man könne daher um jo mehr den Stän- 
den die Wahl ver Präfiventen allein überlaffen. Elliiiens Antrag wurde 
nur von 25 Stimmen unterftüst: Adickes, Begemann, Bojunga, Brammer, 
Bueren, Dammers, Detering, Düffel, Ellifjen, Freudentheil, v. Garen, 
Gerding, Groß, Kaulen, Köhler, Krönde, Schagrath Lang, Oppermann, 
Reye, Rohrmann, Schläger, Schlüter, Thiermann , v. Vangerow, Wein- 
hagen. — Diejenigen Motive, welche in das ftändifche Erwiederungsſchrei— 
ben übergegangen find, wurden von Hirfch ausgefprohen, dem ſich die da— 
malige Gentrumspartei Groß, Kannengiefer, Weber, Richter, Wißmann, 
fogar Buß anfhloß. Auf v. d. Horſt's Antrag hatte die zweite Cammer beſchloſ⸗ 
fen, daß die Prüfung der Wahllegitimation von jedem Haufe für ſich vorgenom— 
men werden follte, von der erjten Cammer war in einfachen, wie in bis 
zu 16 Mann verftärtten Gonferenzen hiezu die Zuftimmung nicht zu erlan- 
gen und die zweite Cammer mußte ihren Beſchluß aufgeben. Auch noch ei— 
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nige andere fleinere Geſetze wurden erledigt, jo wurde die aus dem Hun— 
gersjahre 1816 jtammende Beichränkung des Verkaufs von Früchten auf dem 
Halme aufgehoben und der Regierung nur für, Zeiten der Noth das Recht 
zu polizeilihen vorübergehenden Beſchränkungen gejtattet. Der Poſtaufſchlag 
auf auswärtige Zeitungen wurde vermindert, zur Einführung der allgemei- 
nen deutſchen Wechjelordnung die ſtändiſche Einwilligung erklärt. 

Am 27. November wählte die erite Cammer den bisherigen Schagrath 
v. Bothmer mit 34 Stimmen gegen 27, von denen 25 auf den Ganzlei- 
procurator Dr. Wynecken fielen, zum Schatzrathe. Es wurde damit ein 
Wunſch der Regierung, welche das arijtofratiihe Element in der erſten Game 
mer verftärten wollte und Bothmer als tüchtigen Mann kannte, erfüllt; vie 
Motive bei einer großen Anzahl der Wähler waren die ſtändiſcher Sparjamteit, 
da man dur die Wahl zugleih den Benfionsetat entlajtete, Daß ſolche Mo- 
tive gegen den Haß, den man gegen den Adel hegte durdjchlagend waren, 
beweifet, daß die Gammer jih immer mehr zu Negierungsanfichten binneigte. 
— Die zweite Cammer wählte gleichfalls den bisherigen Schagrath Lang II. 
mit 56 Stimmen, 18 fielen auf Hantelmann H. Welche von beiden Cam— 
mern die bejjere Wahl getroffen, jollte ſich erſt 1856 offenbaren; nad der 
Wahl ſprach der Verfaſſer jelbjt die Befürhtung aus, die erite Cammer 
fönne einen Bod zum Gärtner gewählt haben, da Herr v. Bothmer einer 
der wenigen Adeligen war, welde gegen das Stüveſche Syitem der erſten 
Gammer entſchieden protejtirt hatten , aljo nicht geneigt jein werde, für daj- 
felbe in die Schranfen zu treten. 

Das wegen der Vertagung und Auflöjung im Frühjahr nicht bewilligte 
Budget, das durch Schreiben vom 10. November vorgelegt war und nun 
für zwei Jahre fejtgejtellt werden mußte, war an eine Jinanzcommiffion ver: 
wiejen, Dieje war. nicht im Stande, vor Ablauf des Jahrs, mit dem bie 
geſetzliche Befugniß ver Negierung zur Steuererhebung erloſch, eine tiefer 
eingehende Prüfung vorzunehmen. Sie legte daher einen Antrag vor, nad 
welhem, um einerjeits jeder für das Land verderbliden Störung des Staats- 
haushalts vorzubeugen, andererjeit3 ohne vorhergängige Prüfung Feine 
förmlibe Budgetbemwilligung ausjufprehen, die Regierung zwar zur 
Sorterhebung der Steuern, Zölle und jonjtigen Einnahmen, nad Maß— 
gabe der Budgetvorlagen ermächtigt und zur Beitreitung der Ausgaben au- 
torijirt werden jollte, Stände aber bevorworten jollten: daß fie in diefer, durch 
die Lage der Dinge ihnen abgedrungenen Erklärung keineswegs eine ſolche 
Bewilligung erbliden könnten, aus welder für die demnächſtige fernere Bei- 
bebaltung der aufgeführten Bofitionen, irgend eine Conjequenz zu ziehen 
wäre, indem fie vielmehr die erite orbnungsmäßige Prüfung und Bewilli- 
gung des Budgets der vereinigten Caſſen auf das Budget für 1856—51 
verihöben. Auf Antrag Weinhagens wurde noch der Zujas aufgenommen: ' 
Daneben können Stände die Königlihe Regierung nicht für befugt halten, 
in Folge dieſer generellen Bewilligung von der ferneren Prorogation des 
Budgets in Gemäßheit des $ 96 des Verfaflungsgejeges vom 5. September 
1848 Gebrauch zu mahen, wodurch man ſich vor einer Auflöfung vor der 
nächſten Budgetbewilligung jihern wollte. Die Regierung befämpfte die: 
jen Zuſatz zwar mit Heftigkeit, allein er erhielt in beiden Cammern bie 
Majorität. 
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Außerdem kamen mancherlei Uranträge auf die Tagesorbnung, fo fehlte 
von Seiten der äußerjien Linken ein Antrag wegen Auslieferung der in 
Baden gefangenen Hannoveraner, ein Amneftieantrag wegen politischer Ver: 
brechen, ein Antrag auf Jagdvergehenbegnadigung, ein Langſcher Antrag, 
die ſchleswig-holſteinſchen Angelegenheiten betreffend, ein Antrag Buerens 
auf Einführung der Civilehe, Weinhagens, die hülfsbebürftige Lage der 
ärmeren Claſſen betreffend, nicht. Die meilten der geftellten Uranträge, 
wenn fie nicht bei Gelegenheit anderer Gegenjtände, namentlich des Budgets 
erledigt wurden, theilten das gewöhnliche Schidjal, entweder an dem Wi— 
derjtande der anderen Cammer zu jcheitern oder wegen der fpäter eintretenden 
Gefhäftsüberhäufung unverabjhiedet zu bleiben. Auf einzelne derſelben, 
z. B. den Elliffenihen Antrag wegen Verpachtung und Veräußerung von 
Domaniale und Kloftergütern, welcher einen großen Theil der Zandeseins 
wohner interejfirte, fommen wir im nächſten Gapitel zurüd. 

Am 10. December wurde das Negierungsichreiben, die deutihe Frage 
betreffend, in den Cammern übergeben. Man war jo hitzig darauf, den 
Inhalt kennen zu lernen, dab man auf TIhiermann’s Antrag am i1. De- 
cember das Schreiben aus der Ganzelei zurüdholen ließ, um die Cammer 
und den Generaljecretair mit einer dreiviertelftündigen Vorleſung zu ermü— 
den. Am Tage vorher hatten eine Anzahl Mitglieder beider Cammern fich 
zu einem Programm vereinigt, weldhes dahin lautete: 

„Wir halten die Wohlfahrt unjeres Landes für bedingt durd die Frei— 
heit und kräftige Einheit des deutſchen Vaterlandes, wie fie durd) die große 
Nationalerhebung im März v. J. in ganz Deutjchland als unabweisbare 
Forderung der Zeit fih darthat, und wie jie durch den verfajjunggebenden 
Reihstag in Frankfurt erjtrebt, wenn gleich für jest noch nicht erreicht 
wurde. Zur Erringung diejes Zieles mitzuwirken, werden wir eifrigſt be— 
mübt fein, 

„Wir glauben, das die Verwirklihung einer dem Volke erjprießlichen 
Einheit Deutihlandg nur jtattfinden fann, wenn in den einzelnen deutſchen 
Staaten, nah Bejeitigung aller veralteten, aus den früheren Regierungs- 
joftemen hervorgegangenen Mißbräuche, auf verfafliungsmäßigem Wege wahr: 
haft volfsthümlihe und zeitgemäße, auf die politiihe Gleichberechtigung 
aller jelbitjtändigen Staatsbürger fih jtüsende Inſtitutionen in's Xeben 
treten. 

„Wir balten uns demgemäß vor Allem für verpflichtet, nach Kräften 
dahin zu wirken, daß die in der Königlihen Proclamation vom 17. und 
dem Minifterialprogramm vom 22. März 1848 enthaltenen Verheigungen , 
auf deren vollftändige Erfüllung das Land nod fortwährend vergebens hofit, 
in möglichſt kurzer Frijt der Form und dem Geifte nach zur wollen Wahr: 
heit werben. Die Durchführung der Gefegentwürfe, welche dieſen Zweck ver: 
folgen, werben wir kräftigſt unterjtüßen. 

„Wir erkennen es ferner al3 unfere Aufgabe, nicht nur die Garantieen 
des Rechts und ver freiheit, welche durh das am 5. September 1848 ge: 
änderte Landesverfallungsgefeß gewonnen find, unmandelbar feitzuhalten, 
jondern auch demnächſt eine ſolche Umgeſtaltung dieſes Grundgeſetzes zu er— 
ſtreben, wie ſie der Willkür ſchärfere Schranken ſetzt, der politiſchen Gleich— 
berechtigung aber durchgreifendere Geltung gewährt. 
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„sn der Geltendmahung diefer Grundfäße werden wir uns dur fei- 
nerlei perjönlihe Rüdjihten beirren laffen. 

„Bir werden die wichtigen in den Gammern zu erledigenden Fragen 
zeitig einer gemeinjamen Prüfung unterziehen, ung da über einen gemein: 
jamen Gang zu vereinigen juhen, und uns in der Stänbeverfjammlung, 
joweit e3 mit unferer Ueberzeugung vereinbar it, möglichjt unterjtügen. 
„gang I. Ellifien. Freudentheil. Lang I. Schlüter. Dammers. Op— 
permann. Groß. Moides. Schläger. Thiermann. Kröncke. SKaulen. 
Ablborn. v. Düffel. Bojunga. v. d. Horft. v. Vangerow. Begemann. 
Hantelmann. Rohrmann. Siedenburg. Frerichs. v. d. Dften. Richter. 
Reeſe. Wyneken. Müller. Schaper. Kellers. Meine. Mamnten. Harms, 

Steinvorth. v. Exterde. v. Honſtedt. v. Wehren.“ 

Die Führer dieſer Partei, die man ſchlechthin die Linke nannte, waren 
Yang 14. und Elliſſen. Die elf zuletzt Unterzeichneten waren Mitglieder er: 
iter Gammer. 

Die Partei Bueren, Gerding, Detering, Weinhagen, Brammer erklärte 
das Programm als einen offenen Abfall von ver zu Recht beitehenden Reichs: 
verfafjung, auch die Zeitung für Norddeutſchland war unzufrieden damit we— 
gen feiner Dehnbarkeit. Und doch verdanfte man eben nur vdiejer die Ber: 
einigung von 37 Köpfen, denn in feiner Frage gingen die Meinungen fo 
weit auseinander, als in der deutjhen. Der Präſident hatte, nachdem die 
diden hannoverſchen Actenftüde in der deutſchen Frage, und dann no, 
ih weiß nicht mehr, durch weſſen Vermittlung, von Seiten der preußiichen 
Regierung Actenjtüde, betreffend das Bündnik vom 26. Mai — 135 Sei- 
ten in fl. Folio — kaum 3 Tage vertbeilt waren, auf den 20. December 
die deutiche Frage auf die Tagesordnung geſetzt. Die Zeitung für Nord: 
deutichland hatte jhon am 18. December einen Maharuf an die Ständever: 
jammlung erlafjen, der jie nachſagte, „daß jelten eine Ständeverfammlung 
mehr gethan habe, das Vertrauen zu dem ganzen jtändiichen Wejen man: 
fend zu mahen, als die gegenwärtige” — deren zweiter Gammer fie 
Schwähe vorwart — „Schwähe aus Unentſchloſſenheit, Schwähe aus 
Unglauben — Schwäche aus tiefem Irrthum“. Die Augen des deutſchen 
Volfes, meinte fie, welhe auf Hannover gerichtet feien, blidten in das 
Dede und Leere; die Hand, die nad der unfrigen greifen wollte in das 
Dede und Leere, es jei das die Hand der Geſchichte, vie über dieje Stän: 
deverjammlung und dieſe Regierung richten werde mit gerechtem Gericht. 
— Am folgenden Tage brachte jie abermals einen Leiter: „Keine Com— 
miffion, feine Verſchleppung.“ Dieje wollte die Linke auh nit, fie hatte 
vielmehr überlegt, dab, wenn die deutihe Sahe auf der Tagesordnung 
iteben bleibe, dies für Viele, die ſich noch nicht vorbereitet hatten, ein triftiger 
Grund jei, diejelbe an eine Commifjion zu verweifen. Sie ließ daher dur 
Lang den Antrag ftellen, die Sache von der Tagesordnung zurüdzuziehen. 
Windthorſt jtellte den Antrag auf Commiſſion. Der Zwed der Linken mar 
Bueren und jeinen Genojjen jehr wohl bekannt, dennoch widerſprachen jie, 
drängten jogar auf namentlihe Abjtimmung über dieſe Vorfrage, die dann 
zum Rejultate hatte, das nur 34 für das Zurüdziehen von der Tagesord- 
nung jtimmten: Adickes, Ahlborn, Begemann, Bojunga, Brammer, Yütt- 
ner, Buß, Dammers, Düffel, Eliffen, Frerihs, Groß, Hintze, Horit, Kan 
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nengießer, Kaulen, Köhler, Köhler von Quakenbrück, Arönde, Lang I., 
gang II., Merdel, Amtmann Meier, Oppermann, Dften, Pfaff, 
Reye, Nihter, Rohrmann, Schläger, Schlüter, Siedenburg, Thiermann, 
Bangerom, 

Nun ging Windthorit’3 Antrag auf Verweifung an eine Commijfion mit 
41 Stimmen durch. Die Reichsverfaffungstreuen hatten dur ihre Abftim- 
mung gerade das erreiht, was fie vermeiden wollten. Am, anderen Tage, 
als diefelben ihren Fehler eingejeben hatten, als außerdem eine nur furze 
Bertagung bejtimmt war, erhielt der Langſche Antrag die Majorität, die 
deutihe Sache jollte am 4. Januar auf die Tagesordnung geftellt werden. 
Man vertagte fih dann bis zum 31. December, an mwelhem Tage die Cam— 
‚ner indeß unbeſchlußfähig blieb, und begann die Gejhäfte am 2. Januar. 

Das alte Jahr hatte nicht geendet ohne eine Neuigfeit eigenthümlicher 
Art, wie fie wenigjtens in Hannover nod nie vorgelommen war, Die amt« 
lihen Nachrichten bradten am 28. die Nachricht: 

„Seine Majeſtät der König haben geruhet, den bisherigen Advocaten 
Detmold hiejelbit, nachdem jelbiger die von Sr. kaiſerl. Hoheit dem Er. 
berzog Neichsverwejer ihm anvertraut geweſenen Functionen eines Reichs— 
minifters der Jultiz, des Innern und des Handels niedergelegt, zu Aller: 
höchſtihrem Legationsrathe zu ernennen.” 

Man brachte mit diejer Titulirung den Empfang eines außerordentlichen 
öfterreihifhen Botfhafters in Verbindung, des Major v. Weilelenyi, der 
Sr. Majeftät die Ernennung zum General der Cavallerie der k. E. öjterrei- 
chiſchen Armee überbradte, indem man wilfen wollte, viejelbe, jo wie die 
Sendung des Herrn Detmold zum Bevollmächtigten bei dem Interim, jei 
auf ausdrücklichen Wunſch von Wien gejcheben. 

Die Stände jammelten jih im neuen Jahre langſam, es gab noch feine 
Weit: und feine Südbahn, auch die Bremenjer hatten bis Bremen häufig 
mir Schlehten Wegen zu kämpfen. Am 5. Januar fam in zweiter Cammer 
bei überfüllten Tribünen die deutſche Frage auf die Tagesordnung. Yang 11. 
betrat zuerft den Kampfplag. Er ging von dem Grundſatz aus, daß die 
Reichsverfaſſung auf rehtsgültige Weiſe zu Stande gekommen fei und daß 
die Regierungen jic anzunehmen hätten. Hätte Hannover feine Zuftimmung 
gegeben, jo würde Sachſen, wahrjheinlih auch Baiern haben nahgeben müf: 
fen. Die Regierung habe das nicht gethan, auf den Zuſammenhang von 
ganz Deutfchland ein entſchiedenes Gewicht gelegt, obgleich der Beitritt Oeſter— 
reichs zum Bundesftaate eine Unmöglichkeit gewejen. Er beleuchtete dann das 
egoiſtiſche und particulariftifche der öfterreichifchen Politik, deducirte aus dem 
alten Bundesrecht die Befugnik der Bildung eines engeren Bundes im 
Bunde (Artikel 11 der Bundes», Artikel 6 der Wiener Schlußacte), beleud- 
tete die Regierungsvorlage als ſehr gelungenes Gemälde über vie Bejtre: 
bungen der dynaſtiſchen Intereſſen. Dem hannoverjhen Entwurfe babe die 
wirkſame Erecutive gefehlt, dieſe ſei e3, melde die preußiſche Spige nicht 
entbehren laſſe. In den Vorlagen ſei viel von dem alten Bundesrecht die 
Rede, nicht aber von den Bundesbeihlüffen vom 30. März, 7. April, 
12. Juli, dem Reichsgeſeß vom 28. Juni. Das ſeien die Quellen des 
Nechts für das Voll. Das Unrecht des Interims wird debucirt, es ſei 
gegen das Reichsgeſetz, leviglih dur die Regierungen begründet, und das 
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Interim bedeute: Kein einiges Deutfhland, fondern ein wo möglih unei- 
niges Preußen und Defterreih! Sein Antrag lautete: „Nönigliher Regie 
rung zu erwiebern: 

„Wenngleih Stände es dahin gejtellt jein laſſen, ob die von der Kö— 
niglihen Regierung vorgebradhten Gründe den vorläufigen Rüdtritt won der 
weiteren Mitwirkung zur Ausführung des fog. Dreikönigsbündniſſes recht— 
fertigen, fo find fie doch der Anfiht, dab dieſer Rüdtritt injofern einer 
Rechtfertigung nicht bevarf, als die Königliche Regierung dies Bündniß, wel: 
bes auf Berufung eine nah einer andern als der rechtlich bejtehenden 
Wahlordnung zufammengejesten Reichstages gerichtet ift, einzugeben nicht be- 
rechtigt geweſen jein kann. 

„Je mehr aber Stände beflagen, daß die Königlihe Regierung der 
Anerkennung der zu Frankfurt feitgeitellten Reichsverfaſſung ſich entzogen 
und jogar zur Befeitigung der Nationalverfammlung durch einjeitige unbe: 
fugte Zurüdberufung der hannoverjhen Abgeordneten mitgewirkt hat, um 
fo weniger können fie den Beitritt zu dem ohne Zujtimmung der Nation 
eingerichteten jog. Interim für gerechtfertigt erfennen. 

„Indem Stände daher die Erwartung ausſprechen, daß die Königliche Re- 
gierung zu einer Verlängerung des Jnterims über den 1. Mai d. %. hinaus 
ihre Einwilligung feinesfall3 ertheilen werde, halten fie fi zu dem Antrage für 
verpflichtet, da die Königliche Regierung, eingedent der dem deutſchen Bolte 
gegebenen Zujiherung, auf Wiederberufung einer Nationalvertretung, in Ge— 
mäßheit der Bundesbefchlüfje vom 30. März und 7. April 1848 hinwirke, 
da nur durch eine ſolche Vertretung das gejtörte Werk wieder aufgenommen 
und das lebte Wort darüber geſprochen werden kann: ob die Nation bei der 
zu Frankfurt feitgeftellten deutſchen Reichsverfaffung ſchließlich beharren over 
einer Abänderung nah den Aufitellungen der Regierungen beitreten will. 

„Dabei betrachten Stände es als fih von jelbit verftehend, da — wie 
beflagenswertb' auch die augenblidlihe Ausſchließung eines Xheiles von 
Deutihland jein mag — Abgeorpnete aus den zu Deutjchland gehörenden Thei- 
len des öjterreihiichen Kaiſerreichs nicht weiter hinzugezogen werden fünnen, 
jo lange Defterreih eine ſolche Vereinigung feiner zu Deutjchland gehören- 
den Theile mit dem übrigen Kaiferftaate und eine folhe Trennung von 
Deutſchland aufrecht erhält, wie fie in der öfterreihiihen Verfaſſung vom 
4. März v. 3. ausgeiproden iſt.“ 

Lang 1. fecundirte jeinem Sohne, er erörterte drei oder richtiger vier 
ragen: wie konnte die Regierung, uneingedenk ihres Urfprungs, von An— 
fang an darauf hinausgehen, ver Nationalverfammlung feindlid entgegen- 
zutreten? Wie konnte fie das Dreikönigsbündniß jchließen? Wie will fie es 
rechtfertigen, daß jie jegt wieder davon zurüdgetreten ift? Wie hat jie zum 
Interim ihre Einwilligung geben fönnen, ohne zuvor das Volt und jeine 
Vertretung gefragt zu haben? Man ſieht es den Fragen ſchon an, daß 
das mehr eine Ausführung im Sinne der Gothaer war, und Lang I. be 
fannte ‚offen, daß er in Mistrauen gegen Preußen aufgewachſen, daß die— 
ſes Mistrauen durch die Gejchichte gefördert fei, der fchlefiihe Krieg, die 
Theilung Polens , der Bajeler Friede, die Befegung Hannovers, der fchles- 
wig- holſteinſche Krieg; jet noch das Hin- und Herfchwanten zwiſchen Ver— 
ſprechen und Nichthalten, der Scheinconſtitutionalismus, das ſeien keine Ele— 
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mente, die dem Mann von Grundfägen Sympathieen einflößen könnten. 
Dennoch jei jeine fejte Weberzeugung, dab es nit anders gehe, al$ mit 
Preußen an der Spike und daß die Bundesgenoflenichaft mit Preußen doc 
inmer weniger jein würde, als preußijcher Unterthan zu jein, da das In— 
terim die Theilung anbahne und Hannover dann Preußen zufalle. Gr ftimmte 
für den Antrag feines Sohnes. — Als fernerer Secundant trat Elliffen auf, 
indem er das ſchwere Geſchütz der Gefhichte gegen die Fehler und Verbrechen 
der Dynaftieen aufführte, die jekt jo großes Gewicht auf die hiſtoriſche Ent- 
widlung legten und 1806 nicht das geringjte Bedenken getragen, durd ein 
förmlich organifirtes Raubjvitem gegen ihre Mitjtänve ſich zu bereichern und 
Deutihland auf das Gebot des Neichsfeindes zu Paris radical umzugeftal: 
ten. Er entlud nicht wenig Zorn gegen Preußen und das Dreifönigsbünd- 
niß und bielt den Antrag Langs für den rechten, da es nicht darauf an— 
fomme, heroiſche Beſchlüſſe in den Wind zu fallen, jondern jolde, deren 
Erfolg, wenn auch zmweifelbaft, doch möglih, jedenfalls wünſchenswerth jei. 

Ob die Zukunft der Freiheit gehöre, ſei nicht jo gewiß; entweder ge— 
böre ſie einer ſchmählicheren Knechtſchaft als Deutſchland je gefannt, oder 
ver vollen, wahren, ganzen Freiheit — mer nicht für die Freiheit arbeite 
— der arbeite, bewußt oder unbewußt — für die Knechtſchaft. 

Es folgte dann Bueren mit dem heroiſchen Antrage: „Stände mögen 
zu erwiedern beichließen : 

„1) daß fie die von den gejeglihen Vertretern des deutſchen Volkes in 
Frankfurt beſchloſſene Neihsverfafjung vom 28. März 1849 nebft vem Reichs: 
wahlgejege vom 12, April 18949 als rehtsgültig für ganz Deutichland ans 
erfennen; 

„2) daß fie demnach der hannoverjhen Regierung alles und jedes Recht 
abſprechen, dieſen Bolksgejegen den Gehorjam zu verjagen ; 

„3) dab fie mithin das von der hannoverihen Regierung abgeſchloſſene 
Dreifönigsbiindniß, den Entwurf einer Gegenverfajlung und das octroyirte 
Reihswahlgejes der drei Könige und ihrer Bundesgenofjen und Alles, was 
zu deren Ausführung bereits geſchehen ijt und ferner geiheben mag, als 
einen Eingriff in die unveräußerlichen Nechte des deutihen Volkes vermwerfen ; 

„A) daß fie ebenfalls die Jnterimsregierung für Deutſchland, die von 
Dejterreih und Preußen und jonjtigen Groß: und Kleinmädten fraft Ber: 
trages vom 30. September 1849 proclamirt worden ift, nicht anerkennen können; 

„õ) daß fie vielmehr feine andere Neihsgewalt für ganz Deutichland 
anerfennen, als eine jolhe, die aus dem Willen des nad) freier Volkswahl 
zu ergänzenden deutſchen Parlaments hervorgehen wird; 

„6) dab jie nad allem diejen das bisherige Verfahren der hannover: 
ihen Regierung in der deutſchen Sache entſchieden misbilligen, jet aber 
von ihr erwarten, daß jie mit allen Kräften dahin wirken werde, das ge- 
fprengte deutſche Parlament dur freie Volkswahlen nah dem Wahlgejehe 
vom 7, April 1848 ergänzen zu lajfen und daß jie deſſen Beſchlüſſen in 
Bezug auf die Berfaffung und Neich3gewalt für ganz Deutihland jih un— 
bedingt unterwerfen, vorab aber die reichsgefeglihen Grundrechte des 
deutſchen Volks als hannoverſches Landesgeſetz anerkennen und zur Geltung 
bringen werde,“ 

Die Rechtfertigung war die befannte, wenn der Vorderſatz zugeitanden 
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war, logiſch volllommen richtig. Der Redner erwartete aber die Nechtfer- 
tigung jeines Antrags nicht in diefer Cammer, jondern von den rettenden 
Ihaten des Bolfes! So wenig kannte der Antragiteller jelbit das Wolf, 
für das er bejtändig wirfen molite. 

Windthorſt wollte die Sache einfach von ver praftijchen Seite behandelt 
wijjen — die Regierung babe wohl und recht getban, daß fie die in Frank— 
jurt bejchlofjene Berfajjung nit angenommen babe — gan; Deutſchland 
babe es jein jollen — Deiterreih, obne das wir wahrſcheinlich noch eine 
jranzöfiihe Provinz wären ( Murren und Widerſpruch! ), babe nicht ausge- 
ſchloſſen werden dürfen. 

Ob es gut und rathjam gewejen, den Vertrag vom 26. Mai zu jchlie: 
Ben, wolle er nicht erörtern, die Regierung babe aber Recht gethan, Be: 
ſtrebungen entgegenzutreten, welche den Zwed haben, einen Bundesitaat 
mit allen, mit vielen oder jelbjt mit wenigen deutſchen Staaten zu ſchaf— 
jen. Was die Zukunft anlange, jo laſſe jih nur zum Necht gelangen, wenn 
mit einer neuen Nationalverfammlung die deutihe Verfaſſung vereinbart 
werde, Gr jtelle vaber den Antrag: 

„sn Erwägung, dab der Grundgedanke und das Ziel der deutſchen Be: 
wegung des Jahres 1848, jowie die Aufgabe der deutſchen Nationalver: 
jammlung die politiiche und materielle Einigung aller deutihen Stämme ge— 
wejen ift, und daß diefer Grundgedanke und diejes Ziel unter allen Umſtän— 
gen aufrecht erhalten werden muß, die Königliche Regierung aud unter Feithal- 
tung dieſes Gefichtspunctes den damit nicht übereinftimmenden, auf die Be: 
gründung einer bundesjtaatlihen Verbindung jelbit einzelner wenigen deut— 
ihen Staaten gerichteten Bejtrebungen mit Recht in den Weg getreten iſt; 

„sn Erwägung, daß der Vertrag vom 30. September v. J. die Bil: 
dung einer proviforishen Bundescentralcommijjion betreffend, wenngleich ver 
Beitritt der Königlihen Regierungen zu demjelben unter den vorliegenden 
Umjtänden durch die Nothwendigkeit geboten fein mochte, den Ständen feine 
Veranlafjung zu einer Rückäußerung giebt, da die Königliche Regierung eine 
Genehmigung diejes Vertrags bei den Ständen nicht beantragt hat, und es 
fih von felbjt verſteht, daß die Rechte des Königreihs und der Stände dejjel- 
ben insbejondere dadurh in feiner Weije alterirt werden dürfen; 

„aus diejen Gründen geben Stände über das Schreiben der Königlichen 
Regierung vom 10. v. M., die deutſche Frage betreffend, injoweit zur mo— 
tivirten Tagesordnung über. 

„Sn Erwägung jedoch, daß ein baldiges Zujtandefommen einer, den 
wirklichen Bedürfniſſen Deutjchlands entjprehenden und auf dem Wege der 
weitern Entwidelung des beftehenden Rechts zu erjtrebenden Verfafjung Deutjch: 
lands dringend geboten ijt, erjuhen Stände die Königliche Regierung: 

„das bezeichnete Ziel mit Entjhiedenheit, Offenheit und Selbſtver— 
leugnung fortdauernd zu verfolgen, und zu dieſem Ende mit allen Kräften 
insbejondere dahin zu wirken, das baldthunlichſt nad einem, das Vertrauen 
des deutſchen Volks erwedenden Wahlgejege eine Vertretung deſſelben von 
den Regierungen berufen und von diejen mit der aljo berufenen Volksver— 
tretung die Verfaſſung Deutjchlands vereinbart werde, 

Dammerd fühlte fi wegen jeiner Betheiligung an den Arbeiten der 
Nationalverfammlung und den Gothaer Beſchlüſſen berufen, in einer ſehr 
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ausführlichen, wohl vorbereiteten Rede ſich auszulaſſen, ohne Neues zu ſa— 
gen, das Thun der Nationalverfammlung vertheidigend, die Regierung ta— 
delnd daß jie dem Dreikönigsbündniſſe nicht treu geblieben. Ein Directorium 
mit Preußen und Defterreich an der Spiße jei nur möglich bei ganz wiederber: 
gejtellten alten Bundestagsformen, nicht möglich mit einem Volkshauſe. Er 
erkläre fih aus denjelben Gründen, wie Lang 1. für den Antrag Lang I. 

Gerding will niht Gefhichte vorführen, nicht Moral predigen, er wirft 
einen Blid auf den gegenwärtigen Zuftand, erblidt in dem Jnterim für die 
europäische Contrerevolution die Probe, ob der Dualismus zwiſchen Dejter: 
rei und Preußen für die Ruhe und Ordnung Deutihlands die genügenden 
Garantieen biete. Er erklärt jih für ven Buerenſchen, eventuell für den 
Langſchen Antrag, — So ſchloß der erite Tag. 

Um 7. Januar jtellte und rechtfertigte Groß aus Leer einen Antrag 
im Sinne der Gothaer, Beihidung des Verwaltungsraths, ungefäumte Ver— 
anftaltungen zu den Wahlen in Erfurt u. j. w., nahm venjelben aber im 
Laufe der Debatte zurüd. Die jehr ausführlihe Rede war zugleih ein 
Loblied auf Oſtfriesland. 

Juſtizrath Schlüter ſucht den Windthorftihen Antrag in jein Nichts zu 
zerlegen. Er jagt jehr richtig, daß in Preußen Alles darauf ankomme, 
welche von den drei Parteien, die um die Macht jtritten, ans Ruder fomme 
oder daran bleibe, ob die Gerlahihe, die Hofpartei, oder die Branden- 
burg = Manteuffeliche, oder die Radowisjhe. Für den Langjchen Antrag. 

Regierungsrath Böhmer gegen den Weg Preußens, der nicht zur Ei: 
nigung Deutjchlands, jondern zu Preußens Bergrößerung führt; für ven 
Antrag Windthorſt's. 

Dafür auch Hirſch, wenn auch aus anderen Gründen , als der Antrag: 
fteller. Die Aufgabe der Gegenwart jei, nicht die vorhandenen ſchweren 
Berwidelungen durch unfrudhtbare Recriminationen oder unausführbare An: 
träge zu vermehren, fondern ihre Löfung im fteten Hinblid auf die gege- 
benen Berhältniffe zu juhen. — Durd das Bündniß vom 26. Mai werde 
der Zwed, Einheit, Freiheit, Macht und Größe Deutjchlands zu erreichen, 
nicht erreiht. Dem Interim fehle mit Recht jedes Vertrauen des Volkes, 
die Bundescommiffion fei feine rechtlich conjtituirte Behörde. — Was die 
Zukunft Deutihlands anbetreffe, jo müßten dem Bolfe die Rechte auf Neu: 
geitaltung der Verfaſſung im Sinne wahrer Einigung und Freiheit bleiben. 
Das PBanier der Bollsjouverainetät fei in dem legten Jahre zu Boden ge: 
junfen, man möge ſich darüber nicht täujchen und das Unmögliche verfolgen. 
Man möge den Weg der Vereinbarung und Verſtändigung nicht verſchmä— 
ben, ein Vergleich jei gerade in politifhen Dingen das Zwedmäßigjte. Es 
müjje aber ein Organ gejchaffen werden, das dem Vertrauen bes Volkes 
entiprehe. Wo möglich müſſe fih Deutihland mit Defterreih, beharre vie- 
jes auf jeiner Verfaffung vom 4. März, auch ohne dafjelbe zum Bundes» 
jtaat conjtituiren. 

Weinhagen weiß nicht, warum der Antrag Buerens nicht ausführbar 
jet, wenn man ihn ausführen wolle. Er jei ausführbar, weil er fi auf 
das Recht ſtüße. Er fei, wenn er in einem Theile Deutjchlands feitgehal- 
ten werde, das Panier des Rechts, um weldes fih jpäter das Waterland 
wieder ſchaare. Es jei nicht gut gethan, das Banner leichtfertig fallen zu 
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laffen. Er werde fih für den Antrag Buerens erklären, eventuell für ven 
des Lang II., — ganz eventuell ftelle er zu dem Antrage Windthorſt's fol- 
genden Unterverbefjerungsantrag: 

„Königlicher Regierung zu erwiedern: „Mit Bedauern haben Stände aus 
dem Schreiben des Königlichen Minifterii vom 10. December v. J. die mie: 
verholte Benachrichtigung entgegen genommen, daß das deutihe Verfaſſungs— 
were noch nicht zu dem Ziele und Abſchluſſe gelangt jei, deſſen Eritrebung 
jeit dem Frühling 1848 von dem deutjchen Volke, auch von dem hannoverjchen 
Volksſtamme gefordert und von den reſp. deutichen Regierungen zugejagt wurde. 

„Indem Stände vorausfegen dürfen, daß der Königlichen Regierung ber 
vom Volke bezeichnete Weg zu demfelben nicht unbefannt jei, wollen fie zur 
Zeit ‘von einem näheren Eingehen auf das Schreiben des Königlichen Mini: 
jterii vom 10. December v. J. und die damit gemachten officiellen Mit: 
theilungen abjeben, fie glauben jedoch ſchon jetzt die Erklärung nicht zurüd- 
halten zu dürfen: 

„daß das von Seiten der Königlich hannoverſchen Regierung mit der 
Königlich preußiſchen und ſächſiſchen Regierung abgeſchloſſene Bündniß behuf 
Herſtellung eines deutſchen Verfaſſungswerkes zwiſchen den einzelnen deut— 
ſchen Staatsregierungen, ſowie die Einfegung eines Bundesſchiedsgerichts 
und das ſogenannte Interim ebenſo wenig geeignet ſind, die unzweifel— 
haften Neigungen und gerechten Wünſche des hannoverſchen Volks zu befrie— 
digen, als öffentliche Rechtszuſtände von geſicherter Dauer in Deutſchland 
zu begründen.“ 

Es ſprechen noch Freudentheil und Elliſſen gegen den Windthorſtſchen 
Antrag, denſelben als vage, vieldeutig, nichtsſagend bezeichnend. Für ſo 
ſchlimm hält Lang J. den Antrag nicht, ſtellt dazu vielmehr einen eventuel— 
len Berbejjerungsantrag dahin: 

„1) die geſchehene Zurüdberufung der hannoverjchen Möndorhneien zur 
Nationalverfammlung beftimmt zu tadeln, 

„2) den von vielen Abgeordneten jogar als Vertrauensvotum aufgefaß- 
ten dunfelen Tadel hinſichtlich des Interims deutlih auszusprechen, 

„3) als das einzig anwendbare Wahlgeſeß den Bundesbeſchluß vom 
T. April 1848 zu bezeichnen und 

„A) auszujprehen, daß zur Zeit und fo lange Dejterreich auf jeiner Een: 
tralifation beftehe, von dort feine Abgeordnete zugezogen werben künnen.“ 

Dann juht Stüve in einer ſehr ausführlihen Rede das Verfahren des 
Minifteriums zu rechtfertigen, und die geftellten Anträge ſämmtlich als un: 
angemejjen darzuitellen. Er bedauere, jo wenig Pofitives vernommen zu 
haben. Es jei allerdings etwas Wortgeklingel vorgefommen , und er glaube 
auh, daß man die Glode mitunter habe läuten hören, ohne zu wiſſen, wo 
fie hänge. Der Buerenſche Antrag ftüge fih auf die Behauptung, dab das 
formelle Recht ver Reichsverfaſſung zur Seite ſtehe. Dem jei nicht jo, es 
würde aber ganz verlorene Zeit fein, die Gründe, daß dem nicht fo ei, 
zu wiederholen. E3 werde dadurh, dab man bei dem früheren Bejchlufie 
der Frankfurter Verfammlung beharre, fi auf diefelben als ein Recht 
fteife, in Gottes Melt nichts erreicht werden, man werde damit nur das 
Urtheil ſprechen, daß in der Sache überall nichts geſchehen jolle. 
Der Langibe Antrag juhe eine Vermittlung zwiſchen der unbedingten Gül- 
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tigkeit der Neichsverfaffung und der Wirklichkeit. Allein diefe Vermittlung 
jei eine höchſt unglüdlihe. Die Vorausjegung, daß die Regierung von dem 
Bündnijje zurüdgetreten fei, ſei zunächſt falſch. Man müſſe zwijchen dem 
Bündniffe und dem Verfaſſungsentwurfe unterfheiden. Das Bündniß babe 
Ordnung jtijten wollen, dieje jei durch das Interim da und daher injoweit 
überjlüjig geworden , in anderer Beziehung bejtehe es fort. Die Verfaj- 
jung, wie fie vorliege, durdzuführen, habe die Regierung jich verpflichtet, 
jofern diejelbe von Würtemberg und Bayern angenommen werde und von 
Dejterreih fein Widerſpruch erfolge; fie werde ihr Wort halten. Sie jei 
zu dem Abſchluſſe jolher Bündniſſe befugt, müſſe freilih, ſolle denjelben 
Folge gegeben werden, die Genehmigung der Stände einholen. Das Bünd- 
niß jelbjt bedinge jolbe Zujtimmung nit. Das Interim jei ein Vertrag 
unter den Regierungen, der Beitritt dazu fei im formellen Rechte ausge: 
jührt, jo wie auch mit politiihem Rechte, denn man müſſe in Deutjchland 
eher Alles erdulden, als einen Bürgerkrieg hervorrufen, diefer habe aber 
vor der Thür gejtanden und ſei dur das Interim verhütet. Der Langſche 
Antrag, in Bezug auf das, was gejchehen jolle, jei inconjequent, er gebe 
auf Bundestagsbejhlüffe zurüd, die ſchwerlich ſo auszulegen, die durchaus 
zweifelhaft. Zu jo etwas Zweifelhaftem als Baſis des Rechts zurüdzufeb: 
ren, jei nicht rathbjam. Außerdem aber, wenn man die Bejchlüje vom 
30. März und T. April als Bafıs des beftehenden Rechts annehme, woher 
fomme man dann zu der Befugniß, Dejterreich auszuſchließen! Der Antrag 
jei ein bloßes Blendwerk, er behaupte, an dem beſtehenden Rechte feſtzu— 
halten, während er daſſelbe ausihliefe. ES ſei eine reine Willfür, Deiter: 
reich auszufchließen, indem man das thue, abjtrahire man vom Rechte. — 
Ob man denn glaube, dab Preußen das allgemeine Wahlreht annehmen 
werde? Selbſt, wenn das Volk die allgemeine Ueberzeugung habe, das 
Wahlgejeb zu wollen, ob es vieje jet, wo Defterreih und Preußen wieder 
jtark: geworden, ohne Revolution durdjegen fünne? Und an bdiejer jcheine 
es für einige Zeit die Luft verloren zu haben. Ein Mittelzujtand zwiſchen 
Gewalt und Recht, zwifhen Zwang und Einigung — wie man ihn fi 
gedacht in und durch Demonjtrationen, jei nichts mehr.  Demonjtrationen 
jeien halbe Gewalt, wenn man aber, wie in Deutjhland, erſt einmal zur 
ganzen Gewalt geſchritten, hülfen fie nicht mehr. Bei jolher Lage der 
Sahe würde die Regierung mit einem Beſchluſſe, wie Yang ihn wolle, 
nichts thun können; man würde dadurch diejelbe nur lähmen. 

An demjelben Fehler leide der Windthorftihe Antrag, joweit er ver- 
ſuche, etwas Pofitives zu gründen. Der Nepner beflagte dann die Nicht: 
entwidlung der Bundesverfafjung ſeit 1815, daß dieſe jo gehemmt jei, 
daß es nicht einmal der Wifjenichaft und Literatur möglich gewejen jei, bie: 
jelbe einer Erörterung zu unterziehen, und warf einen Rüdblid auf 1848 
und Frankfurt, ji aus manderlei, jelbit ſtrategiſchen Gründen für das 
Berbleiben Defterreihs ausjprehend. Er deutete die Gefahren an, Zuftände 
von 1795 bis 1813 zurüdfehren zu jehen, und wie die Mittel- und feinen 
Staaten nur noch eine Kraft hätten, das Recht, und dieje dürfe der 
Shwädere nie aus den Händen geben. Wenn Delterreih und Preußen ji 
zum böjen Frieden nähere, wachſe die Gefahr (der Mediatifirung). Mit 
einem Worte mußte man den Kern jeiner Rede dahin deuten, dab Hanno: 
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ver mit allen Mitteln auf Wieverheritellung des alten Bundestags und Bun— 
desrecht3 dringen müjje, wozu jelbjt Dejterreih leider feine Neigung zeige, 
weil darin allein eine gewiſſe Sicherheit für feine Fortexiſtenz gegeben jei; 
denn Klar und bejtimmt ausgefproden war das nicht. Der Redner ſchloß 
damit: die Gefahr jei groß; die Stände Hannover’3 fönnten nur in einer 
Beziehung dazu wirken, daß diefelbe entfernt werde, 

Gerding meinte nun zwar, daß die Entſcheidung nicht in Wien oder 
Berlin liege, jondern in der Kraft des deutichen Volkes und wenn nur eine 
Regierung den Murh und die Ehrlichkeit habe, das Banner der Reichöver: 
faffung aufzupflanzen, das ganze Volk ihr folgen werde, was ein Bravo 
der Gallerieen hervorrief; indeß zmweifle ich nicht, daß Gerding das Volt — 
die Mafje, welche wie ein Kornfeld im Winde zu ſchwanken pflegt, jebt bej- 
jer kennen gelernt bat. Die Taufende, welche 1845—49 in Celle in des 
mofratijhen, Volks-, Arbeiter, Qurnvereinen die Volksſouverainetät pro= 
clamirt, der Reichsverfaſſung ‚Treue gejhworen, den Ariftofraten ewigen 
Haß, die die Eriltenz der Dynajtie nur von ihrer Gnade abhängig hielten, 
friehen jebt in byzantiniihen Loyalitätsadrejien. Die Sigung hatte von 
12 bis 5, Uhr gewährt, man drang von der einen Seite auf Schluß der 
Sigung, von der andern auf Abjtimmung. Der Bräfivdent verfügte die er- 
jtere und jeßte die Fortjegung der Sache auf die Tagesordnung. 

Am folgenden Tage, den 8. Januar, eröffnete der Verfafjer dieſes die 
Debatte, indem er den Borwurf, das der Langſche Antrag nichts Poſitives 
gebe, zurüdiwies und auf die Vorlagen der Negierung zurüdwarf, aus denen 
man gleichfalls nicht erfehen könne, was in der deutſchen Sache gejhehen könne 
und nach Anficht der Regierung gejchehen folle. Die Regierung fordere nur 
ganzes volles und unbedingtes Vertrauen und nochmals Vertrauen und freie 
Hand in der deutihen Sache, die dann Alles zum Bejten lenken werde. 
Allein, betrachte man die Stellung, welche die Regierung jeit 1848 in dies 
jer Frage eingenommen habe, jo finde man nidts als Schwanfen, eine 
Volitit, die mit dem Winde umfpringe, bald zu dem Parlamente neige, 
bald zu Dejterreih, bald zu Preußen und die fein anderes Ziel habe, als 
eben Hannover zu erhalten. Das deutihe Volt babe ein unveräußerliches 
Recht auf ein deutjches Reich, das ihm durd die Souverainetätserklärungen 
der Dynaften im Gingange der Bundesacte nicht genommen jei, die Ders 
träge von 1815 feien jeit lange durchlöchert und nicht mehr ftihhaltig (Bel- 
gien, Krafau u. f. m.) — daß die Heritellung des Bundes als die gol- 
dene Zeit, das glüdlichite, mas wir noch erreichen fünnten, angejehen werde, 
jei jehr traurig. Die Gloden, die jebt zum Interim und nah Frankfurt 
läuteten, jeien am Ende für uns noch gefährlicher, als die, melde nad) 
Erfurt läuteten. (Der Verfaſſer ahnte dunkel, dab von dem erfehnten Bun— 
destage aus, das Stüveſche Verfaſſungswerk zerftört werden würde. ) 

Schließlich wandte er fih gegen Hirſch, um zu zeigen, daß der Windt- 
horſtſche Antrag feinen Vergleich, jonvdern ein Unterwerfen enthalte. Klee 
vertheidigt diefen Antrag, Bueren vertheidigt feinen Antrag gegen alle an= 
deren Anträge, die er einer bittern Kritik unterzieht, er wird dabei von 
Detering und Gerding unterftügt. 

Landdroft Meyer ſprach gegen Oppermann, der nad Art der monatlichen 
Witterungsnahrichten im Kalender über die Stimmung der Regierung — 
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Monate Mittheilungen gemacht, aus welcher Quelle wiſſe er nicht. Er will 
das Vertrauen zwiſchen Regierung und Volk nicht geihwächt, fondern geftärkt 
willen. 

Hirſch vertheidigt die Gründe, aus denen er für den Windthorftfchen 
Antrag fih erklärt hat, Schasrath Lang ſucht die Angriffe Stüve's zu wis 
derlegen, Stüve duplicirt. Nachdem noch eine größere Anzahl Deputirter das 
Mort ergriffen und man ſchon bei dem Motiviren der Vota ijt, ruft man 
von der Gallerie Ellifjen Bravo zu, worauf der Präfivent die Tribünen 
räumen läßt. 

Mährend die Zuhörer ſich entfernen, remonjtrirt Freudentheil unter 
wiederholtem Applaus der Tribüne gegen geheime Abjtimmung in einer jo 
wichtigen Sache. Der Präfident jest darauf die Abjtimmung bis zur näch— 
ften Sigung aus. 

Es wurde in diejer, am 9, Januar, namentlich abgejtimmt zunächſt über 
den eriten Buerenjhen Unterverbejjerungsantrag nebit feinen 5 Anhängen, 
dahin lautend, „daß Stände die von den gejeglihen Vertretern des deutjchen 
Bolkes in Frankfurt beſchloſſene Reichsverfaſſung vom 28. März 1849 nebjt 
dem Reihswahlgejege vom 12. April 1849 als rehtsgültig für ganz Deutſch— 
fand anerfennen”; dafür ftimmten 20, nämlih: Adickes, Begemänn, Bo— 
junga, Brammer, Bueren, Detering, Düffel, Elliſſen, Freudentheil, Ger— 
ding, Kaulen, Krönde, Schagratb Dr. Lang, Pfaff, Rohrmann, Schlüter, 
Siedenburg, Thiermann, v. Vangerow, Weinhagen. 

Für die Folgeanträge, die nur Gonjequenzen dieſes erſten Antrags 
waren, ftimmten immer weniger, zu dem zweiten nur noch 7, zu dem drit— 
ten 6, zu dem vierten 7, zu dem fünften und jechsten nur noch 5: Bram: 
mer, Bueren, Detering, Gerding, Weinhagen. Es kam nun der Antrag 
Lang U. zur Abjtimmung, für melden ftimmten: Adickes, Ahlborn, Bege— 
mann, Bojunga, Brammer, Bueren, Dammers, Detering, Düffel, Ellij- 
jen, Frerihs, Freudentheil, Gerding, Groß, Hintze, v. d. Horft II., 
Kaulen, Kreiseinnehmer Köhler, Krönde, Stadtſyndieus Dr. Lang, Schatz— 
rath Dr. Lang, Oppermann, v. d. Dften, Pfaff, Reefe, Richter, Rohr— 
mann, Schläger, Schlüter, Sievenburg, Thiermann, v. Vangerow, Weins 
bagen, aljo 33 gegen 43. Bueren, Kaulen, Münjter, drei Katholiken, 
proteftirten gegen den Ausſchluß Defterreichs. 

Für den MWeinhagenfhen Berbejferungsantrag erhoben fih nur 21 ges 
gen 55 Stimmen, auch die VBerbejjerungsanträge Yang J. wurden abgelehnt, 
nahdem diejelben, vom Antragiteller fallen gelafien, von Bueren wieder 
aufgenommen waren, er gewann 31 Stimmen gegen 43, da mehrere Mit- 
glieder fih während ver Ylbjtimmung entfernten. Schlieflih wurde der 
MWindthorftihe Antrag mit 423 gegen 34 Stimmen angenommen. Dafür 
ftimmten: Bergmann, Böhmer, Buddenberg, Büttner, Buß, v. Düring, 
Eggerd, Fründt, v. Garßen, Groſſe, v. Hagen, Hanftein, Heilmann, 
Heinemann, Heife, Heyl, v. Hinüber, Hirſch J., Kannengieher, Klee, Satt- 
lermeifter Köhler, Zange, Lehzen, Madenjen, Merkel, Amtmann Meier, 
Landdroſt Meyer, Sen. Meyer, Siebenmeier Meyer, Pagenſtecher, Riechel— 
mann, Schmidt, Stubbe, Stüve, Thedinga, VBespermann, Weber, Web: 
mann, Wilhelmi, Wilfens, Windthorft, Wißmann. 
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Die Zeitung für Norbdeutichland ſuchte fih darüber zu tröften, indem 
fie argumentirte, der Antrag babe feine moraliihe und feine politiihe Ber 
deutung, er jtelle nur die numeriſche Stärke der Parteien feit. Derſelbe 
jei eitel Blenpwerf. Sie berief fib im Webrigen auf die Motive Thier: 
mann’ gegen den Antrag. Die Regierung war dem Antragiteller dankbar, 
denn Stüve erkannte wenigitens das als PWorzug des Antrags vor dem 
Sangihen, daß er der Negierung freie Hand laſſe, und jie ftärfe, auf dem 
begonnenen Wege fortzugeben. 

In der eriten Gammer nahmen die Verhandlungen, wenn aud einen 
gleihen Schluß, doch einen etwas anderen Berlauf, es trat in bderjelben 
eine größere Neigung zu Preußen hevvor, getragen bauptjählich von dem Des 
putirten der Univerjität, Herrmann. Am 20. December, hatte aud in er- 
jter Cammer die deutſche Frage auf der Tagesordnung geitanden, und war 
damals ein Antrag auf Commiffion angenommen. 

In zweiter Berathung hatte Wynecken einen dem Langſchen Antrage, 
Rojenthal einen dem Buerenjhen Antrage gleihlautenden Antrag eingebradt, 
ohne damit durchzudringen. Die Discufjion war fur und nur eine Erpec- 
toration Wahsmuths über die Verhandlungen in Gotha und feine Stellung 
zu denfelben (Landtagsblatt 1. C., ©. 244) bemerfenswertf. Als nun 
in Folge des abweichenden Beichluffes zweiter Cammer die deutihe Frage 
am 11. Januar abermals auf die Tagesordnung gejegt war, beflagte zuerjt 
der Director Telllampf die völlige Hoffnungslojigfeit der deutſchen Sache. 
Er zeigte die völlige Unvereinbarfeit der Beitrebungen von Dejterreih, Preu— 
ben, Baiern u. j. w. Die Einheit Deutjchlands werde nie das Werk ſei— 
ner Dynaftieen jein, und doch babe das deutſche Volk ein gutes Recht auf 
einheitliche parlamentarijche Verfaſſung. 

Herrmann theilt dieſe Hofinungslofigkeit nicht, er meint, die Res 
gierungs- gder dynaltiihen Intereſſen jeien gar nicht im der Lage, 
auf eine jo ausjhlieflibe und beharrliche Weiſe jih geltend machen zu kön— 
nen, daß ein berechtigtes Streben des Volkes daneben nicht zu Einfluß zu 
gelangen vermöchte. Dem Streben nad Einigung fei ein gewaltiges Hinder— 
niß in den Weg gejeßt durch Defterreih, das einjeitig feine deutſchen Bun— 
besländer aus ihrer bisherigen Verbindung und Unterworfenheit unter den 
deutihen Bund zu einem Gentraljtaate von 37 Millionen, in melden nur 
7 Millionen Deutfhe, zufammengezogen babe. Ein folder Einheitsjtaat 
und eine engere politijche Ginigung Deutſchlands fchlöffen fih aus. Er ver: 
theidigt daher das Dreikönigsbündniß, beklagt die eingetretenen Differenzen, 
will, daß fortan nicht mehr einjeitig von den Negierungen, jondern confti- 
tutionell verfahren werde, und ftellt den Antrag: 

„sn Erwägung, dab der Grundgedanfe und das Ziel der deutjchen 
Bewegung des Jahrs 1848, jo wie die Aufgabe der deutſchen Nationalver- 
jammlung eine engere politiihe und materielle Einigung des gefammten 
Deutjchlands auf Grundlage einer parlamentarifchen Verfaſſung geweſen ift; 

„sn Erwägung, daß diejes Ziel nicht dadurch vereitelt werden darf, 
daß Dejterreih durd feine Neichsverfajjung vom 4. März 1849 vie Theil: 
nahme feiner deutihen Lande an jener engeren Einigung für jekt thatſäch— 
ih ausgejhlojien, und deshalb nur die Möglichkeit einer dem bisherigen 
Bundesverbältnig analogen völkerrechtlichen Union übrig gelaffen hat * 
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„In Erwägung, daß dem hienach modificirten Grundgedanken die Theil- 
nahme der Königlihen Regierung an dem Bündniffe vom 26. Mai v. 3. 
eben jo entſprach, als der Widerſpruch, welden die Königliche Regierung 
der fofortigen Gonjtituirung eines engern Bundesſtaats ohne Heranziehung 
des gejammten außer-öſterreichiſchen Deutjchlands entgegengejegt hat; wobei 
jedod Stände die daraus hervorgegangene Stellung der verbündeten Staa= 
ten, insbefondere Preußens und Hannovers, als eine jowohl für die Inter— 
eſſen unjeres Landes, als des gejammten Deutjchlands höchſt bedenkliche 
aufrichtig beklagen; 

„sn fernerer Erwägung, daß der Vertrag vom 30. September v. J., 
die Bildung einer provijoriihen Bundescentralcommijfion betreifenn, wenns 
- gleih der Beitritt der Königlichen Regierung zu demjelben unter den vors 
liegenden Umjtänden durch vie Nothwendigfeit geboten jein mochte, den 
Ständen feine Veranlafjung zu einer Nüdäuferung giebt, da die Königliche 
Regierung eine Genehmiguug dieſes Vertrags bei den Ständen nicht beans 
tragt hat und es fich von felbjt verfteht, daß die Rechte des Königreichs 
und der Stände deſſelben insbefondere dadurh in feiner Weife alterirt wer: 
den bürfen; 

„aus diefen Gründen gehen Stände über das Schreiben der Königlichen 
Regierung vom 10. v. M., die deutjche Frage betreffend, in fo weit zur 
motivirten Tagesordnung über. 

„sn Erwägung jedoh, daß Recht und Wohlfahrt des deutſchen Volkes 
die Verwirklihung jenes im Verein mit der preufifchen Regierung anges 
ftrebten Grundgedankens dringend erheifhen, erjuhen Stände die König: 
libe Regierung: 

„das bezeichnete Ziel mit Entjhiedenheit, Offenheit und Selbitver- 
läugnung fortdauernd zu verfolgen, und zu diefem Ende mit allen Kräf— 
ten dahin zu wirken, daß im Einvernehmen mit ven verbündeten Regies 
rungen über die Veränderungen des BVerfaffungsentwurfs vom 26. Mai 
v. J. baldigſt eine ſolche Einigung erfolge, welde den Beitritt der Re— 
gierungen des gefammten außeröfterreihiichen Deutſchlands herbeiführt, 
jo wie daß demnächſt nad einem, das Bertrauen des Volkes erwedenden 
Mahlgefege eine Vertretung dejjelben von den Regierungen berufen und 
von diefen mit der aljo berufenen Volfsvertretung die deutſche Reichsver— 
fafjung vereinbart werde.” 

MWyneten wiederholt den Langſchen Antrag in etwas modificirter 
Form; er tadelt an dem Herrmannfchen Antrage, dab er die Beitrebungen 
Deutihlands nad Freiheit ignorirt habe. 

Kichhoff ift nicht jo verzweiflungsvoll als der erite Redner, er em: 
pfiehlt den Beſchluß zweiter Gammer. Es jei, wie jener Römer ſage, nicht 
eines Mannes Tagewerk und nicht eines Zeitalters Sahe, ein geordnetes 
Staatswejen herzuftellen. Die ideellen Beitrebungen des Menfchengeiites 
verdienten Anerkennung, und die Tendenzen und Grundgedanken des Jahres 
1848, nad georbneter Freiheit und daß Deutihland ein Weltitaat werde, 
würden immer aufrecht erhalten werden müſſen, wenn aud nit die abſo— 
lute jezeitige Formel für diefelben. 

Wachsmuth jpricht fih für den Herrmannſchen Antrag aus; er glaubt, 
daß bei der gereizten Stimmung der Regierungen es Sade der Stände jei, 
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ein Wort der Verföhnung zu ſprechen. Superintendent Sarer: Nicht die 
Einigung der Stämme Deutjchlands jei Grundgedanken und Ziel des Jah— 
res 1848 gewejen, das deutfche Volk habe ſich auch die Aufgabe geitellt, 
die Freiheit zu entwideln. Er habe das Dreifönigsbündnig mit Freude bes 
grüßt und jedes bittere Wort über Preußen thue ihm im Herzen weh. Für 
den Herrmannjhen Antrag. 

Bezin (Katholik) will eine Ausſchließung der deutihen Stämme Defter- 
reih3 vermieden. wiſſen, hat feine Sympathie für das Dreikönigsbündniß, 
ihon das Wahlgeſetz ftimme fie herunter, Doch müſſe er fich gegen das 
Interim erklären. | 

v. Honftedt für den MWynedenjhen Antrag. Das Wahlgeſetz ſei das 
Fundament aller Vertretung, das deutſche Volt habe auf das Wahlgeſetz 
vom 7. April 1848 ein wohlbegründetes Necht. 

Hiden für den Herrmanfchen Antrag, der die Möglichkeit des Zuftan- 
defommens eines Neichstages involvire. Senator Meyer aus Göttingen lebt 
der Hoffnung, daß Gott das deutſche Volk und alle Bölfer der Erde zu wah— 
rer Freiheit führen werde, für Wynedens Antrag. 

Schatzrath v. Bothmer: Vreußen jei der einzig mächtige Staat, auf 
den wir durch unfere Verhältniſſe hingewieſen jeien, bei Defterreih könne 
das nie der Fall fein. Gründe, uns der dfterreihiihen Politik zuzuwen— 
den, gebe e3 überhaupt nicht; für den Herrmannjhen Antrag. 

Gammerratb v. Mündhaufen hält dieſen Antrag für jeher bedenklich. 
Der Weg, der dadurch der Negierung vorgezeichnet werde, fei ein verfehl- 
ter, jedenfalls verfrühter. Neupert mit Wärme für den Herrmannfchen Ans 
trag. Paſtor Sander hat nur Weniges an diefem Antrage auszuſetzen, das 
ihn jedoch bejtimmt, für den Beichluß zweiter Cammer zu ftimmen. Diefen 
erfärt Briegleb jedoch für unendlich dehnbar, nichtsfagend, ſchillernd. Er 
rathe der Regierung, das al3 preußiſch bezeichnete Syitem der Politik an— 
zunehmen, aljo den Herrmannichen Antrag, während der Antrag zweiter 
Cammer das öfterreihifhe Syſtem anempfehle. 

Nah ſechsſtündiger Debatte wurde bei namentliher Abjtimmung Wy— 
nedens Antrag gegen 17 Stimmen (v. Erterde, Harms, Hilling, v. Hon— 
ſtedt, Kellers, Mammen, Meine, Senator Meier, Müller, v. d. DOften, 
— Steinvorth, v. Wehren, Winter, Wiſch, Witte, Wynecken) ab— 
gelehnt. 

Herrmann's Antrag gegen 26 Bejahende (Graf Münſter, v. Both— 
mer, Ehrlenholz, v. Exterde, Harms, Herrmann, Hicken, Hillingh, v. Hon— 
ſtedt, Hoſtmann, Kellers, Leppert, Mammen, Senator Meyer, Müller, 
Neupert, v. d. Oſten, v. Santen, Schaper, Thormeyer, Wachsmuth, 
v. Wehren, Winter, Wiſch, Witte, Wynecken) mit 31 Verneinenden abge— 
lehnt. 

Kirchhoffs Antrag mit 37 Bejahenden (Graf Münſter, Ahrens, An— 
gerſtein, Bedmann, Schulth. Beckmann, Bennigſen, Blome, v. Bothmer, 
Braun, Dörrien, Eilermann, zum Felde, Goſſling, v. Hammerſtein, Har— 
riehauſen, Hausmann, Herrmann, Hicken, Hoſtmann, Kirchhoff, Knigge, 
Leppert, E. Meyer, H. Meyer, Col. Meyer, Michaelis, Cammerrath 
v. Münchhauſen, Rittmeiſter v. Münchhauſen, Prott, Refardt, Sander, 
v. Santen, Sarer, Schlote, Sieling, Vezin, Wolff) gegen 16 Vernei— 
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nende (mehrere Abgeorbnete hatten vor der Abjtimmnng fih entfernt) an— 
genommen. 

Hinſichtlich des Bundesſchiedsgerichts wollte die Majorität 2 Cammern 
mit 50 gegen 39 Stimmen der Regierung völlig freie Hand geben, indem 
fie den Vertrag über das Bundesſchiedsgericht verweigerte, aber die Cini: 
gung über ein proviſoriſches möglichit für alle Staaten bejtimmtes unabhän— 
giges Schiedsgeriht empfahl. Die erſte Cammer lehnte dieſen Beſchluß 
jedoch ab und blieb die Angelegeuheit unerledigt, da es zu Conferenzen 
ſelbſt nicht kam. 

Mit der Beendigung der Berathungen über die deutſche Frage ließ das 
Intereſſe des Volkes an den ſtändiſchen Berathungen bedeutſam nach, die 
bis dahin immer überfüllten Tribünen leerten ſich, bei den Ständemitglie— 
dern ſelbſt zeigte ſich das Beſtreben, die Dinge raſch zu erledigen, um die 
Vertagung herbeizuführen und in den Commiſſionen arbeiten zu können. 

Der Geſetzentwurf, die Aufhebung der Mannsſtifter, fand keinen Wider— 
ſpruch — nur wollte man, daß Privatberechtigungen Dritter zur Verleihung 
von Pfründen bei einem Stifte nach Erlaſſung des Geſetzes nur zu Gunſten 
bedürftiger und würdiger Geiſtlicher ausgeübt werden könnten. Eben 
ſo ſprachen ſich Stände dahin aus, die Patronats- und Präſentationsrechte 
der Stifter, da, wo es ohne erhebliche Schwierigkeiten geſchehen könne, 
ſchon jetzt den Gemeinden auf die Weiſe übertragen zu wollen, wie ſolches 
bei den übrigen, in den betreffenden Stiftsorten beſtehenden Kirchen- und 
Schulſtellen hergebracht ſei. 

Stände trugen auf ein Geſetz über die Ablösbarkeit der Weidegerecht— 
fame, insbejfondere der Schäfereigerechtigkeit auf fremden Grundſtücken auf 
Urantrag Harriehaufens an, eben jo auf Antrag Michaelis auf Ablösbarkeit 
der Fiichereiberechtigung, 

Der Gefegentwurf über Aufhebung der Marken und Holzgeridhtsbarkeit 
und Abjtellung der marfenrichterlihen, bolzgräflihen und markenherrlichen 
Berechtigungen (in Folge ftändiihen Antrags vom 19. Mai 1848), mar 
für die meftlihen Provinzen Osnabrüd, Meppen, Lingen, Gmsbüren 
befonder3 wichtig. Das Princip des Geſetzes beruht darauf, daß die nutz— 
baren Rechte, welhe dem Markenherrn, Marlenrichter, Holjgräfen aus der 
ihm beigelegten richterlihen Gewalt und vermöge deren Ausübung erwüch— 
jen, mit dem Aufhören der Gerichtsbarkeit, ohne Entfhädigung weg— 
fielen, daß dagegen die nutzbaren Nechte derjelben, welche nicht mit ber 
Gerichtsbarkeit zufammenhingen, gegen Entſchädigung abgejtellt werden 
müßten. | 

Die Entfhädigung folle aus dem Ueberjchuffe der Mark erfolgen, d. h. 
nahdem das Bedürfniß der Markengenojjen nah ihren wirthſchaftlichen Ein— 
rihtungen und dem Umfange ihrer Bedürfnifje feitgeftellt worden, aber die— 
fer Ueberſchuß dürfe niemals geringer als der 20. Theil, niemal3 höher 
als der vierte Theil fejtgeftellt werden, 

Stände erkannten das Princip an, bielten aber ein Minimum von 
Yo für zu hoch, und wollten, daß der Theil der Entjhädigung, welden 
der Markenherr als Ueberfhuß erhalte, nicht unter 40 der Mark herab- 
ſinken dürfe. 
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Dem Markenrichter und Holzgräfen wollten fie den dritten Theil des 
Ueberſchuſſes der Mark als Abfindung für feine Nechte gewährt willen, mel: 
her Ueberſchuß in diefem Falle nie geringer als "so, nie höher als Y, 
ver Mark feſtgeſtellt werden dürfe. 

Bon Intereſſe waren indeß die Verhandlungen über die Dedung der 
außerordentlihen Krienskoften. Bis zum 1. October 1849 maren dazu 
angeliehen 2,121,066 Thaler, ferner aus der Generaljteuercaffe angeliehen 
496,400 Thaler. Erforderlich bis zum 30. Juni 1850 follten fein 
449,000 Thaler, welche lebtere die Regierung durch eine außerordentliche 
Steuer (einen Imonatlihen Betrag der Grund», Häuſer-, Perſonen-, 
Gewerbe-, Einkommen- und Bejoldungsfteuer ) beihaffen wollte, 

Die Finanzcommiffion beantragte, die beiden erſten Pofitionen zu ges 
nehmigen, die legte vorläufig durch eine Anleihe zu deden, indem man auf 
die Bewilligung einer außerordentlihen Steuer zurüdtommen könne, wenn 
ih der Betrag beſſer überjehen lafie. In zweiter Cammer beantragte Wein: 
bagen, den Antrag bis zur Berathung des Budgets zurüdzuziehen, damit 
er gründlicher geprüft werde, Sein Antrag, fo wohl begründet er war, 
wurde zurüdgewiefen aus dem formellen Grunde der allgemeinen ftändifchen 
Bewilligung vom 5. Juli 1848, wodurch indeß die Ausgaben für den Krieg 
mit Dänemark nur im Allgemeinen bewilligt waren, während die gegenwär— 
tige Bewilligung eine Genehmigung aller gemadten Ausgaben, auch unnüß 
gemachter, z. B. der Zufammenziehung der Truppen an der heſſiſchen Grenze, 
enthielt, jo daß eine Fünftige Rechnungscommiffion, abgejehen davon, daß 
diefe viel zu gleichgültig gewählt zu werden pflegte und viel zu oberflädh- 
ih zu Werke ging, * ) jpäterhin höchſtens Nechnungsirrthümer moniren 
konnte, niemal3 aber materielle Puncte. Verfaſſer jchreibt ſich jelbft 
eine Berjhuldung zu, indem er den Antrag befämpfte und erft ſpä— 
ter zu der Weberzeugung gelangt iſt, daß feine Budgetpofition genauer 
geprüft werden müſſe, als die, welche aus dem Kriegsminiſterium ftammt. 
In eriter Cammer wollte der Deputirte der Univerfität die noch zu tils 
genden Kriegsbedürfniffe durd eine Steuer gededt milfen aus Gründen der 
politiihen Moral. Die jest zu dedenden Ausgaben feien aus den revolu- 
tionairen Bewegungen des Jahres 1848 erwachſen und es fei gerecht, daß 
unjer Geſchlecht, welches durch fein Thun und Lafjen Theil daran habe, 
auch die Lajten beſtreite. So berechtigt die Idee, von welder eine Revo: 
lution ausgehe, fein möge, jo fei dennod die That der Revolution immer 
Sünde, weil unfer Gott ein Gott der Ordnung ſei.**) 

Die Regierung beantragte nun eine Vertagung der Stände bis zum 
18. Februar, während welder die Commiffionen ihre Arbeiten fördern foll- 


*) Man erzählte fich gerade in biefer Diät eine hübjche Anekdote, nämlich es 
jei noch eben vor dem Drud ein Antrag berjelben unterbrüdt, dahin lautend : daß 
von dem Erlöfchen von Forderungen durch Confuſion fünftig in den Rechnungen nicht 
mehr die Mede fein dürfe, da fich Gonfufion für Landesrechnungen nicht ſchicke. 

*) Hätte der Nebner argumentirt, daß das Gute niemald durch Gewalt, Zwang 
und durch das Böſe in das Leben geführt werben folle, fo würbe fich fein Schluß: 
jog philofophifch haben rechtfertigen laffen, abgefehen, daß bie Lehre von ber Noth- 
wehr, die Wynecken heranzog , die allgemeine Forderung modifieirt. 
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ten. Stände milligten unter der bejonderen Bevorwortung ein, daß eine 
weitere Vertagung aus dem Grunde, dab die Commifjionen mit ihren Ar— 
beiten wider Erwarten etwa noch nicht fertig fein jollten, nicht Statt finde. 

In dieſe Commifjionen, deren Hauptthätigfeit nun beginnen jollte, 
waren aber gewählt: 1) In die Finanzcommijjion aus erjter Cammer: Cam— 
merrath v. Mündhaufen, Senator Gosling, Baurath Hausmann und nad 
dejien Ausſcheiden Schagrath v. Bothmer, v. Honſtedt, Fabrifant Winter; 
aus zweiter Cammer Schagrath Lang, Lehzen, Lindemann, Oberföriter Wiß— 
mann, Advocat Buddenberg. 2) Verwaltungsorganifation: Erjte Cammer ; 
Regierungsratb' v. Hammerftein, Glaſermeiſter Thormeyer, Amtsafjejlor 
Wolf, Landrath Hilling, Schultheiß Bedmann, Senator Angerftein, Hofbe— 
fier Harriehaufen. Zweite Cammer: Lindemann, Amtsaſſeſſor Heife, Gräfe 
Büttner, Deconom Heinemann, Landdroft Meyer, Regierungsrath Böhmer, 
Hofbefiger Frerichs. 3) AJuftizorganijation: Gerichtsverfaffungsgejeß, Civil- 
procegorbnung, Strafproceßordnung u. j. w. Erſte Cammer: Kirchhoff, 
Briegleb, nad deſſen Ausſcheiden Kraut, Wahsmuth, nah deſſen Ausſchei— 
den Amtsajjor Wolf, Bezin, Wynefen, Herrmann, v. Wehren. Zweite 
Cammer: Syndicus Lang, Klee, Windthorit, Freudentheil, v. Garßen, 
Frande, Kannengießer. 4) Commijlion wegen des Chaufjeegejeßentwurfs 
und der jonftigen Wegebauangelegenbeiten: Erjte Cammer: Neupert, Wolff, 
Knigge, v. d. Wiih, Colon Meyer. Zweite Cammer: Heyl, Amtsafjejlor 
v. Hinüber, Vespermann, Krönde, Eggers, 5) Commijjion wegen der 
Sandesrehnungen: Erſte Cammer: Dörrien, Steinvortb, Dr. Witte. Zweite 
Cammer: Bürgermeifter Merkel, Senator Meyer, Weber. 6) Commijjion 
wegen der Grundzüge für die Negelung des Volksſchulweſens: Erſte Cams 
mer: Hiden, Steinvortb, Dompaftor Beckmann, Rittmeiiter v. Münchhau— 
fen, Braun. Zweite Cammer: Thiermann, Bergmann, Riechelmann , Pfaff, 
Heilmann. 7) Commiffion wegen des Landſchatzes im Calenbergihen und Hil- 
desheimſchen: Erſte Cammer: Neupert, Cammerrath v. Mündhhaufen , 
Wachsmuth, Rittmeifter v. Münchhauſen, Schasrath v. Bothmer. Zweite 
Cammer: Groß, Adickes, Riehelmann, Grojje, Wehmann, 8) GCommifjion 
wegen des Eiſenbahnbau- und Betriebsmaterials: Erſte Cammer: Neupert, 
Senator Meyer, Baurath Hausmann, Gosling, Schlote. Zweite Cammer: 
Wißmann, Groß, Frande, Buddenberg, Weinhagen. 9) Commiſſion für 
Handel, Schifffahrt und Gewerbe: Erjte Cammer: Senator Meyer, Ehrlenholg, 
Dörrien. Zweite Cammer: Richter, Senator Meyer, Landdroſt Meyer. 10) Offi: 
zierpenfionswejen: Erjte Cammer: Wahsmuth, Schagrath v. Bothmer, Rittmei- 
fter v. Mündhaufen. Zweite Cammer: Langll, Lindemann, Amtmann Meier. 
11) Gejegentwurf über Einführung kurzer Verjährungsfriften:; Erfte Cammer: 
Dezin, Wyneken, Dörrien. Zweite Gammer: Wilhelmi, Buß, Pagenſtecher. 
12) Gefegentwurf wegen Aufhebung oder Ablöfung der Zwangs- und Bann— 
rechte: Erſte Gammer: Herrmann, Schlote, Thormeyer, Vezin, Wahsmuth. 
Zweite Gammer: Dammers, Schmidt, Merkel, Bergmann, Hirſch. 13) 
Commiffion über die Organijatirn des Wafjerbaues: Erjte Cammer: Schaß- 
rath v. Bothmer, „Deichvoriteher v. d. Dften, Wiſch, Hillingh , Hof: 
befiger E. Meyer. Zweite Cammer: Büttner, Thedinga, Oppermann, Dr. 
jur. v. d. Oſten, Münfter. 14) Commijfion wegen des Staatsdienerge— 
feges: Erſte Cammer: DOberappellationsrath Kirchhoff, v. Hammerftein, 
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Wolf, Vezin, Wyneken. Zweite Cammer: Elliſſen, Hirſch, Böhmer, 
Bueren, Kaulen. 

In diefen Commiffionen waren eine große Menge arbeitsunfähiger Leute, 
während recht gute Arbeitskräfte der Linken und äußerften Linken ungewählt 
blieben... Durch die Mitwirkung einiger Gentrenmänner, wenn man fie jo 
bezeichnen will, wurden noh in den Testen Tagen einzelne Mitglieder ver 
Linken, gleihjam aus Mitleid gewählt. 

Am 23. Januar wurden Stände vertagt. 


Siebentes Capitel. 


Die Beit der Organifationen. Bon der Bertagung der Stände bis zur ®ntlaffung bes 
Minifteriumsd Bennigien:Stüve. Bom 24, Januar 1850 bis zum 28, Dctbr. 1850. 


1850. Gleichzeitiges. 
Kan, 

26. Die zweite preußijche Gammer nimmt mit 161 gegen 149 Stimmen den 
Negierungsvorfchlag über Bildung einer erften Sammer mit auf Lebenszeit 
ernannten Mitgliedern an. 

29. Die erite preußifche Kammer tritt diefen Beichlüffen bei. — Beſchluß des 
Derwaltungsraths in Berlin in ber medlenburger Verfaffungsangele- 
genheit, welcher Die Gompetenz des Interims — die Obhut über die Ga- 
rantieen des Bundes zu üben — nicht anerkennt. 

31. — der Verfaſſung des preußiſchen Staats — des Staatsgrund— 
geſetzes. 


4. Drouyn-de-Lhuys nach London, der dortigen Regierung das Erſtaunen 
RR Regierung über die Mafregeln gegen Griechenland auszu— 
rüden, 

6. Beeidigung der Verfaffung dur den König von Preußen. 

8. a nimmt die franzöfiiche Vermittlung in der griechifchen Angeles 
genheit an. 

18, er Verwaltungsrath beruft die Reichsverſammlung auf den 20. März nad) 

Erfurt. 

19. Schleswig-holſteinſche Deputation bei dem Könige in Berlin. — Ruffiiche 
Note gegen England. 

21. Bennigfens Note nah Berlin: der Beſchluß vom 13. löſe die Beziehungen 
Hannover's zu dem Bündniffe vom %. Mat v. J. 

23. Saffenpflug in Caſſel Miniſter. 

2%. Schluß der preußifhen Gammern. — Die 10 Aoditionalartifel zu der 
Verfaſſung der jegt fogenannten Union. 

277. Vertrag zwifchen Bayern, Sachſen, Würtemberg, die Grundzüge 

für Revilion des Bundes enthaltend, nad der Genehmigung Oeſterreichs Vier: 

fönigsbündniß genannt. 


2. Breußifches Geſetz über die ablösbaren Reallaften und Dienfte, und bie 
ohne Entſchädigungen aufzuhebenden Berechtigungen. 

5. Eröffnung der Menai= Röhrenbrüde. 

7. Die ſächſiſchen Gammern erklären fich für die Union. 

11, Kreisbezirks- und Provinzialordnung für Preußen. 

12. Hohenzollern: Hehingen Preußen einverleibt. 

13. Der hannoverſche Geiandte (Graf Knpphaufen) in Berlin wird von Preu— 
Ben aufgeforbert, feinen Poften bis auf Weiteres zu verlaffen. — Oeſter— 
reich erklärt fich für die Münchener Vorfchläge. 


15. 


20. 


22. 
uni 
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Die Würtembergfchen Cammern eröffnet — Thronrebe, Die einzig mög- 
liche deutjche Verfaflungsform fei die föderative; das Dreifönigsbündniß ein 
fünitlicher Sonderbundsverfud. 

Eröffnung des Parlaments in Erfurt. — v. Auerswald Präfident des Staa: 
tenhauies. 


. Der preußifche Gefandte aus Stuttgart abberufen wegen ber Beſchuldi— 


gungen in der Thronrede, 


4. Defterreihifche Denfichrift gegen Die preußifchen Militaireonventionen. 


. Hobenzollern-Sigmaringen an Preußen abgetreten. 

. Voftvertrag zwifchen Defterreih und Preußen. 

.Rückkehr des Papſtes Pius nah Rom. 

. Das Erfurter Volkshaus nimmt die Verfaffung mit 125 gegen 89 Stim— 


men en bloc an, das Staatenhaus ertheilt am 17. feine Zuftimmung. — 
Hejfiiche Note nadı Berlin, Vertagung de8 Erfurter Parlaments bean- 
tragend. 


.Preußiſche Anleihe von 48 Millionen behuf etwa nöthiger Eriegerifcher 


Nüftungen. — Neues Medlenburg-Schwerinfches Minifterium v. Bülow. 


. Breußifcher Vertragsentwurf zu einem bäntjchen Frieden. 
. Mebereinfommen zwifchen Defterreich und Toscana, wonach erfteres 10,000 Mann 


Truppen in Toscana hält. 


. Sämmtlihe Schiffe unter griechijcher Flagge werden von England mit 


Gmbargo belegt. 


. Öriebenland nimmt das Ultimatum Wyſe's an — Pacifico wird ent: 


ſchädigt. — Defterreichifche Girceulardepefche mit der Aufforderung, zu der 
am 10. Mai zu Franffurt zu eröffnenden Plenarverfammlung Bevollmäch— 
tigte zu ſenden. 


. Sigungen des Erfurter Parlaments gejchloffen. 
. Preußens Antwortsnote auf die öfterreichifche Depeiche — Proteft, daß 


ein foldyer Proteft das Plenum des früheren Bundes darltelle, da die Bun- 
desverfammlung Durch rechtögiltige Beichlüffe aufgelöj’t ift — von einer Präs 
elufion der Nichterfcheinenden kann nicht die Rebe fein. 


. Bayerſche Note — einer unbeftimmten Verlängerung des Interims mag 


Bayern nicht zuftimmen; der von Defterreich eingejchlagene Weg der Zuſam— 
menberufung des Plenums ift Der richtige. 


. Baroche beantragt in der gejeggebenden Verfammlung zu Paris, Abände— 


rung des Wahlgefeges, die Dringlichfeit anerfannt und die beantragten Be— 
Ihränfungan befchloffen. 


. Zufammenfunft des Königs von Preußen mit den Mitgliedern des engeren 


Bundes, dem Kurfürften von Helfen, Großherzoge von Baden u, ſ. mw. — 
wenn die Fürften an der Union feithalten wollten, jo werde er auf bem be- 
tretenen Wege weiter geben. Die Zufammenfunft in Frankfurt bilde zwar 
fein Plenum, indeß fünne e8 nicht fehaden, fie zu bejchiefen. Oeſterreich, 
Bayern, Sachſen, Hannover, Würtemberg, Luxemburg und Heffen- Homburg 
eröffnen das ſ. g. Plenum, 


. Schlußverfammlung der Fürften zu Berlin. Der König fpricht aus, das Bünd— 


niß vom 26. Mai fei neu begründet. Ginftimmigfeit über Annahme der Er- 
furter Verfaffung hat nicht erzielt werden fünnen, daher ein Proviforium für 
die Union nöthig. — Preußiſche Note: man werde einen Bevollmächtig- 
ten zu den freien Berathungen der fouverainen Staaten nah Frankfurt jen- 
den; Präfidialbefugniffe Oeſterreichs und der Gharafter des Plenums werde 
nicht anerfannt — man werde feiner Neugeftaltung des Bundes zuftimmen, 
Sefeloge'8 Mordanfall auf den König von Preußen. 


1. Auflöfung der ſäch ſiſchen Kammern, wegen des Preußen günftigen Ber: 


baltens in der deutfchen Frage — durch Vertagung der Abftimmung über ein 
Eifenbahnanlehn. Die angeblich proviforischen Wahlgejfege vom 15. Novem- 
ber 1848 aufachoben — Nüdfehr zu dem Wahlgeſeße. vom 24. September 
1831, — Würtembergſche verfaffungsberathende Landesverfammlung. 
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Der Ausſchuß beantragt: nur eine auf Grund bes Bundesbejchluffes vom 
7, April 1848 berufene Nationalverfammlung fei zur Regelung der deutſchen 
Verfaffung berechtigt — jedes andere Bundniß fei gefeßwibrig; gegen v. Wädh- 
ter Spittler ſei Anklage zu erheben. , 

5. Sach ſen erflärt den Bündnipvertrag vom 26. Mai für abgelaufen und auf- 
gehoben. — Preußiſche Prefverordnung. 

7. Hannoverjche Note an Oldenburg, Vremen und Hamburg wegen des 
Austrittes aus dem Bündniſſe — den Bedürfniffen des weitlichen Norddeutſch— 
land fünne nur durch einen Anſchluß an Hannover genügt werden. j 

. Gonitituirung des Fürftencollegtumg : Auflöfung der heſſiſchen Stände. 

13. Durch Raths- und Bürgerbeſchluß wird die conftituirende Verſammlung für 

aufgelöf't erklärt, Der ſchleswig⸗ hofiteinfche Vertrauensmann, Graf v. Re: 

ventlow⸗Farve aus Kopenhagen verwiefen. 

Lord Brougbam im Oberbaufe gegen Bunſen. 


. Hebereintunft zwifchen Preußen und Dänemark — Denfichrift über 
den Frieden im CtaatSanzeiger vom 29. Juni. — Robert Peel ftürzt mit 
dem Pferde und ftirbt. 

3. Die Würtembergfche Landesverfammlung aufgelöj’t. 

4. Die Bevollmächtigten Frankreichs, Dänemarks ‚ Englands , Rußlands, Schwe- 
dens in London erfennen eine Abänderung der Erbfolgeordnung als zur 
Erhaltung der däniſchen Monarchie dienfam, — Preußiſche Note gegen bie 
dee eines däniſchen Nationalreiche. 

10. Beantwortung der von dem Grafen Bernftorff in Wien geftellten — 
wegen Vorſitzes im Interim, Anerkennung der Union, Parität mit Preußen 
u. ſ. w. Durch eine Tireularnote an die Bevollmäctigten in Frankfurt. 

13. Die ſchleswig-holſteinſche Armee rückt in das jühlihe Schleswig vor. 
— Die Dänen bejegen Flensburg. 

14. Manifeit des Königs von Dänemarf an die Herzogtbümer, zur Unter- 
werfung auffordernd. Füge man fich, jo eine allgemeine Amneftie. ‚ Die 
deutſche Nationalität folle mit der däniſchen in Schleswig gleiche Berechtigung 
empfangen. Berufung von Vertrauengmännern in Ausficht geitellt. 

15. Deiterreichifche Note über den dänischen Frieden. Als europäifche Macht 
fei Defterreich mit dem Frieden einveritanden. Die Ratification deſſelben ſei 
DBundesfache, die nur im Plenum gefchehen fünne, dem Bunde müffe ein Or: 
gan wiedergegeben werden. — Die badenichen Truppen nadı Preußen be- 
huf ihrer Reorganifation. 

16. In Paris das Prefgefeg mit 392 gegen 3 Stimmen angenommen. — 
Hannover erflärt in einer Note nadı Berlin, die Regierung müfje die Ra- 
tification des Friedens dem Bunde durch das Plenum überlaffen. 

17. Breußen dringt in Wien auf freie Gonferenzen, um zu einem Definitivum 
zu gelangen, wie man durch jolche ja auch zum Interim gelangt fei. 

19. Oeſterreich iſche Gireulardepefche — Oefterreich fieht fich genöthigt, auf 
Einberufung der Bundesverfammlung anzutragen, wer die Verträge noch an— 
erkennt, wird dem Antrage beitreten müllen. Der faijerlide Hof 
verpfändet fein Wort, dab feinem Antrage nidt zu 
Grunde liegt, zu den früheren Juftänden und Formen 
zurüdaufebren, ſondern daß fein Schritt ihm als einzig noch übriges 
Mittel gilt, zu einer den Bedürfniſſen der Zeit entfprechenden Neugeftaltung 
des Bundes zu gelangen. 

20.-23.Notenwechiel zwiichen Defterreich und Breußen. 

22. Eröffnung des ſäch ſiſchen Landtags — Thronrede: es thue Noth, bie 
wefentlihen Grundfäße der conjervativen Staatsordnung wieberberzuftellen, 
und dabei an die Verfafjung von 1831 anzufnüpfen. — Kurheſſen erflärt 
n Union mit der Bundesverfafjung unvereinbar und jagt fich von derſel— 

en 108, 

24. Die Dänen greifen die Schleswig Holfteiner bei Helligbef un Soll- 
broe an. 

25. Schlacht bei Idſtedt. Die Dänen befegen Schleswig und bald auch 

Gdernförde. 


30. Preußi 


Detb 


268 


. Eröffnungen des Vorſitzenden im Fürfteneollegio zu Berlin. 
. Defterreich erflärt den Durchmarfch badifcher Truppen durch Mainz für 


bundeswibrig. 


. Lord Palmerfton erklärt fich gegen Holftein und fordert das Ginfchreiten 


Preußens, das diejes ablehnt, da der Friede gefchloffen jei, um den 
Dingen ihren Lauf zu lafjen. 


. Die ſächſiſchen Kammern erflären fich für competent, jegen das Geſetz 


vom 15. November 1848 außer Kraft, eben jo das Wahlgejeg. 


. Gonferenzen in London wegen Schleswig: Holjtein und der Aenderung 


der Erbfolgeordnung in Dänemarf, an denen der öfterreichijche Gejandte 
Theil nimmt. 


. Depefche Schleinig, Die Neconftituirung des rite aufgelöf’ten Bundes werde 


die Spaltung und Verwicklungen noch jteigern. 


. Eitung der ſ. g. Bundesplenarverfammlung. Rechtfertigung der Berufung 


aus Artifel 4 der Bundesacte. 


. Defterreich nimmt das Schiedsgericht über die preußifche mit Baden geſchloſ— 


jene Militairveonvention an, und wählt Bayern zum Sciedäricter. 


.Sächſiſche Verfaſſungserlaſſe. 
. Friedenseongreß in Frankfurt. 
.Preußiſche Note gegen Reconitituirung des Bundes. — Die Ordnung 


muͤſſe freier Vereinbarung überlaſſen bleiben. 


. Eröffnung der furbeffifhen Ständeverfammlung — man legt berfelben 


nur einen Oejegentwurf, die einjtweilige Forterhebung der Steuern betref- 
fend, vor. 


. Legitimiftifches Manifeft von Wiesbaden. Seine Berufung an das Volk 


als der Legitimität entgegen. 


. ©. 9. Eröffnung der Bundesverfammlung mit 9 Viril- und 2 Euriatftimmen. 
. Auflöfung der kur heſſiſchen Ständeverfammlung, der Verfaſſungsbruch 


vorgeworfen wird, weil fie die Erhebung der Direeten Steuern nicht genehmigt. 


. Auswechslung des Friedensvertrages mit Dänemarf mit den zu der Union ges 


börenden Staaten. 


. Kriegszuftand in ganz Hejfen verkündet. Volksverſammlungen verboten. 
. Zn Sachen der medlenburgijchen NRitterjchaft erklärt fich das einge: 


jegte Schiedsgericht (Schele) für Die Ungültigfeit der Verfaſſung vom 10, Dectober 
1849 und die Gültigkeit des Erbvergleichs von 1755. 


. Der Kurfürft von Hejfen flieht aus Gaffel. Die Regierung wird nad 


Bodenheim verlegt. Der Großherzog von Medlenburg publieirt das Schieds— 
Urtbeil, um ihm nachzuleben. 


. Beichluß der f. g. Bundesverfammlung. Da in Kurheffen Steuerver- 


weigerung vorliege, wird Die Regierung aufgefordert, alle zuftehenden Mittel 
anzuwenden, um die Muctorität ficher zu ftellen. — Der preußiſche Ge 
ſandte erklärt in Gaffel, daß Preußen feinen Befchluß der Verfammlung ver 
Bevollmächtigten einiger deutfcher Regierungen, die ſich Bundesverjammlung 
nenne, anerfenne. 


. Gleiche Erklärung gegen Oeſterreich. 
. Die großherzoglich heſſiſſcche Ständeverfammlung aufgelöf't. 
. Heftige öfterreichijche Note gegen Preußen. Den Beichlüffen (die in- 


neren Angelegenheiten Kurheſſens betreffend ) entgegen zu treten, jei eine Ge— 
waltthat, welcher gegenüber e8 die bundestreuen Regierungen nicht mehr bei 
Berwahrungen bewenden laſſen Fünnten. 
v. Haynau zum Oberbefehlähaber in Kurhbefjen; die rechtliche Gültigkeit 
und Wirkjamfeit der Verordnungen vom 4., 7. und 28. September den Ge: 
richten entzogen, gegen jeden Ungehoriamen SKriegsgerichte. 

de Antwort nad Wien. Die Verhältniffe Kurheffend durch den 
Beitritt zur Union find noch ungelöf’tt. — Die f. g. Bundesverfammlung ra: 
tifieirt den Frieden mit Dänemarf. 


etbr. 
4. Eröffnung der würtembergifchen dritten verfaffungsgebenden Lan: 
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desverfammlung. — PVergeblicher Sturm auf Friedrihsftadt durch die 
Schleswig = Holiteiner. 

7. Detroyirung eines Wahlgejeßes für 2 Cammern im Großherzogtfum Heſ— 
fen und Berufung einer Berjammlung danad). 

8. Situng des Fürftencollegiums in Berlin. Feſtes Zufammenftehen der 
Unionsjtaaten vorgefchlagen. 

11. Zufammenfunft des Kaiſers von Defterreich und der Könige von Bayern und 
Würtemberg in Bregenz. 

17. Preußiſche Note an Dänemark — jede in Franffurt von der ſ. g. Bundesver- 
jammlung befchloffene Maßregel zur Pacification der Herzogthümer würde * 
dernde, wo nöthig militairiſche, Gegenmaßregeln von Preußen hervorrufen. 
Nur durch freie Commiſſion könne Frieden geſchaffen werden. 

23. Bundesbeſchluß — Beſtellung eines Bundescommiſſairs für Schleswig— 
Holſtein — Beauftragung des Exeeutionsausſchuſſes zur Erſtattung eines 
Gutachtens. 

24. Ein preußiſches Armeecorps rückt in Kurheſſen ein und beſetzt die Etap— 
penſtraße Alsfeld-Hersfeld-Buttlar. 

25. Kaiſer von Oeſterreich und von Rußland in Warſchau. Auch Prinz Ent 
von Preußen. 


Inhalt. 


Organiſation der Verwaltung. Regierungsvorlage und Motive. Ständiſche An— 
träge dazu. Organiſation der Provinziallandſchaften. Die vorgängigen Verhand— 
lungen mit den Provinziallandſchaften noch nicht eingeleitet. Commiſſionsanträge. 
Staͤndiſche Anträge, Ermächtigungen und Vorbehalte. Aemterverfaſſung. Amts— 
vertretung. Streit über die Wahlen zu derſelben. Organiſation der Landgemeinden. 
Conſervative Modifieationen des Entwurfes. Ausſchuß- und ſtändiſche Anträge. 
Bedeutung der Grundzüge als Inſtruction für die Beamten und geſetzliche Reguli— 
rung. Vier Stimmelaſſen als Regel. Unbeſcholtenheit als Grforbeenik der Stimm- 
berechtigung. Grmächtigung der Regierung, verfchiedene 88 als Gefeg zu verfündi- 
gen. Städteorbnung. Principien derſelben und deren Bejchränfungen, 
Stüve's Anfiht, Weinhagen's Einwürfe. Principienfragen: nur felbftftändige 
Städte und Landgemeinden; Bürger und Einwohner; die Angeftellten; Wahl auf 12 
resp. 6 Jahre; ausnahmsweiſe lebenslängliche Anftellung — namentliche Abitim- 
mung. Wahl der Magiftratömitglieder; der Gommiffionsantrag bei namentlicher 
Abſtimmung abgelehnt. Beftätigungsrecht. Der 8 77 über die Polizeiverwaltung. 
Stimmfähigfeit der Bürger. Organiſation des Waſſerbauweſens. rganijationen 
des Kirchen: und Schulweſens. Grundzüge der Regierungsvorlage. Agitation da— 
egen; 291 Petitionen an die Stände — ihr Inhalte Zufammenjegung des Aus: 
—2 Anträge der evangeliſchen Mitglieder des Ausſchuſſes. Verhandlung in 
erſter Cammer. Steinvorth, Paſtor Beckmann, Saxer, Sander, Tellkampf. Pro— 
teſtation Vezin's Namens der Katholiken. Zweite Cammer. Thiermann's Bericht. 
Windthorſt. Wilkens. Heyl's Proteſtation der Katholiken nur als votum dissen- 
sus zugelaſſen. Ständiſche Beſchlüſſe und Ausſprüche. Reviſion der Poſteinrichtun— 
gen und der Beſoldungsverhältniſſe der Poſtbeamten. Juſtizorganiſationen. Das 
Geſetz über die Gerichtsverfaſſung. Gefährlicher Beſchluß erſter Cammer. Koſten 
der Gerichtsorganiſation. Die Siedenburgſchen Anträge. Erklärung der Regierung. 
Nachträgliche Dune: der Stände. Die Strafprocekordnung. Differenz ber 
Gammern über Die Entjcheidung der Gefchworenen. Ob Stimmenmehrheit oder 
8 Stimmen für jchuldig Tprechen ſollen. Die Regierung entjcheidet ſich für das Prin- 
eip der einfachen Majorität und erlangt die Zujtimmung. Beiordnung des Berthei- 
digers in leichten Strafiachen nicht nach Belieben des Beſchuldigten. Gerichtliches 
Verfahren in Steuereontraventionsjachen. Die bürgerliche Proecßordnung. Geſetz— 
entwurf, die Einrichtung von Anwaltscammern betreffend, Jagdgeſetz. Eisen 
fragen. Die Entjchädigung aus Staatsmitteln oder von den Örundbefigern. Ab— 
löfungszwang. Die Ausrottung des Rothwilds jcheitert am Widerfprucde der erſten 
Gammer. Der König genehmigt verfchirdene jtändifche Mobificationen nicht. Die 
Stände genehmigen die Redaction der Regierung. Bau der Süb- und Weſtbahn. 
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Bericht der Commiſſion. Groß. Weinhagen. Bahn über Gandersheim. Ausglei- 
hung der Differenzen in den Gonferenzen. Geſetz über Eibesleiftungen. Gefege über 
polizeiliche Aufficht und Gefangenhaltung und das Verfahren gegen Vagabunden. 
Geſetz, den freien Verkehr mit inländifchem Salze betreffend. Geſetz über furze Ver: 
jährungsfriiten. Unerlebigte Geſetzentwürfe. Das Budget und die ftändifchen An— 
träge dazu. SHarzverwaltung. Erhöhung der Eingangs: und Brennfteuer zur Deckung 
des Deficits. Ständifche Anträge. Schleswig: Holftein und der Friede mit Däne- 
mark. Die Langjehe Demonftration. Arbeiten nach der Bertagung. Die Zujammen- 
jegung der Gommilfion zur Ausarbeitung der Entwürfe, die Einführung und Aus— 
bildung von Presbyteriale und Synodaleinrihtungen betreffend. _ Das Vereinsleben 
in jeiner weiteren Entwicklung. Menderungen in der Preſſe. Vereinigung der Zei— 
tung für Nordbeutichland und ber nn Morgenzeitung. Gröffnung der 
Schwurgerichte. Proceß gegen Dr. Gerding und Dr. Menſching. Plathner's An: 
klage und Tod. Blick auf Die deutfche Geſchichte. Kurheſſen. Miniiterium Haſſen— 
pflug. Wistrauensootum der Stände und deren Auflöfung. Refultat der Neuwah- 
len. Ablehnung der ohne Budget3vorlage verlangten Steuerbewilligungen. Aber— 
malige Auflöfung. Die Verordnung vom 4. September jchreibt Die Steuern aus. 
Erklärung des Landes in Kriegszuſtand. MWideritand des Volkes, der Beamten, der 
Gerichte. Der Kurfürft flüchtet, Die hannoverſche Zeitung gegen Kurheſſen. Buns 
desbeichluß vom 21. September. Detmold zur Verantwortung gerufen. Proteſta— 
tion des Schapeollegiums. Miniſterkriſis. Urfachen, Phaſen und Verlauf. Die 
zum Sturze des Minifteriumd verbündeten Hofeoterien. v. Münchhaufen verſucht ein 
neues Minijterium zu bilden. Entlaffung des Minifteriums Bennigſen-Stüve. Ur— 
theile des Landes, 


Die Commifjionsmitgliever hatten während ver Vertagung zum Theil 
jehr reihliche Arbeit, theilweife fo gut wie gar nichts zu thun. Es gab 
Commijjionen, die in der ganzen Zeit zwei bis drei Mal wenige Stunden 
zufammen waren. Der Stände jedoch wartete eine große Arbeit. Wir 
fönnen die Thätigfeit derjelben jedoch bier nicht chronologisch verfolgen, jon= 
dern müſſen eine fachliche Reihenfolge für angemejjen halten, denn die Thä— 
tigkeit der Stände iſt ſelbſt zunädft durch das Zweicammerſyſtem bevingt, 
welches in den beiden Gammern gleichzeitig eine verſchiedene Thätigfeit er— 
fordert, daneben durh eine Menge Zufälligkeiten. Die neue Organiſa— 
tion der Verwaltung, welhe Stüve ins Leben führen wollte, jollte 
auf folgenden Grundjägen beruhen, der durchgeführten Theilnahme 
des Volkes an der Bermwaltung, der Deffentlidleit dieſer, 
und der möglichſt freien Thätigfeit der Gemeinden, wie der 
möglidjten Selbitiftändigleit der Behörden nah oben. Die 
Regierungsmotive jprahen in dem Schreiben, weldhes den Entwurf einer 
Verordnung über die Einrichtung der Landdroſteien begleitete, ji dahin aus: 

„Wir find von der Anficht ausgegangen, daß die Obliegenheit der Re: 
gierung nicht in einer Leitung und Beſtimmung der Gejammtthätigleit des 
Volkes beiteht, jondern daß ſich diefelbe vielmehr beſchränkt auf die Verthei— 
digung des Staats nah Außen, den Schuß des Rechts und der Ordnung 
nah Innen und die Herbeifhaffung der Mittel zu beiden, durh Verwal— 
tung der Steuern, des Eigenthums und fonftiger Anftalten des Staats. 

„sn die Verwaltung des Bermögens und der Anjtalten der Privaten, 
Gemeinden und Gorporationen hat jih der Staat dagegen nicht zu mijchen. 
Jedoch gebührt ihm auch hier eine ordnende und die gegebene Ordnung auf: 
recht erhaltende Gewalt. Jene äußert fi dur Geſetzgebung, dieſe durch 
die Aufiiht, und die Handhabung diejer ift abermals einer der Hauptangel: 
puncte, um welchen fich die Entj&heidung über das Zuviel im Regieren bewegt.“ 
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Aus diefem Princip wird dann gefolgert, die Zwede, wonach zu ftre 
ben, jeien folgende: 

1) Beihräntung der Staatöverwaltung auf ihre nothwendige Thä— 
tigfeit; 

2) Bejeitigung des fruchtloſen Formalismus ; 

3) Herbeifhaffung vwolljtändiger Sachkenntniß und praftifcher Ausbil: 
dung für die ferner zu handhabenden Gegenjtände, 

Die Regierung erkennt ferner an, dab in der durdgeführten 
Zheilnahme des Volkes an ver Verwaltung das erjte und me: 
jentlichjte Mittel liege, allmälig ohne Erjhütterung des gemeinen Wohls, 
wieder zur Selbjtregierung des Volkes überzugehen und den Staat 
von dem Uebermaße frembdartiger und kleinlicher Thätigfeit zu entlaften. 
Sie will da, wo die Theilnahme des Volkes nicht unmittelbar eintreten 
kann, daijelbe der Verwaltung näher ftellen, als es bisher der Fall war, 
und demgemäß den Grundjaß der Oeffentlichkeit auch in der Ber: 
waltung durchführen. Sie wünjht die Entwidlung einer möͤglichſt 
freien Thätigkeit der Gemeinde, da der Staat nichts müſſe befor- 
gen wollen , wozu die Gemeinde im Stande ſei, und er diefe nicht leiten 
müjle, wo eine Aufſicht genüge. 

AS Folge und PVorausjegung der freieren Stellung der Gemeinden 
wird fodann die Erweiterung der Befugnijje der mittleren und 
unteren Negierungsbehörden nah oben bin angegeben. Dem 
Minifterium jeien nur folhe Sachen vorzubehalten, welche die hödjte Ge— 
walt und die nothwendigjte Webereinftimmung der Staatsverhältnifie ihm 
vorzulegen nöthigen, eben fo den unteren Behörden der mittleren Inſtanz 
gegenüber in allen Fällen, .wo fie in Uebereinftimmung mit den Unterges 
benen handeln, eine jelbitftändigere Stellung einzuräumen. 

Der Umfang der Lanpprojfteien follte der alte bleiben, eben fo ihr Ge: 
ihäftsfreis mit Ausnahme der hinwegfallenden Aufjiht über die Untergerichte. 

Den Landdrojteien follen zur Berathung bei den in ihre bejonderen 
Fächer einjchlagenden Angelegenheiten beigeoronet werden: ein Medicinal: 
beamter, nöthigenfall$ eine Deputation; ein Landesöcongmiebeamter, ein 
Dijtrietsbaubeamter, ein Forjtmeifter, eine aus Kaufleuten, Gewerbtreiben- 
den und Schifffahrtsfundigen bejtehende Deputation, eine aus Landwirthicdafts: 
fundigen bejtehbende Deputation. Lebtere werden von der Regierung aus 
einer von den Provinzialſtänden aufzuftellenden Liſte gewählt. 

In 10 ſpeciell aufgezählten wichtigeren, aber jeltenern Sachen entſchei— 
det der Landdroſt und die Räthe als ein Collegium, in allen anderen Sa— 
hen entjheidet dagegen in der Negel der Landdroſt auf Vortrag eines 
von ihm zu beſtellenden Referenten jelbftitändig, ja er beftimmt 
im Zweifel darüber, ob eine Sade von ihm allein oder collegialifch zu 
entjcheiden jet, 

In Fällen, wo die Anhörung einer Deputation von Nugen ift, muß 
die Sade mit dieſer berathen merven. 

Menn man nun fragt, wo die oben angeführten Principien bier zur 
Anwendung kommen, fo antwortet das Regierungsichreiben : die Verbindung 
mit den Brovinziallandfchaften , welche (fpäter) in eine Art von Beauf— 
jihtigung ber Sanddrofteien übergehen jolle, bringe die nöthige Deffent- 
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lichkeit in diefelbe, und geftatte, zur Erleichterung und größeren Einheit des 
Gefhäftsganges dem Landdroften für einen Theil der Gejchäfte die alleinige 
Entfheidungsbefugniß zu übertragen. 

Das dabei entjcheidende Princip ijt dahin aufgeftellt, daß die Saden, 
bei denen der Entjheidungsgrund mehr in dem gefeglihen oder Privatrechte 
de3 Einzelnen beruht, der collegialifhen Behandlung vorbehalten, ale übri— 
gen Saden aber in der Negel der jelbftjtändigen Entſcheidung des Landdro— 
ften überlajfen werden. 

Neben den Landbrofteien bleiben die verſchiedenen Mittelbehörden: die 
Domainencammer, die Generaljteuerdirection und die Generalwaljerbaudirec- 
tion bejtehen. 

Der ſtändiſche Ausſchuß, wie die Cammern, hatten an den Grundzüs 
gen diefer Organifation wenig auszufegen; fie wünjchten den Grundſatz der 
collegialiihen Behandlung namentlid ausgedehnt auf alle Allodificationg- 
und andere die Aufhebung bisheriger Berechtigungen zum Gegenftande ha— 
benden Sachen, ferner auf einen Theil der Gewerbefahen und auf die Styei- 
tigleiten über Uferbaupflihdt. Es kam bei den Verhandlungen zwax die Auf: 
bebung der Domainencammer und deren Vereinigung mit den Landprofteien 
in Frage, da deren Ueber-, Neben und beziehungsweije Unterftehen nicht allein 
in das Syitem nicht paſſe, ſondern auch zu manden Unzuträglichleiten führe, 
allein Lehzen bielt dafür, daß eine Weberweifung der Domanialverwaltung 
in die Provinzialverwaltung weder der Staatscajje, noch den Gemeinden, 
nod den Einzelnen zum Nachtheile gereiche. 

Mas die Organifation der Provinziallanpfchaften betrifft, jo müſſen mir 
an dasjenige erinnern, was oben ©, 76 über die Entitehung des $ 33 des 
Gejeges vom 5. September 1848 mitgetheilt ift. Es jchrieb dieſer $ vor, 
daß die Verhältniſſe der Provinziallanpichaften, „nach vorgängigen Verhand— 
lungen mit den bejtehenden Provinziallandihaften” , durd allgemeine Geſetz— 
gebung geregelt werden. Dieje Verhandlungen waren no nicht eingeleitet 
worden. 

Welches der Grund diefer Säumniß war, ijt nicht ganz aufgeklärt; 
ob die vielen Arbeiten und die diplomatijhen Verhandlungen in der deut: 
jhen Frage Stüve vom April bis zum November nicht Zeit ließen, mit den 
Provinzialftänden zu verhandeln, over ob er in der That glaubte, die Re: 
gierung würde durch die Billigung, welche die allgemeinen Stände diejen 
Organifationsplänen zu Theil werden ließen, gejtärkt werden, ijt mir zwei— 
felhaft. Was die Zahl und den gedgraphijchen Umfang der Provinzialland: 
ihaften anbetraf, jo ſchloſſen fih die Stüvejhen Organifationsentwürfe eben 
jo eng an das Beitehende, als jie von diefem abwichen, was die Zujammens 
jegung und Wirkſamkeit derjelben betraf. Es follen beiteben die Galenberg: 
ide, die Hoyaifhe, die Hilvesheimfche, die Göttingen » Grubenhagenfdhe, 
vorbehältlih ihrer Verbindung mit der Galenbergihen, die Lüneburgſche, 
die Bremen-Verdenſche unter‘ Anjhluß des Landes Hadeln, die Osnabrüd: 
Ihe, welher Deputirte von Meppen, Lingen, Bentheim hinzutreten follen, 
endlih die Oſtfrieſiſche Landſchaft. Dieje beſtehenden Landichaften paßten 
nun aber nit zu den beſtehenden Sanddrofteien. Neben der Landproftei 
Hannover würden zunädjt zwei Provinziallandſchaften jtehen, die Calenberg— 
Ihe und Hoyaiſche, ja in gewiſſen Angelegenheiten drei, da die Calenberg- 
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ihe Landſchaft ja für gewiſſe Inftitute auch Göttingen, Grubenhagen und 
das Eichsfeld umfaßt. Da fol denn fo geholfen werden, daß der Landproft 
für die jeinen Bezirk angehenden Verwaltungsangelegenheiten nur Abgeord- 
nete aus dem Galenbergfchen ꝛc. berufe, 

Neben der Landdroſtei Hildesheim follten die Hildesheimjhe und Göt- 
tingen-Grubenhagenjhe Landſchaft herlaufen, welche legtere in einzelnen Din- 
gen auch mit der Landdroſtei Hannover in Verbindung jtehen follte. Der 
Harz jollte feiner abweichenden Berhältniffe wegen für jegt noch von einer pro- 
vinziallandihaftlihen Vertretung ausgeſchloſſen ſein. — Die Art der Ber: 
bindung von Meppen, Lingen, Bentheim, jowohl untereinander, ald mit 
der Dsnabrüdihen Provinziallandihaft, würde, bei der großen Verſchieden— 
heit der Wünſche der Betheiligten,, den weiteren Verhandlungen mit diefen 
vorzubehalten jein. 

Die provinziallandichaftlihe Vertretung jollte auf Stadt: und Land: 
gemeinden bajirt werden. Die Abgeorpneten der Städte und Fleden (fo: 
fern fie eine felbitjtändige Verwaltung haben) werden von dem in der 
Städteordnung begründeten Wahlcollegium gewählt. In den Städten, die 
mehr als einen Abgeoroneten fenden, joll an ein intrare compelle für 
ein Magiftratsmitglied und einen Gewerbtreibenden von größerer Bedeutung 
gedacht werden, Die Abgeordneten der Landgemeinden werden von der Amts- 
verjammlung gewählt. Zwei Aemter treten zuſammen und wählen einen größes 
ven Grundbefiser (d. h. einen zur erſten Cammer wahlberedhtigten und wähl- 
baren) und einen fonftigen unbefcholtenen Eingejeflenen. Die Abgeorpneten 
werden auf 6 Jahre gewählt, nah 3 Jahren fcheidet jedod die Hälfte aus, 

Was den Wirkungskreis der Provinziallandfcaften anlangt, fo 
wurde ihnen in 7 näher bezeichneten Buncten das Recht der Zuftimmung 
gewährt, in 5 Puncten müjjen fie mit ihrem Gutachten gehört wer— 
den, in einem Puncte: nämlich wenn die Regierung die Bebürfnijje, An— 
fjihten und Wünjhe der Provinz fennen lernen will, find fie verpflichtet, 
auf Erfordern ihr Gutachten abzuftatten, in zwei Puncten find fie uns 
bedingt zur Thätigleit verpflichtet, fie müfjen nämlich die Gefchworenenliften 
aufftellen, jowie die Liften der Gewerbsleute und Landwirthe, aus denen die 
Landdroftei ihre Deputationen wählt, und jie müſſen provinzielle Inſtitute 
und Fonds verwalten. 

Endlich foll ihnen das Recht zuſtehen, alle die Provinz und deren Wohl 
betreffende Angelegenheiten zum Gegenſtande ihrer Berathungen zu maden, 
jowie über die Mängel und Mißbräuche in der Verwaltung und Rechts— 
pflege, im Kirchen: und Schulwefen Anträge (reſp. Beſchwerden?) an bie 
Regierung gelangen zu laſſen. 

Das Repräfentationsreht bei Bejegung von Richteritellen ift ihnen ent- 
zogen. 

Die Landſchaft jollte nur einmal im Jahre, in einem im Voraus be— 
ftimmten Monate, von dem Lanpdrojten berufen werden, und ihre Verſamm— 
fung nicht über 8 Tage dauern. Dagegen wählt diejelbe einen Fünfer-Ausſchuß, 
einfchließlih des Lanpfyndicus. Der Ausſchuß vertritt die Landſchaft wäh: 
rend der Zeit, wo fie nicht verfammelt ijt. Er jorgt für die Ausfertigung 
der bis zum Schluſſe des Landtages nicht ausgefertigten Beihlüffe, führt die 
in der Zwijchenzeit worfommenden Gejhäfte, bejorgt die etwaigen BER 
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ver Landſchaft und verwaltet ihr Vermögen. Gr hat auf Erfordern des 
Landdroſten Gutachten über alle die Verwaltung betreffenden Angelegenbei- 
ten zu geben, in Saden dringender Eile au die Landſchaft wohl ganz zu 
vertreten. 

Die Beihlüjfe der Landſchaft werden in ungetrennter Verſammlung ge: 
faßt, find Sonderinterefjen der Städte oder des Landes in Frage, jo ſteht 
ein Separatvotum den einzelnen Abgeordneten frei. 

Doch fann die Landihaft, wenn fie es wünſcht, gemeinjfame Berathung 
und Beſchlußnahme vorausgejegt, 2 Gurien (Stadt und Land) bilden. Be 
foldet wird nur der Landſyndicus. Sonft erfolgen nur Entjchädigungen für 
baare Auslagen, als Reiſekoſten, Diäten, Gopialien. — 

Die Commijjion brachte zwar 17 Anträge zu den Grundzügen für Dr 
ganifation der Provinziallandihaften, aber nicht einen principiellen, viel 
mehr ftimmten Ausſchuß wie Stände in allen Principienfragen mit der Re 
gierung überein, und braten nur einige Modificationen, z. B. zum Beiten 
der mit einer jelbititänpigen Verwaltung nicht verfehenen Fleden, eine Er: 
weiterung des Wirkungskreiſes u. j.w., und nur in zweiter Cammer wurde 
von der demokratiſchen Oppofition, jedoch ohne allen Erfolg, die Intereſſen— 
und Glafjenvertretung bekämpft, als gegen das demofratifhe Princip verfto: 
Bend. Für die Beibehaltung des Wahlrehts zu den Richterſtellen der 
Obergerihte und des Dberappellationsgerihts der Fünftigen Provin 
ziallandfhaften legte v. d. Horft eine Lanze ein in der Abficht, tüchtige 
Leute, denen es an Connerionen fehle *) auf dieſe Weife in die 
Gerichte zu bringen. Er meinte freilih, das Oberappellationsgericht follte 
eigentlih leviglihd dur die allgemeine Ständeverfammlung injofern er 
wählt werden, daß die Regierung den Vorſchlag made und der Stände 
verfammlung das Verwerfungsrecht zuftehe, die Räthe für die Obergerichte 
follten in bisheriger beſchränkter Anzahl dur die Provinziallandftände felbit 
gewählt werden. Er wurde von Windthorft unterftügt, nicht aber von ber 
Cammer. Es hieß in Beziehung auf die Zufammenfegung der Provinzial 
landſchaften in dem ſtändiſchen Erwiederungsjchreiben: daß dieſe bei det 
fünftig gänzlich veränderten Stellung derjelben und bei der ihr zugedadten 
umfajjenden Theilnahme an der Verwaltung, in den meijten Provinzen eine 
ganz andere werden muß, haben Stände, übereinftimmend mit den 
längjt entjhiedenen Wünſchen des Landes als völlig ausge 
macht angejeben. 

Man dachte an eine ernftlihe Oppofition der Ritterfhaften faum, und 
glaubte, diefe mindeftens nicht fürdten zu müjjen, in allen unweſentliche— 
ren Dingen wollte man gern nachgeben und ertheilte daher der Regierung 
Vollmaht, nad zugelegten Verhandlungen mit den Landjchaften, unter Be: 
rüdfihtigung der darnad etwa räthlihen, eine wejentlihe Abänderung nicht 
enthaltenden Aenderungen für alle Provinzen oder für einzelne derjelben die 
erforderlihen gejeglihen Bejtimmungen zu erlaffen. Bei etwa erforderlich 


*) In den Provinziallandfchaften würben freilich auch wieder Gonnerionen , frei’ 
lich anderer Art dazu gehören, um durchzudringen — die bisherige Weiſe, wie das 
Präjentationdreht von den Ritter- und Landſchaften ausgeübt ift, hat nicht immer 
gerabe die Tüchtigften in die Gerichte gebradıt. 
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werdenden wejentlihen Abweichungen werde es einer weiteren vorgängigen 
Mittheilung an die Stände bevürfen. 

Man dachte jevoh daran, daß es im Intereſſe der Nitterfchaften lie: 
gen könne, ihre Lebensdauer noch länger zu frilten, daß fie daher ſuchen 
würden, die Verhandlungen in die Länge zu ziehen. Für dieſen Fall hiel- 
ten Stände ſich für genötbigt, die vorhin erwähnte Ermädhtigung nur bis 
jpätejtens einen Monat nah Anfang der nächſten Diät zu ertheilen und in— 
jojern bis dahin die fraglichen gejeglichen Bejtimmungen zur Bublication nicht 
gelangt jein follten, ſich ausdrücklich vorzubehalten, mit Durchführung der den 
Orundzügen nah beſchloſſenen Drganifation der Provinziallandfhaften auf 
Grund des $ 33 des Landesverfajfungsgejeges im Wege der Landesgejeh- 
gebung weiter vorzujchreiten. — Man traute damals, im Juni 1850, in 
der That noch der Umficht und dem Patriotismus der Provinziallandihaften, 
d. h. bei den meijten verjelben der Ritterjchaften, daß fie bereitwillig bie 
Hand bieten würden, das große und jchwierige Werk raſch und in Frieden 
ins Leben zu führen. 

Was die Organijation der unteren Verwaltungsbehörden anbetrifft, der 
Aemter, jo war außer der verfajjungsmäßig jhon feititehenden Trennung 
der Verwaltung von der Juſtiz der leitende Grundjaß, von dem Stüve dabei 
ausging, daß alle Verwaltungsgejchäfte thunlichſt in der Hand eines Beam— 
ten gelajjen und die Amtsbezirke in der Regel in einem ſolchen Umfange 
feftgejtellt werden jollten, daß der Negel nad ein Beamter Alles durd 
directe Verhandlung mit den Amtseingejejfenen, ohne fernere Dazwiſchen— 
funft der Amtsunterbevienten zu erledigen im Stande jei. Die Thätigfeit 
des Beamten jollte wejentlih eine wermittelnde, feine Paſchaartige fein, er 
jollte die Amtseingejeilenen zu überzeugen juchen, daß dasjenige, was ge— 
ſchehen jolle, leviglih und allein zu ihrem Beſten geſchehen jolle. 

Auch hier war der Ausſchuß, wie die Stände mit der Regierung in 
allen PBuncten übereinjtimmend und mußten jelbjt die perjönliden Haſſer 
Stüve’3 nicht viel zu mäfeln. Man empfahl thunlichjte Berüdjihtigung alt: 
beſtehender Verhältniſſe — und bei Nenverungen dahin zu jehen, daß die 
Belegenheit ein und deſſelben Kirchſpiels in verjhiedenen Amtsbezirfen mög— 
lichjt vermieden werde, jo wie die Einrihtungen thunlidit jo zu treffen, 
daß fih Geriht und Amt an einem Orte finde. — Man billigte, daß für 
gewilje größere Bezirke einzelnen Beamten die Domanialjahen übertragen 
würden, ja man wünſchte dies Princip möglichſt ausgedehnt dahin: „daß 
jedenfall$ diejenigen Beamte von einem jolhen Auftrage zur Domanialver: 
waltung frei erhalten werden mögen, in deren Bezirke wegen erheblicher 
Bedeutung des Domanialgutes Gonflictsfälle der Interefjen der Amtseinge— 
fefienen und des Domanii bejonders zu bejorgen find.” 

Man trug nicht das geringfte Bedenken, dem Amtsgehülfen, deſſen un- 
tergeordnete Stellung man nur präcifirt haben wollte, die Geihäfte ala 
Staatsanwalt bei den Amtsgerihten zu übertragen, wollte in dieſer Bezie— 
bung nur feine Stellung ſchärfer von den Gejhäften der Verwaltung abge: 
trennt wiſſen. Daß der Amtsgehülfe auf diefe Weije zwei Herren dienen 
müfje, bielt man für ein jo großes Unglüd nit, glaubte vielmehr das 
Berwaltungsamt auf ſolche Weife immer mit der Ausführung der Polizei 


in eine gewiſſe, dieſem ſelbſt nüslihe Verbindung gebradt. ia 
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Auch billige man bei neuen Anftellungen ein Gehaltsmarimum von 
1200 Thalern mit der Befugniß, bis zur definitiven Gehaltsbejtimmung aus 
Berordentlihe Zulagen bis zum Betrage von 300 Ihalern gewähren zu dür— 
fen. Lindemann, Böhmer, v. Hammerftein, Theod. Meyer, Heife, Wolff 
und andere Ausihußmitgliever hielten 1850 diefe Stüveſchen Gehaltsjäße 
no immer für zureihend. Siedenburg, Ahlborn u. U. hielten bei der 
Beratbung zwar ein Gehaltsmarimum von 1000 Thalern hinreichend, als 
man aber bei dem Budget jelbjt auf die Sade zurüdfam, fand der Regie 
rungsvorjhlag die Majorität beider Cammern. 

Neben den Aemtern jollte eine Amtspertretung bejtehen, bejtimmt, 
die Verwaltung der Nemter zu den Eingejeijenen in eine Beziehung zu brin— 
gen, die im Wefentlihen der der Provinziallandfchaften zu den Landdro— 
fteien entfprehe. Der im November 1849 vorgelegte Geſetzentwurf wich von 
dem im Frübiabre vorgelegten hauptjählih in einem Buncte ab, darin, daß 
von den auf je 500 Einwohnern einer Wahl: oder MWohnrehtägemeinde zu wäh— 
lenden zwei Vertretern jedesmal einer, der in der Gemeinde vorfommenden 
höchſten Stimmredtsclaffe angehören müſſe. Die Regierung gab dafür als 
Grund an, die Erfahrung der letzten Monate habe gelehrt, daß die jtärkere 
Heranziehung des Volkes zu öffentlihen Dingen, in einigen Gegenden des 
Landes, namentlih unter den Lanpbewohnern eine äußerjt geringe Theil: 
nahme gefunden habe. Dieſem Uebeljtande follte nun durch dies Mittel, 
das offenbar die verfchievenen Intereſſen der Reihen und Armen anjtadelte 
und jede Claſſe der Stimmberechtigten anfpornte, bei den Wahlen thätig 
zu jein, vorgebeugt werden. 

In zweiter Sammer erklärten jih zwar hauptſächlich Elliffen und Grum— 
brecht gegen jede Beſchränkung des paſſiven Wahlrehts und wollte eriterer 
die 88 42 und 43 der Anlage XXV. zur Anwendung gebradt wiſſen, 
allein die Majorität ſtimmte dem Ausſchuſſe bei, der das Princip der Re— 
gierung adoptirte und nur dahin modificirte, daß einer der Gemählten aus 
einer der beiden höchſten Stimmrechtsclajien fein müßte, wenn deren 4 vor: 
banden, aus der höchſten, wenn 2 oder 3 vorhanden, 

Wir heben diefe Beſchlüſſe befonvers deshalb hervor, um darauf auf: 
merkjam zu machen, daß fchon 1850 bei der Majorität von demofratijcher 
Principienreiterei nicht die Rede fein konnte. 

Die Stände ftimmten in allen übrigen wejentlihen Buncten der Re: 
gierung bei, und ſchlugen beinah nur Bervollitändigungen oder Verbeſſe— 
rungen der Yallung im Sinne des Gefehes jelbjt vor. Eine Beitimmung 
wegen der Städte und Fleden ohne jelbititändige Verwaltung, aber mit 
ftädtifchen Einrichtungen, welche die Ausiheidung derfelben aus der Amts: 
vertretung und ihren Hinzutritt behuf Wahlen zur Provinziallandſchaft re: 
gelte, wurde durch Ausihußantrag hinzugefügt; daß das Princip der Def 
jentlidhteit auch bier die Regel bilden jollte, wurde ausprüdlich in das Geſetz 
aufgenommen. Da wir den Anhalt der fraglichen Gefegesbeitimmungen als 
befannt annehmen können und auf die jpäteren Neorganijationen und Aus: 
jheidungen angeblich demokratiſcher Beitimmungen zurüdtommen, jo können 
wir ung zu der.damit im engiten Zujammenbang ftehenden Organifation 
der Landgemeinden wenden. Auch diefer Entwurf hatte gegen die 
Vorlage vom 1. Februar einige Aenderungen erhalten im conjervativen In— 
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tereſſe. So ſollten die größeren Grundbeſitzer, welche mehr als . zu den 
Semeindelaften beitrügen, ein mehr wie dreifaches Stimmredt, jedoch nicht 
über '/, der überhaupt vorhandenen Stimmen hinaus, in Anfpruc ju neh: 
nen befugt jein, da das Stimmrecht möglichjt genau dem Laftenverhältnifie 
angepaßt jein müffe, nun äber noch nah Anſchluß der Eremten Fälle vorfämen, 
wo größere Grundbefiger bis zur Hälfte der geſammten Gemeindelaft in 
Anjpruch genommen jeien. Ferner follte die Einrihtung von A Claſſen der 
Stimmberedtigten, jtatt der gewöhnlichen 3 Claſſen, vorbehalten jein, um 
zu verhüten, dab die Bejiker der Eleineren Höfe, welche hauptſächlich von 
Tagelohn oder von Handwerk ihren Unterhalt fänden, nicht daS Uebergewicht 
gewännen über die Bejiger der eigentlichen Aderböfe, 

In dem Ausſchuſſe, wie in den Ständen warb zuerit die Frage an⸗ 
geregt, ob die Ordnung der Verhältniſſe der Landgemeinden nicht lediglich 
durch Geſeß zu geſchehen babe und eb daher nicht jede Regelung im 
Verwaltungswege, wie fie die Örundzüge der Regierung als Provilorium 
bezwedten, abzulehnen jei. So einig man nun aber darin war, daß die 
Ausbildung der verfujjungsmäßigen Grundlagen: einer verhältnigmäßigen 
Betheiligung Aller bei den Gemeindelaften, wie bei der Verwaltung der Ges 
meindeangelegenbeiten und einer möglichſten Selbititändigleit der Gemeinden, 
die gejammten VBerhältnijje der Gemeinden, einer gejeslihen Regelung 
zu unterziehen ſei, jo fonnte man jedoch nicht verfennen, daß eine joldhe, 
möge jie allgemein oder provinziell fein, für jebt noch auszuſetzen fei, weil 
die höchſt verjchiedenartige Geftaltung der Gemeindeverhältniffe weder klar 
vorliege, noch zuverläffige Organe eriftirten, die Wünſche der Betheiligten 
zu erkennen. Stände behandelten in Gemäßheit des Wunfches der Regie: 
rung die Grundzüge daher als eine Jnftruction für die Verwal: 
tungsbeamten, deren große Dehnbarkeit auch eine möglichſt große Scho— 
nung der bejtehenden Verhältniſſe und Wünfche offen laſſe. | 

Sie erflärten fih dann zunächſt einverjtanden damit, daß ein, großer 
Theil der bisherigen Landgemeinden zu Hein jei, daß daher der Anfang 
der Regelung mit der Vergrößerung derjelben gemadht werden müſſe; fie 
billigten, daß der Begriff der eigentlichen politifhen Gemeinde an den Wohnz 
rechtskreis geknüpft und für diefen in der Regel die Größe eines Urmwahl: 
diftrict® für die zweite Cammer — aljo eine Bevölkerung von etwa 500 
Seelen maßgebend fei. Von einer zwangsmweijen Zufammenlegung meh: 
rerer Gemeinden durch die unteren Verwaltungsbehörden, bei fehlgeſchla— 
gener gütliher Vereinbarung, wollten diefelben jedoch nichts willen, jo lange 
Provinzialftände und Amtsvertretung nicht eriftirten und mobdificitten des— 
halb S 7 dahin, daß jolhe Sammtgemeinden nur dur die oberen Bermwal- 
tungsbehörvden, nad Anhörung der Ortsvorfteher, gebildet werden könnten. 

Hinfihtlih der Gemeindeforften waren Stände anderer Anfiht, als zu 
einer jpäteren Zeit. Sie ermädtigten die Regierung, in denjenigen Lan— 
destheilen, wo ſolches die bejonderen Verhältniffe räthlich erſcheinen ließen, 
en jest eine freiere Dispofition über die Gemeindeforften eintreten zu 
allen. 

Die lebhaftefte Discuffion erregten die Beitimmungen über das Stimm: 
reht, einmal wegen der ganz ungemeinen Mannigfaltigkeit der beftehenven 
Stimmperbältnifje, welde nit nur in jeder Provinz, fondern in jedem 
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Amte, ja ſelbſt in manchen Aemtern wieder in jedem Dorfe verſchieden 
waren, ſodann wegen der auf Verallgemeinerung des Stimmrechts gerichte— 
ten Zeitrichtung. Es ſtanden ſich in beiden Cammern zwei Parteien gegen— 
über, deren eine die Regierungsvorlage vertheidigte, während die andere 
nach demokratiſchen Principien auf Verallgemeinerung drang und, ſofern ſie 
damit nicht durchdringen fonnte, das Princip mit aller Schärfe durch— 
geführt wiſſen wollte, daß lediglich und allein vie Steuerzahlung 
als Maßftab des. Stimmreht3 diene (Gerding, Detering — erſte— 
rer anſcheinend ironiſch). Schlüter wollte, daß auch in den Landgemeinden 
das gleihe Stimmrecht aller Gemeindemitglieder die Regel bilde und nur, 
wenn e3 auf den Geldpunct ankomme, die Eleineren Befiger nicht über die 
Geldmittel der größeren disponiren, die Mehrzahl eine die größeren Bei: 
träge zahlende Minderheit nicht überftimmen fünne. Der Einwurf, daß alle 
Gemeindebeihlüffe, direct oder indirect Geld- und Interejienfragen be— 
jwedten, wurde nicht widerlegt. In dritter Berathbung nahm Lang Il. den 
Schlüterjhen Antrag, den er präcifirte, auf, jedoch ebenjo vergeblich, wie die 
demokratiihe Partei durch Bueren aus der Negative hervortrat und einen 
Antrag auf allgemeine Gleichheit des Stimmrehts richtete. 

Es gab indeß in erfter Cammer auh Stimmen, welde dem größeren 
Grundbeſitze ein noch größeres Gewicht gefichert wiſſen wollten, als ver Ne: 
gierungs- und GCommifjionsantrag dies that. 

Den Sieg trug die Regierung davon, die einen Mittelweg eingejchla- 
gen und deren Syſtem im Ganzen adoptirt wurde, mit der Mopification, 
daß man die A Stimmclaſſen nicht blos ausnahmsweiſe zuließ, fondern fie 
zur Regel mahte, und daß man die Aufrechterhaltung der zur Zufrieden: 
beit der Gemeinden in diejen bejtebenden Stimmrechtsverhältnifje noch mehr 
begünftigte, als e3 der Entwurf jchon that. Dieſe Mopification wurde haupt: 
fählih von Stüve jelbjt in der Commiſſion auf Grund des neuerdings erit 
berangezogenen jtatiftiihen Materials durchgeſetzt. 

In die erjte Claſſe mit 4 Stimmen fielen darnad die Grundbeſitzer, 
deren Grundbejig das Maß der gewöhnlichen Aderhöfe ihrer Gegend er: 
beblih überitieg, und Die zur ſechſten Glafje der Gewerbeſteuer heran: 
gezogenen Gewerbetreibenden. Die zweite Claſſe umfaßte die mit zwei 
Pferden bejpannten Grundbejiger, und die zur achten Glafje der Perfonen: 
fteuer berungezogenen Gemeindemitglieder, denen drei Stimmen zugelegt 
waren, die dritte Claſſe mit zwei Stimmen, die übrigen ftimmberechtigten 
Haus= oder Hofbefiser und diejenigen mit einem jolhen nicht angefejjenen 
Gemeindemitglieder, melde in der neunten und zehnten Clafje der Perſo— 
nenfteuer herangezogen waren, mit zwei Stimmen. Die vierte Clafje um» 
faßte die Stimmen aller übrigen ſtimmberechtigten Einwohner. 

Es war dadurh die verhältnißmäßige Gleichheit, ein Begriff, 
ber der damaligen Demokratie zum größten Theile noch jehr fern lag, in 
der That gerecht getroffen. Wo dies Syſtem nicht paßte, follte eine Drei- 
oder Zweiclajjeneintheilung feitgeltellt werden fünnen. 

Das Erforderniß der Unbejcholtenheit bei der activen Stimmberedhtigung 
als Neuerung und Strafjhärfung, als mit Vermögensnadtheilen verbunden 
und unfiher in der Begriffsbeitimmung, wurde zwar von Thiermann und 
Zang Il. und ihren Barteigenofjen mit Erfolg in zweiter Cammer angefod: 
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ten, allein auch bier fiegte die Nechte mit Hülfe der erjten Cammer. es 
doch jeßte man von Seiten ver Linken eine jchärfere, dem Urtheile ver 
Amtsvertretung zuftehende Begriffsbeitimmung durch, und die Möglichkeit einer 
Rebabilitirung der Beſcholtenen durch Gemeinde: und Amtsverfammlung. 

Die Befugnik zur Bildung eines Ausihufjes wurde erweitert, dagegen 
waren Stände dagegen, daß dieſem Ausſchuſſe die Wahl der Gemeindebes 
amten überwiejen werde, wollten vielmehr trog der Schwierigkeit, große 
Wahlverfammlungen zu Stande zu bringen, als Regel die unmittelbare Wahl, 

Die Beſtimmung, dab Gaſt- und Scentwirthe als Gemeindebeamte 
nicht zugelafjen würden, ward heftig befämpft, allein es ſchlug der von 
Stüve angeführte Grund durch, es geichehe nicht wegen eines Zweifels an 
der Ehrenhaftigteit des Standes, fondern lediglich aus dem Grunde, weil 
die nothwendige polizeiliche Beauffichtigung vdiefes Gewerbes nicht durch den 
Inhaber felbjt geführt werden könne. 

Die jonftigen Modificationen, welche der Entwurf erhielt, waren nicht 
von principieller Beveutung, doch war es charakteriſtiſch, daß man die 
ss 111 und 113 dahin modificirte, daß die Verweilung der Concurrenz 
zu Gemeindelaften auf das Herfommen zu unbedingt gefunden wurde, da 
das Herkommen größtentheil® doch ganz unhaltbar geworden jei. Der 
$ 116 b. wurde von der Städteordnung bergenommen. 

Die Stände erflärten ausprüdlih, daß diefe Grundzüge an den beite- 
henden PVerhältniffen der Gejammtvertretung in den einzelnen bremifchen 
Marſchen nichts ändern jollten, baten, daß den Gemeinvdeabgaben im Eoncurfe 
ein gleiches Vorzugsrecht wie den Landesabgaben gejeglich beigelegt werde, 
ermäcdtigten die Regierung, eine Neihe von Beitimmungen, die näher be> 
zeichnet waren, al3 Geſetz zu publiciren, weil dadurch Privatredhte der Ge— 
meinden und ihrer Mitglieder, jowie dritter Perſonen berührt würden. 

Größeren Anfehtungen, als die übrigen Organijationen, war die 
Städteordnung ausgejegt. Ihr Princip war dur den F 19 des Ge- 
jeßes vom 5. September 1848 gegeben und jollte der Entwurf nur die 
Ausführung deſſelben, nah dem Ausſpruch der Negierung die Her: 
ftellung einer möglichiten Selbftitändigfeit der Städte und einer freien Selbſt— 
verwaltung ihrer Angelegenheiten, dur freigewählte Magiftrate, unter Mit- 
wirkung einer gehörigen Vertretung ins Leben rufen; wobei indeß die Ge: 
fihtspuncte: Rüdfiht auf das Ganze des Staats und die den ſtändiſchen 
Behörden künftig in noch größerem Umfange zu übertragenden Verwaltungen 
der Landesangelegenheiten, zu Befchränktungen drängten, beziehungsmeife 
den paflenden Vorwand zu jolben gaben. — Schon bei der eriten Verhand— 
(ung in zweiter Cammer, am 10. December 1849, erfolgten jolde An- 
griffe. Stüve jehte auseinander, wie die Durbführung der Trennung der 
Juftiz von der Verwaltung und Einführung ver Mündlichkeit und Deffentlid- 
feit, für das jtädtifche Leben ven großen Webeljtand herbeiführen werde, 
daß es fie der Etadtgerichte beraube, und jo für dieſelben das Clement 
entziebe, welches in feiner Verbindung mit dem Magijtrate die Kraft und 
Macht des Gollegiums wejentlich gebildet habe. Ohne die Mitwirkung der 
Stadtgerichte bei der Verwaltung würde diefe eine ganz andere, aber feine 
bejjere gewejen fein. Die Mitwirkung wiſſenſchaftlich gebildeter 
Männer jei ein abfolutes Bedürfniß für die Verwaltung, 





und deshalb müſſe e3 dem Magiftrat, wie der Vertretung der Bürgerihaft 
möglih gemacht werden, ſolchen Männern auch in Zukunft wieder Einfluß 
zu verſchaffen. Er fuchte dann die Hauptpuncte des Entwurfes, die Wah— 
len auf 6 oder 12 Jahre als Negel, die Form der Wahl durh die Bür— 
gervorfteher, das Verhältniß der Polizei in den Städten und die Eriftenz 
von folhen Anotenpuncten des Verkehrs, daß die Polizei nur in der Hand 
des Staats fiber ausgeübt werden fünne, zu rechtfertigen. 

MWeinhagen warf den unflaren Gedanken hin, wenn man von einem 
höheren Gelihtspuncte ausgegangen wäre, jo würde man den Unterſchied 
zwiſchen Stadt und Land aufgehoben haben, um eine allgemeine Commu— 
nalordnung aufzuftellen. Er tadelte, dab das Minifterium, feinen Uriprung 
vergeilend, vielen Mißſtänden nicht abzubelfen bemüht geweſen ſei — na— 
mentlih die Ungleichheit in den bürgerlihen Verhältniſſen und die dadurd 
bervorgebradte Unfreiheit und Ungerechtigkeit. Er meinte, dab es ungerecht 
fei, wenn man nur denen Stimmrecht zuftehe, welche in der vorlegten Claſſe 
perfönlihe Steuern zahlten. Er tavelte, daß die Bürgervorfteher nur in 
einzelnen zweifelhaften Fällen mit dem Magijtrate gemeinjchaftlich arbeiteten, 
er verlangte directe Wahlen der Beamteten durch die Bürgerſchaft felbit, 
nicht durch die Bürgervoriteher, und wollte von einer Trennung der Poli: 
zei von der Stadtbehörde unter allen Umſtänden nichts wiſſen. 

Die Commijjion hatte jih beinah über feinen ihrer vielen Anträge, 
die fie in die Cammern bradte, anders als durch Majoritätsbeſchlüſſe eini- 
gen können und bdiejelben Meinungsverichiedenheiten machten ſich bei ber 
Discuffion in den Cammern geltend. Aus dieſer können hier nur die wich- 
tigften PBrincipienfragen mitgetheilt werden. 

Stände billigten zunädit, daß es für die Folge nur zwei Arten von 
Gemeindeverfafjungen gebe, jelbititändige Städte und Landgemein— 
den, daß daher die amtsjäjligen Städte und Fleden ins Künftige wegfielen. 
Ein Commiffionsantrag, welcher die fleineren Städte mit Königlichen Be— 
amten (Amtsaſſeſſoren) als Bürgermeijtern verforgt wiſſen wollte, zur Er: 
leihterung derfelben, wurde abgelehnt, weil man dadurch der Selbititändig- 
feit der Städte ein Grab zu draben glaubte, und es für befjer hielt, ſolche 
Städte und Fleden würden Landgemeinden, wenngleih es der Berichteritat- 
ter der Commiſſion, Lindemann, als die nothwendige Conjequenz eines jol- 
hen Schrittes bezeichnete, daß ſolche Städte und Flecken demnächſt ihre be— 
fondere Nepräfentation verlieren würden. Daß ein Unterfchied zwiſchen Ein— 
wohnern und Bürgern beibehalten, beziehungsweile feitgejeßt werde, 
in der Weiſe, daß als nothwendige Bedingung der politifchen Rechte in der 
Gemeinde der Beſitz des Bürgerrechts gelte, wurde von den Ständen ge: 
billigt; eben fo daf die Angeftellten, ohne Bürgergewinngelver erlegen 
zu müjlen, zum Grwerbe des Bürgerrechts beredtigt und verpflidtet 
fein. Man hoffte eben dadurch ein neues erfprießliches Clement und rege 
Theilnahbme an den Gemeindeangelegenheiten bei benjelben zu gewinnen: 
Zu 8 27 vindicirten Stände den VBürgervorftehern auch das Recht, bei 
Berleihungen des Bürgerrehts zuzuftimmen, während der Negierungs: 
entwurf jolhe Zujtimmung nur für den Fall der Verſagung für noth— 
wendig bielt, — bei Ertheilung des Einwohnerrechts follte e3 nur der Ver: 
nehbmung der Bürgervorfteher bedürfen. Das Princip der Wahl der Mas 
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giitratsmitglieder auf Zeit, mwelhes die Negierung in $ 12 anerfannt hatte, 
war von der Commiſſion zwar gebilligt, allein jie hatte für nöthig erachtet, 
lebenslängliche Anftellungen ausnahmsweiſe dem freien Willen der Städte 
(?. h. Magiftrate und Bürgervorſteher) zu überlaſſen. 

Letztere Beitimmung wurde von MWeinhagen, dem Verſaſſ er, Grum⸗ 
brecht, Detering, Bueren u. A. heftig beſtritten; bei namentlicer Abſtim⸗ 
mung ſtimmten dagegen: Ahlborn, Bojunga, Brammer, Buddenberg, 
Bueren, Detering, Düffel, Fründt, v. Garßen, Gerding, Groß, Grum— 
bredt, Heyl, Hinge, v. d. Horit, Kannengieber, Kaulen, Köhler, Krönde, 
Lang L., Oppermann, af, Reeſe, Neye, Niehelmann, Rohrmann, 
Schläger, Schlüter, Sievenburg , Thedinga, Thiermann, v. Vangerow, 
Weber, Weinhagen, Wilhelmi, jo daß der Gommijjionsantrag al3 abge: 
lehnt erihien. Da die erſte Cammer jedoeh bartnädig auf demſelben be= 
harrte, wurde dieſer fchließlih von den Ständen angenommen. 

Eine der beitigiten Debatten erhob jih über die Art und Meife, wie 
die Magijtratsmitgliever gewählt werden jollten. Die Regierung hatte vor— 
geichlagen, das die Wahl durd die Bürgervorfteher geſchehe. Die Commiſ— 
fion wollte die Wahl durch Bürgervorjteher und Magiftrat geichehen wiſſen, 
und zwar in der Weife, daß die von den Mitgliedern des Magijtrats ab- 
zugebenden Wahljtimmen nicht mehr als die Hälfte der Stimmen der Bür— 
gervorjtehber ausmachten. 

Richter beantragte, daß Bürgervorfteber und eine gleiche Anzahl Wahl: 
männer die Wahl vollzögen, wogegen Stüve geltend machte, daß niemals 
die Wahl von ſolchen Männern vorgenommen werden dürfe, die von ftäbtie 
ihen Dingen feine Begriffe und Erfahrung hätten, worauf Nichter feinen 
Antrag zurüdzog. Stüve erwies fih dem Commiffionsantrage geneigter, als 
jeinem eigenen, lobte namentlih einen ferneren Commiffionsantrag, daß 
dem Magiftrate Gelegenheit gegeben werde, jeine Anficht über die jedesma— 
lige Wahl in einer gemeinjamen Vorberathung des Magiſtrats und Bürger: 
vorftebercollegiums vorzubringen. Der Commifjionsantrag fand fehr wenig 
Anklang, es jtimmten für denjelben: Bergmann, Böhmer, Buddenberg , 
Buß, v. Düring, Eggers, v. Hagen, Hanftein, Hirſch, Lehzen, Lindemann, 
Amtmann Meier, Landdroſt Meyer, Senator Meyer, Siebenmeier Meyer, 
PVagenfteher, Staffhorſt, Stüve, alſo 18, während 53 dagegen ftimmten. 
Die erite Cammer hatte auch bier den Commiſſionsantrag adoptirt, gab 
aber in der Gonferenz; nad. Die weiteren Commifjionsanträge wurden an: 
genommen. 

Das wichtige Recht ver Bejtätigung eines ordnungsmäßig gewählten 
Magiftratsmitglievdes fand man zwar an und für fih jeher bedenklich, 
glaubte inde den Hauptihug gegen fünftigen Mißbrauch darin zu finden, 
daß die Verweigerungsgründe, die man unter zwei Kategorien gebracht und 
dadurh auf das Minimum reducirt hatte, fpeciell angegeben werden müßten. 

Sodann war es der $ 77, mwelder die Ausnahmsbeftimmung enthielt, 
daß in Fällen, wo der Polizeibezirt über die Grenzen des Stadtgebiets 
hinaus erjtredt werden müſſe oder vom Magiftrate die gerichtliche und Si- 
cherheitspolizei ungenügend verwaltet werde, auf übereinftimmenden Beſchluß 
des Minifteriums der Juſtiz und des Innern, auf Antrag der Staatsan— 
waltichaft wider den Willen der Stadt eine befondere (KRöniglihe?) Poli: 
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zeidirection angeorbnet werden fünne. Dieje Beitimmung hielt man von 
vielen Seiten mit der Verfaffung unverträglih. Die Commifjion war leb- 
terer Anficht nit, jchlug indeh eine neue Garantie gegen eine zu leichte 
oder mißbräudhlihe Anwendung vor, — im erjteren Ausnabmsfalle die Zu: 
ftimmung der Provinziallandihaft, im letzteren vorgängige erfolglojfe Andro: 
bung. Die Verhältnifje der Polizei der Reſidenz jollten durch ein bejonde: 
tes Gejeß geregelt werden. Diejen Anträgen jtimmte die Majorität zu. 

Mas die Stimmfähigfeit und deren Bedingungen anlangt, fo wurde 
ein Antrag Grumbredts auf Erweiterung derjelben für jeden Bürger nur 
durch Ahlborn, Bojunga, Brammer, Bueren, Detering, Düffel, Groß, 
Grumbredt, Hinze, v. d. Horit, Kaulen, Krönde, Lang I., Oppermann, 
v. d. Diten, Pfaff, Neye, Nihter, Nöben, Rohrmann, Schlüter, Sieden: 
burg, IThiermann, v. Vangerow, Weinhagen unterjtüst, aljo von 25 Stims 
men, gegen 41, vreigehn Mitglieder fehlten. Die Commijjion batte aber 
eine Erweiterung des Stimmrecdt3 beantragt, dahin, daß Alle, melde in 
der elften Clajje der Pgjonenfteuer ftehen, oder richtiger Alle, welche jetzt 
und fünftig jährlih 2 Thaler 16 Gutegrojhen Perjonenjteuer zahlten, ſtimm— 
fähig fein foliten. Im Uebrigen ſchloß man ſich den Beitimmungen der 
Zandgemeindeordnung, namentlich wegen der Befcholtenheit an. 

Der Zujaß, der auf Antrag der Commiſſion zu $ 85 zur Sicherung der 
Rechte der hausbejigenden Bürgerjchaft beliebt wurde, ijt jo unpräcife gefaßt, 
daß in den Statuten mander Städte, 3. B. Nienburgs, fpäter die Aus: 
nahme zur Regel gemadt ift, was jedenfalls nicht beabjichtigt wurde. 

Das find die hauptſächlichſten Puncte, auf die ftändifcher Seits bei der 
Städteordnung Gewicht gelegt wurde, die übrigen findet man in dem Er: 
wiederungsidreiben vom 19. Juli 1850. *) 

Die Organifation des Waſſerbauweſens jtieß auf erheblihde Schwierig: 
feiten nicht, obwohl fih eine Menge Stimmen gegen den Fortbejtand der 
Generaldirection des Waſſerbaues im nterejje der Vereinfahung des Ge 
jhäftsganges erhoben. Stände hielten bei Staatswaijerbauten eine größere 
TIheilnahme der Provinzialbehörden für zwedmäßig, und drangen auf jtren: 
gere Scheidung der Domanialwafjerbauten von Staatswafjerbauten , indem 
fie erjtere Dritten gegenüber lediglich als Intereſſentenbauten betrachtet mil: 
jen wollten. Diefelben genehmigten den neuen erhöhten Etat der Wajjer: 
baubeamten und empfahlen zugleich der Regierung zu bejonderer Erwägung, 
ob nit auf eine angemejjene Verbindung zwiſchen Wafjerbaubeamten und 
Beamten der übrigen Zweige des Staatsbauweſens unter einander Bedacht 
zu nehmen jei. 

Auch das Kirchen- und Schulweſen follte organifirt werden, das mar 
eine Forderung, die aus dem Verfaſſungsgeſetze ($ 29 der Anlage XXV.) 
hervorging; außerdem hatten aber fowohl das Volt, als die Volkslehrer 
im Jahre 1848 vie Forderung von Neformen geftellt, in dem Bemwußtjein, 
daß die größere Selbititänpigkeit und Selbjtverwaltung des Volles nur be 
ſtehen und gedeihen fünne, wenn das Volt dur größere, durchdringendere 
Bildung fih die nöthige Fähigkeit dazu verfhaffe. Schon am 9. Februar 
1849 waren den Ständen die Grundzüge für die künftige Gejtaltung des 


*) Aetenſtücke der 11. Ständeverfammlung. Erſte Diät, 2. Theil, S. 2086. 
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Volksſchulweſens, jo wie Grundzüge für eine veränderte Einrichtung der 
evangelifchen Confijtorialbehörden vorgelegt, und diefe Vorlagen im Novem— 
ber erneuert. Das Minifterium hatte dabei, den Forderungen der Zeit, daß 
die Schule für Staatsanjtalt erklärt und von der Kirche getrennt würde, 
nur halbe Rechnung getragen. Es wollte, daß das Volksſchulweſen den 
bisherigen hrijtlih confejjionellen Charakter behalte, indem es von 
dem Grundjaße ausging, daß als eigentliher Kern der allgemeinen Bolts- 
bildung nur die religiöfe Bildung gelten könne, und daß dieje, folle fie 
eine lebendige und volle jein, von Anfang an einen firdlichen Charakter 
haben müfje. Allein darum werde doch die Leitung des Volksſchulweſens 
dur Behörden, deren äußere Auctorität allein auf der Gewalt des Staa— 
tes beruhe, nicht aufzugeben jein. Es genüge, wenn man dabei ſolche Ein— 
richtungen treffe, daß die Kirche in der Lage bleibe, ihr Intereſſe an der 
Volksſchule wahrzunehmen und auf diejelbe einwirken zu fünnen. Deshalb 
ihlug nun die Regierung die Neugeftaltung von Verwaltungsbehörden vor, 
welche nädit dem Schulvorjtande, der die nächſte Auflicht zu führen hatte, 
während für den Neligionsunterriht ein Geiftliher an die Stelle des Schul- 
vorjtandes trat, als Provinzialihulbehörden im möglichſten Anjchluffe an die 
Landdroſteien gebildet werden jollten. Diejelben jollten collegialifhe Lanz 
desbehörden fein, aus einem Rechtskundigen, einem Schulfundigen und eis 
nem von der Kirchenregierung zu ernennenden Geiftlihen gebildet werben. 
Das Oberjhulcollegium follte zugleich durch Errichtung einer bejonderen Ab- 
theilung für das Volksſchulweſen erweitert werden. Diefe Maafnahme könne 
jofort ind Leben treten, die übrigen Einrichtungen hingen mit der Neuges 
ftaltung der Confijtorien, der AInslebenführung der Synodalverfafjung zu: 
jammen. Die Gejammteinrihtung follte jährlih 16200 Thaler foften. Die 
beiden fatholifhen Confistorien zu Hildesheim und DOsnabrüd, denen es 
nad der neueren Geſetzgebung jchon jest an Geſchäften fehlte, jollten ein— 
gehen. Dagegen war ein jhon 1837 den Ständen mitgetheilter Plan * ) 
zur. Bildung einer centralen Confiftorialbehörde erneuert. Es ſollte ein 
Landesconfiftorium und Provinzialconfiftorien gebildet werden, welden letz⸗ 
teren etwa die Befugnifje der bisherigen landesherrlihen Conſiſtorialbehörden 
übertragen werden follten, während die Befugniſſe des Landesconfiitoriums 
erweitert waren. Beide jollten aus weltlihen und geiſtlichen Räthen ge: 
bildet werben, die Stellungen der Superintendenten im Allgemeinen unver- 
ändert bleiben. 

Gegen diefe Negierungsvorlagen, deren Zmwedmäßigfeit man kaum be— 
ftreiten konnte, wenn man nicht etwa ein katholiſches oder ein ultra = demo- 
fratifches Princip ritt, wurde nur von Seiten der katholiſchen Geiſtlichkeit, 
wie der fatholifirenvden, j. g. orthodoren und frommen proteftantiichen Geift- 
lihfeit, eine ungemeine Agitation in Scene gejekt. 

Bis zum 27. Juni, mo die Angelegenheit in erfter Cammer zur zwei- 
ten Berathbung fam, waren bei den Ständen 291 Petitionen eingegangen: 
aus dem Hildesheimfchen 58, aus dem Osnabrückſchen 78, für den Biſchof 
größere Betheiligung, namentlih Bildung, Anftellung, Ueberwachung und 
Abjegung der Volksſchullehrer, alfo mit einem Worte Alles aufer der Be: 


*) Ständifhe Aeten. 5. Landtag, 5. Diät, ©. 475. 
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foldung derjelben, in Anfpruc nehmend, Evangeliſcher Seit waren 130 
Petitionen gegen den NRegierungsentwurf, nad zwei oder drei gleichlau— 
tenden Formularen — 25 dafür eingegangen. Der Ausſchuß (ſiehe oben ) 
war jo gewählt, dab jämmtliche Richtungen in demjelben vertreten waren, 
aus eriter Cammer ein gegen den Entwurf eingenonmener Gonfiftorialrath, 
ein gebildeter Volksſchullehrer, ein für katholiſches Intereſſe eifernder Dome 
pajtor, ein unparteiiſch fein jollender Laie, und der Vorſtand des Cultus— 
minijteriums; aus zweiter Cammer ein bumaniftiih gebildeter Gymnaſialleh— 
rer, ein Königlicer Diener im hannoverſchen Gonfiftorium, ein Volksſchul— 
lehrer alt liberaler Bewährung, ein bumanitiih gefinnter Paſtor und ein 
erzkatholiſcher Advocat. Das jih ein folder Ausſchuß nicht einigen konnte, 
war natürlih, doch bradte er Anträge, welche Goncelfionen enthielten gegen 
die orthodore evangeliihe Geiftlichkeit, und den Negierungsentwurf gänzlich 
anders geitalteten,; die katholiſchen Mitgliever waren bei Proteſten ſtehen 
geblieben, 

Die Debatte in beiden Cammern über dieſe Vorlagen war eine höchſt 
interejjante, die uns einen tiefen Ginblid gewährt in die Zerflüftung der 
Weltanſchauungen, und in welde wir aus diefem Grunde tiefer eingehen, 
als es der Raum bei jonjtigen Verhandlungen gejtattet. Die Commiſſions— 
anträge ‚famen in erjter Gammer zuerjt zur Beratbung. Nachdem der Lehrer 
Steinvorth als Berichterjtatter des Ausichuffes die vier Hauptänderungen , 
die der Ausſchuß in der angeveuteten Nichtung beichloffen hatte: 1) daß 
für katholiſche und ewangeliihe Schulen eine verfchiedene Einrihtung zu ma— 


: ben jet; 2) daß die evangeliſchen Provinzialfhulbehörden Abtheilungen der 


Provinzialconfifterien fjeien, aljo in noch nähere Verbindung mit der Kirche 
gebracht werden follten; 3) daß die bejonderen Schulinſpectoren (der welt: 
lihe Einfluß aljo) bejeitigt werden jollten, und endlih 4) daß jtatt einer 
bejonveren Abtheilung im Oberjchulcollegie, ein Referent im Minijterio an— 
geitellt werde — erwähnt und bezeichnet, und Braun gebeten hatte, eine 
principielle Erörterung jo viel wie möglich zu meiden, da es im öffentlichen 
Leben Dinge gebe, über die man fich principiell nicht wohl einige, ſich aber 
doch einigen mie, begann Dompropft Bedmann feine Philippika, die ji 
in den Säben bewegte: der Entwurf, wie die Ausſchußvorlage ftempeln die 
Volksſchule zu einer Staatsanjtalt und das ſei jchreiendes Unrecht gegen die 
Kirde, die jih die Schule. nicht nehmen laſſen dürfe, jo lange fie ſich jelbit 
nicht aufgeben wolle. 

Hiden und Profefjor Herrmann beftritten, dab durd die Vorlage mit 
ihren Mopdificationen die Schulen zu einer Staatsanftalt würden, und tell: 
ten fih auf den Standpunct der Regierung, welde demjelben den Charakter 
einer gemiſchten Anjtalt vindicirten. 

Sarer vertrat die unzufriedene evangeliſche Geiftlihteit: der Kirche ver: 
danfe die Schule ihren Ursprung und bisherigen (?) Beſtand, aus der Kirche 
allein könne die Schule au ferner getragen werden. Cine neue Organi- 
fation ſei nicht nothwendig. Auf dem Wege, den man einjchlage, werde 
die Schule ihren kirhlihen Charakter verlieren und dafür einen jtaatlichen, 
mweltbürgerlihen annehmen. Die Commiffionsanträge höben die Mängel eis 
nes doppelten Schulregiments, bejeitigen den erdrückenden Apparat weltli- 
her Aufſeher über die Schule u. j. w. und würde er fih deshalb mohl 
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für diefe Anträge erklären können, wenn die Garantie gegeben werde, daß 
die Zuftimmung der Kirche zu den neuen Einrichtungen ein— 
geholt werde. — Damit jtimmt auch Sander überein. — Tellfampf er: 
klärt, wie die Debatte einen peinlihen Eindruck auf ihn mache, da er die 
Schule al3 eine Ergänzung des elterlihen Haujes, als eine Einrichtung der 
bürgerlichen Gemeinde betrachten müjje, die der Beihülfe und Aufjiht des 
Staats nicht entbehren könne. Auch er wolle der Kirche eine Mitwirkung 
zugejteben, die Commijjionsanträge gewährten ihr zu viel. 

Am Schluſſe der Berathung legte Vezin in feinem und im Namen meh: 
rerer fatholiiher Mitglieder der Cammer ſchriftlich Proteſt ein gegen vie 
Grundzüge, Colon Meyer will nicht allein für die Katholifen, jondern all 
gemein Brotejt eingelegt haben. 

In zweiter Cammer referirte am 1. Juli Thiermann in vwortrefflicher 
Weiſe über die Verhandlungen in der Commijjion. Er führte namentlich aus, 
wie und aus welchem Grunde 1848 die Forderung entjtanden jei, daß Die 
Schule von der Kirche getrennt würde, welches die wahre Bedeutung diefer 
Forderung jei und wie dieſelbe von der Reaction verfäljcht würde, indem 
man da, wo die reformirende Partei unter Kirche nur Priefter und das 
äußere Organ der Kirche Conſiſtorien verjtehe, ihr unterjtelle, jie meine die 
Religion und die im wahren drijtlihen Glauben verbundene Gemeinde jelbit. 
Thiermann wollte, dab neben dem Religionsunterrichte den übrigen Unter: 
richtszweigen ihr gebührendes Recht zu Theil würde. Auch dieje machten 
das Gemüth für religiöje Empfindungen empfänglihd. Der göttliche Geiſt 


manifeſtire jih in der gejammten Gejchichte der Menjchheit und in der Nas. . 


tur nicht minder erhaben, al3 in der heiligen Geſchichte. Die Vorlage der 
Regierung babe im Wejentlihen den Bedürfnijjen der Schule Genüge gelei: 
jtet. Nichtspejtoweniger habe jih ein Theil der Commijjionsmitgliever ge— 
gen die Vorlage erklärt — theils weil jie die Religion mit Gefahren be— 
probe, theils weil man dem Staate überall unter Berufung auf vie capi- 
tulatio perpetua (wejtphälijchen Frieden) die gejeggebende Gewalt beitrit= 
ten habe. ALS die Mehrheit der Commijfion fich für diefe in der Verfaſſung 
ausdrüdlih anerianıte Befugniß ausgejprohen habe, da jei jene Partei mit 
dem Verlangen hervorgetreten, daß die Schulvorlagen zunächſt der demnächſt 
zu berufenden Synode vorgelegt werden — cine bloße andere Verjion ihrer 
Anſicht. 

Windthorſt griff katholiſcher Seits die Vorlagen an als weder noth— 
wendig, noch in den Rechten begründet — als widerrechtlich — als gefähr— 
lich für die religiöſe und politiſche Zukunft unſeres Volles. Die Geſellſchaft 
könne nur gerettet werden, wenn die Religion wieder zum Fundamente der 
geſammten Erziehung gemacht werde. Auch für die Finanzen des Landes 
würde die Maßregel gefahrdrohend, da fie unzweifelhaft in ihrer Conſequenz 
auf unentgeltlichen Unterricht hindränge. 

Bub meinte, man nehme dur die Organifation der Kirche alle Rechte. 

Wilkens kann ſich wahre Sittlifeit nur bei wahrem lebendigen Glaus 
ben denken, GSittlihkeit ohne Glauben ſei ein Baum ohne Wurzeln, ver 
Staat, der confejjionslofe, allein ergreife hier die Jnitiative, maße ſich die 
alleinige Entſcheidung an, das jei nicht in der Ordnung, denn die Volks— 
ſchule ſei bisher ein Eirchliches Jnftitut gewefen. Es müfje daher in Ges 
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mäßheit des $ 23 ver Berfaffung (Anlage XXV.) die Generalfynode ent: 
ſcheiden. — Pfaff und Reeſe gegen diefe Anfiht. — Bueren blieb auf dem 
Standpuncte der Grundredte. 

Nachdem auch in zweiter Cammer die Majorität ſich für die Commiſ— 
jionsanträge erklärt hatte, gab Heyl, im Namen der Katholiten: Windthorſt, 
Kaulen, Buß, Münfter, Heinemann, Heilmann einen jriftlihen Proteit 
zu Protocol. Nachdem Stüve die Unzuläfligteit dejjelben erörtert, wurde 
derjelbe in ein einfahes votum dissensus abgeändert. Das Refultat war, 
daß die Commiffionsanträge in beiden Cammern angenommen und damit 
der evangeliichen Geiftlichkeit eine bedeutende Conceſſion gemacht wurde, daß 
jedoch Stände ausprüdlih ausſprachen: „daß es eine eben fo unzweifelhaft 
berechtigte — in dem Wejen der Verfaſſung jowohl, wie in der bisherigen 
Geſetzgebung und praftiihen Ausübung in dem bisherigen Behördenverhält- 
nijje und vor Allem in dem Weſen des Staats begründete Forderung 
jei, daß dem Staate jein Recht der directen und kräftigen "Einwirkung auf 
das Volksſchulweſen in voller Maße und um fo mehr gefichert bleiben 
müfje, als die Bedeutung der Volksſchule für die fichere und gedeihliche 
Entwidläng der neuen freien Snftitutionen wejentlih an Wichtigfeit ge: 
wonnen habe.” Die geforderten Geldmittel wurden bewilligt. 

Gleichfalls wurden die Mittel für demnächſtige Einrichtung der Conſi— 
jtorialeinrichtungen in etwas modificirter Weife zu 33,030 Thlr. bewilligt. 

Zu den Organifationsarbeiten fann man gewijjermaßen auch nod red: 
nen die Nevijion der Pofteinrihtungen und die Bejeitigung der perjönlichen 
PVortofreiheit, wie die neue Negelung und Verbeſſerung der Bejoldungsver: 
hältnifje der Pojtbeamten, über deren Inhalt man in den jtändischen Acten- 
ftüden diefer Diät das Nähere findet und die feitdem ins Leben getreten 
und dadurch allgemein befannt geworden find. Lehzen erwarb ſich dadurch 
fein geringes Verdienſt um die Poiteinrichtungen felbjt, wie um die ver: 
hältnigmäßig ſehr günftige Stellung der ſ. g. Pojtcarriere. Daß die Stände 
gern ihre Genehmigung zu dem preußiichen Bojtvertrage, welcher ihnen vor: 
gelegt war, gegeben hätten, wurde von ihnen erflärt, allein als die Eifer: 
ſucht Oeſterreichs es zu einem preußiſch-öſterreichiſchen Poſtvertrage bradte, 
ermächtigten ſie die Regierung, dieſem beizutreten. 

Wenden wir uns zu der anderen Seite der Organiſationen, die das 
Gebiet der Juſtiz betreffen, ſo bringt es die Natur der Sache mit ſich, daß 
wir uns bier auf einzelne Bemerkungen beſchränken müſſen. Die urſprüng— 
lihe Organifation ift vom 1. Dctober 1852 bis 16. Mai 1859 in Wirk» 
ſamkeit gewejen und Jedermann befannt. Auf die Reorganifation fommen 
wir zurüd. Das Syſtem der Regierung war in dem Schreiben vom 5. Februar 
1849 niedergelegt. Die Stände haben dieſes Syſtem im Ganzen aboptirt. 
Schon vor den ftändifhen Berathungen war die Frage, ob man für die 
untere Inſtanz der Amtsgerichte Einzelrichter oder Collegialgerihte wollte, 
vielfah in der Preſſe ventilirt, und ganze Provinzen, namentlid Oitfries- 
land, ſprachen fi in einer großen Menge Petitionen gegen das Inſtitut 
der Einzelrichter aus, wie denn im Allgemeinen der Beamtenftand und ſämmt— 
lihe Advocaten auf dem Lande im eigenen Intereſſe gegen dieje Einrihtung 
voreingenommen waren. Dies Inſtitut war aber gerade das von der Re— 
gierung aboptirte, weil jie mit Necht die jomohl den Privaten, als dem 
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Staate entjtehenden ungemeinen Koſten jcheute, melde entjtehen würden, 
wenn man alle unbeveutenderen Sachen vor Collegialgerihten verhandeln 
wolle, während das Hypothekenweſen und die freiwillige Gerichtsbarkeit zwed- 
mäßig nur von Einem bejorgt werden fünne. Auch die Raſchheit des Ver: 
fahrens, glaubte man damals, würde leiden, obwohl die Erfahrung gerade 
das Gegentheil berausgejtellt bat, was freilih in der bei dem Einzelrichter 
mangelnden jchriftlihen Vorbereitung feinen Grund bat. 

In der zweiten Cammer war es hauptjählidh Kannengießer, Buß, Rö- 
ben, die gegen die Einzelrihter antämpften, allein der vesfallige Antrag 
gewann nur 7 Stimmen für jib. In eriter Cammer gewann der ähnliche 
ausführlid und gut motivirte und von Herrmann unterftüste Antrag Kirch: 
hoffs nad lebhafter Debatte nicht mehr Stimmen. In anderer Beziehung 
haben aber die Stände den Grund gelegt, das Princip des Geſetzes zu 
üntergraben , und eine Mopification in daſſelbe gebracht, welche von vorn= 
herein jich verderblich erwiefen hat, — indem fie auf Antrag Klée's, erit 
in ber dritten Berathung angenommen, die Competenz der Einzelridhter von 
75 Thlr. auf 100 .Thlr. erhöhten. Zwed war angeblih, den Parteien weite 
Wege zu erjparen, ihnen eine wohlfeilere und rajchere Juſtiz zu gewähren, 
während das Gegentheil erfolgt; nah dem Amtsgerichte gehen die Parteien 
ſechs Mal, während jie nur einen Weg nad) dem Obergerihte zu machen 
hatten, das Verfahren bei ven Amtsgerichten kommt bei irgend verwickelte— 
ren Saden, erſt in vier Terminen nah alter Weije zur Entſcheidung, 
während bei dem Obergerihte nah einem Termine in der Regel das Gr: 
fenntniß abgegeben wird. Um zu einem Vergleiche zu gelangen, war die 
Aenderung unnöthig, da die Proceforbnung dafür außerdem ſchon gejorgt 
hatte, daß der Amtsrichter bei allen und jeden Sachen als Vergleichs: 
tihter angerufen werden fonnte. 

Die Frage, ob die freiwillige Gerichtsbarkeit, mit Ausnahme des Hy: 
pothefen= und Vormundſchaftsweſens, den Notarien zu übertragen fei, wurde 
auf Grund eines von ©erding geftellten Antrags in zweiter Cammer aus— 
führlid discutirt ( 16. April 1850 ), diejer Antrag aber weniger aus inne- 
ren. Gründen, als um dem Staate eine Finanzquelle nicht zu entziehen, ab» 
gelehnt. Man glaubte genug gethban zu haben, wenn man den Grundjaß 
gejeglich feſtſeßzte, daß Notarien den Amtsrihtern in diejer Beziehung gleich— 
jteben jollten, ein Grundſatz, der indeß bei Erlafjung einer Notariatsordnung 
felbjt weſentlich verlegt it. 

Was die Obergerihte anlangte, jo erklärte die Regierung offen, daß 
fie über die erforderlihe Anzahl derjelben ſichere Kunde nicht habe. Das 
fonnte auch gar nicht fein, denn abgejehen von den mangelhaften ſtatiſtiſchen 
Notizen fehlte e3 an jeder Erfahrung darüber, wie fchnell künftig die Pro— 
cejfe zu Ende gingen. Die Anzahl der damals anhängigen Procefje täufchte 
und mußte täufhen. * ) 


*) Der Verfaſſer weiß hier Eein bejjeres Beijpiel anzugeben, als das von ihm 
jelbft erlebte. Gin Aſſeſſor £. pflegte in Hannover, um Gehaltözulage zu erlangen, 
jeinen Gejchäftsfalender vorzuzeigen und wies dieſer in der That eine ganz auferorbent- 
liche Menge Termine nach), während doch in der That die Arbeitslaft des Herrn 
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Die Cammern waren in einigen Buncten verjchiedener, dur die Mittel 
ver Gefchäftsorpnung nicht auszugleihender Anſichten. So wollte die zweite 
Sammer im $ 10 die Faſſung des Regierungsentwurfes beibehalten, wonach 
die Gerichtsbarkeit der Ehe: und Verlöbnigjahen und deren Uebergang auf 
die weltlihen Gerihte durd ein beionderes Gejek geordnet werden jollte, 
während die erjte Cammer den Gommijjionsantrag, der im katholiſchen In— 
terejje gefaßt fihlen, angenommen batte und fich hinter den Grund verjtedte, 
daß es höchſt bedenklich jei, jo beiläufig über eine wichtige Principienfrage 
zu entjcheiden. 

Wichtiger — und für die kommende Zeit gerade für den Beftand der 
erſten Cammer jelbjt von dem unbheilvolliten Einflujfe, war vie Beſchluß— 
fafjung über den $ 85 des Geſetzes, welches das Präfentationsreht der 
Provinziallandfchaften als fernerhin unjtatthaft bezeichnete. Die erite Cam: 
mer liep jih in eine Deutung des $ 33 des Verfaflungsgejeges ein, welde 
den Rittern jpäter Öelegenheit gab, auf demjelben Wege einen Schritt weis 
ter zu gehen, und was das jhlimmite war, fie beharrte auch in kurzfichtiger 
Weiſe in den Conferenzen auf ihrer Anfiht. Der Eifer, mit dem Rittmei- 
fter v. Mündhaufen in dritter Berathung gegen den Wynedenjhen Antrag 
fämpfte, welder ven Kirchhof = Sanderjhen Bejchluß der zweiten Berathung 
bejeitigt willen und den Kegierungsentwurf hergeitellt willen wollte, hätte 
die großen Grundbeſitzer aufmerfjam machen jollen. Die Mitglieder der 
Regierung behandelten die Frage etwas zu gleihgiltig, fie ahneten nod 
nit, welde Macht vie Junker außerhalb ver gejeglihen Sphären der Ge- 
jeggebung auf dieje hätten. 

Was die Koften der Gerichtsorganifationen anlangt, fo hatte die Re— 
gierung für das Tribunal eine Mehrausgabe von 3000 Thlen., für die 
DObergerihte im Ganzen 285,400 Thlr. , für die Amtsgerichte 354,000 Thlr. 
gefordert. In erfter wie zweiter Cammer zeigte fih von Seiten der bäuer- 
lihen Grunpdbejiger große Neigung, die im Ganzen jehr mäßig zugemejjenen 
Gehalte herabzudrüden, und erhielten namentlih die Siedenburgihen Anz 
träge, wonad die Gehalte der Präfiventen des Oberappellationsgerihts von 
4000 auf 3000, die Gehalte der BVicepräfidenten von 3300 auf 2500, 
die Gehalte der 12 älteften Räthe von 2200 auf 1800 Thlr. und der 12 
jüngften Räthe auf 1600 Thlr. berabzujegen, in Beziehung auf die Präſi— 
denten und Vicepräjidenten bei namentlier Abjtimmung große Majorität, 
indem nur dagegen ftimmten: Böhmer, Buß, v. Düring, Frande, v. Ha— 
gen, Heyl, Kannengießer, Lebzen, Landdroſt Meyer, Bagenfteher, Schlü: 
ter, Stüve, Willens, Windthorft. In Beziehung auf die Räthe wurde 








eine Tchr geringe war. Das wurde durch eine ſehr einfache Manipulation bewerf- 
jtelligt. Im neuen Jahre jegte der Herr auf den erften Terminstag 4. B. W Ter: 
mine an, auf den 2. Terminstag 25. Auf den 3. Terminstag gar 30. Nun fonn: 
ten jo viel Termine nicht bewältigt werden, wenn Die Arbeitszeit von 10Y, bis etwa 
4 Uhr alſo vorbei war, jo wurden alle bis dahin nicht aufgerufenen Parteien auf 
einen neuen Gerichtstag bejtellt, fie hatten einen Weg umfonjt gemacht und mußten 
von Glüd jagen, wenn der zweite Weg nicht auch umjonft gemacht wurde, Es waren 
daher immer biefelben Sachen, welche ven Terminkalender füllten, nicht bie hinzu: 
fommenden neuen Sachen. So war es aud) mit den Procefjen überhaupt, wenn 
man ans Zählen ging. 
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vielmehr der Windthorftiche Antrag angenommen, den Gehalt fämmtlicher 
Räthe auf 2000 Thlr. feitzufegen. — Die Gehalte der Präfidenten und 
BVicepräjidenten der Obergerihte waren von der erjten Cammer von 2500 
auf 2000 Thle. und von 2000 auf 1700 Thlr. herabgejegt, dem zweite Cams 
mer zujtimmte. Siedenburg beantragte außerdem eine Herabiegung der Durch— 
ihnittsgehalte für die Räthe von 1200 auf 1000Thlr., was gleichfalls an— 
‘genommen Wurde. 

In Beziehung auf die Amtsrichter hatte die Negierung einen Durch— 
ihnittsgehalt won 800 Thlr. (A400 bis 1500 Thle.) vorgejhlagen, die 
Commiſſion folhen auf 950 Thlr. erhöht, die erſte Cammer war bei dem 
Regierungsvorjchlage jtehen geblieben, weldher Antrag von zweiter Cammer 
angenommen wurde, unter Ablehnung eines auf weitere Erniebrigung ge— 
henden Antrags Siedenfurgs. In Folge eines zu den 88 80 bis 83 von 
dem Juftizminifter in dritter Berathung eingebrachten Berbejlerungsantrags, 
welcher den Grundſatz des Aufrüdens nah der Anciennetät bedenklich fand, 
und dem Juftizminifterium freie Auswahl unter den befähigt befundenen, 
bei der eriten Bejegung der Richterämter anvertraute, auch den proponirten 
großen Unterfchied in den Gehaltspofitionen für Richterjtellen an gleichartigen 
Gerichten auszugleihen juchte, indem er dem zuerit eintretenden etwa feiner 
bisherigen Stellung nah zukommenden höheren Gagejag zum Theil al3 per: 
jönlihe Zulage gewährte, die Ascenjion in eine höhere Gage aber bejchräntte, 
wurde für alle Richter an den Obergerichten (Aijefforen einbegriffen) ein 
Durchſchnittsſaß von 950 Thlr. genehmigt. Auch gab die zweite Cammer 
der erjten darin nah, daß die Gehalte des Dberappellationsgeriht3 erhöht 
würden, jo daß unbejchadet des Rechts der jhon Angeitellten, ver Gehalt 
des Präfivdenten auf 3500 Thlr., des Vicepräſidenten auf 2500 Thlr., der 
12 älteften Näthe auf 2000 Thlr., der 12 jüngſten Räthe auf 1800 Thlr. 
feſtgeſeßt wurde, 

Nachdem die Regierung nun aber erklärt hatte, wie fie für -die von 
den Ständen bewilligten Gehalte für die Präfidenten und Vicepräfidenten 
der Obergerichte tüchtige Leute nicht zu gewinnen vermöge und dag Fort— 
Ihreiten in ven ganzen Organifationen dadurd behindert werde, bemilligten 
Stände für 17 Präfiventen den Gehalt von durdfchnittlih 250: ) Thlr., für 
10 Vicepräfidenten den Gehalt von durchſchnittlich 2000 Thlr. 

Bei dem Gejegentwurfe der Strafproceßordnung erfannten Stände an, 
daß derjelbe eine gelungene und conjequente Ausführung des verfaſſungs— 
mäßig gegebenen PBrincips enthalte, und liefen die geringen Modificationen, 
die jie vorſchlugen, das Weſen der Injtitution wöllig unberührt. Nur über 
eine Principienfrage waren beide Cammern wieder zu einer Einigung nicht 
gelangt. Die erjte Cammer wollte mit dem NRegierungsentwurfe, daß die 
Entfcheidung der Gejhworenen, ſowohl für als gegen die Beichulvigten , nad 
Stimmenmehrheit gefaßt werden jolle, während die zweite Cammer eine Mas 
jorität von 8 Stimmen, ſowohl für das Schuldig, als für die Bes 
jahung einer ſchweren Dualification verlangte. Beide Cammern legten ihre 
Gründe vor, die erite berief fih auf das richtige Princip und darauf, daß 
jedes andere Stimmverhältni5 auf Willkür beruhe und zu bedenklichen Schwanz 
lungen in ber Gejeßgebung führe, wie dies Franfreihs Geſchichte zeige, ſo 
wie dab man in einer folhen künſtlichen Erſchwerung der BerneiD Eng 
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eine Gefahr für die Nechtsficherheit erblide, gegen zu leichte Verurtheilung 
aber in dem öffentlich mündlichen Verfahren felbjt eine Garantie ſehe. Die 
zweite Cammer erkannte jener Anficht zwar den Vorzug größerer theoretijcher 
Conjequenz zu, nabm für ihre Anficht aber vie größere praftifhe ©eltung 
in Anſpruch, namentlih daß bei zweifelhaften und ſchweren Straffällen, 
ein von 8 gegen 4 ausgejprodhenes Schuldig, in der öffentlihen Meinung 
für die Nichtigkeit des Ausſpruchs ganz andere Gewähr leijte, als eine Verurs 
theilung von nur 7 gegen Stimmen. Die Regierung, die in der ganzen Juſtiz— 
gejeggebung auf conjequente Durchführung der Principien nie, wie der Er— 
folg gezeigt hat, zu großes Gewicht legte, verlangte unter dem 19. Juli, 
da eine Erledigung der Differenz im Wege der Gejchäftsordnung dur ver: 
ftärkte Conferenz zu weitläufig und wahrjceinlid erfolglos jei, eine noch— 
malige Erwägung und eine Nachgiebigfeit der zweiten Cammer. Zugleich erklärte 
fie fih nicht einverftanden mit dem zu $ 69 bejchlofjenen Zufage: „Bei 
der Wahl des beizuorbnenden Vertheidigerd hat der Gerichtsvorfigende die 
Wünſche des Beihulvigten bez. Angeklagten möglichit zu berüdjichtigen”, weil 
dies in allen leichten Strafſachen gefährlich werde in Beziehung auf die Verthei: 
digungsfoften und die Verweitläufigung der Verhandlungen, und beantragte 
daher, daß Stände ihren Antrag, jo weit er fi auf leichte Straffälle beziehe, 
zurüdnähmen. In beiden Beziehungen gaben Stände nad), die zweite Cammer 
namentlib, um die Verwirklihung der Jnslebenführung nicht zu verzögern. 

Das Geſetz über das gerichtlihe Verfahren in Steuercontraventionsja- 
hen, welches vie Principien der Strafprocefordnung auf diefes Verfahren 
angewendet wiſſen wollte, nur daß alle Steuercontraventionen in erjter In— 
ftanz an die Amtsgerichte verwiejen wurden, in der Berufungsinftanz aber 
von den großen Senaten abgeurtheilt werden jollten, fand mit geringen 
Modificattonen und Ergänzungen bie ftändifche Genehmigung. 

Die bürgerlihe Procepordnung, das Uebergangsgejeß, das Geſetz über 
die Gebührentare, waren ihrer Natur nad nicht darnad) angethan, durch 
ftändifhe Berathung verbeijert zu werden und jtellte fi während der Ber: 
handlung recht deutlic das Bevürfniß heraus, daß man bei joldhen Gejegen 
bejjer nur die Principien berathe. 

Stände erfannten die forgfältige und gründliche Bearbeituftg des um— 
fallenden Werkes, jo wie die ausgedehnte Durchführung der verfallungsmäs 
Big vorgezeichneten Grundjäße der Deffentlichleit und Unmittelbarfeit beifällig 
an und jchlugen nur jehr wenige Modificationen vor. Alle Diejeni- 
gen Beitimmungen des erſten Gejeges, welche im Leben jpäter Anſtoß er- 
tegten, theil$ wegen dunkler Wortfaffung, theils wegen zu jpisfindiger Con— 
jequenz, oder welden ganz andere locale und Lebensbedingungen, als 
dem Genfer Borbilde zu Grunde lagen, oder die an fich gefährlih waren, 
3 B. der Verluft der zweiten Inſtanz bei einer großen Anzahl von Fällen, 
wurden weder im Ausihujje, noh von den Ständen bemerft. 

Der Geſetzentwurf über das Disciplinarverfahren gegen Richter blieb 
unerledigt; der Gfegentwurf, die Einrichtung von Anmwaltscammern betref— 
fend, welder den erjten Verſuch machte, auch in Hannover ein Organ zu 
fchaffen , welchem neben der Handhabung der Disciplin die allgemeine Ver— 
tretung und Förderung der Anterejjen des Anwalts: und Apvocatenjtandes 
anvertraut werden jollte, fand troß feiner Unvollſtändigkeit und Dürftigkeit 
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die Genehmigung der Stände, mit geringen Modificationen. Es ift bemer- 
fenswerth, daß die ganze Juftizgefeßgebung, welde am meiften mit dem 
Beitehenden brach, ſich vorzugsweije auf die Theorie jtühte und das vers 
jafjungmäßige Princip mit viel größerer Conjequenz durdführte, als es in 
anderen deutſchen Staaten geſchehen iſt, fich ſpäter leiht und ohne große 
Schwierigkeiten ing Leben einführte, während man bei Gefegen und Aende— 
rungen , die das Beitehende möglichjt jchonten, mit den größten Schwierig: 
feiten zu fämpfen batte, 

Nächſt den Drganifationen war es das Jagdgejeß, das in allen Lan- 
destheilen die Aufmerkjamfeit der Bevölterung auf ſich zog. Die Grund: 
principien diffelben waren, wie wir oben gefehen (Seite 91) fhon 1848 
von den Ständen anerfannt — nämlih daß reine Privatrechte des allge 
meinen Nugens wegen nur gegen Entjhädigung aufgehoben werden dürften. 
Die Frage, ob dieje Entjhädigung aus Staatsmitteln oder von den bethei- 
ligten Grundbefigern zu tragen jei, wurde für die legte Alternative entſchie— 
den, damit aber auch abweichend von dem Regierungsentwurfe, welcher die 
Jagdberehtigung auf die Gemeinden übertragen wollte, das Jagdrecht den 
Grundeigenthümern zugejprohen. Da nun die unmittelbare Ausübung des 
Jagdrechts von jedem einzelnen Grundeigenthümer für rathfam und zuläj- 
fig nit erachtet wurde, fo galt es, eine pafjende Grenze zu finden. Da 
glaubte man an den Verband der Grundbefiger einer Feldmark am zwed- 
mäßigjten anfnüpfen zu fünnen. Man entihied fich ferner für Ablöfungs- 
zwang. Die Grundjäge der Regierung über Ausübung der Jagd wurden 
am lebhaftejten und ausführlichiten beftritten, indem die Oppofition es als 
eine unbejtreitbare Selbjtfolge des wegen der Entjihädigung angenommenen 
Grundjages anfah, daß dem einzelnen Grundbefiger nunmehr auch das Jagd— 
reht auf feinem duch dargebrachte Opfer endlich befreiten Grund und Bo— 
den zu freier Ausübung überlafjen werden müſſe — ein Zujtand, der in einzelnen 
Landestheilen von Alters her ohne jegliche Unzuträglichkeit beftanden habe. Die 
Majorität entſchied fich indek für den Entwurf, weil eine völlig freie Jagdaus— 
übung in den Landestheilen mit ftark getheiltem Eigenthume faſt unausführ: 
bar, und in wald» und mwilvreihen Gegenden mit großen Gefahren verbun= 
den ſei. Sie gejtattete daher mit dem Entwurfe nur dem Eigenthümer einer 
zufjammenhängenden Fläche von 300 Morgen die unbeſchränkte Jagdaus— 
übung, legte übrigens aber die Befugniß in die Hände der Geſammtheit 
der betheiligten Grundbejiger der Feldmark, melde nah Stimmenmehrheit 
(nah Größe des Grundbeſihes) zu bejchliegen habe, ob die Jagd durch 
Pächter ausgeübt oder durch eigene Jäger beſchoſſen werden oder ruhen folle. 

In Anjehung der Entſchädigung glaubte man dem ſchwierigen, zeit- 
raubenden, Eojtjpieligen und doc unzuverläffigen Schägungsverfahren durch 
bejondere Commiſſionen, die fofortige Feitjtellung beftimmter Entſchädigungs— 
läge für den Morgen, nah Mafgabe des präfumtiven Werthes der Jagden 
in den verjchiedenen Landestheilen unter Annahme der im Entwurfe propo- 
nirten drei Bodenclafien (1. Waldungen und mit Holz bejtandene Brüche 
über 100 Morgen im Zufammenhang; 2. Felder, Wiejen, Gärten und 
Walvungen zc. unter 100 Morgen; 3. alle übrigen Bodenarten ) vorziehen 
zu müſſen. Auf rund diefer Erwägungen jhlug die Commijfion dann ver- 


jhiedene Aenderungen vor, welhe von den Ständen angenommen Ben 
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An zweiter Cammer drang eine Majorität freilih auch auf gänzliche 
Ausrottung des NRothwildes (Merkel, Hinke, Bueren, Gerding, Schlüter, 
Weinhagen u. A.), als aber vie erjte Cammer widerfprah, gab man, dem 
Conferenzantrage gemäß, nad. Auch andere Differenzpuncte der Cammern 
wurden in der Conferenz auf leichte Weife ausgeglichen; war doch allen Theilen zu 
viel daran gelegen, das Jagdgejeß ins Leben treten zu jeben. Das war denn aud 
der Grund, daß, als der König 5 Beſtimmungen der jtändiihen Modifica: 
tionen über die Ausübung der Jagd nicht genehmigte, von welchen jedoch 
nur die Beitimmung, daß der durch Schwarze und Rothwild verurjadhte 
Schaden unter allen Umjtänden von dem am Standorte des Wildes Jagd: 
berechtigten erjeßt werden jollte, principielle Bedeutung hatte, und das Mi: 
nifterium, vom $ 66 der Anläge XXV. Gebraud mahend, den Ständen 
einen in Beziehung auf die SS 4, 5, 11, 14 des Geſetzes neu redigirten 
Entwurf vorlegte, Stände die Nedaction der Regierung genehmigten. 

Neben den Organijationen war unzweifelhaft die brennendjte Frage, 
welche die Stände in diefer Diät bejchäftigte, die des Bauch der Süd- und 
Weſtbahn. Wir willen aus dem erjten Theile diejes Werkes, S. 296, dab 
die Stände 1846 die Nothwendigkeit des Baues der Süd- wie Wejtbahn 
anerkannten, den Bau der Wejtbahn jedoch bevorzugten, indem jie die Geld: 
mittel dazu bewilligten, aber den Bau zugleih an eine große Menge von 
Bedingungen knüpften, die zum Theil nit von Hannover, fondern von 
Preußen abhingen und die fih in den Verhandlungen mit diefen unaus: 
führbar daritellten. Die Rentabilität der Südbahn nahm man damals nicht als 
gehörig nahgemiefen an. Die Vorarbeiten follten fortgejegt werden; dieſe wa: 
ren noch nicht beendet, als das Jahr 1848 eintrat, und nun bejchränften 
die Stände die Geldmittel zu weiteren Vorarbeiten. Indeſſen war von Ham: 
burg aus ſchon ein vollftändiger Tractus von Bahnen durch Preußen, Sad: 
jen, Thüringen, Helfen vollendet, und auf der anderen Seite die Verbin: 
dung von der fülnifchen Bahn bis Paderborn jhon in Ausfiht genommen, 
jo daß der Bau der Südbahn immer dringender wurde, wollte man Hannover nicht 
ganz umgangen wiſſen. Daß beide Bahnen, Süd: und Weltbahn gebaut wer: 
den müßten und zwar auf Staatsfojten, darüber waren Regierung, wie 
Stände einig, obgleich das ein Capital erforderte von 20 Millionen Thaler, 
ein Capital, wie es noch nie bewilligt war, und obgleih nah den günſtig— 
ten Ertragsermittlungen ein jährlicer Zuſchuß von 400,000 Thlr. aus 
Landesmitteln nöthig war, wenn die erforverlihe Anleihe zu 4, % ab: 
geihlofien werden mußte, da man nur auf 3'/, Z Ertrag rechnete. Da: 
gegen waren die Fragen, ob ein gleichzeitiger Bau beider Bahnen eintres 
ten folle, ferner welche Linien die Bahnen bejchreiten follten, ſchon ftreitig, 
ehe am 13. April das längſt erwartete Negierungsjchreiben den Ständen 
vorgelegt wurde. Diefes wurde der oben erwähnten Eijenbahncommiflion 
zur Prüfung überwiefen, zu welcher man die Mitglieder, in Anbetracht die: 
jer Vorlagen, aus denjenigen Landestheilen, welche dabei hauptjählich ine 
terejjirt waren, gewählt hatte. 

Die Commifjien erftattete in erfter Gammer am 4. Juli, in zweiter 
am 2. Juli Bericht -und jtellte eine große Menge Anträge, die jedoch bis 
auf Unmejentlihes mit den Regierungsvorjchlägen übereinjtimmten. Die Re— 
gierung wollte nun aber die Süpbahn, deren Baukoſten auf 11,104,748 Ihlr. 
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angejchlagen waren, jofort bauen und zwar von Hildesheim und Hannover 
aus in getrennten Linien bis nad Norditemmen etwa, von da an Elje vor: 
bei über Alfeld, Salzverhelvden, Nordheim nah Göttingen, von dort ins Werra: 
thal nach Münden, im Fuldathale bis zum Kragenhofe nad Caſſel. Das Baucapital 
jollte durch Anleihe aufgebrabt, und 1% zur Tilgung diejer Anleihe aus- 
gejebt werden. — Für die Weſtbahn, — nämlich eigentlich zwei Bahnen: 
von Emden nah Rheine zum Anſchluſſe an die Köln: Mindener Bahn über 
Münfter, ımd von Lingen über Osnabrüd nad Löhne zur Köln: Min- 
dener Bahn war die Bedarfsfumme auf 7,265,628 Thle. ermittelt. Der 

® Yau follte auf der Strede Emden: Bapenburg fofort beginnen und 1853 
vollendet fein, dam mit den von der Sühbahn zu entbehrenden Kräften 
und Technitern der Bau jo gefördert werden, daß er 1856 vollendet jei. 
Einen gleichzeitigen Bau beider Bahnen hielt die Regierung, hauptſächlich aus 
finanziellen Gründen, für unthunlich. 

Die Regierung forderte nun zunächſt Aufgeben ver 1846 geftellten Be- 
dingungen und freie Hand wegen der Bahnlinien bei den Verhandlungen 
mit Preußen. 

Es war natürlih, daß die Oftfriefen diefem Plane nicht gewogen wa— 
ren, jie forderten Priorität der Weſtbahn, ftellten es als eine Forderung 
der Gerechtigkeit, daß wenigitens ein gleichzeitiger Bau bewilligt werde, 
Groß erklärte bei diejer Gelegenheit offen: Dftfriesland ſei ganz gegen ſei— 
nen Willen von Preußen an Hannover abgetreten, und habe jeit jeiner Ver— 
fettung mit diefem feinen Grund gehabt, ſich über die Vereinigung zu freuen, 
oder auch nur entfernt damit zufrieden zu fein. Er flagte die frühere Re— 
gierung nicht ohne Grund an, daß jie bejtrebt gewejen zur Vermittlung _ 
des MWeltverkehrs Bremens und Hamburgs Eifenbahnen zu bauen, um mit 
den Transportipefen vorlieb zu nehmen, während fie die beiten Elemente 
zu einem großartigen Active und Paſſivhandel im, eigenen Lande gänzlich 
vernachläfligt habe. Groß überjhäbte zwar die Bedeutung des Handels von 
den Ufern der Ems in der Weije feiner Landsleute jehr, an der Anjicht 
fejthaltend, daß, wenn man feiner Provinz nur Schienenwege gebe, jo würde 
der Emshandel ſich über das ganze weitlihe Deutjchland verbreiten und mit 
dem Handel Hollands, Belgiens, Bremens und Hamburgs in die Schranfen 
treten können. Dazu gehören, wie die Erfahrung jebt ſchon gelehrt hat, 
nod andere Bedingungen als Eiſenbahnen, vor allen große Gapitalien, 
Unternehmungsgeiit und Nührigfeit, die fih bei Leer freilich größer als in 
Emden gezeigt haben, 

Die DOftfriefen, Osnabrüder u. ſ. w. fonnten den gleichzeitigen Bau 
nicht durchſetzen. 

Bei der Südbahn war es Weinhagen, der eine andere Baulinie, 
hauptsächlich im Intereſſe der Stadt Hildesheim in Vorſchlag bradte , eine 
Linie, die von braunjchweigicher Seite fehr gewünscht wurde, nämlich von Hilde3- 
heim über Gandersheim nad Nordheim, entweder direct oder Über Salzverhels 
den, Weinhagen vertheidigte feine Anficht mit großer Runftfertigfeit und führte 
gewichtige Gründe an, die für feine Anficht ſprachen. Da aber Stände nicht 
in der Lage waren, diefe Gründe fo zu prüfen, als fie es wohl verdient 
hätten und man im Allgemeinen den Behauptungen der Regierung und Comes 
miffion einen größeren Glauben ſchenkte, al3 denen des Antragitellers, drang 
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er nicht dur, obgleich er die Intereſſen der weltlichen Provinzen in feinen 
Antrag zu verweben gewußt hatte. 

Dagegen drang derjelbe mit einem urjprünglib vom Verfaſſer viejes 
geftellten Antrage durch, daß der Bau der Südbahn nur von Hildesheim 
ab begonnen und von da in feiner Richtung nah Mahlerten fortgejeßt werde, 
welcher in zweimaliger Abjtimmung troß des beftigiten Widerſpruchs von Seiten 
Stüves und Frandes angenommen wurde. Allein da die erfte Cammer den Vor: 
flag der Regierung angenommen hatte und darauf beharrte ,* jo fam es 
nad) Gonferenzverhandlungen dazu, daß zweite Cammer jchließlic ihren mit 
41 gegen 25 Stimmen gefaßten Beſchluß doc fallen ließ, jo daß nun die 
geboppelte Bahn bis Nordjtemmen genehmigt wurde. 

Zu fehr heftigen Debatten gab in der Cammer das Geſetz über Eides— 
leiftungen Beranlafjung — der jehf verjhiedene religiöfe Standpunct und 
die grundverfchiedenen Weltanfhauungen famen dabei zu Tage und die De: 
batte bot der philoſophiſchen Betrachtung manches Intereſſante. Die Majorität 
entichied jih für den Standpunct der Regierung. Die Gejebe über polizei— 
liche Aufiiht und Gefangenhaltung und das Geſetß, das Verfahren gegen 
Bagabunden betreffend, nothwendig geworden in Folge der Trennung der 
Rechtspflege von der Verwaltung und des Uebergangs der Bolizeiftrafgewalt 
an die Geridte, erinnerte an die Tage polizeilicher Beitridung und des 
Drohens mit Gefangenhaltung in den Werfhäujern gegen die Anhänger des 
Staatsgrundgejeges und führten zu Aufhebung ver vielberufenen Gefege vom 
27. Zuni 1838 und 29. März 1848. Stände milderten und modificirten 
beide Gefeßentwürfe im humanen Intereſſe. 

Der Gefegentwurf, den freien Verkehr mit inländiſchem Salze betref- 
fend, bob die im den verjchiedenen Provinzen zu Gunſten der Saline Lüne— 
burg bisher bejtandenen Beſchränkungen in Djtfriesland, Bremen und Ver: 
den auf, wobei die Domanialcafje eine Einbuße von 8000 Thlr. jährlich 
hatte und gaben Stände der Regierung anheim, zur Gonjtatirung der Ans 
fprüche der Lüneburger Saline zum alleinigen Salzbandel im Lüneburgfchen , 
Hoya und Diepholz; — ſowie behuf Ermittlung und Feititellung des Entſchä— 
digungsquanti mit derjelben Verhandlungen zuzulegen. — Bei dem Budget 
wurde die Aufhebung der Salziteuer für landwirtbichaftlihe und für gewerbliche 
Zwecke ausgejprocden. 

In Beziehung auf den nah dem Mujter der preußifchen Gejebgebung 
vorgelegten Entwurf eines Gejeges über kurze Verjährungsfriften, lieben 
Stände nicht nur die gute Gelegenheit, eine Menge gemeinredtliher Gon= 
troverfen in Beziehung auf die Berjährungslehre abzujchneiden, worübergeben, 
fondern vermehrten die Gontroverjen Dur die dem Entwurfe gegebenen Ab— 
änderungen und Zuſätze. Der Gejegentwurf wegen Entſchädigung der Geift: 
lichkeit und Schullehrer für die entzogene Befreiung von der Grundfteuer, der 
in der Commiffion völlig umgearbeitet war, kam nicht mehr zur Verhand— 
lung, allein bei dem Budget wurde die Suspendirung der Erhebung diejer 
Steuer bis zum 1. Juli 1851 genehmigt. 

Eine Zufagbeftimmung zu dem Geſetze über Kirchen- und Schulvor— 
ftände, welche Stände beantragten, batte den Zwed, den Scullehrern in 
den zu Schulvorjtänden erklärten Kirhenvorftänden, einen Plab als ſtimm— 
berechtigte Mitglied zu fichern. 
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Auch das Staatädienergejeß gehörte zu denjenigen, welche den Stän— 
den nicht in der urfprünglihen Form vom Februar 1849, fondern im Ins 
tereile der Regierungsgemwalt modificirt vorgelegt wurde, Die Erledigung 
des durch die am Scluffe des vorigen Gapitel3 erwähnte Commiſſion ges 
prüften Entwurfs wurde indeß ausgejeht, Stände beantragten aber die vor: 
läufige Anwendung der SS 66—110 als Norm für die Verwaltung. 

Das Budget für 1850—51, das erfte, weldes feit 1848 einer or: 
dentlihen Prüfung batte unterzogen werden fünnen, verkündete bei einer 
Ginnahme von 7,376,099 Thlr. und einer Ausgabe von 7,714,847 Thlr. 
ein Deficit von 338,747 Ihe. — Bei Prüfung der Ausgaben erkannten 
Stände zunädhft an, daß die Negierung die durchaus nothwendigen Erſpa— 
rungen bei ſich jelbit angefangen und die früheren übermäßigen Minifter- 
bejoldungen auf ein entſprechendes Maaß (4000 Thlr. ) zurüdgeführt hatte. 
Für die Generaljecretaire ſchien ihnen*2500 Thlr. angemeffen. Für Mini: 
jterialreferenten und Hülfsarbeiter wurden 46,866 Thlr. bewilligt. Zur 
Ginrihtung eines ſtatiſtiſchen Bureaus bemwilligte man gern die vorläufige 
Forderung von 2000 Thlr. — Bon den in den Bureau: und Commifjions- 
foften des Gejammtminifteriums plus-minus 50,000 Thlr. ſteckenden, 
ſ. 9. „Ausgaben auf Specialbefehl” , d. h. geheime Ausgaben wurden nur 
10,000 Thlr. ſtatt der geforderten 12,000 Thlr. bewilligt. — Für die Land- 
drofteien wurden an Bejoldungen 98,325 Thlr. , an Bureaufoften 18,500 Thlr. 
bewilligt, wobei Stände die Gehalte der Fünftig anzuftellenden Landdroiten 
incl. der Entihädigung für Wohnung und Fouragegelver auf 3000 Thlr. 
ermäßigten, und für Negierungsräthe den Sat von 1500 Thlr. nit über- 
ſchritten ſehen wollten. 

Der bisherige Beſoldungsetat für die Aemter wurde fortbewilligt: 
424,085 Thlr. Beſoldungen, 112,800 Thlr. für Unterbediente, 64,000 Thlr. 
Bureaufoften, mit der jhon oben erwähnten Ermächtigung zu neuen Anftel- 
fungen mit einem Gehaltsmarimum von 1200 Thlr. 

In Beziehung auf die Nusgaben zum Zwed des deutihen Bundes 
wurden auch dieje, unter tiefem Bellagen des jortwährenden Mangels eines 
beftimmten Organs für die gemeinfamen veutichen Angelegenheiten bewilligt. 
Stände beflagten den übermäßigen Aufwand von mehr als 25,000 Thlr. 
jährlich für die Gejandtishaft in London, ohne daran einen weiteren Antrag 
al3 den anzufnüpfen: „Injofern die Einziehung der diplomatiſchen Mifftonen 
in London und Paris zur Zeit noch nicht tbunlich fein jollte, wenigftens bei 
den Voften in London eine erheblibe Erjparung eintreten zu laſſen.“ 

Der mit dem 1. Zuli 1850 wieder eintretende ordentlihe Militairetat von 
beinah 2 Millionen, ſchien den Ständen eine für die Kräfte und politische 
Stellung des Landes fo wenig entſprechende Stellung zu haben, daß fie 
auf ernitlihe Griparungen drangen, und die 1848 ausgeſprochenen Wünſche 
wegen Aufhebung der Gadettenanftalt und wegen des Avancements in ber 
Armee, natürlich vergeblich, wiederholten, auch eine Revilion der Mi- 
fitairftrafgefeße und des Strafverfahrens (eben fo vergeblih bis heute) in 
Erwägung ftellten. 

Für die Vermehrung der Dotation der Univerfitätsbibliothet (5500 Thlr.) 
wurden auf Elliffens Antrag 3000 Thlr. gegen den Willen der Regierung 
bewilligt, ein gewiß ganz auferordentliher Fall, den die Bibliothek nur ber 
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Perfönlichkeit ihres Secretairs Elliffen verdankte. — Der Bejoldungsetat der 
Mafjerbaubeamten wurde auf 26,760 Thlr. erhöht, d. b. um 3099 Thlr. 
vermehrt, für Chaufjee= und Wegebau 620,000 Thlr. bewilligt und zugleich 
der Ghaufjeebauverwaltung zur zeitigeren und billigeren Anſchaffung des 
Materials ein Credit von 100,000 Thlr. eröffnet. — Die Ausgabe für 
Rennpreife und Prämien, jo wie zur Unterjtüßung der Trainiranftalt zu 
Gelle, 5000 Thlr., follte am 1. Juli 1852, bis wohin fie früher bewilligt 
war, definitiv aufhören, eben jo erklärten Stände fi gern mit dem Auf: 
hören der fojtjpieligen Flora Hannoverana bereit. 

Verbeſſerung des Gonfulatwejens wurde dringend empfohlen. Auch bei 
der Domainencammer drang man auf eine Ermäßigung der Bejoldungsfäße. 

Bei dem Einnahmebupget, das befanntlic einen großen Theil des Aus 
gabebupget3 in jich jchließt, wurde ein neuer Forjtbefoldungsetat genehmigt, 
der die jebt gemeinfcaftliche Caſſe um 21,997 Thle. auf die Dauer und 
18,025 Thlr. vorübergehend belaftete, und welder im Ganzen zu 210,110 Thlr. 
angenommen wurde. Die Bejeitigung der Oberforftämter, die Aufhebung 
des Feldjägercorps und vorläufige Schließung der Forjtihule zu Münden, 
wurden gern genehmigt, Man bie nicht nur die Veräußerung von Doma— 
nialmübhlen gut, jondern beantragte auch‘, die thunlichfte Veräußerung irgend 
jonft entbehrliher Baulichkeiten, namentlih der Officialmohnungen ver 
Beamten. 

Den Neubau einer Münze in Hannover bielt man nicht für nöthig, 
und genehmigte die dafür geforderten 25,000 Thlr, nicht, den Bauetat über: 
haupt auf 275,000 Thlr. feſtſetzend. 

Hinfichtlich der Oberharziſchen Bergwerke, in welchen die Silberbau- 
werfshaushalte ein. Deficitt von 43,360 Thlr. für das Betriebsjahr 1850 
ergaben, erfannten Stände mit Dant an, daß Lehzen die Klarftellung und 
Ordnung diejer dunkeln und abjichtlic verdunfelten Verhältniſſe mit Ernſt und 
Umfiht angegriffen habe, und billigten die umfajjenden Maßnahmen, die vie 
Regierung, getroffen, die vielfachen Uebelſtände abzuftellen, namentlich durch 
Einftellung unproductiver Arbeiten, lediglich der vorhandenen Arbeiter halber. 

Es kam bei den Verhandlungen u. A. zur Sprade, dab man zu weit: 
phäliſchen Zeiten, als Jerome auf eine fehr ſtarke Silberausbeutung drang, 
jehr bedeutende Blei- und Glättevorräthe wor der weftphälifhen Regierung , 
dann aber auch beinab 40 Jahre vor der eigenen Regierung verheimlichte 
und vergraben liegen ließ, um für den Harzhaushalt für ungünftige Zeiten 
einen Rejervefonds zu haben, von dem man in Hannover nichts zu willen 
brauche. Auch bei der Berghauptmannſchaft ‚wurden die höheren Gehalte 
herabgeſetzt. 

Die Ueberſchüſſe der Waſſerzölle wurden zu 352,900 Thlr. veranſchlagt. 
Hinfihtlih des Oeneralpojtdirectoriums wurde eine durchgreifende Verände— 
rung beantragt, endlih tie Eingehung des hannoverfhen Magazins, weldes 
fih überlebt hatte, zur Erwägung verftellt. Zur Dedung des Deficit3, das 
mit dem erforderlichen Mehrbevarf behuf der Organifationen auf 500,000 Thlr. 
angejchlagen wurde, bewilligten Stände in vertraulicher Beratbung, unab— 
bängig von dem Budget, eine Erhöhung der Eingangsabgaben auf Kaffee, 
Zuder, Tabad und Wein, und der Nebenartifel Ihee, Kakao und Condi— 


297 


— 


toreiwaaren, ſo wie eine Erhöhung der Brennſteuer und der Eingangsab— 
gabe von fremdem Branntweine, wodurch män ſich den Sätzen des Zoll: 
vereins fhon auf bedeutende Weije näherte, und wodurch man einen Mehr: 
ertrag von etwa 500,060 Thlr. zu erzielen hoffte. 

E3 wären damit die widhtigiten jtändiichen Arbeiten während der Diät 
vom 1. November 1849 bis zur Vertagung, den 23. Juli 1850 bemerkt; 
troß einer ungemeinen Menge Petitionen und vielen Uranträgen einzelner 
Mitglieder waren doch die felbftitändigen Vorträge der Stände gering. Es 
verdient nur erwähnt zu werden: der auf Elliſſens Antrag und in Folge 
von 16 eingegangenen Petitionen erfolgte Beſchluß, die Regierung um Vor: 
lage des Entwurfes eines Bürgerwehrgejeges zu erfuchen, ein Antrag, der 
in beiden Cammern von Seiten der Regierung und ihrer Anhänger auf das 
Eifrigfte bekämpft wurde, da das Anjtitut nah Oben fehr misliebig war. 

In Beziehung auf den durh Preußen abgejchlofjenen Frieden mit Dä— 
nemark ftellte zwar Weinhagen einen Antrag in Ausfiht, die Regierung zu 
erſuchen, ihrerfeitS abzuftehen von der Natification des Friedensſchluſſes 
u. j. w., da man fi aber durd Berhanplungen mit Windthorft überzeugt 
hatte, daß e3 unmöglich war, einem formellen Antrage, wie ihn die Linke 
wollte, Annahme zu verjchaffen, jo gab Schabrath Lang in der Sitzung 
vom 13. Juli eine längere Erklärung ab, deren Anfang lautete: „Der 
von der Krone Preußen im Namen Deutjchlands mit Dänemark unter dem 
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2. Zuli d. 3. abgejchloffene Frieden enthält für eine unabhängige Nation , 


die demüthigenpften aller Zugeſtändniſſe: daß das deutfche Land das Recht 
eines Bundestheils, für weldhen es fein Wort, fein Gut und Blut einjegte, 
nicht ferner ſchützen und Schleswig =» Holjtein fich felbft überlafien fol” u. f. w. 
und am Schluß, in welhem das feite Wertrauen zu der Regierung aus— 
gejprodhen war: „daß fie auf eine Beſchlußnahme Deutſchlands hinwirken 
werde, daß dieſes feine ganze Kraft einfeße für das Recht der Herzog: 
thümer.“ — Der größere Theil der Cammer erhob ſich. Stüve proteftirte 
dagegen, daß dieſer plöslic jo bervorgebradte Effeet — Lang hatte na= 
türlich mit großem Pathos geſprochen — nit als Entiheidung der Sammer 
betrachtet werden könne. Die Sade fei zu ernit, als daß man fie auf dieſe 
Weiſe abmahen könne und dürfe. Windthorft gab für fih und feine Freunde 
eine Erflärung ab, weshalb fie fib nicht erhoben, es fei das nicht aus 
Mangel an Sympathie für Schleswig =» Holftein geſchehen, fondern weil man 
das ganze Gewicht der Gründe, weldhe Preußen bejtimmt habe, den Frie— 
den abzuſchließen, noch nicht Tenne. 

Es war das auch ein Zeichen der Zeit, daß man zu einem folden 
Mittel greifen mußte, um die Frage ſtändiſcher Seits zur Sprade zu brin— 
gen. Lang verfiherte, als der Präfident weitere Verhandlungen abgeſchnit— 
ten hatte, nur noch, dab er die jchleswig=holfteinihe Sache nie und zu 
feiner Zeit verlaffen werde. 

In allen Principienfragen hatte das Minijterium vermöge der ihm 
zur Seite ftehenden Majorität gefiegt, in die Organifationägefeße waren 
durh Anträge der demokratiihen Partei feine nit etwa darin ſchon 
vorhandenen demoktatiihen Grundſätze gekommen, vielmehr waren jolde 
theils durch Reviſion der Vorlagen von Seiten der Regierung, theils 
durch die im minifteriellen Sinne gewählten Ausſchüſſe entfernt. Man 
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fah daher einer baldigen Bublication und Anslebenführung der Organifationen 
mit großer Zuverficht entgegen. 

Mährend der Vertagung arbeitete die Regierung mit einer Commijfion 
die Entwürfe zur Einführung und Ausbildung von Presbyterial-e und Sys 
nodaleinrihtungen aus. Die Commifjion bejtand, unter dem Borjige des 
Conſiſtorialdirectors v. Derihau, aus den Minijterialreferenten Brüel, Ad— 
vocaten Buddenberg, Profeſſor Ehrenfeuchter, Paſtor Grotefend, Profeſſor 
Herrmann, Miniſterialreferenten Lichtenberg, Landdroſten Meyer, Superin- 
tendenten Meyer, Abt Rupftein, Superintendenten Sarer und den refor: 
mirten Bajtoren Sluyter und Victor, von denen Ehrenfeuchter und Herr: 
mann bejonders thätig waren, auch die begründende Denkichrift verfaßt ha— 
ben. Die Regierung ging nämlich von der Anſicht aus, daß die Stärkung 
des hierarchiſchen Princips mitteljt des Oberconfifterii durch Presbyterien 
und Synoden fein Gegengewidt finden müſſe, für ſich allein hingegen den 
Evangelijchen beinah einftimmig unerwünjcht, jelbjt verhaßt jet. 

Während man Gejeße von minderer Bedeutung verfündigte, am 4. Aus 
guft jelbjt das Jagdgeſetz, ftießen, jo hieß es jehr bald nach der Vertagung 
im Publicum, die eigentlihen Organijationsgejege auf unerwartete, von der 
höchſten Perſon jelbjt ausgehende Schwierigfeiten, 

Die Nüdblide auf die Thätigkeit der Stände baben uns verbindert, 
anderen Entwidlungen des Volkslebens zu folgen und wir müſſen deshalb 
einiges nachholen. Das Vereinsweſen erlitt injofern eine Menderung, als 
die ſog. vaterländijchen, deutſchen oder conjtitutionellen Vereine überall nad 
und nad einjchliefen, das Beamtenthum und die vornehmeren und reicheren 
Mittelclaſſen fih davon mehr und mehr zurüdzogen. Das Bemwußtfein, daß 
durch Vereinsbeſchlüſſe und Reſolutionen wenig erzielt fei, das Verſchwin— 
den des Neizes der Neuheit, die Sehnſucht, zu einem rubigen 'Hombre 
und Whiſt zurüdzufehren, der Glaube, man ſei politiſch hinreichend gebil- 
det und bedürfe der Bildung durch Vereine nicht mehr und eine Menge 
anderer Gründe hatten dies Nejultat hervorgebradt. . Dagegen erijtirten die 
eigentlichen Volksvereine an den meijten Orten und in Hannover jelbjt nod 
fort, die Sprecher und Leiter jelbft waren nur andere geworden und die 
Betheiligung nicht mehr fo jtark, wie früher. Jun ven größeren Städten 
eriftirten überall Arbeitervereine und Arbeiterbildungsvereine. An ihnen gab 
e3 Elemente, welche unklare fociale und, communiftijche Ideen verfolgten und 
in der von Stechan herausgegebenen Deutihen Arbeiterhalle nicht jelten 
gegen die die Arbeiter jchindenden beuteljchneidenden Bourgeois zu Felde zo— 
gen, was denn der Reaction gewünfchte Gelegenheit gab, der Bürgerjchaft 
Furcht vor diejen Elementen einzuflößen. Der Kern diefer Vereine war 
aber in der That politiih harmlos und bildungsbefliien. i 

Die Preffe hatte einige Veränderungen erfahren. Der Rector Krüger 
war von der Nedaction der hannoverfhen Zeitung zurüdgetreten und dieſe 
in die Hände eines Gandidaten der Theologie, Adolph Meyer, übergegans 
gen. Die beiden Organe der liberalen Partei, die Hannoverſche Morgens 
zeitung, von Hermann Harrys redigirt, und die Zeitung für Norddeutſchland, 
nad Althaus’ Verhaftung von C. Gödeke redigirt, vereinigten fih und er= 
ihienen feit dem 1. April 1850 als ein Blatt unter der Verantwortlichkeit , 
eines Mitinhabers der bisherigen Morgenzeitung, bei Gebr, Jünede ges 
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vrudt, als „Zeitung für Norddeutſchland, Hannoverſche Morgenzeitung”. 
Harrys beforgte den hannoverfhen Theil, Gödeke den deutihen, Dr. Wohl: 
brüd, der neben Althaus redigirt hatte, den ausländifchen Theil. Gödeke 
trat inzwiſchen bald zurüd und an feine Stelle der von Berlin empfohlene 
Dr. Freeſe, welcher vom 12. Juni 1850 an als verantwortlicher Redacteur 
unterzeichnete, Die früber täglich erſcheinende Oſtfrieſiſche Volkszeitung er: 
jhien feit Juli nur zwei Mal wöchentlich als Dftfriefischer Volksbote im de— 
mofratiihen Sinne von Dr. Bueren redigirt. Das Blatt unterwarf im 
Auguft 1850 die Mitglieder der allgemeinen Ständeverjammlung einer char: 
fen und bitteren Kritik, bei der nur die Äufßerfte Linke, die einzig wahren 
Männer, das Heine Häuflein „Getreuer” gut davon famen. Eine nidt in 
Hannover erjcheinende, aber ſehr verbreitete Jeitung von reinem demokrati— 
ihen Waller war die Dulonjhe Tageschronit, welche gegen die gemäßigte 
Linfe der zweiten Cammer diefelben Schmähungen verbreitete — und die 
Mitglieder diefer Partei als Männer bezeichnete, „auf die Niemand mehr 
rechne, wenn es gelte, die Freiheit zu vwertheidigen oder anzubahnen, die 
mit beneidenswerther Selbjtverleugnung dem Willen der Negierung ſich ge- 
fügt und dazu geholfen, die wichtigfien Grundjäge der Demokratie dur ihr 
unverantwortlihes Nachgeben total über den Haufen zu werfen.”  Derjelben 
Richtung folgte das Osnabrüder Tageblatt. Die viel verbreitete Weſerzei— 
tung vertrat die Gothaer. — 

Ende April 1850 wurden die erften Schwurgerichte eröffnet. Die Regierung 
hatte dafür gejorgt, Daß es an politiihen PBrocefien nicht fehlte. Vor dem 
Schwurgeridhtshofe zu Hannover, dem Juſtizrath Iſenbart als Präſident 
vorftand, und in dem Juſtizrath Nieper als Staatsanwalt fungirte, jtanden 
am 2. Mai der Deputirte zweiter Cammer, Aovocat Gerding aus Celle 
und Dr. jur. Menjhing aus Hannover, angellagt, dar fie in dem oben 
erwähnten Aufſaße: „Was follen wir thun?“ unter Bejtreitung der 
Rechtsbeſtändigkeit des Dreilönigsbündniffes , vie Perſon des Königs 
berabzuwürdigen getrachtet hätten, bejonders dur die Worte: „Das aber 
danken wir allein denen, die die Fürften und Negierungen in ihrer Will: 
für, in ihrer Veradhtung des Gejehes unterjtügen”, und am Sclujje: 
„Und bleibt fern den trügerifchen Lodungen der Fürften und Fürſtenknechte.“ 
— Die Vertheidigung führten Freudentheil und Albrecht; fie war leicht, 
da die fraglichen Worte fih nur dur künftliche und gezwungene Interpre— 
tation auf Ernft August beziehen ließen. Die Gefhworenen: Bruns, Flebbe, 
"Baumgarten, Wilhelm, Koh, Röhrbein, Gröning, Hoffmann, Dreier, 
v. Drebber, Egbers, v. Münchhauſen, jprahen nad furzer Beratbung das 
Nihtihuldig aus. Ein anderer politifcher Procep in Göttingen war auf Anz 
zeige des Bürgermeifters Wehmann zu Moringen gegen den Dr. Plathner 
in Göttingen wegen Verbreitung eines Aufruf3 des hannoverſches Ausſchuſ— 
jes vom 7. Mai 1849 eingeleitet. Der Aufruf war von einem Schreiben 
begleitet, das ftatt in die Hände des Vorſitzenden des Volksvereins, in 
die des Denuncianten fiel, er forderte zur Bildung einer Volkswehr 
anf, um den Forderungen jenes NAufrufs Nahdrud zu geben. Die 
Anklage lautete auf Staatöverratb, und wurde nah der Verwei— 
fung der erkrankte Angefchuldigte in feinem Haufe bewacht. Derielbe 
ftarb am 3. Mai an einer Gehirnentzündung. Sein Leihenbegängniß war 
ein großartiges. Weber 1000 Bürger folgten der Leiche des um die Stadt 
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vielfach verdienten Vollgmannes. Der frühere Redacteur der Zeitung für 
Norddeutſchland, Althaus, wurde am 15. Mai, ein Nahr nah feiner 
Haft, begnadigt, es maren demfelben alſo zwei Jahr, nicht ein Yabr, 
wie oben berichtet ift, erlaflen. 

Menden wir unfern Blid auf das Gefommtvaterland. 

Die deutſche Geſchichte diefer Zeit ift eine der traurigften, die unfer 
Vaterland je erlebte. Sie ift zum Theil noch in tiefes Dunkel gehüllt, jo 
der Verrath, der dur Herrn v. Manteuffel an Schleswig Holjtein began= 
gen ward, Es erklärt fih Vieles, was geſchah, nur durd den Zwiefpalt 
im preußifchen Minifterium, Gin Theil deſſelben wollte das Unionsproject 
durchführen, einem anderen, v. Manteuffel, General v. Stodhaujen , bangte 
vor dem liberalen und nationalen Inhalte der Union. Dazu ein König 
wie Friedrih Wilhelm IV. Die diplomatiſchen Schachzüge zwiihen Preußen und 
Defterreih find bei dem Gleichzeitigen angegeben, wir können bier nicht fols 
gen, aber wir müſſen einen Blid auf den. Nachbarjtaat Helfen werfen, dej- 
jen Gefhide von mächtigem Einfluß auf das Schidjal unferes Landes was 
ren. Das Minifterium Eberhardt war gegen die Prätenfionen der höchſten 
Spike im Lande Kurheſſen, ſchon jeit Juni 1849 nur dur gefandtichaftliche 
Hülfe von preußifher Seite gehalten. Gnde Februar 1850 ward daſſelbe 
ohne Gründe in der Sade entlaſſen und Haſſenpflug, der in Greifswalde 
Berurtheilte, trat an feine Stelle. Die Stände, welche der Zeit in ber 
Majvrität conftitutionell und preußiſch- unioniftiich gefinnt waren, wie das 
gefammte Staatsdienerthum, während eine radicale demofratiihe Partei uns 
ter der Führung Bayerhofers in ver Minorität war, empfingen Hafjenpflug 
mit einem einftimmigen Mistrauensvotum. Haſſenpflug brad mit Preußen 
und der Union und fuchte feine unpopulaire Politik mit Mitteln der vor- 
märzlihen Art aufrecht zu erhalten. Die Finanzen wiejen ein bedeutendes 
Deficit nah, defien Dedung die Negierung durh auferordentlihe Mittel 
(Ausgabe von 750,000 Thlr. Caſſenſcheinen) beantragt hatte. Die Stände 
lehnten diefes Gejeg ab. Ihr Vertrauen zu dem Minifterium, erklärten fie, 
jei wo möglich noch mehr gejunfen; fie fünnten einer Verwaltung, in wel: 
her jie das Inglüd des Landes, das Verderben der Regierung erblidten, 
jo große Summen nur in den gemeſſenſten Formen zur Verfügung ftellen, 
diefe Form gewähre allein das Finanzgeſetz. Statt eine verfafjungsmäßige 
Verabſchiedung des Budget3 zu fördern, verlangte Hallenpflug nun die Be: 
willigung ber Steuern auf 6 Monate. Seine Abjicht war Har, ſobald dieſe 
Bewilligung geihehen war, jollten die Stände aufgelöj’t, jedenfall nad 
Haufe geihidt werden. 

Die Cammer verweigerte natürlih am 12. Juni diefe VBorbewilligung, 
da bis zum 1. Juli das Finanzgejeb noch zu Stande fommen könne. Jetzt 
wurden die Stände aufgelöft. Der Erfolg der Neuwahlen war der, daß 
die demokratiſche Partei eine Mehrheit befam, wenn auch nur von einer 
‚Stimme. Diefe Partei, melde im Februar das Erſcheinen Haflenpflugs 
begrüßt hatte, weil daſſelbe die „ganze Erbärmlichkeit der beten Männer”, 
der Eberhardte und Mippermänner, wie die Horniffe ſich ausprüdte, zu Tage 
legte, welche den Conftitutionellen den Hauptvorwurf machte ‚ dab fie der 
Macht der Umftände gebührende Rechnung trügen, d. b. den Naden beug- 
ten, melde auf die Märzverbeifungen und die Volksfouverainetät pochte, die 
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im Auguft (Horniffe Nr. 199 vom 21. Auguft) noch als Programm ihrer 
Bartei aufitellte, dab man ten Kurfürſten wieder zur Anerkennung der 
von ihm feierlich proclamirten Bolfsjouverainetät zwingen —— hatte jebt 
die Majorität in der Cammer. 

Hajlenpflug legte diefer Cammer nun abermals ftatt eines Budgets den 
Antrag vor, die Steuern bis zu Ende September einjtweilen zu bewilligen. 
Das Budget jollte bis Mitte September vorgelegt werden, Bisher war 
nur durch die außerordentliche Beihülfe des Kurfürften die Erfüllung der 
dringendſten Verbindlichfeiten ermöglicht worden. Die Stände lehnten das 
ab und wurden am 2. September aufgelöj’t, und Hafjenpflug ſchrieb ‚nun 
die Steuern ohne Bewilligung aus. In der KHurfürftlihen Verordnung vom 
4. September wurden die Beſchlüſſe der Stände als Verfaſſungsbruch und 
der erjte Schritt zur Rebellion bezeichnet, und fümmtlihe Steuern auf $ 95 
der Verfaſſung ausgejhrieben; am 7. September wurde das ganze kurheſ— 
jiihe Land bis auf Weiteres in Kriegszuftand erklärt. Uber das heſſiſche 
Volk ließ jih dadurch nicht vom Wege des Rechts abbringen, der ſtändiſche 
Ausihup (Schwarzenberg, Henkel, Bayerhofer, Gräfe, Kellner) proteitirte 
nicht nur wider die verfajjungswidrigen Erlajje, jondern rief die Gerichte zu 
Hülfe gegen die Einjchreitungen der Polizei gegen die Prejje und erhielt dieje 
Hülfe. Die Verwaltungs: und Finanzbehörden des Landes lehnten auf Grund 
ihres Verfaſſungseides die Vollziehung jener Verordnungen wie Ein Mann 
ab, die höheren und höchſten Gerichte erklärten diejelben für unvollziehbar , 
weil für verfafjungsmwidrig. Kurz es trat in Heflen jener mehr als paffive 
MWiderftand gegen verfaſſungsbrechende Ordonnanzen ein, den Stüve und feine 
Anhänger 1837 — 38 jo gern im Lande Hannover herbeigeführt hätte, der 
aber an der Indifferenz eines großen Theil Hannoveraner, namentlih an 
der Unterwürfigfeit der Behörden und Gerichte ſcheiterte. Der Kurfürjt, der 
einjab, daß er ſich auch auf fein Kriegsheer nicht mehr verlajjen könne, 
verließ am 14. September heimlich Caſſel und flüchtete über Hannover nad 
Frankfurt, dann nach Wilhelmsbav. 

Eine Verordnung vom 17. September verlegte den Sitz der Regierung 
nah Wilhelmsbad, unter Widerjprud des landſtändiſchen Ausſchuſſes. 

Während man in Hannover das Thun und Lajjen des bejjiihen Bol- 
kes bewunderte und ihm Beifall jpendete, warf der leitende Geijt der Han— 
noverſchen Zeitung vom 17. September der heſſiſchen Ständeverjammlung , 
namentlih der ſ. g. conftitutionellen Partei vor, fie habe unter rabulijtiichen 
Vorwänden- geradezu pflihtwidrig gehandelt. Man erwarte in Gajlel, bie 
e3 weiter, den Einmarſch fremder Truppen. „Das wäre freilih”, fährt 
die Hannoverſche Zeitung fort,. „für diefe revolutionairsconftitutio- 
nelle Bartei das Bequemjte. Sie könnte dann in ihrer Negative behar— 
ren, fortwährend über Verfaſſungsbruch ſchreien, die Leidenſchaften aufwüh— 
len, alle Regierung unmöglid machen und fich mit pharifäiicher Selbſtgenüg— 
jamfeit in tugendhafte Sorge für ein ordnungsmäßiges Budget. und gehörige 
etatsmäßige Bewilligung büllen“ u. ſ. w. 

Wir können kaum glauben, daß diefer Artikel von Stüve perrührte ober 
von ihm influenzirt war, obgleich es feinem Zweifel zu unterliegen ſcheint, daß 
die heſſiſchen Gonftitutionellen auf Sympatbieen bei Stüve nicht zu rechnen 
hatten, der allzugeneigt war, Alles was unitariſche Gedanken hegte, was 
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fih der höberen Weisheit, wie fie von den Regierungen ausging, nicht unbe— 
dingt unterwarf, gering zu ſchäßzen. Daß aber trogdem der Legationsrath Det- 
mold von der Regierung nicht auctorifirt war, dem berüchtigten j. g. Bundesbe— 
ihluffe vom 24. September beizuftimmen, welder auf Grund der 1848 
aufgehobenen Ausnabmsbeftimmungen die kurheſſiſche Negierung aufforderte, 
alle ihr zuftehenden Mittel anzuwenden , um vie ernftlih bedrohte Auctorität 
jicher zu jtellen, indem die Bundesverfammlung ſich vorbehalte, alle zur Sicherung 
oder Wiederheritellung des gejeßlihen Zuftandes erforderlich werdenden Anord— 
nungen zu treffen, jcheint unzweifelhaft. Und die Verſammlung, welche zu ſol— 
hem Beichlujje den Muth hatte, bejtand nur aus den Gejandten Deiterreichs, 
Bayerns, Würtembergs, Sahjens, Hannovers, Kurheſſens und einiger an— 
derer Eleinerer Staaten, Preußen und mit ihm alle vurd die Union ver: 
bundenen Staaten erklärten «nob immer, da fie diefe „Verfammlung ver 
Bevollmächtigten einiger deutſcher Regierungen zu Frankfurt” als ein berech— 
tigte8 Organ des deutſchen Bundes nicht anerkennen, 

Wenn Detmold aber feinen Auftrag vom Geſammtminiſterium hatte, 
jo wußte er fih wahrjcheintich gededt durch Specialbefehl. Es iſt mehr als 
wahrſcheinlich, daß Ernjt Auguſt bier hinter dem Nüden jeines Gejammt: 
minijteriums handelte. Und dieje Angelegenheit war es dein, die dem ſchon 
lange gejtörten Verhältniffe des Märzminijteriums zum Könige vollends einen 
unheilbaren Riß gab. 

Schon im Auguft verlautete nämlih von allerlei Mipverhältnifien des 
Minifteriums. Es fiel auf, daß noch feins der Organiſationsgeſetze publi- 
eirt ſei, allein Niemand wollte daran glauben, daß der König, welcher ſich 
jo oft auf jeine Ehrlichkeit berufen, jo oft verfihert hatte, daß er nichts 
leihtjinnig verjprehe, dagegen auh zu halten pflege, was er verjprede, 
jest aud nur daran denken fünne, der Publication von Gejegen ſich zu. wi— 
derfeßen, zu denen er feine Zuftimmung ertheilt hatte, ehe fie den Stän— 
den vorgelegt waren, zu Geſetzen, welde nur die Ausführung verfafjungs- 
mäßiger Grundſätze enthielten. Und doch war es jo. Freilich wurden im 
Auguft und Anfangs September nody nicht die wahren Motive herausgelehrt, 
e3 war damals noch Unmohlfein, Unluſt zur Arbeit, anderweitige Beſchäf— 
tigungen, welche den König verhinderten, die Organifationsarbeiten zu ges 
nehmigen. Aber es häufte jih bald ver Stoff zu Mißſtimmung. 

Der Krieg mit Dänemarf war beendet, damit fielen die ‚Gründe zu 
den auferordentlichen Sriegsausgaben und dadurd die Mittel, den Privats 
leivenjchaften Ernſt Augufts für gewiſſe Heeresformationen, für jeine Ca: 
vallerie u, j. w. auf Koften des Landes zu fröhnen. Der Finanzminijter 
drang auf Beurlaubungen,, auf Berkauf eines Theils der des Krieges we— 
gen angejchafften Militairpferde u. d. gl, Darauf wollte der König nicht 
eingehen. Das Gejammtminijterium machte aber die Forderungen des Fi: 
nanzminijters zu feinen eigenen, Das benußte denn der Hof, von dem der 
König ſchon jeit Anfang des Jahres hören mußte, daß Hannover das eins 
ige Yand in Deutichland jei, weldes noch ein Märzminijterium babe, ein 
Minifterium, welches durch demofratiihe Gejehe das Land verderbe, die 
Monarchie ihrem Untergange nabe bringe u.j.w., um dem Könige eine neue Mi- 
nijtercombination vorzufchlagen. Bennigien und Prott jollten bleiben, Stüve 
durh Mündhaufen, Düring durch Bülow, Lebzen durch den Gammerrath 
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Graf Kielmansegge erjeßt werden. Aber damals, es war noch im Auguft, 
fcheiterte diefe Combination daran, daß Bennigfen nicht wollte, Münchhau— 
fen und Billow nicht wollten. Der König gab nad, aud Lehzen lieh von 
ver Strenge feiner Forderungen jchmwinden, Herr v. Mündhaufen und 
Frau v. Grote, der Stüve felbit fleißig Morgenbefuhe machte, vermittelten. 
Allein die Intriguen des Adels ruhten nicht und auswärtige Diplomaten 
halfen; namentlid fonnte Fürft Schwarzenberg es Stüve nicht vergeben, 
daß er im Frühjahr zu dem Münchener Bunde nicht beigetreten jei. * ) 
Der erite Angriff auf die Berfonen der Minijter, der direct im Auguft 
gemacht wurde, hatte gezeigt, daß der König die Perjon der Minifter noch 
zu hoch adtete, als daß diejen auf die gewöhnliche Weiſe beizukommen war, 
aud fehlte e8 an Männern, welche geneigt waren die Erbſchaft des Mini: 
ſteriums anzutreten. Der König, welcher fich jehr wohl erinnerte, welche 
Antwort er den Ständen im März 1849 hatte zugehen lafjen, wie er ber 
ojtfriefifichen Deputation gegenüber vor einem Jahre diefe Minijter als die 
einzigen Männer bezeichnet hatte, die das Staatsfhiff retten könnten (oben 
©. 228), der jih jehr genau der Worte erinnerte, die er in fo vielen 
Proclamationen den Hannoveranern gejagt hatte, — und diefe Proclama— 
tionen waren gejchrieben und unzählige Male in öffentliden Blättern ab: 
gedrudt, erinnerte jih auch noch des Wortes, das er am 18. December 
1835 an Falde a .ichrieben hatte: „l am too honest a man, ever to 
put my name to any paper or document, unless in so doing I 
mean honestly and truly to act up to it“, wenigftens wurde er purd 
die Augsburger Allgemeine Zeitung daran erinnert, wie denn alle demokra— 
tiichen Blätter ihm fort und fort zuriefen: Worthalten. — Die zum Sturze 
des Minifteriums verbündeten GCoterien am Hofe — es waren ſowohl die 
Schwarz: Gelben, als die Schwarz- Weißen (nur dab, wie die Augsbur: 
ger Allgemeine Zeitung meinte, ein politischer Zwed fehlte und die Einen 
fich preußifch nannte, weil jene öjterreihijch fein wollten) die ihren eigenen 
Zwiejpalt vergefiend, ſich dazu die Hände reichten, begannen die Sade von 
einer anderen Seite anzufaſſen. — Brutus ift ein ehrenwerther Mann, ein 
jehr ehrenwerther, und ehrenwertbe Männer find fie Alle, aber ihre Inſti— 
tutionen, mit denen fie das Land beglüden wollen, taugen nichts, find ans 
timonarchiſch, demokratiſch, wollen den Adel und die Ritterfchaften zerjtören, 
führen direct zur Republif u. ſ. w. Oder vielleicht noch feiner: ja, Bru— 
tus felbjt iſt durchaus monarchiſch gejinnt, aber die demokratischen Cammern, 
jie haben die Gejegentwürfe vwerborben u, ſ. w. Alle diefe Herren und 


*) Berfaffer tft natürlich nicht im Stande, bier alle die Ginflüffe, wie fie auf 
Ernft Auguft geltend gemacht wurden, in ihrem Detail zu ſchildern, e8 iſt ihm 
gleichgültig, ob Herr v. &. ober Herr v. Z., Frau v. MW. ober v. V. die Haupt: 
treiber waren, er fennt die damaligen Hofparteien, Gliquen, Goterieen nicht und 
weiß nicht einmal genau, ob diejenige Schilderung der hannoverſchen Camarilla aus 
dem Jahre 1849, welche Die Anlage XXXIX. bietet, im Herbſt 1850 noch paßt, 
oder ob andere Aeteurs auf der Bühne aufgetreten waren. Allein er glaubt dennoch, 
daß das Geſammtbild, was er von der Situation giebt, ein im Ganzen richtiges ilt, 
da es aus den glaubhafteiten Berichten ver danialigen Zeit, die aus ben verfchie- 
benjten Heerlagern famen und dem, was ber Berfaffer perfönlich zu erforfchen im 
Stande war, eombinirt iſt. 
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Damen, deren Namen uns die Memoiren des einen oder anderen Märzmi— 
nifter3 wohl aufbewahren werden, arbeiteten aber nicht im eigenen Inter— 
eſſe, nicht im Jnterejje des großen Noelsbundes, jondern allein im Inter— 
ejie des Königthums, das von dem Schmutz von 1848 gejäubert und ber: 
geitellt werben mußte. 

Man wußte es dahin zu bringen, daß eine jog. Civilcommijjion beru— 
fen wurde, welche über die Organifationsgejege ein Obergutadhten abgeben 
jolle, entjheiden folle, ob damit zu regieren fei u. j.w. Die Hannoverjche 
Zeitung wagte nicht von dieſer Mapnahme, die eine Demüthigung der Mi: 
nijter enthielt, aber zugleih ein Zeichen der Zähigkeit des Minifteriums war, 
zu reden, man juchte die Sache geheim zu halten, was natürlich vergebens 
war. Die Freunde Stüve's tröfteten jih damit, daß zwei der getreueiten 
Anhänger Stüve's in der Commifjion fjaßen, Lindemann und Landdroſt 
Meyer, Andere erklärten ganz offen, die Reviſion der Organijationsgejehe 
jei nur vorgejhoben, um die Vorarbeiten zu dem Programme einer neuen 
Regierung zu liefern. ' 

In diefe Situation fiel nun die Detmoldjhe Abſtimmung in Frankfurt. 
Das Minifterium, weldhes unmöglih die Gültigkeit der Ausnahmsbeſchlüſſe 
von 1832 anerfennen konnte, und das befürdtete in eine zu abhängige 
Lage von Dejterreih zu gerathen, und feine Stellung als Mitteljtaat zu ge: 
fährvden, berief ihn nah Hannover und forderte Rechenſchaft. Es war in 
einem Minijterrathe, dem Detmold beimohnte, beſchloſſen, den Beihluß vom 
21. September — gegen welchen auch das Schascollegium ſchon Protejt eingelegt 
hatte — zu desapouiren. An dem Tage, wo dies gejhah, erhielt Herr Det- 
mold den Guelphenorden zur Berfüßung der Wunde. Ueberhaupt wurde 
Detmold, der früher Gonfinirte, der Advocat jüdischer Abkunft, der gehaß— 
tejte- unter allen Bertheidigern des Staatsgrunngefeges, von den Hofleuten 
auf den Händen getragen und poufjirt. Die Minifter forderten die Desa— 
vouirung der Detmoldſchen Abftimmung oder ihre Entlajung. Der König 
zögerte. Falcke wurde nah Hannover beſchieden und er rieth von jeder Mi— 
nijterveränderung ab. Dazu kam, daß die Hauptagitatoren gegen das Mi: 
nifterium fih völlig unfähig erwiejen, ein Minifterium zu bilden, daß Alle, 
mit denen man verhandelte, das Innehalten dejjelben Weges, den das Mi: 
nijterium gegangen, für nothwendig erachteten, daß e3 aljo an jedem halt: 
baren Motive zu einer Minijterkrifis fehlte. Der König war zweifelhaft, 
mehrmals war eine .Nachgiebigfeit von jeiner Seite vor der Thüre, wegen 
der Organijationsgefege hatte er in allen Hauptpuncten nahgegeben und 
jeine Einwürfe zurüdgezogen, aber man mußte durch Klatſchen und 
Treiben eine foldhe immer zu hindern. Es trat eine höchſt unglüdlihe Zeit 
der Ungemwißheit ein, eine complete Gejchäftslähmung. Das Minijtertum 
drang mit immer größerer Entſchiedenheit auf feine Entlafjung — der Kö— 
nig war abermals nahe daran, in die Forderungen des Gejammtminifteriums, 
jofortige Publication der Organijationsgejege, Desavouirung der Detmold» 
ihen Abſtimmung, Entlafjung des Gefchäftsträgers in Wien, Grafen v. Pla: 
ten, NRangerböhung der Generaljecretaire u. ſ. w. einzumwilligen, namentlich 
weil jelbft der intriguante Detmold ‚außer Stande war, die Elemente zu 
einem neuen Minijterium zu Stande zu bringen, als Herr v. Mündhaufen 
auf vieles Drängen des Königs und feiner Schwiegermutter fich bereit fin- 
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den ließ, die Bildung eines-Minifteriums: zu übernehmen.“ Es "hatten ſich 
die ſ. g. treueiten. Anhänger Stüve’3,; Lindemann und Peyer, am eriten 
bereit finden.laflen, in dies neue: Minifterium einzutreten , das im Wejent: 
lihen venjelben Weg geben wollte, als Stüve, und nur die Ritterſchaften 
duch Verhandlungen und Zugeſtändniſſe zu verſöhnen gedachte. Das von 
dieſen Miniftern :aufgejtellie Programm Fand, angeblich-der deutſchen Frage 
wegen, uriprünglid die Genehmigung. des „Königs nicht und abermals trat 
etwa um die Mitte October eine Annäherung zu Bennigſen-Stüve ein, die 
zu der in den: Zeitungen mitgetheilten Nachricht, das Miniſterium bleibe, 

führte. Allein die Dinge: waren zu. weit: gediehen, ‚neue Reibungen wurden 
durch die vermehrte Spannung; täglich. herbeigeführt, » Alles: trat ſchroffer, 
ediger,, unverföhnlicher hervor, den Miniftern. wurde: das Leben jo ſauer 
gemadt, daß fie mit der größtem, Entſchiedenheit auf ihre Entlafi jung beſtan⸗ 
den, Rad) einer Mittheilung der Zeitung. für Norddeutichland, war es das 
42. Entlaſſungsgeſuch, auf weldes das Minifterium am 27. Daeber ſeine 
Entlaſſung erhielt,» nachdem der König die nor 14 Tagen nicht: genehme 
Combination Mündhaujen= Lindemann genehmigt hatte. Man wußte nichty 
hatte der Rönig ſeinen Sinn geändert, oder hatte Münchhaufen fein: Pro: 
gramm mmodificirt. Sebhpres war nicht der Fall geweſen, wie * die Zukunft 
lehrte. 

Die äußerjte Linle feierte ſchon im Anfang der ariſs * Triumphe; 
ſie habe es immer vorhergeſagt, daß aus den ganzen Organiſationen doc 
nicht würde... Ein Minifterwedhfel jdade nichts, denn es nne darüber 
fein Zweifel -beitehen,, daß ein anderes Minijterium nicht Schlechter „regieren 
fünne. Schon am 7. October jubelte die Dulonſche Tageschronik in "einem 
Artikel, angeblid aus Hannover, wahrjheinliher wohl aus Dsnabrüd vom 
4. DOctobers ° „Ueber ein Kleines und der Bürgermeifter von Osnabrüd 
wird’ von allen Seiten mit Jubel nad Haufe geleuchtet werden ‚ohne "etwas 
anderes für uns gethän zu haben, als das deutſche Vaterland mit in Ber: 
wirrung zu bringen.“ Und Leute, die fo kurzfichtig, jo unwahr, jo ſcha— 
denfroh waren, mapten ih an, Politiker zu fein ‚ tropisich meh gar nad 
einer Führericaft in den Gammern! 

Das Dsnabrüdihe Tageblatt, vom Detering- vebigitt, theifte diejelbe 
Anfiht, werichwieg fie aber wegen der vielen Anhänger, die Stüve in der 
Stadt und Provinz hatte, indem es den Wechſel nur mit kurzen Worten 
anzeigte. Daß die Organe der Nitter, die Niederfächliihe Zeitung und die 
Neue Bremer Zeitung, den Untergang des „radicalen” Minifteriums pries, 
war natürlih, beide Organe enthielten ji jogar nit der Schmähungen , 
nur jhienen fie über die eigentlihen Tendenzen des Uebergangsminifteriums 
noch nicht recht klar zu jein. 

Das Land und mit ihm die ganze übrige Preſſe bevauerte den Mini- 
jterwechjel, und das Geheimniß der Gründe deſſelben. Man erkannte in die: 
jem Sturze den ſchwärzeſten Undank der Hofe und Junkferpartei, man er: 
kannte in ihm ein Schwanfen und eine Unficherheit des Welfenhauptes, um 
das ih Stüne mit Aufopferung der Liebe des Landes fo große Verdienſte 
erworben. Wlan tadelte die Kurzfichtigfeit von Lindemann und Meyer, 
wenn bdiejelben etwa hofiten, daß fie, die beiden Bürgerlichen, im Stande 
jein würden, einen Wiverftand zu breden, an dem die ganze _. des 


bisherigen, in fih fo einigen Minifteriums gejcheitert jei. — Die Zeitung 
für Norddeutfhland — von Freefe jetzt redigirt — jagte: „Die raftlojen 
Mühlereien einer eigennüßigen, in ihren Vorrechten bedrohten Coterie haben 
da3 Ende unferes Märzminijteriums herbeigeführt, nicht die Oppofition , 
welche mit ihm in der deutjchen Frage gekämpft bat auf die Gefahr hin, 
eö zu verlieren. 

Am ſchwärzeſten jahen die Blätter der Gothaer Farbe, zu denen der: 
malen die Kölnische Zeitung gehörte, in die Zukunft. Sie jagte in einem 
Briefe von Berlin: „Das neue Minijterium jei feinem Charakter nad nicht 
etwa ertrem ariftofratifch, nicht einmal ertrem veactionair, aber dem Hofe 
eine gefällige Kupplerin für Reaction und Ariftofratie, und feiner Signatur 
nah ein Cabinet des royalijtiichen Servilismus.” 

Hannoverſche Blätter jahen nicht jo ſchwarz, namentlich hielt man Münd = 
haufen nit nur für einen freilich ehrgeizigen Chrenmann, fondern aud für 
einen Mann von entjchiedenem durdgreifenden Charakter, der, wie nur 
irgend einer gejhaffen jei, die Hofintrigue niederzutreten. 


Achtes Eapitel. 


Die Beit der erften Reorganifation. Bon der Eritennung des Minifteriums v. Münch 
baufen bis zum Tode des Könige Ernft Auguſt. Bon 238, October 1850 bis zum 
18. Rovember 1851, 


Gleichzeitiges. 
1850. 
Detbr. , 

28. Die [hleswig-holfteiniche Statthalterfchaft ftellt al Bedingungen , 
unter denen fie Waffenftillitand auf 1 Jahr abzufchliegen bereit jei: Demar- 
eationslinie vom 10. Juli 1849; Rückzug der dänischen Kriegsjchiffe y wechiel- 
feitige Auslieferung der Gefangenen; Entlaffung der zum däniſchen Kriegs- 
dienfte wider Willen gezogenen Angehörigen der Herzogthümer; Grleichterung 
und Begünftigung des Schifffahrtöverfehrs. 

30. Mittheilung des Bundesbefchluffes vom 25. Detober an die Statthalterichaft 
— die Bundesverfammlung müſſe die Pflicht erfüllen, vie Ruhe herauftellen. 
Gin Eommiffair würde beauftragt werben. Gventuell Execution, — Radowitz 

‚ erklärt die Unthunlichfeit der Waffenftillftandsvorjchläge. 


1. Bayerfche Truppen rüden in Sanan ein. — Defterreicher von Borarl- 
berg nach Bamberg. 

2. Preußifche Truppen rüden in Gafjel ein. — Verwahrung des Kurfürften 
von Hejjen. 

3. Radowitz tritt aus dem preußiſchen Minijterium, 

6. Preußiſche Gabinetsordre, die Armee mobil zu maden. — Die Wür— 
tembergjchen Stände, welde einen außerordentlichen Credit zur Kriegs— 
bereitjchaft verweigern , werben aufgelöf’t. — Die Wiener Zeitung droht Preu: 

“Ben mit Krieg. — Graf v. Brandenburg ftirbt. 

10. Die Bundestruppen befegen Fulda. 

21. Eröffnung der preußijhen Gammern. Königliche Rede: „Ich hoffe, 
daß Unfere Erhebung genügen wird, Unfer Recht zu wahren.“ 

26. Eine würtembergijche Verordnung ernennt an die Stelle des Landtags: 
ausfchuffes, welcher feine Functionen begonnen hat, eine proviſoriſche Schul: 

benverwaltungscommilfton. 
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. Der Bundescommifjair Graf v. Leiningen juspendirt den ſtänd iſchen Ausſchuß 


zu Caſſel 


. Gonferenz Schwarzenberg: Manteuffel in Olmüß. 
.Punetationen von Olmüß: Die £urbeffiihen und boliteinifchen Angelegen- 


beiten jollen durch alle deutſchen Regierungen regulirt werden; von Seiten 
der. in Frankfurt vertretenen Bundesglieder, ald von Seiten Preußens ein 
Commiſſair; Miniiterialeonferenzen (freie) follen unverzüglich in Dresden ftatt- 
finden; die Einladungen jollen von Defterreich und Preußen ausgehen. 


.Preußiſche Denkjchrift wegen der Olmüger Punctationen. 
„ Schwarzenbergiche Depefhe: Preußen hat die Verfiherung gegeben, daß 


die Vollziehung der Bundestagsbefchlüffe in Kurheſſen und Holjtein auf feine 
Schwierigfeiten ftoße. 


. rg in Breußen. 
» Auf preußifche Aufforderung erklärt das Oberappellationsgericht zu Kafjel, 


der Verordnung vom 4. September Folge leiiten zu wollen. 


. Leiningen droht in Gaffel den Belagerungszuftand, Volksverſammlungen 


und Zeitungen verboten, 


. Eröffnung der Gonferenzen in Dresden (v. Münchhaufen und v. Schele). 
. Der Kurfürft fehrt nah Caſſel zurüd. 
. Bayerſche Denkfchrift an die Gonferenz. 


. Wiedereröffnung der preußiſchen Gammern, 

. Heritellung von Militairgerichten in Heſſen. 

Franzöſiſcher Minifterwechfel. 

» Proclgmation der Statthalterfchaft von Schleswig-Holftein, Unter 
werfung unter den Schuß des Bundes anbahnend. 

. Die gejeßgebende Verſammlung in Baris erklärt durch Vereinigung der Le- 


gitimiften, Orleaniften und reinen Nepublifaner, daß fie fein Vertrauen zu 
den Minijterien habe. 


. Schreiben des Königs von Würtemberg. Derielbe fann eine Bundes— 


revifign nicht als eine zeitgemäße, genügende und befinitive erfennen, wofern 
fie nicht den Anfprüchen der Nation auf Selbjttheilnahme an ihren politifchen 
Geſchicken gebührende Rechnung trägt. 


. Das. öfterreichifche Armcecorps unter Legeditih im Lauenburgſchen. 
. Sranzöfiiche Note nah Wien, daß man den Eintritt von Befammtöfterreich 


in den Bund, ald der Wiener Aete entgegen, nicht anerfennen werbe, 


2. Erjegung einer oberften Givilbehörde für Holftein, die im Namen des 


11. 
22. 


Landesheren und des Bundes die Verwaltung führt. 
Gröffnung des britiſchen Parlaments. 
Einzug öÖfterreichifcher Truppen in Rendsburg. 


. Die gejeßgebende Verfammlung in Paris verwirft mit 396 gegen 294 Stim- 


men den Antrag, dem Präfidenten einen Dotationszufhuß von 1,800,000 Fr. 
zu bewilligen. AZuftimmungserflärungen von Seiten der Bevölferung für den 
uſchuß. 

öniglich preußiſche Note zur Darlegung der nach Außen befolgten Politik. 
Das Cabinet des Lord John Ruſſell, das am Tage vorher in der Minorität 
geblieben, reicht ſeine Entlaſſung ein. Lord Stanley kann kein neues Cabinet 
bilden, und einer von Ruſſell verſuchten Neubildung weigern Aberdeen und 
Graham ihren Zutritt. 


. Blenarverfammlung der Drespener Gonferenz. Für die Vorlagen der Com— 


miffion, die Heritellung des Bundestags: Bayern, Sachſen, Hannover, 
MWürtemberg , Naſſau, Braunfchweig, Schwarzburg-Rudolſtadt, Lippe - Bücker 
burg, dagegen: Baden, die beiden Mecklenburg, Sachjen:- Weimar, Olvenburg, 
Anhalt- Köthen, Deffau und Bernburg, Sachjen- Altenburg, Lippe, Schwarz: 
burg=Sondershaufen, Walde und die freien Städte. — Zweite franzöfiiche 
Proteftation gegen den Eintritt Geſammtöſterreichs. 


20* 


28. 


März 
2. 
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Das Cabinet John Ruffel bleibt; Nachgeben in der Bill, die päpftliden 
Anmaßungen betreffend. 


Dejfterreihifche Gireularnote an die Stleinen Staaten wegen der Ab- 
jtimmung über die Einjegung einer oberften Bundesbehörde. Wie ift es mög- 
lich, daß diejenigen jet für den Bundestag ſtimmen, Die ſich bisher dieſen 
zu bejchiefen geweigert. 


. Tillifch zum allein verantwortlichen Minijter für Schleswig vom Könige 


von Dänemarf erflärt. 


‚ Die Mitglieder des kurheſſiſchen Ständeausſchuſſes, welcde Klage gegen 


das Minijterium wegen Unterlafiung der Einberufung der Stände innerbalb 
verfaſſungsmäßiger Friſt erhoben haben, werben verbaftet, 


8. England verwahrt feine Zuftimmung zu Veränderungen der Wiener Ver- 
träge. 
19. Würtembergſche Veroronung, Anordnung von Wahlen der Abgeordne— 


ten betreffend. 


.Preußiſche Gireularnote an Die Unionsregierungen: Es iſt das zweckmä— 


Bigfte, daß die Bundesverfammlung, wie fie vor 1848 beſtand, wieder ber- 
geitellt werde. | 


2. Der beichlußunfähige najjauijche Landtag gejchloffen. 


uni 


. Eröffnung der Induftrieausftellnng aller Völfer in London durch die Kö— 


nigin Victoria. 15,000 Ausiteller. 


. Königlih ſäch ſiſches Geſetz, die Aufhebung der $$ 89, 96, 98, 102 — 


105 der Berfaffung vom 4. September 1831, die Wirkjamfeit dev Stände 
auf die Finanzen betreffend. 


. Eröffnung der würtembergiicdben Stände, 
.Däniſches Patent — Ausſchluß von der Amneftie: Die Herzöge von 


Schleswig Holftein= Sonderburg : Auguftenburg und Bejeler. 
She F a en bie Grundrechte aufgehoben. — Preußiſches Gefeg über 
ie Breife. 


. Zufammenfunft der Notabeln der dänifchen Monarchie zu Flensburg — 


DOrganifationsvorjchlag — Gejfammtmonarchie. 


i Sclubfigung der Dresdener Gonferenzen. — Die Beratbungen 20. jollen 


in ber Bundesverſammlung fortgejeßt werden. 


. Der König von Preußen in Warfhau, wo auch ver Kaiſer von Rufland, 
. Der Kaiſer von Rußland in Olmüs, wohin feit dem 24. ſchon der Kaiſer 


von Deiterreich, Ä 


4. Englifche Bill gegen die Annahme vom Bapfte verliehener kirchlicher Titel in 


beiden Häufern angenommen und am 1. Augujt publieirt. 


. Auflöfung der Bundescentraleommilftion. Uebergabe ihrer Gefchäfte an den von 


der Bundesverfammlung gewählten Ausjchuß. 


. Entlafjung des ſ. g. eiderdäniſchen Minifteriums. Graf Moltfe. Pro: 


gramm: Integrität der Monarchie und Theilnahme aller Staatstheile an den 
liberalen Principien des Staatdgrundgefeges. — In Kurheſſen das Ge- 
je vom 17. Juni 1848, welches den Etänden Mitwirkung bei Beſetzung des 
Oberappellationsgerichtd gewährt, aufgehoben. 


. Kurbejfiiche Verordnung, die verfaffungsmäßige Verantiwortung aller 


Staatsdiener für Amtshandlungen aufhebend, zu welchen fie von der vorge: 
jeßten Dienjtbehörde angewiejen find, 


‚ Defterreih und Preußen ftellen den gemeinjamen Antrag auf Grün- 


dung einer Bundescentralpolizei. 


. Domicilregelungsconferenzen zu Gotha. 
.Kurfürſtlich Heffische Verordnung, die vormärzliche Organifation der Ver- 


waltung berftellend. Die Zufammenberufung der Lanbftände wird von dem 
Kurfüriten und den beiden (öfterreichifchen und preußifchen) Bundeseommifjai- 
ren für unzuläjfig erklärt. 
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17. Oeſterreich ſtellt in der Bundesſitzung den Antrag: die Grundrechte des 
deutſchen Volkes für aufgehoben zu erflären, jeder deutjchen Regierung aufzu- 
geben, diejenigen Beftimmungen, Die aus den Grundrechten in ihre Gefeß: 
gebung und Verfaſſung übergegangen, aufzuheben; ferner den Eintritt Ge— 
jammtöfterreich$ für eine innere Frage zu erfläven, welche feine Ginmijchung 
des Auslandes zulaffe. 

19. PBroclamation des Standrehts in Mailand. — Antrag auf Revifion der 
Verfaflung von der franzöfifchen Legislative verworfen. 

21. Anhalt:deffau ifde Detronirungen. Die gejeggebende Verſammlung 

nimmt das von Baze vorgejchlagene Tadelsvotum gegen den Präfidenten an. 

29. Die Nationalverfammlung in Paris vertagt fic) biß zum 4. Nov. — Eine 

 Rurfürftlich Hejfifche Verordnung bebt die 88 51 und 62 der Berfaffung auf, 

Soweit darin dem Militairbienit die Gigenichaft des Staatsdienſtes beigelegt it. 

Aug. 


1. Der Lord Mayor von London bejuht Paris. mduftriebanfet im Stabt: 


hauſe. 


8. In Waldeck ein neues Wahlgeſetz oetroyirt. 


11. Verbot der freien Gemeinden in Dresden. 
14. Franzöſiſche und engliſche Noten gegen den Eintrit Geſammtöſterreichs 
in den Bund. 

23. Bundesbeſchluß gegen den Mißbrauch der Preßfreiheit — und Aufhebung ber 
Grundrechte durch den Bund, jo wie Entfernung aller dem Bundesrechte wi— 
derjprechenden Bejtimmungen aus ver Gejeggebung. 

2. Das würtembergide Militaiv wird feines Eides auf die Verfaſſung 


entbunden. 


. Bundesbefchluß wegen der deutſchen Flotte. Der Ausſchuß kann fich 


nicht einigen, wem Das Gigenthum der Flotte zuftehe, und ob dieſelbe eine 
organische Bundeseinrichtung bilde. Sekt joll ermittelt werden, wie viel der 
Unterhalt koſte. 


Ä Fa Panmenerider Vertrag wegen Vereinigung Hannovers mit dem 


ollvereime. — Oeſterre ich iſches Subjeriptionsanlehn von 85,569,800 FI. 


e Deiterreichifche Note wegen der däniſchen Gefammtmonarchie und ihrer 


"Garantie. — Koſſuth und feine Gefährten verlaffen auf amerikanischen Schif- 
fen die Türfei. 

« Der Kaifer von Defterreih nach Verona, Benedig, ‚Mailanp. 

. Aufhebung der Grundrechte in Frankfurt a. M., am 19. in Darm: 
tadt, am 22. in Hamburg, am 7. in Najjau, am 5. Det. in 
Württemberg, am 9. Det. in Lübeck, am. Nov. in Sakjen- 
Weimar und Lauenburg. 


- Hejjen: Homburg hebt die Verfaflung auf. 


. Berbindung Franfreihs und Englands durch den unterfeeiichen 
Telegraphen. 

. Bundesbejchluß : ein Armeceorps von 12,000 Mann zum Schuge der Bundes- 
verjammlung in Frankfurt unter preußijchem Commando. 


Dt. 
3. Wiederaustritt Oft: und Weſtpreußen,s aus dem deutjchen Bunde. — 


Bundesbeichluß auf die Befchwerde der lüncburgidben und osna— 
brückſchen NRitterfchaft: mit den Geſetzen und Verfügungen gegen die be: 
ftehenden Provinziallandichaften einftweilen inne zu halten. 


8. Die Bremer Bürgerfchaft verwirft die vom Senate auf Grund des Bun- 


destagsbejchluffes vom 23. Auguft geftellten Anträge. 


. Die französische Nationalverfammlung verwirft mit 355 gegen 348 Stim- 


men ben Antrag des Präfidenten über das Wahlgejeg. — Das franzöfifche 
Miniſterjum veicht feine Entlaffung ein. 
» Breisveröffentlichung der [ondoner Induſtrieausſtellung, welche bis zum 
11. Set. 6,063,986 Bejucher hatte. -— Das Dänische Minijterium bittet 
um jeine Entlaſſung und erhält fie theilweije. 


2. Reue Gerichtsorganifation in Kurheſſen oetroyirt. 
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Nov. 

2, In Bayern die deutſch-katholiſchen Kirchengemeinden aufgehoben. 

4. Wiedereröffnung der franzöfifchen Legislative. Botſchaft des Präſiden 
ten fordert Wiederherſtellung des allgemeinen Stimmrechts — von unreinen 
Elementen befreit. 

16. Verbot aller unter den Namen Lichtfreunde, Deutfchfatholifen , freie chriftliche 
Gemeinden in Defterreicd entitanvenen Vereine, 

18. Gireularichreiben des Berliner Gabinets, Verfündigung des Zollvereins 

betreffend. 


— — — — — 


Inhalt. 


Das neue Miniſterium. Die Königliche Proclamation; kein Syſtemwechſel. Die 
jchleswig=holiteinschen Angelegenheiten. Aufruf an das deutjche Bolf. Verſammlung 
der Freunde Schleswig: Holjteins in Hannover. Beichlüffe. Verbot der Sammlun: 
gen zu Kriegszwecken. Agitation für die Organifationsgejege. Antrag, Stüve das 
Ehrenbürgerrecht zu erteilen. Beröffentlichung der Juftizorganijationsgejege. Wech— 
jel in der äußeren Bolitif, engerer Anſchluß an Preußen. Durchzugsfrage. Dahl: 
manns Brief und Prophetenwort. Tod des Juſtizraths Yüngel, und Inthronifirung 
des Biſchofs Eduard Jakob. Verordnung vom 24. Nov. wegen der Unterjchrift Des 
Kronprinzen. Hulfscomitees fur verjchiedene Zwecke. Schreiben des Miniſteriums 
an die Provinziallandjchaften. Die Protefte und Verwahrungen der Ausſchüſſe. Die 
Dresdener Gonferenzen und die Petitionen der Städte um Vertretung des Volfes bei 
der Gentralgewalt. Die Märzminijter in Bielefeld. Das neue Jahr und der Durd- 
marjch der Deiterreiher. Statiftifches über Die politifche Prefje Hannovers. Die 
Lehren des Jahres 1850 für Hannover über die Macht und den Einfluß des Adels. 
Stand der deutjchen Angelegenheiten. Das Refultat der Dresvener Gonferenzen. 
Zujammenfunft der Stände. Nenderungen im Perfonalbeitande der Gammermitglie: 
der. Brauns’ Wahl beanjtandet. Gntgegengefegte Bejchlüffe der Gammern. Bureau: 
mwahlen. Die deutfche Rrage in den Gammern. Ständifcher Antrag bei dem Budget, 
deutſche Flotte. Die Berwahrungen des Schagcollegiums. Zur Charakteriſtik eriter 
Bammer. Erledigungen ftändifcher Arbeiten vor der Vertagung. Städteordnung. 
Bedenfen der Regierung wegen fieben Punete. Stände genehmigen die Modifica- 
tionen. Die Finanzeommiſſion. Die Gommiffion wegen der Organifation der pros 
vinzial = landichaftlicen DOrganijationen. Geburtötagsfeier der Bürgerwehr. Bue— 
ren und Metger vor dem Schwurgerichte in Aurich. Die junferlihen Organe und 
die Organifation der Provinziallandichaften. Dperationspläne ber Ritterfchaften. 
Die Borjchläge der Ritter: und Yandjchaften. Die Negierungspropofitionen. 
Schritte der Witterfchaften gegen das Vorgehen des Miniſteriums. Der Junkertag 
in Gelle. Verfammlung der zur eriten Gammer Wahlberechtigten in Stade. Grofe 
Volfsverfammlung in Hildesheim. Sonftige Gegendemonitrationen. Hoyaiſcher 
Ausſchuß des Ausjchuffes. Die Arbeiten der ftändiichen Gommiffion. Der Stüve: 
fche Antrag, mit der Organijation der Provinziallandjchaften inne zu halten, die 
übrigen Organifationen aber in das Leben zu führen, und einen Provinzialrath ein: 
zujegen. BVerhandlungen über die Provinzialftände. In eriter Sammer: Schaßrath 
v. Bothmer. Ganzleidirector v. Bothmer. v. Exterde's Antrag. Der v. Honitebt’fche 
Antrag. In zweiter Sammer: Der Prineipienfampf um den Yangfchen Antrag. _ Die 
Proteitation der kalenberg- grubenhagenfchen Ritterfchaft und die Stände. Der 80. 
Geburtstag des Könige. Gäſte und Feierlichkeiten. Ständiſche Glückwunſchadreſſe. 
Das Berliner Gutachten. Die Reorganifation des Geſetzes über die Amtsverfamm- 
lung. Höhere Viniftergehalte und ‚höhere Befoldung der Landdroſten. Beſoldungs— 
etat der Fünftigen VBerwaltungsämter und Amtsgerichte. Bewilligung unter dem Vor: 
behalte, auf den Etat zurücdzufommen. Das Staatödienergefeg. Die in den Stän— 
den beftrittenen Grundgedanfen dieſes Geſetzes. Der König ertheilt einigen Puneten 
feine Genehmigung nicht und Stände fügen ſich. Der Gejegentwurf, das Diseipli- 
narverfahren gegen Richter betreffend. Nichtgenehmigung durch den König und Füg- 
famfeit der Stände. Gefeg über Landftraken und Gemeindewege. Unausgeglichene 
Differenzen beider Cammern. Unberathene Gefege, Budget. Detmold von Franf: 
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furt zurüdberufen. v. Schele Bundestagsgefandter. Conferenz ber Nordfeeftaaten 
zur Erhaltung der Flotte. Stüve's NHefignation. Gründe feiner n.n 
Die Stüvejche Denkſchrift. Die Predigereonferenz und Baftor Harms. Einwirkun— 
gen auf den König. Die Niederjächlifche Zeitung. Abweiſender Beſcheid des Königs. 
Die Provinziallandſchaften. Vollziehung des Provinziallandichaftsgeieges. Beſuch 
des Königs in Göttingen. Der König von Preußen und v. Manteuffel in Hanno: 
ver. Stehhans Berhaftung und Flucht. Beſchwerden der Witter bei dem Bundes: 
tage. Der Eeptembervertrag mit Preußen, Gründe, Die Miniiterkrifis. General: 
ordre wegen der Bürgerwehr. Die Landoroftei und das Weicheltiche Blatt in Nien- 
burg. Denffchrift der Negierung gegen die Bejchwerben der Ritter, und der Bun: 
desbeichluß vom 23. Auguft. Krankheit des Königs. Bundesbeſchluß vom 3. Oct. 
Schreiben des politischen Ausichuffes vom 21. October. Anitructionsfchreiben des 
Herin dv. Münchhauſen an Herrn v. Schele. Aufregung im Lande. ge jener 
Zeit auf das Verhältnig Hannovers zu Deutjchland. Naitationen für die Organija- 
tionen. Tod Ernſt Auguſt's. Nekrolog. 


Die Hannoverſche Zeitung vom 28. October veröffentlichte, daß die 
Miniſter die nachgeſuchte Dienſtentlaſſung erhalten hätten, und zwar außer 
Prott, der Generallieutenant und Chef des Generalſtabes war, und v. Dü— 
ring‘, der zum Vicepräſidenten des Oberappellationsgerichts ernannt war, 
unter Penſionsbewilligung und Ernennung als Staatsräthe. Es hieß dann 
ferner: 

„Seine Majeſtät haben ſodann 1) den Cammerrath v. Münchhauſen 
zum Staatsminiſter, Vorfigenden des Geſammtminiſteriums und zum Bor: 
ftande des Minifteriums der auswärtigen Angelegenheiten, 2) den Ober: 
bürgermeifter Dr. Lindemann zum Staatsminifter und zum Vorftande des 
Minifteriums des Innern, 3) den Oberappellationgratb v. Röffing zum 
Staatsminifter und zum Vorſtande des Yuftizminifteriums, 4) den General: 
major Jacobi zum Staatsminifter und zum Vorſtande des Kriegsminifteriums, 
5) den Landdroften Dr. Meyer zum Staatsminifter und zum Vorftande des 
Minifteriums der geiftlihen und Unterrichtsangelegenheiten, zu ernennen 
geruht. 

„Dem Staatsminifter Lindemann ijt zugleich die einjtweilige Leitung des 
Finanzminifteriums von Sr. fönigliden Majeftät aufgetragen. 

„Die ernannten Staatsminijter find heute von Sr. Majeftät in Eid 
und Pflicht genommen, und im Allerhöchſten Auftrage in ihr Amt eingeführt 
worden.” 

Darauf folgte nachſtehende Proclamation: 

„Ernft Auguft, von Gottes Gnaden König von Hannover, Königlicher 

Prinz von Großbritannien und Jrland, Herzog von Cumberland, Her: 

309 zu Braunſchweig und Lüneburg zc. 

„Dir haben Uns veranlaßt gefunden, Unferen bisherigen Minifterial: 
vorftänden die von denjelben wiederholt nachgeſuchte Entlajjung von dem 
Amte am heutigen Tage in Gnaden zu ertheilen. 

„Eingedenk der wichtigen Dienfte, welche die Minijterialvorftände Uns 
und dem Lande in gefahrvoller Zeit geleiftet, haben Wir zu diejer Entlaf- 
fung nur ungern Uns entſchließen können. Um ihren nüslihen Rath für 
wichtige Fälle der Regierung auch ferner zu erhalten, haben Wir viejelben 
jämmtlih zu Mitgliedern Unjeres Staatsrath3 ernannt. 

„In der von Uns getroffenen Wahl der neuen Minifter werden Unjere 
getreuen Unterthanen die Gewähr finden, daß Wir den Gang, welden Wir 
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in der Regierung Unſeres Landes während der Dienftführung der nun ent- 
laſſenen Minifterialvorjtände eingehalten haben, im MWefentlihen nicht zu 
verändern beabjichtigen. Um jo ficherer erwarten Wir, daß Unfere geliebten 
Unterthbanen das Vertrauen und die Anhänglichkeit, welche fie während der 
ſchweren Zeit der letzten Jahre, faft mehr als irgend ein anderer deutjcher 
Stamm, Uns bewahrt haben, auch ferner Unjerer Regierung unvermindert 
bethätigen werden, Dann dürfen Wir, mit Zuverfiht aud hoffen, daß un— 
ter dem Schutze des Allmächtigen es Uns gelingen werde, das Sand duch 
die. nod immer drohenden Gefahren fiher hindurch zu führen, 

Hanuover, den 28. October 1850. 

. ‚Ernjt Auguft.“ 

"Man wußte außerdem, dab nicht nur der König, ſondern auch der 
Kronprinz das ihnen von Münchaufen vorgelegte Programm, das ein Ge- 
beimniß ‚blieb, genehmigt habe. Wenn man dieſe Proclamation geleſen, 
ſo mußte man ſich allerdings fragen: Wenn ein Syſtemwechſel nicht. ein- 
treten ſoll und, nicht nöthig iſt, warum denn ein Perfonenwechſel? Warum 
Perjonen entfernen, welche in allen inneren fragen das Vertrauen des Lan: 
des wie des Königs hatten, in der deutjhen Frage mindeftens das Ver— 
trauen des Königs. hatten, um PBerjonen an die Stelle zu jegen, melde ſich 
dies Vertrauen des Landes erſt verdienen müſſen, melde 1849 weniger 
hannoveriſch und welfiſch waren, als Smed — 
Z3ur Zeit des Miniſterwedfels war ganz Deutſchland erregt, theils durch 
die furbeffiichen Angelegenheiten, theils durch die ſchleswig-holſteinſche Frage. 
Schleswig: Holjtein, von Breußen und Deutjchland verlafien, vom Bunde 
mit einem Bundescommifjair und Bundeserecution bedroht, führte den Krieg 
gegen Dänemark auf eigene Fauft fort, verlafjen von den Diplomaten, ver- 
lajjen von den deutſchen Fürften, die vor noch nicht langer Zeit Gut und 
Blut für, das gute Recht Schleswig: Holiteins zu opfern bereit waren. Die 
ſchleswig- bolfteiniihe Landesverſammlung hatte ſich jhon am 5. October 
mit einem Aufrufe an das deutjche Volt gewendet, das. jeit 18416 ſchon 
großprahleriſche Verſprechungen gemacht hatte und das nicht wenig dazu bei- 
‚getragen ‚hatte, die Schleswig=Holjteiner zu immer erneuetem Kampfe anzu 
treiben. Es bie; in demjelben u. A.: 

„Faſt die Hälfte unferes Landes ift in den Händen eines erbitterien 
Zeindes. Frevelnder Hohn wird dort gegen Geſetz, Recht und Gitte geübt ; 
die Söhne des Landes werden gewaltjam dem feindlichen Heere eingereiht; 
die unerträglichſte Erpreſſung iſt über eine Bevölkerung verhängt, deren ein— 
ziges Verbrechen es iſt, daß ſie feſthaltend an dem alten Rechte ſich unter 
Dänemarks Gewalt nicht beugen will. — Mädtige Cabinette Europas find 
mit dem dänischen zufammengetreten ‚ uns unfer gutes Recht zu entreißen , 
Schleswig: Holſtein einer fremden und feindſeligen Nation für alle Zeit zu 
uberliefern.“ Dieſelbe ſchloß aber: 

„Deutſche Brüder! Das iſt die Lage der Dinge in dem gegenwärti- 
gen Augenblid. Ihr habt zu einer Zeit, wo alle andere Hülfe wih, uns 
nicht verlafien. Wir jprehen Euch den Dant des Landes aus für Alles, 
was Ihr im diejer Zeit für uns gethan habt, für alle Unterjtüßungen an 
Mannihaft, an Geld, an anderen Gaben, 

„Aber an unfern Dank ſchließt ſich — mir wollen es nit verhehlen 
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— zugleih die ernfte Mahnung, daß Deutſchland nicht aufhören möge, die 
Laften des Krieges mit ung zu tragen, die wir zwei Jahre hindurch meit 
über unfern Theil getragen haben. Denn Deutſchlands Sache ift es, die 
bier geführt, feine Ehre, welche bier gewahrt, jeine Freiheit, welde hier 
vertheidigt, jein Recht, welches bier mit Blut bejiegelt wird. Außerordent— 
lihes ift erforderlih, damit der Krieg mit der nöthigen Kraft zum Ziele 
geführt werde, Deutfchlands heilige Pflicht wird es fein, uns ausreichende 

Hülfe zu leiften, fo lange es nod Zeit if. Ein Volt von vierzig Millio- 
nen vermag Großes, wenn ed nur einmüthig will. 

„In unferm Schidjal. wird ſich Deutfchlands Zukunft ſpiegeln. Möge 
jie unſer Baterland hoch emporheben über die Erniedrigung der Vergangen- 
heit und der Gegenwart! Das gebe der Allmächtige, der die Gefchide der 
Völter und Staaten in feiner Hand hält!“ 

— Am 11. und 12. October fand in Hannover auf Einladung des Han: 
noverjhen (Lang II., Behnde, Juftizrath Bremer, Bauermeifter, Gerfting, 
Adolph Meyer‘) und Hamburger Schleswig: HolfteinComitee's, eine große 
Vereinsverſammlung von Freunden Schleswig = Holjteing Statt, der Gabriel 
Rieſſer präfidirte. ES waren über 200° Berfonen verfammelt und Schagrath 
Lang bob die Bedeutung diefer Verfanimlung „in einer Zeit, wo die Nation 
fein anerfanntes Organ, feine Vertretung für ihr Recht und ihre Ehre habe, 
wo ihr jelbit für ihren Schmerz und ihre Erbitterung das Wort fehle (?)“ 
höher hervor, al3 fie in der That war. Nicht die gefaßten Nejolutionen, ſon— 
dern das Beifammenjein jo vieler jonjt in die feindlichen Lager der Demokratie 
und. des Gothaerthums getrennten Männer von den Grenzmarfen wie aus 
dem Herzen Deutfhlands, die bier eine gemeinjchaftlihe Sache vereinigte, 
hatte Bedeutung. Das Auftreten Wippermanns aus Caſſel am zweiten Tage 
gab zu einer ſtürmiſchen Demonjtration für die braven Heilen Gelegenheit. 
Man beſchloß die Einrichtung von wöchentlichen Sammlungen für die Dauer 
des Schleswig. Holjtein’shen Krieges, wie fie im Hannoverfhen und anderen 
norddeutſchen Staaten jchon länger beftanden, indem die Verſammlung 
auf Langs Antrag zu diefem Zwece einen monatlihen Zufhuß von 
200,000 Thlrn. für nothwendig erklärte. Man beichloß ferner die 
Förderung einer freiwilligen Anleihe der Herzogthümer, und fchritt durch 
‚reihe Unterzeihnungen jofort zur That. Weber den Antrag auf Organiſa— 
tion der Marine von Profeffor Zahariä wurde auf Hergenbans Bemer: 
fung des Verbots durch die Unionsverfafjung zur Tagesordnung übergegangen. 

Am zweiten Tage bildete die Erhöhung der Wehrkraft Schleswig = Hol- 
fteins den Gegenftand der Berathung und Beichlußnahme Das hannover: 
Ihe Gomitee, das freilih aus einem großen Theile des Landes Beiträge 
erhielt, hatte Ende October 20,000 Thlr. gejammelt, und mochte im übri- 
gen Sande das Dreifahe bis dahin gefammelt fein, auf Köpfe berechnet 
freilih nod immer wenig, aber unendlih viel gegen das, was aus dem 
mittleren und ſüdlichen Deutihland geſchah.“) Sieht man heute die 


ss Fr Nach einer Bekanntmachung der ſchleswig-holſteinſchen Statthalterfchaft wa— 
ven bis zum 23. November für Die Landesfache eingegangen 1,079,696 Mark, aljo 
etwa 400,000 Thlr. Davon Hatte beigetragen die Stadt Bremen 250,000 Mark, 
wie viel das Land Hannover ift nicht angegeben. Aehnlich verhielt es fich mit der Bei- 
fteuer zur deutſchen Flotte und mag Herr Nanne und die Entbufiaften, welche heute 
von einer deutſchen Flotte burh freiwillige Beiträge träumen, fich daran er: 
nüchtern. Der Zmed der inzwifchen vom Nationalverein ausgegangenen Bewegung 
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Verzeichniſſe der Beitragsgeber an, jo wird man erftaunen über die Bei- 
träge, ‚bie. gerade: von der ärmeren Claſſe ver Bevöllerung, von Handimer: 
fern, Arbeitern geleiſtet wurdaa. Die Städte waren es vorzüglich, melde 
die Beiſteuern aufbrachten, das ‚platte Land und die Bauern betheiligten 
ſich mit wenig Ausnahmen gering: 8. fehlte. dort an den’ vermittelnden 
Organen. Damit fiel aber der Bevölkerung Hannover's aus. 

Der erſte Schritt nun, womit das Miniſterium öffentlich auftrat, ‚at 
an... „November: das Verbot der Sammlungen zur Unterftüßung des. Krie- 
ges. der ‚Schleswig = Holfteiner gegen: Dänemark unter Bezugnahme. auf das 
Bölferreht jowohl, als das Criminalgeſetzbuch Artikel 130. 2..und 3. Die 
Preſſe erhob darüber ein ungemeines Geſchrei und doch warı die Sade jelbft: 
verſtändlich, da mit Dänemark, Frieden. geihlofjen wat: und: die Griminal- 
gerichte das Recht gehabt hätten, von ſelbſt einzuſchreiten. Dazu geſchah 
das Verbot in der mildeften Form, das Geſammtminiſterium kündigte nicht 
nur an, dab es fein Bejtreben fein werde, in Öemeinfhaft mit den übri- 
gen Verbündeten dem Fortgange des Krieges in einer die Rechte und In— 
terejjen des gemeinjamen Vaterlandes wahrenden Weije Einhalt zu thun, fon: 
dern es fprad) offen aus, daß nicht Die Sache, fondern nur die Form Anftoß er: 
rege. — Die Unterftügungen der Berwundeten und Nothleidenden in Schleswig: 
Holjtein und nur dazu beftimmte Sammlungen würden zu den Zumwiderhand: 
Inngen nicht zu zählen fein, erklärte vafjelbe. Das war für die Verſtän— 
digen ‚genug gejagt, und die wöchentlihen Sammlungen geſchahen denn auch 
fortan für die Verwundeten und Nothleivenden in Schleswig: Holitein. -- 

‚Seit Mitte October, ſeitdem die Kunde von der Minifterkrifis in das 
Bolt gedrungen, gab fih in allen Städten und auch vielfadh auf dem plat— 
ten’ Lande eine ungeneine Rübrigfeit fund durch Petitionen und Adreſſen, 
für die Reformgejege bei dem Könige zu wirken, für Erhaltung des Mini: 
fteriums zu bitten. Wo fih die Magijtrate und Bürgerporjteher nicht an 
die Spige dieſer Demonftrationen jtellten, waren es die noch ‚beitehenden 
Vereine, ja an manden Orten lebten vie ſchon eingefchlafenen Vereine wie: 
der auf, um zu diefem Zwede ein Lebenszeihen von fi zu’ geben. Die 
Sprade diejer Petitionen und Adreſſen an den König, von denen bie.öffent- 
lihen Blätter wimmelten, war eine ‚offene, mitunter eine jehr derbe. 

Daß die Organijationsgefege niht nur eine große Wohlthat für das 
Land, fondern das dringendfte Bedürfniß defjelben feien, wurde in allen 
diefen Petitionen ausgeſprochen und in einer großen Anzahl vderjelben wie- 
derholt: Jeder Hannoveraner wifje, daß fein König nie das jage, was 
er nicht wirklih meine, und Nichts verjprehe, was er nicht ehrlich halten 
wolle, und wurde der König an feine Verfprechungen erinnert. Dieje De 
monftrationen famen dem neuen Minifterium zu Gute, zur. Erhaltung des 
Stüveihen Minifteriums kamen fie zu’ jpät. 

In der Refidenz felbit wurde eine Demonftration gemadt. Der Stadt- 
rihter Meißner trug bei dem DMagiftrate darauf an, Stüve das Ehrenbür: 
gerreht zu verleihen und der Magiftrat, dem beijtimmend, feste fich deshalb 
mit dem Bürgervoritehercollegium in Verbindung. Hier ftieß man auf Wi- 








für die Flotte iſt auch nicht ver, eine folche durch Beiträge zu — — ſondern auf 
Preußen zu drücken, daß es deutſch handle. 
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derſtand, da die MWorthalter Lüde, Kius, Stehan, Halenbed und Schläger 
Stüve’3 Verdienfte um die Stadt nicht anerkennen wollten, vielmehr bie 
Vorenthaltung : der eigenen Bolizeiverwaltung und die deutſche Politik 
Stüve's al3 Grund nahmen, dagegen zu opponiren. Dagegen jand der 
Vorſchlag Gerſtings, fämmtlichen abgegangenen Minijtern das Ehrenbürgerrecht 
zu gewähren, den: "Beifalf des Collegiums, ein Vorſchlag, der ſpäter vom 
Magiſtrate abgelehni wurde. 

Vom 8. Rovember an veröffentlichte die Gejehfammlung die Organi— 
fationsgejeße in Beziehung auf. die: Juſtiz; die Drganifation der Verwaltung 
ſollte Modificationen unterworfen werden. Das Land gewann dadurch neues 
Vertrauen zu. dem Könige, wie Vertrauen zu: der Chrlichleit des neuen Mi- 
nifteriumd. Man ſah, die bisher geweigerte Unterjchrift des Königs war 
die erſte Forderung des minifteriellen Programms gewejen und man traute 
Müunchhaufen die Energie zu, auch das B zu verlangen, nachdem das A 
geſprochen war. 

Sehr bedeutungsvoll war aber auch ein Wechſel der äußeren Politik, 

oder „ein abermaliger Treuebruch“, wie die gut gelb-ſchwarze Niederſäch— 
ſiſche Zeitung es bezeichnete, der ſich in Hannover vorbereitete. 
m Die Gründe dieſes Wechſels find bis heute ein Geheimniß; irrt der 
Berfaffer nibt, jo waren die Intriguen des dfterreihiihen Gejandten, Ba— 
ron v. Langenau, nicht ohne Ginfluß, denn wie konnte man zu einer Macht 
Zutrauen hegen, die einem Minifterium, das von vorn herein bis zu ſei— 
nem Ende fo offen und kühn gegen Kleindeutfchland und das Ausjcheiden 
Defterreichs getämpft hatte, al3 das Minifterium Stüve, fo gefliffentli den Un— 
tergang bereitete? Waren es aber allein die inneren Reformen Stüve's, die 
ihm den Haß Oeſterreichs zuzogen, fo mußte das neue Minijterium, da es ja dieſe 
Reformen ins Leben führen wollte, fih nad einem anderen Bundesgenofjen um— 
jehen und diefer fand fih allein in Berlin. Hier hatte man, wie ein Blid auf 
das Gleichzeitige ung belehrt, angefangen, zum Nüdzuge zu blafen, und um dies 
ſen zu verdecken, die unnütze Ausgabe vieler Millionen für die Mobilma: 
bung gemacht. Ohne daß eine Armee hinter ihm geitanden, jagte Herr 
v. Manteuffel jpäter in der Gammer, wäre er nicht nach Dlmüß gegangen. 
Schon vor den Punctationen von Olmütz, gleih nah der Entlafjung von 
Rabowig, wußte man in Hannover, daß Preußen in Bezug auf das Inhi— 
bitorium gegen Holftein und in der kurheſſiſchen Frage ein paſſives Verhalten 
angeboten habe, dab es jih in Wien bereit erklärt habe, die gegenmwärtige 
Union mit ihrer bumdesftaatlihen Berfaffung aufzugeben, und wenn freie 
Eonferenzen über die deutihe Verfafjungsfrage unter öfterreihifhem Vorſitze 
angeordnet würden, inzwijhen den Bundestag beftehen zu laſſen. Zwar 
wollte es das Unionsprincip auch für die Zukunft anerkannt willen, jedoch 
nur auf der Grundlage des Artikel Xl. der Bundesacte, jo daß die Union 
aljo nur mit Bundesgenehmigung ins Leben treten jollte. 

Dadurch, argumentirte man nun in Hannover, verliere jede künftige 
Union allerdings daS Beforglihe und Bedrohende für die Gefammtgeftaltung 
Deutihlands, da eine folde nur dann diefe Genehmigung "erhalten werde, 
wenn ficher gejtellt jei, dah Preußen mit feinem Anhange von Heinen und 
Heinften Staaten innerhalb des künftigen Bundesorgans die Majorität nicht 
jedes Mal fiher habe. 
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Sobald nun aber ‚die Furcht vor ‚Preußen verſchwunden mar , ‚glaubte 
man viel natürlicher, auf Preußen angemwiejen, zu jein,. als wie, auf Deſter 
reich, namentlich wollte man ſich nicht ins. Schlepptau nehmen kafien,. we⸗ 
der in der kurheſſiſchen noch in der ſchleswig⸗ holſteinſchen Sache. iap ji iM 

Wie wäre es aud möglich, geweſen, mit Zruppen, ‚die, noch inet 
der, Seite ihrer „Brüder“ in Schleswig, gefochten, die A Bi, Ne a 
Schleswig Holſtein meerumfchlungen jangen, „jenes Sand. 6 eru bigen ‚gu i 
len? Eine Erecution in Kurheilen wäre ‚aber, noch verhahter gem nie. . 
Auguft hatte itaatsmännijche Einſicht genug, ſich bier, nicht rn einem, & 
reichiſchen Schweife am Hofe verlocken zu laſſen. ” —* 

Detmold wurde freilich don, ‚Frankfurt nicht abberbfen, "aber ; * 
merſtein als Commiſſair in der hoiſteiner, Sache vorthin gelende er, 5 
ihäftsträger am Wiener Hofe, Graf A. v. Blaten, wurde, wenn nicht a 
berufen, doch nad Hannover berufen , „um. Inftructionen, zu empfa 

Die Hoffnung der liberalen und demotratifchen Blätter, ‚Hannover, * 
wie Braunſchweig es erklärt, oͤſterreichiſchen Truppen en urd 
Schleswig - Holjtein verweigern , war, an ſich, jo „oft die Nadıri Ei we 
erholt wurde, unmwahricheinlth und erwies jich unbegründet, | reu⸗ 
ßen gegen biefen Marih nichts zu erinnern hatte, was —— * 
tönnen? Obgleich dieſe Argumentation ‚von der Hannoverſchen et gle ji 
jam zur Rechtfertigung des Minifteriums des Weiteren ausgefüh tt, murde, 
fand, fie doch weder in der Prejje, noch bei der Benölferung Geltung, viel⸗ 
mehr waren es hauptſächlich die Bürgerivebren der größeren Städte, bi Aut ” 
Magiftrate und Bürgervorfteher, und viele Wolfsvereine, ‚welche nde d 
Monats das Gefammtminifterium baten: den Durchmarjch der Grecutig 
truppen durch das Königreich abzuwenden, hannoverſche Truppen zu ie 
Zwecke nicht zu beordern. Die Stimmung der Conſtitutionellen yra 
damals aus in einem Briefe Dahlmanns an die Gonftitutionelle,, ie 
Es hieß darin: „Wenn die Schleswig Holjteiner und die Kurhe en dem 
Verderben überliefert werden, und Preußen, was der Himmel guädig er⸗ 
hüte, dem zuſieht, ſo wird eben damit erklärt, dab feine, auch beſchworen⸗ 
deutiche Verfaſſung eine andere Verbürgung babe, als die Willkur ‚des ie 
desmaligen Herrſchers — und das deutſche Volk weiß, woran es ift." 

„Dies Mal findet fein Irrthum, keine Beihönigung irgend Statt, Red⸗ 
lichkeit und Ueberzeugungstreue werden der nimmerſatten Gier nad Unums 
ihränftheit zum Dpfer gebracht.” 

„Und die Folgen? Laſſen Sie mich immerhin wiederholen, was ich in 
finfterer Ahnung ſchon vorig Jahr an einem anderen Orte ausfpradh: Ich 
rühme mich keiner Prophetengabe, allein ich ſpreche ohne Scheu aus, 
was mein inneres Gemüth mir jagt: „Sollte dieje große Bene: 
gung an dem Uebermuthe der Könige von Napoleons Gnaden 
iheitern und das Heil unjeres Volkes ſich noch einmal zur 
Nebenjahe verflühtigen, jo hemmt, wenn es abermals flu- 
tbet, fein Damm die wilden Gemäfier mebr und der Bande- 
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N, gu der Selten für Norbdeutichland Nr. 233 vom 21. November 1850 ab- 
ge 
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gewölben ihrer Dynaſtieen aufjuhen müſſen.“ — So wie Dablmann 
ſchrieb, dachten damals in Deutſchland taufend und aber taufend Seelen; 
er hatte, mie jchon einjt dem Gefühle Worte gegeben, die leider da ver- 
ballten, wo fie hätten erſchüttern ſollen. 

Am 20. November jtarb in Hildesheim der Juſtiztath Lüntzel, ein all— 
ſeitig geachteter Patriot, den ſchwere Krantheit in dem letzten Jahre vom 
öffentlichen Leben fern gehalten batte. Das feierliche Leichenbegängnih fiel 
zuſammen mit der Inthroniſation des neuen Biſchofs von Hildesheim, die 
durch größartige Prunkzüge des Clerus gefeiert wurde. Der neue Biſchof 
Eduard Jakob aber predigte, oder vielmehr „Gott jprab aus ihm“, nur 
durch die chriſtliche Religion könne das wahre Wohl des Staates begründet 
werden, wozu Herr Petri und Genoſſen in Hannover und Osnabrüd Amen 
jagten. 

Eine nicht unwichtige Verordnung hob am 24. November die Beitim- 
mungen des Patents vom 3, Juli 1841, die Commiffion zur Beglaubigung 
ver Unterfehrift des Kronprinzen, wieder auf und führte eine leichtere Weije 
der Beglaubigung ein, indem die Aufnahme eines Protocols durd einen 
det, ‚Generaljecretaire genügen jollte. Dieje Erleichterung des wichtigſten 
aller Act, auf dem ſchließlich die geſammte Gefeßgebung und Erecutive be- 
rübte, melde jeder Garantie entbehrte, follte durch Bezugnahme auf die 
Miniflerverantwortlichfeit gegen das Land gleichfam gerechtfertigt werden. Wie 
aber, wenn diefe Minifterverantwortlidkeit hinwegoctroyirt oder ſonſt befei- 
tigt wurde? 

Am 30. November veröffentlihten die Zeitungen einen Aufruf zur Un: 
terftübung der verabjchiedeten zweihundert heſſiſchen Offiziere, im Anſchluß an 
den Aufruf des Gafjeler Hülfscomitee’s vom 9. November. Derjelbe war 
unterzeichnet vom Hauptmann a. D. Bacmeifter, Kriegsbaumeifter Ebeling, 
Schagrath Merkel, Stadtridter Baldenius, Fabrikanten ©. Egeſtorff, Schul: 
director A. Telltampf, Hofagent K. Berend, W. G. Glahn, Dr. Wagener, 
Senator A. 8. Bruns, Generalconful Hausmann. In Dsnabrüd folgte 
ae ein gleiher Aufruf von Banquier Breufing, Banquier v. Gülich, 

W. Schwarze, Senator Gosling, Brickwedde J., Bäder Dreinhöfer, Fa— 
brifant Wefterkamp , Kaufmann Hoberg. In anderen Städten folgte man, 
obgleich das Intereffe viel lauer war, als bei der nationalen Sache Schles- 
wig- Holfteins. a famen nun an die demofratifhen Vereine, an die 
Arbeitervereine u. j. w., die Forderungen von Sammlungen für die polis 
tiſchen Fluchtlinge in ver "Schweiz ,‚ Sranfreih und England. Nebenbei va- 
girten eine große Menge theils wirklicher, theils ein Geihäft aus dem Dinge 
machender, politiſcher Flüchtlinge herum, zu denen ſehr bald noch die Un— 
garn famen, um perjönlih die Mildthätigkeit eines Jeden in Anfpruch zu 
nehmen, der im Geruche der Freiſinnigkeit ſtand. 

J Wahr nd fo ein nicht unbedeutender Theil der Aufmerkſamkeit und Kraft 
des Volkes” den Hülfscomitees zugewendet war und der Entwidlung der 
Dinge im Lande felbjt entzogen wurde, griff das Minifterium die jchwie- 
rigite aller Organifationsarbeiten an, die der Provinziallandihaften. 

Dafjelbe erließ am 26. November an alle Provinziallandichaften gleich: 
lautende Schreiben, welche denjelben die Stüveſchen Grundzüge der Orga— 
nifation der Provinziallandihaften, wie fie von den Ständen genehmigt wa— 
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ren, mittheilten und fie aufforderten, ſich über bdiefelben bis zu Mitte Ja- 
nuar 1854 zu erklären. Es war darin gejagt, daß es nöthig geichienen 
hätte, jih des Einverjtändnijjes, der allgemeinen Stände ‚zu dieſen Grund— 
jügen wegen ber dadurch herbeizuführenden .innigen Verbindung derſelben 
mit dem gefammten Verwaltungsorganismus, zu verſichern. Es haben da- 
durh indeß die den Brovinziallandihaften. verfafjungsmäßig: zuſtehenden 
Rechte der Mitwirkung keineswegs ausgeihloffen oder auch nur geihmälert 
werden jollen. Die Grundzüge hätten die fünftige Organifation: nur in all: 
gemeinen Umriſſen darftellen fünnen, ihre Durchführung. werde ein ‚genaues 
Eingehen auf die verfchiedenartigen Berhältniffe der einzelnen Landſchaften 
erforderlich machen, und dazu ſeien die Provinziallandſchaften vorzüglich ge- 
eignet. Um diejelben indeß nicht Über. die vorläufige Anſicht des Mini- 
ſteriums in Zweifel zu laffen, werde: ben Landſchaften ein landesherrlicher 
Commiſſarius beigeordnet werden. Thunlichjte Beichleunigung jei zu empfeh— 
len unter Hinweifung auf den im vorigen Gapitel erwähnten: ſtändiſchen Be: 
ihluß. Die Hoffnung der Stände zu der Umficht und: dem: Patriotismus 
der gegenwärtigen Provinziallandihaften werde au von der Regierung gr 
theilt u. |. w. *). 

Man fieht, das Minifterium faßte die Sade mit den zarteſten —* 
gern an. Da alle Hauptgeſchäfte der Provinziallandſchaften im Laufe der 
Jahrhunderte aber in die Hände der größeren oder kleineren Ausſchüſſe über 
gegangen waren, in denen beinah überall die Ritter daS Uebergewicht hatten, 
jo daß den Landfchaften jelbit nur eine Genehmigung und das Wahlrecht 
zu verſchiedenen Stellen und Sinecuren blieb, ſo kam auch dieſes Schreiben 
zuerſt in die Hände der Ausſchüſſe und ſchon bier wurde ber Widerſtand 
gegen die Regierung vorbereitet und organiſirt. 

Mitte December bereiteten ſich in allen Ausſchüſſen der verſchie denen 
Provinziallandſchaften ſchon die Proteſtationen und Reſervationen vor, mit 
denen man das Schreiben der Regierung empfing; ſo beſchloß der en- 
gere Ausſchuß der Hoyaifhen Provinziallandihaft, den Broteft auf drei 
Puncte zu richten: 

1) daß die vom königlihen Minifterium geſetzte Erflärungsfrijt zu eng jei; 

2) daß dem $ 33 entgegen die Angelegenheit mit den allgemeinen 
Ständen zuerjt jhon berathen worden; 

3) daß die beſtehende Verfaſſ fung der Provinziallandichaft ohne deren 
Zuſtimmung durch die allgemeine Gejeßgebung geändert werben jolle. 

Der Ausſchuß der Galenbergihen Landihaft erklärte, auf commiſſariſche 
Verhandlungen eingehen zu wollen, daß die Landſchaft aber auf das Be: 
jtimmtefte das Recht der Zuftimmung zu ihrer künftigen Berfaffung in An- 
jprud nehme. Die Stäbtecurie erklärte freilich, fie habe die Vorſchläge der 
Regierung mit Dank angenommen. Die Dftfriefen durften fih mit Recht 
auf den $ 74 ihrer Verfafjung vom 6. Mai 1846 berufen, ba * ihnen 
unzweifelhaft das Zuſtimmungsrecht zu Aenderungen zuſprach; ihre Berwah- 
rung vom 18. December war daher die begründetſte, aber auch beſcheidenſte. 


— — — 


*) Das Schreiben uns fih u. U. abgebrudt in dem dev Rittterichaft ber ür: 
ſtenthuͤmer Galenberg, a. © Grubenbagen von ber Univerfität Berlin ertheil- 
ten Rechtsgutachten. Anlage IV 
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Es waren indeffen von Defterreih und in Preußen die Einladinigen zu 
den freien Conferenzen nah Dresden erfolgt und benupteit dies die größe 
ren Städte, nah dem Vorgange eines in Lünebutg auf Grumbrechts Antrag ge: 
faßten Beichluffes, das Minifterium und den König an die Bundesbeſchlüſſe 
vom 30. März und 7. April 1848 zu erinnern und das Verlangen nad 
einer Bertretung des Volkes bei den Bunde zu erneuern. Nach Dresden 
reif’ten. Herr v. Mündhaujen und der Gabinetsrath v. Schele Die März: 
minifter famen in Bielefeld zufammen , um die Stellung, welche fie zu ih: 
ren Nachfolgern, namentlich‘ in den Cammern einzunehmen hätten und wie 
fie das eigene Werk etwa no ſchüßen und retten könnten, zu beräthen. : 

Sp. trat man in das neue Jahr. Dieſes brachte zunächſt die Deiter: 
veiher, welche zur Beruhigung Schleswig-Holjteing  durd das Land zogen: 
Der Volksverein zu Hildesheim forderte zur freundlichen Aufnahme auf, auf 
ven nahenden Tag der Sühne vertröftend, wo ein Kelch zum großen Völfer- 
liebesmahl geſchwungen werde, 

Verſchiedene Nenderungen in der Prefje möchten hier zu bemerfen fein. 
Die Hannoverihe Zeitung erhielt neben A. Meyer einen Chefredacteur in 
der Perſon des früheren Paſtor Jürgens, als Parlamentsmitglied durch die 
Herausgabe. der fliegenden Blätter befannt, der damals ſchon den eriten 
Band feiner. Gejhichte des deutſchen Verfaſſungswerkes herausgegeben und 
daburd gezeigt hatte, daß er aus einem alt Liberalen ein entſchiedener 
Haſſer mindeitend alles Strebens nad preußiſcher Machtvergrößerung, ein 
Feind Gagerns und der Gothaer, ein gut Conjervativer und Defterreicher 
geworden war. Mber er war zugleich ein jehr ſcharfer Beobachter, er war 
in die Geheimniſſe aller politifchen Parteien tief eingedrungen und ivie jener 
Diplomat ein dreimal aus dem Wafjer gezogener war, fo war er ein mit 
allen Hunden gehetzter Journaliſt mit ſcharfer bittergalliger Feder, der jeine 
Aufgabe darin zu finden ſchien, die leitenden Gedanken der Reaction, wo 
fie aud immer auftaudten, zu fammeln, damit feiner verloren gehe für 
das Land Hannover. 

Die Zeitung für Norbdeutihland, im Eigenthbum der Gebrüder Jänede 
und Strad aus Bremen (der den Antheil der früheren Bremer Zeitung ver— 
trat), ging in die Redaction Ehrenreich Eihholg’ , eines früheren Mitredac: 
teurs der Nationalzeitung, über. 

Al Hannoverſche Preſſe erſchien täglih, außer Sonntags, zwei Mal, 
unter der Nedaction von Freefe, welcher den deutſchen Theil und H. Har- 
298, welcher den auswärtigen Theil beforgte, ein neues Blatt, das eine 
entjhiedenere demofratiihe Färbung annahm. Es erjchienen im Oanzen 
77 periodiſche Blätter, von denen 16 die Verbreitung politifher Nachrichten 
zu ihrer Hauptaufgabe hatten, während von den übrigen 61 dreizehn we— 
jentlih wiſſenſchaftlichen Inhalts, die anderen 48 aber aus amtlihen und 
nihtamtlihen Intelligenz⸗, aus Unterhaltungss und fonftigen Blättern be: 
fanden, welche entweder gar nicht, oder nur gelegentlih, etwa in einem 
wöchentlichen. Ueberblide oder in Naifonnement3 über einzelne Greigniffe, 
mit der Politik fi bejhäftigten. Bon den eigentlih politifhen Blättern 
gehören 8 den größeren täglich erſcheinenden Zeitungen an. In Hannover 
jelbft erſchienen 25 Blätter, darunter 5 politifche. 

Das alte Jahr hatte den Hannoveranern eine große Lehre gegeben. 
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Die Macht der allgemeinen Ständeverjammlung, die aus freier Wahl 
des Volkes hervorgegangen war und die fih in allen Hauptpuncten auf das 
Bolt jelbjt ftügte, verbunden mit dem Einflufje eines Minifteriums, das ein- 
trächtiglich zuſammenhielt, das für feine von der Krone dem Volke freiwil: 
lig verheigenen Reformpläne das Wort des Königs und die Zuftimmung des 
Kronprinzen hatte, war Nichts, erwies fih ald madtlos der Macht gegen- 
über, die neben dem Minifterium und den Ständen durch den Abel auf 
den Thron ausgeübt wurde. 

Freilih wollte das neue Minifterium im Wejentlihen vdenjelben Weg 
gehen; freilich batte daſſelbe Bedingungen geftellt und zugejagt erhalten. 
Aber waren nicht auch dem Minifterium Stüve-Bennigſen folde Zujagen er- 
theilt? Wo lag die Bürgihaft, daß nicht aud diefe Zufagen widerrufen, 
mopdificirt, bejhränft würden, daß man nicht auch gegen dieſes Minifterium 
intriguirte? War es, nahdem man einmal fo viel Terrain gewonnen batte, 
nicht möglich, nod mehr zu gewinnen und fonnten die geborenen Beſchützer 
der Krone den König nicht vor der „anarhifhen Monarchie“, wie die Bre- 
mer Zeitung die Organijationen nannte, felbit gegen jeinen Willen reiten? 
Und wenn Ernjt Auguſt nun gar ftarb? Wie es am kronprinzliden Hofe 
ausjah, davon giebt die Anlage XL. wenn fein ganz vollftändiges, doch 
ein ungefähres Bild. Es hatte ſich jeit 1849 wenig verändert. 

Die deutihen Angelegenheiten ftanden zu Anfang des Jahres 1851 
noch um funfzig Procent trauriger, als im Anfang des Jahres 1850, wo 
man doch noch einige Hoffnungen hatte, daß die Regierungen unter ji den 
Willen und die Macht hätten, die PVerheißungen von 1848 mindeftens in 
einzelnen Buncten zu verwirklichen. 

Die Minijterialconferenzen waren am 23. December im Brühlſchen Ba: 
lais durch eine Rede des öſterreichiſchen Minifterpräfidenten eröffnet. Fürft 
Schwarzenberg erklärte die Bundesverfaffung für vortrefflih und bezeichnete 
nur die Stärkung des monachifhen Princips als eine Aufgabe der Revi— 
fion. Schon bei der Bildung der Commifjionen, deren Vorſchlag von De: 
jterreih ausging, erlitt Preußen eine geboppelte Niederlage und zeigte ſich 
Herr v. Manteuffel dem öfterreihifchen Diplomaten nicht gewachſen, was ji 
mehr ofjenbarte, als beide Diplomaten, von Berlin zurüdgefehrt, das Sie- 
bener und Neuner Project (jieben Staaten mit 9 Stimmen) ver fünftigen 
oberften Bundesbehörde, des Plenums, als ein ſolches vorlegten, über das 
ih die beiden Großftaaten geeinigt hätten. Dann kam das Elfer Project. 

Doch e3 kann nit unjere Aufgabe fein, die diplomatiihen Schadhzüge 
bier weiter zu verfolgen, wer Belehrung fucht, verweijen wir auf die 1851 
bei Veit in Berlin erfhienene Brodure: Die Dresdener Conferenzen. 

Die Unfähigkeit der deutihen Fürften, ſich unter einander zu einer 
den Volkswünſchen und ihren Verheißungen angemefjenen, beinah naturnoth: 
wendigen neuen Berfafjung zu vereinbaren, zeigte ſich glänzend. 

Die Königreihe drangen auf erweiterte Machtjtellung, auch auf Volks— 
vertretung bei dem Bunde, wobei e3 vielleicht Hannover am Ehrlichiten 
meinte. 

Preußen, als es ſah, daß mit feinem Fünferproject weder bei Defter- 
reich, noch bei den Königreichen durchzudringen fei, und das etwas fpät eins 
ſah, wie alle anderen Projecte jein Anjehen und jeine Macht nur im 
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hohen Grade ſchwächten, begab fih auf die Nüdzugslinie der Bundesver— 
fafjung, al3 der einzig möglihen Bafis der Zukunft" Deutſchlands. Wozu 
der Ummeg über Olmüs und Dresden’ nah Frankfurt, iſt ein — des 
Herrn v. Manteuffel geblieben. 

Die Cammern traten am 12. Februar wieder zufammen. Vom Könige 
waren die Staatsminifter v. Röſſing und Jacobi für die zweite Cammer 
ernannt. Lindemann und Meyer waren wieder erwählt, eben fo der beför- 
derte Buß, für Thiermann , welcher refignirt hatte, trat Dr. Edel aus 
Beine ein, für. den Oberförfter Wißmann deſſen Bruder, ver Dr. phil. Wiß- 
mann zu Wihmannshof, für den ausgetretenen. Juſtizrath Pagenjteher war 
Stadtrichter Wefterfamp für Dsnabrüd gewählt, deſſen Vollmacht, weil ihm 
die Funetionen eines Staatsanwalts proviſoriſch übertragen waren, zwar 
angegriffen, aber von der Majorität beftätigt wurde. Für v. Bangerom 
trat Dr. Metjer aus Emden ein; für Dannenberg trat Obergerichtsrath 
Lichtenberg, im 39. Wahlbezirte Obling , Paſtor Niedmann für Goslar ein, 

In die erfte Cammer traten neu ein: Herr Geheimer Regierungsrat 
Bening, DOberjtaatsanwalt Bacmeijter, Oberlehrer Weſtermann, Landiwirth 
Hinrihs und Ganzleidirector v. Bothmer. Die Wahl Braun’s für die 
Lehrer wurde von der Regierung beanjtandet, die erjte Cammer erklärte vie 
Wahl für ungültig, die zweite für gültig, auf authentijhe Jnterpretation 
des $ 37 des Gejehes vom 5. September 1848 dahin dringend, daß die 
Mählbarkeit zur erſten Cammer, joweit nicht von den großen Grundbefigern 
die Rede fei, nicht weiter zu bejchränfen jei als die der zweiten Cammer. 
Diejer von Stüve jelbjt gejtellte Antrag hatte den ausgeſprochenen Zwed: 
es möglib zu machen, vdiejenigen geiltigen Kräfte, deren Gegenwart 
von Seiten der jorgfältig bejtimmten Wähler gewünſcht werde, aud in ver 
eriten Cammer entſcheiden zu laſſen. Als viejer Beſchluß zweiter Cammer 
in der erften zur Berathung kam, ſprach Münchhauſen die Drohung aus; 
„Die Regierung babe zwar nicht die Abjiht, in gegenwärtiger Verſammlung 
Ihon mit Anträgen auf Verfaffungsänderung hervorzutreten; wenn aber ver 
vorliegende Antrag angenommen würde, jo glaube die Regierung fi nicht 
im Stande, dem Drängen von anderer Seite auf Abänderung der Berfaf- 
jung im entgegengejegten Sinne widerjtehen zu können.“ In Folge diefer 
Aeußerung wurde der Antrag verworfen. — Braun refignirte und jein Er- 
jagmann Karmarſch wurde berufen. Bei der Präfidentenwahl maßen fi 
die Kräfte der Parteien, Windthorft erhielt 38, Elliſſen 33 Stimmen, 
auch bei den an zweiter Stelle zu Bräfentirenden unterlag derjelbe gegen den 
Regierungsrath Böhmer, wurde dagegen am folgenden Tage, mit 66 gegen 
2 Stimmen zum Bicepräfivdenten gewählt. Diefe beinah einjtimmige Wahl 
erklärt jih aus drei Urſachen, theils wählte vie Rechte aus Courtoijie den 
alten Bicepräfidenten, theils deshalb, weil es feine Antipathie gegen El: 
liſſen gab, endlich aber in dem Bewußtſein „daß es jetzt nicht mehr den 
Streit in der Cammer gelte, ſondern daß ein gemeinſchaftlicher Feind, die 
Nitterfhaften, die überall ſich offen gegen die allgemeine Ständeverfammlung 
zum Kampfe rüfteten, und der geheime Feind, der neben den Minijtern als 
Einfluß einer unbefannten Macht auf den Thron fih geltend made, ge: 
meinſchaftlich zu befämpfen jei. 

Was die ftändifche Thätigkeit betrifft., jo fnüpfen wir dieſe am — an 
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das Schreiben der Regierung vom 15. Februar die deutfhe Frage betreffend. 
Der Hauptinhalt deſſelben war etwa folgender: 

Für das Verhalten der hannoverjchen Regierung in der deutihen Frage 
ſei immer das entjcheidend gewejen, was jie für beftehendes Recht erkannt, 
d. h. der Inhalt der Grundgejege und Beichlüffe des deutſchen Bundes (mit 
Ausnahme der rechts- und verfajjungsmäßig bejeitigten Ausnahmsgeſetze), 
die Erfüllung verfallungsmäßiger Zujagen in jich aufnehmend,. In den Jahren 
1848 und 49 ſei dem in feiner grundgejesliden Unauflös:- 
barfeit alljeitig anerfannten deutihen Bunde das Organ feines Gejammt- 
willens genommen. Das Bedürfnik nach einem ſolchen habe die Beſchickung 
der am 10. Mai v. J. zujammengetretenen Bundesplenarveriammlung und 
der am 2. September eröffneten Bundesverfammlung herbeigeführt, jedoch 
unter der feierliden Verſicherung, daß zu den frühe: 
ren Zuffänden und Formen als legtem Zmwed nidt 
zurüdzufehbren jei, fondern Daß die Bundesverfaj- 
jung eine dem Bedürfniß der Zeit entjpredende 
Umgeftaltung erleiden müfje In diefer Lage babe das ges 
genwärtige Minifterium die Negierung übernommen, Die Gefahr eines gänz— 
liben Bruches jei drohender geworden. Gin benachbarter Staat im Süden 
babe den beflagenswerthen Anblid eines völligen Zerwürfniſſes zwiſchen Lan— 
desherrn und Unterthanen geboten. Dem Einſchreiten des Bundes jei ein 
Dritter direct entgegengetreten, Die verlangte bewujinete Dazwifchen- 
funft Hannovers ſei von dieſem verweigert worden. Im Norden habe ein 
deutſches Bruderland gegen feinen rechtmäßigen Landesherrn in Waffen ge: 
ſtanden. Für Hannover habe es ſich dabei um Erhaltung des Friedens und 
Miederberitellung des Nechtszuftandes in Deutjchland gehandelt. In dem 
Feithalten am Nechte habe die jegige Regierung eine Stüge in dem Antrage 
der Stände vom 16. Januar v. %. gefunden. Die Negierung habe die Laft 
der Mobilmahung dem Lande eripart und hohe Befriedigung empfunden, 
als an die Stelle der drohenden Zerwürfniife zwiſchen Deutſchlands Groß— 
mächten, an die Stelle einer Zeripaltung zwifchen Süd und Nord, freund: 
lihe Verjtändigung getreten jei. Hannover beharre bei dem bejtehenden Bun— 
desrechte. In der Inftruction der Bevollmächtigten in Dresden babe die 
eigene Sorge der Regierung für Erhaltung ertheilter verfafjungsmäßiger Zu: 
jagen einen Ausdrud gefunden. Mit Beitimmtheit jet der Anerkennung ver 
Ausnahmsbeihlüffe die Zuftimmung verfagt. Schließlich erfolgte noch ein: 
mal eine Recapitulation deſſen, was die Regierung in Bezug auf heſſiſche 
und holjteinijche Angelegenheiten getban und nicht gethan babe, nämlich daß 
fie jih von der Theilnahme am materiellen Einſchreiten in Heſſen fern ges 
halten — die Verpflichtung eines geichlojfenen Friedens anerkannt, und auf 
Wahrung der Rechte Deutjchlands auf Grundlage des Bundesbeſchluſſes von 
1846 gehalten habe. 

Es fand diefes Schreiben nur bei dem Budget eine imdirecte Erledi— 
gung und Erwiederung. Die zweite Cammer lehnte, als das Schreiben 
am 4. März auf der Tagesordnung ftand, einen Antrag Elliffens : 

„Rönigliher Negierung zu erwiedern: indem Stände es beflagen, daß 
die Föniglihe Regierung laut ihrer Erklärung in der Lage gemwejen, der 
Theilnahme an der verjuchten Reactivirung der aufgehobenen deutfhen Bun- 
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desverjammlung ſich nicht entziehen zu können, indem jie ferner über die 
von der genannten Berjammlung veranlaßte bewaffnete Unterftüßung eines 
notoriſchen Rechts- und Verfaſſungsbruchs in Kurheſſen, jowie über den 
Durchmarſch einer jogenannten Bundeserecutionsarmee durch das Königreich 
zur Förderung der Gewaltmaßregeln Dänemarks gegen die Herzogtbümer 
Schleswig: Holjtein,, ihr der tiefen und allgemeinen Mißftimmung des Lan- 
des über dieſe Vorgänge entjprehendes Bedauern ausdrüden, jehen fie, in 
Ermangelung der zur Feltitellung eines Urtheils erforderlichen nähern und 
actenmäßig belegten Auskunft über das Verhältniß der föniglichen Regierung 
zu den berührten Borgängen, vorderhand fih außer Stande, auf das 
Schreiben des Gejammtminifterii vom 15. Februar, die deutihe Frage be- 
treffend, die gewünſchte Nüdäußerung zu ertbeilen. Sie müjjen 
vielmehr, bis auf weitere Mittheilungen, fih auf das Geſuch beſchränken, 
tönigliche Regierung wolle, in Gemäßheit des ſtändiſchen Vortrags vom 
16. Januar 1850, nad Kräften dahin wirkten, das balvigft nad einem 
das Vertrauen des Volks verdienenden Wahlgejege eine allgemeine deutjche 
Nationalvertretung berufen, daß auf dieſem Wege der unbeilvollen Herrihaft 
der Gewalt und Zwietracht, welcher Deutſchland gegenwärtig preisgegeben 
it, ein Ziel gejegt und durch die Heritellung eines geordneten Nechtszujtandes , 
wie jie den Bundesbejchlüffen vom März und April 1848 und den dama— 
ligen feierlihen Zuſagen jämmtliher deutſchen Negierungen entſpricht, 
dem gänzlihen Ruin des Vaterlands vorgebeugt werde.” — bei na— 
mentliher Abjtimmung mit 43 gegen 31 Stimmen ab, nämlich die der 
Abgeorpneten: Adides, Ablborn, Bojunga, Brammer, Düffel, Edels, 
Elliſſen, Freudentheil, Gojjel, Groß, Grumbredt, Hinke, v. d. Horit, 
Kaulen, Köhler, Krönde, Lang I., Lang H., Senator Meyer, Münfter , 
Obling, Oppermann, Pfaff, Reefe, Richter, Nöben, Nobrmann,, Schläger, 
Schlüter, Siedenburg, Wißmann. Die äußerfte Linke: Bueren, Detering, 
Gerding, Weinhagen jtimmten dafür, das Schreiben zu den Acten zu neh: 
men, weil fie die Weberzeugung hatten, dab die Frage nicht in Parlamen— 
ten, fondern auf einem ganz anderen Felde ausgemaht werde, Man hoffte 
von diefer Seite viel von der republifanischen Partei in Frankreich, die über 
Louis Napoleon und die Nationalverfammlung lache und die Verbindung 
mit Jtalien, Ungarn und Deutſchland juchen werde, — Aufgeräumt wurde 
in Franfreih bald darauf von anderer Geite, 

Bei dem Budget erklärten Stände: „Wie fie nach den ertheilten Zu: 
jagen jiher erwarteten: 

„daß die königlihe Regierung mit allen ihr zu Gebote ſtehenden Mit- 
„teln vor Allem auf die verheißene Repräfentation des deutſchen Volkes 
„bei der Gentralgewalt binwirlen werde. 

„Und da außerdem die Stellung Deutjchlands gegen das Ausland , feine 
Sicherheit und Ehre jowohl wie jeine handelspolitiihe Bedeutung und Wohl- 
fahrt, wejentlid mit bedingt ift vurc die Erhaltung und das Wachsthum fei- 
ner Flotte, Hannover aber wegen jeiner Küftenlage bei deren Erhaltung und 
Förderung vor Allem betheiligt it, ſo erſuchen Stände die fönigliche Regierung: 

„mit allen ihr zu Gebote jtehenden Mitteln für die Erhaltung und 
„Entwidlung der deutihen Flotte zu forgen, und erklären fie fich bebuf 
„Erreichung diejes Zwedes zu angemejjener Beihülfe bereit.” —* 


324 


Die deutihe Frage fam zwar noch bei einer anderen Gelegenheit zur 
Discuffion, als es fih darum handelte, was mit. der Eingabe des Schatz— 
collegiums gemacht werden jolle, welches den Ständen Nachricht gegeben hatte 
von jeiner Verwahrung vom 2. October v. J. gegen die Rechtsgültigkeit 
des Bundesbejchluffes vom 21. September, und einer Nüdäußerung des Ge— 
fammtminijteriums vom 12, October, weldes in der Verwahrung eine Com: 
petenzüberfchreitung erblidte, da der Bundesbeihluß vom 21. September 
in Hannover nicht publicirt jei, eine verfaſſungswidrige Aufhebung der 
Verfaſſung daher überall nicht vorliege. 

Die erjte Cammer hatte beſchloſſen, diefe Anzeige zu den Acten zu 
nehmen , die zweite Cammer bejchloß dagegen, auf den Antrag Lang Il., 
am 26. März fi die Verwahrung des Schagcollegiums anzueignen und jolche 
zu wiederholen. Der Beichlus war nad heftiger Debatte gegen Linder 
mann, die Erminifter, Böhmer u. A. bei namentliher Abjtimmung mit 
39 gegen 32 Stimmen gefaßt. Stüve jebte namentlich auseinander, daß. 
man in Hannover nie einen ftändifhen Ausſchuß gewollt habe, weil diefer 
jo leiht an die Stelle der Regierung oder an die Stelle der Stände jelbit 
trete, daß daher die Befugniſſe des Schabcollegiums jehr beihränft jeien, 
wie ſich dies aud aus der Entjtehung des Landesverfafjungsgejeges im Jahre 
1840 erkläre, während 1848 daran nichts geändert fei. Auch müſſe man 
zwiichen dem Bundestagsbejhluß vom 241. September und deſſen Motiven 
unterfjpeiden, in welden allein das Gefährliche liege. — Die Oppoſition 
erhob über diejen Sieg, der ihr etwas jo Seltenes geworden war, ein. un- 
gemeines Jubelgejhrei, jedenfalls zu frühzeitig, denn al$ am 28. März 
ver Beihluß zweiter Cammer in der eriten auf die Tagesordnung kam, 
wünſchte der Minijterpräfident Ausjegung, indem er äußerte: aus den Ber: 
bandlungen zweiter Cammer gehe hervor, daß die Regierung den fraglichen 
Beihluß als mit der Verfaffung im Widerſpruch jtehend betrachten müfje. Wenn 
daher dieſer Beihluß hier angenommen werde, jo werde die Regierung mit 
einer Auflöfung zweiter Sammer antworten müſſen. Das hätte möglicher Weife 
bingereiht, die erjte Cammer jofort zu vermögen, den Beſchluß abzulehnen, 
denn die erite Cammer bejtand in der That, wie die „A. U. 3.” einmal. 
ausführte, aus vier Elementen, einem der Regierung ergebenen Theile, 
einer jehr fleinen Fraction, die im Sinne der Ritter gegen die Miniſter 
anfämpfte, einer hauptjählid von Wyneden geführten liberalen Fraction, 
und einer indifferenten, geiftesträgen oder geiftesihwahen Menge, die im— 
mer, jobald fie ji bewußt wurde, warum es jih handle, zu der Regie 
rung ftand, die dazu aber erſt bejonders aufgewedt werden mußte. Dazu 
reichte nun aber ein jo einfaches Wort, als der Minifterpräjivdent es geipro= 
hen, eben nicht bin, wenigitens war das möglih und man wollte dies Mal 
fiher geben. Deshalb mußten diefe AIndifferenten erjt durch einen gehar— 
niſchten Artikel der Hannoverihen Zeitung, und einige ähnliche Artikel des - 
Hamburger Gorrefpondenten und anderer von minifteriellen Federn bedienten 
Blätter aus ihrem Halbſchlafe aufgerüttelt werden. Vorberathende Verſamm— 
lungen für dieje Kreife waren nicht angeordnet, überhaupt überließ die Re— 
gierung ihre Unterftügung in erjter Gammer der Tactik einzelner ihr anhän— 
gender Cammermitglieder. So fam es denn, da fpäter wichtigere Fragen 
drängten, überall uiht zu einem ſtändiſchen Beſchluſſe, vielmehr war es die 
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Oppoſition, welche die Discuſſion von der Tagesordnung fern hielt, nachdem 
der Miniſterpräſident dieſe gewünſcht hatte. 

Die Stände erledigten bis zum 4. Mai in ruhig dahin fließenden Ver— 
handlungen, in zweiter Cammer höchſtens durch einige oft gute, häufig auch 
ſchlechte Witze des Abgeordneten Bueren unterbrochen, eine Menge unter— 
geordneter Gegenſtände, darunter die Geſetzentwürfe, die Aufhebung oder Ab— 
löſung von Zwangs- und Bannrechten betreffend, den Chauſſeebau betref— 
fend, und erließ eine größere Anzahl von Anträgen an die Regierung — 
um geſetzliche Regelung des Notariatsweſens, Reviſion der Lüneburgſchen 
Kirchenordnung, Vorbereitung eines allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches, 
Abſtellung der Wieſenbehütung, Abſtellung der Weideberechtigungen, Beſei— 
tigung der Exemtionen betreffend. ine Mehrzahl Anträge, welche in zwei— 
ter Cammer geftellt und angenonmen wurden und ſämmtlich die Bejchleuni- 
gung der Inslebenführung der Organifationen betrafen, wurden nur deshalb 
nicht zu ſtändiſchen Beſchlüſſen erboben, weil, ehe fie in erjter Gammer zur 
Verhandlung kamen, die bezüglihen Negierungsvorlagen — die Neorganifa- 
tion betreffend, den Ständen vorgelegt waren. Der wichtigfte von dieſen 
Anträgen war der von Adickes gejtellte: „Der allgemeinen Ständeverjamm: 
lung einen Gejeßentwurf über die definitive Regelung der Provinzialland- 
Ichaften vorzulegen und dabei zugleich zu bevorworten, dab bis zur jchlieh- 
lihen Regelung mit Ausnahme der privatredhtlihen Verpflichtungen, eine 
fernere Gelobewilligung nicht erfolgen werde”, deſſen eriter Theil von 
jweiter wie auch von eriter Cammer auf Breufings Antrag angenommen 
wurde. 

Durh Schreiben vom 27. März waren die Bedenfen der Regierung 
gegen die Städteordnung vorgelegt, dieje betrafen 7 Puncte, von denen je— 
doch nur zwei von größerer principieller Bedeutung waren. 

‚Die Regierung wollte die Wahl der beſoldeten Magiftratsmitglieder auf 
Zeit nicht zulaflen, meil fie die jelbititändige Stellung des Gewählten ge— 
fährde und diefen in dauernder Abhängigkeit von den Wahlberechtigten halte. 
Sie verlangte zu $ 42 Wahl auf Lebenszeit, mit der Möglichkeit jedoch, 
ein befolvetes Magiftratsmitglied nah 12 Jahren, auf übereinftimmenden 
Antrag de3 Magijtrat3 und der Bürgervorfteher, in den Ruheſtand zu ver: 
jegen, wo ein ſolches Mitglied nah 12jähriger Dienftzeit die Hälfte feines 
Gehaltes, nad 2Ajähriger Dienftzeit zwei Drittel als Ruhegehalt beziehen 
jolle. 

Ferner wollte die Regierung, und vie Sicherheit tüchtiger Wahlen zu 
gewähren, daß Magijtrat und Bürgervorfteher, in vereinigter Berfammlung 
durch abfjolute Stimmenmehrheit die Magiftratsmitglievder wählten. 

Die Anträge wurden in erjter Cammer beinab ohne Mideriprub an— 
genommen. in zweiter Cammer jtellte zwar Gerding den Antrag, da es 
gegen das Verfafiungsgeieß und die Gejhäftsordnung fei, derartige Anträge 
in Betrefj eines früher vorgelegten und beratbenen Gejeßes an die Stände 
zu bringen, der Regierung zu erflären, daß Stände deshalb dieſe Sade 
nit in Berathbung nehmen könnten; — allein nachdem Stüve darauf auf— 
merfjam gemacht, daß im vorigen Jahre bei dem Gefege über die Gerichts— 
verfafjung die gleihe Procedur eingefchlagen fei, der Verfafjer Stüve daran 
erinnert hatte, daß diefer damals ſelbſt zugeftanden habe, daß bie Procedur 
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für das Anſehen der Stände höhft gefährlich fei, erklärte die Cammer das 
Vorgehen wenigftens nicht gegen die Geihäftsordnung (die darüber fchwieg ) 
veritoßend und trug auch fein Bedenken, die eigenen Beſchlüſſe in Gemäß: 
heit des Negierungsantrags zu corrigiren. Bei namentliher Abjtim- 
mung zeigte fih die Oppofition in einer Stärfe von 30 Stimmen. Ob aber 
alle diefe 30 gegen die Anträge geitimmt haben würden, wenn fie nicht mit 
der größten Sicherheit gewußt hätten, in der Minorität zu jein, ift eine 
andere Frage. Die jtaatsrettenden Verfaſſungsbrüche rings um, der allge: 
meine Zug der Weaction hatte jo entmuthigend, . nieverbrüdend und die 
Schwäche des conftitutiollen Syitems in Deutichland vffenbarend gemirkt, 
dak man beinah in allen Streifen zu der Ueberzeugung gefommen mar, was 
von den Verheißungen des Jahres 1848 noch zu retten fei, ſei eben mit 
Hülfe diejes Minifteriums zu retten, hinter dem ein Junkerminiſterium und 
der Verfaſſungsbruch ſtehe. Die Majorität der Stände zeigte fih deshalb 
entichloffen, die Regierung zu ftärfen auf die Gefahr hin, fi mit fich jelbit 
in Wiverfpruch zu ſetzen, ſich über alle Maßen ſchwach und nadgiebig zu 
zeigen. Das war der Character der ganzen Diät. * ) 

Das Budget war vorgelegt und an eine Finanzcommiffion verwieſen, 
zu der erjte Cammer ven Schatzrath v. Bothmer, Staatsminifter v. Ham: 
merftein, Bauratb Hausmann, Dr. Wyneden und Fabrifanten Winter, 
zweite Gammer Schatzrath Lang, Minijterialvorjtand Lehzen, Lindemann, 
Stüve und Bergmann mählten. 

Das Negierungsjchreiben, die Organijation der Provinziallandfchaften 
betreffend, war am 29. März vorgelegt, nachdem der König dazu am 
27. März jeine Zuftimmung gegeben hatte. Das Schreiben mit feinen Ans 
lagen umfahte 181 Seiten, es wurde an eine Commifjion vertiefen , zu 
der die erite Cammer wählte: Geheime Negierungsrath Bening, Graf Ben: 
nigien, Oberappellationsratb Kirchhoff, Gutsbefiger Wiſch, Amtsaſſeſſor 
Wolff, Gutsbefiger v. Erterde, Hofratb Kraut; zweite Cammer: Stüve, 
Lang 1., Dammers, Heife, Heinemann, Klee, Röben. Die Wahlen ma: 
ven ganz in den Händen der rechten Seite beider Ganımern, und die Wahl 
Dammers’ und Röben's war eine Conceſſion. 

Nun wurden Stände vom 4. April bis zum 8. Mai vertagt, wäh— 
rend welcher Zeit die beiden vorhin erwähnten Commiffionen arbeiten follten. 

Bor diefer Vertagung, am 19. März, feierte die Bürgergarde ihren 
Geburtstag mit einer großen Parade, in welcher über taufend Bürgermehr: 
männer mit ihren fhwarz=roth-gMbenen Fahnen, ihrer Mufit, blank ge: 
pusten Waffen auf der Georgſtraße vor den eingeladenen Gammermit: 
gliedern vorbeimarſchirten. Abends Bankett im ſchön gejhmüdten Tivoli: 
faale, Feſtreden, Gejang, Muſik, Tanz. „Deutſchland über Alles” prangte 
in einem finnigen Transparente, und alle Reden und Toafte jchlugen in vie: 
jen Ton ein. Am Tage darauf feierte der Volksverein im Ballhofsfaale 

*) Eine aanz ähnliche Erfcheinung bot Die zweite preußifche Kammer des Jah— 
red 1861. Ob man durch Nachgiebigfeit und Schwäche ein Minifterium ftüßen fann, 
wenn wie in Hannover und ganz Deutichland Ginfläffe anderer Art Schließlich entſchei— 


dend find, hätte man in Preußen von Hannover lernen fönnen. Nur ein wahrhaft 


eonititutionelle8 Prineip kann uns retten vor der Nepublif und ber dahinter ftehenden 
Militairdespotie. 
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die Märzjtage. Die Hannoveraner waren aber auch nicht wenig ſtolz, ihre 
Märzerrungenichaften: Preßfreibeit, Schwurgerichte in Preßſachen, Vereins: 
und Verſammlungsrecht, Schwurgeridte in Strafſachen, allgemeines Wahl- 
reht, unaufgelöf'te Bürgerwehren u. j. w. erhalten zu haben, und jtol; 
aub, zu den Ausnahmsftaaten zu gehören, vie 1848 die Revolution ab: 
wehrten, die Rechtscontinuität erbielten; jie hofften auf das gläubigfte, daß 
das Minijterium Müncbaufen ftarf genug fein werde, fein Wort einzulöfen 
und den Ausbau der Verfaflung durch Inslebenführung der Organijationen 
zu vollenden. 

In Aurih jtanden am 17. März die Deputirten zweiter Gammer), 
Bueren und Metger, vor vem Schmwurgericht, angeklagt der Amtsehrenbelei- 
digung des Minifteriums Stüve. Von Br. Gerding und Meinhagen ver: 
theivigt, wurden jie unter großem Jubel des Volkes freigefproden. 

Mir treten jest dem Gegenjtande näher, welcher nicht nur in der dies— 
jährigen Diät den Hauptpunct aller ftändiihen Verhandlungen bildete, fon: 
dern der immer al3 Anfang und Ende unferer Verfaflungswirren dageltan- 
ven bat und dajtehben wird, jo lange es Provinziallandichaften giebt, ver 
Organijation dieſer Provinziallandfchaften. 

Nachdem das Miniiterium Münchhauſen das oben erwähnte Schreiben 
an die Provinziallandichaften erlajjen hatte, geriethen die Organe der Jun— 
ferpartei außer ih. Was foll man jagen, rief die Niederfähfifche Zeitung, 
wenn der legte Hort ver hiſtoriſchen und nationalen Gliederung der abjurden 
franzöfifhen Theorie Platz machen muß? Sie jchrieb die Phrafe: feine con- 
ftitutionelle, jondern eine ſtändiſche Monarchie; ſie forderte die Provinzial: 
ſtände auf, ihre Aufgabe zu erfüllen und die legte Hand anzulegen an das 
conftitutionelle Erperiment, welches die Bureaufratie im Bünpniffe mit ber 
Demokratie octroyirt habe. Der Hannoveriche Adel, ſchrieb fie, ſolle nicht 
vergejien, daß es ſich nit bloß um feine Exiſtenz, daß es fih um die 
Rettung des Vaterlandes handle. 

Berfafler hat ein volljtänniges Gremplar des Yahrganges 1851 der 
Niederfähjiihen Zeitung vor fi liegen und fünnte daraus eine reichhaltige 
Blumenlefe der feudalen Grundanihauungen geben, die ſich in dieſer Zei— 
tung, die der Volkswitß nur die Niederträhtige nannte, breit machten, von 
Ihamlofen Lügen, mit denen man beftrebt war, das, was vor kaum drei 
Jahren geichehen, zu verbunfeln, von junferlihen PVhrajen, von Schmä— 
bungen und Berdädtigungen. Aber der Raum geftattet nur wenige Bei: 
ipiele ftatt vieler, da dieſelben volllommen binreichen werden, das Blatt zu 
haracterifiren. Bon den Cammern war gejagt: fie, in denen vie Intelli— 
genz durh Bauern, die Moral durch Advocaten vertreten wäre, fünnten 
nicht imponiren, fondern bildeten eine Garricatur des conftitutionellen Sy: 
ſtems. US Aufgabe des Mintjteriums wurde bezeichnet, zwölf Advocaten 
aus der Provinz, in deren Händen die Gegenwart und Zufunft des Landes 
und Volkes liege, bald mit Strenge, bald mit Güte in Ordnung zu halten. 

Die Ritterfchaften in den Landſchaften fchienen einen gemeinfamen Ope— 
rationsplan gegen vie Verfaſſung noch nicht verabredet zu haben, fie hatten 
fh vielleiht nur über einzelne Buncte verabredet. Darin ftimmten alle 
überein, daß fie ein volles Zuftimmungsreht in Anſpruch nahmen, und aud 
das jcheint auf Verabredung zu beruhen, daß in den Landſchaften, mo ein 
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Curienſyſtem ſtattfand, die Ritterſchaft einen gemeinſamen Beſchluß wenig— 
ſtens verhindern ſollte, wenn ſie nicht etwa durchſetzen fünnte, daß die bei— 
den anderen Curien ſich ihren Beſchlüſſen fügten. 

Deshalb faßte denn die Rittercurie der Calenberg:Grubenha= 
genfhen Landſchaft den Vorbeſchluß, daß die neue Verfaffung rechtsgültig 
nur in Uebereinftimmung jämmtliher drei Eurien zu Stande zu bringen jei. 
Die Städtecurie behauptete dagegen, es jei unzmweifelhafter Grundfag dieſer 
auf das Dreicurienfyitem bafirten Landſchaft, daß bei Feitftellung eines Land 
tagsbejhlufjes die übereinjtimmenden Vota zweier Gurien die dritte diſſen— 
tirende binde. Stimmeneinhelligleit werde die heilfamften Reformen unmög- 
lich maden. 

Während über den Umfang der Fünftigen Provinziallandſchaften große 
Differenzen mit den Grundzügen nicht laut wurden, trennte fih die Ritter: 
fhaft von den anderen Gurien in Betreff der Zufammenfegungsfrage. Die 
Ritterfchaft wollte das Curienſyſtem beibehalten wijfen, und beſtand auf ver 
bisherigen Bertretung mit allen landtagsfähigen Gütern. Dagegen mollte 
fie mit allen Gütern und Höfen, melde im Galenbergihen 60 Thlr., im 
Göttingen = Grubenhagenfhen 50 Thlr. Grundfteuer zahlten, ferner mit 20 
Abgeordneten und dem jeweiligen Abte zu Loccum die Curie des Grundbe- 
figes bilden. Danah würden etwa 175 Rittergüter in diefer Curie vertreten 
geweſen fein, von denen viele bis auf ein ganz unbedeutende Areal zer: 
ftüdelt waren, wogegen die Nepräfentation des bisher nicht vertretenen grö- 
ßeren Grundbefiges, jo wie gar die der Landgemeinden völlig bedeutungs- 
108 gemejen fein würde, und würden etwa 300 ftimmberechtigte Mitglieder 
auf dem Landtage haben erfcheinen dürfen. -Neben der Rittercurie follte nur 
eine Städtecurie ftehen. Die Städte und die Prälatencurie wollten den 
Begriff eines großen Grundbeſitzes aber an einen Cenſus von 60 resp. 
50 Thlr. gefnüpft willen. 

Das lüneburgjhe landſchafthiche Collegium anerkannte die 
Nothwendigkeit der Neorganifation, legte den Entwurf einer Verfaſſung für 
ih vor, und erklärte einen davon abweichenden Entwurf al3 rechtsgültig 
nicht anerkennen zu fünnen. 

Dafielbe fand in den in der Städteorbnung für die Wahlen der Bürgervor: 
fteher aufgeftellten Grundfägen feine binreihende Garantie gegen die herein- 
brechende Demokratie und verlangte die Wahlen zu den Provinziallandtagen 
vom Magiftrate und Bürgerporjtehern vorgenommen. 

Als conditio sine qua non einer Nenderung verlangte e3, daß die 
großen Grundbefißer als eine Corporation hingeftellt würden. Zu diefer 
follten diejenigen Grunbbefiger gehören, die 50 Thlr. Grunpfteuer zahlten, 
wenn fie erllärten, eintreten zu wollen. Den Mitgliedern diefer Corporation 
jollte ein verſchiedenes Stimmrecht zuftehen, bei 160-200 Thlr. Grund: 
fteuer 2 Stimmen u. ſ. m., bei 800 Thlr. Grundfteuer und darüber 
6 Stimmen, alfo rein plutokratiſch. 

Man mar der Anfiht, daß nur corporative Verbindung der großen 
Grundbeſitzer bewirken könne, daß nad und nad dem Einzelnen jener Grund» 
beſiher das Princip der Erhaltung zu eigen werde. 

Die Hoyaſche Landſchaft wollte ein Dreicurienfyftem , große Grund: 
befiger, Stadt und Fleden, Landgemeinden. Jede Abtheilung follte eine 
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Stimme führen, und ver übereinftimmende Beihluß zweier Curien einen 
Landtagsbefhluß bilden. Zu der Abtheilung der großen Grundbefiger foll: 
ten in fogenannten Marſchämtern Diejenigen gehören, melde 100 Thlr. 
Grundfteuer zahlten, in ſ. g. Geejtämtern, welche 40 Thlr. Grundfteuer zabl- 
ten. Den Inhabern der bisher landtagsfähigen Güter follte der Eintritt, 
abgejeben von einem Grundfteuercenfus, freiltehen, wenn fie wenigftens 
50 Morgen cultivirtes Land bejäßen oder in einem Jahre erwürben. Man 
fträubte ſich auch gegen einige zugedachte Rechte, um fein Hemmniß einer 
fräftigen Regierung zu fein und um Alles zu vermeiden, mas zur Umwand— 
lung der Landfhaft in eine Verwaltungsbehörde führen könnte, Man wollte 
einen allgemeinen Zandtag, der nad Curien abftimmte, daneben einen 
engeren, aus einer gleichen Anzahl Stimmen aus jeder Curie, in wel- 
hem nah Köpfen abgeftimmt werde. Entſchieden erklärte man fih gegen 
jede Verbindung mit der calenbergfhen Brovinziallandicaft. 

Am eigenthümlichiten verfuhren die osnabrüder Ritter, fie lehn- 
ten jede Theilnahme, audh nur an einer Beratbung der Grundzüge ab, 
weil fie die Freiheit ihrer Berathung durch die in Ausficht geitellte allge- 
meine Geſetzgebung beſchränkt fanden, mwährend fie das volle Recht der Zu: 
ftimmung zu Veränderungen in Anſpruch nahmen. Als dann die beiden 
nachſitenden Gurien die Grundzüge ihrerſeits beriethen und in Gemäßheit 
der Regierungsvorfchläge feititellten, proteftirten die Ritter dagegen, indem 
fie die Behauptung aufftellten, daß fie ein bejonderes corpus oder colle- 
gium bildeten, welches feine Rechte jelbitftändig zu vertheidigen ſtets befugt 
geweſen fei. 

Die Niederfählifhe Zeitung erläuterte diefes Vorgehen: „Weg mit 
allen Halbheiten! Das Blatt bat fi gewandt, vie Nitterfhaften find jebt 
volllommen in der Lage, verlangen zu können und fi nicht hergeben 
zu müffen, weil von der Lanvichaft keine Beihlüffe gefaßt werden können.“ 
Man wollte aljo eine Beſchlußfaſſung dadurch hindern. 

As in Bremen-Verden, wo 75 Nitterftiimmen gegen 15 Stimmen 
der Städte und übrigen Grundbefiter ftanden, die lekteren den Vorantrag 
ftellten : 

„Die Berfammlung wolle fih dahin vereinbaren, daß fein Antrag, 
bei welhem gegen das einftimmige Votum der Deputirte der Städte, fo 
wie der Marſch und Geeft fih eine Stimmenmehrheit berausftellt, zum Be— 
ihluffe der Landſchaft erhoben werden folle, — vielmehr zu Protocoll aus— 
geiprodhen werde, daß in einem folhen Falle fein Beihluß der Landſchaft 
erzielt worden ſei“ und als die Nitter darauf nicht eingingen, ſich der mei: 
teren Verhandlung auf dem Landtage felbit enthielten, und fich nur mit den 
von der Minorität der Commiffion geftellten Anträgen, welche jih an die mit den 
Ständen vereinbarten Grundzüge ftreng anſchloſſen, übereinftimmend erflär- 
ten, da ereiferte man fi, in demſelben Blatte, gegen ſolches verfaſſungs— 
mwidriges Benehmen, woburd eine Landſchaft in die Lage gebradht werde, 
gar feine Veränderungen befhließen zu können. * ) 


*) Vergl. Erklärung der Provinziallandtagsdeputirten der Städte, fo wie ber 
Marjch- und Geeitdijtricte in den Herzogthümern Bremen» Verden zum Lanbtagspro: 
tocolle vom 14, Januar 1851. Stabe 1851. 8. 
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Die bremiſchen Ritter erflärten aber, jedes Vorrecht der Rittergüter auf 
dem Landtage jolle aufhören, wenn eine Corporation großer Grunpbefißer 
aus denjenigen gebilvet würde, welche in den Marjhen 120 Thlr., in ber 
Geeſt 60 Thlr. Grunpjteuer bezahlten. 

Die Hildesheimſche Provinzallandſchaft wollte eine Ritter: 
und eine Städtecurie. Zu eriterer jollten die Grundbeſitzer wählen und wähl— 
bar jein, welde, wie vie Nitter wollten, 80 Thlr., wie die Städte wollten, 
70 Thle. Grundſteuer zahlten, auch jollten, nah Willen der Ritter, die 
Keinen bisher landtagsfähigen Gutsbejiser, melde nicht diejen Cenſus er: 
reichten, lebenslänglib vas Wahlreht haben. Auf das Präſentationsrecht 
zu Richterjtellen erklärte man verzihten zu wollen. 

Diejenige Provinziallandſchaft, welder laut ihrer Verfaflung vom 5. Mai 
1846 unzweifelhaft vas Zuſtimmungsrecht zuftand, die oftfriefifche, erhob 
gerade wegen der von den übrigen Landſchaften oder Ritterſchaften angefod: 
tenen Bejtimmungen der Zuſammenſetzung gar feine Schwierigfeiten, ſondern 
juchte die bisher üblihen Rechte in anderen Puncten fih zu conjerpiren, 
und dieſe Rechte waren zum Theil größer al3 die Grundzüge fie gewährten. 
Die ritterfhaftlihe Curie bradte auch bier den bejonderen Antrag der Bil: 
dung einer Corporation großer Grundbefiger, welche mindejtens 300 Morgen 
bejigen jollten. Man hatte bier feinen Grunditeuercenjus, fondern Morgen: 
zahl gewählt, weil in Oftfriesfand ein folder Befig gerade feltener war, 
als bei gut cultivirten Ländereien, Wieſen und Weiden die richtiger tref- 
fende Grundfteuer. * ) 

Das waren alfo eben fo viel beinah grundverfhiedene Provinzialgefege, 
als Provinzen, geeigneter, die Provinzen wieder auseinander zu reißen, 
als den Staat anzuerkennen. Die Regierung war nicht lange zweifelhaft, 
was fie bei folder Lage der Sade zu thun babe. Die verfaflungsmäßig 
vorgefchriebenen Berhandfungen waren mit jämmtliden Provinziallandſchaf— 
ten zugelegt, fie hatten zu einem befriedigenden Rejultate nicht geführt, 
wohl aber gezeigt, dab auf joldem Wege eine Webereinftimmung in ven 
Hauptgrundfägen nicht zu erreichen fei, jebt mußte die allgemeine Landes: 
geieggebung vie Regelung dieſer Verhältniffe in die Hand nehmen, wie dies 
ver $ 33 der Anlage XXV. flar vorſchrieb. Nahdem am 13. März die 
letzte Erwiederung von Seiten der Provinziallandichaften eingefommen mar, 
arbeitete das Minifterium des Innern den Plan einer Organifation aus, 
der in den midtigiten Puncten der Zufammenfegung der Landſchaften, des 
Genfus bei Beitimmung des großen Grunpbefißes, der Wahl der Deputir- 
ten der Städte u. ſ. w. fi den Forderungen der Nitter anſchloß und erhielt 
dazu die volle Genehmigung des Königs, fo daß ſchon am 29. März den 
Ständen das desfallfige Schreiben des Gefammtminijteriums zugehen konnte. 
In diefem waren die fämmtlichen Rechtsvorbehalte ver Landſchaften gegen 
die Befugniffe der Lanvdesgefeggebung die Verhältniſſe der Provinzialland- 
haften zu regeln, kurz und entſchieden zurüdgewiefen. Man unterjchied 


*) In Ditfriesland zahlen 50 bis 100 Thlr. Grundjteuer 8 ablige Güter und 
343 bürgerliche Grundbefiger, von 100 bis 200 Thlr. 8 adlige Güter und 66 Grund: 
befiger, über 200 Thlr. 8 Güter und 22 Grundbefiger, bei einem Genfusverhältniß 
fällt daher auf adligen Grundbefiß eine geringe Quote, 


jodann ſolche Puncte, welche für alle Provinziallandfhaften in Ueberein— 
ftimmung zu halten feien, im Gegenjaß zu denjenigen, in welchen ver 
provinziellen Entwidlung ein freies Feld gelaffen werden müſſe oder fünne. 

Zu den erfteren rechnete man die Beitimmungen über den Wirlungs— 
freis der Landſchaften. Denn, wenn diefen eine Ginwirkung auf die Ber: 
waltung zugeftanten werden folle, jo müfje, um die erforderliche Einheit in 
der Verwaltung aufrecht zu erhalten, dieſelbe auch allenthalben nah den glei: 
hen Grundſätzen zu regeln fein. Hinfichtli der Zufammenjeßung der Land— 
haften fei durch ein allgemeines Gejeg nur die Garantie zu geben, daß 
folhe nicht mit jonftigen organischen Ginrichtungen des Landes in Wider— 
ſpruch ſtehe, und daß fie eine folhe ſei, um ihr den feſtgeſeßten Wirkungs— 
frei mit Vertrauen überlafien zu können; da werde der provinziellen Eigen: 
thümlichkeit die möglichſt freie Berüdjichtigung gewährt werden können. Eben 
jo fei es binfichtlih der Geſchäftsordnung. 

Das Minifterium war nun bereit, hinfichtlib der Zufammenjegung der 
Landſchaften, in folgende Mopificationen einzumilligen : 

1) daß die Abgeordneten der größeren Grundbeſitzer ven viefen jelbit 
und nicht durch die Amtsverjanmlung gewählt würden. Gine Corpora> 
tion der größeren Grundbejiger zu bilden, wurde abgelehnt. 

2) Hinfichtlic des Begriffs des großen Grundbejiges feien die Beſtim— 
mungen der Grundzüge jo weit gezogen, daß von einem folhen in vielen 
Fällen nicht mehr die Rede fein fünne, Es jollte daher der durch die Sta- 
tuten der einzelnen Landſchaften feitzuitellende Begriff des großen Grundbe— 
fitesgan einen Genjus gebunden werben, der betrüge: für die calenbergide 
Landſchaft einen Betrag von 60 Thlr., für die göttingen » grubenhageniche 
50 Thlr., eben fo für die lüneburgſche; für die hoya-diepholzſche in ber 
Marih 100 Thlr., in der Geeft 40 Thlr.; für die bremen = verdenfhe in 
den Marjhen 120 Thle., auf der Geeft 60 Thlr.; für die osnabrüchſche 
50 Thlr.; für die arenberg-meppen-lingenſche 30 Thlr.; für vie bildes- 
heimſche 70 Ihe. Wegen Dftfriesland jolle die Negierung nah nochmals 
zugelegten Verhandlungen, vie Wahlart und den Cenſus bejtimmen. 

3) Die Abgeorpneten der Städte follten durch Magijtrat und Stadt: 
verordnete gewählt werben. 

4) Die Wahlfähigkeit folle auf die jtimmberechtigten Gemeindemitgliever 
befhräntt werden. (Die hoyaiſche Landſchaft hatte fie auf hausbefigende 
Bürger und auf Hofbefißer beſchränken wollen.) 

5) Hinfihtlih der Wirkfamkeit hatte ein Theil der Landſchaften eine 
Erweiterung, ein anderer eine Beſchränkung gefordert, beides ſcheine un- 
zuläſſig. 

6) Hinſichtlich der Geſchäftsordnung war dem Streben, eine möglichſt 
felbftftändige, von der Einwirkung des Landdroften freie Stellung zu gewin— 
nen, für unzuläſſig erachtet. 

7) Das Verhältniß der Landesgejeggebung zu den fünftigen Provin— 
ziallandfchaften betreffend, hielt man e3 mit der heutigen Stellung und 
Bedeutung des fouverainen Staats durhaus unvereinbar, in fih eine außer: 
halb des Einfluffes feiner gefeggebenden Gewalt jtehende ftaatlihe Einrich— 
tung zuzulaſſen. Einige Garantieen konnten jedoch gegeben werden dahin, 
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daß die Negierung die Verfaſſung nicht einfeitig aufheben fünne, und bie 
allgemeinen Stände nur mit einer Majerität von zwei Drittel Aenderungen 
befchließen könnten. 

Die Regierung beantragte, dab die Stände fih mit ven fraglichen 
Aenderungen einveritanden erklären, jie ermäcdtige die demgemäß abgeänder: 
ten Grundzüge in Form eines Geſetzes zu verfündigen, jo wie daß vie 
demgemäß erlafienen Geſetze auf dem Wege, mwelder im Entwurfe mitge: 
theilt jei, abgeändert werben fünne. Sobald dies gefchehen, werde das 
Miniſterium vie Durdführung ver Reorganifationen auf das Scleunigite 
betreiben. Um dies zu ermöglichen, wurde gebeten, die Einwilligung dazu 
zu ertbeilen, daß die erjtmaligen Wahlen auf eine andere rajchere Weife 
vorgenommen würden. . 

Diefe Vorlage fand, außer im Bremifchen, beinah in allen Theilen des 
Landes Beiltimmung und konnte fie, abgejehen von der Principienfrage, 
finden, da fie im Ganzen eine ziemlich richtige Mitte traf. Dagegen war 
es bedenklich, daß die verfaflungsmäßigen Principien, wonach die Wahlen 
zur eriten Cammer feitgejtellt waren, dadurch verlaſſen wurden und unzwei— 
felhaft dadurh auf Bahnen gedrängt wurde, melde eine Aenderung der 
Mahlen zur erften Cammer im Sinne des Begriffs vom großen Grundbefit 
in den Provinziallandſchaften nöthig machte. Allein die zweite Gammer hatte 
ſchon jo viel Erfahrungen gemacht, wie gerade diejer große Grundbeſitz ihren 
Intentionen eben jo binderlih jein könne, als es vielleiht eine Cammer, 
in der ein mäßiger Theil Junker neben den Bauern gejejlen, nicht geweſen 
wäre. Was es aber vor Allem war, das hier den Ausihlag gab, „war, 
daß das Land verlangte, aus den proviforiihen Zuftänden heraus zu einem 
Definitivum zu kommen. 

Die Träger diefes Verlangens war die ganze Beantenmelt und ein gro: 
ker Theil der Advocaten, welche nun ſchon jeit beinahb 3 Jahren in einem 
Zuftande der Ungewißheit ſchwebten. In allen Beförderungen, Gehaltser— 
höhungen u. f. w. war ein Stillitand eingetreten, weil bei den neuen Or— 
ganifationen das alles erit feine Berüdfihtigung finden ſollte. Auch die Rechte 
der zweiten Cammer zeigte ſich befriedigt, und fie hatte die Majorität. In 
der erften Cammer war eine entjhiedene Anficht nicht zum Durchbruch ge— 
fommen, nad: den bisherigen Vorgängen durfte man aber annehmen, daß 
aub bier überall Opferbereitihaft ftattfinden würde. 

Nicht fo war es mit der Preſſe. Während die Zeitung für Norddeutſch— 
land im Ganzen zurüdhielt, waren es vorzüglich die Prejie, noch mehr aber 
die Tageschronif, das Osnabrücker Tageblatt, der Oſtfrieſiſche Volksbote, 
welche jedes Vertrauen zu dem Minifterium als ein thörichtes bezeichneten, 
vor jedem Nachgeben, das zu einer Vereinigung der Stände und des 
Minifteriums führen könnte, als einer ſchmachvollen unnützen Feigheit 
marnten, indem fie mit dem Echredbilde der Drespener Conferenzen 
und des Bundes drobten, die doh zum Detroyiren führen würden. In— 
deſſen fann man mit dem Verfaſſer darüber zweifelhaft fein, ob das jo 
ganz von Herzen fam, oder ob es in der wohlmeinenden Abſicht geichab, 
das Minifterium zu ftärken, indem e3 eben die täglichen Infinuationen der 
Niederfähfiihen Zeitung widerlegen follte, „als wüßten die Republifaner den 
Schatz, den fie an Herrn Lindemann hätten, fehr wohl zu würdigen”, als 
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bielten fie die provinziallandihaftliben Vorlagen jo demofratiih, daß fie 
ſehr wohl damit zufrieden feien. Denn eine joldhe Zufriedenheit der Demo: 
fraten mit der Vorlage gab ven im Geheimen am Hofe wirkenden Junkern 
und Diplomaten natürlid die beite Gelegenheit, den König von deren Ge- 
meingefährlidpfeit oder Gefährlichkeit für das monarchiſche Princip zu über: 
zeugen. Die Brincipienreiter unter den Demokraten waren allerdings un— 
zufrieden, weil das demokratiſche Princip in den Vorlagen nit gewahrt 
war. Die Welerzeitung rietb der Linken, fih dem Minifterium anzu: 
ſchließen. 

Die Ritterſchaften geriethen über dieſes Vorgehen des Miniſteriums 
in die heftigſte Bewegung. Schon am 2. April übergab die calenberg— 
grubenhagenſche Ritterfhaft eine Protejtation an die Ständeverfammlung, 
eine Berwahrung an das Minijterium, eine Bitte um Rechtsſchuß an den 
König, am 12, April beſchloß die lüneburgjche Ritterſchaft unter Dijjens 
der Städte eine Beihwerde bei dem König durch Deputation zu überreichen 
und Beitellung einer permanenten Commiffion zur Wahrung der verfajjungs- 
mäßigen Rechte der Landſchaft. Es wurden zu Mitgliedern derjelben erwählt: 
Graf Bernitorfj-Gartom, Legationsrath v. Lenthe, Canzleiaſſeſſor v. Stralen- 
beim, Oberappellationsrathb v. Reihe und Regierungsrath v. d. Anejebed. 

Am 8. April erliefen der Landrath v. d. Deden und der Juſtizrath 
v. d. Deden von Stade aus ein Ausjchreiben an die Nitter zu einer per- 
fönliden Zujammenfunft in Gelle am 23. April, da die Wirkjamfeit der 
Ritterjchaften allein noch helfen fünne — dieſe aber bedingt jei durch die 
Theilnahme Aller, durch Raſchheit und Beltimmtheit des Handelns, durch 
Vebereinjtimmung oder Gemeinjamleit der Mittel, Der Zweck war ziemlich 
offen angedeutet, Cine auf zwedmäßige corporative Gliederung begründete 
Propinzialvertretung würde eine entſprechende Umgeftaltung der 
allgemeinen Ständeverfammlung bald nad ſich gezogen ha— 
ben — dieie fehle jest und müſſe die Nitterfchaft das Unheil abwenden. 

Dem gegenüber beriefen in Stade Colpe sen., Freudentbeil, Jobel— 
mann, Neubourg, Plaß, Dr. med. Sander, Tomfohrde, Trautmann, Wy- 
neden auf den 26. eine Verfammlung der wahlberechtigten Grundbeſitzer, des 
Gewerbjtandes, der Lehrer, des Standes der Rechtsgelehrten der Provinz 
Bremen nah Stade, um zu berathben, welhe Maßnahmen zur Sicherung 
der verfaſſungsmäßigen Organifation der erjten Cammer den Beitrebungen 
der Ritterſchaften entgegen zu treffen jein möchten. 

Auf dem Celler Rittertage wurde als gemeinjame Willensmeinung 
aufgejtellt, dur Deputationen, wo möglich der Landſchaften, jonft der Rit- 
terihaften, bei dem Könige ſelbſt Beſchwerde zu führen wegen Kränkung 
des Rechts der Landſchaften; in allen Nitterfhaften oder wo es ginge, 
Landſchaften, Ausihüffe zu bilden, um alle gejeglihen Schritte zur Verthei— 
digung der bedrohten Rechte zu thun — als welde u. a. Einholung von 
Rehtsgutachten confervativer Univerfitäten und Staatsrechtslehrer, demnächſt 
Beichwerde bei dem Bunde bezeichnet wurden. 

Die Vollmachten dieſer Ausſchüſſe follten ausdrücklich auf Beſchwer— 
den bei dem Bundestage ausgedehnt werden. Endlich beſchloß man, 
daß die Mitglieder der Ritterſchaften an der Vertretung der etwa neu ein— 
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zurichtenden Provinziallandſchaften fih weder activ noch paſſiv betheiligten, 
jo lange der Streit anhängig fei. 

Meinhagen hatte auf den 28. April eine große Volfsverjammlung ans 
gejagt, welde aud von 2000 bis 4000 Menſchen bejucht wurde. Nach: 
dem Weinhagen in jeiner befannten populairen und drajtiihen Weile „das 
Treiben jenes Häuflein Junker, weit nachſtehend dem Volke an Jntelligenz , 
Sittlichfeit, Vaterlandgliebe, pochend auf taujendjähriges Unreht, dem Bolfe 
jein Recht auf Verbefjerungen zu verfümmern, ja ganz zu nehmen” geſchil— 
dert, wurden Nejolutionen für Durchführung der urjprüngligen Organija- 
tionen — den König an jein verpfändetes Wort erinnernd, und gegen die 
„unberechtigten, unpolitiihen, lächerlichen“ Prätenfionen der Ritter — in 
entſchiedener und derber Sprache gefaßt. 

In Stade beſchloß man eine Norejje an das Minijterium gegen die 
projectirte Vertretung des ſ. g. großen Grundbejiges in den Provinzialjtäns 
den und gegen die Beitrebungen der Nitterichaften, das Yandesverfallungs: 
gejeß abzuändern, 

Auch der Bürgervorjteber Schläger in Hannover beantragte im Bür- 
gervorjtehercollegio eine desfallſige Adrejje des Bürgervorjtehercollegiums und 
Magijtrat3 an das Minifterium. Indeß hielt man eine Rejolution zu Pro— 
tocoll im Sinne des Antragjtellers für genügend, „um der Sahe nicht eine 
größere Bedeutung zuzulegen, als jie wirklich habe“, 

Im Osnabrüdihen war e3 dagegen gelungen, in einzelnen Dörfern die 
Anſicht zu verbreiten, die Organifationen jeien für das platte Land äußerft 
ververblih, indem jie den Städten, namentlih der Stadt Osnabrüd, ein 
zu großes Uebergewicht gejtatteten, und waren Sbetitionen in Bewegung ge: 
jegt, welche den König baten, den Organijationen die allerhöchſte Geneb: 
migung zu verjagen. 

Inzwiſchen kam eine ritterlihe Deputation nah der anderen nad Han- 
nover, erhielt Audienz bei dem Könige, der fein Mitglied des Staatsmi: 
nilteriums beiwohnte, Die Hannoverjhe Zeitung verjiherte zwar, daß Dies 
nur geſchehen jei, weil man jich überzeugt babe, daß der König feine ent- 
jheidende Antwort gebe und um die Feierlichkeit nicht noch zu vermehren, 
— eine Neuerung, welde die Niederfähliihe Zeitung als „den complete- 
jten Hohn gegen die erhabene Würde unjeres Königs und Heren” mit fet: 
ter Schrift zu denunciren nicht verfehlte. 

Die Ausſchüſſe, welche die Vertheidigung der Rechte der Provinzial: 
landſchaft übernehmen jollten, wurden auf die für die Ritter den jedesma- 
ligen Umftänden gemäß pajjendjte Weife gewählt, jo wählte 3. B. der grö— 
Bere Ausſchuß der Hoyaſchen Landjhaft, in der die Stadt Nienburg und die 
Flecken nur jhleht vertreten waren, am 5. Mai einen folhen Ausfhuß , 
beitehend aus dem Schasrath v. Bothmer, dem Amtsaſſeſſor Stegemann 
als Vertreter der Freien und dem Bürgermeijter Oldemeyer aus Stolzenau." — 
Die Vertreter der Stadt Nienburg, Bürgermeijter Kogebue und des Fle— 
dens Hoya, Amtsajjejjor Großkopff proteftirten freilich gegen diefen Ausſchuß 
als verfajjungswiorig, da der $ 33 des Landesverfallungsgefeßes der all- 
gemeinen Geſetgebung das Net zur Regelung der Brovinziallandihaften 
gebe und dem größeren Ausſchuß weder durch Gejeg noch Herfommen vie 
Befugnis zuſtehe, ſich jelbft wieder dur einen anderen Ausfhuß vertreten 
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zu lafjen. Sowohl die Bürgermeifter der Fleden, als die ſ. g. Freien, 
ließen fi in gewohnter Weife von den Nittern düpiren und misbrauden. 

Das war etwa die Situation, als die Commiffion in der provinzials 
landjchaftlihen Frage ihre Entſchlüſſe zu faſſen hatte. Es ift bemerfenswerth, 
daß Stüve an die Kraft des Minifteriums nicht zu glauben jhien, da er 
e3 war, der in der Commiſſion den Antrag ftellte, die Organijationen vor: 
läufig bis auf die Landihaften auszuführen, deren Functionen etwa den 
Landdroſteien zu übertragen oder zu diefem Zwede bejonvere Organe zu 
bilden und daneben die gegenwärtigen Landſchaften in ihren Zujtändigfeiten 
zu belajjen. Diejer Antrag fand indeß nur die Unterftügung Lang 1.*) 


*) Derjelbe lautete; „Wenn Stände in den voritehenden Beichlüffen ichr weit 
von demjenigen abgewichen find, was im vorigen Jahre von ihnen für zweckmäßig 
erfannt war: fo haben fie fich Dabei nicht jowohl von der Ueberzeugung leiten lafjen, 
daß auf diefem Wege ſchon jet etwas Genügendes und Dauerndes zu fchaffen jei; 
vielmehr ift e8 ihre Abficht gewejen, den Wünfchen ver Föniglichen Regierung in je- 
der thunlichiten Weiſe entgegenzufommen, um dieſelbe in den Stand zu jegen, die 
Drganifation der Yuitigbehörden, welche Durch die bereits publieirten Gejege bedingt 
wird, und welche von einer entfprechenden Organtjation der Verwaltungsbehörden 
nicht getrennt werben kann, ins Leben zu führen. Stände glauben hierin zwar Die 
Adficht der Föniglichen Negierung völlig getroffen zu haben; gehen fie aber tiefer in 
die Sache ein, und erwägen fie, daß jelbjt nach den Anträgen der königlichen Re— 
gierung die allgemeine Herftellung der Provinzialſtände theild noch an Verhandlun— 
gen mit der oftfriefifchen Landjchaft, theils an der Aufitellung von zur Zeit noch 
nicht feitftehenden Grundfäßen über die Vertretung des größern Grundeigenthbums in 
Hoya, Meppen, Lingen und Bentheim hängt: fo haben Stände fich die Möglichfeit 
nicht verhehlen fönnen, daß Die Durchführung dieſer Einrichtung in einzelnen Ge— 
genden fich noch verzögern fünne, wodurch dann wiederum die Durchführung der Or- 
ganifation gehemmt werden fünnte. Stände find aber der Anficht, dab der gegen» 
wärtige Zuſtand der Ungewißheit nicht länger fortdauern dürfte, da derſelbe auf den 
ganzen Zuftand des Negierungswejens, auf den Geift der Staat3dienerjchaft und auf 
das Wohl einer Sehr großen Zahl von Familten verderblich einwirken muß. Um bes- 
halb ihrerfeits nichts zu verfäumen, und der föniglichen Regierung Die Mittel im 
die Hand zu legen, jenen Zuftand unter allen Umftänden beendigen zu fünnen, haben 
fie darauf Bedacht nehmen müffen, eine Einrichtung ausfindig zu machen, welche im 
Stande fein würde, die Stelle der Provinziallandfchaften in denjenigen Gegenden, 
wo die Durhführung des Planes der Föniglichen Regierung fich noch verzögern möchte, 
proviforifch bis zur Herftellung einer den Bedürfnifjen entjprechenden Verfafjung der 
betreffenden Provinztallandfchaften auszufüllen. Dieſe Einrichtung glauben Stände 
in einer provijorijchen Erweiterung der Gompetenz der in dem Verordnungsentwurfe 
über die demnächitige Einrichtuug der Landorofteien 84 Nr. 5 und 6 erwähnten ge- 
werblichen und landwirtbichaftlihen Deputationen, deren Zufammenfegung in biejem 
Falle natürlich von der Ginwirfung der betreffenden Provinziallandichaften unabhän- 
gig au bewirken fein würbe, gefunden zu haben. Der nicht reformirten Provinzial- 
landjchaft würde daneben ihre verfaffungsmäßige Gompetenz zwar zu belafien, ſolche 
aber in Feiner Weife zu erweitern fein. Zur Ausführung dieſer Maßregel würde 
erforderlich fein, daß — wie Stände es hiemit beantragen — nachdem 1) die Bu- 
blication der bereits jchliehlich erledigten Städteordnung, fo wie 2) die Publication 
ber Gefege über das Gemeindemwefen nah Maßgabe der vorigjährigen Beſchlüſſe, fo 
wie desjenigen über die Amtsvertretung bewwirft und die Arbeiten zur Durchführuug 
biefer Gefege eingeleitet fein werden; ferner 3) in Uebereinjtimmung mit den Grund: 
lägen der von Ständen bereitS im vorigen Jahre gebilligten Verordnungen über Die 
Landdroiteien und Aemter, deren baldigite Publication ebenfall8 nothwendig jcheint, 
jo wie mit den Orundfäügen des gegenwärtigen Geſetzes Die Landdroſtei- und Amts: 
ordnung verfündigt, und hienach 4) in denjenigen Gegenden, wo die Provinzial: 
verfafjungen in Hebereinftimmung mit dem gegenwärtigen Gejege georbnet jein wür- 
ben, zu vollitändiger Ausführung gelangen. Dagegen genehmigen Stände 5) für 
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Das Regierungsorgan, wenn man die Hannoverfhe Zeitung, deren 
Redacteur Jürgens freilih dagegen proteftirte, jo nennen darf, war mit 
diefem Vorſchlage nicht ſehr zufrieden, es äußerte fih dahin: „Nicht darin 
liegt die Gefahr, daß die neuen Landidaften niht ins Leben treten, 
nit einmal darin, daß die Organifation unvollitändig, vielleiht gar nicht 
zur Ausführung gelangt, jondern wejentlih darin, daß die alten Land— 
ihaften am Leben bleiben. Gie modten, wie die Dinge ftanden, nichts 
nützen und nichts ſchaden; der Kampf wird aber jet nicht jomohl um ihren 
Fortbeitand wie um das Princip de3 modernen und des feudalen Staats 
geführt. Es hat diefer Kampf zwijchen den allgemeinen Ständen und den 
Provinziallandfhaften jeit Gründung des Königreihs gewährt, er würde zu 
Gunſten der erjtern entjchieden fein, wenn die Negierungsvorjhläge Annahme 
finden; aber eine jeve Niederlage der Negierung den Ständen gegenüber 
in diefem Puncte it ein Sieg der Provinziallandjhaften über fie beide, 
denn die Folge wird jein, daß dieje von der allgemeinen Gejeggebung un— 
berührt bleiben“, und warnte wiederholt, das erreichbare Gute dem unerreic- 
baren Beſſeren zu opfern. Sie verfiherte, dab die Regierung feit bei ih— 
ren Propofitionen beharren werde, weil jie wiſſe, daß der König viejelben 
al3 das von den Ständen zu bewilligende Minimum anjehe. 

Aber hörten denn wirklich mit Annahme der Regierungspropojitionen 
die Landjchaften zu erijtiren auf, war ihnen die Macht, Böjes zu thun, 
dadurch entzogen? War man jich des Bundestages jo jiher, daß man jeine 
Einmiſchung nicht fürdtete? Der Stiweihe Vorſchlag enthielt zwar ſchein— 
bar das Eingeſtändniß einer Schwäche, aber er entzog den Landſchaften das 
Mittel, bei dem Bunde Böjes zu thun, denn ließ man jie intact, jo fehlte 
ihnen der Grund zur Bejchwerde. Daran, daß die Ritterjchaften fi be— 
ihweren fönnten und würden wegen Entziehung der Landſtandſchaft bei den 
allgemeinen Ständen, dachte damals nod Niemand, es war das erjt durch 


diejenigen Gegenden, in welchen fich diefe Reorganijation der Provinziallandichaften 
auf den Grund des gegenwärtigen Geſetzes noch verzögern würde, Die Erlafjung ei: 
ne3 ohne weitere Gommunication mit Ständen zu verfündigenden pro viſoriſchen 
Geſetzes, durch welches für diefe Gegenden a, die Aufitellung der Berfonenverzeich- 
nifje, aus denen Die .... der den Landdroſteien beizuordnenden gewerblichen 
und landwirthichaftlichen Deputationen von der Regierung ausgewählt werben follen, 
neben den landwirthichaftlichen und gewerblichen Vereinen, ftatt der Provinzialland: 
Ihaften den Magiftraten und Bürgervorftehern ber Städte, jo wie der Amtöver- 
jammlungen des platten Landes je für ihre Bezirke übertragen werden; b. die Land— 
drofteien angewiefen werben, in allen denjenigen Sachen, welche Durch die 88 18 big 
23 des gegenwärtigen Gefeges zur Mitwirkung der Provinziallandfchaften verwiejen 
find, mit alleiniger Ausnahme der im $ 18. 1 und 3 von Ständen aufgeführten 
GBegenftände der Gejeggebung und Abgabenverwilligung, jo wie der im 8 21. 3 er- 
wähnten VBerwaltungsbefugnifje in Anſehung bereit3 bejtehender ftändifcher Snftitute, 
mit den gedachten Deputationen in ähnlicher Weiſe, wie Died nad) eingetretener Ne: 
organijation mit den Provinziallandichaften der Fall fein joll, zu verhandeln; und 
c. den mit den gedachten Deputationen in Gemäßheit dieſes provijorijchen Ge: 
jege3 getroffenen Verhandlungen dieſelbige Kraft und Bedeutung beigelegt wird, 
welche die mit den reorganifirten Provinztallandfchaften zu treffenden haben würden. 
Indem Stände fich bereit erflären, die Koften dieſer proviſoriſchen Einrichtung auf 
die Öeneralcafje zu übernehmen, hoffen fie damit auch das letzte Hinderniß der wirf- 
lichen Durchführung der Trennung von Verwaltung und Juſtiz, und der Mündlich— 
feit und Deffentlichkeit des Gerichtsverfahrens aus dem Wege geräumt zu haben.“ 
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die abvocatorischen Beiltände derjelben auf jophiltiihe Weife unter Zugrunde— 
legung faljher Thatſachen berausgefünftelt. 

Als die Stände am 8. Mai wieder zufammentraten,, lagen ihnen die 
Ausihußanträge vor, welde nur von Yang, Dammers, Röben, Wiſch und 
v. Erterde mit dem Difjenszeichen verjeben waren. Die Anträge enthielten 
meiiteng Erklärungen der Stände zum Begleitjchreiben,, die Principien wur— 
ven nicht bejtritten, im Beziehung auf das Bremiſche wollte man den Cen— 
ſus auf 100 Thlr. resp. 50 Thlr. herabjegen, in Beziehung auf Hoya— 
Diepholz wie bei Djtfriesland und Bentheim der Regierung ganz freie Hand 
lalien. 

Die Verhandlungen über vie Brovinzialftände begannen in erfter Cam: 
mer am 22. Mai, Nachdem der Minijterpräfivent erklärt hatte, daß die 
Regierung, nad) erfolgter Zuftimmung der Stände, mit der Ausführung des 
Gejeßes vorjdreiten werde, bejtritt der Schagrath v. Bothmer die Compe— 
tenz der Landesverfammlung und erklärte feinen Wiverjprud zu Protocol, 
indem er zugleich ausjprad, er glaube an der weiteren Berathung nicht 
Theil nehmen zu fünnen, 

Canzleidirector v. Bothmer jtellte den neuen Sab auf, er glaube, daß 
die Brovinziallandfchaften allerdings durch die allgemeine Gejesgebung geregelt 
werden fönnten, aber dieje jei dann der König und die PBrovinziallandidaf: 
ten, eine Behauptung, die der Miriifterpräfivent für völlig unverſtändlich 
erklärte, Bothmer berief jih auf pas Öutachten Zöpfl's; daß den Brovinzen das 
Zujtimmungsrecht zujtehe wurde aber dur Bening wiverlegt. Die Cam: 
mer jelbjt war jo jehr für die Regierung, dab jie Die Ausſchußanträge fal- 
len ließ, wenn jene nur erflärte, daß jie ihr nicht bequem wären. — Zu 
$ 12 regte v. Erterde, unterjtügt von Breuſing, v. Honjtedt, die Princi— 
pienfrage an, indem er den Begriff des großen Grunpbejiges jo feſtgeſetzt 
haben wollte, wie im VBerfaflungsgejeße, d. h. große Grundbeſitzer find, 
die zur erſten Cammer wählbar jind. Bon den zunädit Betheiligten ſprach 
ih nur Michaelis aus, ja jie jtimmten faum dafür. Der Erterdeſche Ans 
trag war mit 15 Stimmen unterftüst, und aud ein Antrag v. Honſtedt's, 
der mindeftens eine Verwahrung wollte, damit der Genjus für die Provin— 
zialjtände nicht auch eine Aenderung des Genjus für die erſte Cammer nad) 
jich ziehe, erhielt Feine Majorität. Die erſte Cammer mußte einjehen, daß 
jie dem Begriff des großen Grundbejiges, wonad fie jelbjt gewählt war, ein 
Todesurtheil jchrieb. Sie that 8. 

Als am 31. Mai der ganze Gejeßentwurf mit den Modificationen der 
Cammer zur Abſtimmung verjtellt wurde, jtimmten gegen daſſelbe: Baemei— 
ter, Schatzrath v. Bothmer, Ganzleidirector v. Bothmer, Cammerrath 
v. d. Deden, Hillingh und Neupert, lebtere ojtfriefiihe Landräthe. 

In der zweiten Cammer entbrannte der Principienlampf um jo befti: 
ger, jowohl bei der zweiten, als namentlich bei der dritten Berathbung am 
15. und 23. Mai, wo auf namentliche Abjtimmung gedrungen murde. 
gang 1. hatte den Antrag eingebracht, das Grundprincip der Stüvejchen 
Grundzüge wieder herzuitellen, nämlich daß die Vertretung der größeren 
Grundbefiger von der Amtsverfammlung gewählt würde, und jeder wählbar 
jei, der zur eriten Gammer wählbar jei. Für denjelben jtimmten: Adickes, 
Ahlborn, Bojunga, Brammer, Dammerd, Detering, Düffel, al 
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Freudentheil, Goſſel, Groß, Heyl, Hinde, Hinke, v. d. Hort, Kaulen, 
Krönde, Lang I., Lang II., Münfter, Obling, Oppermann, Pfaff, Neeſe, 
Richter, Nöben, Nohrmann, Schläger, Schlüter, Siedenburg, aljo 30, 
dagegen 49, unter ihnen Bueren, Gerding, Metjer, MWeinhagen, aus 
Gründen, die mit der jonjtigen demofratiihen Principienreiterei wenig har: 
monirten. Sie wollten den Beweis führen, daß nicht das Minijterium, 
fondern eine dritte Macht hinter den Goulijjen eigentlih regiere und daß 
aus den ganzen Dingen doch nichts werde. Klug war das nicht, denn es 
ift uns verjihert, daß nicht die Niederfähliiche Zeitung allein es mar, 
welche aus diefer Zuftimmung der einzig wahren Demofraten, wie fie ji 
nannten, zu den Regierungsvorſchlägen ein Argument für deren Gefährlich: 
feit hernahm, fondern daß man gerade mit diejer Abjtimmung geſchickt bei 
Hofe zu operiren mußte. 

Selbjt nahdem über diefe Principienfrage zu Gunſten der Regierung 
entjhieden war, zogen fi die Debatten über die einzelnen untergeoroneten 
Puncte noch beinah 14 Tage mit Heftigfeit dur die Cammer und es ge 
fang dort, das Map des Genjus für die bremen =verdenjhe Landjchaft 
um Einiges herabzubrüden. Da jedoch die erjte Cammer felbjt die Herab- 
jeßung des Cenſus nah den Vorſchlägen der Commijjion verworfen batte 
und ‘zur Nachgiebigleit nicht zu bewegen war, jo blieb es bei dem von der 
Regierung vorgejhlagenen Cenjus von 120 Thlr. resp. 60 Thlr., wonach 
etwa 122 Stimmberedtigte des großen Grundbejiges vorhanden waren, 
darunter 48 adelige und 20 bürgerliche Nittergutsbejiger und 54 bäuerliche 
Beſitzungen. 

Von den Modificationen iſt nur die bemerkenswerth, welche der pro— 
vinziellen Regelung vorbehielt, neben dem Grundſteuercenſus einen auf Flä— 
chengehalt und Ertrag begründeten Maßſtab einzuführen. Das ſtändiſche 
Schreiben vom 21. Juni *) enthält vie ausführlichen ſtändiſchen Motive. 

Ueber die oben erwähnte Protejtation der calenberg= grubenbagenjhen 
Nitterichaft ging die zweite Cammer einftimmig zu einer motivirten Ta— 
gesorbnung über, melde dur einen begründenden Vortrag des Berichter- 
ſtatters Stüve unter Bravoruf der Cammer eingeleitet wurde. Der Aus— 
Ihuß babe es der Mühe werth gehalten, der Ständeverfammlung zu em= 
pfeblen: bei diefer Gelegenheit offen zu erklären, daß fie entſchloſſen ſei, 
ihre Stellung mit aller Entjhiedenheit zu vertheidigen, es ſei contra quem 
et quos. Der einjtimmige Beſchluß, zur Tagesorbnung überzugehen, war 
alfo motivirt, indem nicht nur: 1) der $ 33 des Berfaljungsgejeges von 
1848 in der allgemeinen Ständeverfammlung ohne irgend einen Widerſpruch, 
namentlih von Seiten der dort anmejenden Deputirten der calenbergiihen 
Ritterfhaft, angenommen ift, jondern au 2) die Unterordnung der Pro- 
vinziallandfhaften unter die von der allgemeinen Ständeverjammlung mit— 
zuübende allgemeine Gejekgebung, welche in Folge der dur größere Welt 
ereignifje herbeigeführten Vereinigung der Provinzen zu Einem Königreich, 
der Aufhebung des deutichen Reichs und der Begründung des deutſchen Bun- 
des, zu einer nothwendigen Bedingung der Exiſtenz des Landes geworden 
it, umfoweniger einem Zweifel unterliegt, als die allgemeine Ständever: 


*) Aetenſtücke ver 11. Ständeverfammlung, II. Diät, S, 1161. 
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fammlung alle wejentlihen jtändiihen Rechte jämmtlicher Provinzen ohne 
deren Zuftimmung in fid vereinigt hat, in der anerkannten Uebung diefer 
Befugniſſe durh die Bundesverfajjung geſchützt iſt, und ſolche auch unter 
Beifall der Negierung in Bezug auf die innere Verfaſſung der Provinzial: 
landſchaften wiederholt geübt hat; auch 3) von der fönigliden Regierung 
bereit3 im Jahre 1818 die Thätigkeit der Provinziallandſchaften nur inſo— 
weit hergeitellt worden, als jolhes die Verhältniſſe verjelben zu der allge— 
meinen Ständeverjammlung gejtatten und denjelben eine entjcheidende Stimme 
dabei auf feine Weile zugejtanden tt, dieſem allen, zufolge aber 4) Stände 
im Gefühl ihrer Prliht gegen das königlihe Haus und das Land und in 
dem Bewußtjein, daß eine Schwächung ihrer Kraft und Wirkjamfeit nur 
die Auflöjung ver Einheit und der Selbitjtändigkeit des Landes, auf denen 
ver hohe Grad des Wohlitandes und des Glüds beruht, deſſen ſich Hanno: 
ver dor anderen deutſchen Yändern erfreut, vorbereiten könne, fi verbun— 
den erachten müjjen mit aller Entjchiedenheit von den in ihrer Hand liegen 
den Mitteln Gebrauch zu mahen, um im Einverjtändniß mit ver Regierung 
unberechtigten Schritten entgegenzutreten, welche aus irrthümlicher Auffafjung 
der Berhältnijje bervorgehend jowohl dem füniglichen Haufe als dem ge— 
fammten Vaterland ſchwere Gefahren zu bereiten drohen. Auch die erſte Cam— 
mer nahm diejen Antrag gegen wenige Stimmen an. 

Zum 5. Juni, an weldem der König fein achtzigites Geburtstagsfeft 
feierte, wurden die großartigiten Vorbereitungen getroffen. 

Der König von Preugen, Prinz der Niederlande, Kurfürft von Hef- 
jen, die Großherzoge von Oldenburg und Medlenburg: Schwerin, die Herzoge 
von Altenburg und Dejjau, eine große Menge Fürftlichleiten, fremde Mi— 
litair$ aus allen Staaten, u. a. Feldmarſchall⸗ Lieutenant Legeditſch aus 
Holſtein trafen zu dieſer Feſtlichkeit ein. 

Einige Hundert Bergleute "und Bergfuhrleute, erſtere im bekannten 
jhwarzen Ledercoftüme mit Grubenlidtern und Hämmern, jene mit weißen 
Kitteln und langen Peitihen, warteten auf. Gottesdienſt — die große Pas 
rade fiel dies Mal auf Wunſch des Königs von Preußen weg — Eorfofahrt 
nah Herrenhaufen, Abends große Cour, dann Souper und Ball. Am 
Abend vorher ein wahrhaft brillantes Feuerwert und große Illumination 
der Stadt. Eine Glückwunſchadreſſe der Stände, durch eine Deputation 
überreicht, war jelbjtwerftändlih, die Stände dankten ver Vorjehung für die 
Erhaltung eines Königs, der, unbeirrt durch den Streit des Tages, auf 
den Bahnen einer verfaflungsmäßigen Entwidlung dem Lande einen Zuftand 
von Wohlfahrt und Zufriedenheit zu ſichern ſuche, der von feinem anderen 
deutihen Lande übertroffen werde, Zahlreiche Orvdensverleihbungen, bei de: 
nen, wie im vorigen Jahre, verdiente Giviliften nicht umgangen waren. 

Die Provinziallandjchaften hatten inzwifchen außer dem von Zöpfl auf 
ihre einfeitigen Darjtellungen eingegangenen Gutachten ein zweites von der 
Jurijtenfacultät zu Berlin erhalten, welches jih dahin ausjprad: 

„daß die königlich hannoverfche Regierung für berechtigt nicht zu erachten 
it, ungeachtet des Widerfpruhes der ritterichaftlihen Curie die provin— 
ziallandſchaftliche Verfaſſung der calenberg : göttingen » grubenhagenjhen 
Provinziallanvfhaft im Wege der allgemeinen Landesgejeßgebung en 


340 


ohne Berüdfihtigung der von den beiden übrigen Gurien vereinbarten 

Grundzüge abzuändern” , 
und worauf fie großes Gewicht legten, während alle diejenigen, welche wuß— 
ten, wie leicht ein ſolches Gutachten für Geld zu haben jei, gar fein jol- 
des auf diefe Entjheivung legten. Die Junker gaben es für eine böswil- 
lige Erfindung ver Demokratie aus, wenn man die Nitterfchaften beſchul— 
dDige, jie wollten die 1348 verlorenen politiichen Nechte wieder erobern. 
So ließ jih der Hamburger Correjpondent, der Regierung eben jo dienſtbar 
als den Ritterjchaften, von Hannover jchreiben; 
| „Die Vereinigung der wahlberechtigten großen Grundbeſitzer zu einer 
Corporation, oder mit andern Worten, die Wahl der Abgeordneten des 
großen Grundbeſitzes zur Provinziallandihaft dur eine Corporation, bildet 
den wahren Brennpunct des Streites. Die jogenannte Demokratie, in der 
Wahl ihrer Mittel nicht jonderlic jtreng, jucht die öffentlihe Meinung über 
dieſe Streitfrage irre zu leiten, indem fie den Ritterſchaften die Abſicht 
unterjchiebt , die im Jahr 1848 verlorenen politiihen Standesvorrechte wie: 
der erwerben zu wollen. Dieje Behauptung ijt eben jo unwahr, als abge: 
ihmadt, und würde von eben jo geringem politiihen Tacte der Ritterjchaf: 
ten, als von deren geringer Einficht zeugen, zumal dann der eingejchlagene 
Meg nie zum Ziel führen kann, da nad den eigenen Vorjchlägen der Rit— 
terichaften die Zahl der wahlbereshtigten großen Grundbejiger bürgerlichen Stan— 
des ungleih größer als die Zahl der Grundbejiger adeligen Standes it, 
Indeſſen man ſcheut feine Unwahrheit, feine Verdädtignng, um die Öffent- 
lihe Meinung über dieje Frage irre zu leiten und gegen das Verhalten der 
Nitter einzunehmen.” 

Das Jahr 1855 hat gelehrt, wer auf Lug und Betrug ausging, ob 
die Demokraten oder die Ritter. * ) 

In Beziehung auf die übrigen Organifationen beantragte die Regierung 
"zwei Abänderungen, dab ftatt der von den Ständen zu $ 10 verlangten 
Zuftimmung der Amtsverjammlung, nur das Gutachten berjelben er: 
fordert werde, vor Erkennung von Disciplinaritrafen gegen Gemeindebeamte 
und Öemeindediener, und daß der von der Regierung jelbjt vorgejchlagene 
ftändige Ausſchuß befeitigt werde und daß einige Functionen dejjelben auf 
zwei zu dem Ende von der Amtsverfammlung erwählte Mitglieder übertra- 
gen werden. Die Stände erllärten, daß, obgleich fie die Gründe für jolde 
Aenderung nicht für zutreffend hielten, fie dennoch einwilligen wollten, um 
ihrerfeit3 alle der Ausführung der Organiſationsgeſetze etwa noch entgegen- 
ftehenden Hindernijje aus dem Wege zu räumen. 

Hinfihtlih der Gehalte drang die Regierung auf eine höhere Bejoldung 
der Minijter von 4000 auf 5000 Thlr., welde von erjter Cammer zuge: 
ftanden, von zweiter entjchieden abgelehnt wurde, während man 3000 Thlr. 


*) Die Literatur über die provinziallandfchaftliche Frage, welche in dem fol- 
genden Jahre maffenhaft auffchwoll, hatte bis dahin nur geboren: Die Reorgani: 
jation der Provinziallandichaften. Ein Wort zur Verfühnung (von Lichtenberg). 

ur Beurtheilung des Rechtspunetes in der provinziallandfchaftlichen Frage, von 

. Lichtenberg, Generalfceretair des königlich hannoverjchen Minifteriums des In— 
nern. Hannover 1851. — Ein legtes Wort über unfere Organifationen, von C. v. d. 
Deden, Cammerrath — erjchien erft im October 1851. 
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Repräjentationskoften an einen der Staatsminifter zugeftand, ferner auf Er— 
höhung der Bejoldung der Landproften; Stände bemwilligten außer dem Ge: 
halte von 3000 Thlr. noch 300 Thlr. für Dienftreifen der Landdroſten. 

Der Bejoldungsetat der künftigen Verwaltungsämter und Amtsgerichte 
follte nad einem Schreiben vom 13. Mai in der N „egetehe werben, 
daß bei einem Durdicnittsgehalte von 800 Thlr. für 220 Rerwaltungsbe: 
amte 176,000 Thlr., an Fouragegelvern für 200 Beamte 30,000 Thlr., 
für 200 Amtsgebülfen mit durchichnittlihb 350 Thlr. 70,000 <hle.: für 
290 Amtsrichter 232,000 Thle., für 250 Aetuare mit durbfchnittlich 350 Thlr. 
87,500 Thlr., für Gerichtsvoigte 60,000 Thlr. gefordert wurden. Das Mi: 
nifterium sagte zugleich, daß dieſe Vorlage die Neihe derjenigen, durd welche 
die Einführung der neuen Organifationen wejentlich bedingt fei, beſchließe 
und daß es nicht zweifle, daß mit dem 1. Januar 1852 die Organiſatio— 
nen würden ins Leben treten können. 

— Stände drangen nun auf Verminderung der Amtsgehülfen um 18 Stel- 
fen, und bewilligten den geforderten Gtat unter dem Vorbehalte, auf den 
Gegenftand zurüdzulommen, jobald ſich das Berürfni nah Maßgabe ver 
Erfahrung fiber beurtheilen laſſe. Dabei wurde ausgefproden ‚daß je 
größer, das Vertrauen jei, welches fie der Regierung durch die derjelben er: 
theilten ungewöhnlichen Befugniſſe bewieſen, je bereitwilliger fie derfelben be 
den beantragten Modificationen der Oraganifationen entgegengefommen, deſto 
mehr dürften ſie mit dem Lande erwarten, daß es der Energie und ver 
Umſicht der königlichen Regierung gelingen werde, die Einführung ver Or— 
ganifationen bis jpäteftens den 1. Januar k. J. in Wirklichkeit zu bringen. 
Selbit die großen Grundbefiger eriter Cammer liefen fih nicht dadurch ab- 
jhreden, als Canzleidirector v. Bothmer ihnen demonftrirte, daß der Mebr- 
bedarf, den die Organijationen verlangten, eine halbe Million betrage und 
dab fie nah ein over zwei Jahren für eine Grundfteuererhöhung ſtimmen 
müßten. Hiermit war ein neues Thema angejchlagen, auf welchem die Nitter 
fortan ein Jahr und länger berumritten, um die Organifationen dem Volke 
zuwider zu machen. 

Man glaubte nunmehr die Organifationen in aller Weife gefichert, zu— 
mal aud die noch unerlevigt gebliebenen, damit in einigem Zuſammenhang 
ftehenden Gejege ihre Erledigung gefunden hatten. Dahin gehörte zumächit 
das Staatsdienergejeg. Streitig waren bier vor allen die Fragen: 

1) Ob diejenigen, welche ein Lehramt befleiveten, unbeſchadet ihrer 
Eig enſchaft als Staatsdiener, von dem Geſetz auszunehmen. Die Stände 
entſchieden fich mit der Regierung für die Bejahung diejer Frage. 

2) Die Anmwenpbarkeit des Geſehes auf die Beamten von Gemeinden 
und Körperichaften. Stände entſchieden fich für eine bedingte Anwendbar— 
feit, nahmen aber die Beamten der Stände jelbjt von dem Geſetze aus. 

3) Stände jpradhen aus, daß, fomweit früher pas Glaubensbekenntniß 
die Unfähigkeit zum Gintritt in den Staatsdienft zur Folge gehabt, dieſe 
Unfähigkeit als dur die Verfafjung bejeitigt angejeben werde. 

4) Die Dienftfündigung der unteren Staatsdienerjchaft wurde nament- 
lih von Seiten der Betheiligten bejeitigt gewünjdht. Stände erklärten ſich 
darin einverftanden mit der Negierung, dab nah einer Reihe tabellojer 

abre der Kündigungsvorbehalt aufer Kraft trete, baten aber um Be- 
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feitigung der Ungemwißheit, welche Angeftellte zu der höheren, melde zu ver 
unteren Staat3dienerihaft gehören — indem fie die Kündigungsbefugniß 
thunlichit auf ſolche Officianten beſchränkt wiſſen wollten, deren Dienft vor— 
zugsweiſe in mecanijchen Arbeiten bejtehe. 

5) Stände verſuchten Beſchränkungen zu treffen binfichtlih der Verei— 
nigung mehrerer Nemter in einer Hand. 

6) Die Befeitigung eines Abzugs vom erjten Gehalte für die Hofpi- 
talcafje, die j. g. Duodecimalgelver (Evict vom 13. December 1709) 
wurde von Ständen bei namentliher Abjtimmung abgelehnt; es jtimmten 
für die Uebernahme auf die Staatscaffe nur: Böhmer, Eggers, Groſſe, 
v. Hagen, Heije, Heyl, v. Hinüber, Jacobi, Kannengieher, Klee, Lebzen, 
Sichtenberg , Lindemann, Merkel, Amtmann Meier, Staatsminifter Meyer, 
v. Röffing, Schlüter, Staffhorft, Stüve, Wehmann, Wilbelmi, Wilkens. 
Außer Klee und Merkel, die es zu werden wünſchten, und Wilkens lauter 
Staatsdiener. Stände beantragten aber, dab den Hinterbliebenen außer dem 
Sterbequartale aud das jchon bisher gezahlte ſ. g. Gnadenquartal geſetzlich 
bewilligt werde. 

7) Den Conflict zwiſchen Dienjtgehorfam und der Verpflichtung auf 
Geſetz und Berfaffung ſuchte man auf unzureichende Weife freilih, durch 
Uebertragung der Verantwortlichfeit auf den befeblenden Vorgeſetzten, unter 
Dffenlaffung von Gegenvorftellungen zu löſen ($$ 33—34), wobei man 
von der Vorausſetzung der bleibenden Minijterverantwortlichfeit ausging. 
Stände beantragten einen Zuſatz, wonach die Befolgung eines Befehls auch 
dann verjagt werden fünne, wenn ſolche nach Artikel 85 des Griminalge- 
jegbuches vie Begehung eines Verbrechens in fih ſchließen würde. 

Es wurden namentlich die SS 55 und 60 des Entwurfes im Sinne 
des "Disciplinargejeges und günftig für das Staatsdienerthum verändert, 
indem man dem richterlichen Urtheil die Dienftentlaffung als Disciplinarftrafe 
gegen Nihter nehmen wollte, und die Verwaltungsbeamten binfihtlih der 
Disciplinarftrafgewalt den Richtern aleichitellen mollte. 

9) Als Princip der Beförderung wurde die Befähigung aufgeftellt, bei 
Sleichbefähigten jollte des Dienftalter aushülflih eintreten. 

10) Die Beltimmungen über Verjegungen in den Auheftand und auf 
Martegeld, melde den Regulativen von 1837 entipraden, wurden ohne 
weſentliche Modificationen gebilligt. Es wurde der Zufag beſchloſſen, daß 
das Martegeld nie über 2000 Thlr. betragen folle. 

Das Geſeßt follte gegen Richter nicht früher wie das Disciplinar- 
geſetz, gegen jtädtiihe Beamte aber nicht vor Publication der Städteorbnung 
ins Leben treten. 

Der König ertheilte ven Abänderungen zu den 88 55 und 60 des 
Entwurfes (SS 56 und 64 des Geſetzes) feine Genehmigung nicht und 
das Minijterium legte nun den vollitändig redigirten Entwurf nah $ 66 
des Verfaſſungsgeſetzes von 1848 den Ständen zur "Erklärung mit ja oder 
nein vor, 

Es verjtand ſich nah allem Vorhergegangenen von felbit, daß dieſe 
mit ja antmworteten, obgleich dieſes Ja in dem Erwiederungsihreiben vom 
24. Juni mit manderlei Gründen verbrämt mar. 

Der den Ständen vorgelegte Gejegentwurf, das Disciplinarverfahren 
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gegen Richter betreffend, berubte auf folgenden leitenden Grundfägen: 1) 
Grheblihere Disciplinarftrafen fünnen gegen Richter nur durch Richterbehör: 
den erkannt werden. 2) Das Verfahren muß dem Strafprocekverfahren mög- 
lichſt ähnlich fein, mithin find auch hier der Antrag des Staatsanwalts, 
Unterfuhung durd einen Nichter, mündlihe Verhandlung vor dem etfen- 
nenden Gericht und Zuläfigkeit des Nechtsmittel$ der Berufung, mejentliche 
Eigenthümlichkeiten des Verfahrens. 3) Das Disciplinarverfahren ift von 
dem gewöhnlichen Strafverfahren durchaus unabhängig. Die Regierung 309 
aus diefem legten Sabe zwei praftiih= wichtige Schlüſſe. Das Etrafverfab: 
ren, jagte fie, kann nur eintreten, wenn ein ausbrüdlides Strafgeſetz 
übertreten,, mithin die allgemeine Rechtsordnung verlegt if. Das Dis: 
ciplinarverfahren hat eine andere Richtung, es äußert feine Wirkfamfeit bei 
Verlegung der bejonderen Pflichten, welche der Staatsdiener mit feiner Dienit- 
jtellung ausdrücklich oder ſelbſtredend übernommen bat, oder der Rüdfihten, 
weldhe er eben der Würde des Dienftes ſelbſt ſchuldig ift. Diejelbe Hand» 
lung fann zwar in beide Kreife fallen, aber fie fann auch häufig nur einen 
verjelben berühren. Im eriten Fall verlegt der Webertreter feine Obliegen- 
heiten nad zwei verjdiedenen Richtungen, ihn müſſen daher die Folgen 
nad beiden Seiten hin treffen. Der Negierungsentwurf wollte als Disci- 
plinarjtrafen fejtgejegt wijfen: 1) Geldbuße, 2) fhriftlihen Verweis, 3) 
mündlihen Berweis vor verfammelter Behörde, 4) Suspenfion vom Dienit 
und Gehalt, jedoch nicht über die Dauer von drei Monaten, 5) theilmeije 
Entziehung des Gehalts, 6) Dienitentlaffung. Der Ausihuß beantragte 
dagegen, die Nr. 6 nicht nur zu ftreihen, jondern Dienjtentlafjung aus: 
vrüdlic von Disciplinarftrafen auszunehmen, Dagegen jtemmte ſich der Juſtiz— 
minijter v. Röffing nun mit aller Gewalt, unterjtüßt von Stüve, allein der 
Ausihußantrag wurde gegen 5 bis 6 Stimmen angenommen. ‚Shenfo war der 
Ausihuß gegen die aus dem Sak, daß Criminal- und Disciplinarverfahren 
völlig unabhängig jtehen , gezogene Gonjequenz, und vertheidigte dem Grundſatz 
non bis in idem, indem er das Disciplinarverfahren durch Einleitung des 
Strafverfahrens einftweilen gehemmt, und nad Erledigung deſſelben nur dann 
wieder aufgenommen wiſſen wollte, wenn ein Griminalvergehen nicht vorliegt. 
Auh bier ftimmte eine überwiegende Majorität für den Ausihußantrag. 
In Folge davon erflärten jih die vier anweſenden Minifter und Stüve 
gegen den ganzen Gejehentwurf', ftanden nun aber gänzlich allein. 

Allein der König genehmigte auch diefe Abänderungen niht und Stände 
ſahen fih den obmwaltenden Umftänden nad in die Lage gefebt, die von 
ihnen geforderte Erklärung annehmend abzugeben, 

Zugleih wurde die Dienftentlaffung der Richter al3 Criminalftrafe be: 
feitigt, d. 5. der Artikel 370 des Griminalgejegbuches aufgehoben. _ 

Obgleih das Verfahren, den Ständen gleihjam eine Piſtole auf die 
Bruſt zu feßen und ihr Ja oder Nein zu verlangen, verfafjungsmäßig mar 
und das neue Verfahren durch berathene Geſetze in einzelnen Puncten no 
einmal den Ständen zur Nevifion vorzulegen, nicht geſchäftsordnungswidrig, 
fo fonnte fih doc Niemand verhehlen , daß ein ſolches Verfahren, wenn es 
jo häufig wiederholt wurde , wie in biefer Diät, das ſtändiſche Anfehen im 
hoben Grade ſchwächen, das Vertrauen der Stände auf ſich jelbit und ihre 
Beihlüffe vernihten mußte. 
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Mit dem Aufhören der Eremtionen war auch die Möglichkeit einer neuen 
Gejeggebung über Landftraßen und Gemeindemwege erſt gegeben und hatte 
das Minifterium Stüve unter dem 30. November 1849 den Ständen einen 
desfallfigen Geſetzentwurf übergeben, welcher der oben erwähnten Commiſſion 
zur Prüfung übergeben war. Diejer Entwurf fand in allen Hauptgrunt: 
lagen die Billigung der Stände. Nur über $ 31 konnten fih die Cam: 
mern nicht einigen, indem die zweite Cammer die Negierungspropofition 
annahm, während die erjte Gammer eine Ermäßigung des höher Bejteuerten 
bei der Ermittlung der Simpla beantragte. 

Der den Ständen überjendete Entwurf einer Hypothekengeſetzgebung 
fam nicht mehr zur Berathung; daſſelbe Schidjal hatte der Entwurf eines 
Geſetzes, die ordinaire Naturalbequartierung der Gavallerie und reitenden 
Artillerie betreffend. 

Das Budget wurde für 1851—52 zu 7,535,853 Thlr. Nettoeinnahme 
und 7,704,793 Thlr. Ausgaben feitgeftellt, wonach ſich ein Deficit von 
168,938 Thlr. herausjtellen würde, ein Deficit, das man jedoch nicht fürch— 
tete, da das Vorjahr ftatt eines jolhen einen Ueberſchuß von 680,000 Thlr. 
ergeben batte, 

Zu dem Ginnahmebudget wurde jebt der Bau eines neuen Münzge- 
bäudes genehmigt; bei Gelegenheit der Bemilligung der Grunditeuer zu 
1,246,000 Thlr. ftellten Stände das Erſuchen, föniglihe Regierung wolle 
in Erwägung ziehen: 

1) ob nicht die Herftellung und Vervollftändigung des zunächſt in den 
Mepmanualen der geometriichen Ueberſchlagung liegenden Grundfatafters ohne 
überwiegende Nachtheile herbeizuführen, auf eine volllommenere Weife, als 
dies gegenwärtig ausführbar ift, erreicht werden fann; 

2) ob nicht Mafregeln zu ergreifen feien, um die vollftändige und 
rihtige Umschreibung der Mutationen mehr als bei den gegenwärtigen Ein: 
rihtungen ficher zu ftellen; 

3) ob nicht namentlih in allen den Fällen, wo Mutterrollen neu aus: 
gefertigt werben müjjen, eine vollftändige Nevifion derſelben und Berichti- 
gung der darin fich findenven Fehler, namentlich der mangelhaften und irr- 
thümlichen Bezeihnungen der Eigenthümer zu veranlafen fei; 

4) ob nicht zu bewirken jei, daß die neu feitgeitellten Grenzen ber 
Gemeindebezirfe und die Grenzen der Bezirke für die Grunpfteuererhebung 
in Einklang gebracht werden; 

5) ob nicht zwedmäßig fei, um die in Folge von Gemeinheitstheilun- 
gen und PVerfoppelungen zur Gultur gelangenden Grundftüde auf gehörige 
Weiſe zur Grundfteuer heranzuziehen, von Zeit zu Zeit und namentlich nad 
Ablauf von 20 Kahren nach vollendeter Theilung oder Verkoppelung eine 
allgemeine Revifion der getbeilten oder vwerfoppelten Feldmarken eintreten zu 
laſſen. 

Bei den Ausgaben zum Zweck des deutſchen Bundes konnten Stände 
die ſich darbietende Gelegenheit unmöglich vorübergehen laſſen, ohne der 
Lage Deutſchlands und der großen ſeit 1848 oft wiederholten, aber noch 
immer unerfüllten Verheißungen einer den wirklichen Bedürfniſſen des gemein— 
ſamen Vaterlandes entſprechenden Umgeſtaltung der Verfaſſung und einer 
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Vertretung des deutſchen Volkes bei der Gentralgewalt zu gedenken, und 
ftellten ven jhon oben erwähnten Antrag. 

Es muß bier bemerkt werden, dab nah dem Schluß der Dresvener 
Conferenzen Detmold von Frankfurt zurüdgerufen und Herr v. Schele jtatt 
feiner Bundestagsgefandter wurde. Auch hatte die Regierung, ſchon ehe fie 
das Bupdgetichreiben erhielt, in einer ausführlichen Denkſchrift ſich für bie 
Erhaltung der deutichen Flotte ausgefprohen, und in Uebereinftimmung mit 
den übrigen zu einer Conferenz am 6. Mai in Hannover verfammelt ge- 
wejenen Nordfeeftaaten, bei dem Bundestage angegeben: daß 1) die Bun- 
desverfammlung fofort die Anerkennung der in der Norbjee vorhandenen 
deutjchen Flotte als Eigenthum des Bundes ausiprehen wolle. Dieje Ei: 
genſchaft der deutihen Flotte wird jedoch hannoverſcherſeits als eine bereits 
vorhandene und rechtlich nicht zu bezweifelnde, die Flotte wird hannover: 
ſcherſeits als eine gemeinfame Vertheidigungsanftalt, als eine Anftalt zur 
Erfüllung des (Art. 2 der Bundesacte, Art. 13 der Wiener Schlußacte) 
ausgeſprochenen Bundeszweds, mithin als organifhe Einrichtung angejeben. 
Eventuell war beantragt: Niederjegung einer Commiſſion zur Vorbereitung 
eines Bundesbeſchluſſes über die Frage: ob die in der Nordſee vorhandene 
deutſche Flotte als Flotte des Bundes beizubehalten, oder als ſolche aufzu- 
(öfen, und wie eventuell dieſe Auflöfung zu bewerfitelligen jei? 

Die Stände genehmigten auch, freilih nicht ohne ftarfen Widerſpruch 
Einzelner, namentlich des Rittmeifter v. Münchhauſen, 1500 Thlr. jährlich 
zur Unterjtüßung von Vereinen für Kunft und Wifjenjchaft. 

Zur Berbefjerung des Volksſchulweſens werden die Zuſchüſſe auf im 
Ganzen 72,526 Thlr erhöht. 

Verſchiedene Vorträge der Stände an die Negierung und einige jon- 
ftige Erledigungen nicht principieller Bedeutung dürfen bier übergangen wer— 
den. Dagegen iſt zu bemerken, dab Stüve nah den Pfingftferien, die er 
in Osnabrüd verlebte, refignirte. Gr mar unzufrieden mit dem Gange, 
den Lindemann bei den Organifationen einfchlug, unzufrieden mit der Ma- 
jorität der Stände, welde ſich von einem Ertrem in das andere hineintrei- 
ben ließ *), unzufrieden über den Ausfhuß in der provinziallandihaftlichen 
Frage, welder jeine Vorſchläge, von den Organifationen ver bejtehenden 
Provinziallandihaften abzuftehen und dieſe ihrem Schidjale zu überlaflen, 
jo wenig beadtet hatte, und hielt es doch gegen feine Pliht, dem Mini- 
fterium in den Ständen Oppofition zu machen. Dagegen überreihte er 
dem Minifterpräfidenten eine fpäter in der Zeitung für Nordveutichland 
Nr. 438 mitgetheilte Denkſchrift, die vielerlei an den Organifationsplänen 
der Regierung tadelte und der Lindemann jogar die Abfiht beimaß, die— 
jelben überhaupt zu hindern, meil fie den Nath gegeben, die Etats nicht 
definitiv, jondern nur proviforisch zu bemilligen. 

Die Stüveſche Denkſchrift, zuerft Mündhaufen überreiht, wurde von 
diefem, wie die Hannoverfhe Zeitung nicht ohne Schadenfreude berichtete, 
nicht beachtet und fand aud in dem Finanzausſchuſſe lange nicht die Beach— 
tung, welche fie verdiente. Alle Fehler, melde ſich nah Einführung ber 
Organifationen als begründet darftellten, waren darin vorausgejeben und 








*) Stüve. Meber die hannoverſche Verfaffungsjache p. 47. 
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jollten vermieden werten. Es war namentlich die zu große Zahl von Be- 
amten und Amtsrichtern, gegen weldhe Stüve eiferte und das Syſtem, meh— 
tere Beamten bei einem Amte zu haben und unbejolvdete Beamte einzufüh- 
ren, und die Amtögehülfen zu einer befonderen untergeordneten Beamten: 
clafje zu madhen. Kurz vor Entlaffung des Minifteriums Stüve hatte man 
geglaubt, mit 170 Beamten und Aemtern, und 265 Amtsridhtern aus: 
fommen zu fönnen, jest wollte man 220 Beamte und 200 Amtsgehülfen, 
und 290 Amtsrihter, daneben 250 Actuarien. Stüve fagte: 

„Es giebt bei jeder möglihen Einrihtung des Staatswejens feinen 
größeren Fehler, al3 wenn eine zu große Zahl von Perſonen für ihren 
Lebensunterhalt auf die Thätigkeit im öffentlihen Dienfte angewiejen wird. 
Diejen Sag, der die Hauptquelle der Uebel der deutſchen Staaten begreift, 
bier näber zu erörtern, iſt überflüſſig. So viel darf als unbeftreitbar an: 
genommen werden, daß eine jede Einrichtung des Staatsweſens, welde eine 
zu große Beamtenthätigfeit worausjest, fehlerhaft ift, und daß jede, aud 
die zwedmäßigite Einrichtung, nothwendig zu Grunde gehen muß, wenn 
man eine größere Zahl von Beamten, als unumgänglich nothwendig, für 
fie verwendet. 

„Die Sceinthätigfeit des Negierens hat in fih gar feine Grenze, viel: 
mehr wädjt fie, jobald man einmal in viefelbe hineingeratben ift, in un— 
geheurer Progrejlion. Eine zu große Beamtenzahl ift aber nothwendig dar— 
auf hingewiejen, dieſe Scheinthätigfeit hervorzurufen, unter welcher jedes 
wahre Leben fofort zu Grunde geht. 

„Ein großes Uebel ift dann ferner der Drud, ven die Laft eines fol- 
hen Perjonals, das doch bezahlt werden foll, auf die Finanzen übt. Die- 
jer Drud, zujammen mit dem MWidermillen, den jene nicht fördernde, ſon— 
dern den Ginzelnen überall ftörende und hemmende Sceinthätigkeit im Nolte 
hervorruft, wird in einer jeden Ständeverfammlung, die nicht etwa über- 
wiegend aus Staatsdienern beſteht — was unter allen Umſtänden für die 
fehlerhaftefte Einrichtung zu halten ift — das Streben, die Ausgaben zu 
mindern, hervorrufen. Diejes auf organifhem Wege zu thun, ift nur eine 
Regierung, nicht aber eine Ständeverfammlung im Stande. Dieje wird ſich 
jtet3 darauf reducirt fehen, auf völlig mechaniſche Weiſe von der Höhe der 
Gehaltsſätze abzufhneiden. Sie wird fih daburh in der Menge populär 
machen, die Staatöverfaffung aber nur noch mehr corrumpiren. 

„Denn wenn die Uebel einer zu zahlreihen Staatsdienerfhaft durch Et- 
mas noch gefteigert werden fünnen, fo ift es ohne allen Zweifel eine un- 
zureihende Befoldung. So menig eine hohe Bejoldung gegen Corruption 
fhüst, da fie nur zu leiht zum Luxus führt, der unter den mei- 
ten Umftänden die fittlihe Kraft untergräbt, jo ficher wird eine zu geringe 
Bejoldung die Staatsdiener zu Grunde rihten. Denn das wird jeder bed 
Lebens kundige Mann wiſſen, daß umendlih wenige Menſchen eine Charal- 
terfeftigleit befigen, welche gegen andauernde Gelpverlegenheiten Probe hält. 
Die Nothwendigkeit, Hülfsquellen für ven Augenblid aufzufuhen und auf- 
zufinden, richtet in kurzer Zeit das fittliche Gefühl in einer Weife zu Grunde, 
die furdtbar ift. Solchen zerrütteten Gemüthern aber die Verwaltung ver 
Rechts- und Staatsgejhäfte in die Hand zu legen, das kann unter allen 
Umftänden nur zur Corruption führen. Gorruption der Staatsdiener aber 


347 


jegt Corruption des Volkes voraus und erzeugt fie. Gorruption in einer 
Beziehung aber führt auch wieder zum Verderben nah allen Rich— 
tungen.” 

Durh eine Verminderung der Beamten glaubte Stüne die Mittel zur 
Erhöhung der Durdjchnittsgehalte zu finden. Das Minimum dürfe auf kei: 
nen Fall unter 400 Thlr. gebracht werden. Man müfle wo möglich vie ul 
ten Bezirke beibehalten und nah Mafgabe der nod zu madenden Erfah: 
rungen über die Gejhäftsmajje eine Erweiterung oder Beſchränkung eintreten 
laſſen. 

Er gab den Ständen anheim, folgende Beſchlüſſe zu faſſen: 

1) Die definitive Bewilligung ſowohl für die Aemter, als für die 
Amtsgerichte annoch auszuſetzen, bis ein Verzeichniß der Aemter und ein 
wirklicher Beſoldungsetat vorgelegt ſein wird; 

2) den Grundjaß feſtzuſtellen, daß die Zahl der Aemter nicht über ein 
gewilfes Maß vermehrt werde; 

3) daß jedes Amt nur mit einem Beamten bejegt, die nöthige Ar: 
beitshülfe aber nur durch Amtsgehülfen gewährt werde; abgejeben von den 
wenigen Fällen, wo ein bejonderer Domanialbeamter nöthig jein wird ; 

A) daß den Amtsgehülfen das Aufrüden in die Beamtenjtellen offen 
bleiben und 

5) feine unbefoldete Beamte zugelafjen werden; fodann 

6) daß alle diejenigen Pijtricte, die einem Amtsrichter übermwiejen 
werben, alö bejondere Amtsgerichte conjtituirt werden; 

T) daß die Zahl der Amtsgerichte und Amtsrichter in jolhem Maße 
beijchränft werde, daß volle Arbeit für jie mit Sicherheit erwartet werden 
fann, und daß 

8) fall eine Verminderung der Actuarien alsdann noch nöthig wäre, 
eine dem entjprehende Nenderung des Procefverfahrens herbeizuführen jei. 

Wir haben oben gejehen, daß die Stände fi danon nur den Vorbe— 
balt aneigneten, auf diefen Gtat zurüdzufommen. Nicht einmal das konnte 
Lehzen erreihen, daß die Bewilligung ausdrücklich eine provijoriihe genannt 
wurde, Das Drängen der Staatsdiener und ſolcher, die es werden woll—⸗ 
ten, in zweiter Cammer nach Inslebenführung der Organiſationen war ſo 
groß, daß man auf die vernünftigſten Einwände nicht hörte und Lindemann 
ſelbſt ſchien von ſeinen Modificationen unendlich eingenommen. 

Daß unter einem ſo frommen Cultusminiſter, als Meyer, auch das 
ſ. g. kirchliche Leben erſtarkte, ſah man aus dem zahlreihen Beſuch der un— 
ter Petri's Vorſitz am 18. Juni im Odeon tagenden Predigerconferenz, bei 
der etwa 250 Geiftlihe anwefend waren. Damit war die Feier eines Mif- 
fionsfeftes verbunden, bei welhem Paſtor Harms aus Hermannsburg, der 
Mann der Heidenmiffionen, feine ven Zejuitenmiffionairen ähnliche Beredt- 
famfeit vor dem Publicum der Nefidenz erglänzen ließ. Es mar in der That 
ein eigenthümlicher Anblid, wie der „in Zungen redende Harms” der Ver: 
jammlung befahl, fih auf die Kniee niederzulaffen, und die Hunderte von 
Predigern und das Volk nun in fatholiiher Weife knieten. 

Diefe Predigerconferenzen waren es, auf denen fi die Organijation 
der Hierarchie gegen den Staat unter Petri’ 3 und Ernft’3 Leitung vollzog, 
wo man = dies Mal wieder dem Staate feine Rechte hinſichtlich ber Ge: 


348 


richtsbarkeit in Eheſachen beftritt, wie man in den früheren Jahren gegen die 
verfaflungsgrundgefegliche Vresbyterial- und Synodalverfaſſung gewühlt hatte. 

Die Zeit nach der Vertagung der Stände wurde nun von der regie- 
rungsfeindlihen Partei angewendet, theils um auf den König einzumirfen, 
theil3 die öffentlibe Meinung zu verfälihen. Die Niederſächſiſche Zeitung 
hatte noh am 29, Juli die Frechheit, zu behaupten: „Es ftehe zur Evi: 
denz feit, daß im ganzen Lande, mit Ausnahme einiger etwas werden wol: 
lender Advocaten, der in den Cammern bupirten Bauern und unzurechnungs— 
fähigen Handwerker, die befanntlih bei uns zu dem Stande der Pairs ge— 
hören, und dem beträdtlihen Schwarm demofratiiher Blätter, ein jchwer 
laftender Alp abgewälzt werden würde, wenn die ganze Verwaltungsorga— 
nifation vom Könige zurüdgewiejen würde,“ 

Am 30. Juli triumphirte diefelbe, daß der König den „von einer 
theilö republifanijhen , theils dupirten Gammer berathbenen mechaniſchen 
Berwaltungsgejegen” die Unterjchrift vorläufig verweigert habe. Am 31. 
Juli unterjhrieb Ernit Auguft das Nefeript, welches die Provinziallandicaf: 
ten resp. Ritterjchaften mit ihren Beſchwerden zurüdwies, am 1. Auguft 
unterfhrieb er das Provinziallandichaftsgefeß, das indeß erft im September 
publicirt wurde. * ) 

Im Anfang Auguſt entzog ſich der König der ihn beläftigenden Hofatmo- 
ſphäre durd einen Beſuch in Göttingen zur Einweihung des neuen Hofpitals, 
wo er auf das Feierlichite empfangen wurde. — Charafteriftiih war, daß vor 
der Vorftellung der Univerjitätscorporation dem Dr. Elliffen, Vicepräfidenten 
der zweiten Cammer, vom Cultusminijter ein Schreiben zuging, in welchem es 
hieß, Se. Majeftät wünfche ihn bei ver Aufwartung nicht zu fehen. Das war 
menigitens offen. Der naive Brief des Königs über den Nichtgebraudh feiner Uni— 
verjitätszeit ift befannt. — Dann erſchien am 15. Auguſt der König von Preu— 
ben auf feiner Neife nach Hohenzollern zum Befuh; man weiß jebt, daß jehr 
wahrſcheinlich ver Anſchluß an den Zollverein bei viefer Gelegenheit befprochen 
wurde — wie denn wohl aud die Zuſammenkunft des Herrn v. Manteuffel 
mit dem Minifterpräfidenten Hannover’3 darauf und auf die Stärfung des 
Minifteriums Bezug hatte. 

Im Juni war der Herausgeber der Arbeiterhalle, Bürgervorſteher 
Stechan verhafter, und hatten bei mehreren Deputirten Hausfuhungen nad 
Papieren jtattgefunden, Greigniffe, die viel von ſich reden machten, wie 
aud die am 9. September gelungene Flucht Stehan’s nah London. Es 
war das namentlich ein Thema, das Jürgens reihen Stoff gab, gegen bie 
Communiſten zu eifern, ein demofratifches Portfolio zu bringen, Enthüllun- 
gen über Perjönlichleiten zu machen, die offenbar aus venfelben Quellen 
ftammten, denen wir jpäter die berüchtigten ſchwarzen Bücher (Berlin- Han: 
nover= Dresden ) und fchließlih das grüne Buch verbanfen. 

Die Geſchichte der Monate von Mitte Juli bis Ende November ift noch 
in ſehr vielen Beziehungen unaufgellärt und dürfen wir vielleicht erjt in ſpä— 
teren Zeiten ein richtiges Bild des Getreibes erhalten, das die letzten Le— 
benstage des achtzigjährigen Ernſt Auguft gewiß nicht erheiterte. Die Per: 

*) Der König that dies augenjcheinlich ungern, ob ihm dafür die Zuſage warb, 


u dem Bunbesbeichluffe vom 23. Aug., der vorbereitet w ift Bi 
—* nicht ermittelt. f a ——— 
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jonen‘, welche am Hofe hauptjächlich thätig waren, haben wir ſchon in der 
Anlage XXXIX. erwähnt. Ob fih in dem Hoflager des Kronprinzen — 
das die Anlage XXXVIII. zu ſchildern verjuht, ſchon Antnüpfungspuncte 
mit den unzufriedenen Rittern vorbereiteten, willen wir nicht. Der Kronprinz 
brachte mit feiner Zamilie den Spätſommer, wie gewöhnlich, in Norderney zu, 

Das Geſetz vom 1. Auguft, die Provinziallandihaften betreffend, wurde 
erft Anfangs September publicirtt. Die größere Anzahl der Ritterjchaften 
hatte dieje Bublication nicht abgewartet, ſich bejchwerend an den Bund zu 
wenden, Andere famen nah, jo die hoyaſche Landſchaft. Der Landtag 
war auf den 13. September nah Hoya berufen. Der Landtag war ſehr 
jparfam bejudt und wurde dort mit 15 gegen 14 Stimmen eine Beſchwerde 
an den Bund bejichlojjen. Es jtimmten dieſem Beſchluſſe außer 8 Rittern 
bei: von den Freien der Minifterialreferent Aſſeſſor Stegemann und Regie 
rungsrath Wehner, der Rath v. Schulzen, erjter Beamter in Freudenberg, 
die Bürgermeijter der Fleden: Altbruchhauſen, Pretel; Bruchhauſen, Kable; 
Vilſen, Vaßmer, und Dradenburg Föge, während die Vürgermeifter von 
Nienburg, Hoya, Büden, Stolzenau, Liebenau, Sulingen, ÖSteyerberg, 
Harpſtedt und Diepenau: Koßebue, Großfopf, Heiliger, Oldemeyer, Müh— 
lenfeld, Windels, Fullriede, Denker und Weſſel, und von den Freien 
Bernhard, Wejemann, Ahlborn, Dörrbeder, Grumbredht dagegen und für 
eine Dankadreſſe an die Regierung jtimmten. Hätten Advocat Ratjen over 
v. d. Horjt I. und andere Freie die Verſammlung nicht verjäumt, die 
Beſchlüſſe hätten eine entgegengejegte Richtung genommen. Inzwiſchen legte 
man im Lande den Beſchwerden der Ritterſchaften überall fein Gewicht bei, 
waren doch die Gründe der Bundestagsbeihlüffe von 1839 noch in Aller 
Gedächtniß und mußten die Corporationen der Nitterichaften eben fo wenig 
legitimirt zu Bejchwerden erjcheinen, als es damals die Corporationen der 
Städte u, j. w. gewejen waren. Man glaubte mit Bublication des Geje- 
bes vom 1. Augujt alle Schwierigkeiten überwunden und hoffte, daß die 
Organifationen recht bald ins Leben geführt würden. 

Darin wurde man beftärit, als der Vertrag vom 7. September über 
den Zollanſchluß veröffentlicht wurde, denn diefer war gerade in jener Zeit 
des gejunfenen politiihen Einfluffes Breußens, jo wie um dem Drängen ber 
Süddeutſchen nah Schußzöllen ein Gegengewicht entgegenzujegen, außer dem 
materiellen Vortheile, daß der Zollverein dadurd die Nordjee erreichte, Für Preu— 
Ben fo unendlich wichtig, daß ein Beiftand gegen die Beitrebungen der Ritter, 
jowohl am Hofe, wie am Bundestage, Abſchluß des Vertrages wegen der 
Weitbahn, Zufammenhalten mit Hannover zur Erhaltung der deutihen Flotte, 
das Wenigſte war, was es dagegen verfprehen konnte. Daß bei der Mi: 
nifterzufammenfunft, nad der Abreije des Königs von Preußen, Manteuf- 
fel vem Herrn v. Münchhauſen in dieſen Beziehungen Zufiherungen gemacht 
batte, glaubte man allgemein. *) Jevdenfall$ war dies jehr natürlih, denn 
wie konnte Preußen fein gefunfenes Anfehen in Deutichland beſſer empor— 
heben, als wenn es am Bundestage reactionairen Beitrebungen energiſch 
entgegen trat. Man glaubte damals neh niht, daß der Bruch mit der 
Revolution, den Preußen vollzogen hatte, den Kleinen Herren eine ſolche 


*) Nach einer jpätern Erzählung jollen die Verfprechungen nur Klenze, dem 
Vermittler gegenüber, gemacht Kein. 
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Macht geftatte, daß fie auch die einfachſte und natürlichjte Politit herum: 
prebten. — Die Verhandlungen waren zwifchen Geheimrath Delbrüd und Ge- 
neraldirector Klenze geführt, Hannover war zu dem Vertrage dur volkswirth— 
ſchaftliche, finanzielle wie politifhe Gründe getrieben. Seitdem die Regie 
rung ihr Augenmerk darauf gerichtet hatte, die günftige Lage Hannovers 
am Meere, feine Flüffe und feine Eifenbahnen ander auszubeuten, als 
zum bloßen Tranfito, jeitvem man namentlih dem Emshandel mehr Auf: 
merkſamkeit gejchenft und die bevrüdte und beengte Lage der Induſtrie er: 
fannt hatte, mußte man auf eine Erweiterung des Marktes Bedacht neh: 
men, mußte man die Theorie von dem bloß aderbaulihen Berufe Hanno: 
vers bejeitigen, 

Die Koften der Organifationen, die zur Hebung des Handel3 in An— 
griff genommenen großen Berkehrsanitalten, die Seehäfen, Schleujen, Ei: 
jenbahnen drängten zu einer Steigerung der Einnahmen. Schon war im 
vorigen Jahre durch die Zollerhöhungen ein Schritt gejchehen, aber die Ins— 
lebenführung der Zollerhöhungen war an dem MWiderjtande der oldenburg- 
ihen Stände gejheitert und da Preußen ven 1842 zurüdgewiejenen Forde— 
rungen Hannover’3, namentlich dem geforderten Präcipuum , jest bei nahem 
Ablauf der DVertragsperiode (1854), ein geneigteres Ohr ſchenkte, und 
zugleih feinen politiihen Einfluß bei dem Bunde zu Gunjten der Regierung 
zu verwenden verjprah, jo Fam der Septembervertrag in ſehr kurzer Zeit 
zu Stande, Es wurden dur denjelben aber eine große Menge Jnterefjen 
verlegt, der Kaufmannsſtand des Binnenlandes, die Kleinen Fabrikanten was 
ren dagegen, namentlih war die Vertheuerung alles Eifens für die Ader: 
bau treibende Bevölkerung , wie die Erhöhung der Twiſtzölle für die eben 
beginnende Baumwollfabrifation und die Conjumenten allerdings beventlid. 
Eben jo waren die Küjtenjtreden entgegen, da die Zolllinien jest von Sü— 
den, Diten und Weiten an die Grenze verlegt wurden und nur gegen Hol- 
land und Medlenburg blieben, Der Streit über die Nüplichfeit oder Schäd- 
lihleit des Vertrages war in der Preſſe im vollen Gange, als am 28. Sept. 
die Zeitung für Norddeutichland verfündete: „Sie fünne dem Lande die er— 
fhütternde Nachricht nicht länger vorenthalten, daß die Organifationen, 
deren befriedigende Erledigung bereits als volljtändig gejichert allfeitig ange: 
ſehen, eine wöllige und ernftliche Minifterkrifis herworgerufen habe. Bereits vor 
8 Tagen hätten ſämmtliche Minifter, da fie fi außer Stande gejehen,, dem Kö— 
nige gegenüber die Organifationen im Sinne ihrer Erklärungen vor den Ständen 
und den jtändiihen Beſchlüſſen gemäß zu erledigen, venjelben ihre Demij- 
fionsgefuche eingereicht, worauf indeß noch feine Entſcheidung erfolgt ſei.“ 

Das war ein Schlag aus heiterem Himmel, namentlih für die Pro: 
vinzen, denn in der Reſidenz hatte man ſchon lange gemunfelt, der König 
ſei nicht zu bewegen, den nöthigen Gejesen die Unterjchrift zu ertheilen. 

Wenige Stunden nah dem Erſcheinen der Zeitung für Norddeutichland 
brachte die Hannoverfche Zeitung ein Ertrablatt, dahin lautend : 

„sn der heutigen Zeitung für Norddeutſchland iſt mit foldher Frechheit eine 
Erfindung über entjtandene Schwierigkeiten in Bezug auf die Ausführung der 
Organifationen und ein dadurch veranlaßtes Demiſſionsgeſuch des Minifteriums 
als Thatſache hingeſtellt, daß wir zur Vermeidung der durch diejen argen Miß— 
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braud der Preſſe anſcheinend beabjichtigten Aufregung der Gemüther ung 
veranlaßt finden, die uns zu Theil gewordene Ermächtigung: jene angeblich 
erjhütternde Nachricht als eine erdichtete zu bezeichnen, mittelit eines Ertra- 
blattes zur Kenntniß unferer Lefer zu bringen,“ 

Dennod war jene Nachricht der Zeitung für Nordveutfhland wahr, eine 
Minifterkrifis hatte beſtanden, vielleicht war fie zur Zeit, als das Ertrablatt 
erihien, erledigt. Auch die Niederfählifche Zeitung, welche am 30. Sep- 
tember von ihren Leſern Abfchied nahm — (die Gelpmittel der Junker wa- 
ren ausgegangen, auch glaubte man jich dem Ziele nahe) — beftätigte das 
mit der Bemerkung, daß jedoch die Wahrfcheinlichkeit nahe trete, daß das 
Programm des Minifteriums Münchhauſen und das gegenwärtige Miniſte— 
rium, d. 5. die conftitutionelle Monarchie auf demokratiſcher Grundlage } 
vorläufig für Hannover maßgebend bleiben werde. 

Das Nähere über die damalige Krifis ift zur Zeit ein Geheimniß. 
Irren wir nicht, jo hing fie damit zufammen, daß Dejterreih im Vereine 
mit den Junkern den Verfuh zum Sturze des Minifteriums machte in der 
Hoffnung, damit au den ihnen vwerhaßten Septembervertrag zu befeitigen. 
Die Anmejenheit der Gejandten aus Wien und Münden, des Grafen Pla— 
ten und Herrn v. d. Kneſebeck, jo wie des Grafen Kielmansegge deutet auf 
jo etwas hin. Stüve jpriht au davon, dab dem Minifterium jelbit die 
Einheit gemangelt. 

Wie jehr man dem Könige Alles verhaßt gemacht hatte, was aus dem 
Jahre 1848 jtammte, bewies die Generalordre vom 26. September, durch 
welche das Heraustreten der Wade vor vorbeipaffirenden Bürgerwehrabthei— 
lungen (in Gemäßheit der Ordre vom 5. Juli 1848) wieder aufgehoben 
wurde. Das Generalcommando der Bürgerwehr, Kraul, befahl nun, daß ein 
gleihes Verhalten auch von Seiten der Bürgerwehr zu beachten fei. 

Auch die oberen Berwaltungsbehörden jchlugen ſchon wieder ganz vor- 
märzlihe Bahnen ein, jo erließ 3. B. die Landoroftei zu Hannover ein Nee 
feript an alle Aemter, die damals ja noch zugleich Juſtizbehörden waren, 
Öffentlihe Belanntmahungen nit in das von Weichelt in Nienburg heraus: 
gegebene Blatt, das ſich als ein regierungsfeindliches erwiejen habe, ein= 
zufenden, obgleich jolhe Belanntmahungen dod der Sadhe und des Bubli- 
cum3 wegen erlajien wurden und es daher nur auf zmwedmäßige Ber: 
breitung, nicht aber auf die Tendenz des Blattes ankam, wodurd dies 
gefhah. Herr Lindemann hatte dafür, obwohl es öffentlich in der Zeitung 
für Norddeutichland gerügt ward, fein Auge und Ohr. 

Die Regierung hatte eine Denkſchrift, aus der die Augsburger Allge- 
meine Zeitung vom Anfang October Auszüge mittheilte, druden und in 
Frankfurt, wie bei verſchiedenen Regierungen vertheilen laſſen, in welder 
fie nahmwies, wie der Bund zu Eingriffen in dieje innere Landesangelegen- 
beit nicht competent jei. Stüve hielt das für inconfequent von einer Re— 
gierung, die dem Beſchluſſe vom 23. Augujt über die Einmifhung des Bune 
bes in die Gefeßgebung der einzelnen Staaten (Siehe Gleichzeitiges ) zuge: 
ftimmt babe. 

Daß fih ſchon damals in Hoffreifen die Anjicht Geltung zu verjchaffen 
ſuchte, es widerſpreche der feierlichſt verſprochenen Feithaltung der Berfaj- 
ſung nicht, wenn man die Abänderung durch den Bund nach dem Vorgange 
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Kurheſſens und Bremens vornehmen lajje, willen wir aus dem obenerwähn: 
ten Sendſchreiben Stüve’s an die Wahlmänner zu Münden, fie preßte Dies 
jem den Seufjer aus: „Wehe dem Lande und den Fürften, wo nidt Of: 
fenheit, Wahrheit und einfahes Worthalten, jondern ſolche juriftiiche und 
jophijtiihe Depuctionen regieren. — Das Wort ift heilig.” 

Der König war Ende September in Folge Grlältung und bejtiger Ge: 
müthsbewegungen erkrankt; am 11. October meldete die Hannoverjche Zei— 
tung jeine Bejjerung. 

Seit Ende September befand jih Herr v. Scele, den man von vie: 
len Seiten ſchon als Nachfolger v. Mündhaujen’3 bezeichnete, in Hannover, 
dem Gerüchte nach um ein Obergutachten über vie Organijationen zu geben, 
gegen welche der König, namentlid durch die Darjtellung des Herrn Cams 
merrath v. d. Deden in feinem „Lestes Wort” eingenommen jein jollte. 
Während jeiner Abwejenheit von Frankfurt wurde auf Grund einer ritter- 
ihaftlihen Bejchwerde am 3. Detober in der Bundesverjammlung mit 11 
gegen 6 Stimmen (Bayern, Baden, den ſächſiſchen Häufern, Braunjchweig , 
Najjau, Oldenburg, LZuremburg, den freien Städten?) der Beſchluß gefaßt: 
Die hannoverjhe Regierung zu erſuchen, 1) über die Bejchwerden fih zu 
erklären und 2) ohne daß dadurch den in der Sache in Betradt 
fommenden formellen und materiellen VBorfragen irgend 
präjudicirt werden jolle, mit Gejegen und Verfügungen gegen die 
beitehenden Provinziallandſchaften vorerjt inne zu halten, 

Herr dv. Schele hatte-in feiner Abwejenheit dem oldenburgijchen Bun— 
destagsgejandten v. Eifendecher jeine Stimme übertragen, und diefer ſtimmte 
für Oldenburg mit der Majorität, fügte indep, nachdem fein Principalan: 
trag, daß erjt nad eingeholter Inſtruction abgejtimmt werden möge, gefal- 
len war, dem im Antrage jtrenger lautenden Beſchluſſe einen Zuſatz bei, 
den mit gejperrten Lettern gedrudten, welcher dem Beſchluſſe nah Daritel- 
lung der Hannoverjchen Zeitung den Charakter eines Inhibitoriums voll 
jtändig nahm, und da Sadhjen, Würtemberg und Baden vdemjelben neben 
den anderen 6 Stimmen beijtimmten, „das Erſuchen in der That als blo: 
ben Ausprud eines Wunjches erjcheinen ließen.” 

Biel jchlimmer als dieſer Beſchluß war aber das Schreiben vom 21. 
Dctober des durch den Bundestagsbeihluß vom 23. Auguft verordneten Aus: 
Ihujjes an den Freiberen v. Schele. Es weiſet deutlich al3 den Urquell 
alles Uebels, das Hannover traf, eben den von dem Minijterium Münch: 
baujen jelbit genehmigten Beſchluß vom 23. Augujt hin, der aber wiederum 
ohne die von Stüve jo eifrig betriebene Reactivirung des Bundes jelbjt un: 
möglich gewejen wäre, weshalb Stüve fein Neht hat, alle Verſchuldung 
jeinen Nachfolgern in die Schuhe zu fchütten. *) Der Ausſchuß, der eben 
den Zwed verfolgte, fich im die inneren Angelegenheiten der Staaten eins 
zumifchen, um die Landesgejeßgebungen mit den Grundgejegen des Bundes 
wieder in Webereinftimmung zu bringen, begann nun feine Ginmifchungen 


*) Es iſt dieſes Schreiben, wie Die weiter zu erwähnende Inſtruction vom 
5. November 1851, zuerft in der Hannoverfchen Prefje, jpäter in Nr. 188, 174, 176, 
178 der Hannoverfchen Zeitung von 1852 mitgetheilt und abgedrucft in der Zeitjchrirt 
für Verfaffung und Verwaltung des Königreich Hannover von Lenthe, Heft I., 
- ©. 154. Hannover bei Rümpler. Ilſe wird wohl weitere Aufflärungen bringen. 


indie bannoverjhen Landesangelegenheiten, indem er won: Herrn ve Schele 
Aufklärungen verlangte über dies won "der talenbergichen ,- hildesheimſchen 
Ritterſchaft ¶ die anderen waren damals noch nicht jo weit) eingegangenen 
Beſchwerden wegen Beeinträchtigung landſtändiſcher Rechte. — Es war darin 
als eine Gnade angeſehen, daß der Ausſchuß es unterlafe, Diejenigen neuen - 
Verfaſſungs⸗ und Gejegesbeitimmungen näher zu bezeichnen ‚--welde nach 
dee wo rläufigen Anficht des Ausſchuſſes zu bejeitigen oder zu modi 
jein möchten; +" Derfelbe glaubte annehmen zu dürfen, daß der Bundesbes 
ſchluß vom 23, Auguft: von ſelbſt für Hannover eine Veranlaſſung geweſen 
wäre ‚‚eine-Revifion ſeiner Gejeggebung jeit 1848 zu veranitälten.. Es ward 
angefragt, ab man in Hannover an eine joldhe denke. ..2 m 7 
HGerr u. Münchhauſen antwortete in jeiner -Znitruction vom.d. Novem⸗ 
ber⸗derb, jeiner Natur gemäß. Durch ven Beſchluß vom 28. Auguſt ſei 
feine Aenderung der Örumdgejege des Bundes eingetreten, namentlich ſei 
darin feine Befugniß enthalten, im die inneren Verhältniſſe des Landes eins, 
zugteifen, weil dazu in der Injtruction des Bundestagsgejandten vom 14. Juli 
eine Anweiſung nicht “gelegen. Die Zuftände des Königreichs ſeien nicht 
der lit , daß fie ingend ein Einjhreiten der Bundesverjammlung: ex oficio 
rechtfertigten. Es wurde ein Wiperjtreit der landesverfaſſungsmäßigen Ber 
ftimmungennmit den Bündesgejegen durchaus in Abrede genommen und: die, 
Mebergeugüingiauisgejprochen, daß die in den Gtürmen des Zahres! 
1848 vorgenommenen: "Verfaffungsveränderungen zwar nicht in allen! 
heilen die WBürgſchaft einer längeren Dauer in ſich trügen, daß’ 
ſie vielmehr als den, mehrfach zu. verbeſſernde Uebergangszuſtand zu 
einem haltbaren Verfaſſungsgebaude zu betrachten ſeien. Eine Reviſion 
imwifttengugeiegtichen Wege werde auch beabſichtigt, — allein eine 
ſolche ließe ſich nicht, ohne die noch ſchwebenden Organiſationen der Juſtiz 
und Verwaltung erledigt zu haben, verſuchen, da das Gebäude dauerhaft 
nur von unten aufgebaut werden tünne. Gleichzeitig mit den in alle Ver⸗ 
haltniſſe eingreifenden noch ſchwebenden Organiſationen auch an der Ver⸗ 
faſſung zu rütteln, ſei unmöglich wenn man den verfaſſungsmäßigen Weg 
einhalten wolle, was jeder gewiſſenhafte Staatsmann thun müſſe, um für, 
die Zeit der drohenden Kriſe den Boden nicht ganz unterwühlt zu) finvens 
Wor der wölligen Wiederherſtellung der Geſundheit des Königs werde. 
die Megierung jeden Schritt: vermeiden, der die Kräfte deſſelben noch mehr 
aufzehren Unune ————— fer f IH Aa 
Außer den März: und Apriltagen des Jahres 1848 gab: es feine Zeit, 
in welcher das Landı Hannover ,  mindejtens alle Gebilveteren und: Denten- 
deren mehr aufgeregt :gewejen wäre ‚als in der Zeit diefer Miniſterkriſe 
und der darauffolgenden Krankheit des Königs. ; Keine Zeit wie dieſe und die 
von 855 iſt auch wohl entſcheidender geweſen für die Liebe des Volls zu der 
Dynaſtie der Welfen, für die Liebe und Anhänglickeit an einem Hannover⸗ 
thum der Stellung Hannovers zu Deutſchland und Preußen. Hätte der wahrhaft 
ſtaatsmanniſche Ruth Münchhaufens, im verfajjungsmäßigen Wege zu blei⸗ 
ben, die Nectscontinuität aufrecht zu erhalten, wie fie 1848 aufrecht er- 
war, in den maßgebenden Kreijen ein geneigteres Gehör gefunden; 
als er es gethan bat, nimmermehr würden wir die Eriheinung erlebt ha⸗ 
23 
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ben, dab der intelligentere Theil des Volkes jeit 1859 allein Heil in 
den. Beitrebungen des Nationalvereins ſuchen fonnte. 

In jeder Stadt, in jedem Dorfe, das Amtsji war, oder es zu wer: 
den wünjchte, gab es damals Parteien, die einen ſchwärmten förmlich für 
bie. neuen Organijationen und boten alles auf, jie ins Leben geführt zu je- 
‚ben, »ie andere kleinere Zahl: Junker, Offiziere, adelige natürlich, erite 
Beamte aus der. alten Schule, und Reactionaire aller Claſſen, die 
jih ‚am die Ferſen diejer Individuen bejteten (mamentlib die von adeliger 
Seite früher aus dem Bedientenjtande oder aus dem Militaiv gewonnenen 
Umtsvoigte, Geihtsdiener, Gefangenwärter), ferner Wirthe, welche be— 
fürdteten, daß die Bauern fünftig, ftatt zum Amte zu fommen, zum „Leis 
bunal“, eine Erinnerung an die weitphäliihe resp. franzöjiiche Zeit, gin- 
‚gen, ‚verbreiteten überall die Anjicht, der König jei innerlich Feind aller 
dieſer Organifationen und werde diejelben nie. genehmigen. 

Aus dem „ganzen Plunder” werde ja doch nichts, erklärte Herr Droft 
v. Honjtedt in Hoya mit triumphirendem Geſicht öäffentlihb im Club dem 
Verfaſſer, er babe die jicherjte Nachricht von Hannover, 

Aehnlich gejhah es an anderen Orten. Dagegen waren die Mittelclajjen 
überall Freunde der Organijationen. Das Maß von Freiheit und Selbjt- 
vegiment, weldes diejelben gewährten, war für jie Bedürfniß, ein jchen 
vor 1848 gefühltes Bedürfniß, das allein die Ausdehnung der Bewegung 
von damals ermöglicht hatte. Es war diejes Ma gegen das, was uns 
urjprünglid verjproden war und gewährt werden follte, gegen das, ‚was 
foldye Retter des Staats und conjervative Naturen, wie Stüve und Lehzen, 
für nothwendig hielten, bedeutend heruntergejchraubt, auf einen Bunct her— 
untergejchraubt, daß jedes fernere Heruntergehen eine völlige Werthlojigkeit 
des Mebrigbleibenden bewirken würde. Die Majorität der Stände unter 
Führerſchaft von Staatspienern aller Glajjen hatte die äußerjten Opfer ge: 
bracht, welche die eigenjte Ueberzeugung duldete und nun jollten alle dieje 
Opfer umjonjt gebracht jein? Alle Zeitungen wimmelten von Artifeln über 
die Nothwendigkeit der Jnslebenführung der Organijationen resp. von der 
Schädlichkeit jolher Jnslebenführung „mechaniſcher, republifanijdher , demo- 
fratijcher u. j. w. Inſtitutionen. * ) 


*) Die Literatur war bebeutend angewachjen. Zunächſt zu erwähnen find: 
Zur Beurtheilung des Rechtspunets in der provinziallandichaftlichen Frage von Lich: 
tenberg, — im Miniſterium des Innern, und die Anzeige dieſer Schrift 
aus den Göttinger Gelehrten Anzeigen im beſonderen Abdruck: Herrmann: Zur 
provinziellen Frage: Göttingen 1851. — Auf der Gegenſeite: Rechtsgutachten ac. 
(für die Osnabrücker Witterfchaft) von Dr. Zöpfl. Als Manujeript gedrudt. — 
Rechtsgutachten der Yuriitenfacultät von Berlin. Hannover 1851. — Gehorjamite 
— — von Seiten der Ritterſchaft des Fürſtenthums Osnabrück an die 
hohe Bundesverfammlung. Gelle 1851. — Abdruck der an die hohe Bundesverfamm: 
lung gerichteten Beſchwerdeſchrift der Lüneburger Landſchaft u, f. w. Frankfurt 1851. 
— 6. 2. v. Lenthe: Das Recht in der provinzialft. Frage, mit bejonderer Bezie— 
hung auf Bremen und Verden. Hannover 1851. — Belchwerdejchrift von Eeiten 
der Ritterjchaft der Fürftenthümer Galenberg, Göttingen, Grubenhagen ꝛe. Han— 
nover 1851. — Beſchwerdeſchrift der Nitterichaft des ürftentbums Hildesheim von 
v. ERREGER. Hannover 1851. — Eine nur in jehr wenig Abzügen verbreitete, als 
Manufeript gedruckte Broſchüre: Die provinziallandfchaftliche Frage. Motto: sum- 
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Die damalige Situation bezeichnet genau’ ein „Schreiben aus" der, Bro: 
vinz in der Zeitung für Norddeuticland vom’ 12. November, welches mit 
ven Worten begann: „Daß Ehrlichkeit und Worthalten eine den König Ernit 
Auguſt wor Vielen auszeichnende Eigenſchaft fer) geht aus feinen“ eigenen 
‚Schriften und Worten genugjam hervor." Nachdem dies Factum ’fodann 
durch Beiſpiele erörtert: war, hieß es!" „Eine baldige Entſcheidung (über 
"die » Einführung der’ Organifation ) thut: in doppelter Hinſicht Noth "indem 
die nun ſchon geraume Zeit dauernde Unfiherheit ver Staatsdiener? über ihre 
künftige dienſtliche Beſtimmung und ihre demnächſtige Lebenseinrichtung All: 
gemein ſchwer enpfunden wird, in nätürlicher Folge” eines ſo lang An- 
dauernden proviſoriſchen "Zuftandes aber auch der Dienſt ſelbſt und bdas 
Wohl der Landeseinwohner weſentlich leiden muß. Die’ feſten "Erwartungen 
der Stände id" bisher nicht in’ Erfüllung gegangen, das Vertrauen iſt 
vielmehr getäufcht. Wir befinden uns in der elften Stunde des Jahres, 
und Bis’ jeht iſt noch nicht einmal’ der Tag beitimmt ‚an welchem die Orga- 
ntfatiönen ins Leben treten follen! Offiziell iſt über die Urſache der” Ver: 
zögerung Nichts bekannt; das unabwenpbare Verhängniß, von wel— 
"hen die Hannoverfhe Zeitung jüngit ſprach, iſt höchſtens in Milten des 
Vorige Monats eingetreten; von der Vertagung der Stände, den 3’ Zuli, 
bis Mitte October , "hatten die Minifter alſo Zeit, ihre Energie und 
mficht an den Tag zu legen. "Darf man der Neuen Bremer Zeitung 
trauen‘); ſo weigert der König feine Unterfhrift und führt Grund dafür'an, 
Ya ihm die bon der Gegenfeite erhobenen Bedenken, namentlich die gro— 
Ben’ Mehrkoften, verheimlicht wären. Letzteres können wir nicht glauben, 
Denn di Bedenken "gegen die Organifationen waren ja’eben im vorigen Jahre 
der Grund zu mehrfachen Berathungen, zur Nieverfepung der fogenannten 
Eibileoimiſſion des Abgangs des Miniſteriums Stive, Daß nun aber 
der König dem neuen Miniſterium die Ermächtigung ‘gegeben habe," unter 
"den befiebten Modificationen die Organifationen ins Leben zu führen und 
mit den Ständen deshalb zu verhandeln, diejenigen Zuſicherungen zu ma— 
hen welche die Regierung in dem erwähnten Schreiben vom "13. Mai und 
Dielen anderen Schreiben den Ständen gemacht hat, können wir nicht bes 
zweifeln. Wie reimt ſich nun aber jene angeblihe Weigerung mit dem befann- 
ten ehrlichen Charakter des Königs, der zu Nichts feine Zuftimmung giebt, 


ugeftehen müffe. Die Brofchüre, den damaligen Partei- 


ni 
ng, in der provinzialftändijchen Angelegenheit, als — gedru⸗ 
e, Weſen u 
g der Landgemeinden, Jena 1851. — Ueber die Organiſatidn ax: ®. 
15, Vefheidene ii in Anlaß der bannoverichen —— läne. 
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einem Jahre gefhehene Publication der Juſtizgeſeßze mit der Weigerung ? 
Hier iſt es, wo dem künftigen Geſchichtſchreibet jede Aufklärung fehlt.“ 
Dieſe grenzenloje Impietät, „dieſes Schmugwerfen nad dem Könige 
in demſelben Augenblide,; wo derjelbe mit dem Tode rang, um eim' ehren: 
reihes Erdendaſein zu verlaffen und fein Volt, und Land in Trader 
zu verſetzen“ reizte die Hannoverſche Zeitung zu gerechtem Zorne. Und 
doch war Publicus ſo unverſchämt, als. am..18, November Ernſt Au— 
guſt geſtorben war, die Frage aufzuwerſen,hat et fein vielfach gegebe⸗ 
nes Wort, was er verſpreche, das halte er auch, erfüllt? — Man- wußte 
etz eben nicht, d. b, man wißte-wohl,, dab ‚er, die, nothwendigen Geſetze 
nicht unterfchrieben hatte, man wußte aber, nicht „, ob dies aus Körperſchwäche 
unterlaffen; war. oder aus Willenstraft. ' Das Minifterium ging‘ bis zu 
ven "leßten Lebensende des Königs in einer’ Weiſe vor, als follten die Or- 
ganifationen jo bald als irgend möglich eingeführt werden. *) sr 
Ein Nekrolog Ernft Auguft’S aus der Times in Anlage XLIN. 
— Neuntes Capitel. | — 
Bon der Thronbeſteigung des Königs Georg V. bis zur Inslebenſührung der Organifationen. 
Bon 18, Rovember 1851 bis zum 1. October 1852. 1 
1851. = | Gleichzeitiges. — ® A 
Boy’ ma * 
18. Der Gefegesentwurf über eine abgeänderte Aufammenjeßung der Landesver— 
»0.% ſammlung in Braunfhweig wird mit #, Majorität angenommen; 
0 Ken Amerika. — Coburg-Gothaiſches Stänfsgrundgejep. 
25. Eine CEireularnote Schwarzenbergs ladet zu einem am 2; Januar au eröff⸗ 
Hr nenden Handels⸗ und Zolleongreſſe in Wien: — Der Bundestag beſchließt 
Inſtruetionseinholung über die Fortexiſtenz der von Ausſchuſſe empfoblenen 
breitheiligen deutjchen Flotte. o⸗ð 
N. v. Manteuffel eröffnet die preußiſchen Kammern. — Oldenburger 
Landtag eröffnet. | J 
28In Nafſau durch Oetrohirung das Zweicammerſyſtein hergeſtellt und ein 
— Wahlgefeg' mit indirecten 3 Claſſen-Wahlen. we... * 
eebr. ne 


md, Der Staätöftreich in Parts Lamotieière, Bedeau, Changarnier, Ca— 
paignac, Oberſt Charras, Thiers, Bere, Noger u. a: verhaftet. Proclama— 
ton an die Armee: „Soldaten, feid ftolz, das Vaterland zu retten, ich rechne 
auf Euch, nicht um die Geſetze zu verlegen, jondern um das erjte Geſetz auf: 
nee zu erhälten, die Nationaffouverainetät, deren fegitimirter Nepräfentant 
ich bin. 214 Repräfentanten beſchließen 2; Rapoleön’s Entſetzung. Die Mai: 
vie, wo dies gefchieht, von Truppen umzingelt. — Brand des Capitols tin 
. Wafbington.: “e 
8. Ein Detret des Präfidenten befiehlt einen Volksbeſchluß anf ben 14, Derbr., 


*) Malortie, „König Ernſt Anguft” jagt pag. 173; Des Königs Popularität habe 
bei der Wartei des Fortſchritts an Bedeutung durch das Gejeg vom 1. Yuguft,'die Neor: 
ganifation der Brovinziallandichaften betreffend, gewonnen. Die übrigen Organifations- 
geſehe als Städteorbnung, Gemeindeordnung u. T. w. feien von Ernft Auguft nicht mehr 
vollzogen, und ſei es auch ſchwerlich feine geweſen, fie zu vo —38 ‚er habe 1 
darüber wiederholt auf das Entfchiedenfte ausgeſprochen, da ihm die Tendenz zuwider 
geweſen; er habe bie betreffennen Gefeßentwürfe än ſich genommen und feſt verjchloffen ge: 
halten , den Schlüffel jelbft bewahrend. „Jedenfalls babe ich aber Urſache zu glauben, 
daß er ſein ebens Wort auf jene nicht mehr vollzogenen Geſetze ſeiner feſten Ueberzeu⸗ 
gung nach n öt bezog“; ITTn.de, 
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s‘ Ein Be Dr Sara Aorta Pi Andere werben nad 
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11. — — ——— in ganz Fr nter e chr mn® 
14. Napoleon Präfident ver Republik auf 40 Jahre. Senat und geſetzgebender _. 
17. Däniſcher —— „Graf Moltke und Blum. 
20. Bee neihreiben in Franfreic, Die — — die Sandi so: 


mp fie ‚gewählt, wünscht. SH: so Bi 
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R sale Bunbeseigenthum, , der Bundestag _ befehlieht „. Inſtruete un n 5 
‚ah Bu am nine ic, durch Praſidigalordre der. Apelst tel wieder get 
en Ar Abgeprdnetencanmer, vexwirft den —5* bes. gem tlichen 

—X grundgeſehes und. wird aufgelöft..:; -. nisßnoktauräi 

& (119 q 1197 ilfe j) — 
— svereine in Würtemberg aufgeldſet. nnfor⸗ hſf⸗ — ‚ve 
ung des britiichen Rarlaments. 


e e Bundesrath wehrt fid gegen vonzsf 6 de —B— 
N —— — eilt — betreffend Ju‘ 
— ne lin: Denkſchrift wegen * utjchen a dasp 
Sbeſchlu die Flotte Feine organiſche ‚Einrichtung, 8 kann 
daher durck 1 — uͤber ſie verfügt werden 
—J — ann Preßgeſe z Napoleons jeburtötag. (is. ‚Muguft ) frang6 


Ruffel — in ‚ber Minorität reicht feine, Gndlfung ein, 
>) Bm Per Rilgung. eines Gabinets. beauftragt ‚nid di 


ra Öfre Kburg | Tchließt ſich an den Seplemberverttg.n. — 


Zreußens Exklärung, ſich bei der. Erhaltung der Flot 7 ‚dem Ver: 
yäl jet von 50 p&t. zu een — — Ri na 


SFrankfurtex Verfaſſungsentwurfe publieirt, yolo 
— at; J — der fünſprocentigen Trangsitieen, Ars im; 
. Ibprocent ge ouoe an f sd nioitglinton 
hluß 338 Brem 8* Bureerſchaft gegen ben Senat, Bakobi.nac, ne 
* — 55 — eon id Hannoven wicht hun Ba ist dig — 
desbeſchluß ſet faſſung — —— ‚4894, ,anber er Bl 
zinkeit und will, eine zwiſchen — “a undesca mım 
A —— Veifaſung.. dla} RL ba re aptlod 









a n ihren, Senats und 
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Dem Prinzpräfidenten eine Givillifte von 12 Millionen Frances und bie Fönig- 
lichen Schlöſſer. 


. Der Bundestag bejchlieht die Auflöfung der deutſchen flotte. 

. Die Goalition in Darmftädter Schlußverhandlungen. 

. Kurhbejjifche Verfaffungsurfunde und Wahlgeſetz. 

. Eröffnung der Zolleonferenzen zu Berlin. 

. Schluß der Handeldconferenzen in Wien. Bayern, Sachſen, Würtemberg, 


Baden, Kurheſſen, Helfen, Naflau und Heſſen-Homburg treten ven öfterrei- 
chiſchen Entwürfen bei und verpflichten fich, Die Annahme derſelben auf Der 
Berliner Gonferenz zu betreibm. — Heſſen-Homburgſche De 
troyirung. 


22. Die neu gewählte Abgenronetencammer m Gotha nimmt das Staats: 
y geunbgeieh an. 
24. Leopold von Baden 7, Nachfolger fein geiſtesſchwacher Bruder Ludwig 


verlangt 


unter ber Negentjchaft des Prinzen Friedrich von Baden. 
Die zweite preußifche Gammer verwirft mit 142 gegen 125 Stimmen den 
Antrag eriter Sammer über die Bildung einer erſten Gammer. 


. Gonferenzen zur Negulirung der dän iſchen Erbfolge — Preußiſcher 


Geſetzentwurf wegen Bildung einer eriten Gammer und Außerfraftjegung der 
Art. 65 und 68 der Berfaflung. 


. Diefe Vorlage von zweiter Gammer verworfen. 
. Die Bürgerfchaft nach dem oetroyirten MWablgefep in Bremen. 
. Schluß der preußiſchen Gammern. Die Bildung einer erften Gammer 


muß auf eine der Würde der Krone und dem Beiten des Landes entiprechende 
Meife regulirt werben. 


. Ofterreihifche Note wegen der Zolleiniqung. 
. Aufhebung des Prefgefeges von 1849 in Defterreidh. — Neue Preß— 


ordnung. 


.Eiſenacher evangeliſche Gonferenzen. 
. Die am 6, Mat 1848 angeordnete Beeidigung des bayerſchen Heeres auf 


die Berfaffung außer Wirffamfeit gejekt. 


. Eiftirung der Einführung der Gemeindeordnung vom 11. März 1850 in 


Preußen. 


. Schluß der gefeggebenden Berfammlung in Baris, Rhrafenhafte Boiſchaft 


des Präſidenten. 


Auflöfung de8 am 18. November 1847 ceonitituirten funfzehnten britiſchen 


Barlaments. 


, Die Kriegsgerichte in Un 3 arn aufgehoben. 
. Die bayerſchen 20. Bevollm 


chtigten bei der Zolleonferenz wollen, che bin— 
dende Beichlüffe über Reconftituirung des Zollvereind gefaßt werden, Ent: 
fcheibungen auf die Vorfehläge Defterreihs. — Landtagseröffnung in 
C J fel. Aus der Eidesformel wird jede Beziehung auf Die Verfaſſung weg— 
gelaffen, 


re Gifenbahn eröffnet. 


— — ber Berliner Zolleonferenzen bis zum 16. Auguft. Preußen 
eftimmte Erklärung und Zuftimmung zu dem Septembervertrage, 
und die Zuftimmung, daß die auf einen Zolls und Handelävertrag zu beichran= 
fenden commerziellen Verhandlungen. mit Defterreich erit nach Abſchluß des 
Vertrags über Erneuerung und Erweiterung des Zollvereins eröffnet würden. 


4. Königlib preußiſche Wahlordnung zur Bildung einer erftien Cammer, 


proviforiich für Die Dauer eines Jahres, 


. Eröffnung neuer Berathungen des darmftäbtifchen Bündniſſes zu Stuttgart. 
i Bundestagsbeſchluß wegen der Frankfurter Verfaſſung. 
et der Berliner Zolleonferenzen. — Die Darmftäbter 


fügen fich in einzelnen Buncten. 
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%. Antonelli erklärt feine Mikbilligung de piemontefifchen Givilchegefepes 
vom 5. Juli, 
30. Breußen verlangt einen mindeftend zwölfjährigen Vertragsabſchluß. 


1. Kriegszuftand in Baden aufgehoben. — Das öſterreichiſche Straf: 
und Preßgeſetz tritt ins Leben. 

9. Die Zerwürfniffe zwiſchen Frankreich und Belgien fleigern ſich. — 
Oeſterreichiſches Anlehn von SO Millionen Gulden Conventionsmünze. 

14. Louis Napoleon im jüdlichen Franfreih. Bordbeaur: Das Kaiferthum 
ift der Friede. — Der Herzog von Wellington ftirbt. 

15. Wiedereröffnung der Zolleonferenzen. Die Darmjtädter find obne 
Inſtruetion. Preußen will nur mit denjenigen Staaten unterbandeln, 
welche fich mit feinen Vorſchlägen einverftanden erklären, 

17. Die Darmftädter beratben in Münden. Seine 12 Jahre. = 

277. Preußen erklärt, es ſehe fich in die Unmöglichfeit verjeßt, mit der Ge: 
jammtheit der Staaten zu verhandeln. 

28. Die Davmitädter erflären, nachdem Preußen fich aeweigert, eine neue 
Gonferenzfigung anzuberaumen, Daß fie ihre Sendung als beendigt betrgchken. 


Inhalt. 


Regierungsantritt Georg V. Miniſterwechſel. Stimmen ver Preſſe. Dar Dana 
brücder Volfsblatt. Zulammenfunft der Stände am 2. December. Die Greignijle 
in Paris. Wurcauwahlen. Menderungen der jtändijchen Mitglieder. Umftimmung 
der eriten Gammer, Die Morefdebatte, namentliche Abjtimmung. Weinbagens An— 
trag in zweiter Sammer. Der Beſchluß eriter Sammer in zweiter bei uamentlicher 
Abitimmung abgelehnt. Modifieationen ver Juftizverfaffung. Ablehnung. Die Ber: 
waltungsorganimmtionen. Antrag und Beichluß auf Fortichreiten. Die Stüvejche 
Partei und die Juriften. Das Anbibitorium und die Ständeeommiffion wegen An: 
ichluß des Eteuervereins an den Zollverein. Gründe der Regierung für den An- 
ſchluß. Agitation gegen den Anjchluß. Entjcheidungsgründe der Commiſſion. Zwie— 
jpalt im Mintjterium, Neue Givilcommijfion. Berfaffungseommiffion. Beftrebungen 
ber junferlichen Partei am Hofe. Die Mintjterfrifi3 und das Ausfcheiden der Her— 
ven v. Borried und Deden. Berufung einer Verjtändigungseommillion und ber all: 
gemeinen Stände auf Mitte Mai. VBorfchläge und Goncejfionen der Regierung an 
die Nitter. Gegenentwürfe der Ritter; ihre Erklärung. Schluß der Verhandlungen. 
Berjonaländerungen in den Kammern. Bublication der Städteordnung und Land— 
gemeindenordnung. Die Borjchläge zu Verfafjungsänderungen. Die Preſſe. Peti— 
tionen wegen Erhaltung der Verfaſſung. Taetvolles Benchmen der Stände. Die 
Verfaſſungscommiſſion. Gejeg, die Amtsvertretung betreffend. Geſetz, Anordnung 
eines Mahnverfahrens betreffend. Sypotbefengefeßentwurf, Notariatsordnung. Com— 
miffionswahlen. Der Anſchluß Dlvenburgd an den Septembervertrag. Das Bub: 
getfihreiben. Defteit. Finanzeommiffion. Die Ueberjchüffe der Vorjahre. Zuſam— 
menziehung dev Befoldungsetats von Amtsrichtern und Verwaltungsbeamten. Volfs: 
vertretung bei der Gentralgewalt und deutſche Flotte. Presbyterial- und Synodal— 
verfajlung. Der Bundestagsgeiandte v. Bothmer und die Stände. Der Eliffenfche 
Antrag und die Hannoverjche Zeitung. Adides’ Antrag. in Beziehung auf die Pro- - 
vinziallandjchaften. Plands Ayichauungen. Bertagung der Stände. Verordnungen 
vom 7, Aug. u. ſ. w., die Inslebenführung der Organijationen betreffend. Die Perjonal- 
frage und die Völferwanderung der Beamten nach Hannover. Buerens zehn Gebote. 
Stüve’8 Sendjchreiben an vie Wähler in Münden. Adelsſchriften. 


Ernjt Auguſt war am 18. November, furz vor fieben Uhr Morgens, 
geſtorben. Noh an demjelben. Tage fand ein Minifterconfeil unter dem 
Vorige des am 27: Mai 1819 geborenen Thronfolgers Statt, und trat 
diefer als Georg V., alſo die britischen Herriher mitzählend, am folgenden 
Tage die Regierung verfafjungsmäßig mit folgendem Patente an: 
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„Georg der Fünfte, von Gottes, Gnaden König. von Hannober;ıHi- 
. nigliher Prinz von Großbritannien und Irland, Herzog. von Eumber- 
‚ land, Herzog zu Braunjchweig und Lüneburg ꝛc. ꝛc. 50 
„E3 bat. Gott dem Allmächtigen- gefallen , Unſeren hochverehrten Herrn 
Vater, den Allerdurchlauchtigſten Großmächtigſten Fürſten und Herrn, Herrn 
Ernſt Auguſt, König von Hanmmover, Königlichen Prinzen von: Großbri⸗ 
fannien, ‚und Irland, ;Herzog von Gumberlandi, Herzog: zu Braunfchweig: und 
PAEN 36,..2c, am. heutigen: Tage aus biefem Zehen; abzurufen. 17,217 
Wir, Unſer lönigliches Haus und Udſeren —— ud. dadurh 
in, hefe Trauer verſetzt. ame gnufojro 
„Da nunmehr kraft der in Unia Kniglihen Sanie "beftebenben Grb: 
— die Regierung- des Königreichs Hannover auf Uns übergegan⸗ 
gen iſt, jo geben Wir Unſeren Unteribanen, und Anfexen — Unjeren 
Regierungsantritt zu ‚erkennen, - 
Wir verſprechen zugleich hiermu hei. Unferm Königlichen Worte die 
unverbrüchliche Fefthaltung der Landesverfaflung. ı f sid 
„Indem Wir Unſere Staatsminiſter und alle Unfere Diener geiſtlichen 
und weltlichen Standes in ihren Aemtern beſtätigen, vertrauen Wir zu dem 
ſelben und zu allen. Unſeren Unterthanen, daß ſie Ums- den: ſchuldigen Ge 
horſam leiſten, auch mit Treue und Liebe Uns ſtets ergeben ſein werden 
„Dagegen verſichern Wir denſelben Unſerer Königlichen Huld und Gnade, 
Unferes Landesherrlichen Schußes und Unferes  erniten Willens, das Glüd 
Unjerer, Unterthanen mit Hülfe des Allerhöchſten nad Unferen‘ Kräften zu 
fördern. Wir haben verfügt, daß dieſes Patent in. der von Uns unter 
ihriebenen und mit dem Regierungsfiegel: verſehenen Urſchrift dem Archive 
der. allgemeinen Ständeverfammluug übergeben, daſſelben * durch die erſte 
Abtheilung ber Geſetzſammlung verlündet werde; 1...“ ur; muironin 
aſen Hanuover, 18. November 1851. J ‚tan 
* * George 210 1a 
ps Münchaufen, Lindemann, v, Röſſing. Jacobi, Never; Dr; 
„Freiherr, 9 Hammerftein.“- 

n Ich bejeuge hieburch daß. vorſtehendes Patent nach * Vor⸗ 
trage des Inhalts non Sr. Majeſtät dem Rimige: in nmeiner een eis 
genhändig unterzeihnet. worden; iſt. hints I pmuilnet 

„Hannover, den 18. November 1851..." s.- ? 
„Bening , Generaljecvetair ‚bes, ‚Sefammtminifteriums..+ 
Die Königliche Leiche. Ernſt Auguft’3 wurde im: Thronjaale: des könig⸗ 
lichen Sclofjes zur Parade, ausgeftellt ,. und von vielen Tauſenden Einwoh⸗ 
nern in. Augenſchein genommen, Nah zehn Tagen, erſt wurde die Leiche y 
die nah Herrenhauſen unter Sadelbeglchtung geihaflt war, Im. Maufoten: 
deſeg feierlichſt beigefept. dit al 

...„ Das. Original. des Röniglichen, Patents war, im Archive der - Stände, 
niebergelegt, die große. Menge war. durch das Königliche Wort befriedigt n 
follte doch ein, Königswort ‚feinem Volke, heilig ‚fein. iebint bil 

Indeſſen wollte man doch troß ber Beitätigung der Staatsminifter im‘ 
Patente wiſſen, daß ſchon ſeit dem 16. November Verhandlungen mit dem 
von il herüber gelommenen Freiberen- ».: Schele gepflogen würden 
und chon am 22. November beftätigten; die amtlichen Nachrichten, daß wer“ 
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Königı die bisherigen Minifter unter Bewilligung von Ruhgehalt von ihren 
Aemtern entlaſſen und‘ die erledigten Portefeuilles olgenden Männern wie: 
der verliehen habe. — um Miniſterpraſidenten und Miniſter des Aus⸗ 
wartigen mar" eàrnannt werben der bisherige Bundestagsgejanbte ‚Sreiberr 
vr Scheler,sgumRriegäiminifter der Generalmajer' dv. Brandis, zum Gultus- 
miniſter der bisherige Oberjtäätsanwalt Baemeiſter, "zum Zie Ai; ir 
bisherige Dberapellatisnstath ‚Dr; Windthorſt zum Miniſter Yes — 
bisherige Regierungsrath· v. Bbrriesn Das Mirifteriuun der — wi 
dorläufig<von Cultusminiſter mitverwaltet Zugleich wurde in äbeit 
verfafjungsmäßiger Vorſchrift die allgemeine Ständeverfatmfiiig auf, ® enft- 
tag) ven Wo Decanirber IL. eihberufen. · 

Das Osnabrucker Vollsblatt/ das’ Organ 'Stüde‘8, Beta we o 
niſterwechſel ſehr ‚yo hp wien‘ Fahren’ der dritte Wechſel⸗, Me I 
„Hat- denn unfer Land jo viel geijtige Kräfte zu vernutzen, daß 8 e 
ums andere ein Miniſterium neu schaffen ann? Müfien‘ da nicht, am, pi 
die Berfönlichkeiten ſchwach werben? 

bi Wieaber, vasftagen wir, kann in einem Lande wie Härttikver, wo 

dies Dienerihaftn fo; viel’ ‚bedeiitet, die Dienerſchaft in techten * U 
Gange erhalten werden, wentt heute dieſe Sand, morgen jene, übe vi 
diecdbritten hineingreift, "tete oder" links dreht, ohne Kunde ver Perfon 
welche die eigentliche Wiffenfchaft der Regierenden ſein jolf, und Mit Thman: 
lenden Anfichten! von den Dingen ?* 

Es gebe nichts Tvaurigeres, als Nuinen nicht fett Ye 
bäude — wehe, wenn’ unfer Land voll ſolcher Ruinen werben follte, 
merte wenh uns nicht Alles täuſcht, 'Stive.’ Ein Artikel in ver HA 9 
verſchen Zeitung vom tO. Aptil 1861, deren Urfprung im das a Ri 
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nifterium zurüdgehe, und vie Minifterveräntwortlichteit , das ei 
get, die Uebergriffe der richterlihen Gewalt, "die: Seinen" Au ‘Game: 
mer als Gebrechen der Verfaſſung bezeichne, ließen erfaſſungsveränderungen 
beätgwöhndi‘ (wenn das nicht unbedachte Aeußetungen ne jeten ). 

Solle das gejchehew, fo möge: man’ es offen jagen. Man werde an 
den "Organifätionen modiſeiten wollen. CH Tiepen ſich ‘der Aa . 
denken /die gut Fein mögen, auf! ven’ Geift komme es an, in ‚der : 
waltung fein blos juriftifcher, haarfpaltender" fein "dinfe. HRERTE 

„Darum mögen die Minifter ſich deutlich" —— he äh den 
Gruhdgedamfen wer inenen Verwaltungsordnung feſthalten wollen. . „Dieje 
Srumdgedankems daß nicht die Bequemlichleit eines ſchon zu ahlreichen — 
dienerſtandes ſondern das Wohl des. Volkes, das Ziel bilde ; daß die Ne 
giermg des Staates fich Hanf die ihr ithwenrigen Sunchoren. ‚befe ränte, 
umdo dieſe mit Kraft‘ übe, das ärbrige aber der eigenen ST an des Me 
fe3 überlaffe und dieſe dur Förderung drei: Selbftverwa u 
bureauktatiſchen Actenweſens "möglich mache! Dieſe Örundgera en en 4 
man unumwunden fir) richtig oder unrichtig! Die Formen —5 e na 

ei 


lich nicht; in recht —3 tan? ein lecht vesporifcher Ge ’ 

feni treiben“: MehSesitorhiupiihllsfi 199 dar Bad nam > li a 
10 Was vie Mnifter wollten, das’ ſoute vas Farb’ an fen, 9 
geſtaltung Eurbpas 8 fohwichtigen 2) December" erfähren, a dig an, 
Schreiben vom'29 November, das ven Ständen "ajeigte: —8 vdas Palen 


362 


durh welches Wir bei Unſerem Königlihen Worte die unverbrüchliche Feſt— 
haltung verſprochen“ in der Urſchrift und mit dem Königlichen Siegel ver: 
jeben, im ſtändiſchen Archiv niedergelegt habe, wurde in der Sikung vom 
2, December den Ständen mitgetheilt. — „Wir erfleben von Gott”, hieß 
e3 ferner, „daß er Seinen gnädigen Segen auf Unſerem Lande möge ru: 
ben laſſen und das Band der Gintract zwiſchen König und Volk zum Heile 
des Vaterlandes feitige und unauflöslih bewahre.“ 

Gläubige Gemüther fchlojlen daraus, daß es auf einen Syſtemwechſel 
nicht abgejeben jei, dab an Verfaſſungsveränderungen nicht gedacht werte, 
weil das ja der Weg jei, diejes Band zu lockern, wenn nicht zu zerreiken. 

Mehrere andere Schreiben betrafen die Juſtiz- und Verwaltungsorga: 
nifationen und die Pläne der Negierung in diefer Beziehung, wie den Sep- 
tembervertrag, der den Ständen zur Genehmigung vorgelegt wurde. 

Alle diefe Schreiben verloren aber ihr Intereſſe vor der furz nad ber 
Sikung auf telegrapbiihem Wege aus Paris eintreffenden Nachricht von 
dem Staatsftreihe des Präfiventen und deſſen Gelingen, von der Verhaf— 
tung der beveutenditen Mitglieder der Nationalverfanmlung. Die Nachricht 
wurde von zwei entgegengelekten Seiten mit Vergnügen aufgenommen, von 
den Junkern, welche den Staatsjtreih als einen Durbgangspunet zum Bej- 
jern anfaben und daran die Hoffnung fnüpften, daß es mit der parlamentas 
rischen Negierung auf dem Continente nun bald vorbei jein werde oder gar 
mit Stahl hofften: „Nachdem die parlamentarifche Regierung auf dem Con— 
tinente ihren Todesitoh befommen, werde die Reihe an England fommen” — 
. und von einzelnen Demokraten wie Bueren, welche jeven Schlag, den der 
ſchwächliche Gonftitutionalismus, dem die Nationalverfammlung angebangen, 
erhielt, für ein Glück anſahen. Daß die Kölnische Zeitung den Staatsſtreich 
lobpries, bat in jpäterer Haltung derfelben jeine Erklärung gefunden, wie 
die MWejferzeitung dazu fam, iſt uns umerflärlich geblieben. 

Die Stände ſahen mit der Negierung die Sisung als den Anfang 
einer neuen außerordentlihen Diät an und erneuerten ihr Bureau, Die- 
erfte Cammer präfentirte bei der Präjidentenwahl Bennigfen, Hausmann, 
Kirchhoff, und als Vicepräfidenten, nahdem der Gritgenannte bejtätigt war, 
Hausmann, Kirchhoff, Kraut. Die zweite Cammer Lindemann, Theodor 
Meyer, Elliſſen, und als Nicepräfidenten Ellifien, Meyer, Böhmer, von 
denen die an erfter Stelle Präfentirten beftätigt wurden. 

Zu Generalſyndiken wurden »die alten ermählt. 

In die erite Cammer entjandte der König, ſtatt v. Münchhauſen und 
v, Hammerjtein — v. Schele, v. Brandis und an die Stelle Benings — v. Bor= 
ries; in die zweite Cammer an die Stelle v. Röffings und Jacobi’3 Windt- 
borft und v. d. Deden. Nachdem Windthorſt in feinem 27. Wahlbezirke 
wieder erwählt war und angenommen hatte, wurde dem Könige die Entſchlie— 
fung wegen einer andern Wahl vorbehalten. Außerdem trat in eriter Cam— 
mer an die Stelle des beförderten Amtsaſſeſſors Wolf — der Hofbefiger Mebr- 
mann und für den zum Bundestaasgefandten ernannten Canzleidirector v. 
Bothmer wurde der Juſtizrath v. Werlhoff von der evangeliſchen Geiitlichfeit 
gewählt. In zweiter Cammer wurde für den Dr. Wißmann, der refignirt hatte, 
von der Stadt Münden Stüve erwählt, für Lüchow trat Senator Brünger ein. 

In der Stimmung der Stände war eine Umwandlung bei der eriten 
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Cammer vorgegangen, die ſich bei ver Adreßdebatte deutlich zeigte. In zwei: 
ter Cammer hatte man die üblihe Gratulations- und Convolenzadrefie bean: 
tragt. v. Honitedt ftellte mim in erjter Cammer einen Verbejjerungsantrag, 
daß der zu wählenden Aorekcommiffion aufgegeben werben jolle, zu. jagen, 
„daß der Schmerz un den Tod des Königs durch den Umſtand vergrößert. 
werde, dab der König durch ven Tod verhindert worden. jei, die beabſich— 
tigten und die längſt erfehnten Neformen durchzuführen“, bei der Gratulas 
tion aber, „daß der neue König ‚mit derjelben Feftigfeit, die. dem Vater 
den Ruhm von ganz Europa erworben, die Verfaſſung ſchüthen und bie 
Selbſtſtandigleit des Landes im Anorbnen“ innerer Angelegenheiten aufrecht‘ 
erhalten wolle." n 

Der Miniſter v. d. Deden veibetfchte ſich dem, unterftüst von Bac— 
meiſter, Kirchhoff, Knigge, Paſtor Sander, während“ der Antragſteller durch 
Wynecken, Karmarſch, Vreuſing unterſtüßt wurde. Bei namentlicher Abſtim— 
mung ſtimmten für Honſtedts Antrag: Angerſtein, Schultheiß Beckmann, Blome, 
Bohte, Bormann, Breuſing, Ehrlenholz, Eilermann, v. Erterde, Zum Felde, 
Gerding, Harms, Harriehauſen, Hinrichs, v. Honſtedt, Karmarſch, Kellers, 
Kraut, Mehrmann, Meine, E. Meyer, H. Meyer, J. H. Meyer, Sen. 
Meyer, Michaelis, Müller, v. d. Oſten, Refardt, Roſenthal, v. Santen, 
Schaper, Schlote, Sieling, Stegemann, Thormeyer, v. Wehren, Weſter— 
mann, Wifh, Witte, Wyneken, alſo 40. Mit Nein: Bacmeiſter, Pa: 
tor Bedmann, v. d. Deden, v. Schele, Hausmann, Hillingh, Kirchhoff, 
Knigge, vw: Münchhauſen, Nautenberg, Sander, Sarer, v. Branbis,, 
v:’ Borries, Vezin, MWinter, alfo nur 16. 

Eine folhe Nienerlage hatte bis dahin noch feine Regierung in erjter 
Cammer erlitten Man ſah den großen Grundbefigern die Angjt an, aus 
der erften Cammer herausgeworfen zu werden, um den Nittern Plak zu 
macen. 

Derjelbe Antrag wurde in zweiter Gammer von Weinhagen geftelit, 
ter nah einer Ginleitung, die den Sinn der damaligen öffentlichen Meis 
nung ausfprah, wenn auch oft im Volksrednerſtyl, ausgeſprochen wünfhte: 
Das Land befürchte fremde Einwirkung zur Gefährdung des Organijationss 
werkes. Noch habe es das Vertrauen, der Sohn werde auf des Vaters 
Megen fertwandeln; noch hoffe es, der Sohn werde des Vaters Verſpre— 
chungen erfüllen, Diefe Erfüllung aber werde die Bürgichaft jein des fünf- 
tigen Heild und Friedens für das Land. — Es trat eine jo ange Paufe 
ein, dab die Cammer ftillfhweigend ihre Uebereinſtimmung mit diefem Ans 
trage auszudriiden ſchien. Endlich ergriff Lebzen das Wort, er wünſchte, 
die Adreffe möge auf Beileinsbezeugung und Glückwunſch beſchränkt bleiben, 
und fih von einer politifhen Erffärung fern halten. Er begründete feine 
entgegengefeßte Anficht theils aus formellen Gründen, theil® aus den ma— 
teriellen, daß man noch nicht im Stande fei, den Bang, den ‘die Regie: 
rung nehmen würde, zu überfehn. | 

Der Weinhagenſche Antrag wurde abgelehnt, zum Theil gewiß nur, 
weil ver Antragſteller Vielen eine persona ingrata war. Nun kam am 
anderen Tage aber der Beſchluß erfter Cammer zur Abitimmung. Garßen 
beantragte Berwerfung deſſelben, v. d. Horſt befürmwortete denfelben warnt, 
ſeeundirt von Eliffen. Dennod wurde der Garßenſche Antrag mit 40 Stim— 
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wen. bei,,der, wie, gewöhnlich von Bueren, beantragten namentlichen Abſtim⸗ 
mung: angenommen.:- Dagegen ſtimmten 34: Adickes, Ahlborn, Boiunga, 
Brammer, Bueren, Dammers, Detering-, Düffel, Eckels, Eliffen; Frewenzs 
theil, Goſſel, Groß, Hincke, Singe, Hart, Kaulen, Köhler, Krönde,, Lang Il; 
Senator Meyer, Müniter, Oppermann, Pfaff, Nerfe, Richter, Robrmonn,,; 
Schacht, Schläger, Schlüter, Siedenburg; Weinhagen und Gerding fehlten. 
Man ſah,die Majorität,, nomentlih das gejammte Staats dienexthum, 
wie Diejenigen, welche ſebten, jetzt in. der debten: Stunde varısdem Dri 
ganisationen darin aufgenommen. zu ‚wenden; wohte, ſich dem Miniſterium 
Schele eben. jo dienſtbar zeigen, als ſie em, Dinlkeriunm Stine! u —* 
hauſen dienſtbar geweſen war. — reed irhrinchoimig 

‚ Den ‚Stünden waren in einem 5 an ae, Gerkhtäverfaßung, 
einige Modificationen an den ſchon publicisten Gejeben zugemuthet, hauptſäch⸗ 
lich. follten ‚; angeblich der Erjparung wegen, Actuare bei, den; Amtögerichten 
nicht angeftellt werden, es jollte das Miniſterium der Juſtiz und des Innern 
die Befugniß haben; für gewiſſe Zweige. der freiwilligen, Gexichtsbarleit eine 
Verbindung zwiſchen den. Amtsgerichten ad, den Berwaltungsbebörben, BGE 
zuordnen, bei Amtsgerichten, ‚mo, mehrere Antsyichter vorhanden ſollte eine 
collegialiſche Behandlung, der: Sachen angeordnet, oder geitattet „werden Fäns; 
nen „and, endlid jollten die bei Ausführung des: Geſezes zu exnennenden 
Oberappellationsräthe der gejeglihen Prüfung nicht ngerlisgen.,: Die; Drgas 
nijationen jollten danı mit dem 4. Mai ins Leben, treten. Stände, Den) 

w.rfen diefe Anträge ‚mit großer Einhelligkeit, indem: fie. ‚erlärtens —X 
„Dieſe Vorſchläge haben jedoch die Zuſtimmung der allgemeinen, ‚Stände: 
verfammmlung, nicht finden fünnen, da es nicht ‚nur nad. ber allgemeinen ‚jazz, 
meflen Lage. diefer — erſt pubficirten, aber ‚hinfichtlih des, Anfangsterming;; 
noch in. SUSPENFO befindlichen - — ‚Öeießgebung bedenllich geſchienen Bi! 
hängendes Syſtem jchon jest mit einzelnen in ihren, "Solgen; nicht. Au; über; ; 
jehenden Abänderungen, einzugreifen ,« ſondern da; auch dieſe Beftimmungen- 2 
ſelbſt hinſichtlich ihrer Zwedmäßigfeit und. Auelnbedarten als ſehr mweiſedat 
haben erſcheinen müſſen.“ I r 

Ju dem Schreiben, über: die Verwaltung. erklärte die Regierung, a7 Roh, 
mit. der Einführung der Städteordnung und der Umbildung ‚der, Aemter 
fortgejahren werben jolle, jo. daß, die. Drganifation., big zum 1... Mai .beeuz; 
digt . fein .werde.. Dagegen werde ſie mit der Ummandlung, der Provin⸗ 
ziallandihaften wegen des Bundestagsbeihlufies vorerſt nicht fortfahren ;, ebenz, 
jomenig, mit der. Heritellung. der Amtsvertretung oder. ber Umgeitaltung der, Land⸗ 
drofteien, weil dieſe beiden Dinge mit den Landſchaften zu eng verbunden. 
ſeien, um ohne fie begonnen werben zu können. Dieſerhalb und wegen 
der Landgemeindeordnung behalte ſie ſich weitere Mittheilungen bevor, weil 
ſie wegen der kurzen Zeit ihrer Amtsführung die mac völlig au überiherz 
noch, nicht im. Stande jei. 

Hinſichtlich ‚der Brovinziallandjgaften. fei ‚eine Erledigung im — dar, 
Verftändigung geraten und den Intereſſen des Landes zufagend; und ‚hoffe, 
fie bei dem Berjuche einer friedlichen Löſung ‚auf befonnenr umd- —— 
Mitwirkung aller Theile. 


Nach ſehr heftigen Debatten, ‚eutihieh ſich N Majvrität, ‚zweiter Gape., 
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mer endlich dafür "einem Antrage erſter Cammer welcher in der Conferenz 
nachjtehende. Formulirung erhaälten hatte: da Stände dafür halten 
muſſen / daß der. Ausführung der gefantmten Drganifationen kein nicht 
‚ul befeitigehnes Hinderniß eritgegeirftehe, ſo erfuchen fie, unter Be— 
zugnahme auf⸗ die‘ mit'der' Königlichen‘ Regierung vereinbarten Geſetze 
und Verordnungen, "alsı die Gruündzüge-für Regelung der- Verhält— 
uiſſe der Landgemeinden die? Verordnung über die Einrichtung der 
Landdtoſteien, die Verordnung wegen Einrichtung der Aemter, das Geſetz 
wegen der Anitsoerteetunig go die allgemeine Städteordnung und insbejonbere 
auf das Publieirte Gefen won L.Anguft du J., die Reorganijation der Pro: 
vinziallandjhaften betrefiend, — die tönigliche Regierung: mit jener vom 
Lande ſehnlichſt erwarketen Ausführung der gefammten Organifatiorien jor 
derſaniſt vorſchreiten zu Wollen.” beizutreten, | 
Es waren nämlich in erfter,) wie in zweiter Cammer zivei Anſichten 
vertreten.’ Die einen wollten der Regierung vie Möglichkeit gewähren, mit 
den Juſtijorganiſationen worzuihreiten ohne gleichzeitige Insfebenführung der 
Verwaltungsorganifatiönen. Die Anderen, in erſter Cammer namentlich 
Kirchhoff/ in "zweiter 'Cammer Lehzen und Gtumbrech ‚und nachdem Stüve 
eirigetrefen war)" auch dieſer, glaubten ſich entſchieden gegen "eine 
getrennte Ginführung der Verwaltungsämter, jo wie überhaupt eines Theile 
der Juſtiz⸗ und Bermaltungsorganifationen -erflären zu müflen, und ver- 
langten, daß die Regierung ihre Pläne über die Organifationen im Ganzen 
vorlege und Stände ſich bis dahin ihre Erklärung vorbehielten. 
6Es war gewiß nicht vie Abſicht diefer Partei, die Regierung zu drängen, die 
Verfaſſungsbrganiſationen, wie fie in legter Diät beſchloſſen waren, gleichfam 
im’ Rai züijugeben, denn Stüve hielt das’ Geſetz vom 1. Auguſt für" feh— 
lerhäft Und hatte manderlei Einwendungen gegen die Einrichtungen‘, wie 
Cideikitunn‘ fie treffen wollte; er wollte aber nicht bloß ein Aausgebilvetes 
bureaukratiſches Behördenſyſtem, jondern zugleih das Gegengewicht in der 
Otganiſation der Landgemeinden‘, ber Amtsverttetung und der Provinzial⸗ 
landſchaften, mindeſtens der Prodinziäfräthe. Gr wollte mindeftens , daf 
bie Regierung fih über ihre Anfichten in dieſer Beziehung im Sanyen 
alöfpreche "ehe man ihr ein einſeltiges Vorgehen mit den Juſtizorganiſa— 
tionen’ erlaube. Indeſſen überwög die Furcht und das Drängen der Juri⸗ 
ten’ nach der in ihren Augen werthvolleren Juſtizreform und die Erwägung, 
daß froh der Ganzheit der Otganiſationen eine Gleichzeitigkeit der Einfüh— 
rung doch nicht abſolut nöthwendig ſei. — Stüve hielt nah dem Bundes— 
beſchluſſe Hain 23. Auguft · das Inhibitorium des Bundes nicht für jo un— 
bedeutend ald das Vielen erſchien, er hielt es wenigſtens für ein ſehr gro— 
bes ngiatt für Hannover, anf der Anklagebank zu ſitzen. Wir haben "oben 
aeten, daß das frühere" Miniſterium dem Beſchluſſe vom 3. October “die 
Deutung eines Inhibitoriums gänzlich abſprach. Herr Eifendeher jollte das 
ja bewirtt haben. Die Nitter des jekigen Minijtertums, dieſelben Perſo— 
nen’, welcheden Beſchluß veranlakt hatten,‘ faßten venfelben in der ihnen 
gühftigften Deutung auf." Ein fih ſpäter offenbarender Zwieſpalt zwiſchen 
Schele' mid’ den Herren v. Borries und‘ v. d. Deden ſchien damals noch 
nicht zu Tage getreten. Um Har zu jehen, verlangten die Stände auf An: 
tra Won Honſtedt⸗ Wynecken in erſter, Freudentheil in zweiter Cammer voll- 
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ftändige Actenvorlage, Bei den: Verhandlungen hierüber und über das Or— 
ganijationsjchreiben. Fam es in eriter Cammer - zu den bitterften Vorwürfen 
gegen die Nitterjhaften und die aus denjelben entnommenen Minifter, und 
„waren es namentlih Karmarſch und der Vertreter der -Univerjität, Kraut, 
nebſt Wyneden. u. Ar, welche das allgemeine Geſeßgebungsrecht, den Prä— 
tenfionen der Landſchaften gegenüber, auf das Kräftigſte vertheidigten. 

Die. Kammern wurden auf ihren Antrag bis zum 16. Januar vertagt, 
um. der: Sommiffion, welcher die Negierungsvorlage ‚ den Anſchluß des Steuer- 
‚vereind an den Zollverein. betveifend, worgelegt: war, nämlich den Herren: 
Graf Bennigjen, Breufing, Schasrath- v. Bothmer, Kirchhoff, Senator 
‚Meyer, v. Honjtedt, Schultheiß Beckmann von erſter, Lehzen, Lang, Linde 
mann, Groß, Burvenberg, jpäter -Stüve, v. ae Grumbreiht dom zwei⸗ 
ter Sammer, Zeit zur Arbeit zu ‚geben. 

‚Die Regierung hatte den Abſchluß des’ Septetiiberwertrages haupifachlich 
durch felgende Momente zu rechtfertigen geſucht. Diejenigen Anſtände, 
welche die Stände bewogen hätten, den Abbruch der Verhandlung mit Preu⸗ 
pen 1844 mit Beifall zu begrüßen (Theil I., -S. 232) feien bejeitigt, 
"die Begründung. des Steuervereins ſei von großem Nuben, die willfonmenfte 
"Seite deſſelben, ‚die Geringfügigfeit der Abgabenfäge, ſchon duch die Be⸗ 
willigungen von 1350 nicht mehr aufrecht zu erhalten gewejen. Die Rad- 
theile des jeit dem Austritte Braunfhweigs noch gejchmälerten Umfangs, des 
Steuergebiets, die geprüdte Lage der Grenzanwohner (240 Meilen‘) und 
"ihres Erwerbes, die läftige Transport: und Gemwerbscontrole im Innern, 
die unverhältnigmäßig hohen Steuerverwaltungskoften, würden bei-ber- be- 
ſchloſſenen Steuererhöhung von 1850 fortbeitehen, die in der Beichränftheit 
‚des Marktes begründete Hemmung größerer Handels- und Gewerböunterneh: 
mungen aber immer dvrüdender empfunden. Den großartigen Verfehrsanftal: 
ten, Seehäfen und Eifenbahnen, welche innerhalb der lebten 10 Jähre ge: 
ſchaffen, itehe eine entjprechende Zukunft nur durch Die Hinwegräumung der 
Bollihranten bevor. Der Zeitpunct zu einer Vereinigung des Steuervereins 
mit dem Bollvereine jei der günftigite. Die wichtigften Bedingungen ſeien: 

1) die Ermäßigung. der Zollfäge für die im biefigen Lande überwie— 
gend verbraudten augländijchen VBerzehrungsgegenftände ; 

2) ein Theilungsmaßftab (das praecipuum), wvodurch dem Lande 
fein Beitrag zu den gemeinfchaftlihen Einnahmen im gerechten Verhaltniß 
zu gute komme; 

3) Verſchonung Hannover's mit Nachſteuer; 

4) die zu Gunſten des Seehandels und der Seeſchifffahrt hetecenen 
Verabredungen; 

5) die Theilnahme und Stimmberehjigung — bei dem, we— 
gen Erneuerung der Zollvereinsverträge mit ſämmtlichen Vereinsſtaaten zu— 
zulegenden Verhandlungen. Wäre auch zu bedauern, daß eine mäßige Er— 
höhung der Steuerlaſt eintrete, ſo würde doch dieſer eine Vermehrung der 
Erwerbsquellen zur Seite gehen. 

Die Commiſſion ernannte beſondere Referenten, welche den Vertrag von 
vollswirthſchaftlicher, finanzieller und politiſcher Seite prüfen follten, zum 


Referenten in lehterer Beziehung war Stüve erwählt, der allerlei höhere 
politiſche Bedenken hatte. 
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Es hatte, fi nun aber eine ungemeine Agitation gegen den Antrag 
erhoben, welche, hauptjächlid ‚ausging «won dem Freibändlerbunde: in Ham: 
burg und dejlen Anhängern in Bremen, von den Weinhändlern im König— 
reihe, den Tabacksfabrikanten, Zuderfiedern alten: mit Eiſen Handelnden 
und daraus; Fabricirenden, Twilts und Baumwollleuten, Glanzledetfabritan: 
ten, BZünftlern„allev ‚Sattungss Eine, jehr große Menge Betitionen gegen , 
weniger für, den Zollanſchluß, wurden. übergeben. Gerade Diejenigen , 
welche am Aergſten gegen den; Zollanſchluß ſchrieen, haben, später den größ— 
ten Vortheil davon; gehabt, nicht nur einzelne Branchen, wie Weinhändler 
(Weinfabrikanten könnte man vielleicht jagen ), ‚Tabadsfabritanten ,/ ſondern 
auch Städte, So war es namentlich Harburg, welches ſeinem Untergange 
durch den Auſchluß nahe zu kommen glaubte, und doch hat gerade dieſe 
Stadt jo ſehr bedeutend gewonnen zsihre Einwohnerzahl ſtieg in den Jah— 
ven von. 1852 —58 von, 6659 auf 14,020, die Hannover's in derſelben 
Zeit von 49,909 ‚Einwohnern ‚auf 64,852, ebenſo war es in Osnabrüch, 
Leer, Geeſtemünde.*) | | | 

Außerdem ‚gab es auch noch eine politiich öjterreichiiche: Partei im Mi— 
niſterium ſelbſt, durch v. Borries und v. d. Deden vertreten, nwelde dem 
Anſchluſſe um ſo feindlichen, war, als fie auf Umſturz der Verfaſſung von 
1848 durch den Bund hinarbeitete, während Schele durch Verſtändigung 
mit den Rittern und den Ständen zum Ziele zu gelangen hoffte, — Ihr 
Organ war die Neue, Bremer Zeitung, im der ſie nicht verfeblte,.s'den 
ganzen Zollanſchluß daher zu erllären, dab Fürſt Schwarzenberg auf 
den Dresvener. Gonferenzen. die Eitelkeit des Herrn v. Münchhauſen belei— 
digt habe. 

Alle Zeitſchriften hatten Partei ergriffen, namentlich traten die Zeitung 
für Norddeutſchland, wie natürlich die. Hamburger und Bremer Blätter ent: 
jhieden gegen. den; Anſchluß auf. | 

Die. Commijfion, wie. die. Stände. theilten in ihrer Majorität die An— 
lichten ‚der. Regierung, namentlid hatten dieſelben den erweiterten Geſichts— 
punct: daß zwijchen zwei übrigens auf einander: angewiejenen. und: ji in 
allen jonjtigen Verhältniſſen jo nahe jtehenden Landesgruppen, bei der be> 
reit3 eingetretenen und, fernerweit zu. erwartenden rajcheren und wielieitige- 
ren Entwidlung des Verkehrs, eine fünftliche Trennung durch Zolljihranten 
länger jih nicht halten lajje,.. "Die Commijjion empfahl eine Menge Bevorwor— 
tungen und Wünſche, die jih Stände meiſtens aneigneten. Die Berhand- 
lungen waren vertraulih, die Regierungsvorlage jo wie das ſtändiſche Erwie— 
derungsihreiben find indeß in die Actenjtüde aufgenommen. **) 

“ Der Kampf in den Gammern war ein äußerjt heftiger, alle Bartei- 


*) Der Zollverein ſeit feiner Grweiterung durch den Steuerverein von F. 
Houth-Weber. Hannover, Carl Rümpler 1861. Darnach Hatten fih die Dampf- 
majchinen in den eriten 5 Jahren des Zollanfchluffes um 219 Stüdf mit 3728 
Pfervefräften und 11 Dampffefieln ohne Maſchinen vermehrt. — Die Briefpoft- 
fendungen won und nach dem Auslande waren jeit 1855—59 von 9,083,000 auf 
10,827,670 Stück gejtiegen. 


**) Aetenſtücke der 11. Ständeverfammlung III. p. 14 und 110 und Houth— 


jbattirung hörte dabei auf, die Gründe, aus. welchen die einzelnen Depu⸗ 
tieten für und wider den Anſchluß stimmten,’ waren bie verjchiedenjtem, bei 
den Einen: überwogen locale, beiden: Anderen polfswirtbichaftliche , bet: den 
Meiſten wohl woltswirtbicaftliche und politiſche Gründe. Von denen, welche" 
dagegen «jtimmten , ‚hatten (alle Küſtenbewohner, wie die Bewohner-der Weit: - 
grenze und der künftigen Zollgrenze gegen Medlenburg einimatürliches In⸗ 
tereilejiibei: Anderen war es die Rückſichtnahme auf die Anfichten der Wäh⸗ 
le) Dbgleich die Berathungen vertraulich waren, brachten doch öffentliche 
Blätter nicht nur die. jämmtlichen Commijjionsanträge,,ojohdern. auch das 
Reſultat der am 23, Januar ftattgefundenen namentlichen Abſtimmung. — 
In zweiter Cammer hatten für den Zollvertrag geſtimmt: Conſiſtorial⸗ 
rath Bergmianit;) Gollaborator Bojunga , Stadtſyndieus Dr. Bueren Amt⸗ 
man Buß Städtgerichtsaffefior Dammers, Staatsminifter vom. Dedenz 
Hofbeſiher Duffel, Dr. jur. Eckels, Adermamı Frimdt’sen,, —— 
ßenKaufmann Gofiel,,. Amtzaffeffor: Groß, Amtsafleffor Grojie, Advocat 
Grumbrecht) Amisaffeſſor v. Hagen, Amtsaſſeſſor Heiſe, Amtsaſſeſſor w. Hirn 
nüber, Aowocatiw dw. Horſt II., Hovocat Kaulen, Gerihtshalter Drifleeps 
Reeiseinnehmer Köhler , Stadtfpndieus Dri Lang, Schatzrath Dr. Lang 
Hefbeiger Lange, Minifterialvorftand Lehzen, Staatsminifter — 
mamı WBürgermeiſter Merkel jun., Subrector Dr. Meigery Sta 
Dr Meyer, Siebenmeier Meyer, Gerihtshalter Münſter, —— 
Landwirth Ohling, Aovocat Dr. Oppermann, Advocat Senator Nöben; ! 
Dr. jur. ‚Schmidt, Landesdconomiecommiffait Dr. Staffhorſt, ‚Bollmeier 5 
Stubbe , Landrath Dr. Stüve, Syhlrichter Thedinga, Lederfabrilant We⸗ 
ber, Goftath Wilhelmi, Staatsminiſter Windthorſt; gegenr Gutsbeſier 
Adides, Lieutenant a. 2. Ahlborn , Kaufmann Branımer ; Semator Brünze 
ger, Novocat Detering, Amtsaſſeſſor Eggers , Ganzleiprocurator "Dis Freu⸗ 
dentheil, Dr.’ jur Gerving, Deconom Hanftein, Amtsäiſſeſſor Heyl Ge 
riehtsächiar Hinde, Hofbefiter Hinge, Amtsaffejlor Nannengießery Guts 
beſiher Krönde, Deconom Madenjen, Amtmamı Meier Auer ae 
Dr. jur. wid.’ Dften, Paſtor Pfaff," Paſtor Neefe, Kaufmann Richter) 
Hofbejiger Cantor Riehelman, Dr.’ jun, Rohrmann, Sandtagseputirter ) 
Schacht, Dr, Schläger, Yuftizeath Schlüter , Gutsbefiger Siedenburg, Hof⸗— 
befiger‘ Vespermann, Aovocat Weinhagen; widht Anweſeud waren: 
Regierungsrath Dr. Böhmer, Synvicus Buddenberg/ Dr.’ jur.s Heilmann ;’7 
Deconom Heinemann, Bürgermeiiter Wehmans, Arhidiaconus‘ Billensziehin 
präftdirte Elliffen. 
In der erſten Cammer fand eine: namentlidhe Abſtimmung nicht ‚Statt. 
Daß das Minifterium in ſich nicht einig, daß es vor Allem‘ ——— 
nicht Har war, was in Hannoverſchen Dingen geſchehen ktönne und jolley 
davon zeugten” nicht nur bei der Debatte über die Anſchlußfrage die‘ Reden⸗⸗ 
des’ Cultusminiſters im erſter und des. Finanzminiſters in ‘ziweiter Cammer'; - 
jonbern ‘die: von denjelben ergriffenen Maßnahmen: . Berichte ſolcher Beamte; '; 
die‘ ai ———— and —— — * — — 
45 | 07 7, | 
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Weber p. 279 und Pr dort an: — — die Eike Besorwortund) 
gen, Bedenken, Wünjche bei den fpäteren Verhandlungen Berüdfichtigung fanden. 
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und ihre Anhängjel einzufordern und die Abſicht, dieſe Berichte durch eine 
neue, ſ. g. Civilcommijjion prüfen zu laffen, zu welder, unter dem Vor— 
fie von Dachenhauſen, die Negierungsräthe v. d. Kneſebeck, v. Borries 
und v. Trampe, die Amtmänner Jacobi und Pagenſtecher, und Danckert 
berufen waren. Daneben tagte eine ſogenannte Verfaſſungscommiſſion, in der 
Graf v. Wedel, Landdroſt v. Lütcken Referent und Canzleidirector Meyer 
Correferent war. 

Die junkerliche Partei ſuchte bei dem Könige die Anſicht zur Geltung 
zu bringen, es widerſpreche dem Königlichen Worte, an der Verfaſſung feſt— 
zuhalten, nicht, wenn man die Abänderungen durch den Bundestag nad 
Hejlens Vorgange bewirken ließe. Man griff außerdem nad derſelben Lock— 
jpeife, die ſich ſchon 1837 als unmwiverftehlih erwiefen, der Domanialaus— 
ſcheidung. Die Neue Bremer Zeitung jtellte es u. A. als ein zu erftrebendes Ziel 
hin, daß die 88 126—127 des Staatsgrundgejeges von 1833 wieder 
hergejtellt würden, nach welchen der König befugt fei, feine Krondotation in 
Grundjtüden aus dem Domanialgute auszufcheiden. 

Während man nod vor einem Jahre es als eine demofratifche Lüge 
bezeichnet hatte, daß die Nitterfchaften nach Abänderung der Verfafjung und 
Wiederheritellung der Adelscammer jtrebten *), wurde dieſe Parole jegt 
offen ausgejprohen, daneben Bejhränfung der Preſſe und des Vereinsrechts 
gefordert, auf die Gefahren der Aburtheilung politifher®erbrehen durd die 
Schwurgerichte hingewiejen, um mit der orthodoren Geiftlichfeit zu liebäugeln 
Anerkennung und Wiederheritellung des hriftlichen Charakters des Staats gefor- 
dert. Der Cinmifhung des Bundes nun festen fih aber Herr v. Schele 
und Windthorjt entgegen und fie wußten, wie es ſcheint, Georg V. zu 
überzeugen, daß die lanvesherrlihe Souverainetät durch eine ſolche Einmi— 
ihung ungemein verlieren, daß mit einem folhen Schritte das Vertrauen 
zwiichen ihm und feinen Untertbanen unrettbar gebrohen würde, Das Nä— 
bere über die Minifterkrifis und miefern etwa die Diplomaten Preußens 
und Defterreihs dabei eine Rolle jpielten, it zur Zeit Geheimniß, foviel 
aber iſt unzweifelhaft, daß es namentlich zwiſchen Heren v. Schele und dem 
Herrn v. d. Deden zu den heftigſten Scenen fam und es nur ſchwer ge— 
lang zu verhindern, daß der Weitphale mit dem Bremenjer noch einmal 
Piſtolen in der Hand die Menjur betraten. 

Das Nefultat wurde am 10. April öffentlih befannt. Die Staats» 
minifter v. d. Deden und v. Borries erhielten ihre Entlafjung und wurden 
zu Mitgliedern des Staatsrath3 ernannt, Herr dv. Hammerjtein, General- 
jecretair unter Stüve, übernahm das Minijterium des Jnnern, und wurde 
ihm Bening als Generaljecretair beigeoronet, während Regierungsrath Nie: 
per in dejien Stellung als Generaljecretair des Cultusminifteriums trat. 

Die Functionen des Finanzminifters übernahm Bacmeifter und behielt 
fie bei, als Anfang Mai der Oberappellationsrath v. Reihe zum Cultus> 
minijter ernannt wurde, 

Zum Generaljecretair im Juftizminifterium war ſchon jeit Beginn des 


*) Man vergleiche 3. B. die Nebe des Herrn v. Borries auf dem bremijch- ver- 
benfchen Landtage vom 16. Januar 1851 in den Lanbtagsprotoeollen, auc Zeitung 
für Nordbeutfchland vom 16, Juni 1853, * 
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neuen Minifteriums der Emdener Stabtrihter und provijorifhe Staatsan— 
walt Wiarda ernannt — um die Dftfriefen zu gewinnen, wie man wiſ— 
jen mollte. 

E3 wurde nun an den Bund eine Erflärung erlajjen, welche deſſen 
Einmijhung in die inneren Angelegenheiten des Königreichs zurüdwies, 
zugleih aber wollte man den Verſuch mahen, eine Berjtändigung zwiſchen 
den jtreitenden Gewalten, dem Adel in den PBrovinziallanpfhaften auf der 
einen Seite und dem ganzen Volke in der allgemeinen Ständeverjanmlung 
auf der anderen Seite zu verfolgen. 

Das Minifterium berief deshalb gleichzeitig eine Verjtändigungsdeputation 
der Land» resp. Ritterſchaften und die allgemeinen Stände auf Mitte Mai nad 
Hannover und legte diefen feine Propofitionen vor. Zu diefem Berfahren 
hatte der Drang des Nugenblids genöthigt, es trug jedoch dazu bei, dieſem 
Vorſchlage den Character von Eventualitäten zu geben, es wurde bei den 
Vorſchlägen an die Provinziallandfchaften die Genehmigung der Stände zu 
einer Aenderung des Gejeges vom 1. Auguft im Sinne der Propofitionen 
vorausgejegt, bei den Vorjhlägen, die den Ständen gemacht wurden, vor— 
ausgejegt, daß die Ritter die Verjtändigungspropojitionen gut hießen. So 
fehlte e8, wie ſchon Stüve bemerkte, an ver nöthigen Feitigfeit und Bes 
ſtimmtheit, welcher bei jedem Vorſchlage an die Stände, namentlich bei 
einem DVerfaffungsvorjchlage, das mwejentlichjte Erforderniß if. Denn nur 
bei einem bejtimmten Plane bilden fih die Parteien für und wider rein 
aus, zeichnen fih die Gründe des Widerſpruchs jharf und fönnen möglicher 
Weiſe befeitigt werden, während bei Unbeftimmtheiten und Eventualitäten 
ih für jede Möglichkeit eine bejondere Partei bilvet. 

Da das, was in der f. g. Verjtändigungscommiffion geſchah, von dem 
größten Einflus auf die Beſchlüſſe der allgemeinen Stände war, jo mag 
darüber bier um fo kürzer berichtet werden, als die Verhandlungen mehrfad 
vollftändig abgedrudt find. * ) 

Dies Minifterium hatte den Ritterfhaften diejenigen Gonceflionen ge: 
macht, die das Minifterium Lindemann zu machen fih weigerte — ja ihnen 
noch mehr gegeben. Damals verlangte man nur eine Corporation der gro- 
gen Grundbefiger, jest bot man eine ſolche Gorporation in dem Fortbefte- 
ben der NRitterfchaften ſelbſt, wenn dieſe fi dabin umbilvdeten, daß das 
Erforderniß des Adels, wo es noch beitehe, mwegfalle und dafür ein Grund» 
fteuercenfus an die Stelle träte. Diefer war gegriffen in Gemäßheit des 
Gejeges vom 1. Auguft 1851, zu dem die Propofitionen überhaupt nur 
Mopdificationen boten. 

Die beitehenden Nitter müſſen bi3 1858 jo viel Grundbefis haben, als 
der Cenſus verlangt, jonjt jcheiden fie aus der Corporation aus. Bei einem 
mehr als 100 oder 200 Ag Steuer zahlenden Grundbefise follte eine Plu— 
ralität der Stimmen ftattfinden, wie fie urjprünglid von der lüneburgſchen 
Landſchaft gefordert war. 

Wie nun über diefen Kernpunct der Frage eine übereinftimmende Er: 


——— F Eh u DEREN. des Königreich® Hannover, von 
e. Band I., ©. 1-83. — ve: er bie v fache. 
Hannover 1852. S. 101. eber bie Hannoveriche Verfafjungsiache 
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klärung der ritterfchaftlihen Deputirten nicht zu erlangen war, fo ging 
bob das Streben derjelben im Allgemeinen dahin zu prätendiren: 1) Biril- 
ſtimmrecht, 2) Fortvauer des Rechts der bisherigen Rittergüter, abgejehen von 
allem Cenſus — die Einen wollten diefe Fortdauer lebenslänglih (Hoya, 
Bremen ), die Osnabrüder gar bis zur Erlöfhung des Mannsjtammes, Lü— 
neburg 12 Jahr, Galenberg = Hildesheim 6 Jahr. — Die Ritter machten 
dann gedoppelte Anerbieten, geringere, unbedingte, und weitergehende für 
den Fall, daß den Ritterſchaften die ausjchließlihe Vertretung des großen 
Grundbefiges in der erjten Cammer eingeräumt werde. Mit der Prätenfion 
des Virilſtimmrechts hing es denn zufammen, daß alle Ritterjchaften jebt 
nad) dem VBorgange der Hoyaifhen aus dem Jahre 1851, einen engeren 
und einen weiteren Landtag forderten — nur daß die Einen den allgemei- 
‚ nen Landtag mit der Virilſtimmenwirthſchaft als Negel wollten, die Ande- 
ren den engeren als joldhe. *) Kurz die verfchiedenartigen Beihlüffe der 
ritterihaftlihen Deputirten waren jo unvereinbar mit jedem Regiment, zeig: 
ten jo Elar, daß die Anmaßungen der Adelsariftofratie über alle Grenzen 
des heutigen conjtitutionellen Syitems binausgingen, daß auch das Mini- 
jterium Schele zu der Einjiht gelangen mußte, daß eine Verjtändigung mit den 
fleinen Herren unmöglih je. Nachdem die Verhandlungen daher einen 
Monat gedauert hatten, ließ das Gejammtminijterium -denjelben durch den 
die Verhandlungen leitenden Landdroſten v. Bülow ein Reſcript eröffnen, 
wonad bedauert wurde, daß die Verhandlungen zu feinem NRejultate geführt 


*) Der Haupttheil der ritterfchaftlichen Grwiederung auf die Erklärung vom 
11. Juni, welche einen großen Theil der Vorjchläge Königl. Regierung verwarf, [aus 
tete: „Das Mefultat dieſer Erwägung erlauben fich die Berollmächtigten im Nach- 
folgenden furz und offen darzulegen. Mit der Ausführung der Vorfchläge der König— 
lichen Wegierung würde den Landfchaften Die ftändifche Grundlage entzogen und an 
deren Stelle ein Fünftliches Inſtitut gefchaffen werden, welches weder in den beſte— 
—— Zuſtänden ſeine Begruͤndung, noch in den Bedürfniſſen der Gegenwart ſeine 
erechtigung finden — welches, ohne inneren Halt — eben ſowohl den Keim raſchen 
Wechſels in ſich tragen, als den zerſetzenden Parteibeſtrebungen Thür und Thor öff- 
nen würbe. Es bezieht fich diefe Erwägung insbefondere auf die von der föniglichen 
Regierung beabfichtigte Umgeftaltung der Gorporationen der Nitterfchaften. erabe 
bier, wo e8 ſich, wie die Bevollmächtigten mit der Föniglichen Regierung anerfen: 
nen, um den wichtigften Gegenſtand der Verftändigung handelt, gerade bier würbe 
mit Durchführung der Vorfchläge föniglicher Regierung und vor Allem mit der auch 
nur einftweiligen Bejeitigung der Dinglichen Landſtandſchaft, das Weſen der Biftori- 
chen Grundlage zeritört und feine Fortbildung, ſondern eine fo vollitändige N eubil- 
dung vorgenommen werben, daß die Rechtscontinuität, welche ja auch Die Fönigliche 
Bealmrung als oberjten Grundjag voranitellt, verfehlt werden dürfte. Auf dem be— 
zeichneten Wege würde die Grunbariftofratie des Staates, der natürliche Träger des 
eonjervativen Princips und fomit ein Rückhalt befeitigt werben, deſſen Die Monar: 
hie, wie fie nach dem deutjchen Bundesrecht fich entwidelt bat, ohne Gefährbung 
der eigenen Grundlage , nach der feiten Ueberzeugung der Bevollmächtigten, auf bie 
Dauer nicht wird entbehren fönnen, und zwar am wenigften bei einer Verfaſſung, 
welche, wie die hannoverjche, der Volfsvertretung jo wichtige Rechte einräumt, 
Diefe Betrachtung gewinnt im Hinblid auf die nothiwendige Zurüdgabe ber aus: 
ſchließlichen Vertretung des großen Grundbefiges in erfter Sammer der allgemeinen 
Ständeverfammlung an die reformirten Ritterjchaften nod; bedeutend am Gewicht; 
ein Punet, der deshalb Seitens der Bevollmächtigten um fo mehr in den Kreis ber 
jegigen Verhandlungen gezogen und ſelbſt vorangeftellt werben mußte, als berjelbe 
ihon Gegenitand erheblicher Beſchwerden jogar bei der hohen Bundesverſammlung 
geworben ift.“ Rp 
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hätten, dieſelben geſchloſſen würden. Je mehr die Regierung, hieß es in dem= 
ſelben, davon durchdrungen jei, daß die Behauptung — die Vorſchläge der Re— 
gierung eröffnen den zerjegenden Parteibejtrebungen Thür und Thor — auf 
einer die beſtehenden Verhältnifje nicht volllommen richtig würdigenden Auffaj- 
jung beruhe, um deſto lieber überlafje fich diefelbe der Hoffnung, daß im ferne: 
ren Verlaufe der Zeit, bei unbefangenerer Erwägung eine Wiederanfnüpfung 
der Verhandlungen von der anderen Seite gewünſcht werde, und werde man 
jolhen Wünjchen gern. entgegenfommen, 

Unter den Mitglievern der allgemeinen Stänveverjammlung, welde am 
14, Mai wieder zufammentraten, hatten einige Aenderungen ftattgefunden. 
In erjter Cammer war, außer der in Anlage ÄLIV. durch vie gejchehene 
Ausloofung bewirkten Aenderung von Seiten des Königs für Herrn v. Bor— 
ries der Oberjujtizrath Lichtenberg deputirt, für Nefardt war der Kaufmann 
Wilhelm aus Bevenjen, für Hillingh Syhlrichter Begemann eingetreten. — 
v. Santen war nah Annahme der Wahl zurüdgetreten und wurde Viſſering 
gewählt. 

In zweiter Cammer war in der Rejidenz urjprünglih Stüve und Carl 
Gödede gleichftimmig ermwählt, das Loos hatte für erfteren entjchieden. Bauer: 
meister war als Erſatzmann gewählt und wurde einberufen, nadhdem Stüve 
für Münden angenommen hatte. Gödecke reclamirte, weil einer der Wahl: 
männer in bie Öffentlih ausgelegten Urwählerlijten nicht eingetragen war. 
Da die Cammern wegen der Gültigkeit der Wahl verjhiedener Anfiht wa— 
ren, die zweite Kammer und die Regierung hielt diefe für gültig, die erite 
Cammer nit, jo rejignirte Bauermeijter, wurde aber wieder gewählt. In 
Dsnabrüd hatten die Demokraten über die Stüvejche Partei gejiegt, fie jen- 
deten den Ganzleiajjejjor Pland. In Göttingen war der zum Bibliothefs- 
fecretaiv beförderte Ellifjen wieder gewählt, Uelzen wählte für Hoefit den 
Minister v. Hammerjtein — die calenbergihen Heinen Städte wählten für 
Groſſe den Juſtizrath Nieper, für Hinke trat Univerjitätsrath Wolff ein, 
und an die Stelle des Minifter v. d. Deden der Minijter v. Reiche, 

Den Ständen war vor ihrer Zufammenberufung durd Publication der 
Städteorbnung, wie der Landgemeindeordnung, weldhe am 4. October ins 
Leben treten jollten, eine Concefjion gemadht, dagegen muthete ihnen das 
Schreiben vom 14. Mai (Anlage XLV.) eine jo große Opferfähigfeit zu, 
wie fie auch bei einer jolden, jedem Minifterium gern vdienftbaren Majori- 
tät nicht wohl zu erwarten war. Das Negierungsjchreiben erregte große 
Aufregung in der Preſſe, die mit Ausnahme der Hannoverfhen und Neuen 
Bremer Zeitung (und eines Verſuchs in der Augsburger Allgemeinen Zei— 
tung Nr. 157 von Bod, welder bewies, daß derjelbe die bejtehende Ver: 
fafjung nicht einmal kannte) einftimmig war, daß Gründe, die zu einer 
Verfaffungsänderung drängten, nicht vorhanden feien, da man das Drän— 
gen der Ritter als Grund nicht anerfennen wollte. Es kamen eine große 
Menge Petitionen wegen Erhaltung der Verfaflung, zu deren Nenderung 
weder ein Bedürfniß, noch eine Nothwendigkeit vorhanden fei, an die Cam: 
mern, auffallend wenig aber von den Magijtraten der Städte, hier war 
nur Göttingen, Eſens und Nienburg wahjam. Dagegen hatten fi vie 
Bürgervorfteher in Harburg, Emden, Celle, Norden gerührt. Die Vereine, 
als ſolche, ſcheinen ziemlich todt gewejen zu jein, denn nur der Volfsverein 
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zu Hannover, der Bürgerwehrverein zu Hildesheim, der allgemeine Bürger: 
verein zu Lüneburg und zu Beine gaben Zeichen des Lebens von fih. Da: 
gegen ftoßen wir auf Petitionen „der Bürger und Einwohner” von Emden 
und Stade, auf einen Proteft vieler Einwohner von Hildesheim. Ziemlich 
zahlreich find die Petitionen der Lehrercollegien der Tyceen und Gymnaſien, 
jo wie die der Volksihullehrer, wogegen aud von den kleinſten Orten die 
jüdifhen Synagogengemeinden ih in Petitionen ergeben und vollſtändig 
repräjentirt find, Man fieht, die alten Volksführer waren entweder läffig 
geworden oder fie unterjhäßten die Kraft derer, welche noch weiter gingen, 
als das auf verfajjungsmäßigem Boden ftehende Minifterium, melde zum 
offenen Verfaflungsbrude trieben und welche das Minifterium fchon zu die 
fen Vorſchlägen getrieben hatten. 

Die Cammern ſelbſt bewiejen, ih erinnere mich nicht mehr genau, 
ob in Folge von Beihlüffen in Borverfammlungen oder von felbft, der ver- 
jammelten Berjtändigungscommiffion gegenüber, großen Tact. An erfter 
Cammer jprah Vezin über den ſchmerzlichen Eindrud, den die Vorlage in- 
nerhalb wie außerhalb der Stände gemadt habe. Rechtsſicherheit fei vie 
Grundlage für das Wohl des Staates, fie ſetze Stätigkeit des Rechts vor- 
aus, und das Bedenklichſte jei Wechſel in der Verfafjung. Seit 1849 habe 
er mit der Mehrzahl der Berjammelten in erſter Cammer gefejlen und das 
Land werde bezeugen, daß ſich diefelbe niemals einer Ueberſchreitung jchul- 
dig gemadt, dagegen babe man 3 Minifterwechfel erlebt, zu denen die 
Stände weder mittelbar nod unmittelbar den Anlaß gegeben hätten. Gr 
ihlug vor, das Schreiben an eine Commiffion von 7 Mitgliedern zu fen: 
den, und jprad den Wunjd aus, die Cammer möge von einem Gingehen 
auf die Vorlage abitrabiren. 

In zweiter Cammer trug Windthorſt jelbft auf eine Commiffion an 
und fing Lang I. an, jeine Anfiht über das Schreiben auszufpreden. 
Kaum hatte er geendet, al3 Weinhagen auf Schluß der Debatte antrug, 
welder angenommen wurde. Doc konnte es Bueren nicht laffen, bei Mo: 
tivirung feines Votums zu jagen, diefen 10 Geboten gegenüber bleibe ver 
BVolsvertretung nichts über, als jih des elften Gebots zu erinnern — 
(laß dich nicht verblüffen! ). 

In die Verfaffungscommiffion wurden in Gemäßheit eines Vergleichs 
zwifchen der Nechten und Linken gewählt: Wyneden, Bennigjen, Vezin, 
Breufing, Schele, Neubourg, v. d. Wiſch; Stüve, Lehzen, Lindemann, 
Windthorſt, Elliifen, Dammers, Groß. 

Die Commifjion hat ihre Arbeiten nicht vollendet, da man zunädjft 
das Refultat der ritterichaftlihen PVerftändigungscommiffion abwarten wollte 
und da dies zu feinem Ziele führte, mit der Regierung zu der Ueberzeu— 
gung kam, daß auf diefen Grundlagen nicht weiter zu verhandeln jei. 

Welhe Fragen in einer Zufammenkunft der Märzminifter mit Herrn 
v. Schele in Banteln bei dem Grafen Bennigjen erörtert find, it zur Zeit noch 
Geheimniß. Sehr mwahrfheinlich Tief das Nefultat der Beiprehung in diejeni- 
gen Grundfäße über Bildung einer erften Cammer aus, melde Graf Ben: 
nigfen in der BVerfaffungscommiffion einbrachte *) und welche anſcheineud 
die Bafis zu den Regierungsvorſchlägen von 1853 gegeben haben. 


*) Vergl. Zeitung für Norbdeutichland, Nr. 818 und 88. 
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Bon den Ürganifationsgejegen mar e3 das über die Amtsvertretung, 
welches die Zuftimmung der Regierung, wie der Minifter erflärte, ſchon bie 
Ernft Auguft’3, nicht erhalten hatte und eine neue Vorlage veranlaßte. 
Diejelbe unterſchied fih von dem früheren Gejegentwurfe dadurch, daß fie 
die Mahl der Amtsvertretung nicht durch die Gemeinden nah den Mahl- 
freifen zur zweiten Cammer geſchehen wiſſen wollte, fondern es follten vie 
Gemeindevorfteher die Amtsvertretung bilden, mit anderen Morten, die jchon 
vor 1848 beftandenen j. g. Amtsberathungen follten in etwas erweitert 
werden. Das Selbftverfammlungsreht und die Controle der Beamten joll- 
ten der Verfammlung entzogen werden, Obgleich fi von vielen Seiten 
DOppofition gegen den Entwurf erhob und beide Cammern in verfdhiedenen 
Beihlüfjen weit auseinander gingen und erft in verftärkten Conferenzen ſich 
einigten, wurde das Geſetz jchlieklib von ziemlich großer Majorität ange: 
nommen und im Sinne der Regierung erledigt. 

An geſetzgeberiſcher Thätigkeit war die Diät arm, e3 wurde eigentlich 
nur ein Heines Gejeg, die Anoronung eines Mahnverfahrens in geringen 
Schuldſachen, welches neben dem mündlihen Verfahren der Proceßordnung 
ein rafches und mwohlfeiles fchriftliches Verfahren mit Mandat und Erecution 
einführte,, erledigt. 

Der ſchon in voriger Diät eingebradhte Hypothefengejegentwurf war an 
eine Commiſſion verwiejen, Bezin, Dr. Frande, NRautenberg, Windthorſt, 
Lang J., Dr. Gerding, welche ihre Arbeiten jedoch nicht erledigte, wohl aber 
commifjarifhe Reifen machte, um die wohlrenommirten Amts-Marienwerder— 
Hypothefenbücder in Augenfchein zu nehmen. Ausjhußanträge find zwar 
1853 eingebradht, blieben aber unerlevigt. 

Gegen Ende der Diät fam der Entwurf einer Notariatsordnung ein 
und wurde an eine Commifjion verwiejen, in welche Lichtenberg, Kirchhoff, 
Wynecken, Windthorft, Freudentheil, nah deſſen Ausſcheiden Garßen und 
Rohrmann gewählt wurden. 

Die oldenburgſche Regierung hatte ſich dem Anjchluffe des Steuervereins 
an den Zollverein durchaus geneigt gezeigt, dagegen hoffte die diefem Ans 
Schluß feindlihe PBartei einen eben jo entjchievenen Widerftand der olden— 
burgſchen Stände, als im Jahre 1850 gegen die Steuererhöhung. Nachdem 
indeß die wenig ftreitigen Puncte, insbefondere über das künftige Stimm: 
recht Oldenburgs und die Stellung des Hafenortes Brake erledigt waren, 
wurde am 1. März 1852 ver Vertrag, welcher den Anſchluß Dlvenburgs 
an den Septembervertrag bedingte, abgeſchloſſen und von den oldenburg— 
IhenStänden unbedingt genehmigt, wie denn auch die in vertraulicher Ver: 
fammlung berathene Zuftimmung der hbannoverjhen Cammern nur zu zwei 
minder bebeutenden Bevorwortungen führte. *) 

Die längfte Zeit nahmen die Budgetprüfungen und Berathungen in 
Anſpruch. Im Regierungsihreiben vom 15. Mai waren die Ausgaben für 
1852—53 auf 8,145,496 Ihle. 7 Gar. 11Pf., die Einnahmen auf 
7,702,232 Thlr. 8 Ggr. 8 Pf. veranfchlagt; es ergiebt fih alfo ein Aug: 
fall von 443,263 Ihle. 23 Ggr. 3 Pf. Das Negierungsihreiben bemerkt: 

„sum größten Theile ift dies eine Folge der bevorftehenden 


*) Actenftüce der 11. Ständ fung IV. p. 2 
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neuen Organifation, indem nach den früheren ſtändiſchen Bewilligun- 
gen die vorzugsweiſe dadurch betroffenen Hauptrubriken V. und VIII. des 
Budgets (Aemter, Amtsgerihte und Gerichtsbehörden der oberen Jnitanz ) 
allein um rund 383,000 Thlr. höher als für 1851—52 zu veranjhlagen 
find und erſt bei der -wirklihen Ausführung fi ergeben wird, welde Er— 
fparungen daran etwa gemacht werden fünnen. 

„Außerdem find aber auch im Intereſſe des Landes nod andere neue 
Ausgaben, namentlich für höhere Schulanftalten, Volksſchullehrerbildungs⸗ 
anftalten, Waflerbauten, Chaufjeen, Förderung der Landwirthſchaft zc. in 
das Budget aufgenommen, fo dab fih unter Mitberüdjihtigung diejer und 
einiger anderer neu binzugelommener und beziehungsweije ausgefallener 
Ausgaben ein Mehrbetrag der Ausgaben gegen jene von 185152 von 
435,503 Thlr. 16 Ggr. 6 Pf. ergiebt." — — : 

„Bei dem obigen Deficit für 1852—53 von 443,263 Thle. 23 Gar. 
3 Pf. find die Benfionen und Wartegelvder , welche bei Einführung der neuen 
Organijation an Beamte, Amtsunterbediente und fonjtige Angejtellte zu be- 
willigen, ferner die gejammten transitorifhen Ausgaben an Bejoldungen, 
welche zur Ausgleihung der künftigen etatsmäßigen Gehalte mit den bis- 
berigen Dienfteinnahmen der Betheiligten zu zahlen jein werden, noch nicht 
berüdjibtigt. Sie können erjt dann feftgeftellt werden, wenn bei ber 
Einführung der neuen Organijation über die weitere Verwendung der ein— 
zelnen Angeitellten bejtimmt fein und danad der Betrag der ihnen etatsmä— 
big zu bewilligenden Gehalte fih ergeben wird. 

„Nah vorläufigen Ermittelungen iſt der Betrag der demnäcit auf die 
betreffenden Budgetrubrifen anzumweifenden Penfionen, Wartegelder und trans— 
itorijchen Bejoldungsentihädigungen zu rund 208,000 Thlr. veranſchlagt.“ 

Der Finanzausfhuß: Schaßrath v. Bothmer, Bacmeiſter, Breufing, 
Neubourg, Hausmann, Lebzen, Lang, Lindemann, Stüve, Weinhagen, 
ſtellte indeß nach der Berichterſtattung Lehzens in zweiter Cammer die Sache 
ſo ſchlimm nicht dar, indem ſich bis zum 1. Jull 1851 ein disponibler 
Meberihuß von 166,000 Thlr. ſtatt des Deficit3 gefunden habe. Diejer Ue⸗ 
berſchuß rühre größtentheils her von dem verborgenen Schatze der Berg: 
handlung, von dem der aus dem Verkaufe oberharziiher Bergwaaren her: 
ftammende, zur Tilgung der Schulden der oberharziihen BZehntcafje verwen 
det, aus den unterharziihen Bergwaaten (der in weitphäliihen Zeiten vers 
ftedten Glötte?) jeien der Generalcaffe 150,000 Thle. zugeflojien. Die 
ganzen Ueberſchüſſe bis 1851 beliefen fih auf 1,130,000 Thlr., aljo 
binreihend, um die daraus insbejondere zu machenden Bewilligungen zu 
deden, wie das Deficit. 

Zu dem Cinnahmebudget wurden die Anträge des Ausſchuſſes, die 
von geringer Erheblichteit waren, genehmigt, zu dem Ausgabebudget hatte 
die Regierung den Antrag auf Zujammenziehung des Beſoldungsetats der 
Berwaltungsbeamten und Amtsrihter auf 10 Jahre erneuert, um dadurch 
eine zwedmäßige Beſetzung der Dienſtſtellen nach Maßgabe ver Befähigung 
und Neigung der bisher Angeitellten und eine gleihmäßige Behandlung der 
im gleihen Dienftalter jtehenden Beamten zu ermöglichen. 

Der Finanzausfhuß befürwortete eine folhe Zufammenlegung auf 
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1 Jahr. Derſelbe hatte auch den im vorigen Jahre ſchon geſtellten An— 
trag, regelmäßig Actuare nicht anzuſtellen, wieder aufgenommen. 

Daß Ausſchuß und Stände der Regierung für ihre Beſtrebungen zur 
Erhaltung der deutſchen Flotte ihren Dank zu erkennen gaben, und ſie 
baten, ferner auf Herſtellung derſelben zu wirken, auch die Mittel dazu zur 
Verfügung ſtellten, ſowie daß fie den vorigjährigen Antrag auf die verhei⸗ 
bene Repräfentation des deutjhen Volles bei der Gentralgewalt hinwirken 
zu wollen, erneuerten und daß fie die Errichtung eines Bundesgerichts 
zur Sicherung des Rechtözuftandes in Deutihland nothwendig eradteten, 
war ſelbſtverſtändlich, obgleich fih Bueren und Weinhagen dagegen erklärten, 
weil ein folber Antrag unpraftiih und unnüß jei. 

Bei dem Etat des Kriegsminifteriums beantragte man abermals Bes 
feitigung der Naturalbequartierung der Gavallerie und erjuchte die Regie: 
rung: die Koftenanfhläge behuf Einrichtung eines allgemeinen Cajernements 
bis zur nächſten Diät vorzulegen. 

Bei der Bewilligung des Etats für das vorläufig vorab einzuführenve 
DOberconfiftorium kam zweite Cammer auf Sclägers Antrag auf die verfaj- 
fungsmäßig zugefagte Synodalverfaffung und die allgemeinere Betheiligung 
der Kirchengemeinden bei Anftellung der Pfarrer zurüd, Die erſte Cammer 
lehnte den desfallfigen Antrag, der doc gegen das neu zu errichtende hierar— 
hiihe Gebäude das nöthige Gegengewicht bezwedte, "man fieht nicht recht 
aus welhem Grunde, ab. Die Stände wollten indejjen nicht in die Ein- 
rihtung der Oberconfiltorien willigen, ohne daß aud die Provinzialconfifto- 
rien gleichzeitig eingerichtet würden. 

Bei der. dritten Budgetberathung mar von Elliffen in Bezugnahme 
darauf, daß Herr v. Bothmer, der Ganzleidirector, welcher fi im vorigen 
Jahre fo entihieven für das Recht der Provinzialftände der allgemeinen Lanz 
desgejeßgebung gegenüber ausgefprohen hatte und unter den Agitationen 
in den Ritterfhaften eine Hauptrolle jpielte, als Bundestagsgefandter fun- 
girte, der Antrag. geitellt und angenommen: 

„Königlier Regierung salva red. zu erklären, daß Stände es dank— 
bar anerkennen würden, wenn das Königreih in feinen Geſandtſchaften 
durh Perfönlichkeiten vertreten würde, die im höheren Maße, ald es 
gegenmärtig bei dem Gefandten in Frankfurt der Fall fei, das Verträuen 
des Landes befäßen, deſſen Intereffen in erſprießlicher Weiſe wahrzu— 
nehmen.“ 

Als dieſer Antrag auch in erſter Cammer auf Unterſtützung von Sei— 
ten Wyneckens und Breuſing's, trotz der Abmahnungen Schele's, Bacmei— 
ſter's und Vezin's mit 26 gegen 23 Stimmen angenommen war, erhob 
die Hannoverſche Zeitung ein Geſchrei, als ſei durch dieſen unbeſonnenen, 
herausfordernden Beſchluß der erſten Cammer das Vaterland in Gefahr ge— 
kommen, als habe ſich dadurch die erſte Cammer ſelbſt das Todesurtheil in 
Frankfurt, wie an einer anderen Stelle (bei dem Könige nämlich) geſpro— 
hen. Man würde ſich dieſes Geſchrei gar nicht erklären können, hätte der 
Antrag nicht eben den faulen Fled des hannoverfhen Conftitutionalismus 
getroffen. Die Minifter waren dem Lande verantwortlih, und doch ging eben 
die Beſetzung dieſer jo einflußreichen Stelle direct von dem Könige aus und die 
Minifter hatten nicht die Macht, einen Mann aus der Stellung als Bun= 
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destagsgejandten zu entfernen, weldher wie fie wohl wußten, wenn er aud 
in feinen Abftimmungen und Anträgen an feine Inftructionen gebunden 
war, dur feine Thätigfeit extra aclis, durch feine Meinungsäußerungen 
bei Diner3 und Soupers u. f. w., dem Syſteme des Minifteriums uns 
endlih ſchaden fonnte‘ und aller Vermuthung nah ſchadete. 

Daß der Beſchluß in Frankfurt einen Eindrud auf die demnächſtige 
Entjheidung äußern würde „in einer folden für die Verfaſſung jo kritiſchen 
Zeit“ war wohl bloß Borwand des Gejchrei’s, denn in den Augen des 
Herrn v. Bismark- Schönhaufen und feiner junkerlihen Genofjen waren die 
Bauern und Handwerker, Peers der eriten Gammer, jchon längſt ge: 
richtet. 

Der Antrag von Noides, die Worausfegung auszjufprehen, daß die 
bereitS erlevigten oder noch zur Erledigung kommenden Stellen bei den Pro— 
vinziallandihaften ohne jtändifhe Zuftimmung nicht wieder bejett würden, 
und der bei diejer Gelegenheit von Elliffen geftellte Antrag: Königlihe Re— 
gierung zu erſuchen, daß fie auf die endliche definitive Regelung der provinzials 
landſchaftlichen Berhältniffe in Gemäßheit der ftändifchen Beihlüffe und der 
zwifchen der Regierung und Ständen vereinbarten Gefebe unverweilt und 
und mit allen ihr zu Gebote ftehenden Mitteln hinwirke und fich bei dem 
zu biefem Ende zu ergreifenden Maßregeln ver vollen Zuftimmung des 
Landes verfihert halte” — führten am 1. Zuli in zweiter Cammer zu 
einer heftigen Debatte. Lehzen und Stüve erklärten ſich gegen den Antrag 
von Adides und für Annahme des Commiffionsantrags , welcher die desfall- 
fige ſtändiſche Erklärung von 1848 und 1850 wiederholte. Stüve wieder: 
holte jeine fchon jeit länger als einem Jahre ausgeſprochene Anfiht, daß 
der Schritt vorwärts durch das Geſetz vom 1. Auguft 1851 es ſei, 
der die Schwierigkeiten bereite, und daß der einzig richtige Weg fei, die 
Provinziallandſchaften in ihrer Unbedeutenpheit und Nichtigkeit zu lajjen und 
ihnen feine Gelegenheit zu geben, fih aus derſelben heraus zu erheben. 
Gr hoffte von ver Zurüdnahme des Geſetzes vom 4. Auguft alle Schwie: 
rigfeiten bei dem Bunde befeitigt, eine Hoffnung, die natürlich vorausſetzte, 
dab Regierung und König fi bei dem Bunde entjchieden gegen jede Ein- 
miſchung erffärten. 

Gegen Elliffens Antrag wurde von Seiten Weinhagens, Buerens an- 
gefämpft und Pland, der fich bisher von den Debatten bejcheiden fern ge: 
halten, kehrte jchon jest den Standpunct heraus, welcher in nächſter Diät 
der Entwidlung der hannoverſchen BVerfafjungsverhältniffe vielleiht großen 
Schaden gebracht hat, der civilrehtlihen Anjhauung des Staatsrechts, 
während dieſes vom Recht doch eigentlih nur den Namen hat. Er meinte: 
Der Bundestag könne bier gar nit in Betracht kommen, weil derjelbe 
überall rechtlich nicht eriftire, da er 1848 aufgehoben und ein neues Recht 
an die Stelle des bisherigen getreten ſei.“ — Das mar der Buerenjche 
Standpunct, den fur; vorher Stüve ſchon abgefertigt hatte („wenn der ge: 
ehrte Herr über die Competenz des Bundes zu enticheiden hätte, jo wäre 
die Sache allerdings leicht abgemadht” ). Wenn im Jahre 1850, als Preu— 
Ben und feine Unionsgenofjen die NReactivirung des Bundes beitritten, ‘Pro: 
feſſor Zachariä die Nichteriftenz des Bundes ſtaatsrechtlich nachwies, jo war 
das etwas anderes als jegt, da auf Preußens Antrag der Bundestag ın 


feiner alten Form wieder reconftruirt war, und, foweit das die Eiferfucht 
zwiſchen Defterreih und Preußen, der man ja auch den Untergang ver deut— 
ihen Flotte verdankte, nicht etwa binderte, die Macht in den Händen 
hatte, 

Die immer fchärfere Trennung der äußerften Linken von der Linken 
zeigte fich bei diefer und anderer Gelegenheit, und eine Polemik, die fih in 
der Hannoverichen Preſſe und Zeitung für Norbdeutichland fertjeste, nahm 
hier ihren Anfang. 

Der Gejegentwurf, die Regelung der Polizei in ber Reſidenz und in 
anderen Städten betreffend, war einer Gommiffton, in weldhe Kaufmann 
Roeſe, Wyneden und Neubourg, fo wie v. Hammerftein, Stüve und Bauer: 
meifter gewählt waren, übergeben, welde indeß ihre Arbeiten bei der ver— 
widelten Beichaffenheit der Angelegenheit nicht vollendete. 

Die Geſetze über die Notariatsorpnung und die Naturalbequartierung 
der Gavallerie blieben unerledigt, die Stände wurden vielmehr inmitten 
ihrer Arbeit am 15. Juli vertagt. 

Zu diefer, wie e3 jcheint, plöslihen Bertagung muß ein befonderer 
Grund in den höheren Negionen vorhanden gewejen jein, die gewöhnliche 
Bavereije des Königs nah Norderney reicht nicht hin. 

Die Verordnungen, welhe die Juftizorganifationen am 1. October ins 
Leben rufen follten, waren am 7. Auguft erlaffen und begann jeit. diefer Zeit 
eine Wanderung der Beamteten und derjenigen, welde in dem Staatsdienft 
angeftellt zu werden wünfchten, nah Hannover ohne ihres Bleiben, da 
jeder den Grad und den Ort feiner künftigen Beltimmung zu erfahren 
wünjchte. Die Perfonalfragen drängten fih in den Monaten Juli, Auguft 
und Semptember jo in den Vorvergrund, daß fie alle übrigen Fragen, na— 
mentlih die provinziallandfchaftlihe, fo wie die Gedanken an die nur auf: 
geihobene Verfaflungsänderung in den Hintergrund drängten. Nur in den 
Städten konnte die Berathung der Ortsftatute neben ihnen das Intereſſe 
mindeitens der Bürgerſchaften ſelbſt wach erhalten. 

Während der Verfafler im Juni eine Reihe Aufſätze zur Geſchichte der 
bedrohten Verfaſſungsparagraphen veröffentlichte, welche die Angriffe gegen 
diefelben vom Standpuncte ver Vereinbarungen des Jahres -1848 zurüd- 
wiejen und die damaligen, von den Rittern aufgeftellten Anfihten mit den 
jetzigen beleuchteten, ſchrieb Bueren „Die zehn Verfafiungsgebote”, um 
die Stände zu ermahnen, fein Jota von den zehn Revifionsgeboten der Re: 
gierung anzunehmen, und Stüve fchrieb vom ſtaatsmänniſchen Standpuncte 
fein vorzügliches Senpfchreiben an die Wahlmänner der Stadt Münden. 
Gr fah Heil nur darin, daß das, was jebt beftehe, in vollem Recht und 
Kraft erhalten werde, bis der Zeitpunct komme, wo die Aenderung der 
Verfaſſung als wahres Werk der Verföhnung ins Leben treten könne. Die: 
fen Zeitpunct glaubte er freilih erft dann wahrhaft gelommen, wenn ber 
Adel den Entihluß faſſe, fih mit dem Bauernftande wahrhaft auszufühnen. 
Es jei dann nothwendig, zuerft das Gejeg vom 1. Auguft hinwegzuräumen, 
um damit den Befchwerden am Bundestage ein Ende zu machen (?), die 
Regierung in den Stand zu fjehen, die Organifationen der Verwaltung 
in einer dem urfprünglichen Gedanken entiprehenden Weiſe durchzuführen; 
endlich der Regierung die Erklärung zu geben, daß man bereit fei, wenn 
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damit Feftigleit der Verfaffung zu erreihenmwäre, eine Reform 
ber erjten Cammer nad den Grundſätzen der Vertretung des großen Grund: 
befiges im Geſethe vom 1. Auguft zu bemilligen, auch wohl in einige Mo- 
bificationen bei der Mahlart zweiter Cammer zu willigen. * ) 


Behntes Capitel. 


Bom 1, October 1852 bis zur Entlaffung des Minifteriums Scheele 
den 21. Rovember 1853. 


Gleichzeitiges. 


1. Eine belgiſche Note verweigert das franzöſiſche Verlangen wegen proviſo— 
rijcher Erneuerung des Vertrags von 1845, weil die Selbftitändigfeit Bel— 
giens dadurch angetaftet werde. 

4. Eröffnung des Reichstages in Kopenhagen. Reichseinheit, veränderte 
Erbfolgeordnung. 

5. Der Senat in Frankfurt hebt auf Grund der Bundestagsbefchlüffe das 
Berfaffungsrevifionsgefeg vom 19. October 1848 und die durd) Geſeß vom 
20. Februar 1849 verfügte ftantsbürgerliche Gleichftellung des Staatsangehö— 
rigen auf und ordnet neue Wahlen unter den Ghriften an. 

7. Der bannoverfche Bevollmächtigte von Berlin abberufen, nadıdem zum Be: 
dauern der Regierung die Verhandlungen der Zollconferenzen abgebrochen feien. 

8. Preußiſche Gireulardepefche hinfichtlich dieſes Abbruchs. — Die gefeßge: 
bende Verfammlung in Frankfurt erflärt die aufgehobenen Gejeke fort- 
während für nültig, wälzt alle Verantwortung wegen Ausführung der Bun- 
bestagsbejchlüffe auf den Senat und wahrt der Stabt Frankfurt alle Rechte. 

19. Ein Deeret des preußiſchen Präfidenten beruft den Senat auf den 
4. November. Grfläre fich diefer für das Kaiſerthum, jo ſolle der Senats— 
beichluß der Gutheißung des Volkes vorgelegt werden. 

22. Hand v. Gagern, geb. W. Januar 1766, ftirbt zu Hornau. 

30. Die neuen Zolleonferenzen zu Wien eröffnet: Oeſterreich wünfcht ben ger: 
fall des Zollverein jo wenig, ald die Fortdauer der handelspolitiichen Spal: 
tung Deutjchlands. Es iit bis zum legten Augenblicke bereit, zu dem erfehnten 
Werke der Verftändigung die Hand zu bieten, — Die Berfaffungsrevifion in 
Didenburg beendigt. 


41. Eröffnung der unterfeeifchen Telegraphenlinie zwifchen London und Paris. 
2. Franklin Pierce, Präfident in Nordamerika. 
4. Bildung des Minifteriums Camillo Cavour. — Der — Senat, un: 
ter Vorſitz des Marfchalls Jerome. Die Botfchaft: „Die Nation ift es, 
welde, indem fie mich auf den Thron ſetzt, fich ſelbſt krönt.“ Gin Senats: 
eonjult von 10 Artikeln wird vorgelegt, in welchem Louis Napoleon Bonas 
parte zum erblichen Kaifer der Franzojen erklärt wird. Im Uebrigen bleibt 
die Berfaffung vom 14. Januar 1852. 


*) Wer fich überzeugen will, auf welchem Standpuncte damals die maßgebenden 
—— der ritterſchaftlichen Fractionen ſtanden, leſe; Die hannoverſchen Provin- 
ziallandſchaften — ein politiſches Votum. Berlin. Dümmler Juli 1852. und: Ueber 
die hannoverſche Verfaſſungsſache, Beleuchtung des an die Wahlmänner der Stadt 
Münden von C. Stüve Dr. erlaſſenen Sendſchreibens, nach unwiderlegt gebliebenen 
Angaben der Preſſe von Borries verfaßt. 
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,‚ Der Eenat nimmt mit allen gegen eine Stimme das Eenatöconfult an. Gin 


Deeret beruft das Volk auf den 21. und 22. Detober zur allgemeinen Ab: 
ftimmung. 


. Gonferenzen der thüringiſchen Staaten wegen Erneuerung bed Zoll- 


vereing, 


. Eröffnung des britiſchen Parlaments. Die Thronrede deutet auf Aende— 


rungen in ber Zollgefeggebung zur Befchränfung der unbejchränften Con— 
eurrenz. 


. Errichtung einer allgemeiuen Mobiliarerebitgefellfchaft (banque de reports) 


in Bari durd Präfidialdeeret. 
, Nationalabftimmung. Für das Kaiſerthum angeblih: 7,839,552, Dagegen 
254,501. Verlorene Stimmen 63,699. 


2%6. Vertrag mit den thüringiſchen Staaten. Beitritt derjelben zum Sep: 
tembervertrage. 
— Eröffuung der preußiſchen Gammern, 
ec. 
1. Senat und gefeßgebender Körper in Paris überbringen dem Präfibenten 


das Rationalvotum. 


. Das Saifertbum in Paris verfündig. Napoleon IM. von Gottes 


Gnaden und durd den Willen der Nation Kaifer der Franzofen. 


. Gefeßentwurf wegen Zufammenfegung ber erften preußiichen Gammer: 


durch vom Könige erblich oder auf Lebenszeit ernannte Abgeorbnete. Das 
Budget auf zwei Jahre feftgefegt. Entwurf wegen Aufhebung der Gemeinde: 
kreisbezirks- und Provingialordnung. 


9. Belgiſch-franzöſiſche Uebereinktunft zur einftweiligen Erneuerung bes 
Handelsvertrags. 
12. Die kaiſerlich franzöſiſche GEivillifte durch Senatsbeihluß auf 25 Mil: 


lionen Frances beſtimmt. Fould Staats: und Hausminifter. 


. Der Kaiſer von Defterreich nach Berlin. Zufammenfunft mit dem Könige 


von Hannover und Großherzoge von Dldenburg am 19, in Potsdam. 


. Das britiſche Minifterinm bleibt bei der Budgetvorlage in der Minorität 


305 gegen 286 und reicht feine Entlaffung ein. 


. Deeret über die Thronfolge in Franfreid. — Im Falle der Kaiſer kei— 


nen legitimen oder Adoptiverben hinterläßt tritt die legitime Nachkommen— 
Schaft des Prinzen Jerome ein. 


2%. Genehmigung des Senatsconſults wegen Abändererung der Berfaffung durch 
den Kaiſer. 
1853. 
Yan. 
1. Bereinigung Anhalt: Köthbens mit Anhalt: Deffau. 


24. 


27 


. Defterreihifche Note an die Pforte, Gewährleiftung für beffere Behand— 


lung der bosnifchen Chriſten u. ſ. w. verlangend. 


, Neue Organifation Ungarns — Die erfte preußiſche Cammer nimmt 


den Gejeßentwurf über Aufhebung der Gemeinde: u. j. w. Orbnung an, wie 
jpäter auch Die zweite Sammer mit 184 gegen 142 Stimmen. 


. Auflöjung des Volfsthings. Dffener Brief. Wahlausfchreiben in Kopen- 


bagen. 


Aufftand in Mailand. Unterbrüfung und Belagerungszuftand. 
. Die erfte preußiſche Kammer nimmt das Geſetz über die Neubildung der 


eriten Gammer an. 


* Wiedereröffnung des fran zöſiſchen Senats und gejekgebenden Körpers. 


Der Effeetivbeftand foll eine abermalige Verminderung erfahren. 


. Mordanfall auf den Kaifer von Defterreich; Hinrichtung des Mörders 


Kibenyi am 26. 


Schluß der Wiener Zolleonferenz. Die Darmftädter erflären ihre Bereit- 


willigfeit , dem Septembervertrage beizutreten, nachdem zwifchen Preußen und 
Defterreich ein Zoll» und Handelsvertrag abgejchlofien. 

Lord Ruffel® Judenbill vom Unterhaufe angenommen. — Gervinus vor dem babi- 
| hen Hofgerichte wegen feiner Einleitung in die Gefchichte des 19. Jahrhunderts. 
» Raul Friedrih Auguſt von Oldenburg ftirbt, fein Sohn Peter folgt ihm. 
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2. Dejterreichifche Patente über die Durchführung der Urbarialentjch ädi- 
gung und Grundentlaftung — Regelung der vesfallfigen Verhältniffe in Un: 

arn, Serbien und im Banat. 

10. Die Bundesverfammlung befchließt eine Vermehrung des Bundescontingents 
um 50,000 Wann. 

12. Wiederaufnahme der berliner Zolleonferenzen. 

15. Lippe=-betmoldiche Dctrovirungen. Wiederberitellung des Verfafjungs: 
gelebes von 1836. 

16. Erite Note des Fürften Mentichifoff an die hohe Pforte. 

— Wiederabſchluß des Zollvereinsvertrages mit Einſchluß des Septembervertrags. 

pri 

12. Erklärung der oberrheiniſchen in Freiburg verſammelten Biſchöfe an die 
Regierungen zu Stuttgart, Karlsruhe, Wiesbaden: ſie erachten es für gebo— 
ten, deren Vorſchriften und Aenderungen in Bezug auf die katholiſche Kirche 
auf das Entſchiedenſte als widerkatholiſch und widerrechtlich entgegenzutreten. 

16. Annahme der Judenemaneipationsbill im Unterhauſe. 

19. Zweite Note Mentſchikoffs, welche entſchiedener feſte Buͤrgſchaft für die Grie— 
chen an ben heiligen Orten fordert. 

29. Das Oberhaus verwirft Die JZubenemaneipationsbill mit 164 gegen 115 Stimmen. 


5. Mentſchikoff erflärt die ihm mitgetheilten Firmane für ungenügend. 

7. Das Gejeg über Bildung der eriten Gammer wird in Preußen verfündet, 

13. Tür kiſcher Mintjterwechfel. Entjichuldigende Note. 

18, Dritte Note des Fürften Mentjchifoff — das feien Verzögerungen, die ruſſi— 
ſche Geſandtſchaft werde Konſtantinopel verlaffen. 

19. Ankunft des Königs von Preußen in Wien. 

21. Mentſchikoff verläßt mit ver geſammten Geſandtſchaft Konſtantinopel. 

26. Memorandum der Pforte an die Großmächte; die Pforte ſei genöthigt, in 
— auf Rußlands Rüſtungen zu Waſſer und zu Lande gleichfalls 
zu rüſten. 

28. Wiedereinführung der Todesſtrafe bei politiſchen Verbrechen in Frankreich. 

30. Einführung der neuen Städteordnung für die 6 öſtlichen Provinzen Preußens. 

31. Depejche des Grafen Neffelrode: Der Kaiſer betrachte die abjchlägige Ant: 
wort als eine feiner Perſon zugefügte Beleidigung. Es werde noch 8 Tage 
Friſt gewährt, nad) deren Ablauf Die Truppen die Grenze überjchreiten würden. 


4. Die vereinigten Flotten von England und Frankreich erhalten Befehl, 
fih in unmittelbare Nähe der Darvdanellen zu begeben. 

21. Das Minifterium der Polizei in Franfreich aufgehoben und mit dem Mi: 
nijterium des Innern vereinigt. 

2. Franzöfifche Note gegen Rußland. 

26. Ruffiiches Kriegsmanifeft gegen die Türfei. 


2. Uebergang des ruffiichen Heeres über den Pruth. 

6. Generalconferens ber Bevollmächtigten des Zollvereins. une 

8. Balmerfton erflärt im Unterhaufe, Franfreich und England seien in 
Beziehung auf die orientalifche Frage einig. 

16. Calderon's Note an Neſſelrode. 

20. zwifchen Breußen und Oldenburg wegen Abtretung bes Jahde: 
uſens. 


24. Die Bevollmächtigten Englands, Frankreichs, Oeſterreichs, Preußens treten 
in Wien zuſammen. 

%. Dänifches Patent über Durchführung der Zolleinheit für Dänemark, Schles— 
wig und Holjtein. 

27. Manifeit des Sultans. 

31. Wiener Vermittlungsnote an Rußland. 


ug. - 
13. Der Sultan nimmt den Wiener Ausgleichungsentwurf an. Aufhebung bes 
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Belagerungszuftandes in Wien, Prag, den böhmifchen Feſtungen, Beſchrän— 
fung defjelben im lombardifch = venetianifchen Königreiche. 

19. Reſchid Paſcha verlangt Modificationen des Vergleichsvorſchlags. 

24. Defterreichijch = preußische Depefche, die Hamburger Berfajjungsangelegen- 
heiten betreffend, 


.Rußland lehnt die Aenderungen der Wiener Vorſchläge ab, erflärt 
> a zur unveränderten Annahme berjelben bereit, ohne weiteren Vor: 
behalt. 

8. Huffindung der ungarifhen Königskrone. — Die Ulemas fordern den 
Sultan auf, entweder den Srieg an Rußland zu erklären ober dem Throne 
zu entjagen. 

14. Einige engliſche und einige franzöfiihe Dampfer durd die Dardanellen 
mit Bewilligung der Pforte. 

15. Der Kaiſer von Rußland in Olmübh bei dem Kaiſer von Oeſterreich. 

23. Osmaniſcher Nationalrat; bejchliept einftimmig, man habe bei dem Ab— 
änderungsbegehren zu beharren. 

28. Der Saifer von Defterreich, König von Preußen bei dem Zaar in War: 

hau; dann legterer nad) Sansfjouci. 


2. Francois Arago F. — Berufung der britifch « franzöfifchen Flotten nah Fons 
ftantinopel. 

3. Eröffnung des däniſchen Reichötages. 

4. Kriegsmanifeſt der Pforte an Rußland. 

16. Dänifche Verfafjung für Schleswig — biefes mit Dänemark vereinigend. 

31. Neflelrode’8 Note: Rußland wird den Offenfivfrieg vermeiden, jo Lange 
e8 jeine Würde und jeine Intereſſen erlauben. 


2. Ginlaufen der verbündeten Flotten in den Bosporus. 

T. Dem Biſchof von Freiburg wird bi8 auf Weiteres ein babifcher Regie: 
rungsfpeeialeommifjair bei Seite gejeßt, ohne deſſen Mitunterfchrift Feine bi— 
jchöfliche Verfügung vollzogen werben kann. 

10. Erklärung v. Prokeſch-Oſten in der Bundesverſammlung. Defterreid 
will durch Die eingetretene partielle Entwaffnung der Welt ein neues Unter: 
pfand ihres Vertrauens in die friedliche Ausgleichung des Streits geben. Auch 
Preußen erklärt, für den Frieden wirfen zn wollen, 

J4. Der Erzbiichof von Freiburg execommunieirt die Mitglieder des Ober: 
kirchenraths zu an und ben ernannten Speeialcommijjair. 

15, Donna Maria da Gloria +, ihr minderjähriger Sohn Pedro V., unter Res 
gentichaft feines Vaters. 


Juhalt. 


Die Inslebenführung der Juſtizorganiſationen. Feinde derſelben. Gründe der Feind— 
ſchaft. Deutſche Forſt- und Landwirthe in Hannover. Hoffnungen des Landes auf 
verfaſſungsmäßige Löſung. Blick auf Deutſchland. Zweigverein der Darmſtädter 
Coalition gegen Preußen. Steinackerſche Paſtorenwahlangelegenheit. Aufhören ber 
Hannoverſchen Preſſe. Die Majorität des Hoyaer Landtags. Die Ritter im neuen 
Jahre. Zufammenkunft vom 5. Januar. Wiederaufnahme der Verhandlungen mit 
den ritterfchaftlichen Deputirten. Der König fündigt ein Ultimatum an. Erwiede: 
rung des Schapratbs v. Bothmer. Das Ultimatum und die ablehnende Erklärung. 
Abbrud der Verhandlungen. Die Minifterfrifis vom Februar. Das Geſetz über bie 
Tarifderhöhung. Archivieeretair Zimmermann verläßt Hannover. Zufammenfunft 
der Stände. Perfonaländerungen. Bureauwahlen. Budget. Trennung ber Etats 
der Amtsrichter und Verwaltungsbeamte. Erhöhung ter Durchſchnittsgehalte. De— 
fieit und Deckung. Die Notariatdordnung. Geſetzentwurf über die Gerichtsbarfeit 
und das Verfahren in Eher und Verlöbnißſachen. 
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Mit dem 1. Detober 1852 geſchah einer von den Schritten in dem 
Rechtsleben Hannovers, die, wenn fie einmal gemacht, viel ſchwerer zurüd- 
gethban werden können, als man von einer misliebigen Verfafjungsbejtim- 
mung, ja einer ganzen Verfaſſung zurüdlommen fann, Die Trennung der 
Verwaltung von der Juſtiz, die ftrengite Durchführung des Grundjaßes der 
Dejfentlichleit und Unmittelbarfeit war ins Leben geführt, was ſchwerlich 
ohne die große Energie, welche der Jujtizminiiter Windthorjt zeigte, jobald 
möglich geworden wäre, Sie war von der Negierung zugeſagt und von den 
Ständen mit diejer verfaflungsmäßig vereinbart in einer großen Zeit, in 
einer Zeit bereit wie feine, alle Formen und Gewohnheiten abzuftreifen und 
wenn es jein könnte, mit einem Sprunge ein neues Leben zu beginnen, 
Die Lage der Dinge war nicht mehr eine jo günjtige. Es batten jich eine 
Menge Hemmnijje gezeigt, auf die man nicht gerechnet. Die Feindſchaft 
gegen jedes Neue, das Hängen an den alten Gewohnbeiten, die Unluft, 
ih in neue Formen bineinzuleben, bureaufratiiche Selbjtüberihäßgung u. j. w. 
hatten ein jtilljchweigendes Bündniß vieler Beamten mit den Junkern gegen 
die neuen nititutionen ins Leben gerufen. Zwar hatten jih vie offnen 
Feinde gemindert, jeitvem man den Ernft, die Organijationen dur zufüh— 
ven, nicht mebr bezweifeln konnte, aber vie heimliden Feinde batten ſich 
gemehrt, jene Leute, die es veriteben, den bravjten Mann binterrüds um 
jeinen guten Ruf zu bringen. Sie verläumdeten, wo jie nicht mehr ankla= 
gen oder opponiren durften. Sie zeigten ſich emjig bemüht, Uebelſtände 
der neuen Einrichtungen ans Licht zu ziehen, ebe ſich ſolche erfahrungsmä- 
Big gezeigt hatten. Die perjönlihen Beziehungen waren zum Theil nicht in 
Gemäßheit der Wünjche der Betbeiligten gelöjtt. Gerade die Bornirteften 
waren die Anſpruchsvollſten und fie fühlten jich zurüdgejegt. Der Eintritt 
einer großen Anzahl von jtädtifchen Richtern und von einigen Advocaten in 
ven Staatsdienjt, und ihre Nangirung nah Befähigung und Dienjtalter er: 
regte unter der bisherigen Staatsdienerjchaft, weldhe auf die Jahre, wo jie 
dem Staate umjonjt gedient batte, ein jehr großes Gewicht legte, manche 
Unzufriedenheit. 

Die Veränderungen in der Lebensitellung weniger Einzelner, das iſt 
richtig, Waren nur mit Aufopferungsfäbigfeit zu fragen, am meijten war 
es jedoch wohl nur Bereitelung der nach den früheren Zuftänden gebegten 
Hoffnungen, die zu Klagen Veranlaffung gab. Wo fi der Einzelne in- 
dep als Mittelpunct des Ganzen betrachtete, aus jeinem Ergehen den Maße 
jtab zur Beurtbeilung ver ganzen neuen Jnjtitution entnahm, da mußte fich 
ein fehljames Urtbeil bilden. 

Im Ganzen mußte man jagen, war die Perjonenfrage mit großer Un— 
parteilichfeit und was noch anerfennungswertber, mit glüdlihem Griff ges 
löf’t, namentlih durchaus in Bejegung der Präfiventen und PVicepräjidens 
tenftellen bei den Obergerihten, wie mit wenig Ausnahmen bei den 
Dbergerihten überhaupt. Der Beweis des glüdlihen Treffens, wir 
bedienen uns abjihtlih dieſes Auspruds, da troß aller Perjonalac: 
ten der Minifter des Innern, Wie der der Juſtiz eine Perſonenkennt— 
niß, wie fie bei einem jo großen Wechſel erforderlih war, mit dem beiten 
Willen nicht befigen konnte — war offenbar der, mit welcher Leichtigkeit 
man ſich beinah überall in die ganz neuen Formen, die man nicht aus eig: 


384 


ner Erfahrung kannte, einlebte, wie die Schwierigkeiten der Praris über: 
wunden wurden, und wie unvermeidlide Mißverſtändniſſe und Irrthümer 
bejöitigt wurden. Das neue Gerichtsverfahren wußte jehon bis zum neuen 
Jahre feine entjhiedenjten Gegner zum Schweigen und nad einem ferneren 
Jahre zur Anerkennung zu bringen, Nur da jtodte und baperte es, wo 
offenbares Webelwollen hervortrat oder eigenjinnige Unkenntniß des neuen 
Rechts. In der Verwaltung ging man troß der Städter und Landgemein: 
deordnung ziemlih in den alten Gleifen, auh war der Beamtenwechjel 
bier nicht jo ſtark. MWeberall war in die größeren und kleineren Städte neues 
Blut gefommen und e3 begann allenthalben ein neues, jedenfall$ ein an- 
deres Leben, bier jteigend, dort finfend. Die Wifjenjchaftlichleit der Ju: 
risprudenz hatte jechzehn neue Sige erhalten, und es fam jest nicht mehr 
auf Haarfpalterei an, fondern die Wiljenjchaft war gezwungen, ſich mit dem 
Leben zu verbinden. Die Jurisprudenz jelbjt, vie jih dem Leben gänzlid) 
entzogen hatte, um jih in-dide Actenhefte und jtaubige Ganzleijtuben zu 
verbergen, wurde wieder unmittelbar mit dem Volke und das Bolf mit ihr 
in Berührung gebradt, ſaß doch fortan das Volk als Schöffe, um über alle 
Volizeivergeben, als Gejchworener, um über Verbrehen zu richten. 

Die deutjhen Forjt: und Landwirthe, welche im September in Hans 
nover tagten (und es hatten fich zu diefer 15. Verfammlung über 1100 Mit: 
glieder einzeichnen laſſen) konnten nicht nur ein erfreuliches Bild mit fort: 
nehmen von den Fortjchritten, die Hannover in aderbauliher Beziehung 
gemacht hatte, von der Ausftellung von Pferden und Hornvieh, welde vie 
Zandwirtbichaftsgejellihaft in Celle veranjtaltet, der Austellung landwirth- 
ihaftliher Geräthe und Erzeugnijje in Herrenhaufen, den Ercurjionen nad 
dem Saupark u. j. w., fondern auch das erfreulihe Bild eines Landes, 
in dem die Liebe und das Vertrauen zwijhen König und Volk noch nicht 
gelodert war, eines Landes, in weldem ein Bruch des öffentlihen Rechts 
no nihP vorgefommen war, in dem man langjam und bejonnen auf der 
Bahn des FortjchrittS weiter ging. Noch konnte und durfte man bojjen, 
ſei es auf dem von Stüve in feinem Sentjhreiben an die Mündener Wäh— 
ler, jei es auf einem andern ähnlihen Wege, zum Frieden und zur Ber: 
jöhnung zu fommen, denn die Zahl der Unzufriedenen war jo gering, daß 
fie gegen die Zahl der Bevölkerung beinah wie ein Tropfen im Meere vers 
ihwammen, 700 Ritter und Bureaufraten auf beinah zwei Millionen und 
ihre eigentlihe Kraft, an Orundeigentbum und Geld, war nicht minder 
gering. * ) 

Man konnte nicht nur hoffen, man hoffte auch; ein Blid in die Preſſe 
vom October bis Januar zeigt uns überall die Hoffnung, dab das Mini- 
fterium jtarf fein werde, einen Rechtsbruch zu vermeiden. 


*) Nach Stüve „Weſen und Verfaffung der Landgemeinden“ beträgt der ritter- 
ihaftliche Befig 5 pCt. des eultivirten Bodens, 7 p&t. der Forften; 90 pCt. des 
eultivirten Bodens, 36 pCt. der Forften und über 96 pGt. der Moor: und Weide- 
gründe befinden fich im GEigenthume der Gemeinden, Gämmereien, Kirchen, Bürger 
und Bauern. Das Domanium befigt 53 pCt. des Forfteigentbums und 4 p&t. 
des eultivirten Landes, „Eine Verfaſſung“, bemerft Stüve ©. 83, „die den Eigen- 
thümern jener 5 bis 7 pGt. eine überwiegende Berechtigung zufichern will, leidet an 
einem inneren Widerjpruche, der dieſelbe nothwendig zerftören muß.“ 
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Blidte man auf Deutjhland , jo war das, was man erblidte , überall 
traurig, ſchmachvoll und gefahrdrohend. Ein Napoleon auf dem franzöfiichen 
Throne, denn daß es darauf ſeit dem Staatsitreihe abgejehen war , fonnte 
ein Kind merken; ein Mann, der jeine Schandthaten, jeine Eidbrüche und 
Verihwendungen, die Nievermegelungen, VBerbannungen und Deportirun- 
gen nad) Cayenne und Afrika nur durch Pflege eines Prätorianerthums 
durchjegen und dadurch vergejjen machen fonnte, daß er ver Gitelfeit der 
Franzoſen jchmeichelte, ihrem Gloiredurſte Rehnung trug. Ein Mann, dem 
Menjchenleben jo wohlfeil waren, wie feinem Onkel, der troß jeiner Ver: 
jiherung : das Kaiferthum ijt der Friede, nah Krieg lechzte, wie nur ein 
Geier nad Aas, der ſchon angefangen hatte, der Schweiz, die ihm als 
Flüchtling Schuß gewährt, den Drud Frankreihs fühlen zu lafjen, der of: 
fen darnach jtrebte, jih Belgien abhängig zu erhalten, der den Blid ver 
Nation von jeinem Thun und Treiben nah dem Auslande, nad der Rhein— 
grenze lenken mußte, der mit den Verſchworenen Jtaliens liebäugelte, wurde 
als Königliher Bruder anerkannt. Und daneben dieje Suht deutiher Für: 
iten und Staaten, ſich gegenjeitig zu demüthigen, viefe erbärmlichen Ziere- 
reien und Jntriguen gegen Preußen, deſſen Schwert man doch nicht ent- 
behren konnte, wenn es zum Schlagen fam. 

Preußen hatte dem Hollvereine die Nordjee gewonnen, e3 führte dem 
Zollvereine drei neue DBereinsgenojjen zu, die lange erjehnt waren. Es 
batte bei dem Abjhlufje des Septembervertrages und der Kündigung des 
Zollvereins jo gehandelt, wie es handeln mußte, wenn aus dem Anjchlujfe 
überhaupt etwas werden jollte, denn es konnte nad zwei verjchieden aus— 
einanderjtrebenden Richtungen bin, einer jhuszöllneriihen und einer mehr 
freihändleriihen, auf fein Rejultat duch Verhandlungen rechnen, waren 
doch die Verhandlungen nah der einen Seite nur durch günftige politi= 
ſche Conjuncturen und dur die Perjönlichkeit des hannoverſchen Unterhänd: 
lerö Klenze zum Ziele gelangt. Es mußte den Anjchluß den Vereinsgenojjen 
als fait accompli vorlegen, zu dem fie einfah mit ja oder nein fich zu 
erklären hätten. Dieje, Bayern an der Spige (in dem jest der ehemalige 
Profefjor v. d. Pfordten diejenige Politit trieb, die Dahlmann, während 
der jegige König v. Bayern fein Zuhörer war, als die Deutihland verderb— 
lihjte und gefährlidite, in den Rheinbund auslaufende, verdammt hatte ), 
nahmen nun die Miene an, als fühlten jie jih durch dieſen heimlichen Ver: 
tragsabſchluß jehr verlegt. Von Dejterreih aufgehegt, dur den bayerjchen 
Großmadhtsihwindel bethört, trafen jie hinter dem Rüden Preußens die 
Darmjtädter Uebereinkunft vom 6. April (vergl. Oleichzeitiges ). 

Deiterreih jelbjt hatte vor den Zollconferenzen zu Berhandlungen in 
Wien eingeladen, welche eine Zolleinigung auf Grundlage des Schußzolliy: 
jtems anbahnen jollte. Nun waren aber die voltswirthichaftlihen Intereſſen 
und Zujtände Dejterreihs, jo himmelweit verjhieden von denen Preußens 
und der Norbjeeftaaten, ja von denen des ganzen Zollvereins , das im 
Boraus zu ſehen war, es fünne eine ſolche Einigung nicht wohl zu Stande 
fommen. Preußen mußte jich jelbft aufgeben, wenn es ſich dem öſterreichi— 
Ihen Zabadsmonopol nur noch um einen Schritt mehr näherte, als es der 
Septembervertrag that. 

Der Gang der Verhandlungen ijt oben angedeutet, ihn weiter zu ver: 
folgen, beinabe widerwärtig. Es ſollte aber in wenig Jahren Zeit 
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fommen, da man doch von Preußen allein Rettung hoffen durfte und von 
allen Seiten Preußen zu beitimmen fuchte, das Schwert zur Rettung ber 
Lombardei zu ziehen. 

In dem legten Viertel des Jahres wurde die Reſidenz durd die Stein: 
ackerſche Baftorenwahl aufgeregt; man gewann auf einmal die Meberzeugung, 
daß die Majorität der ftädtifchen Prediger einer Richtung angehöre, welde 
die große Majorität der Stadt nicht theilte. Das ſtädtiſche Gonjiftorium , 
auf fein angebliches Recht, ein Colloquium mit dem Gewählten balten zu 
dürfen, ſich ftügend, that dieſes nicht, fondern ſaß über eine Brojdüre 
deffelben zu Geriht und ſprach Steinader, ohne ihn gehört zu haben, vie 
canoniſchen Eigenfchaften ab. Man findet in der Zeitung für Norbdeutid- 
land im November und December faum eine Nummer, in welder nicht von 
der fraglichen Angelegenheit die Rede gewejen wäre, — Bei bdiejer Gele: 
genheit fei erwähnt, daß die „Hannoverjche Preſſe“ mit dem 1. December, von 
der Zeitung für Norddeutſchland, die in ein Actienunternehmen verwandelt 
wurde, erfauft, aufhörte und H. Harrys, Freeje und Gödele ihre Thätig- 
feit für die Zeitung einftellten, während Dr. Woblbrüd zur Wejerzeitung 
überging. Chrenreih Eichholz blieb Redacteur der Zeitung für Nord— 
deutichland. 

Auf dem Hoyaer Provinziallandtage vom 11. December wurde von 
einer Majorität eine Erklärung überreicht, welche jih den Regierungspro: 
pofitionen, die den Ritterſchaften in der provinziallandjchaftlihen Frage ge— 
macht waren, in aller Maße zuftimmend erklärte. Durch eine gejhidte Ma— 
nipulation wußte man aber diefe Majorität zu zerfprengen, indem man nicht 
eine Abjtimmung nad Köpfen, jondern gleichſam nah Curien eintreten lieb, 
und die Freien als Theil der Ritterichaften anſah. 

In mehreren Städten nahmen die Bürgermeijter- und Bürgerporfteher: 
wahlen, auf dem Lande die neuen Wahlen ver Vorjteher und Beigeordneten 
das Ynterefje in Anſpruch. In Folge der majjenhaften Beförderung der 
Staatödiener mußten viele Neumahlen zur erjten wie zur zweiten Game 
mer ftattfinden, bei melden indeß zu Ende des Jahres wie im Anfang 
deö neuen eine große Laubeit der Wähler zu Tage trat. Hätte man ge— 
glaubt, daß die Verfaſſung ernftlih bevroht fei, hätte man den fleinen 
Herren jo viel Macht zugetraut, als fie fchließlich befaßen, man würde nicht 
jo gleichgültig gewejen fein, aber der in dem deutſchen Volke ftedende gut— 
müthige Philifter, der Alles im rofigiten Lichte jah, gewann wieder vie 
Ueberhand, vie Bertrauensjeligkeit convenirte der Läfigkeit. Die Beamteten 
hatten fih nah und nad in ihre neue Stellung gewöhnt, fie wurden über: 
all von der alten Gefellihaft fetirt und überall, wo es Obergerihte, Amts— 
gerihte und Aemter gab, wurde mehr als font dinirt, getanzt, foupirt. 

Anders als die Wünfche, womit der größte Theil des Volkes in das neue 
Jahr eintrat, waren die Wünfche der Ritter, wie der „Ein Wunfch bezüglich 
Hannovers wichtigiter Frage bei Eintritt in das Jahr 1853" aus dem ritter- 
Ihaftlihen Lager bezeugt, ein Machwerk, das man Herrn Zimmermann wohl 
mit Unrecht zufchrieb, und das eigentlich nur eine Polemik gegen Stüve enthielt. 

Man jah, die Ritter hielten ſich für ungerecht unterdrüdt und nähr— 
ten in fih das Unmuthsgefühl erlittenen Unrechts. Sie drohten mit der 
verderblichen Wirkſamkeit für den Staat, die fie, obwohl theilweiſe unter- 
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drüdt, üben könnten, „da fie ihren BVerhältniffen nah Mittel hätten, 
jolhen Einfluß zu üben“, jtellten fi aber, als läge ihnen wirklich an ei- 
ner Berjtändigung und als wäre es ihnen möglih, „„das Rachegefühl ſchwer— 
gereizter Empfindlichkeit”, oder vejjen üble Nachwirkung, fern von fich zu 
halten”, — Auf eine Verjtändigung jehien auch noch immer Herr v. Schele 
jeinen Sinn gerichtet zu haben, denn wir jehen ihn plöglih am 5. Januar 
in Unterhandlungen mit der ritterjchaftlichen Gentralcommifjion zur Wahrung 
der landſchaftlichen Rechte: Lanprath Sende, Graf Eduard Kielmansegge, 
Schasrath dv. Bothmer, Ritterjchaftspräfident v. d. Deden, Oberappellationg- 
rath v, Bar, Hofiägermeijter v. Neven, Dberappellationsratb Graf Knyp— 
baujen, welche als gleichberechtigte Macht anerkannt ift, mit der man ver: 
handelt. Wir haben das Protocoll dieſer Verhandlungen *), wiſſen aber 
nicht, ob die Verjtändigungscommiljion auf Einlavung ſich zur Anbahnung 
eines Verſuchs der Vereinbarung über die provinziallandfchaftlihen Differen- 
zen im Haufe des Minijterpräjidenten eingefunden hatten, oder ob fie von 
jelbjt geflommen und um die Verhandlungen gebeten hatten. Wir vermus 
then das legtere, weil wir wijjen, dab den Führern damals nichts unlie- 
ber war, als die etwaige Aufnahme des Stüvejhen Projects, das Geſetz 
vom 1. Auguft zu bejeitigen und die Landichaften ihrer Unbeveutenpheit zu 
überlajjen; die Ritter mußten eine neue Operationsbajis haben, um die pro— 
vinziallandichaftlihe Frage, die jhon in den Hintergrund zu treten anfing, 
von Neuem auf die Tagesordnung zu bringen, vor Allem um beftändig 
auf den König wirken zu fünnen. Die Verhandlung hatte zur Folge, daß 
die Regierung bei fümmtlihen Provinziallandſchaften auf Wiederaufnahme 
der Verhandlungen antrug. Die Regierung trat bei den am 14. März eröff- 
neten Verhandlungen ven Landſchaften mit Concejjionen entgegen, von denen 
e3 gewiß nicht leicht war, die Genehmigung der Stände zu erlangen. Als 
fönigliher Commijjair fungirte der Landdroſt v. Bar. Die Protocolle über 
die Verhandlungen finden ji bei Lenthe. Die ritterjchaftlihen Commifjaire 
waren nicht geneigt, nachzugeben, jie wiederholten ihre Prätenſionen, es 
fam nur über untergeoronete Puncte zu einer DVerftändigung. 

Am 5. April ließ der König die Commifjarien zu fich fordern und 
ermahnte fie zur Nachgiebigfeit, indem er denjelben zugleich eröffnete, daß 
ihnen von der Regierung ein Ultimatum vorgelegt werde. Schaßzrath 
v. Bothmer erwiederte, unzweifelhaft nicht ex tempore, jondern vorbereitet 
und ausgearbeitet, im Namen derer, die es als heilige Pflicht erkannten, 
„in der Hingebung gegen ihren Landesherrn Allen voranzugehen“, daß die 
buloreichen Worte der Majeftät das ernitlihe und redlihe Wollen zum Werke 
der Verjtändigung mitzuwirken neu beleben werde. Sollte man aber dem: 
ohneradhtet den Forderungen des Ultimatums nicht entiprehen können, fo 
möge der König ich überzeugt balten, daß nicht egoiftiihe Verfolgung von 
Sonderinterejjen, jondern vie Pflichten gegen die Monarchie, gegen den Glau— 
ben, „in welchem wir aufgewadjen” **), gegen das Land und deſſen 
wahre Wohlfahrt, jie zu dieſem Ungehorjam bejtimme, Die Erfahrungen 


*) Lenthe Zeitjchrift I., ©. 84. —— 
=) Anmerkung des Setzers. Den religiöſen Glauben oder den, ein 
bevorzugter beſſerer Theil der Menjchheit zu jein ? — 
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von und feit 1848 lehrten, daß ein Nachgeben die Bewegungspartei nicht etwa 
befriedige, jondern zu ftet3 neuen und gejteigerten Forderungen aufitadele. 

Herr v. Bothmer erhob jih dann zu der banalen Phrafe: „wahrlich, 
es iſt hohe Zeit, daß die confervativen Elemente um den Thron ihres Herr: 
ſchers fih ſchaaren mit dem feften Entjchluffe der Auflöfung aller Ordnung 
einen Damm entgegenzufeßen, denn vor unjeren Bliden entfaltet jih ein 
Bild, dejjen wahre Schilderung Ew. Majeftät uns erlafien wollen“, und 
ihloß dann mit den wahrhaft clafjishen Worten: „Geruhen Ew. Majejtät 
in diefer ernjten Stunde, noch die aus der Tiefe unjerer Herzen kommende 
unterthänigite Verfiherung bulvreihit entgegenzunehmen, daß, falle unfer 
2008, wie es falle, wir nicht wanfen werden in der von unferen Bätern 
ererbten Anhänglichkeit und Hingebung für unjer erhabenes Herriherhaus, 
daß, jo lange no das wahre Chriſtenthum den Gläubigen jeine 
Kirhen öffnet, wir nit aufhören werden, in ihnen zu beten und uns 
ſere Kinder beten zu laſſen: Gott ſegne den König“. 

Es ift ſchade, daß Herr v. Bothmer, der Beamtete der allgemeinen 
Stände, das Bild der Zukunft, die über Hannover hereingebrodhen wäre, 
wenn man den eingejchlagenen Weg ver gejeglihen Reformen und der Ver: 
fafjungstreue fortgejegt hätte, nicht enthüllt hat, wir würden ſchon heute im 
Stande jein, fein Bild mit der Gegenwart zu vergleihen, wie wir heute ſchon 
die Behauptung verneinen dürfen, daß die ritterfchaftlihen Beitrebungen 
irgend wie zur Stärkung der Monarchie beigetragen haben, oder zur Bele- 
bung der Brovinzialverfajjungen. 

Nah beendigter Audienz las der füniglihe Commifjarius den Verſam— 
melten das Ultimatum, das Refcript des Gejammtminifteriums vom 2. April 
vor, am 12. April übergaben die Abgeordneten ihre ablehnende Gegen- 
erflärung , die einbellig gefaßt war. 

Die Ritter verlangten fortwährend: 1) daß nur Ehriften in die Fünf: 
tigen NRitterihaften aufzunehmen jeien; 2) fie erflärten, daß fie die recht— 
lihe Nothwendigfeit der Zuftimmung der allgemeinen Ständeverfammlung zu 
dem Geſetz über die Reorganijation der Provinziallandichaften nicht anerken— 
nen fönnten; 3) die Nitter verlangten paflive Wahlbeihräntungen hinfichtlich 
ber Vertreter der Amtsbezirfe; 4) fie verlangten einen weit höheren Cenjus 
für die aufzunehmenden bäuerlihen Grundbefiger, al3 fie 1851 gefordert 
batten, die Calenberger und Hildesheimer wollten auch einen den Nittern 
günftigeren Arealcenfus, die Hoyaer verlangten eine plutokratiſche Stimmen 
vermehrung von 1 bis zu 5 Stimmen in einer Weije, daß ihnen jeden- 
fals 31 Stimmen zufielen, während dem bürgerlihen großen Grundbeſitz 
nur 25 Stimmen zugefallen wären; 5) diejelben verlangten, daß den Rit— 
terihaften in der fünftigen Geſtalt die ausjchließliche Vertretung des großen 
Grundbefiges in der erſten Cammer zugeitanden werde, 6) fie verlangten 
endlich das Zuftimmungsrecht der Provinziallandichaften zu jeder Aenderung 
oder Aufhebung ihrer Verfaſſung, und erklärten fchließlih, daß fie ih an 
feins der bisher gemachten Zugejtändniffe gebunden erachteten, ſobald ger 
genwärtig eine Verjtändigung nicht erzielt werde. 

Ob das nun uneigennüßige oder eigennüßige Forderungen waren, na— 
mentlih diejenigen inbegriffen, melde die Regierung ſchon zugeftanden hatte, 
3. B. daß jeder nicht berechtigte Ritter, wenn er auch den erforderlichen 
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Cenſus nicht erreiche, Tebenslänglihen Sit behalte, kann ich getroft ber 
Beurtheilung meiner Leſer überlaffen. Die Regierung brach dann auch ſchon 
am folgenden Tage jede weiteren Verhandlungen ab. 

Wir dürfen nicht unerwähnt laſſen, daß ein Gorrefpondent de3 Ham— 
burger Correjpondenten, ber jeine Bedienung von Seiten der Regierung 
und der Nitter erhielt, diefe ganze Verhandlung als eine Art Komöpdie 
darjtellte. Die Meinung, der König fei innerlich einverftanden mit den Rit— 
tern, freue fi über die Oppofition verfelben, vie ihm von diefem Mini: 
jterium helfen werde, juchte man zur Schwächung des Minifteriums zu ver: 
breiten. Dann hieß es ferner, das Ultimatum und die ganze gegen die 
Ariftofratie genommene Pofition ſei nur darauf berechnet, der Regierung 
eine größere Popularität bei den jegigen Gammern Zu erwerben und die Be- 
willigung zu Berfaflungsänderungen zu erlangen. 

Wir find der Geſchichte vorgefhritten. Es wäre zu erwähnen gewejen, 
daß im Anfang Februar eine ernftlihe Minijterkrifis eriftirte, deren Gründe 
im Speciellen noch unbefannt find. Nicht unmwahrfcheinlih möchte es indeß 
jein, daß, wie damals öffentlihe Blätter berichteten, der Baron v. Koller, 
Defterreichifcher Gejandter, dabei eine Rolle im Intereſſe Oeſterreichs fpielte, 
das, obgleich neuerdings mit Preußen anfcheinend eng befreundet, eine legte 
Anftrengung mahte, Hannover dem Septemberbünpdnifje abtrünnig zu ma— 
hen. Jedenfalls war die Anjhlußfrage und die Erhöhung des Tarifes, 
welde vertragsmäßig mit dem 1. März eintreten mußte, VBeranlaffung, daß 
langbauernde Minifterconferenzen in Gegenwart des Königs abgehalten wur: 
den. Der noch nicht erfolgte fürmliche Zutritt aller Staaten des Zollverein 
zu dem Septemberverträge und dem dfterreichijch = preußiihen Handelävertrage 
würde dann als Vorwand eines Rüdtritts gedient haben, von dem felbft 
der von Osnabrück zur Hülfe gerufene Lütden dem Könige abgerathen ha— 
ben joll, 

Alle von den Betheiligten vielfah angeregten Zweifel nah dem Ins— 
lebentreten ver Tariferhöhung ſchwanden vor der Publication des Tarifs vom 
21. Februar. 

Der Arhivfecretair ©. Zimmermann, der 1851 fein Buch gegen den 
Conftitutionalismus in den continentalen Staaten gefchrieben und fi da— 
dur die höchſte Gunſt zugezogen hatte, wurde um dieſe Zeit als bayerſcher 
Arhivrath nah Münden, fpäter als Etatsrath nad Kopenhagen berufen, 
ohne daß Schele ihn hielt, wie man in gewijlen Hoffreijen gern gejehen hätte. 

Die Stände waren nicht auf den 1. Februar, fondern erft auf den 
25. April zufammenberufen ; es waren folgende Aenderungen eingetreten: 
in erfter Cammer war für Amtsaſſeſſor Denide ver Vollmeier Precht zu Jübber 
gewählt, für den verftorbenen Bedmann der Schultheiß Söhle, Vezin war 
wiedererwählt, die Univerfität hatte für Kraut den früheren Minifter von 
Düring gewählt, Frande war wiedererwählt, für den disqualificirten Bür- 
gerzneifter Neubourg trat der Nector Nölfer ein, für Kirchhoff Wiarda, und 
nahdem der Staatsminifter Bacmeilter Anfang Juni refignirt hatte, war 
ftatt feiner Geheimer Finanzrathb Bar vom Könige ernannt, In zweiter 
Cammer waren wiebererwählt die Beförderten: Pland, Lang I., Lindemann, 
Heile, v. Hinüber, Heyl, v. Garen, Röben, für Kaulen der Amtmann 
Ruſſel, für Dammers der Obergerihtsrath Wiefen, für Kannengießer Berg: 
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hauptmann v. d. Kneſebeck und nach deſſen Zurücktritt Staatsminiſter a. D. 
v. Münchhauſen und als Erſatzmann Hunäus, welcher letztere annahm; 
für Nieper Amtsrichter v. Reden, für v. Hagen Advocat Heimbrod, für 
Wehmann Obergerichtsrath Flügge, für Bojunga, der reſignirt hatte, Fa— 
brikant Oldewurtel, für Münſter Amtsrichter Behnes, für Freudentheil 
Glaſermeiſter Jobelmann, für Wilhelmi Amtsaſſeſſor Möller, für Eggers 
Ackermann Schulze, für Kléée Hoppe zu Wienhauſen, für Riechelmann Boſtel— 
mann, für Dr. Oſten Hausmann Nagel, für Dr. Heilmann Advocat Dr. 
Meyer aus Eſſen, für Metger Kaufmann Tammen, für Weinhagen, der 
zurückgetreten war, trat Advocat Gottsleben ein. Die Büreauwahlen fielen, 
nachdem vom 4. Mai.bis 30. Mai eine Vertagung auf Wunſch der Stände 
eingetreten war, wieder auf die früheren Beamteten der Cammern, indem 
in erfter Cammer Bennigjen, Hausmann, Wyneden, in zweiter Lindemann, 
Elliffen, Theod. Meyer: zu Präfiventen gewählt, und vie an zweiter Stelle 
Präjentirten demnädft in erfter Stelle zu Vicepräfidenten präfentirt wurden. 

Die ordentlihen Gejchäfte der Stände waren unſchwer erledigt. Es 
war dies vor allen das Budget, bei dem eine wejentliche Nenderung vorfam. 
Man erkannte nämlich in der Zufammenziehung der Etats der Amtsrichter 
und Verwaltungsbeamten verſchiedene Mißſtände, namentlich eine Benachthei— 
ligung der Amtsrichter. Und da ſtatt der bewilligten 510 Stellen man mit 
450 ausgekommen, erhöhte man den Durchſchnittsgehalt auf 900 Thlr., 
für 200 Beamte auf 180,000 Thlr., für 250 Amtsrichter auf 225,000 Thlr., 
und bemilligte eventuell noch für 3 fernere Amtsrihter 2700 Thlr., jo wie 
Stände auch in eine Erhöhung des Tranfitorti für beide Etat3 milligten und 
4500 Thlr. für Ausgleihungen und Zulagen bei Verwaltungsbeamten geneb- 
migten. Bei den Actuaren waren 51 Stellen unbejegt geblieben, es wurde je— 
doch, da fih das Bedürfniß nicht überjehen ließ, die volle Summe gefor: 
dert. Der Etat für Gerichtsvögte und deren Gehülfen war auf die Hälfte, 
30,000 Thlr., herabgefekt, außer einem Tranfitorium von 15,745 Thlr. , 
da die Gebührenbezüge höher waren, als veranihlagt. Die Fouragegelder 
für Berwaltungsbeamte wurden etwas erhöht. 

Stände wiederholten auc diesmal die Bitte, auf Herftellung einer deut: 
ihen Flotte und auf angemejjene NRepräjentation des deutſchen Volkes bei 
der Gentralgewalt binzumirken, und ein Bundesgericht zu empfehlen. Daß 
die früheren Anträge wegen Cajernirung der Cavallerie wiederholt wurden, 
war felbjtverftändlih. Die Bejoldungen der Präjidenten des Oberappella— 
tionsgerihtS wurden auf 4000 resp. 3000 Thlr. erhöht; die definitive Ge- 
haltserhöhung für DObergerihtsfecretaire wurde abgelehnt, dagegen der Re— 
gierung 5000 Thle. zur Abjtellung von Härten bewilligt. Die Kloſtercaſſe 
wollte man, obgleich fie jetzt Ueberſchüſſe lieferte, nicht befchweren, um die 
Ausführung de3 Pfarrverbefferungsplanes und die Bildung eines Neferve: 
fonds zu befördern. Fir Chauffees und Wegebauten wurden 761,000 Thlr. 
bewilligt. Für die Erweiterung der polytehnifhen Schule wurden 2%000 
und für die Errihtung einer Baugewerfeihufe in Nienburg 2000 Ihlr. be: 
willigt. Die Koften für die Polizeibehörde der Refidenz mit 6200 Thlr. 
waren nicht bewilligt. Das Budget mit einer Ausgabe von 8,332,718 Thlr. 
und einer Cinnahme von 8,005,099 Thlr. ſchloß zwar mit einem Deficit 
von 327,619 Thle., allein Stände hegten die Zuverfiht, daß auch dieſes 
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Deficit fih in einen Ueberſchuß verwandeln werde, da die Einnahmen aus 
der Erhöhung des Steuertarifes gering angefhlagen waren. 

Die Stände erledigten den Gejegentwurf einer Notariatsorbnung, allein 
nicht im Sinne der Notare und Advocaten, melde mit Recht den in dem 
Organijationsedicte niedergelegten Grundfaß der freien und gleichen Concur- 
ren; der Notare mit den Amtsrichtern, durch eine Menge unnüser Formen, 
Nichtigkeiten, die nur den Staatsbürgern zum Nachtheil gereihen konnten 
und deren Entdedung beinahe unmöglih war, und angedrobter Strafen ver: 
lest fanden. Allein die Advocaten in den Cammern, die Denkichriften der 
Notare im Lande vermochten gegen das Staatsdienertbum und den Umftand, 
daß die preußifche und andere Gejehgebungen von dem Grundjage ausgins 
gen, dab den Notaren zu mistrauen ſei, nichts auszurichten, man glaubte, 
die Herren redeten pro domo und ftimmte mit der Regierung, jo daß nur 
wenige Modificationen im Sinne einer den Amtsrichtern gleichen freien Be— 
wegung durchzuſetzen waren. e . 

Ein Gejegentwurf über die Gerichtsbarkeit und das Verfahren in Ehe: 
und BVerlöbnißfahen, welder dieſe ven Obergerichten zuwerfen wollte, in 
welche dann ein Geiftliher eintreten follte, wurde an eine Commiſſion ver- 
wiejen und blieb leider unerledigt. 

Die Hauptvorlage war aber das in Anlage XLVI. angebogene 
Schreiben, Berfaflungsänderungen betreffend, verbunden mit einem Schrei— 
ben vom jelbigen Tage, in welchem die Negierung beantragte: fie zu Auf: 
bebung des Gejeges vom 1. Auguſt durch ein zu erlaffendes Gejek zu ermäch— 
tigen, indem fie dadurd den Weg gebahnt glaubte, den nächſten Anlaß zu 
den Beſchwerden der Nitterfchaften hinweg zu räumen und der Bundesver- 
jammlung den Grund zur Einmifhung zu entziehen. 

Es war die Verfallungsvorlage an einen Ausſchuß verwiefen, in wel: 
hen die erite Cammer: Wyneden, Bennigien, Breufing, Scele, Wii, 
v. Düring, v. Erterde; die zweite Gammer: Elliſſen, Groß, Lang J., Windt- 
horſt, Lindemann und nach deſſen Ausjheiden Staatsminifter a. D. Meyer, 
Lebzen, Pland gewählt hatte. Der Ausihuß hatte in feiner Majorität die 
Verfafiungsänderungen empfohlen. Es war dabei maßgebend gemejen, daß 
die Negierungsmitglieder mehr oder weniger offen erklärt hatten, es würde 
ihnen nur dann möglid fein, die Negierung weiter zu führen, wenn bie 
Stände diefe Vorjchläge ohne Modificationen annähmen, und daß die Vor: 
Ihläge im Ganzen annehmbar waren, fie gingen ja ganz; darauf hinaus, 
was Stüve in feinem Sendjchreiben empfohlen hatte, vielleicht darauf hin- 
aus, was in Banteln verabredet war. Jeder, der für das Gejeb vom 
I. Auguft 1851 geftimmt hatte, mußte es jih ſchon damals jagen, daß 
über kurz und lang das in diefem Gejebe fejtgejegte Princip über den Be- 
griff des großen Grundbejiges auch für die erjte Cammer aboptirt werden 
müſſe, da fih aus zwei neben einander jtehenden Brincipien mit Nothiven- 
digkeit Conflicte ergeben würden. 

Das Hauptbeventen, was den Vorjchlägen entgegenftand, mar das, 
dab die Zahl der Wahlberechtigten zur erſten Cammer, melde bis dahin 
4215 betrug, auf 953 herabſank, aljo auf einmal 3262 Wähler geſtrichen 
wurden. Aber die Mitglieder der erjten Cammer ſelbſt, darunter zwei Bre- 
menfer, Wyneden und Wifh, hatten fih in der Commiffion für die Bor: 
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fchläge der Regierung ausgefprodhen, überhaupt waren von 14 Mitgliedern 
der Commiffion nur 3, Groß, Elliffen, Pland, gegen die Borfhläge. Die 
Gründe, welche diefe Minorität hauptſächlich bejtimmten, find in der Anlage 
XLVII, enthalten, ausführliher dann nod in der zweiten Gammer am 21. 
und 22. Juni ausgeführt. Cs läßt fih nicht Täugnen, daß diejelben im 
Princip richtig find, daß fie den Rechtsſtandpunkt wahren, logifh und con= 
jequent find, wie man anerfennen muß, dab nur ein innerer Grund auf 
eine Aenderung des Wahlrehts für erjte Cammer ſprach, das war das Ge- 
jeg vom 1. Auguft, dies Geſetz mollte man aber zugleih aus dem Mege 
räumen. Das Difiensvotum misfannte aber zwei Dinge, einmal das Ge: 
wicht des äußern Dranges, welcher von den übrigen deutichen Dynaften, 
von dem Bundestage,- insbefondere von dem Ausſchuſſe des 23. Auguft 
1850, von den in Preußen zur Macht gelangten kleinen Herren und 
der gefammten Avelstette auf Georg V. und das Minifterium Schele aus: 
geübt wurde, es misfannte die Macht des Zuges zur Reaction, welcher 
in der ganzen Zeit lag. Das Diffensvotum und feine Vertheidiger mis— 
fannten aber ferner die böfen Folgen, welche eine Ginmifhung des Bun 
des, eine Octroyirung von Seiten des Bundes auf das Land üben würde. 
Die Zeitung für Norddeutihland (Nr. 1168 vom 11. Juni) predigte, daß 
eine foldhe feine jchlimmeren Folgen haben würde, als die, ‚welche ſich mit 
nothwendiger Eonjequenz daraus ergeben, wenn die Gejekgebung in bie 
Hände einer Ständeverfammlung gelegt werde, wie die, welche aus der Anz 
nahme der Negierungsvorlage bervorgehe. Einen ähnlichen Gedanken ſprach 
auch Pland in feiner ſonſt jo vorzüglichen Rede aus. 

Anders als in den Cammern felbit lauteten die Verhandlungen in den 
Vorberathungen, namentlih denen der Partei der Linken, denn während 
man fih in den Gammern jcheute, den König in die Debatte zu mijchen, 
war bier die erite Frage, was wird der König thun? 

Es waren zunädjt ziemlich alle Mitgliever der Linken darüber einver: 
ftanden, daß eine PVerfaflungsänderung nur durd den Drud von Außen 
geboten werde. VBergeblich verſuchte Verfaſſer den Gedanken zur Geltung zu brin= 
gen, dab doch wohl auch ein innerer Grund vorliege, indem ſchon Stüve 
in den Berathungen der BVerfafjungscommifjion von 1848 veutlich ausge: 
fprohen habe, daß die Compofition der erften Cammer ein Proviforium ſei, 
das man in Zeiten der Reaction ändern fünne, dab Mündhaufen in der 
Inftruction Schele’3 auf eine Revifion der Verfaſſung hingewieſen, daß alle 
Derfaffungen Deutihlands ohne Ausnahme revidirt feien. ES frug fih dann, 
wird der Bund einjhreiten, ohne von der Regierung dazu aufgefordert zu 
fein? Die Mehrzahl verneinte die Frage. Wird, jo debattirte man weiter, 
der König nit dahin gebrängt werden, von feinen Miniftern zu verlangen, 
daß fie die Hülfe des Bundes anrufen, indem man ihm die Meinung bei: 
bringt, es mwiderfpreche der verſprochenen Feithaltung der Verfaſſung nicht, 
wenn man die Abänderung durch den Bundestag bewirken lafje, und wird, 
wenn Schele ſich weigert, an jeiner Stelle nicht Borries oder ein anderer 
armer Ritter bereit fein, ein Minifterium zu bilden, weldhes feine Scheu 
trägt, dieſen Schritt zu unternehmen? 

Hier gingen die Meinungen auseinander — es waren ſehr Viele, welche 
mit Stüve argumentirten: der König hat einmal verfproden, die Verfaflung 
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nicht anders, als mit Zujtimmung feiner Stände ändern zu wollen, vas 
Wort ift heilig. Der Bund wird dieſe Heiligkeit des Königsworts achten 
u. j. w. Im Ganzen war man zu wenig unterrichtet über die eigentlichen 
Gefinnungen des Königs, jo wie über den Einfluß feiner Umgebung auf 
jeinen Willen, die Mehrheit neigte fich indeß der Anficht zu, daß das Pa— 
tent im Archive der Stände feine genügende Gewähr leifte. Nun frug «es 
ſich, ift unter jolhen Umftänden eine Zuſtimmung zu der VBerfaffungsrevifion 
nicht befjer, als wenn der Bundestag ſich einmijcht und vielleicht die ganze 
Adelscammer von 1819 bis 1840 miederberftellt? — Für Nachgiebigkeit 
jpraben in den mehre Tage hintereinander bis tief in die Nacht gehaltenen 
Borverfammlungen der Linken, Lang der Schatzrath und Lang der Ober: 
amtsrichter, Grumbrecht, Wyneden, v. Erterde, Richter und der Berfaller. 
Es wurde von Lebterem namentlich hervorgehoben, daß, wenn octroyirt 
würde, zugleih alle Mittel in Bewegung geſetzt würden, das Volk zu ent- 
fittlihen und zum Werkzeuge der Neaction zu machen, wozu die Gentralifa= 
tion und die Macht der Regierung viel geeignetere Mittel böten, al3 man 
glaube. ES gehörte einiger Muth dazu, in den PVorverfammlungen jo zu 
reden, denn man war dort noch bereiter, als in der Preſſe, ſolche Beden— 
ten als „bloße Muthloſigkeit“, „Halbheit und Schwäche“, „Engberzigfeit”, 
„Inconſequenz u. ſ. mw.’ zu betiteln. Lang 11. hatte ſchon das Vertrauen, 
mindejtens den Einfluß verloren. Lang 1. war zur Führerfhaft zu alt, mir 
andern konnten aber feinen Einfluß gewinnen, denn es wurde uns ein 
Moment entgegengejegt, das wir nicht zu widerlegen vermochten. Wird 
dur eine Nachgiebigkeit wahrhaft Friede und Verſöhnung erfolgen, werden 
wir zu gefejtigten Zuftänden gelangen, können wir verfihert fein, daß, 
wenn wir dies nachgegeben haben, der Wille des Königs ernitlih und ent— 
ihieden dahin gerichtet fein wird, jeden ferneren Verfuhen der Ritter wie 
ausmwärtiger Diplomaten und des Bundes entgegen zu wirken? Auf dieſe 
Fragen fonnten wir nicht mit Ja antworten, vielmehr mußte man aus dem 
Benehmen der Nitterihaften, vie jedesmal jofort ein Mehreres gefordert 
hatten, jobald vie Regierung ihnen eine Concefjion machte, fchließen, daß 
auch dieſe Conceſſion fie nur zu ferneren Agitationen mit vermehrter Stärke 
treiben würde. Selbit Stüve hatte in feinem Senpjchreiben an feine Wäh- 
ler in Münden als Bedingung, in eine Verfaſſungsänderung zu willigen, 
noch davon abhängig gemadt, daß ein Transact mit den Rittern geſchloſſen 
werde, dab Beitand und Dauer in die Verfafjung komme, 

Das war der Stand der Sache, als die Anträge der Commijjion am 
21. Juni in der zweiten Cammer zur Verhandlung kamen. Der König war 
abwejend, er war mit feiner Gemahlin in London und wurde dort vom Hofe 
und der Ariftofratie fetirt, die Königin felbjt war vielfah unwohl. Bei 
den Verhandlungen fehlte Stüve, er hatte feine Zuftimmung zu Verfaſſungs— 
änderungen in dem erwähnten Sendſchreiben zu beftimmt von Bedingungen 
abhängig gemacht, die zur Zeit noch nicht eingetreten waren, und wollte 
das Gewicht jeiner Stimme auch nicht gegen die Regierung geltend maden. 
Auch Grumbrecht hatte fich der Abftimmung dur eine Neife entzogen. — 
Bei der Cammerdebatte war Wind und Sonne gegen die Vertheidiger der 
Negierungsentwürfe, diefelben konnten ja durchſchlagende innere Gründe nicht 
angeben und mußten fi auf weniger bejtimmte oder unbejtimmte Drohun— 
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gen ftügen. Zwar verfuchten Lehzen und Buddenberg, aud bie materiellen 
Gründe der Norlage zu vertheidigen, allein dieſe Vertheidigung war und 
blieb Shwah; eine Ausmerzung von 3262 Wählern und die Schaffung eines 
Zuftandes, wo 28 Wähler einen Deputirten wählten, ftatt wie bisher 100 
bis 150, lieh fih kaum mit Zmedmäßigfeitsgründen rechtfertigen. — Die 
Minifter waren in der übeljten Lage, man traute ihnen jämmtlich nicht zu, 
daß fie dem Könige den Rath geben würden, ſich feiner Souverainetät in 
der Meife zu entäußern, wie es der Kurfürft von Helen und der Senat in 
Bremen getban hatte, aber fie mußten ſich jo jtellen, als würden fie zu fol- 
hem Schritte genöthigt fein. Windthorft bat, den gegebenen Verhältniffen 
gegenüber nicht die Augen zu verjhließen, daran zu denken, daß der Bund 
über jeine Competenz ſelbſt entjdheide, daß der $ 2 in der Verfaffung ſtehe. 
Er bot Krieg oder Frieden. Hammerftein, der jich feinen deutfchen monar— 
chiſchen Staat denfen konnte, in weldhem der ritterfchaftlihe Grundbefis nicht 
vertreten ſei — (ob er als Generalfecretair unter Stüve aud jo gedadt, 
fagte er nicht) — erklärte: eine Ablehnung der PVorfhläge würde fo viel 
beißen als: das bisherige Negierungsiyitem umſtoßen, und er frage, mas 
damit auf dem Spiele ftehe. Es ftehe mehr auf dem Spiele, als man ſich 
im eriten Nugenblid vielleicht denke, das ganze ſtändiſche Brincip, das Prin— 
cip der Vertretung durch eine allgemeine Ständeverfammlung. Staatsmini: 
fter v. Neiche äußerte: wenn die Cammer die Vorlage ablehne, jo gebe es 
für die Regierung nur eine Alternative, entweder fie gebe ab und überlajje 
die Hinausführung des Werkes andern gejhidtern Händen, over fie bringe 
die Erfolglofigkeit ihres Bermittlungsverfuches dem Bunde zur Anzeige und 
erwarte deſſen meitere Vermittlung. Horft rief ihm zu: dann wolle er nur 
wünſchen, daß demjenigen, welcher die Sahe auf ſolche Weiſe in die Hände 
des Bundes lege, die Verantwortung dafür in feiner Todesftunde nicht zu 
ihwer fallen möge. Reiche meinte, das würden diejenigen fein, welde die 
Regierung durh Ablehnung der Vorjchläge zu jener Alternative drängten. 
Das war unrihtig, denn jene Alternative beftand gar nit, e3 beftand ein 
Drittes, die Appellation an das Land durch Auflöfung der Cammer, und 
diefes Dritte war allein der conftitutionelle Weg. Aber freilih mußte die— 
jer Weg vom Könige felbft eingeichlagen werben. 

Für die Negierungsvorlage fprah noch der Deputirte für Nienburg, 
der Obergerichtsrathb Wieſen. Dagegen Elliffen, dann Pland, der eigentlich) 
erit hier feine Jungfernrede bielt und zwar eine durchaus glänzende, Ger: 
ding, der Verfaffer, nicht ohne auf einen Widerfpruh im votum dissen- 
sus aufmerfjam zu mahen, Groß, Bueren, wie gewöhnlich zur großen Hei: 
terfeit der Galerien; am zweiten Tage Elliffen, Adickes, Edeld, Pfaff, 
Gerding, der Verfaſſer, v. d. Horft, Dr. Schlüter, Detering, Zobelmann. 
Die namentlihe Abftimmung ergab folgendes Refultat. Es ftimmten 42 
gegen die Berfaffungsänderungen: Adides, Bauermeijter, Boftelmann, Bram: 
mer, Brünger, Bueren, Detering, Düffel, Edels, Elliſſen, Fründt, Ger: 
ding, Goffel, Gottöleben, Groß, Heimbrodt, Hinde, Hoppe, Horſt, Jobel— 
mann, Koh, Krönde, Lange, Siebenmeier Meyer, Dr. Meyer aus Eſſen, 
Nagel, Obling, Olvewurtel, Oppermann, Pfaff, Pland, Reeſe, Nöben, 
Rohrmann, Schacht, Schläger, Schlüter, Schulze, Siedenburg, Tammen, 
Ihedinga, Bespermann. Für die Verfafjungsänderungen ftimmten 35: 
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Behned, Bergmann , Böhmer, Buddenberg, Buß, Flügge, Garfen, v. Hame 
merftein, Hanftein, Heinemann, Heife, Heyl, v. Hinüber, Hunäus, Köhler, 
Lang J., Lang II., Lebzen, Merkel, Amtmann Meier, Minifter Meyer, 
Senator Meyer, Möller , Niedmann, v. Reden, v. Reihe, Richter, Ruſſel, 
Schmidt, Stafihorit, Stubbe, Weber, Wiejen, Windthorft, Wolff. Maden: 
fen, Grumbredt und Stüve fehlten, Lindemann ypräfidirte, 

Niemals babe ich einen Parteifieg mit weniger Jubel von ver Partei 
jelbjt feiern hören, fehr Viele gingen mit beflommenem Herzen zum verjpä- 
teten Mittagsmahle. — Die Sisung hatte bis 6 Uhr Abends gedauert, 
und am Abend in den PBarteilocalen bildeten ſich Gruppen, welde die Trag— 
weite des heutigen Befchluffes. debattirten und bier wurde von Einzelnen 
denn wiederholt ausgefprohen, daß die Regierungsvorfchläge viel annehm- 
barer feien, al3 fie in den Verhandlungen’ dargeftellt. Diefe Art der Be: 
ſprechung wiederholte fih am anderen und den folgenden Tagen in vergrö: 
Bertem Maaße, denn der Präſident hatte erflärt, daß er fich veranlaßt ſehe, 
die Verfajlungsfrage für heute nicht auf die Tagesordnung zu bringen, es 
bieß, das Minifterium babe foldes verlangt und man berathe darüber, ob 
die Cammern fofort zu vertagen resp. aufzulöjen jeien, oder ob man den 
Verſuch mahe, in dritter Berathbung ein anderes Nefultat zu erwarten. 
Gin folher Verſuch hatte viel für fih, es braudten der Majorität vier 
Stimmen abzufallen und die Regierungsvorlage wäre mit 39 gegen 38 Stim: 
men angenommen. Und zu einem jolhen, ja einem viel beveutenderen Ab: 
falle gehörte nur in der Vorverfammlung die offene Erklärung eines Zwei— 
felhaften, daß er die Verantwortung für einen folhen Schritt nicht zu tragen 
vermöge, jofort hätten Mehrere auf feiner Seite geftanden. Lang der Bas 
ter hatte fein Votum damit motivirt, daß ihn lediglich und allein äußere 
Gründe bejtimmten, die er nicht jagen könne. Dieſe Gründe lagen, wie 
er in Privatverfammlungen nicht verhehlte, für ihn in der Perſon des Kö— 
nigs, welcher, wenn er durch ein Minifterium Lütden einmal auf die Bahn 
der Dctroyirungen geriffen wäre, fein Ende werde finden können. Er malte 
aus, was der Minifter v. Hammerftein nur angedeutet. Pland, Bauer: 
meifter u a. vertheidigten zwar mit Leidenſchaft und Kraft den gefaßten 
Beihluß, allein mehrere Mitglieder zweiter Cammer, unter ihnen der Ber: 
faffer, beſchloſſen, mit einzelnen der Minifter vertraulihe Verhandlungen 
zuzulegen, und wenn ihnen gewiſſe nur in dem chrlihen wahren Worte der 
Minifter beruhende Garantien gegeben würden, daß es bei den Verfafjungs: 
änderungen, wie fie vorgefchlagen, fein Bewenden haben werde, die Frage 
in den Vorverfammlungen noch einmal zur erniteiten Berathung zu bringen. 
Um das Minifterium daher von dem übereilten Schritte einer Auflöfung oder 
dem gänzlihen Abbruch der Verhandlungen zurüdzuhalten, erſuchte v. d. Horſt 
den Präfidenten, das Schreiben wegen Aufhebung des Geſetzes vom 1. Auguft 
auf die Tagesordnung zu bringen, weil fih für die desfallfigen Anträge 
vermuthlih eine große Majorität erklären werde und felbjt Ellifjen hielt es 
für nothwendig, daß den Ständen Gelegenheit gegeben werde: dieſes 
Hinderniß „wegzuräumen. ALS Lindemann das fraglihe Schreiben am an: 
deren Tage dennoch nicht auf die Tagesordnung feßte, brachte v. d. Horft 
den Urantrag ein: 

„Stände ermädtigen die königl. Negierung, dur ein Gejes das Ge: 
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„jet vom 1. Auguft 1851, die Reorganifationen der Brovinzialandichaften 

„betreffend, aufzuheben; jedoch unter der Bevormortung, daß die durch 

„andere Gefeke den projectirten Provinziallandfchaften zugewieſenen Geihäfte 

„auf die zur Zeit beftehenden Landſchaften nicht übertragen werden”, 
und erffärte, daß viele, die gegen die Verfaſſungsvorlage geftimmt hatten, 
für diefen Antrag ftimmen würden. Indeß wurde dieſes offenbare Entge— 
genfommen von dem Minifterium nicht fo ausgenüßt, als es ausgenüßt wer⸗ 
den konnte, auch die vertraulihen Beiprehungen mit einzelnen Gliedern der 
Regierung führten zu einer berubigenden WHeberzeugung nidt. Man ſah 
wohl ein, daß die Minijter weder für ihre Nachfolger, noch für den Willen 
des Königs ſich verbürgen konnten, allein man wäre auch mit der Berfiche- 
rung zufrieden gewejen, daß der Wille des Königs auf eine verfaflungs- 
mäßige Löſung gerichtet fei und man nicht zweifle, daß, wenn bie Zuſtim— 
mung der Stände zu diefer Verfaſſungsveränderung erfolge, der König ſich 
für befriedigt erflären würde und die Anmaßungen der Ritter jo entichieden 
zurüdweifen würde, als fie es verdienten. Die Minifter waren zu ehrlich, 
eine jolhe Erklärung abzugeben. Wußten fie etwa ſchon, daß das Finanz— 
bevürfniß des Königs zu ganz anderen materiellen Berfaflt ungöveränberungen 
drängen würde? — 

Am 27. Juni erfuhte Windthorft den Präfiventen, die Verfaſſungsvor— 
lagen wieder auf die Tagesordnung zu feßen. Das geihah denn auch und 
wurde am 28. das Schreiben wegen Aufhebung des Geſetzes vom 1. Auguft 
zur Discuffion geſtellt. Die Commiſſion hatte den Antrag geitellt, daß 
Stände ihre Zuftimmung an folgende drei Bedingungen nüpfen: 1) Daß kö— 
niglihe Regierung darunter mitteljt einer, zu den Acten gelangenden Ur— 
funde fi einveritanden erlläre, daß aus der Aufhebung des Geſetzes vom 
1. Auguft 1851 eine Anerkennung des, von einigen Provinziallandidaften 
bezw. Ritterſchaften binfihtlih der Abänderung ihrer Organijationen und 
Gerehtjame in Anſpruch genommenen freien Zuſtimmungsrechts nicht gefol- 
gert werden dürfe. 2) Stände ſetzen als jelbitverftänplih voraus, daß 
diejenigen Befugniffe, welche den Provinziallandihaften in Erwartung ihrer 
Neorganifation dur die allgemeine Landesgeſetzgebung jeit Anfang 1849 
(3. B. Städteoronung ) neu beigelegt find, nicht auf die jetzt beſtehenden 
Provinziallandihaften übergehen, und bevorworten daher, um etwaigen 
Zweifeln vorzubeugen, daß dies zugleih mit Aufhebung des Geſetzes vom 
1. Auguft 1851 gefeglich declarirt werde. 3) Stände beantragen ferner, 
daß königliche Regierung das bereit3 in dem Schreiben vom 9. Julius 1850 
verſprochene Geſetz, wodurch das Präfentationsreht der Provinziallandicaf: 
ten zu den Nichterftellen im königlichen Oberappellationsgerichte aufgehoben 
wird, baldthunlichſt erlafle. 

Der Minoritätsantrag von Groß, Elliſſen, Pland wollte dagegen zu: 
gleih die Einrichtung eines Provinzialraths, dem die Befugniffe übertragen 
würden, welde nah den Stive’fchen Organifationsplänen von 1849 ven 
neuen Provinzialftänven zuftehen follten. Für lesteren Antrag erklärten fich 
bei namentlicher Abftimmung indeß nur 26 gegen 50 Stimmen — nämlich: 
Adides, Bauermeifter, Boftelmann, Brammer, Brünger, Düffel, Edels, 
Elliſſen, Gerding, Groß, Hinde, Hoppe, Jobelmann, Koh, Krönde, Dr. 
Meyer, Nagel, Olvewurtel, Pfaff, Planck, Reeſe, Schacht, Schlüter, 
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Schulze, Sievenburg, Tammen. Dagegen wurden die Anträge des Aus: 
ihufjes bei namentliher Abftimmung über den erften (mit 43 gegen 33) 
und bei jummarijiher über die beiden andern (73 gegen 3) angenommen. 
Es hatte jih darnah in den Reihen ver Oppofition jchon eine entjchiedene 
Meinungsverichiedenheit herausgeſtellt. Nachdem man am 29. Juni nod die 
Differenz, welche mit der eriten Cammer über die Bewilligung eines or: 
ihujjes von 15,000 Thlr. für ven Bau eines Mujeums für Kunft und 
Wiſſenſchaft herrſchte, auszugleihen verfuht hatte, — die erjte Cammer 
hatte nämlich bewilligt, die zweite nicht, — hauptiählih auf Argumenta- 
tionen von Lang II., Sievdenburg, Röben, Ohling, Reeſe, Lang I., Pfaff —, 
was indeß nicht gelang, da 40 Stimmen den Gonferenzvorichlag ablebnten, 
berietd man die fernern VBerfafiungsänderungen fort, ohne großes inter: 
ejle, da man wußte, daß dem Minijterium an der Annahme oder Ableh— 
nung diefer Punkte nichts mehr gelegen jei, nachdem der Hauptvorſchlag 
gefallen war. Am 30. Juni, nah Erledigung der nöthigen jtändifchen 
Schreiben, traf das Nefeript ein, durch welches die zweite Cammer der all: 
gemeinen Ständeverfammlung aufgelöf’t, die erjte vertagt wurde. Hätte 
ein Theil der Minifter mehr Ruhe gezeigt, als jie thaten, hätten fie die 
Changen, die jih in der Umſtimmung der DOppofition fund gaben , benußt, 
jehr wahrjcheinlih würde ihnen bei der dritten Abjtimmung eine Majorität 
zur Seite gejtanden haben. Es jcheint jedoh, als wenn ihnen ſchon damals 
der Halt bei dem Könige gefehlt und ald wenn man nur dieſes Mislingen 
in erfter ordentlicher Abjtimmung benußt hätte, zunädit die Stände, dann 
das Minifterium jelbjt loS zu werden. — Auch über die Vorgänge im Minijte: 
rium jelbit nad der Abjtimmung, jo wie die Depejchen, melde zwijchen 
London und Hannover in Folge davon gewechjelt wurden, fehlen noch die 
näheren Aufflärungen. 

Die königlihe Familie kehrte Anfangs Juli von London nah Hannover 
zurüd. — Man hörte niht3 von Minijterfrifen, dennoch ijt es micht un- 
wahrſcheinlich, daß man ſeit Rückkehr des Königs in fortdauernder Mini- 
ftertrifis fi befand, jedenfall3 war das Minijterium zwiefpaltig und in ſei— 
nem Schooße jelbit entwidelte jich der VBerrath. Im September wurde die 
Notariatsordnung verkündet und eine Menge Belanntmahungen, Verord— 
nungen und Geſetze, welche der herannabende Zollanfchluß bedingte, mad) 
ten die Geſetzſammlung umfangreicher, als jonjt bei größerer legislativer 
Ihätigfeit der Stände, Anfang October reij’te die königliche Familie nad 
dem Jagdſchloſſe Rotenkirchen und von dort verbreitete fih dann recht bald 
das Gerücht von ernftlihen Miniſterkriſen. Man wollte wijjen, der König 
babe fih ohne Schele’3 Wifjen von Bismark- Schönhaujen, damaligem preu- 
ßiſchen Bundesgefandten, ein Gutachten über die hannoverſche Verfaſſung 
und Schele’ihen Berfaffungsvorlagen geben lafjen, welcher jih dahin erklärt, 
die erjtere verjtoße mannigfad gegen das monarcijche Princip und die 
Bundesgejeßgebung, letztere gingen nicht weit genug, befriedigten namentlich 
die gerechten Anfprüce der Ritter nicht. Der genannte Herr joll auch bei 
einer Anweſenheit in Hannover ſich in Intriguen gegen das Minifterium 
Schele eingelafjen haben *). Es wurde der Landoroft von Lütden nad 





Daß Herr v. Bismark- Schönhaufen fich auch ſonſt in unfere Angelegenheiten 
unberufen einmiſchte, ift dem Verfaſſer glaubhaft befannt, jo hatte derſelbe ſchon 
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Hannover berufen, ein Mann, an deſſen Namen fih im Hannoverlande böje 
Erinnerungen und mannigfahe Befürdtungen knüpften. Schlimmer nod 
als dies berührte diejenigen, welde etwas tiefer, als auf die Oberfläche 
jahen, das durch die Deutiche Allgemeine Zeitung zuerjt mitgetheilte Ge— 
rücht eines Deficit3 der füniglihen Caſſe und der an die Stände zu jtellen- 
den Forderung nit nur einer Erhöhung der Krondotation um 100,000 Thlr. , 
jondern auch der Ausſcheidung von vier größeren Domainen für den Privat: 
befig des Königs *). Das Gerücht wollte außerdem mifjen, daß der 
Finanzminijter Bacmeilter, der ſchon 1852 die Schuld der unglüdlichen 10 
Berfafiungspoftulate trug, nicht nur ftrebe, Schele zu verdrängen, fondern 
daß er es hauptſächlich ſei, melder nah dem Abgange von Borries und 
v. d. Dedan die Anfiht bei dem Könige zur Geltung zu bringen ſuche, ein 
Anrufen und eine Entjheidung des Bundes in der Verfajfung widerjtrebe 
weder dem verpfändeten königlichen Worte, noch leide darunter die Souve— 
rainität, zwei Punkte, in welchen Schele, v. Hammerjtein und Winpthorjt 
entgegengejester Anſicht jein follten. Derfelbe werde dabei dur die Prin— 
zejlin Friederife, Gemahlin des Grafen v. d. Deden, unterjtüßt. 

Als der König am 4. November von Norderney zurüdgefehrt war, 
idien es eine Zeitlang, als jei der Bacmeilter’fhe Einfluß bejeitigt und 
würde die Krijis mit einem einfachen Ausjcheiden dejjelben endigen. Wäre 
ein ſolches Ende erfolgt und hätte man dann fofort die zweite Cammer neu 
wählen laſſen, unzweifelhaft würden die im Juni vwerworfenen Vorſchläge ver 
Regierung die Majorität für jih gehabt haben, denn man hätte dann ge— 
jeben,, daß es Minijterium wie König ehrlich meine. Es würde aud feine 
große Schwierigkeit verurſacht haben, eine Erhöhung der Krondotation durch— 
zuſeßen. "Allein es jollte anders kommen. 

Während diejer Minijterkrifis machten zwei Dinge von untergeorbneter 
Bedeutung in den Zeitungen mehr Lärm, als fie verdienten, das war ber 
PVrincipienftreit mehrerer Anwaltscammern mit dem Juftizminifterium darüber, 
ob die Präfivdentenwahl der Anwaltscammern unter Leitung der Staatsan— 
waltfhaft gejcheben jolle, und die fortgejeßte polizeilihe Ausmweifung von 
Scaujpielern des Thaliavereind aus Hannover, wenn foldhe aus diejer Stadt 
nicht gebürtig waren, Gin bedeutend fchlimmeres Ding war aber die jeit 
Herbit um ſich greifende Theuerung aller Lebensmittel, der Himten Weizen 
foftete Anfangs December in Hannover 2 Thlr. 10 Ggr., Roggen 2 Thlr. 
2 Ggr., Kartoffeln 14 Ggr. — 

Diefe Theuerung jo wenig, al3 der mehr und mehr näher tretende orien— 
taliiche Krieg, vermochten die Intriguen am Hofe und die Minijterkrifis auf: 
zubalten. Iſt die volle Wahrheit auch noch nicht an den Tag getreten, jo 
wird fie es gewiß noch thun. Wille diejenigen, welche ſich mit Politik be— 
ihäftigt, Tennen aber feit lange die wahrhaft Schuldigen. Am 21. Novem- 
ber wurde das Minifterium Schele entlaffen, die Mitglieder deſſelben zu 
Staatsräthen gemacht. 


— — — 


früher dem Deputirten von Nienburg, mit dem er in Göttingen in derſelben Corps— 
verbindung gewefen war, Dammers, gefehrieben : er möge doch nicht jo oppofitionell 
in der Sammer auftreten und nicht mit den Burſchenſchaftern gemeinſame Sache ma— 


chen, das zieme ſich nicht für den alten Hannoveraner Senior. 
) Vergl. Zeitung für Norddeutſchland, Nr. 1336, Morgenausgabe, 
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Eiftes Eapitel. 


Das Minifterium v. Lütcken bis zu den Detroyirungen. Bom 21. November 1853 bis 


1853. 
Nov. 


Der. 


1854. 
Jan. 


Febr. 


März 


zu Ende Juli 1855. 


Gleichzeitiges. 


22. Die Zahl der Schützenbataillone in Frankreich verdoppelt. — N. 
Badenſcher Miniſtererlaß: diejenigen, welche Den Hirtenbrief des Biſchofs 
verkünden oder verbreiten, verfallen dem Strafgeſetz. — 28. Eröffnung der 
preußiſchen Cammern: Preußen werde, geſtützt auf ſeine eigene Kraft, der 
Sache des Friedens und der Mäßigung ſeine unabhängige und unparteiiſche 
Sprache leihen. — 30. Namiſchoff vernichtet die bei Sinope liegende türkiſche 
Flottenabtheilung, 4000 Türken kommen um, Osman Paſcha gefangen. 

5. Colleetivnote der Conferenz zu Wien, Friedensbedingungen von der 
Pforte verlangend. — Die Pforte nimmt die Huͤlfe Englands und Frankreichs 
im Bosporus in Anſpruch. — 15. Vorſchläge Frankreichs zum 
Schutz des ſchwarzen Meeres gegen Rußland an England. — 18. Die 
Pforte ermächtigt die Großmächte auf Grund ihrer Integrität und Selbſt— 
ſtändigkeit zu ————— — 24. England nimmt die franzö— 
ſiſchen Vorſchläge an. Fernerer Notenwechſel bis Ende des Jahrs. 


1. Der Handelsvertrag zwiſchen dem Zollverein und Oeſterreich tritt 
in Wirkſamkeit. — 4. Die franzöſiſch-engliſchen Flotten fahren in 
das ſchwarze Meer „zur Erhaltung des Friedens“. — 16. Schluß der Con— 
ferenzen der Großmächte in Wien. — Note Neffelrode’3 , die alle Verant— 
wortlichfeit für ein unglüdliches Zufammentreffen tm jchwarzen Meere auf 
England und Frankreich fhiebt. — W. Die Auflicht über ven Un: 
terricht an allen Gymnafien Oeſterreichs den Bifchöfen übertragen. — 
29. Brief Napoleons an den Zaaren (9. Februar abjchlägige Antwort). — 
31. Eröffnung des britiſchen Barlaments: Vermehrung der Streitlräfte 
zu Lande und zur See nötbig, um die Friedensvoritellungen wirkſamer zu 
u unterftüßen. Parlaments- und Univerfitätsreform zugejagt. Die Küſten— 
—2 ſoll freigegeben werben. 

6. 3. Nufjel zeigt dem Unterhaufe den Abbruch des Diplomatijchen Verkehrs 
mit Rußland an. — Defterreich ſchickt ein Armeecorps von 25,000 
Mann in das Banat und 235,000 Mann an bie Südoſtgrenze zur vollen Wah— 
zung des Reiches; es hat die Verlockungen Rußlands zur voͤlligen Neutralität 
abgefchlagen. — 13. J. Ruffel bringt eine Reformbill ein. — 15. Dänijche 
Verordnung über die Verfafjung Schleswigs. — Omer Paſcha Generaliſſimus 
aller osmanifhen Truppen. — Franzöſiſch = englifdh -ruf- 
ſiſcher Notenwechjel dauert fort. 

2. Eröffnung der legislativen Sejfion in Paris: Der Krieg beginnt; 
Franfreich hat alle Anftrengungen gemacht, ihn zu verhlten, jeder Gedanke 
der Vergrößerung liegt ihm * — 3. Oeſterreich iſches Staatsanlehn 
50 Millionen Gulden Conventionsmünze. — 7. Ausgabe von 1,750,000 Pf. 
Sterl. Schatzſcheinen durch das Unterhaus genehmigt. — Franzöſiſche 
Anleihe von 250 Millionen Franes genehmigt. — 12. Vertrag zwiſchen Eng— 
land, Franfreich und der Pforte: die erfteren verlichern, Die Pforte 
mit Waffengewalt bi8 zum Abjchluß eines die Unabhängigkeit des osmaniſchen 
Reichs und Die Integrität des Sultans fichernden Frieden zu unterftügen; 
die Pforte, ohne ihre Zuftimmung feinen Frieden zu ſchließen. — 14. De = 
terreihijches Rundſchreiben an die deutſchen Bundesſtaaten. Falls Die 
öſterreichiſchen Intereſſen, Die auch deutſche Intereſſen ſeien, es gebieten, 
activ am Kriege theilzunehmen, hoffe es, daß auch Preußen und die übri— 
gen Staaten ihre Kraͤfte mit den öſterreichiſchen vereinen. — Dieſe be— 
halten ſich mit Preußen weitere Erwägungen vor. — 18. Preuben 
fordert von den Cammern die Bewilligung von 3U Millionen Thalern 


April 


Mai 


Juni 


Auli 


Aug. 


400 


für bie Kriegsverwaltung. — 19. Erfte TZruppeneinichiffungen in Marjeille. 
— Türfijche Note nah Athen, unterjtügt von England, Franfreih, De: 
jterreich und Preußen. — 23. Die Hufen an 3 Buncten über die Donau, und be: 
jegen den nördlichen Theil der Dobrudſcha. — 77. Neue Berfalfung in 
Schwarzburg : Rudolftadt. — Die badiſche Verordnung vom 
7. November gegen den Erzbifchof außer Wirkjamfeit gefegt. — In Eng: 
land und Franfreic wird erflärt, daß die Unterhandlungen mit Ruß— 
land zu Ende find. — 28. Sriegserfläarung Englands. — Der griedi: 
jche Gejandte verläßt nach Verwerfung des Ultimatum Konftantinopel, 
1. Die aufftändifhen Griechen von den Türken zeriprengt. — 9. Wie- 
ner Protocol ver vier Großmächte zur Aufrechterhaltung der ntegrität 
der Türkei. — Aufhebung des Belagerungszuftandes in Ungarn. — 
10. Engliihefrangötifches Allianzbündniß zur Unterftügung der 
Zürfei. — 11. Zurücdnahme der Reformbill. — 12. Erflärung des Erzbiſchofs 
von Freiburg, feiner weltlichen Behörde irgend welche Wirkſamkeit in 
Ausübung kirchlicher Mechte zuzugeltehen u. j. w. — 14. Die eriten Hülfs- 
truppen landen in Konjtantinopel. — 20. Schutz- und Trutzbündniß 
zwiſchen Defterreich und Breußen — 21. Zehnjtündige® Bombar- 


dement DOdejja’s. — 9 Ruſſiſches Manifeit: Wupland kämpft 
nicht um weltlicyer Bortheile willen, es fämpft für den Glauben und bas 
Chriſtenthum. 

1. Wiederherſtellung der franzöſſiſchen Kaiſergarde. — Prinz Napoleon 


in Konſtantinopel. — 13. Engliſch-franzöſiſches Ultimatum 
an Griechenland. — Neutralität und bewaffnetes Einſchreiten zur Unterdrü— 
ckung des Aufſtandes. — Integrität der Pforte. — 14. Erzbiſchöflicher Hir— 
tenbrief, daß alles katholiſche Kirchen- und Stiftungsvermögen Eigenthum ver 
katholiſchen Kirche ſei, in den Kirchen von Karlsruhe verleſen. — 15. 
Defterreich läßt 95,000 Mann ausheben. — 18. Strafrechtliche Unter: 
terſuchung gegen den Erzbiſchof. — Blockade Griechenlands durch die Weſtmächte. 
— Blockade von Riga durch Napier. — Siliſtria eingeſchloſſen. — 22. Ver— 
baftung des Erzbiſchofs von Freiburg. — 23. Beitritt des de ut ſcheen Bundes 
zu dem öſterreichiſch-preußiſchen Bündniſſe. — 25. Der Piräus beſetzt. Der 
König von Griechenlhand fagt Neutralität zu. Maurokordatos Miniiter. 
— 30. Aufhebung der Haft des Erzbiſchofs. 

1. Donaumündungen blodirt. — 3. Defterreich fordert von Rußland Räumung 
der Donaufürftentbümer — 8. Zufammenfunft des Kaiſers von 
Defterreih, der Könige von Breußen und Sachſen in Teſchen. — 11. Kö— 
niglich däniſcher Erlaß einer Verfaſſung für Holjtein. XQrennung von 
Schleswig. — Lord John Ruſſel Präfivent des Geheimen Raths. — 14. 
Vertrag zwiichen Defterreih und der Pforte wegen Befegung der Donau- 
Fürftentdümer durch SDeiterreih. — 20. a Anlehen von 
50 Millionen Silberrubel. — 21. Bomarfund bejchojien. — 22. Auf: 
bebung der Belagerung Stliftria’3. — NRüdzug der Ruſſen auf das 
line Donauufer. — %. Defterreihijches Nationalanlehn von 500 Mil: 
lionen Gulden zur Heritellung der valuta (Landeswährung auf Metallwäh- 


rung ). 

14. Naſſauiſche Detroyirungen, welde die Trennung der Juſtiz von ber 
Verwaltung u. ſ. w. aufheben. — 15. Gröffnung der beutichen Induſtrieaus— 
ftellung in Münden. — 17. Die Sömmeringbahn dem öffentlichen Verfehr 
übergeben. — 24. Beitritt des gefammten deutjchen Bundes zu dem ölter- 
reichijch -preußifchen Trug: und Schußbündnijfe. — 26. Königlihb däniſche 
Verordnung über die Gejammtverfaflung der däniſchen Wonarchie. 

2. Rückmarſch der Ruffen über den Pruth. — 8. Grflärung des Füriten Gort— 
ſchakoffin Wien und weiterer Notenwechjel, da die Räumung nur ein Schritt 
zur Heritellung des Friedens ſei; Dejterreich werde die Donaufürjtenthümer 
befegen. — 9: König von Sachſen ftirbt in Tyrol. Sein Bruder Johann 
tiitt Die Regierung an. — 13. Die Feſtung Bomarfund übergiebt fich an 
Napier. — 16. v. Bach, kaiſerl. Gommiffair der Donaufürftenthümer. — 21. 
Waflerverbeerungen in Schlefien. 


Sept. 


Det, 


Nov, 
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2. Louis Napoleon und der König von Belgien in Galaid. — 3. Preu 
ßiſche Girculardepeihe. Durch Räumung der Füritenthümer jei der Zu- 
jagartifel des Bündniffes erledigt; ein Feithalten an den von Rußland ver- 
worfenen 4 Puncten fünne für die deutichen Bundesſtaaten Laften und Ver— 
pflichtungen mit fich führen, welche durch den Geift und Zweck des Bünd- 
nifjes nicht geboten jet. (Blafen zum Rüdzuge.) — 5. Preußen erfenne 
feine Verpflichtung an, die 4 Puncte durch militairifche Mitwirfung gegen 
Rußland zur Ausführung zu bringen, (Vertrauliche Note.) — 14. Yandung 
der britifch = franzöftjch = türkifchen Armee in der Krim — %. Schladht an 
der Alma. Die Ruffen ziehen fihb auf Seba ftopol zurück. — 23. 
Die Verbündeten nehmen Balaclava. — 30. Defterreihifhe Note 
gegen Preußen. 

2. Gröffnung des däniſchen Reichstages. Einheit des Landes jei der 
fefte Wille des Königs. — Die Tartarennachricht aus der Krim. — 9. 
Laufgräben vor Sebaftopol eröffnet. — 10. Breußifche PVerorbnung 
wegen Bildung der erften Sammer. — 13. Preupifche Antwort an Defter- 
reich. Fernerer Notenwechjel. 

5. Schlacht bei Inferman. Ruſſiſcher Verluft 10,000 Mann. — 9. Oe— 
ſterreich iſche Anträge beim Bunde wegen der Unterftügung im Fall eines 
Krieges. — 16. Lord Palmerfton in Paris. — 23. Uebergabe des Jah— 
debujens an Preußen. — 26. Unterzeichnung eines Yufapartikels zum 
Vertrage vom 20. April zwiſchen Defterreih und Preußen — 38. 
Der Kaifer von Rußland erklärt, die 4 Propofitionen des Wiener Gabinets 
ald Ausgangspunct zum Frieden anzunehmen. — 30. Die preußiſchen 
Gammern eröffnet. 


Dee. 2. Abſchluß eines Allianzvertrages zwiſchen FSranfreid, Großbri— 


1855. 
Yan. 


Bebr. 


tannien und Defterreid. — 8. Bäpftliche Bulle über das Dogma 
von der unbefleckten Empfängniß der heiligen Jungfrau. — 12. Eröffnung 


5. Eine preußiſche Note erklärt die Mobilmahung für unnöthig. — 
Eine Depeſche nah London und Paris fordert die Anerfennung der 
Rechte, die Preußen ald Großmacht befige. Antwort: Preußen hat den Ran 
einer Großmacht; aber Die damit verbundenen Rechte und Pflichten laſſen fie 
nicht trennen, — 10. Gavour übernimmt das Minijterium des Auswärtigen. 
Sardinien tritt dem englifch= franzöfifchen Bündniffe bei. — 14. De- 
erreich fordert in einer geheimen Depefche die deutjchen Staaten auf, 
ich ihm anzujchließen, wenn Preußen in feiner unentjchiedenen Politik beharre, 
ihre Gontingente für den Kriegsfall der oberften Leitung des Kaiſers anzu- 
vertrauen, verbürgt Länderbeitand und Theilnahme an den Vortbeilen des 
Krieges. — 23. Antrag Dejterreichs beim Bunde, die Hälfte des Gon- 
tingents folle mobil gemacht, ein Oberfeldherr gewählt werden. — Lord John 
Ruffel fordert Entlafjung. — 25. v. Bismard- Schönhaufen bejtreitet die Noth- 
wenbdigfeit einer Mobilmahung. — %6. Sardinien macht in England eine 
Anleihe von 25 Millionen Lire — ſchickt 15,000 Mann nach der Krim. — 
28. Eröffnung der Eiſenbahn auf dem Iſthmus von Panama über die 
Gordilleren. — 29. Lord Derby mit Bildung eines neuen Minifteriums beauf- 
tragt. Sein Verſuch mislingt. 
6. Frankfurter Verfaflungsgefeg durch Abſtimmung der Buͤrgerſchaft 
angenommen. — 7. Winijterium Palmerſton. — 8. Beichleunigte Kriegsbe— 
veitichaft Der Haupteontingente durch Bundesbeſchluß verfügt. — 22. 2 
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tion des britifchen Staatäfeeretaird an John Ruffel: die die Freiheit der Do— 
nau beichränfenden Nechte (durdy den Frieden von Adrianopel) müflen fallen ; 
das Uebergewicht Rußlands im Schwarzen Meere muß vernichtet werben. 
— 23. Gauß ftirbt in Göttingen. — Fortwährender Streit Defter- 
reichs und Preußens durch Notenwechiel. 

März 1. Theilung des Domanialertrages zwijchen der herzoglichen Familie und dem 
Lande in Gotha angenommen. — 2. Der Kaiſer Nicolaus 1. ftirbt. Alexan— 
der 11, befteigt den Thron: „Unfer Beitreben wird dahin gerichtet fein, das— 
jenige zu erfüllen, wonac; Kaifer Peter I., Catharina, Mlegander und Unfer 
Vater unabläffig gejtrebt haben." — 26. Fortwährender Notenwechjel, in wel- 
chem Preußen zu beweijen jucht, daß es nicht gegen die Weftmächte. 

April 2. Fürft Gortjchafoff übernimmt den Oberbefehl in der Krim — 12. 
Nordamerica kündigt den 1826 geichloffenen Sundzollvertrag. — 
Deiterreichh hält die von England in Vorſchlag gebrachte Beichränfung der 
ruſſiſchen Seemacht nicht für nöthig. — 15. Kaifer und Kaiferin der 
Franzofen nah London. — 17. Wiederaufnabme der Friedendverhandlun- 
gen in Wien. Friedenöprojecte und Gegenprojecte von allen Seiten. 

i 3. Schluß der preußiſchen Gammern: „Die Negierung fei verpflichtet, 
das Heer in erforberlicher Kriegäbereitjchaft zu erhalten.” — 6. Ungemeine 
Truppenaushebungen in Rußland. — Walewsky franzöſiſcher Mi- 
nifter des Auswärtigen. — 10. Das Kloftergefeg in Turin mit dem Zu— 
74 von Desambrois angenommen: „Diejenigen Klöfter, deren Mitglieder 
fi) nicht dem Predigeramte, der Erziehung oder Krankenpflege widmen, ver: 

lieren die Eigenfchaft moralifcher Körperjchaften, und fallen die Güter an bie 
zum ed are der Geiftlichen beitimmten Gaffe. — 15. Eröffnung der Kunſt— 
und Snduftrieausftellung in Paris. — 24. Bejegung von Kertfch und Je— 
nifale durch die Verbündeten. — Zerftörung der ruffiihen Handels- und 
Borrathsfchiffe im Aſowſchen Meere. — Dejterreich erflärt vertrau- 
ih an Preußen, wenn man in Paris und London das öfterreichifche Ultimatum 
nicht annehme, werde Defterreich nicht weitere Forderungen ftellen, ohne ben 
friegführenden Mächten das Recht dazu zu beftreiten. 

Juni 4. Schlußfigung der Wiener Gonferenzen. Dejterreich erffärt, e8 habe 
feine anderen Vorſchläge au machen, als die von den Weitmächten abgelehn- 
ten. — 18. Nach 24jtündigem Bombardement Sebaftopol8 Angriff auf Re: 
dan und Malafoffthburm von den Ruſſen zurüdgefchlagen. — 20. 
Auflöfung des däniſchen Reichstages. — 24. Neduetion der öfterrei- 
chiſchen Armee. 

Juli 2. Eröffnung der außerordentlichen Sigung des franzöſiſchen gefekge- 
benden Körpers. Anleihe von 750 Millionen und Einberufung von 140,000 
Mann. — 21. Der däniſche Meichsrath nimmt den Gejammtverfaffungs: 
entwurf ber Regierung in zweiter Beratbung an. — %. Die deutjc e Bun- 
besverjammlung giebt der öfterreichifchen Politif ein Vertrauendvotum. 


5 


Inhalt. 


Zuſammenſetzung des Miniſteriums. Zuſammenberufung der Cammern. Der Ein— 
tritt in den Zollverein. Rückblick auf Die Hannoverſche Induſtrie. Johann Egeſtorff 
und Georg Egeftorff und ihre induftriellen Unternehmungen. Hannoverſche Gewerbe: 
ausftellungen. Die Prämiirungen von 1850. Die deutſche Gewerbeausftellung in 
Münden. Mineralien und Brennftoffe; landwirthichaftliche Roherzeugniſſe; Ehemi- 
ealien und Farbeiwaaren ; Nahrungsmittel und Gegenjtände des perjönlichen Ber- 
brauche; Maſchinen; Gefpinnfte ; Gewebe; Weißwaaren ; Kleider ; Lederarbeiten ; Me: 
tallwaaren und Waffen; Stein, Thon: und Glaswaaren; Holzwaaren und Kurz: 
waaren. Papier und Druckerzeugniſſe. Dampfmafchinenfräfte des Landes. Stadt— 
bireetor Evers Tod und die Papiergeldentwendung. Wahl zu der zweiten Gammer. 
Refultate. Das Einfordern der Bürgerwehrwaffen. Bürgermeifterwahl. ©. Zim: 
mermann al8 Oberregierungsrath und Referent des Gejfammtminifteriums. Aufammen- 
tritt der Stände, Bureauwahlen. Ausfchüffe. Budget. Ueberſchüſſe ftatt des Defieit. Die 
Aufhebung bes Gejeges vom 1. Auguft vom Finanzausfchuffe beantragt. Scuffton 
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in ben Sammern -- namentliche Abitimmung — Gonferenzbejchlüffe. Anforderungen 
der Regierung wegen Armeematerialerfagvorräthe und Gajernenbauten. Theilweiſe 
Bewilligung. Der Bund fordert die Erklärung der hannoverſchen Regierung. Die 
Denfichrift min: Jahreswechiel. Orkan. Bundesbejchlüffe gegen die 
Preife und Vereine. Ausicheidung der bisher gebliebenen Hälfte und Neuwahlen 
zur eriten Sammer, Namensverzeichnii der Gewählten. Snslebenführung des Ge- 
jeges, Die Gemeindewege und Landitraßen betreffend. Kurzer Inhalt der Denkjchrift 
der hannoverfchen Regierung. Vertrauliche Erflärung vom 24. Januar 1855. Be- 
leuchtung der Denkfchrift durch Lehzen und Stüve. Die Entgegnung der Hannover: 
ſchen Zeitung. Bundestagsfigungen vom 12, und 19. April. v. Manteuffel und 
Klenze. Der politische Fehlariff des Bundes. Die Kunde von dem Bericht der 
Rerlamationseommilfion und ihre Wirkung auf das hannoverſche Volt. Die Adrefje 
ber Reſidenz für Aufrechterhaltung der Verfaſſung. Nachfolge im Lande. Das 
Schageollegium bittet um Zufammenberufung der Stände. Der Viſſeringſche Antrag 
in der oftfriefiichen Provinziallandichaft. Publication des Bundesbejchluffes vom 
12. April und Aufhebung des Gejehes vom 1. Auguft 1851. Das preußijche Wo— 
chenblatt gegen die Bundestagsbefchlüffe. Zufammenberufung der allgemeinen Stän- 
beverfammlung auf den 15. Juni. Bureauwahl. Erklärung der Regierung über den 
einzufchlagenden Weg. Neue Gompofition der Kammern vorgefchlagen. Mangel 
ftaatörechtlicher Gonftruction in dem vorgejchlagenen Wege, Finanzgusihuß und Ver- 
faſſungsausſchuß. Proviforifche Bewilligung der Steuern, unter Vorbehalt auf die 
Anjchläge zurückzukommen. Anträge des Verfajjungsausichuffes auf Vorlegung von 
Acten. Antwort der Regierung. Verhandlungen des Präfidenten zweiter Kammer 
mit dem Minifter des Auswärtigen. Stimmung im Ausfchuffe. Mittel der Stände, 
den Verfaflungsbrucd abzuwenden. Bertagung der Stände am 12. Juli. Verſuche 
ſtändiſcher Mitglieder zur Einwirkung auf ihre Wähler. Stüve's Empfang in Os— 
nabrüd, Adreſſe der Bürgervorfieher der Nefidenz und Weigerung des Magiftrats, 
derjelben beizutreten. Minifterfrifis. Entlafjung des Miniſteriums Lütcken. Mini- 
ſterium Kielmansegge. Auflöfung der zweiten Sammer. Nachträgliche Petitionen zur 
Aufrechterhaltung des Verfaffungsgefeges. 


Das neue Minifterium war auf eigenthümliche Art gebildet, v. Lüts 
den Präſident, Geheimer Kriegsrath Wedemeyer, uniern Lefern aus dem 
eriten Bande diefes Werkes befannt, erhielt das Minifterium des Innern, 
Conſiſtorialrath Bergmann wurde Cultusminijter, Obergerihtsdirector Buſch, 
abermals ein Katholif, Juſtizminiſter, Ernſt v. Lenthe Minifter der aus: 
wärtigen Angelegenheiten, der Kriegsminifter blieb. in Programm murde 
nicht erlajjen, dem Volke war der Name v. Lütden Programm genug. Die 
erſte officielle Meußerung war eine verfafjungsmäßige. Durch Broclamation 
vom 5. December wurde die aufgelöj’te allgemeine Ständeverjammlung zu: 
jammenberufen, der Tag der Zujammenkunft vorbehalten, die Neuwahlen 
zur zweiten Cammer ausgejchrieben, Man merkte im alten Jahre beinabe 
gar Feine Wahlbewegung , nur in Nienburg war es der al3 Staatsanwalt 
fungirende Obergerichtöratb Dandert, bis 1852 Amtsafjefjor und Bürger: 
meijter in Bremervörde, welcher den Zujammentritt eines ſ. g. confervativen 
Wahlcomitee'3 veranlafte, jeinen Endzwed, welcher wahrſcheinlich ſchon da— 
mals auf die eigene Wahl binausging, aber nicht erreichte, es wurde viel- 
mehr bier ein Mann gewählt, welder dem gegenwärtigen, wie dem Zufunfts- 
minifterium, dem Dandert vorarbeiten wollte, äußerjt zumider war, Lehzen. 
Der Eingang in das neue Jahr war ein gedrückter. Man hatte im vori- 
gen Jahre, irre ich nicht bei der Einführung eines, wie man damals glaubte, 
liberalen Schleswig : Holfteiners, Schoow, als Bürgermeifter in Leer, bie 
Geſundheit des Königs getrunken, „in dejjen Krone Verfafjungstreue der 


Ihönjte Jumel ſei“. Die Phrafe gefiel, fie madte die Runde —— 
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und mancher verfaffungstreue Beamte und Richter verfehlte nit, wenn er 
zu dem officiellen Toaft genöthigt war, ſich diefer oder einer ähnlichen Phrafe 
zu bedienen. Mit dem Jahre trat Hannover in den Zollverein. Capital 
und Speculution machten noch vor Jahresſchluß mandes gute Geſchäft. 
Ungeheure Waarenvorräthe waren theils jhon vor der Tariferhöhung impor— 
tirt, theil3 wurden fie es vor Schluß des Jahres. 

Es war die Abfiht, diejen Zeitpunkt zu benugen, um einen Blid auf 
die Lage der hannoverſchen Induſtrie und Yabrifwejen zu werfen. Der 
Berfafjer ift zu menig unterftügt, er kann nur an einigen Beifpielen zeigen, 
wie er die Sache gern behandelt hätte. 

Außer der großartigen Staatsindujtrie am Ober- und Unterharz und 
dem feiner Waflerkraft und Feurung wegen damit in Verbindung gebraten 
Solling gab es in Hannover zur Zeit des Zollanſchluſſes eigentlih nur we— 
nig Induſtrielle von Bedeutung, und unter ihnen ragte wieder ein Mann 
hervor, . auf deſſen Unternehmungen beinah die ganze übrige hannoverjde 
Induftrie gegründet ift und ohne welchen unjer Eiſenbahnweſen ſchwerlich 
je zu der Blüthe getrieben wäre, auf welder es jtebt. Das war Georg 
Egeftorff zu Linden. Die immenje Bedeutung der Egeſtorff'ſchen indu— 
ftriellen Unternehmungen für das ganze Land machen es uns zur Pflicht, 
die Begründung von ihrem Anfange zu verfolgen. Johann Egeſtorff, 1772 
als Sohn armer Fiiher in Lohnde geboren, erlernte das Böttcherhandwerk, 
trat dann als Holzflößer ein, um Harzholz auf der Leine und Weſer nad 
Bremen zu flößen. Er bemerkte dabei, daß Kalk in Bremen tbeuer fei, 
und flößte folden auf eigene Rechnung herunter, erpachtete bald zwei kleine 
Brennereien bei Ronnenberg und Linden und beſchäftigte ih ausſchließlich 
mit Kalkhandel. Das Bepürfni nad Brennmaterial veranlaßte ihn 1804, 
am Brön und Hülfebrint nah Kohlen zu ſuchen, er fand folde, als er 
ſchon im Begriff jtand, die Verjuhe aufzugeben, erpachtete die Befugnik 
zum Bergbau von dem Grafen von Blaten auf lange Jahre und legte da— 
mit den Grund zu allen den großartigen Unternehmungen, welche gegen- 
wärtig etwa 2000 Arbeitern mit eben jo viel Frauen und Kindern Nahrung 
geben. Die Kohlen wurden Anfangs zum Verkaufe bejtimmt, die fchlechteren 
zum Kaltbrennen. Die bisher erpachteten Kalkbrennereien wurden 1805 
angelauft, dazu fpäter eine Kalkbrennerei und Ziegelei bei Völkſen. Nach 
und nah kaufte Egeftorff alle in der Nähe belegene Feldländerei, in deren 
Untergrund ſich Kalkjteine befanden und begründete jo ein Geſchäft, das zur 
Zeit 150,000 SHimten Kalt in Hannover jährlich verkauft und andere 
150,000 Himten, in 20,000 jelbjt fabricirten Tonnen verpgdt, nad Bre— 
men jendet. Der Kalkitein geringerer Güte wird feit einem halben Jahr— 
hundert zu Fundamentmauern in Stadt Hannover verwendet und davon jebt 
oft 8000 Fuder abgejest. Den Kalkhandel in Bremen übergab Johann 
ſchon 1805 jeinem Bruder Jasper, bis dahin ein armer Leineweber, zu eige- 
ner Rehnung, welcher das jest unter der Firma: 3. H. Egeſtorff's Erben 
jehr blühende Kalkgefhäft in Bremen begründete. Etwa im Jahre 1820 
führte der große Mangel an Mauer: und Dachziegeln Johann Egeftorff zu 
der Anlage zweier Ziegeleien zu Linden und Empelve. 1824 gründete er 
dur feinen Sohn Georg eine Zuderfabrit bei Linden, die erjte derartige 
Sabrif im Hannoverjhen, welche nah feinem Tode auf jeinen Schwieger- 
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john Leopold Hurtzig überging; derfelbe bezahlte im Jahre 1855 an Steuer 
für importirten Rohzucker 105,800 Thlr. 1825 wurde das ſchöne Wirth: 
ihaftsgebäude auf dem Lindener Berge, mit Parkanlagen, erbaut; um die 
gleihe Zeit ein Holzhandelsgefhäft mit Harztannen, Baubhölzern, Dielen 
begründet. Schon 1827 begann Egeſtorff, die unfabrbaren Wege zu den 
bei Wennigjen belegenen Kohlenbergwerken auf eigene Koften zu chauſſiren, 
von der Hameler Heerftraße an, und veranlafte dadurch eine Ermäßigung 
der Koblenfuhren um 50 pCt. — Johann Egeftorff ftarb 1834, 62 Jahr 
alt. Raftlofe, nie ermüdende Thätigkeit, ftrenge Rechtſchaffenheit, catoniſche 
Strenge in Führung des Hausregiments waren die Grundzüge jeines Weſens. 
Sein 1802 geborener Sohn Georg wurde fchon im 13. Lebensjahre dem 
Schulunterriht entzogen, um dem Vater im Gefchäfte zu helfen, und jtand 
demjelben feit 1825 helfend, rathend, ihn ergänzend zur Seite. Im Sabre 
1832 durd ein einzelnes bevrudtes Blatt des hannoverfchen Magazins von 
1740 aufmerffam darauf gemadt, daß in der Umgegend von Linden Pflan: 
jen gefunden waren, welche nur an Meeresgeftaden oder fonjtigen Salz 
enthaltenden Gegenden gefunden wurden, fuchte er nah Salz, fand foldes 
und begründete die Saline Egeftorfisballe auf eigene Rechnung, die zur Zeit 
des Zollanjhlujjes wohl 300,000 Gentner Sal; jährlich producirte; daſſelbe 
wird nicht nur im Inlande, wo es felbft ver Lüneburger Saline die jtärffte 
Concurrenz macht, verkauft, fondern nah Hamburg, Holftein, Dänemark, 
Schweden, Norwegen u. ſ. w. verfhidt. Mit Anfertigung von Sadleine- 
wand zu den Säden find im DOsnabrüd’ihen ganze Gegenden bejchäftigt. 
Die von der Saline bezahlte Salzfteuer betrug im Jahre 1860 44,600 Thlr. 
1835 etablirte derjelbe eine Mafchinenfabrift und Eifengiekerei —3u einer 
Zeit, wo im Lande Hannover noch nicht eine auf gewerblihe Bwede ange: - 
wendete Dampfmajchine beftand. Es leitete ihn dabei die Erfenntnif, daß 
wenn die hannoverfhe Induſtrie ſich heben folle und gegen die ausländiſche 
concurriren wolle, fie fih der Dampfmaſchinenkraft würde bedienen müſſen, 
deren Bezug vom Auslande koſtſpielig und weitläufig war. Mit unendlichen 
Cchmierigkeiten überwand er durch gute und untabelhafte Arbeit dad Vor— 
urtheil gegen ausländifhe Mafhinen. Egeftorff hat bis jet etwa 200 Lo— 
comotiven gebaut und viele Hunderte von Dampf= und fonjtigen Maſchinen. 
Die Fabrik befhäftigte 1859 über 900 Arbeiter, augenblidlih durch die 
Ungunft der Zeiten nur 600. Hannover wurde allein durch dieſes Etablif- 
ſement binfichtlih der Locomotiven vom Auslande unabhängig gemadht und 
bildet dafjelbe eine ausgezeichnete Pflanzſchule guter praktiſcher Mechaniker 
und tüchtiger Handwerker, Schloſſer, Schmiede, Tifchler u. ſ. w., welde 
fih nah und nad über das Land von dort verbreiten. Die großen Quan— 
titäten Mutterlauge , welche bei der Salzerzeugung übrig blieben, veranlaßten 
Georg Egeftorff 1840, eine hemifhe Fabrik anzulegen, in welcher haupt: 
ählih Soda, Schwefeljäure, Chlorkalt, Salpeterfäure, Salzſäure erzeugt 
wurden, die einen quten Fortgang hat. Eine bei dem Anſchluß an den 
Zollverein begründete Gementfabrif ift 1860 eingegangen und in den Loca— 
litäten vderfelben eine Zündhütchen- und Ultramarinfabrif begründet, zwei 
Gefchäftszweige , welche im Hannoverfhen nod gar nicht angebaut waren. 

Ein Unternehmen, bei dem Egeftorff feit 1855 engagirt ift, das aber 
zu einem Grfolge noch nicht geführt hat, da ihm unerwartete Schwierigfei- 
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ten von vielen Seiten entgegengejest worden, ift die auf Actien projectirte 
Deifterbahn. *) Was Herr Egeftorff zur Begründung einer Volksſpeiſeanſtalt 
gethan, wird im folgenden Gapitel erwähnt werden **). 

Die Notizen über das gemwerblide und inpuftrielle Leben Hannovers 
fließen äußerft fparfam und befchränfen wir uns bier darauf, diejenigen 
Unternehmungen, welde fabrifartigen Charakter hatten, hervorzuheben. Die 
Gewerbeausftellungen in Hannover, 1835, 1837, 1840, 1844 und 1850 
abgehalten, waren bei weitem nicht fo bejhidt, als ſie es fein konnten und 
mußten, viele tüchtige Gewerbtreibende und Unternehmer gingen von dem 
Borurtheile aus, daß fie nicht nöthig hätten, ihren Erzeugnifjen ein größe: 
res Renommee zu jhaffen, da ver Heine Markt, von dem die Induſtrie 
des Zollvereins größtentheil3 ausgefhlofjen war, auch in der That das Be: 
fanntwerden wirklich guter Erzeugniſſe auf diefem Wege nicht bedingte. 
So war e8 gefommen, dab, während 1844 348 Ausiteller 3784 Num— 
mern bradten, 1850 nur 255 Ausiteller 2803 Nummern gebradt hatten, 


*) Zur Zeit iſt die Gonceffion zu dieſer Bahn durch beiondere königliche Ein- 
willigung erfolgt. 
**) Um ben Umfang des Gejchäfts einigermaafen zu bezeichnen, diene die nad 
einer notariellen Ermittlung im Jahre 1855 gemachte Aufitellung. Es arbeiteten: 
1) in der RI .... ... 92 Arbeiter mit 57 Frauen und 104 Kindern, 
2) in den Kalfbrennereien und 
Steinbrücen bei Linden... BB „ 50 a I 5 


” in der alten Ziegelei... .. 6 „ Free: | Sa — 10 - , 
4) in der neuen Ziegelei... .. W Rn: > = 45 - 
5) in der Kalfbrennerei und Zie: 

gelei bei Ronnenberg... . . 3> u — 22 a 5 u 
2 in Völkſen ........... 15 -, rc a Er 
7) in ber Ziegelei bei Empele 11 „ — —— 14 „ 


8) inder Deconomie, Tonnenma- 

cherei, Koblenniederlage ... 66 „ a IE 
0) in bemBergwerf bei Wennigſen 223 „ a: A + u." - 5 
10) „ „ „  Barfinghaufen 194 „ Fe ——— — 217 -: 
11) „Coppengrafe 16 „ B B. . 17 
12) in der Mafchinenfabrif .... 41 „ 2 - 


13) in der Gifengießerei .. 2... (ne? ey Ba 
4— in der chemifchen Fabrif ... 37 „ 2 — Br 
15) Salzfuhrleute, Saljträgr.. 8 „ ».B.% .« 8 „ 
1422 760 1729 
fo daß ernährt wurben . . 22 om nern 3911 Berjonen. 
Es wurden in demfelben Jahre bezahlt: 
1) an Löhnen und Gehalten ..... . . . . . ..... nr... 241,976 Thlr. 
2) an Fuhrlöhnen für Steinkoblen . 2 2 oo mon 4, e 
3) an Frachten und Speſen ...................... . B 
4) für Materiale und Mobproducte . . oo een 414,743 „ 
5) an diverſen Steuern re ee a nee 45,691 „ 


— 788,079 Thlr. 
Die zn „Arbeiter iſt jeit 1855 von 1422 auf 2000 geitiegen und warn 
die Ausgabe für Löhne, Gehalte, Steuern, erreichte doch 1860 die Salgfteuer allein 
den Betrag fümmtlicher Steuern von 1855. Daß Herr G. Ggeftorff für vie Gifen: 
bahnen ber größte Ablader des ganzen Königreichs ift, verfteht fich wohl von felbft. 
Terjelbe bat auf ben verichiedenen Gewerbenusftellungen von Hannover, Hildesheim, 
Wunden, Paris goldene, filberne und broncene Medaillen errungen und ift mit bem 
Titel Sommerziencommifjair bedadit worden. Wenn es aber gilt, irgend ein gutes, 
wohlthätiges, gemeinnügiges Werk zu unterftügen, fo fehlen niemals bie en: 
fen Beiträge von einem Unbefannten , als den wir Herrn Egeftorff wohl verrathen dürfen. 
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von denen Hannover und die Vorſtädte allein 124 Ausfteller lieferten. 
Die große goldene Medaille erhielten 1850 — Bernitorff und Eichwede, 
Broncefabrifanten in Hannover; F. C. Deig zu Lauterberg und Andreas: 
berg; Georg Egeftorff; J. W. Hausmann; die Sollinger Hütte zu Uslar; 
E. A. Störmer, welche auf ähnliche Weife ſchon früher prämiirt waren. Die 
Heine goldene Medaille erhielten: Franz Bedmann, Hofllempner und Lam 
penfabrifant zu Hannover; Greve, Baummollenfabrifant in Lingen; Gebrü- 
der Jänede und Fr. Schneemann, Buchdruckerſchwärzefabrikanten vor Hans 
nover; Th. Klawitter, Gewehrfabrifant in Herzberg; die Königshütte; In— 
ipector Meverftein, Mechaniker in Göttingen; Peters, Deftilateur in Hans 
nover; die Rothehütte; Daniel Schulze, Leinenfabrikant in Bodenteih; Tä— 
ger, Uhrmacher in Hannover; Tanner, KRuftmeijter in Hannover; Tidow, 
Mechaniker in Hannover *). Im Jahre 1854 bot die ſ. g. deutihe Ge— 
werbeansftellung zu Münden den Hannoveranern Gelegenheit zu einer Be- 
theiligung, die bei erweitertem Markte mit Eifer hätte ergriffen werden 
jollen. Allein es fanden fih in Münden nur 158 hannoverſche Ausftiller. 
Es hat v. Neden in der Zeitung für Norbdeutihland 1854 Nr. 1620 und 
folgd. eine überfichtlihe Darftellung gewährt, aus diefer und aus den Mit: 
theilungen des Gewerbevereins 1852, Lief. 68 und 69, haben wir die nad: 
ftehenden Notizen entnommen. Wir folgen dabei der Gruppenanorbnung, 
welhe in Münden getroffen war: 

1) Mineralien und Brennitoffe anlangend, fo würde zunächſt 
die Staatsinduftrie am Harze hier eine Stelle finden müſſen, wenn fie eine 
bejjere nicht jchon in Lehzen's Werke über den hannoverſchen Staatshaushalt ge: 
funden hätte, auf das wir, was die Staatsindujtrie anbetrifft, unjere Leſer 
verweilen. Steinfohlen anlangend find die Werke Egeſtorff's ſchon oben 
erwähnt; außerdem wurden in den v. Knigge’fhen Bergwerken zu Wen: 
nigfen zu diejer Zeit etwa 170 Arbeiter befhäftigt; von Lüdekings Er— 
ben in Holtenfen 8 Arbeiter. Im Osnabrüd’fhen waren im jtäbtifchen 
Pießberge über 180 Arbeiter beſchäftigt und warf der Kohlenbau bajelbit 
jährlih über 20,000 Thlr. Reingewinn ab. v. Reden nahm eine Schwarz: 
und Vraunfohlenförderung von 1,750,000 Gentner für das Sand an. 
— Die Asphaltfabrit von Hennig in Limmer beſchäftigte damals 20 
Arbeiter, Köhler und Wiſſel daſelbſt ſuchten demfelben nachzueifern. 
— Die Salzgewinnung im ganzen Königreihe, das damals noh 18 Sa: 
linen zählte, betrug 550,000 Gentner und konnte leicht auf das Dop— 
pelte gebraht werden. Die mohlfeile Production Egeſtorff's, dem nun 
noh die Gebrüder Niemeyer und Compagnie zu Neuhall bei Linden 
binzutraten, hatte zur Folge, das alle Salinen mit geringen Soolen ihren 
Betrieb nah und nad einftellten. 100 Pfund des beiten Kochjalzes wur: 
den in Hannover ohne Steuer für 10 Ngr., mit diefer für 20 Ngr. ver: 
kauft, in Münden koſteten viejelben 5 FI. 12 Kr., in der Rheinpfalz gar 
6 51. 18 fr. — Die Saline in Lüneburg hatte im Jahre 1851 in 21 
Pfannen 5650 Laft Salz producirt, wovon nad dem Auslande 3746 Lait, 
im Inlande 1848 Laſt verkauft wurden, — 


*) Das weitere Verzeichniß der mit filbernen und broncenen Medaillen Präs 
miirten und ehrenvoll Erwähnten ſiehe in den Mittheilungen des Gewerbevereind 
von 1850, Lieferung 60, ©. 203. 
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Kaltbrennereien, Gyps- und Durmühlen befinden fi in großer Anzahl 
bei uns, außer der Egeftorff’jhen trat ſchon damals hervor eine Kaltbren- 
nerei zu Brevörde, Amts Volle, mit 50 Arbeitern, die zu Salzhemmen— 
dorf, Altenhagen, die Gypäbrennereien im Miezerbrude. In Lüneburg 
eriftirt eine ſtädtiſche Gypskalkfabril; Kreidemühlen in Leſum. Kalk- und 
Gementfabriten: von Brinkhorſt und Weſtphalen in Burtebude mit 30 
Arbeitern, von Wenvdelftadt und Meyer in Hameln, Adolph Meyer 
zu Reher bei Nerzen, von Simmern in Garolinenfobl, Hero Schreiber 
in 2oga. 

2) Die Gruppe von landwirthſchaftlichen Roberzeugnijien 
anlangend, hat an und für ji mit Fabrikanlagen wenig zu tbun, obgleich 
fie die Grundlagen derjelben und zwar die gemwichtigiten gewährt. In Mün: 
hen waren nur Honig, Flachs und Mellproben vertreten. Hannover zählte 
1854 1,983,000 Stüd Schaafvieh — nahm daher in der MWollproduction 
einen ſehr bedeutenden Theil ein. 

3) Die Gruppe der Chemilalien und Farbemwaaren. Die 
chemiſche Fabrit von Egeftorif ift jhon erwähnt; außerdem eriftirte damals 
die hemifhe Fabrit von Frieder. Borders in Goslar und von Meyer: 
ftein in Einbed. Die Bleiweißfabrit von J. Fr. Schadtrupp und 
Comp. in Dfterode ijt alter Bewährung. Farbenfabrifen find ziemlich zahl: 
reih: Holthaus und Meyer in Hafte bei Osnabrüd und Springmann 
aus Osnabrüd hatten ſich ſchon damals ausgezeichnet. In Buchdruckerſchwärze 
ſuchten Jänede und Schneemann der altberühmten Fabrik von Chr. 
Hojtmann in Celle, welche jäbrlih über 3000 Gentner producirte, rühm= 
lichſt nachjueifern. 

4) In der Gruppe der Nahrungsmittel und Gegenftände des 
perfönlihen Verbrauchs jpielen fabrilähnlihe Anlagen, namentlich 
Mühlen, zwar eine große Nolle, indeß ift eine genaue Statiftit nicht vor— 
handen. Man zählte 1852 in der Landdroftei Hannover 202 Waflermüb: 
len, 105 Windmühlen und 2 Dampfmühlen, auf dem Harz 26 Wafler- 
mühlen, 1 Windmühle Aus den übrigen Landdrojteien liegen feine An— 
gaben vor. Zu Flethe, Amts Blumenthal, war eine große Getreidedampf- 
mühle, bauptjählic zur Weizenmeblausfuhr, von Jakob Frerichs und 
Comp. errichtet und zu Geejtemünde hatte C. Hartlaub eine Dampfmühle 
und Kehtöbäderei errichtet, welde lektere 1851 die ungemeine Menge von 
250 Laft Weizen, 200 Laft Roggen verarbeitet hatte. Die Dampfmübhle 
von Gosling zu Osnabrüd war bei Gelegenheit der 15. Verfammlung 
deutſcher Land- und Forftwirthbe zu Hannover prämirt. — Tabada: und 
Gigarrenfabriten zählte Hannover 1854 etwas mehr als 300, die bedeu— 
tendfte darunter war die von Gebrüder Andre in Osnabrüd, melde über 
420 Arbeiter befhäftigten. In Hannover waren Bruns und Sohn, 
Breul, Fuchs und Koh, Halberftadt und v. Sande, Maiers 
Erben, Kugelmann renommirt; in Hildesheim die Schnupftabadfabrit 
von Sievers; im Lüneburg’fchen Linds in Lüneburg jelbft, Fr. Juſtus, 
S. H. Delius, H. C. Stümper, P. Ullrichs in Harburg und Bruns 
in Celle, welcher gegen 90 Arbeiter beſchäftigte. Im Landdroſteibezirk Stade 
war die Fabrikation troß der günſtigen Lage wenig vorgeſchritten, genaue 
Angaben fehlen aber; Koch im Rotenburg beihäftigte etwa 20 Arbeiter. 
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Die Tabadsfabrit von Steinbömer und Lubinus in Norden war in 
Dftfriesland die renommirtefte. Die in Folge des Anjchluffes an den Zoll: 
verein in der Nähe von Bremen, in Hemelingen, Adhim, Berven, Hoya, 
Brinkum entitandenen Cigarrenfabrifen gehören einer jpätern Beiprehung an. 
— Stearinlihtefabrifanten: Schmidt in Celle, Tenge in Osnabrüd, 
Dy es in Hildesheim, Weſſel in Eyftrup. — Wahsbleihen und Lichtfa- 
briten: Schmidt in Gelle und Guizetti dajelbit. — Bon Käſefabrikan— 
ten hatten fich bis dahin durch Proben auf Ausftellungen nur Saſſen in 
Norden mit Edamer Käſe producirt, obgleih am Harz, namentlih in Gos— 
lar von Groffe, und im GSollinge auf verfhiedenen Gütern und Domai— 
nen die Fabrikation j. g. Harzläfe und nahgeahmter Limburger Käſe fabrik— 
gemäß betrieben wurde. — Bierbrauereien waren wohl nur in Hannover 
und Hameln damals erträglih. Die große Bierbrauerei von Brande und 
Meyer in Linden wurde damals erft begründet. — Liqueurfabrifen aab es 
noch wenige, unter denen Peters in Hannover einen jehr guten Auf batte, 
wie auch die wohlriechenden Wäſſer von Carl Nieberg in Hildesheim durd) 
Auszeihnungen auf den Ausftellungen mehrfach geehrt waren. — Die Eichorien- 
fabrifen in Nienburg beihäftigten etwa 100 Perſonen; dieje Fabrikation hatte 
fih über das ganze Land verbreitet, in Hannover, Hameln, Stolzenau, Peine, 
Duderſtadt, Harburg, Uelzen, namentlih in Norden, wurde dieſelbe mit 
mehr oder weniger Erfolg betrieben. — Zuckerfabriken gab es außer der 
von Egejtorff und Hursig in Linden, die oben erwähnt ift, nur in Nien— 
burg (Dörrien und Comp., jest E. Hurskig), Schulz und Sohn in 
Lüneburg, Wüftefeld und Sohn in Münden, Schröder in Quafen: 
brüd, welcher legtere etwa 1,800,000 Pfund Zuder lieferte. Runkelrüben— 
zuderfabrifen gab es nicht. — Stärkefabrifen gab es wenige, alle arbeiteten 
damals noch ohne Dampfmafdhinen und die Production von 200,000 Pfund 
Stärke, wie Claaßen in Norden fie lieferte, galt für fehr bedeutend. — 

Branntweinbrennereien gab es zwar in großer Anzahl, nämlich 981, 
mit 265,832,749 Quartier Maifhraum, welche jährlih 25,612,878 Quar- 
tier Branntwein verfertigten und davon 561,219 Thlr. Steuer zahlten. Die 
größten diefer Brennereien waren auf der Domaine Königshorft, melde täg- 
ih 400 Himten Kartoffeln gebraudte, und zu Diederfen, auf einem Gute 
des Herrn v. Hake, zu 3’, Millionen Quart Maifhraum eingerichtet. Die 
größere Zahl diefer Brennereien bediente ſich noch feiner Dampfmaſchinen. 
Die Brennereien fürdteten ſämmtlich, die preußifhe Concurrenz nicht ertra- 
gen zu fünnen, deshalb hatte man in den lebten Jahren, feitbem der An: 
ſchluß feſtſtand, die Brennereien zu vervollflommmen gejuht und namentlich 
Dampfmafhinen angeſchafft. Es gab deren 1854 in den Brennereien 74, 
von denen indeß über die Hälfte erjt nad 1852 eingeführt waren. — Die 
Spiritusbrennereien waren dagegen mit den Magdeburger und Halberftädter 
gleihmäßig fortgeſchritten und zeichneten fih die von Peters, Ramfahl, 
Oldenburger und Bettels in Hannover, Küfter zu Lagen, Reben zur 
Lift, Müller zu Sceefiel, Ohland bei Lüneburg, W. Haftedt in Har: 
burg aus. — Die Efigfabrif der Gebrüder Bollmann in Hoya war feit 
Jahren in Süd: und Nordamerika, wohin fie ſtark erportirte, wohl an: 
gefchrieben. 

5) In der Gruppe der Maſchinen ftand ſelbſtverſtändlich Egeſtorff 
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voran, e3 folgte ihm die Gußeifenwaaren- und Majcinenfabrit von Wel: 
lenfamp in Lüneburg, welche drei Dampfmafhinen und 150 Arbeiter be- 
ihäftigte — ihre Drainröhrenprefje hatte 1852 den zweiten Preis erhalten; 
die Mafchinenfabrit von Voigtländer (aus Halberftadt ) in Schlaven be: 
Ihäftigte neben ihren Dampfmafchinen und Wajlerkräften über 50 Arbeiter, 
die von Gebrüder Kallmeyer zu Dfterode 25 Arbeiter; tleinere Maſchi— 
nen wurden von Tidom in Hannover gebaut, landwirtbichaftlihe Maſchi— 
nen von Ruftmann und Sohn in Barnitorf, Feuerfprigen von Hohn= 
baum und Rühmkorff zu Hannover, Meyerftein in Göttingen. 

6) Instrumente zum Meſſen, Wägen, phyſicaliſche, chemiſche, aſtro— 
nomiſche, chirurgiſche, mufifalifche, Uhren, waren auf allen inländiſchen 
und ausländiihen Ausitellungen immer zahlreih und gut vertreten: Beder 
aus Emden, Dandwertb aus Hannover, Meyerftein aus Göttingen 
lieferten ausgezeichnete mathematische und phoficalifche Injtrumente. — Unter 
den mufilaliihen Inftrumentenmahern waren Rittmüller aus Göttingen, 
Haale, Bleyert, Patſchke, Weykopf u. a. in Hannover im Aus 
lande Concurrenz zu begegnen wohl befähigt. 

7) Die Gruppe der Gejpinnjte, Gewebe, Wirkwaaren, Kleidungs- 
jtüde, Leder und Lederwaaren war auf der Münchener Ausitellung am mei— 
ten von hannoverfhen Ausitellern bevaht, und dies war um jo natürli= 
her, als jhon allein die Verarbeitung von Flahs und Hanf eine Haupt: 
nabrungsquelle vieler Landestheile bildeten. An fabritgemäßem Betriebe 
der Flachsbereitung fehlte‘es 1854 aber noch jehr, häusliche Arbeit lieferte 
das meifte Garn und Leinen in den Handel. Es eriftirte nur eine Flachs— 
majchinenjpinnerei im Handel, obgleih die Weber feit 1850 fih des Ma: 
ihinengarns häufiger bedienten. Dr. Schulze in Bopdenteih, 1850 in 
Hannover wie in Leipzig prämiirt, beichäftigte 300 Spinner und 30 Weber. 
In Hannover bejhäftigte Fr. Brettihneider etwa 100 Stühle, außer 
ihm waren 9. R. Olfe, M. Niederftadpt, Lehmann, Niewel, Fr. 
Scholle, C. E. Zimmermann zu nennen, Heine in Alferde, Bor: 
ges in Röfing, Spiegelberg in Hemmendorf, Friefen und Beli- 
zaeus zu Hildesheim, Brüne in Melle müſſen neben den Leinenfabrifen 
in Ofterode, melde, verbunden mit Baummollenfabrilation, 500 Stühle 
bejhäftigten, und der Fabrikation in Dsnabrüd, über die es uns an Daten 
fehlt, erwähnt werden. Hanfjen in Hildesheim lieferte vortrefflihes Segel: 
tuh, Mihaeljen in Neurönnebed hatte eine Schiffstaufabrif, Köper 
bei Begefad, C. Campen, DO. Meiboom, 9. Byl, D. F. v. Cams 
menga in Emden beveutende Reepichlägereien. Es waren im Jahre 1853 
17,935,673 Ellen Leinwand zu dem Werthe von 1,536,480 Thlr.. auf 
hannoverſchen Leggen zur Schau gefommen; ausgeführt wurden 1853 an 
Geweben von Flachs und Hanf für 1,734,368 Thlr. an Garn, 278,049 Thlr. 
an Flachs, 186,890 Thlr. an Heede, im Ganzen alfo für 2,267,567 Thlr., 
welche Ausfuhr 1854, ob in Folge des Anſchluſſes oder jonjtiger Umjtände, 
ift mir unbefannt, auf 2,794,686 Thlr. ftieg. — 

Mechaniſche Wollfpinnereien bejas Hannover 1854 nur ſehr wenige, 
von Weſſel und Comp. in Marienthal, Nolte und Grube in Göttin- 
gen, Berg in Nofporf, Vollmer in Grone, — Wollwebereien eine viel 
größere Anzahl, in Dfterode allein 180 Stühle mit 750 Arbeitern, Greve 
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und Uhl, ©. 9. Blum, waren 1850 prämiirt, Gebrüder Mimmer 
eiferten nah. Ebermwein in MWeende, Laporte in Meende, Levin in 
Göttingen, Hausmann und Hartmann in Hameln, Reeſing in Diep- 
bog, Sundmader in Hildesheim, Wejtermann und Aug. Kayfer in 
Einbeck, Hartwig und Comp. in Duderftadt, Hoffmann und Schrei: 
ber vafelbjt eiferten jämmtlih bei der neuen Goncurrenz nicht nur ihren 
Platz zu behaupten, fondern weiteren Markt zu gewinnen. Die Tuchmadher: 
corporation in Scarmbed lieferte nur gröbere Tuchſorten, Deden, Kal: 
muck's. Außerdem bejtand in Scharmbed die Tuchfabrit von 9. Herme— 
ling Sohn mit einer Dampfmaſchine, jhon 1835 prämürt, die etwa 200 
Perſonen befhäftigte und etwa 80,000 Ellen Tuch verfertigte. Im Osna— 
brüd’ihen find zu nennen: Hilger und Böhmer zu Hajtermühle, Pies- 
bergers Erben in Bramſche, ©. D. Meppen zu Leer und Nedder— 
mann zu Loga. Im Lüneburg’fhen war, obgleich diefe Provinz alles 
Schaafviehs im Königreihe beſaß, die Wollfabrifation ſelbſt fpärlib. Die 
Fabrik von Schulz in Celle war erft kürzlich in die Hand von Gapelle 
übergegangen, die Fabriken in Lüneburg beichäftigten kaum 10 Perjonen, 
Andre zu Uelzen 6, Lohmann und Bomann zu Celle etwa 12 Perſo— 
nen. Die jeit 1851 erheblich vergrößerte Tuch- und MWollgarnfabrit von 
Schaumann und Coith in Gifhorn bejchäftigte etwa 30 Perjonen. In 
Hafelünne und in Hümmling, fo wie in Emven gab es Strumpffabrifen. — 

Die Teppichfabriten von Roskamp und Rpbby in Springe und W. 
Weſſel in Marienthal hatten ſich im Auslande ſchon rühmliche Anerken— 
nung verſchafft. — Baumwollen- und gemiſchte Waaren wurden in München 
nur durch die mechaniſche Fabrik in Linden, G. W. Greve in Lingen und 
J. Meyerhoff jun. in Hildesheim repräfentirt. Die erjtere Fabrik war 
damals im Befis der Banquiers A. Meyer und Aler. Cohen zu Hannover; 
urfprünglih mit mehaniihen MWebeftühlen , die im Eljaß verfertigt waren, 
verfehben, war fie 1850 mit neuen engliihen Mafchinen verfehben und 1851 
nicht im Stande, den an fie gemachten Aufträgen Genüge zu leiften. Gie 
beihäftigte bis 1854 etwa 60 Arbeiter. Die großartige Baummollen - 
Spinnerei und Weberei in Linden mit 52,000 Spindeln und 413 Webe— 
ftühlen, auf Actien gegründet, war damals noch nicht vollendet. Die Fa: 
brifen von: Hausmann und Hartmann in Hameln, Ehlerding in 
Loccum, Zimmermann, Carl Bühting und Comp., Neupert in Han: 
nover, Gebr. Dralle in Alfeld, Frieder. Wiefen, und Carl Wiejen 
und Warnede in Alfeld, Marcus Neuberg in Sarſtedt (200 Webeitühle 
und 250 Arbeiter), Valentin daſelbſt, Franz Nielfen daſelbſt, Roſen— 
thal in Bovenden (430 Arbeiter), Rofenbaum in Ebergögen, Died: 
hoff in Dfterode, das überhaupt 1500 Menfhen auf 500 Stühlen be: 
fhäftigte, Sidermann in Quafenbrüd, Stroint in Nordhorn, Weiter: 
mafer und Powel dafelbit, Boſch und Franfen in Neuenhaus, Prior 
zu Oldendorf, der Arbeiterunterftügungsverein zu Emden mit 30 Webeſtüh— 
len, ©. Siffingh und Comp. zu Jemgum, Spedmann in Leer, 4. 
Broefemann in Weener, Siſſingh in Bunde, Connemann zu 
Koppelmoor, Schlüter zu Scharnebed, Kaulitz, Königsporf, Kö— 
nig in Lüneburg, Lübbers in Celle, Gries in Hanfensbüttel, wie end: 
lih die Baumwollen-Strick- und Nähgarnfabrit von Goerg in Celle lie 
fern den Beweis, dab die Baummollenfabrifation über alle Provinzen des 


412 


Landes verbreitet war, wenn auch nicht ſehr gleichmäßig, ſondern mit Vor— 
wiegen der ſüdlichen Provinzen. 

Seidenbauzucht wurde durch einen Verein in Nienburg mit verhältniß— 
mäßig ſehr kleinen Mitteln und ungenügender Unterſtützung von der Regie— 
rung betrieben und im Lande weiter zu verbreiten geſucht, nachdem ſich die 
Möglichkeit und große Nützlichkeit dieſer theils landwirthſchaftlichen, theils in— 
duſtriellen Zucht dort durch eine Reihe von Jahren bewährt hatte. — Stroh— 
flechterei wurde hauptſächlich in Twiſtringen in der Fabrik von Hörmann 
und Brackland betrieben, die über 90 Arbeiter beſchäftigte. Feinere 
Strohgeflechte lieferten die Fabriten von Sommer, Miethoff, Nedder— 
mann in Hannover. — Die Lederfabritation war durd leichten Bezug gu— 
ter Felle und die Fülle des Waſſers begünftigt, dagegen klagte man über 
den Mangel an Spiegelborke. Bis 1852 war fabrifmäßiger Betrieb von 
GSerbereien jedoch fehr felten, und daher die Fabrifen von Wachenfeld 
in Burtehude mit 120 Gruben, Söhlmann in Linden, Weber in Lem: 
förde, Icke zu Heiligenrode, Wolff zu Walsrode, Ebermwein zu Göttin- 
gen, Wirter, Dettmer, Meyer zu Nienburg etwas Seltenes, es jtedte 
aber viel Trieb in dem Gefhäft, wie man jchon daraus jah, daß in Mün- 
hen Davijon aus Dörverden, Golpfhmidt aus Wölpe, Heyne aus 
Quafenbrüd, Söhlmann aus Linden, Wamofy, Bornträger und 
König aus Harburg, Weber aus Lemförde, Wittram und Roſe aus 
Hameln, Wolff und Rothe aus Walsrode, Mauerhoff und W. Stein: 
feld aus Gelle vertreten waren. — Glanzlederfabriten gab es nur eine, 
die von Ratjen und Shünemann in Nienbura, welche auch Wachstuch 
fabrieirten und durd den Anſchluß ftark gefördert wurden, was jedoch Ernit 
Roſe und Wittram in Hameln nicht abhielt, 18°”/;, eine gleihe Fabrik 
zu errichten; aud wurde 1854 eine folhe in Harburg in Angriff genommen, 
unter der Firma Wamofy und Bornträger. Wachstuchfabriken beſtan— 
den nur noch von Benede in Hannover, Soltner in Hainholz, Kufel 
in Züneburg. 

8) Die Gruppe der Metallwaaren und Waffen, aus welder in 
Münden, wie früher in Leipzig, nit nur die zahlreihften Prämiirungen 
erfolgt waren, gehört, namentlih was die Metallgewinnung anlangt, größ: 
tentheilg wieder der Staatsinduftrie an und fällt nit in den Kreis unſe— 
rer Beachtung. 

Eifenwerfe von Privatperfonen beftanden damals: die Eiſengießerei von 
Egeftorff ift oben erwähnt, die Shünemannfhe Eiſenhütte in Dafjel mit 
90 Arbeitern, die Gifengießerei von Berry in Döhren, die Eifengiekerei 
und das Gmaillirwerf von Wellentamp zu Lüneburg, die Eifengießerei 
von Bültemann in Uelzen, die Gifengießerei von Kattentibt in Hil 
deöheim, die von Jakob Frerihs und Comp. in Flethe, die Eifenfchmelz- 
hütte der Actiengefelihaft bei Neuenhaus (Bentheim), die Eijenhütte in 
Norden von Julius Meyer, Eijengießerei von Dierks in Leer, die Bede: 
röder Gifenbütte von Julius Meyer (fabricirte 1851 an Gußwaaren 
450,000 Pfund, an Stabeifen 1,900,000 Pfund), der Eiſenhammer von 
D. W. Meefe zu Hollern, die Fabrik für Eifenguß- und Blehmwaaren von 
Weymann in Osnabrüd, das Hammerwerf von Klopp in Leer. Eine 
neue Actieneifenfhmelzhütte bei Neuenhaus in Bentheim war projectirt. 
Blantihmieden, Meſſerfabriken, Nagelfabritation waren fehr zahlreih dur 
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das Land verbreitet; die Senſenfabriken von Denker und Leymann in 
Sulingen exportirten namentlich nach Holland, das ſie beinah allein ver— 
ſorgten. Eine ausgedehntere Fabrik zur Anfertigung von Drathnägeln und 
Stiften war in Oderfelde durch F. EC. Deig new begründet. — Die Ge: 
wehrfabrik von Crauſe in Herzberg beſchäftigte 200 Arbeiter, die Fabrik 
des Dberhofruftmeilter Störmer daſelbſt hatte europäifhen Ruf, ©. N. 
Stöver dajelbit, Tb. Klamwitter dajelbit, Tanner in Hannover waren 
jämmtlih auf hannoverſchen und anderen Ausjtellungen ſchon prämiirt. — 
Die Lampenfabrif Bedmann’s in Hannover und Geweke daſelbſt wur: 
ven im Lande von Niemand übertroffen. — Hagel- und Walzbleifabrifen 
beitanden in Münden von Augujt Natermann, in Ofterode von Schach— 
trupp, in Andreasberg von Spanhut. — Schriftgießereien hatten Gebr. 
Zänede, Gebr. Shidenberg und Senator Culemann in Hannover, 
Natermann in Münden. — Die Broncewaaren= und plattirte Waaren— 
fabrit von Bernftorff und Eihwede in Hannover bejhäftigte damals 
fhon über 100 Arbeiter und ‚hatte jih mit Werfen wie der Kronleuchter 
im Hoftheater, die Statue v. Altens auf dem Waterlooplage bervorgethan. 
— Die Ladirfabriten von Günther und Frank Wittwe und Sohn waren 
in Leipzig wie in Hannover prämiirt. 
I) Stein, Thon: und Glaswaaren anlangend, jo bejcäjtigte 
Hannover 1854 etwa 500 Ziegeleien mit 2750 Arbeiter, welhe 85 Mil- 
lionen Stüd Mauerfteine und Dahpfannen zu dem Werthe von 600,000 Thlr. 
producirten. Genauere Angaben fehlen leiver. — Klinkerfabrikation hatte 
ih aus Dftfriesland noch in feinem anderen Theile Hannovers eingebür- 
gert. — Drainröhren wurden damals von Ludwig Buchholz zu Schwie- 
heldt, Wild. Hanjen in Hildesheim, Adolph Meyer in Hannover ver: 
fertigt. — Thonmwaarenfabrifation war noch in den Anfängen oder zurüd: 
geblieben, jo die Fabrikation thönerner Pfeifen in Uslar, die Gelbgutarbeiten 
in Münder und im Amte Coppenbrügge, in Duingen, Amts Yauenjtein, 
in der Hemmendorfer Haide, Altenhagen, Amts Springe, Bredenbed und 
dem Steinfruge. Auch in Krebed, Gronau, Dfterode, Beine, Bodenem, 
Lauterberg, Dfterhagen und Steina, wie in Hildesheim, dem Osnabrüdjchen 
und Dftfriesland gab es Töpfereien, jämmtlih ohne Bedeutung. — Por: 
zellan wurde in Hannover nicht fabricirt, wohl aber Halbporzellan in Mün- 
den von Aug. Wüjtefeld und in Burtehude. Seit 1853 war an der 
Unterwejer vom Kaufmann Job. Fritze die Porzellan: und Steingutfabrif 
Witteburg von Sowerbutt3 eröffnet, welche engliſches Rohproduct verarbeite- 
ten und über 200 Arbeiter bejchäftigte. ine ähnliche Fabrif wurde 1854 
in Burtehude angelegt. — Dfenfabrifen gab es vorzäglih in Hannover und 
Linden, Eldagſen, Hildesheim, Goslar, Lüneburg und Osnabrüd. — Glas— 
bütten zählte man 15: Seebaf zu Münvder, Tafelglas; Petzold und 
Scheele zu DOfterwald, Hohlglas; Hirt zu Brevenbed,; Neuß in Olden— 
dorf; v.d. Knigge zum Steinkruge, Tafels und Hoblglas; Chr. Sten- 
der zu Lamjpringe; Hempel zu Schlihthorit; Juſtus Thon zu Weiter: 
berg; Boppart zu Amelith bei Uslar, für Spiegel: und Fenfterglas ; 
Gebr. Kraas zu Silberborn, für Hohlglas; die Marienhütte zu Gnarren— 
burg, Fenfterglas; die Adolphshütte zu Großenfehn bei Aurih von Pfuhl, 
für Hoblglas. 

10) Die Gruppe ver Holzwaaren und Kurzwaaren aller Art, be 
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durfte der weiteren Ausbildung. Nur eine Fabrik leijtete hier Ausgezeichnetes, 
die von Deig uud Comp, zu Andreasberg, Lauterberg und Oderfeld, welche 
Zündbevürfniffe, aller Art (3. B. 113 Sorten) Perlmutterfnöpfe, Möbeln, 
Drathitifte, Nieten, Halten, Dejen anfertigte. In Jlfeld war von Shönian 
und Jericho eine Holzwaarenfabrif eingerichtet, die außer Möbeln nament: 
(ih vorzüglihe Parquetfußböden lieferte. Fuchs und Willmer hatten in 
Hannover furz vorher die erjten Fournierjchneidereien eröffnet, wie in Hen- 
nederode eine jolhe von Lex, in Niederfahswerfen von Kölling und 
Fiſcher gegründet waren, Jakob Bijjering, Wilhelm Rabujen, 3. 
9. Spedmann batten in Leer Dampfholzihneidemühlen errichtet, und 
wurde zu dieſer Zeit ein großartiges Gtablifjement diefer" Art an die Stelle 
der aufgeflogenen Bulvermühle zu Bomlis bei Walsrode errichtet. 

Schiffswerften gab es für Fluß- und Seeſchiffe 1854 in der Landdro— 
ftei Aurih 54, in der Landdroſtei Stade 29, in der Landdroſtei Lüneburg 
(zu Harburg und Wilhelmsburg ) 6, im Ganzen aljo 89, außerdem für 
Flußſchiffe an der Wejer und Leine 6 Werften. Gebaut wurden in diejem 
Jahre 115 Seejdiffe und 56 Fluß: und Wattjchiffe. 

Zu der münchener Ausftellung hatten aus diefer Gruppe noch Freis 
tag jun. aus Lüneburg Möbeln, Chr. Günther, Hofladirer aus Hans 
nover, ob. Läverenz daher, Ladirarbeiten, Carl Schröter aus Hil- 
desheim und Franz Siemjen aus Hannover Schnikarbeiten geliefert. 

11) Die Gruppe der Papiere aller Art, Druderzeugnijje anlans 
gend, jo beſaß Hannover PBapierfabrifen von beveutendem Umfange und gutem 
Renommee. Dahin find zu zählen die Fabriten zu Wertheim bei Hameln und 
bei Polle von v. Gülich, die Bapierfabrif von Winter in Altklojter, der 
Drewſenſchen Erben zu Lachendorf, von Quirll bei Dsnabrüd, Gru— 
ner zu Gretefh, Rörup (Firma: H. H. Schmidt) bei Lüneburg. Aus 
Berdem eriftirten noch eine Anzahl kleiner Papiermühlen. Nur eine Fabrik 
verfertigte Glanz» und Brandpappen, die von Gebr. Hajenbalg zu 
Mariajpring. 

Tapetenfabriken eriftirten: Berdebujdh und Herting, Stolberg und 
GComp., Sander und Strotbmann in Hildesheim, Herting in Em- 
bed, Benjeler und Sohn zu Lüneburg, Mönnidh zu Osnabrüd. 

Das waren ungefähr die Kräfte, welhe mit Anfang diejes Jahres 
ihren engeren, aber ihnen bis dahin durch Schuszölle gejicherten Markt der 
Concurrenz des Zollverein preisgegeben jahen, dagegen aber den größeren 
Markt des ganzen Zollvereins errangen, in welchem fie jih Geltung ver: 
ihaffen oder verfrüppeln und untergehen mußten. 

Eine 1854 vorgeno mmene amtliche Zählung aller im Lande vorhan— 
denen Dampfmajchinen ergab 236 Dampfmaſchinen mit 2612 Pferdefraft, 
außerdem 201 Dampfkejjel ohne Maſchinen. Dazu famen 137 Locomotiven 
auf den Staatseifenbahnen mit 12,330 Pferdefräften, und 6 transportabele 
Dampfmaihinen von je 6 Pierdefraft im Befiß des Domanii. Bei diefer 
Zählung find indeß die Maſchinen einer Menge Etabliſſements mitgezählt, 
die erit im Laufe des Jahres 1854 oder gar fpäter ins Leben traten und 
die eben Folge des Anſchluſſes an den Zollverein waren. 3 


*) Mittheilungen des Gewerbevereind, Neue Folge 1854 Heft 5. p. 335. Da: 
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Ehe wir zu den meiteren politifhen Greigniffen zurüdfehren, müſſen 
wir eines Ereigniſſes erwähnen, das, freilih nur ein perjönliches, weit: 
greifende politiihe Folgen hatte. Es war der Stadtdirector Evers im Bade 
bei Grimpe todt gefunden — das Gerücht wollte wilfen, er habe ſich die 
Pulsader geöffnet, und gleichzeitig war entvedt, daß von dem ftäbtifchen 
unverausgabten Papiergelde 22,000 Thlr. auf unerklärlibe Weiſe verſchwun— 
den waren. Es jtand deshalb eine neue Wahl eines Magiftratschefs in 
Hannover bevor und regte nit nur die Bewerber, jondern auch die Wäh- 
ler jhon Wochen vorher auf. Es mag erwähnt werden, daß man von einer 
Seite felbjt das Auge auf Heinrich v. Gagern geworfen hatte, der indeß 
auf eine Anfrage entſchieden ablehnte. 

Die Wahlen zu der zweiten Cammer gingen fehr rubig und ohne ir: 
gend welche Wahlbewegungen vor ih — das Minifterium v. Lütden enthielt 
fih aller Einwirkungen darauf, wie denn aud von einer organifirten PBarteiagi- 
tation nicht die Rede war. Das Drängen der Candidaten hatte aufgehört, Glau: 
bensbefenntnifje und Manifefte wurden nicht mehr in die Welt gefchidt; eine 
ganze Anzahl von bisherigen Deputirten hatte ihren Wählern erklärt, daß 
fie ablehnen müßten und mande Corporationen waren in DBerlegenheit we— 
gen einer Wahl. In den Städten waren freilich immerhin Ginzelne, die 
oft noch in der lekten Stunde ein Wahlcomitee zu bilden fuchten, um die 
Wahlen auf Berfaffungsfreunde zu lenken, d. b. auf jolhe Männer, von 
denen man annahm, daß fie in Verfaffungsänderungen nit einwilligen wür- 
den. Da die Regierung weder mit einem Programm, noch mit einer Mei: 
nungsäußerung über ihre Abficht hinfichtlich der Verfaſſungsfrage hervortrat, 
fo war es jchwer, beftimmte Parteien zu bilden, wir müſſen uns daher 
ſchon an die Kategorieen der verfafjungstreuen Majorität und der auf Aen- 
derung der Verfaſſung Eingehenden, wie jie die Zeitung für Norddeutſchland 
aufftellte, halten, ohne daß dieſe Kategorieen für die Zukunft maßgebend 
fein konnten. Die bisherige Majorität hatte bei den Wahlen nur acht ih: 
rer bisherigen Mitglieder, von denen mehrere nicht gewählt fein wollten, ver: 
loren, und waren dafür 8 andere gewählt, von denen nur Windthorjt entſchie— 
den auf der entgegengejebten Seite jtand; ftatt Buerens war Albrecht, jtatt 
Deterings Gerding, ftatt Brammers Uslar, ftatt Heimbrodts Windthorit , 
ftatt Langes Wrede, ftatt Oppermanns Colpe, ftatt Schachts Rehder, ftatt 
Schulzes Thieß, ftatt Tammens Pland, ftatt Thedingas Dreesmann, ftatt 
Despermanng Rededer erwählt. Einen bedeutend größern Wechſel hatte die 
bisherige Minorität zu erfahren. Bon den Mitgliedern derjelben waren 
27 nicht wiedergewählt: Minifter Bergmann, Senator Meyer, Heife, Weh— 
mann, v. Reden, Hunäus, Lindemann, v. Hammerjtein, Syndicus Lang, 
Wieſen, Weber, Staffhorft, Niedmann, Merkel, v. Hinüber, Möller, 
Stubbe, Garfien, Heinemann, Buddenberg, Böhmer, Amtmann Meyer, 
Köhler, Hanftein, Buß, Wolff, Dr. Schmidt. Durch die Neuwahlen was 
ren ftatt diejer eine Anzahl von etwa 12 Männern erwählt, von denen 


ſelbſt p. 219 finden fich auch diejenigen benannt, welche auf der Münchener Aus: 

ftellung die große Denfmünze (königliches Berg: und Forſtamt Clausthal — Deig 

———— > Georg Egeftorff), die Ehrenmünze (21) und belobende Erwähnung 
erhielten. 
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man glaubte, daß fie mit der vorjährigen Majorität gegangen fein würden, 
die Stellung der andern war nicht genau bekannt. Lehzen, Minifter Meyer, 
Albrecht, Pland, Brünger, Gerding waren doppelt, Windthorſt dreifach ge: 
wählt. Rumann und Conrector Schambad (für Einbeck) refignirten und 
traten dafür abermals Anhänger der Richtung ein, welhe überhaupt von 
Verfaſſungsänderung nichts wijjen wollten. 

Minifteriell hatten eigentlih nur die beiden Städte gewählt, melde 
Minifter gewählt hatten, Clausthal und Duderjtadt, denn man wußte nicht, 
was minifteriell eigentlich jei und es war vielleicht nicht ein Mitglied zwei— 
ter Cammer, das offen erflärt hätte, mit dem Minijterium durch Did und 
Dünn zu geben. Die Anlage XLVIII. giebt das volljtändige Verzeichniß 
der Mitglieder beider Cammern, wie fie nah den Grgänzungswahlen ji 
bildeten. Es waren 3 Minifter in der Cammer, davon 2 gewählt, der 
König hatte nur v, Lenthe ernannt, 3 Minifter außer Dienjt, 13 jtäptifche 
Gemeindebeamte, 12 Aovocaten, 1 Literat, 10 Nichter, 4 Berwaltungs- 
beamte, 3 Baltoren, 24 Gemeindebeamte, Gutsbejiger, Deconomen, 4 
Kaufleute u. j. wm. Wann die Cammern zujammentreten jollten, war un— 
bejtimmt gelajjen. 

Schon im December 1853 wurde von dem Kriegsminijterium von allen 
Gemeinden, denen man alte Steinfhloßinfanteriegewehre für die Bürger: 
garden geliefert hatte, dieje zurüdgefordert, unter dem Vorwande, daß man 
den Gewebhrfabriten in Herzberg Beihäftigung geben wolle. Es war dage- 
gen von verjchiedenen Seiten remonjtrirt, Anfangs Februar mußten dieſel— 
‚ben aber allenthalben abgeliefert werden. Wenn man geglaubt hatte, da: 
mit dem Inſtitute der Bürgerwehr einen tödtlihen Stoß zu geben, jo hatte 
man fich geirrt, daſſelbe war noch überall jo fräftig, dab man entweder 
aus den Cämmereicaſſen oder aus Brivatmitteln bejjere und zwedmäßigere 
Waffen anſchaffte. 

Anfangs Februar wurde in Hannover auch die Wahl eines neuen 
Stadtdirectors vorgenommen. Sie fiel auf Oberzollrath Raſch mit 18 Stim— 
men, gegen 12 Stimmen, welche auf den früheren Generalſecretair im Mi— 
niterium des Innern, dann der Juftiz, Lichtenberg, fielen. Sind wir 
recht berichtet, jo gaben gerade die Stimmen der Demokraten für Raſch das 
Uebergewicht,, indem man jich von jeiner fräftigen Berfönlichkeit eine thatkräftige 
Aufrechterhaltung der Selbititändigfeit der Stadt der Regierung gegenüber ver: 
iprad. Ob Raſch außerdem Verſprechungen ertheilt hat, ift mir nicht befannt. 

In jehr hohem Grade war es auffällig, daß um viejelbe Zeit der frü— 
here Arcdhivfecretair Zimmermann, den Scele gern nad Dänemarf batte ab- 
ziehen lafjen, nad Hannover zurüdberufen wurde, um an Benings Stelle 
als DOberregierungsratb Referent des Gejammtminiiteriums zu werden. Man 
wollte wijjen, das die Ausführungen vejjelben, daß das conjtitutionelle Prin- 
cip für Deutfchland nicht paſſe, ihm die befondere Gunjt des Königs eriwor- 
ben und daß dieje Zurüdberufung und Ernennung ein Act des allerböditen 
Willens jei. Es war damit dem rathlojen und über die Hauptiahen faum 
einigen Minifterium eine Seele gegeben, die fortan die entjcheidendfte Stimme 
hatte über Alles, was von diefem geſchah. — 

Die Theurung der Lebensmittel hatte dazu geführt, in Hannover eine 
Speifeanftalt für Bedürftige einzurichten, welche durch freiwillige Beiträge 
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bis gegen Anfangs März etwa jhon für 3500 Thlr. Speifen vertheilt hatte, 
ein Beijpiel, das aud in anderen Städten Nahahmung fand, aber erjt von 
Georg Egeftorff im nächſten Jahre auf das richtige Princip zurüdgeführt 
werden jollte. In Göttingen war eine Zeit die Beſorgniß für die öffent— 
lihe Sicherheit jo groß, dab des Nachts Bürgerwehrpatrouillen die Straßen 
durchwandelten. 

Die Stände traten erſt am 20. April zuſammen. Herr v. Lütcken 
verlas eine Thronrede, die zwar die verſpätete Berufung entſchuldigte, im 
Uebrigen Nichts von dem ſagte, was das Land erwartete, von der Anſicht 
der gegenwärtigen Regierung über die Nothwendigkeit einer Berfafjungs- 
Änderung. 

Die erite Cammer präjentirte Graf Bennigjen, Hausmann und Bezin, 
die zweite Elliſſen, Schlüter und Adickes zu Präfiventen, und nachdem die 
an eriter Stelle Gewählten bejtätigt waren, Hausmann, Vezin und Wy— 
nefen; Staatöminijter Meyer, Dr. Gerving und Krönde zu Vicepräfiden- 
ten. Die lestere Wahl jcheint mir ein Beweis, dab fih der Nik zwifchen 
äußerfter Linken und Linken mehr zugezogen hatte, vielleiht aus einem mehr: 
faben Grunde, weil mehrere neue Kräfte, 5. B. Albrecht, Lauenſtein mit 
Hinneigung zu demofratiihen Grundjägen eingetreten waren, und das Reis 
ten auf der Reihsverfafjung und den Grundrechten feine Bedeutung verlo- 
ren hatte, jowie weil man dem gemeinjamen Feinde des Junkerthums und 
Abjolutismus gegenüber ftand, enplih weil es leicht war, fi in der Poſi— 
tive: von der Verfajjung nichts zu lajjen, zu einigen. Zu Generalfyndi> 
fen wählte die erſte Cammer wie bisher Vezin und Wyneden, die zweite 
Bauermeifter und v. d. Horft. 

Außer dem Gefegentwurfe über die Reſidenz, der Polizei und dem Bud— 
get gab es nichts zu erledigen, und nıhdem die Stände daher für eriteres 
Geſetz Wyneden, Senator Roſe, Francke, und Staatsminifter Wedemeyer, 
Bauermeifter und Godeke in einen Ausſchuß gewählt hatten, in den Finanz— 
ausihuß aber Schagrath v. Bothmer, Breuſing, FJrande, Röje, v. Lütden, 
und WRittmeifter v. Münchhauſen; Lehzen, Stüve, PBland, Lang, Meyer 
aus Ejjen, und Albrebt, buten jie Anfangs Mai um Vertagung. Lütcken, ver 
aub dem Finanzminifterio vorjtand, hatte. vejignirt und war ftatt feiner 
Hausmann gewählt, es trat zum eriten Male, jo lange Stände erijtirten, 
der Fall ein, daß in der Finanzcommijjion dasjenige Mitglied der Regie: 
rung fehlte, weldes mit der Leitung der Finanzen betraut war, was Stüve 
um fo mehr beflagte, als bei ung die Finanzcommijjion den Mittelpunct 
aller Commiffionen bilde, welche der Mittheilungen und Erläuterungen von 
allen Minijterien bevürfe. Man vronete den Geheimen Finanzrath Bar der 
Finanzcommifjion als Commifjarius zu und vertagte jih dann bis zum 
7. Juni. 

Die Commijjion wegen der Rejidenzpolizei hatte freilich im Widerſpruch 
mit dem Minifter des Innern das Princip aufgeftellt, daß der königlichen 
Polizei, außer den ſämmtlichen lanvdespolizeilihen Gegenftänden von der 
DOrtspolizei nur beftimmte Zmeige, welche mit der Landespolizei unmittel: 
bar oder mittelbar im näheren Zufammenhange ftehen, beigelegt würden, 
die übrige Ortöpolizei im Allgemeinen und ohne jpecielle Aufzählung einzel- 
ner Gegenftände der Stadt verbleibe. Dies Princip fand felbjt die . 
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tennung Stüve’3, welcher nur den Begriff der landesherrlich polizeilichen 
Geſchäfte zu beihräntt fand, Als ver Entwurf am 27. Juni in zweiter 
Cammer discutirt war, erklärte der Minifter des Innern, da er das Prin— 
cip nicht anerfenne und mit feinem eigenen Principe fchwerlih in der Cam— 
mer durchdringe, jo werde er die Discuffion ihrem Schidjale überlajjen. 
Stände nahmen denn nun die ſämmtlichen Ausihußanträge an. 

Das Budget anlangend, jo hatte ji der Staatshaushalt für das Rech— 
nungsjahbr Juli 1852 —53 durh die in dem legten Viertel eintretende 
Steuererhöhung in Folge des Zollanfchluffes ungemein günftig gejtellt, indem 
ftatt eines veranfchlagten Deficit3 von 400,000 Thlr. ein Ueberſchuß von 
1,400,000 Thlr. ſich ergeben hatte. 

Dazu hatten beigetragen, die indirecten Steuern, mehr al3 veran- 
ſchlagt: 680,000 Thlr., die Gijenbahnen 227,000 Thlr., die Ueberſchüſſe 
der Harzforiten 35,000, die der Bolten, troß der Herabjegung des Porto 
57,000 Thlr., Cammer: und Fiscigebühren 34,000 Thlr. (in Folge der vie 
len Anjtellungen und Verpachtungen). Mit den Ueberſchüſſen der Vorjahre 
ergab ſich ein reiner Heberjhuß von 1,402,000 Thlr. Dennod) warnte der Bes 
rihterftatter des Finanzausjchuffes, Lehzen, es nicht fo leicht zu nehmen wie 
bisher, da man in der Zukunft nicht fo leicht auf Ueberſchüſſe werde rech— 
nen dürfen, als bisher. E3 waren aber auch die Ausgaben um 200,000 Thlr. 
höher als der Anſchlag, namentlih in Folge der Penfionen und Neubauten 
der neuen Gerichte, und würden noch viel größer gewejen jein, wenn man 
nit an den Bejoldungen der Angeftellten 207,000 Thlr. gejpart hätte, 

Das Einnahmebudget wurde (nach Abzug der darin ftedenden Ausgaben von 
circa 4, Mill. Thlr. ) zu der Summe von 8,930,375 Thlr. 12 Ggr. 6 Pf. ges 
nehmigt. Die mannichfachen bei dem Einnahmebudget zu bewilligenden Aus: 
gaben waren denn aud der Grund, dab die Finanzcommifjion, welde eine 
jehr gründliche Prüfung vorgenommen hatte, 66 Anträge zum Ginnahmes " 
budget ftellte, welche ſämmtlich jtändifhe Genehmigung fanden. 

Die Ausgaben waren zu 8,861,195 Thlr. 16 Ggr. 8 Pf. veranfchlagt 
— es fam nun der gewiß jeltene Fall vor, daß Stände mehr bewilligten, 
als gefordert war, indem fie eine Erjparung von 40,000 Thlr., die man 
an dem Waſſerbauetat machen wollte, nicht guthießen, fondern zur Verbeſ— 
ferung des Fahrwaſſers an der Unterwefer, Elbe und Ems verwendet wiſ— 
fen wollten. Die Anträge wegen der Heritellung der deutſchen Flotte und 
einer Repräfentation des Volkes bei dem deutihen Bunde fehlten natürlich 
nit; eben jo wie Stände auf Elliſſens Antrag die Anficht ausjprahen, daß 
eine weitere und umfallendere Verbejlerung des Schulweſens — mit ſtren— 
ger Feithaltung der Principalverpflihtung der Gemeinden — ein unabweis— 
lihes Bedürfniß fei, indem anerkannt werden müſſe, daß für die äußere 
Lage der Volksſchullehrer noch immer nicht ausreichend gejorgt worden. — 
Es hatte der Finanzausſchuß überhaupt 40 und einige Anträge zu dem 
Ausgabebudget eingebracht, welche größtentheils ohne Mopification von den 
Cammern angenommen wurden. Bei einem Antrage von principiell politis 
iher Bedeutung geſchah dies nicht, bei dem Antrage, dab Stände die Regie: 
rung ermädtigten, das Gejeg vom 1. Auguft 1851, die NReorganijation 
der Provinziallandihaft betreffend, aufzuheben, jedoch bevorworteten, daß 
die Befugnijje, welche man den neuen Provinziallandſchaften zugedacht habe, 
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auf die bisherigen Landſchaften nicht übergehen follten, daß daraus auch eine 
Anerkennung des von den Provinziallandichaften und Nitterjchaften beanſpruch— 
ten Zuſtimmungsrechts nicht gefolgert werde, 

Die eiftigiten Fürredner diefes Antrags waren Gtüve, Lehzen, Gö— 
defe, Windthorft. Stüve bob namentlich hervor, das Inhibitorium des 
Bundes liege einmal vor, um diefem jeden Anlaß zur Einmiſchung in die 
Angelegenheiten des Königreichs zu entziehen, jei die Beſeitigung des Ges 
jeßes nöthig. Außerdem aber müſſe man für den Antrag ftimmen, weil 
nicht3 das Anjehen der allgemeinen Stände jo untergrabe, als ein Geſetz 
nicht zur Ausführung bringen zu fünnen. Dies aber habe man, wie eine 
breijäbrige Erfahrung zeige, nicht gekonnt. 

Gegen den Antrag erhob fich zuerjt Elliffen mit den Hauptgründen: 
einmal jcheine die Regierung gegenwärtig auf Aufhebung des Geſetzes fein 
Gewicht mehr zu legen, jodann werde ein ſolches Vorgehen als ein durch 
die Ritter ertrogter Act der Schwäche anzuſehen jein, und fernere Schwäche 
im Gefolge haben; dann Pland, welder glaubte, daß die Regierung eine 
Entjiheidung des Bundes, mwodurd das Zujtimmungsreht der Provinzial: 
landſchaft anerlannt werde, niemals werde erwirken können noch wollen, 
wenn diejelbe nicht zugleich beabjihtige, vie Verfaljung ſelbſt umzuftürzen. 
Molle fie aber dies, jo brauche fie der Hanphabe des Gejeges vom 1. Aus 
guft nicht, dann könne fie auf die Grundſätze des Bundestagsbeſchluſſes 
vom 23. Augujt 1851 zurüdgehen. Nachgiebigkeit gegen die Ritter in 
einer Principienfrage jei Shwädhe. Außerdem redeten Edeld, Albrecht, 
Schlüter, Gottöleben gegen den Antrag. Stüve empfahl diefen noch einmal 
mit großer Wärme, indem er ausführte, wenn man fich vertheidigen wolle, 
fo müſſe man eine Stellung einnehmen, welde jo wenig Angriffspuncte, 
wie möglich, varbiete. Er juchte dann die, Verfaſſung ſelbſt in ihrer Wirk— 
famteit als unangreifbar und correct darzujtellen und befämpfte die Pland: 
ſche Anfiht, daß das Gefeg vom 1. Auguft jemals als Anknüpfungspunet, als 
Boden für die weitere Entwidlung dienen könne. — Bei der auf Bauer- 
meiſters Antrag erfolgenden namentlihen Abjtimmung ftimmten: Behnes, 
Bening, Brüel, Buddenberg, Buſch, Deymann, Gödeke, Gofjel, Hartmann, 
Heyl, Hoppe, Hoppenftedt, Kahle, Lehzen, v. Lenthe, Marbeinete, Pfaff, 
Raabe, Richter, Röben, Ruffell, Schläger, Schmidt, Strauß, Stüve, Us— 
lar, Vogeley, St.:M. Wevemeyer, Dberg.: Rath Wedemeyer, Winpthorft, 
alfo 30 für den Antrag; gegen denjelben: Albrecht, Bartling, Bartmer, 
Battermann, Bauermeijter, Bispinf, Bormann, Brünger, Colpe, Detering, 
Dreesmann, Düffel, Edels, Ellifjen, Freudenthal, Fründt, Gottsleben, 
Hinde, Jobelmann, Koh, Krönde, Lang, Lauenftein, Meder, Meeſe, 
Siebenmeier Meyer, Dr. jur. Meyer, Meyn, Müncmeyer, Nagel, Obling, 
Pland, Nededer, Neeje, Rehder, Nohrmann, Sandvoß, Schlüter, Schütze, 
Schumann, Siedenburg, Stegmann, Thies, Wilhelmi (44). Es fehl 
ten: Adickes, Wrede, Bojtelmann, Oldewurtel, Gerbing und v. d. Hort. 
Minifter Meyer präfidirte. 

In eriter Cammer war der Antrag gegen eine Stimme angenommen, 
bei der dritten Beihlußnahme gegen 18 Stimmen, da bie Anficht der Mas 
jorität zweiter Cammer wahrjheinlih in den Vorberathungen Anhänger ge 
funden hatte. Der Conferenzvorihlag, dem Beſchluß zweiter a 
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ftimmen, führte zu einer theilweife erbitterten Debatte, abermals hatte fi 
die Anzahl derer, die dafür ftimmten, vermehrt, es waren dies: Bege— 
mann, Blome, Breufing, Engehaufen, Freife, Gott, Hinrichs, Honftedt, 
Kellers, Matthäi, H. Meyer, Michaelis, Müller, Preht, Schaper, Sie: 
ling, Sindram, Stegemann, Thormeyer, Tilemann, Wejtermann und Wy— 
nefen, aljo 22, während 25 den Vorſchlag ablehnten. Es kam nun zu 
einer verjtärkten Gonferenz. Zu diejer wählte die Majorität zweiter Game 
mer, außer Stüve (mit nur 33 Stimmen) nur Männer aus ihrer 
Mitte, jo daß es. in der Gonferenz gar nicht zu einer nochmaligen Er: 
drterung der Gründe fam, was bei diefer Majorität zweiter Cammer auch 
faum etwas geholfen hätte, jondern zu einer einfachen Abſtimmung, melde 
der zweiten. Cammer günftig jein mußte. Am 12. Juli warnte Vezin die 
Gammer noch einmal vor der Annahme: er müſſe es für einen großen po= 
litifhen Fehler halten, wenn man das Gejeß nicht aufhebe und in ver Po— 
litif fei ein Fehler viel fchlimmer, als ein Verbrechen. est wurde der 
Beihluß zweiter Cammer mit 23 gegen 22 Stimmen angenommen, indem 
Bruns und Schlote zu ver Minorität überfprangen. 

Auch der Verfaſſer hält den Beſchluß zweiter Cammer für einen poli= 
tiihen Fehler, und für eine arge Inconjequenz dazu, dem Beſchluſſe gegen- 
über, den beide Cammern jhon in Beziehung auf das Wegebaugeſetz zum 
Budget gefaßt hatten. Sie drangen nämlich, bei Bewilligung von 100,000 Thlr. 
Ordinarium und 50,000 Ertraordinarium aus den Ueberihüflen für Land: 
ftraßenbau darauf, daß das Gejeß vom 28. Juli 1851 über Gemeindewege 
und Landitragen endlich ins Leben geführt werde. Die 88 14, 30, 32, 
63, 69, 74 und 80 diejes Gefeges bedingten aber die Mitwirtung der 
Provinziallanpfhaften; und daß diefe Mitwirkung vorläufig fuspendirt werde, 
darauf trugen jie an. Außerdem trugen fie auf Einführung des $ 52 ver 
Landprofteiorpnung vom 25. September 1852 an mit der Grmädtigung, 
eine proviſoriſche Einrichtung für die dort bejtimmte Thätigleit ver Provin— 
ziallandfchaften, für die Dauer der etwaigen Unausführbarfeit des Gejehes 
vom 1. Auguft zu treffen. Sie erfanıten aljo an, daß das Geje vom 
1. Auguft todt geboren ſei, und wollten fich dennoch zu der Todeserflärung 
jelbft nicht bequemen, wie fie fich zu ſchwach bekannten, ihm Leben einzus 
flößen. * ) e 

Die großen Ueberſchüſſe de3 Haushalts reizten natürlih die Regierung 
zu Forderungen, die bei anderer Lage der Dinge nicht gejtellt wären, jo 
verlangte man unter Bezugnahme auf die Bundeskriegsverfaflung und Bun: 
besbeichlüffe die Mittel zur Vermehrung der Armeematerialerfagvorräthe — 
nit weniger al3 597,436 Thlr. 20 Ggr. und zur Erbauung von 3 neuen 
Cafernen, wozu die Kriegsverwaltung etwa 85,000 Thlr. hergeben werde, 
95,000 Thlr. 

Stände bewilligten ohne große Schwierigkeit in Betreff der erften For: 
derung 250,000 Thlr. aus den Ueberſchüſſen, jedoh unter der Bedingung, 
daß nicht nur über das anzufchaffende, in feinem Gejanmtbeftande aus den 


*) Demjenigen, welcher fich mit unferen Finanzen bejchäftigen will, find bie 
Bubgetverhandlungen von 1854 recht fehr zum Studium zu empfehlen, da die Bud— 
getpräfung in biefem Jahre, wo andere Vorlagen fehlten, Außerft gründlich war. 
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laufenden Mitteln zu erhaltenne Material, ſondern auch über den ganzen 
Militairhaushalt jährlih neben dem Budget eine Ueberſicht vorgelegt und 
legtere infoweit erläutert werde, dab der jäbrlide Verbrauch für jede ein- 
zelne Pofition des Negulatives von 1833 daraus volljtändig überfehen wer: 
den fönne. 

Die Mittel für den Gafernenbau wurden verweigert, da in Göttingen 
und Lingen zwei Cajernen längere Jahre leer jtänden. Außerdem bewillig: 
ten Stände auf die nächſten 10 Jahre, alfo bis 1864, einen jährlichen 
Zuſchuß von 10,000 Thle. an die Hoſpital- und Militairunterftüßungscafle 
behuf Verbefferung der Penſionsſätze der vier oberen Claſſen von Unterof: 


fijieren. 
Man erledigte zur weiteren Ausführung des Zollanjchluffes verfchiedene 
Tarifsänderungen und Handelöverträge, — bewilligte zur Herftellung einer 


freien Niederlage in dem Hafen "von Harburg 80,000 Thlr. und empfahl 
die Emshäfen im Emden und Leer der Negierung in diefer ee zu 
ernftliher Bethätigung. 

Die fehr ruhig verlaufende Diät wurde am 13. Juli vertadt. Einige 
Heine Gefege: die Wahrnehmung der Handlungen freiwilliger Gerihtsbar- 
feit in Bergjahen auf dem Harze vom 21. Mai; die Führung der Hypo— 
thefenbücher der höheren Gerichte betreffend vom 14. Juni; Auslieferung 
entlaufener britifher Seeleute vom 25. Juni, Erhöhung des Eingangszolls 
für Hefe vom 1. Juli; die (mit Juli ins Leben tretende ) Verwendung des 
Waijenfonds betreffend vom 7. Auguft; die Abänderung des Poſttargeſetzes 
und Sotheintheilung des Zollpfundes vom 11. November, waren außerdem 
Refultate diefer ftändijchen Diät. Bei dem Bundestage war Herr v. Kiel— 
mangegge als hannoverfher Gefandter beglaubigt. Dbgleih nun die Rit— 
terſchaften jhon 1853 ihre Beichwerven bei dem Bunde erneuert hatten, 
fo erfolgte doh erft am 20. Juli 1854, fur; nah der PVertagung der 
Stände, eine Aufforderung der Bundesverfammlung, fih über die ritter- 
fhaftlihen Beſchwerden zu erklären, und am 7. Auguft nahm aud der Ver: 
faffungsausfhuß der Bundesverfanmlung die Sahe wieder auf und forderte 
Erklärungen über die nöthige Verfaffungsrevifion. 

Sommer und Herbit ſchwanden, die Philifter aller Arten und Stände 
Shwärmten für Nachrichten aus der Krim und GSebaftopol. In Hannover 
war es fehr ftill, aber es war allerhöditen Orts der gewichtige Beihluß 
gefaßt, durch den Bundestag thun zu laffen, mas auf verfaffungsgemäßem 
Wege bis jest nicht gelungen war. Die desfallfige Staatsjhrift mar dem 
Dberregierungsrath Zimmermann zur Abfaffung übertragen und wurde am 
16. November bei dem Bundestage eingereicht. *) Bis zum Schluſſe des 
Jahres war die Schrift Itrenges Geheimniß, nur ‚Ihrer Tendenz nah vom 
Auslande her. befannt. — 

Das Jahr jelbft aber Schloß und das neue Jahr begann mit einem 
ihredlihen Orcane, mit Blit und Donner, über ganz Mitteleuropa wü— 
thend und an der Ems, Mejer und Elbe mannigfachen Schaden und Deich⸗— 
brüche anrichtend. In Dffriesland ſtieg die Sturmfluth theilweiſe 8 Zoll 


*) Dieſelbe iſt vollſtändig abgedruckt in Lenthe's Zeitſchrift für Verfaſſung und 
Verwaltung I. 3. ©. 377 bis 635. 


höher als im Jahre 1825. War diefer Sturm ein die Welt reinigenver ? 
Ein folder hätte Noth gethan, denn das Jahr 1854 halte viel Fäulnik 
und Verderbniß zu Tage gelegt. An die Spibe der europäljchen Weltges 
ſchichtenmacherei hatte fih Napoleon III. mit feinen Cumpanen geſchwungen, 
England fpielte im europäifhen Concert nur noch vie zweite Violine und 
Deutfchland eriftirte in demfelben faum, obgleih unter den beiden beutichen 
Großmächten noh bis zu Ende des Jahres eine Harmonie zu herrſchen 
ihien, melde etwas Seltenes geworden war feit länger denn einem Jahr: 
hundert, Aber man durfte diejer Webereinftimmung faum trauen, da man 
die Junkerklique, welche unter Manteuffel den preußiihen Staat beherrſchte, 
ängftlih bemüht fah, in Rußland eine Stüße ihrer Beftrebungen zu finven. 
Der deutihe Bund hatte für Deutfchland feine Griftenz durch polizeiliche 
Maafnahmen, dur ein Bundespreß- und Vereinsgejeb in Erinnerung ges 
bradt. Die Reaction war in Deutfhland überall im Fortichreiten und die 
Heine Schaar der feit an dem Conftitutionalismus baltenden Männer überall 
nit im Stande, diejelbe aufzuhalten. Die demofratiihe Partei in Preu- 
ben und ahderen Staaten hatte fih von dem Kampfplatze des Parlamenta= 
rismus zurüdgezogen, fie huldigte dem grumdverfehrten Principe des Peſ— 
fimismus oder gab ſich thatenlofer Verzweiflung bin. Auch in Hannover 
zeigte fih die Demokratie den drohend von Frankfurt beraufiteigenden Ges 
fahren gegenüber ziemlich unthätig. Der von Grumbrecht angeregte Gedante, 
in den größeren Städten des Landes und auf dem Lande felbft Vereine 
zum Schuß der bedrohten PVerfaffung zu gründen (Zeitung für Norbdeutfch- 
land vom 3. Januar 1855), blieb unbeachtet. Man that nichts zur Mies 
verbelebung der alten Volksvereine und anderer politiihen Vereine, obgleich 
die Regierung das befürdten mochte, denn fie publicirte nob im Januar 
die Bundespreß= und Vereinsgeſetze ohne ſtändiſche Zuftimmung und erließ 
eine Ausführungsverorpnung vom 15. Januar. Diefe Verordnung machte 
die Preſſe jo gut wie rechtslos, namentlich in der Anwentung, melde die 
königliche Polizeidirection fehr bald davon machte, indem fie fih heraus: 
nahm, der Zeitung für Norbveutfchland, d. b. dem Druder verfelben, eine 
Verwarnung zu ertbeilen. 

Mit Ende Januar ſchied auch die zweite Hälfte der erjten Cammer, 
diejenigen, welche bei der Loofung von 1852 von dem Loofe verfhont ge: 
blieben waren, aus und es traten Neuwahlen an die Stelle, die erft Mitte 
Februar ausgeſchrieben, unter geringer Wahlbewegung ftattfanden, fie brach— 
ten zum bei weitem größten Theil die bisherigen Deputirten: I. Größere 
Grundbejiser: 2. Wahlbezirk, bisher Hofbefiger Knigge, gewählt: Boll: 
meier Garbe zu Ditterfe, 3. Wahlb. Nittmeifter v. Münchhauſen wieder: 
gewählt. 6. W. Hofbefiger H. Meyer wiedergew. 7. MW. Hofbefiker Gott 
wicdergem. 8. W. Grundbefiser Bothe wiedergew. 10. W. Halbipänner 
Müller wiedergem. 14. W. Hofbefiger Harriehaufen wiedergew. 16. W. biö- 
her Hofbefiger Mehrmann, gew. Hofbe', Badelow zu Bradeve. 17. W. bisher 
Kaufmann Wilhelm, gem. Oekonom Herbit zu Medingen. 18. W. 2.-€. v. Hon— 
ftebt wiedergew. 22. W. Pofthalter Blome wiedergem. 23. W. Oekonom Zum 
Felde wiedergew. 25. W. Schultheis Söhle wiedergew. 27. W. bisher Colon 
3. H. Meyer, gew. Gutsbefiger Hartmann in Hilter, Erſatzm. Colon Feldmann 
zu Smalenau. 29. W. Gutsbefiger v. Erterde wiedergew., Erſatzm. Colon Hermes 
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ling aus Driverden. 31. W. bisher Syleichter Begemann, gewählt Land⸗ 
rath Hillingh. 32. W. Landrath Neupert wiedergewählt. — 11. Han: 
del und Gewerbe: 1. W. Oberbauratb Hausmann wiedergew. 4. W. 
Zimmermeifter Freie wiedergem. 5. MW. bisher Senator Angerftein, gem. 
Buchhändler Schweiger. 6. W. bisher Senator Stegemann, gew. Spedi- 
teur Schaht aus Harburg, 8. W. bisher PBapierfabrifant Winter, gem. 
Raufmann Wolf aus Neuhaus a. d. O. — III. Kirche und Schule: 
Evangeliihe Geiſtlichkeit: 1. W. bisher O.-A.-R. Werlboff, gew. Super: 
intendent Hüpeden. 2. W. bisher Paſtor Sander, gem. Conf.= Rath Twele, 
Erſatzm. D.:©.: Director v. Pape. — Katholiſche Geiftlichkeit: Hildeshei— 
mer Sprengel: bisher D.=G. » Director Vezin, gew. Biſchof von Hildesheim, 
deſſen Erſahmann, Paſtor Schlaberg in Hannover, wirklih eintrat. Unis 
verfität: D.-A.= ©.» Präfivdent v. Düring, gew. O.-G.-Director v. Mars 
ihald in Nienburg, nachdem beide abgelehnt D.: ©. - Vicedirector Schmidt 
in Gelle, entichieden verfaljungstreu, — Bürger = und Volksſchulen: 1. W. 
Dberlehrer Weftermann wiedergew., Erfaßmann Senator Roemer in Hildes- 
beim. — IV. Stand der Rehtsgelehrten: 1. W. O.-A.-G.-Rath 
Behnke, gew. Bein, 2. W. Stadtiyndicus Wyneken wiedergew. 

Am 13. März verkündete eine Verordnung, daß das Geſetz vom 28. 
Juli 1851, die Gemeindewege und Landſtraßen betreffend, mit dem 1. Mai 
ind Leben trete, an die Stelle der Provinziallandfhaften traten die Wege: 
verbände. 

Das, was gegen die Erklärung der hannoverfhen Regierung bei dem 
Bundestage geihah, war wenig. Die Artikel, die im December 1854 als im 
Januar 1855 die Zeitung für Norbdeutihland in diefem Sinne bradte, 
famen von conjtitutioneller Seite, namentlih waren Lehzen und Stüve 
ungemein thätig, auf die maafgebenden diplomatifhen Kreife einzumirken. 
Der Inhalt der hannoverfhen Denkſchrift war aber kurz folgender: Die 
Regierung erfe.ınt die Bundesverfammlung als competente Behörde für die— 
fen Fall an. — Die PBrovinziallandihaften und ihre DVerfaflungen find, 
auh nachdem 1814 eine allgemeine Ständeverfammlung eingeführt worden, 
ein Theil des landſtändiſchen Inſtituts des Königreichs Hannover geblieben 
und ftehben als folher unter dem Schuge des Art. 56 der Wiener Schluß: 
acte, wonach die in anerkannter Wirkſamkeit beſtehenden landſtändiſchen Ver: 
faffungen nur auf verfaflungsmäßigem Wege wieder abgeändert werden” kön— 
nen. — Diefer verfafjungsmäßige Weg beftand bis zum Jahre 1848 darin, 
daß fich zu einer Abänderung der lanvichaftlihen Verfaſſungen die Regie— 
rung, unter Ausihluß der allgemeinen Ständeverfammlung, mit den Land— 
haften einigen und deren Zuftimmung erlangen mußte — Bei der Ab- 
änderung der landſchaftlichen Verfaffungen im Jahre 1848 und 1851 ift 
diefer Weg nicht eingehalten worden. — Die Beantwortung der Fragen: 
1) ob im Jahre 1848 die Deputirten der Nitterichaften in der Erften Cam: 
mer der Ständeverfammlung, welche nur zur Ausübung jener Standſchaft 
beauftragt waren, auch die Berechtigung gehabt, anjtatt der Ritterfchaften 
jelbit für die Aufhebung verjelben bindend zu ftimmen; 2) obeim Jahre 
1848 die Aufhebung der Standſchaft formell auf verfaffungsmäßigem Wege 
geihehen fei, wird von der Auslegung des Art, 56 der Wiener Schluß- 
acte durch die Bunvesverfammlung abhängen. Der angefhulpdigte Theil, 
die hbannoverfhe Regierung, erlannte demnach das den Rit- 
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ter- und Landſchaften widerfahrene Unrecht an, und gab die 
ganze Angelegenheit dem Ausſpruche der Bundesverfamm- 
lung anheim. Sa fie that noch mehr, fie machte, was der Zeit freilich 
unbelannt war, am 24. Januar 1855 dem Ausſchuſſe die vertrauliche Er— 
Öffnung, daß fie felbit das dringende Bedürfniß anerfenne, daß eine An- 
zahl Beftimmungen des Verfafjungsgejeges vom 5. September 1848 und 
damit zufammenhängender Geſetze aufgehoben und abgeändert werde; — 
e3 müfje, abgefehen von den unabweislihen Aenderungen, fo weit Bundes- 
gejege durch die Verfaſſung verlegt würden, anerlannt werden, dab ver 
Regierung unter den jetzt bejtebenden Gefeken die Kraft entzogen fei und 
immer mehr entzogen werde, melde nöthig fei, den Anforderungen einer 
räftigen Negierung zu entſprechen. 

Nahdem die als Manufeript in wenig Gremplaren gedrudte Denkſchrift 
Stüve und Lebzen zu Händen gekommen war, verfaßte Lekterer unter Mit- 
wirkung Stüve's eine Beleuhtung diefer Zimmermann'ſchen Denkſchrift, 
in welcher auf das fchlagendfte nachgewieſen wurde, daß der Verfajler jener 
Schrift mit der inneren Entwidelung des hannoverſchen Verfaſſungsrechts 
fehr wenig vertraut fei, daß feine Deductionen in den gewichtigiten Punk— 
ten nur auf irrigen Vorausjeßungen, einfeitigen Worterflärungen beruhen 
und die merfwürbigiten Widerſprüche enthalten. 

Der Schluß der Schrift malte die Folgen der Anerkennung der ritter- 
ſchaftlichen Anfprühe aus. Für die Nitterfchaften felbft und deren Mit- 
glieder möchte daraus gewiß fein Segen erwachſen, wenn es ihnen gelänge, 
fih eine Zeitlang wieder in den Befiß der verlorenen Vorrechte zu feßen. 
Diefe feien auf die Dauer nit zu halten, Unmutb, Hab und ein ent: 
fhloffenes Streben nah ihrer Demüthigung, ja Vernichtung werde entite- 
ben, und die Stellung, welde die NRitterfhaften zum Wohle des Ganzen 
und zum eigenen Beften haben müßten und haben fönnten, wäre dann nit 
wieder zu erlangen. 

Die Beleudhtung vergaß aber eine Hauptfahe. Auch während der fur: 
zen Dauer, da die Nitterfchaften in ver alten erften Cammer wieder zur 
Herrihaft gelangten, konnte diefe für fie nicht von großem Werth fein, 
denn einen Einfluß und eine Macht auf die Regierung konnte nur eine 
wirflih unabhängige erfte Cammer ausüben, aber eine folhe Cammer, die 
ihre Eriftenz Iebiglich der Gnade der Regierung verdankte, war zur Dank: 
barfeit gegen bie Regierung gezwungen und mußte fih in ihrer Schwäche 
und Nachgiebigkeit felbft ruiniren. 

Es war dann ferner ausgeführt, wie von einem Staate Hannover 
überhaupt wohl faum nod die Rede fein könne, wenn das Ginmwilligungs: 
reht zu allen DVerfaffungsänderungen den Provinziallandichaften oder gar 
jedem einzelnen Standfhaftsberehtigten geforverter Maafen zu: 
geitanden würde, 

Die Verfaffer der Beleuchtung gingen von der Stüve' ſchen Anfiht aus, 
daß es dringend zu wünſchen fei, daß der deutſche Bund feine neue Un: 
gunft in ker öffentlihen Meinung auf fi lade, fondern in Kraft und Ans 
fehen bleibe. Das war indeß eine Rüdficht, die 1855 in der Efchenheimer 
Gaſſe als pedantiſch verlacht wurde, wie man überhaupt diefe Beleuchtung, 
bie dem Bundestagsgefandten überreicht war, cavalierement bei Seite ge: 
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fhoben und ignorirt hatte. Wenigſtens findet fih in dem Portrage der 
Reclamationscommiffion zur 9, Bundestagsfisung des Jahres 1855 kein 
Zeihen, daß man der Beleuchtung diejenige Aufmerkſamkeit gejchentt babe, 
die fie offenbar verdiente. *) Dagegen bradte die Hannoverfhe Zeitung 
eine Reihe von Artileln aus der Feder Zimmermanns zur MWiderlegung der 
Beleuhtung, durd welche dem größeren Publikum erſt der ungefähre In— 
halt ver Denkihrift, wie der Beleuchtung befannt wurde. Man nahn aber 
daran fein großes Intereſſe, da es ſich um juriftifche Interpretationen von 
Erlaſſen handelte, die, wenn nicht ohne klares Bewußtſein Deſſen, was 
nun wirklich jtaatsrehtlih ausgedrüdt werden follte, erlaffen, doch jeden: 
fall3 jo ungenau redigirt waren, daß fie zu Zweifeln und Controverjen 
Yaum ließen. 

Der Bundestag fahte in den Sikungen vom 12. und 19. April dies 
jenigen Bundesbeihlüffe, welde in den Anlagen XLIX. p. 158 und LII. 
enthalten find. **) Es gejchab dies, ein Römer würde hinzugeſetzt haben, 
horribile dictu, beinah einftimmig. Wahrte Herr v. Bismark- Schönhaufen 
damals das Princip, in dem Preußen allein feinen Einfluß auf Deutich: 
land bewahren fonnte? wahrte einer der Vertreter der kleineren Staaten 
das Princip, auf dem der Bund unglüdliher Weife auferbaut war, das 
der Souverainität jedes Theilnehmers? Grinnerte ſich Herr v. Manteuffel 
der Verfprehungen, welche er 1851 im Auguft und Eeptember Klenze ge- 
macht hatte? Klenze freilih war todt. Glaubte Manteuffel wirklih, von 
anderer Seite an dieſe Verſprechungen erinnert, nit daran gebunden zu 
jein, „weil ſie nur einem Zollaffigenten gemacht ſeien?“ 

ALS die bundesftaatlihen Beitrebungen gefcheitert waren, al3 man zum 
Bundestage zurüdfehrte, da verfiherten alle Fürften, der Kaifer von Defter: 
reid an der Spige, daß die alten Schäden der Bundesverfaffung geheilt 
werden ſollten — der politifhe Fehlgriff, der jest geſchah, war ſchwerer, 
als die Unterlaffungsfünde gegen das hannoverfhe Volt von 1839. Dar 
mals, jagte Herr v. Jasmund im Preußifben MWocenblatte, handelte es 
ih doch wenigſtens noch darum, auf Koften der Nechte des Landes die 
Stellung der Arone zu verftärfen; heute aber follen Krone und Land ge: 
beugt werden, um der Karrifatur einer wahren Ariftofratie, um dem Juns 
ferthume im Staate Hannover ein unbejtrittenes Webergewicht zu fihern! 

Freilih war das nad der Anfiht des Herrn Zimmermann, die er zum 
öfteren unverhohlen gegen den Nerfafler ausgefprohen, nicht der Zweck: 
„wenn wir erft mit der Demokratie fertig geworden find, wollen mir mit 
den Junkern aud wohl fertig werden.” Mit den Demokraten fertig wer: 
den, das hieß aber nichts anderes, als die Verfafjung von 1848 bejeitigen. 
Die Segel waren gefpannt auf das Ziel der abfoluten Herrihaft, nament- 
ih der Herrfchaft über die Finanzen, die Ariftofratie wurde nur gebraudt, 
bie Kaftanien aus dem Feuer zu holen, einen großen Theil der Misliebig- 
teit der Maaßnahmen auf fih zu übernehmen. 

Als die erfte Aunde von dem Berichte der Reclamationscommiffion nad 
Hannover gelommen war, ermannte fih das Volk in etwas. - Aus allen 


*) Der Bortrag findet fi) bei Lenthe I. c. ©. 675. 
*) Bergl. Lenthe I. c. ©. 757. 
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Städten, mit wenigen Ausnahmen wie Clausthal und Zellerfeld, gingen 
Petitionen an den König um Aufrechterhaltung der Verfaſſung. Die Refis 
den; war mit einer würdig und kräftig gehaltenen Adreſſe voran gegangen, 
die jümmtlihe Magiftratsmitglieder und Bürgervorſteher unterfchrieben hat— 
ten. : Es war natürlih, daß man in allen dieſen Adreſſen das königliche 
Wort auf die Verfafjung ftark prononcirte., Vom Lande hörte man nur von 
einzelnen Gegenden. Es bemächtigte fi der Bevölferung in den Städten 
wenigſtens noch einmal eine Art Enthufiasmus für die Verfaſſung. Man 
fand, namentlich in den Mittelftänden, den Glauben fehr verbreitet, es fei 
unmöglih, daß der König die fo einftimmig ausgefprohene Sympathie des 
Landes für die Verfaſſung ignoriren könne, daß er das Band der Liebe 
und des Vertrauens, welches ihn, den blinden König mit feinem Volke bis- 
ber verbunden hatte, mit eigener Hand lodern, wenn nicht ganz zerſchnei— 
den fönnte. 

„Denn, jagten z. B. die Nienburger in ihrer Petition, Liebe und Ber: 
trauen find das unfichtbare Band, welches das Volt mit feinem Fürften 
vereinigt, die Verfaſſung des Königreihs aber iſt das ſichtbare Band, wel— 
ches beide umſchlingt.“ Und war e3 die Zertrümmerung der PVerfaflung 
allein, welche eine Einmifhung des Bundes in die inneren Angelegenheiten 
bradte, mar es nicht zugleih ein wejentliches Aufgeben von Souveraini- 
tätsrechten? Hatte das Preußiſche Wochenblatt Neht, wenn es die Erfläs 
rung der Regierung bei dem Bundestage „eine Entfagungsurfunde der Re— 
gierung eines deutſchen Königreihs auf ihre Souverainitätsrehte zu Gunften 
des Junkerthums und der bundestäglichen Allgewalt” nannte? Man drang 
von allen Seiten auf Zufammenberufung der Stände, denn fhon war der 
Monat April gefommen und der gejeglihe Zeitpunkt der Zufammenberufung 
verjelben um Monate überſchritten. Das Schakcollegium hatte am 17. Fe— 
bruar das Gejammtminifterium um die Mittheilung der Gründe gebeten, 
welche Innehaltung des gejeglihen Termins zu diefer Zufammenberufung 
verhindert habe, und darauf die Nejolution erhalten, es fei nicht feines 
Berufs, ſolche Aufflärungen zu fordern. Am 10. März wandte fi daſ— 
jelbe mit einer Petition um möglichit baldige Berufung der Stände an den 
König ſelbſt, und erhielten darauf vie Antwort, daß der König die allge- 
meinen Gründe, die für eine folhe Zufammenberufung fpräden, längit er- 
wogen habe und daß diefelben bei ven zu feiner Zeit zu fallenden aller: 
höchſten Entfhließungen die gebührenne Würdigung finden würden. Noch war 
es Zeit (wir ſprechen von der Zeit des Petitionenfturms im Anfang April), 
eine neue Grflärung beim Bunde, daß man die Competenz deijelben nicht 
anerfenne, dab man jelbit im eigenen Haufe die Sachen oronen wolle — 
hätte wahrfheinlih Beriht und Abftimmung in Frankfurt geändert; follte 
nicht eine von den Hunderten von Petitionen die Saiten in dem Herzen des 
Königs anſchlagen, die erklingen mußten, eine andere Willensrihtung ber: 
beizuführen?! Aber wer gab dem Lande denn die Bürgſchaft, dab alle 
diefe Petitionen dem Könige wörtlich vorgelefen wurden? Als der Schlag 
in Frankfurt gefallen war, da kamen alle diejenigen Corporationen, welche 
bisher die Gefahr der Verfaffung nicht fo groß erachtet hatten, mit nach— 
träglihen Aorefjen und Petitionen, die Cinmiihung des Bundes abzumeh- 
ven, jest fam ſelbſt das platte Land, die aus Wurften an der Spiße. 
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Auch in der oftfriefifhen Provinziallandfhaft war ein Antrag in dieſem 
Sinne von Viſſering geftellt. ALS der Präfident aus der abligen Curie die: 
fen Antrag am 19. Mai nicht zur Abftimmung bringen wollte, verließen 
die Mitglieder der Städtecurie und der Landgemeinden unter Proteft gegen 
dies verfaffungswidrige Verfahren die Sikung und eine von jämmtlichen Or: 
dinärdeputirten, bis auf einen, unterjchriebene Adreſſe wurde an den Kö— 
nig erlafjen. j 

Man ſcheint in den entfcheidenden Regionen noch immer unſchlüſſig 
darüber geweſen zu fein, ob man die Bundesbefhlüffe publiciren und auf 
Grund derfelben octroyiren folle, oder ob man mit folder Octroyirung dro— 
ben und noch einmal den Verſuch zn einer Vereinbarung mit den Ständen 
machen jollte. 

Am 19. Mai publicirte die Regierung den Bundesbeſchluß vom 12. 
April (S. 159 der Anlagen) und fnüpfte an die Aufhebung des Geſetzes 
vom 1. Auguft 1851 und des $ 33 des Geſetzes vom 5. September 1848 
die Erflärung, daß die weitere Ausführung des Bundesbeſchluſſes vorbe: 
halten würde. 

E3 war die Publikation dieſes Beichluffes nur eine proviforifde 
und eine halbe Maafregel, e3 ſchien bei der Regierung felbit no Be: 
denken zu finden, was man mit dem anderen Beichluffe, den die Bundes: 
verfammlung ex officio gefaßt hatte, machen follte. 

Die Preffe verſuchte noch einmal, ihre Einwirkung gegen die Beſchlüſſe 
geltend zu machen, indem fie ausführte, mas fhon der frühere Minifter 
v. Mündhaufen angeführt hatte, daß der Bundesbefhluß vom 23. Auguft 
1851 die Natur des Bundes und feine Grundgejeße nicht verändert habe, 
daß fomit fein Eingriff in die Souverainitätsrehte des einzelnen Staates 
rehtlih zuläfiig fei und wenn der Schub des Artikels 56 der Wiener 
Schlußacte einer Verfaſſung zur Seite ftände, diefes eben das Verfaſſungs— 
gejeg vom 5. September 1848 fein müßte, welches feit 6 Jahren in ans 
erfannter Wirkjamfeit ftehe. * ) - 

Erſt durh Belanntmahung vom 2. Juni wurde die allgemeine Stän— 
deverſammlung auf den 15. Juni zufammenberufen, es blieb derſelben für 
Prüfung der mit Juli beginnenden neuen Budgetperiode alfo durchaus nicht 
die nöthige Zeit. Die Stände festen ihr Bureau wie in der letzten Diät 
zufammen, nur daß an Stelle Vezin’3 Dr. Caspary zum Generalfyndicus 
erfter Cammer erwählt war. Den Ständen wurde ein Schreiben des Ge— 
fammtminifteriums vorgelegt, welches die beiden Bundesbeſchlüſſe mittheilte 
und erklärte, unter den ihr offenftehenden Megen habe die Regierung zu: 
nädft den Weg gewählt, den Ständen eine Vorlage zu mahen und zwar 
zunächſt nur über diejenigen Punkte, welche vor allen dringlich feien, die 
Zufammenfegung der Cammern betreffend. — Die Erkenntniß der jest klar 
vorliegenden Verhältniffe ‚werde die Stände zu einer befonnenen und patrio— 


*) Das Preußische Wochenblatt brachte in feinen Nrn. 16 u. 20 eine Reihe von 
Artifeln über den hannoverjchen Verfaffungsftreit, welche unter dem Titel: „Die 
Hannoversche Verfafiungsfrage und der Bundestag. Alfeld 1855 bei Stegen“ in ber 
fonderen Abdrücken berausfamen. Der Verfaſſer ftellte damald aus früheren Auf: 
fägen zufammen: „Zur Geichichte des hannoverſchen Verfaffungsgefeges vom 5. Sep— 
tember 1848 von H. U. Oppermann. Leipzig. Otto Wigand. 1855. 
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tifchen Erwägung führen. Das Fehlihlagen der Erwartung der Regierung 
würde an der Nothwendigfeit, den Bundesbeſchlüſſen Genüge zu leiften, 
nichts ändern. ine ſchleunige Entſcheidung thue noth. Die materiellen 
Vorſchläge der Negierung liefen nun auf vie Wiederherftellung ver alten 
Adelscammer hinaus, nur daß neben den 26 ritterjchaftlihen Deputirten 
18 bäuerlihe Deputirte Plas haben follten, aus Grundbefigern, welche ein 
reines Eintommen von 600 Thlrn. hätten, durch die Amtsverjammlung, 
d. h. die Gemeindevorfteher erwählt. Die zweite Cammer jollte nah einem 
um etwas ermäßigten Cenjus nad der Verfaſſung in Anlage I. ftattfinden. 
Die Wahlen der ländlichen Deputirten follten gleichfalls durch die Amtsver— 
ſammlung ftattfinden. 

Der Zwed der Regierung war durdfichtig genug, man wollte zunächſt 
die bisherige Vertretung des Volkes bejeitigen, um mit ber neuen Adels— 
cammer und der Genjusvertretung in zweiter Canımer, alle irgend mislie- 
bigen Beftimmungen aus der Berfafjung zu entfernen. Aber die Art und 
Weiſe, wie die Regierung diefe Procedur ſtaatsrechtlich conftruirte, wie fie 
fih das Verhältniß des Landes den Bundesbeſchlüſſen gegenüber dachte, 
war dunkel. War die Verfaffung von 1848 wirklich nicht auf verfajjungs- 
mäßigem Wege entjtanden, waren die NRitterjchaften, deren Rechte in den 
allgemeinen Ständen erſt feit den Dctroyirungen von 1819 vatirten, 
vermöge der Geburt ihrer Mitglieder jo wejentlihe Beſtandtheile jeder 
Vertretung, dab ohne eine ſolche in eriter Cammer feine gefegliche Vertre— 
tung denkbar war, wie man aus den dunklen Bundesbeſchlüſſen etwa ber: 
auslefen konnte, wie vermodte dann die Regierung mit einer ſolchen ver: 
faffungswidrigen Ständeverfammlung einen Vertrag über eine neue Verfaſ— 
jung abzuſchließen? Es war durchaus conjequent, wenn die bremiſche Rit— 
terſchaft, wie die Zeitungen berichteten, ‚jih mit einer neuen Bejchwerde an 
den Bundestag gewendet, weil die Regierung dieje incompetenten Stände 
ohne Vertretung der Ritterfhaften einberufen habe. — Wie fonnte die Nee 
gierung von folhen Ständen, wenn fie incompetent waren, nit nur die 
Bewilligung des gewöhnlichen Budgets, ſondern die dauernde Velaftung des 
Landes um mehr als '/, Million und ertraordinaire Bewilligungen von 
mehr ald 2 Millionen Thaler verlangen? — Die Stände wählten ihren 
alten Finanzausfhuß und daneben in einen PVerfaffungsausfhuß Diejenigen 
Männer, welde die Anlage XL. unterzeichnet haben. 

Die Finanzcommiffion bradte, bauptjählih auf Stüve's Anregung, 
eine proviſoriſche Bewilligung nicht nur der veranfchlagten Einnahmen pro 
185°/,,, fondern aud eine Bewilligung nicht nur der auf bundes- und lans 
desgeſetzlichen oder privatredhtlihen Verpflichtungen beruhenden, jondern aud 
aller zur Aufrehterhaltung des ordentlichen Ganges der Regierung erforder: 
lihen Ausgaben in Gemäßheit des Budgets von 18°*/,, in Vorſchlag, uns 
ter dem Vorbehalte, auf alle einzelnen Anſchläge zurüdzutommen. Obgleich 
nun mehrere Stimmen laut wurden, daß man mit einer halbjährigen Be: 
willigung ausreihe und dem Minifterium nicht die ferneren Mittel gewähren 
müſſe, verfafjungswidrig zu handeln (Gerding ), ſprach fih dod die Ver: 
fammlung für den Antrag ihres Ausſchuſſes aus, freilih nicht ohne tiefes 
Bellagen darüber, daß Stände 4 /, Monate nah der gefeglihen Zeit zu— 
jammenberufen und dadurch in die Lage gebraht wären, die Budgetsprü— 
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fung nicht vornehmen zu können. Auch baten fie um baldmöglichſte Bei- 
ordnung eines Negierungscommifjarius zu den Verhandlungen der Finanz- 
commijjion. — 

Der Verfaſſungsausſchuß dagegen vweranlaßte die Stände zunädit am 
20. Juni zu dem Antrage: „daß königliche Regierung alle diejenigen Acten: 
jtüde, melde zur Beurtheilung des Ganges der Verhandlungen über die 
hannoverſche Verfaſſungsſache beim Bundestage, fowie der Bedeutung der 
Bundesbeihlüjje vom 12. und 19. April d. 3. erforderlich find, insbejon- 
dere die vokjtändigen Berichte der Bundesausſchüſſe und die von der könig— 
lihen Regierung abgegebenen Erklärungen und Denkſchriften, auf welche in 
den Ausihußberichten Bezug genommen. it, der allgemeinen Ständeverjamm: 
(ung baldigft mitzutheilen geneigen wolle.“ 

Die Regierung war mit der Antwort ſäumig, obgleih es den Stän— 
den jelbit an allen Arbeiten fehlte und die Sigungen nur furze Zeit währ— 
ten. Endlich, nad mehrfahen nterpellationen und einer eingetretenen 
furzen Vertagung, fam am 3. Juli die Antwort: „Die Regierung müſſe 
den Grundjaß voranftellen, daß die Verhandlungen mit dem Bunde, als 
eines Bundes der jouveränen Fürſten, nicht zu den Gegenjtänden gehörten, 
welche ven Ständen mitgetheilt werden müßten. Die Regierung wolle jedod) 
die Mittheilung der Actenjtüde nicht vorenthalten, welde geeignet ſeien, 
dem jtändifhen Wunjche gemäß den Gang der Bundesverhandlungen in 
unjerer Berfajfungsfrage erkennen zu laſſen; fie rechne dahin: 1) den Be: 
richt der Bundesreclamationscommijjion über die Bejchwerde der hannover= 
jhen Ritterjhaften; 2) die Dentjhrift der Regierung; 3) den Bericht 
des Verfaſſungsausſchuſſes beim Bunde über die hannoverſche Verfaſſungs— 
angelegenheit. Näheres darüber, ob vielleiht noch das eine oder andere 
AUctenjtüd vertraulih dem Verfaſſungsausſchuſſe mitgetheilt werben fönne, 
werde bier nicht zu bejtimmen fein; jelbjtverftändlih aber dürfe Dies nicht 
auf jolhe Berhandlungen bezogen werden, die ihrer Natur nad vertraulid) 
oder ausdrüdlih von der Bundesverfammlung als folche bezeichnet jeien. 
Der Regierung ſtehe nicht die Befugniß zu, von einer ſolchen Bundesvor— 
ihrift abzumeihen, da es fih bier um Fragen handle, die nad Art. 17 
der Wiener Schlußacte zum ausjchließlihen Ermeijen der Bundesverfammlung 
verjtellt jeien. — 

Diefe Antwort veranlaßte den Vorfigenden des Verfaſſungsausſchuſſes, 
nahdem er den Minifter des Auswärtigen v. Lenthe (der Minifterpräfident 
v. Lütden hatte fih auf Reifen, ind Bad Nothenfelve begeben ) vergeblich 
zu ſprechen verfucht, denjelben im Auftrage des Ausſchuſſes ſchriftlich am 
4. Zuli um Ausfunft darüber zu erfuhen: welche Mittheilungen bezeichneter 
Art von Seiten der Königl. Regierung der Ausihuß zu erwarten haben 
dürfe? ob namentlib darunter die von königl. Regierung am 24. Januar 
db. J. in Ermiederung auf die Note des Bundesverfaſſungsausſchuſſes vom 
T. Auguft 1854 abgegebene Erklärung mit inbegriffen fein würde? endlich, 
wann und in welcher Weiſe vie mehrgedachten Mittheilungen an den Aus- 
Ihuß gelangen würden? Am 5. Juli erfolgte die Antwort des Herrn v. 
Lenthe, daß bundesfeitig ausprüdlicd als vertraulid resp. ergangene oder 
geforderte Verhandlungen, von der Mittheilung ausgefchlojfen bleiben müß- 
ten, aljo au die Erflärung vom 24. Januar 1855. Die Erlepigung der 
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beiden anderen Fragen fei zunädhit von den näher zu bezeihnenden Wün— 
ſchen des Verfaſſungsausſchuſſes abhängig. Auf weitere Correjponden; des 
Dr. Ellijjen erfolgte dann die Einladung des Präjidenten zweiter Cammer zu 
einer Unterredung, über deren Refultat die Anlage L. berichtet. 

Jetzt wußte der Verfaſſungsausſchuß, woran er war, und es herrſchte 
darüber bald Einjtimmigfeit, daß, fo lange die Regierung nicht vollitändig 
vorlege, welche Aenderungen der Berfafjung fie für nothwendig halte, jo 
lange fie nicht vie Einmiſchung des Bundestags bejeitige, jeder Verſuch, 
durch eine Verfaſſungsreviſion Friede, Ruhe und Sicherheit zu gewinnen, 
eitel jei._ Das Recht des Landes auf die Unverleglichleit der Verfaſſung zu 
bewahren gab es, auch darüber war man einig, nur ein Mittel, dab das 
bisherige NRegierungsiyftem volljtändig aufgegeben werde, ein anderes Mini- 
fterium mit Entſchiedenheit die Vertheidigung der Verfaflung übernehme und 
die Bundesbeſchlüſſe rüdgängig made oder doch vor deren Folgen fichere. 
Man verfannte nun aber bei der geringen Neigung des Königs, die Wünfche 
und Bitten der Stände zu erhören, ihren Beſchlüſſen Folge zu geben, nicht, 
daß die Macht der Stände gering ſei. Dieje konnten drei Wege einjchla- 
gen, eine Anklage gegen das Minijterium, eine Beſchwerde, oder eine ein= 
fache Adreſſe. Die Anklage jegte abjichtliches Verlegen der Verfaſſung vor: 
aus, der Beweis zu einem jolhen war beinahe unmöglid, wenn man dar— 
unter eine mit Bewußtjein der Rechtswidrigfeit vorgenommene, die Verfaſ— 
jung verlegende Handlung verjtand. Auch war dem Ausjhujle durch Vor— 
enthaltung der Erklärung vom 24. Januar, die man blos durch den Bericht 
des Bundesausſchuſſes fannte, ein vorzügliches Beweismittel entzogen. 

Der Weg der Beſchwerde wurde von den meilten Mitgliedern der Lin— 
fen empfohlen, als für Fälle, wie der vorliegende, gerade wie gejhaffen. 
Stüve und feine Anhänger mahten dagegen aber geltend, daß der $ 102 
der Anlage XXV. gerade einer der von der Bundesverfammlung für unzuläffig 
erklärten $$ jei, und daß wenn Stände auf Grund dieſes $ Beichwerde er: 
böben, dies die Auslegung finden könnte, als trauten fie ihrem Rechte nicht, 
daß man durch eine Bejchwerde nichts erreihe, was man nicht auch durch 
eine Adreſſe erreichen könne, denn nicht jede Aenderung des Minijteriums 
war ja jhon ein Erreihen, e3 mußte im Sinne der Stände geändert mer: 
den und dazu bot der $ 102 allein feine Handhabe.. Man entjchied ſich 
daher einjtimmig für eine Adreſſe, mit deren Abfaſſung Stüve beauftragt 
wurde, der au, wenn wir recht berichtet find, den Entwurf zu dem Er— 
wiederungsſchreiben an die Regierung verfaßte. Die Adreſſe an den König 
und die Erwiederung, wie fie einftimmig angenommen war, find in der Ans 
lage LI. enthalten. 

Die Entihlüfle des Verfaſſungsausſchuſſes waren bejchleunigt durch einen 
Antrag auf Vertagung bis zum 8. Auguft, den das Königliche Minifterium 
den Gammern vorlegte auf Grund der Arbeitslofigkeit derſelben und um die 
Ausihußarbeiten zu fördern. Am 11. Juli wurden die Voranträge des 
Verfaſſungsausſchuſſes den Ständen überreiht und fofort auf die Tagesords 
nung des folgenden Tages gejest, won vieler aber auf Wunſch der Miniſter 
zurüdgezogen. Dann am 13. Juli traf, eben als die Vorlagen zur Discujjion 
gelommen waren, das Vertagungsichreiben ein. Das Minijterium Lütden 
wußte, daß in beiden Cammern die Anträge beinahe einhellig angenommen 
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wären und man wollte verhindern, daß die Adreſſe dem Könige formell 
überreiht werde. Elliſſen jchloß die Verfammlung zweiter Sammer unter 
feierliher Verwahrung der bejchworenen und unantajtbaren Rechte des 
Volkes. 

Die Aufregung in den Kreiſen der Deputirten beider Cammern, ihr 
Enthuſiasmus für die Aufrechterhaltung der Verfaſſung zu kämpfen, ihre 
Hoffnung, das hannoverſche Volk würde zeigen, daß es einer freien Ver— 
faſſung würdig ſei, waren groß. Jeder Einzelne verſprach in einer großen 
im Odeon abgehaltenen Abſchiedsverſammlung, Daheim die geeigneten Schritte 
zu thun, die Bevölkerung über das, was gejhehen war, aufzuklären und 
zu einem männlichen und feiten Widerjtande gegen den Verfaſſungsbruch 
aufzujftabeln. Daß man ihnen aber fehr bald die Mittel dazu, namentlich 
die Preſſe entziehen würde, hatten die Meiften nicht bedacht. Auch jind 
ung nur von wenigen Geiten öffentliche Beftrebungen der Art zu Obren ge: 
fommen, Es liegen ung vor eine fräftig gehaltene, kurze Anſprache von 
Gerding an jeine Wähler, welcher die gegenwärtige Verfajlung mit der von 
1840 kurz verglih, die Uebel aufzählte, weldhe dem Lande drohten, wenn 
die Verfaſſung vernichtet werde, und den Rath ertheilte, das einzige Mit- 
tel zu ergreifen, was noch möglich jei, daß das ganze Land den König 
ſchnell und entſchieden um jein Recht und Schuß darin bitte, bitte, daß er die 
rechten Näthe wähle. Sie war bei Stegen in Alfeld gedrudt und vom 20. Juli 
datirt; eine Brofhüre von 34 Seiten von Planck: „An meine Wähler” als Ma- 
nujeript gebrudt, Hannover, Auguft Grimpe, und der zehnte Bericht des 
Butsbefisers und Advocaten v. d. Horft 11. an jeine Wähler, in weldem, 
obgleih er die nadten Thatjachen referirte, ohne fein Urtheil einzumifchen, 
die Klage vorflommt, da er im Hannoverſchen feinen Buchoruder habe fin- 
den können, der den Brief zu druden gewagt habe, v. d. Horit ſchließt 
damit, daß es im Augenblid feine Mittel gebe, in den Gang der Dinge 
einzugreifen, daß aber demnächſt an ven Wahlen fih Alle betheiligen müß— 
ten, „denn wollten wir das unterlafjen, fo würden wir damit nichts errei- 
hen, jondern unjern Widerfahern das Feld räumen und den einzigen Kampf— 
plaß verlieren, wo dem Lande feine Gefinnung zu bethätigen noch gejtat: 
tet iſt.“ Perſönliche Zufammenkünfte der Deputirten mit den Wählern haben 
außerdem jtattgefunden. 

Als Stüve am 20. Juli nad Osnabrüd zurüdfehrte, wurde ihm, dem 
furhtlofen und unermiüdeten Kämpfer für Recht, geſetzliche Freiheit und Vater: 
land, von fämmtlihen Bürgervorftehern, BVorftänden der Aemter, Gilden 
und Laifchaften, von vielen hundert Bürgern und Einwohnern der Stadt 
Dsnabrüd in einer Adreſſe der aufrichtigfte und herzlichite Dank dargebracht 
für die männlihe Kraft und Energie, für den ungebeugten Rechtsſiun und 
Mannesmuth, mit welhem derjelbe in der jebt vertagten Ständeverjamns 
lung und insbejondere in der Verfafjungsangelegenheit geredet und gehan— 
delt habe. 

Am 25. Juli richteten ſämmtliche Bürgervorjteher der Reſidenz an den 
König eine Adreſſe, deren Schlußbitte dahin ging: 

„dab Em. königlihe Majeſtät Allergnäpdigft geruben wollen, Maßregeln 

„zu ergreifen, welche ficher jtellen, das die Souverainetät Em. Königlichen 
„Majeftät, die Selbitftindigfeit des Königreichs und die Rechtsbejtändig- 
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„keit der Verfaſſung aufrecht erhalten und gegen jeden Eingriff geſchützt 
„werde. 

Der Magiſtrat, der noch vor Kurzem um Aufrechterhaltung der Ber: 
faffung petitionirt hatte, entzog ſich durch Majoritätsbefchluß der Mitunter: 
ſchrift, fühlte fih aber doch gedrungen, dies zu entſchuldigen. Wie es der 
Feigheit und Kleinherzigkeit nie an Vorwänden fehlt, erklärte diefe Majori- 
tät, Herr Raſch an der Spitze, daß fie in ver Sache jelbjt zwar volllommen 
übereinjtimmend mit den Bürgervorftehern feien, aber den richtigen Zeit- 
punct für den Erlaß einer Adreſſe noch nicht für gelommen hielten. * ) 

Der richtige Zeitpunct ift natürlich nie gelommen, Aud in anderen 
Drten bereitete man den zurüdtehrenden Deputirten Ovationen , oder jendete 
nochmals Aorejjen an den König. Es war aber zu fpät, fchon war eine 
Minifterkrifis eingetreten, nicht im Sinne der Stände. Herr v. Lütden 
und feine Genojjen hatten ihre Entlaffung angeboten und dieſe war ange— 
nommen. Der Bundestagsgefandte Graf v. Kielmandegge, die ausgeſchie— 
denen Staatsminister v. d. Deden und Borries, Negierungsrath v. d. Ane: 
jebet und andere Führer der Junferpartei weilten in Hannover und verhan— 
delten vom Unionhotel ab, wo man conferirte, mit dem Könige und mit Zim— 
mermann. Man braute dort die Dctroyirungen zurecht, die durch Zimmermann 
dem Könige als Minifterprogramm vorgelegt wurden, unterhandelte mit den 
Perſönlichkeiten, welchen die Arbeit der Generaljecretaire überlafjen werden 
follte. Es wird auch aus diefer Zeit noh Manches aufgehellt werden müſ— 
jen, namentlich welche Einflüjfe e3 hauptfädlich waren, die gerade die Mi: 
niftercombination zu Stande bradte, von der die officiellen Blätter des 
29. Zuli die erfte Runde bradten. Die Herren v. Lütden, Wedemeyer, 
v. Lenthe, Bush und Bergmann erhielten ihre Entlafjung, Graf Kielmans— 
egge wurde zum Minifterpräfidenten, Finanz: und Hausminifter, der Geheime 
Legationsratb v. Blaten= Hallermund, bisher zu Paris, zum Minifter 
des Auswärtigen, v. d. Deden zum Juftizminifter, v. Borries zum Minis 
fter des Innern, der Staatsrath v. Bothmer zum Cultusminifter ernannt. 

Durch Proclamation vom 31. Juli wurde die zweite Cammer aufgelöj’t; 
die Octroyirungen vom 1. Auguft in der Anlage Lil. bradte die officielle 
Zeitung erjt am 4. Auguft. Daher iſt e8 denn wohl zu erklären, daß noch 
in den eriten Tagen des Auguft3 von manden Gemeinden und Corporatios 
nen, die bis dahin damit jäumig gewefen waren, Petitionen um Aufrecht— 
erhaltung des Verfajlungsgeieges auh nach dem erſten Auguft eingingen, fo 
um nur einzelne Beiipiele hervorzuheben, am 3. Auguſt von dem Kramer: 
amte zu Verden, an demjelben Tage von fänmtlihen Amtsvertretern des 
Amts Moisburg zu Toftent; eben fo von den Gemeinden Eſchede, Habig- 
horſt, Scharnhorft, Kragen, Heeje, Endeholz, Marwede, Weihaujen, Schelp: 
oh, Dalle, Lohe, Stadshorn und Rebberlahb, Amts Beedenboftel. 


*) Daß e8 an Gründen niemals fehlt, zeigt die weitläufige Motivirung dieſes 
Beſchluſſes, abgedrudt Nr. 1935 der Zeitung für Norbdeutfchland vom 8. Mug. 1855. 
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Bwölftes Eapitel. *) 


Bon den Detropirungen bis zu den neuen Octroyirungen. Bom 1. Yuguft 1855 
bis zum 9, September 1856, 


Gleichzeitiges. 

855. 

Aug. 17. Auflöjung der würtembergifhen Kammern und Anordnung von 
Neuwahlen. — 18. Defterreihifches Coneordat. — Freigebung bes 
Verkehrs der Bifchöfe mit dem Papſte u. ſ. w. 

Sept, — des Malakoffthurmes. — Räumung und Aufſprengung Se— 
aſtopols. 

Det. 7. Haſſenpflug's — — angenommen. 

Nov. 20. Der König von Sardinien nach Paris und London. — 20. Eröff: 
nung der preußiſchen Stände — Schluß der Pariſer Induſtrieaus— 
ftellung. 


1856. 

San. 3. Sundzolldeonferenzen inKopen * gen. — Wendung Rußlands zum 
Frieden. — 11. Münzeonferenz zu Wien. — 16. Rußland nimmt bie 
Öfterreichifch - weitmächtlichen Vorfchläge ohne Vorbehalt an. 

Febr. 25. Friedenseonferenzen in Bart eröffnet. — 30. Abſchluß des Friebens- 
vertrageß zu Paris. — 31. Ruffifches Friedensmanifeft. 

März 4. Aufitand der mohamedanifchen Bevölferung in Naplus. 

Mai 18. Der Notenwechfel zwischen Defterreih und Sardinien wirb heftiger. 

Juni 17. Negentfchaftsgefeg in Frankreich. 

Sept. 7. Kaiferfrönung Alexanders Il. in Moskau. 


Gine Fönigliche Broclamation vom 1. Auguft erflärte, mit den Ständen fei feine 
Vereinbarung geglückt, daher nun die Bundesbefchlüffe nach Maßgabe des 8 2 der 
Verfaffung in Ausführung zu bringen feien. 

Ein Generalrefeript des Gefammtminifteriums erflärte, daß es entjchloffen fet, 
die Verordnung vom 1. Auguft raſch und mit Entjhiedenheit zum Ab: 
fchluß zu bringen. Bei Anftelungen und Beförberungen foll vor Allem eine im 
Dienfte und außer dem Dienfte erprobte Treue und Ergebenheit gegen des Königs 
Majeftät entjcheiden. Für den BVerftändigen genug. Der Generalfeeretair bes Ju— 
ftigminifteriums, Oberjufttzratb Lichtenberg, wird entlaffen, Staatsanwalt Dandert 
tritt an feine Stelle. Verſammlung von Exdeputirten am 26. Auguft in Bremen 
und Beichlüffe, an der Verfafjung feftzubalten. 

Das Strafford’fche Syitem, bur eitrafungen und Drohungen zu fehreden, 
wie durch Belohnungen und VBerfprechungen zu gewinnen, wird im großartigen 
Maßſtabe eingeführt. Die Preſſe ift ftumm gemacht, auch die ausländifche wagt 
bie une er nicht mehr nach Wahrheit zu ſchildern. — VVergebliche 
Schritte des Schapeollegti bei dem Könige wie bei dem Bunde, Gin Erfenntniß die 
Fleinen» Senat8 des Obergerichts zu Aurich vom 3. Detober, welches ſich gegen bie 
Nechtögültigfeit der Verordnung vom 1. Auguft ausgefprochen hat, auf Relation des 
Obergerichtsaſſeſſors Plane, giebt Gelegenheit nicht nur zu Maßnahmen gegen die— 
fen, —— auch zu dem ſog. Nothgeſetz vom 7. Detober 1855 wegen unmangel- 
bafter Befolgung der Geſetze und Verordnungen, jo wie Die Einrichtung eines Staats: 
gerichtähofes betreffend, zu dem nach Anficht der zweiten Gammer der zunächft be— 
rufenen Stänbeverfammlung nicht nur fein Notfall trieb, fondern welches end 
gegen ven 8 74 der Anlage I., wie gegen ven $ 5 der Anlage XXV. verſtieß, alſo 
eine Berfaffungsverlegung enthielt. j 


+) Wegen Naumbefchränfung fünnen die 2 legten Gapitel nur ſtizzirt werben 
und wird, mo nicht ber Verfaſſer, doch einer feiner Freunde fpäter eine Fortſetzung 
in einem 3. Banbe liefern, welche Die Gefchichte vom 1, Auguft 1855 bis zu einer 
jpäteren Zeit als 1860 ausführlich darftellt. = 
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Gegen ven Buchhalter Schnell zu Osnabrüd und 13 Vorfteher de Amts Os— 
nabrüf wurbe eine Griminalunterfuhung eingeleitet, wegen einer von Letzteren bem 
Könige überreichten Adrefje, in welcher gegen das Patent vom 1. Auguft als gefähr- 
dend bie Wechte der Krone und verachtend Die verfaffungsmäßigen, durch königliches 
Wort geheiligten Rechte des hannoverſchen Volkes proteftirt ward. 

Die Unterjuchung wurde auch gegen den Dr. Dnno Klopp und die Rebaction ber 
Oſtfrieſiſchen Zeitung‘, wegen Majejtätsbeleivigung und Amtsehrenbeleidigung, aus— 
gebehnt, fogar gegen ben Mbjchreiber Reis, auf Beibülfe zu dieſem Verbrechen. 
Nachdem der Schwurgerichtshof zu Aurich am 12. December die fämmtlichen Ange: 
klagten freigeſprochen hatte, erfchien am 22. December abermals ein ſog. Nothgejeg, 
d. 5. ein * ſtändiſche Zuſtimmung erlaſſenes Geſetz, das ſeine Wirkſamkeit ver— 
lor, wenn dieſe bei der nächſten Zuſammenberufung der Stände nicht erfolgte. 
(Vergl. $ 122 der Anlage 1.) 

Dies *9 entzog nicht nur ſämmtliche Preßvergehen, ſondern alle politiſchen 
Verbrechen, felbft wenn dieſelben mit ſchwerer Strafe bedroht waren, ben Schwur— 
gerichten und verwies leßtere an ein neu gebildetes Ausnahmsgericht, einem neu zu 
bildenden Urtheilsjenate des Oberappellationsgericht8, entzog aljo den Beichulbigten 
dem bis dahin verfafjungs= und gejeßmäßig feitgefegten Richter. Das war nach ber 
Meinung vieler Juriſten abermals eine Verfafjungsverlegung. 

Es lagerte ein ungemeiner Drud auf allen Gemüthern, namentlih waren alle 
Staatsdiener und Gemeindebeamte, jelbit die Geiftlichfeit ſtark eingefchüchtert. 

Die Stände wurden durd) Proclamation vom 1. November nady den oetroyirten 
Beitimmungen Der Anlage I. berufen, und erließ Herr v. Borried die gehörigen 
Inſtruetionen an bie lcitenden Beamte nicht nur, fondern an bie gefammte Diener: 
ſchaft. Das Refultat der Wahlen, welches die Anlage LIII. nachweiſet, fiel hin— 
fichtlih der Adelseammer fo günftig für Die Negierung aus, ald das Volk gegen 
diefelbe wählte, ohne indeß den Muth zu haben, durch Protejtationen dem Wahl: 
arte die Bedeutung zu vindiciren, Die Das Bremer Programm vorausgeſetzt. Daß 
man den Bürgermeijtern Stüve, Neubourg, Grumbredit, dem Senator Detering , 
Dr. Elliſſen, ObergerichtSaffeffor v. Bennigien u. a. den Eintritt verweigerte, für: 
derte namentlich die Wahlen der noch nicht gewählten Gxrminifter Braun und von 
Münchhaufen; Lehzen war fchon bei der eriten Wahl ſechsmal gewählt. Proteſta— 
tionen, wie fie in einzelnen Städten verfucht wurben, jcheiterten außerdem an dem 
— der leitenden Magiſtratsmitglieder. Nur in Osnabrück kam eine ſolche 
zu Brotocoll. 

Die von Georg Egeftorff auf feine Koften gegründete Speiſeanſtalt machte euro- 
pälfches Aufſehen und fand an vielen Orten Nachahmung. 

Das Land verlor am 3. März 1856 durch den Tod Lehzen’S einen jeiner ver- 
dienftvollften Männer und einen Charakter. Eine Verordnung ſchuf den Staaldrath 
um, orbnete eine Gompetenzeonflietenbehörbe an und entfernte die misliebigen Mit- 
glieder aus dem Staatsrath. Der Generaljeeretaiv des Finangminifteriumd Bar 
hatte feinen Abſchied gefordert und erhalten, er proteftirte Dagegen, Daß Died aus 
politifchen Gründen gejchehen fei. Stände traten am 2. April zufammen. Die Thron 
rede jtellte Abänderungen des Finanzcapitel8 in Ausficht, welches bie föniglichen 
Rechte durd die Gaffenvereinigung verlege, ebenfo Gehaltserhöhungen der Givildie- 
nerichaft, wie der Militairperjonen. Das Minifterium Kielmansegge-Borries ſchien 
e8 fich zur Aufgabe gefegt zu haben, alle Anjprüche ver Krone, der Militairbehör— 
den, der GivilitaatSdienerfchaft in vollfommener Maaße zu befriedigen, um ſich die 
Gunſt und die Unterftüßung von dieſen Seiten bei feinen Beltvebungen zu fichern. 
Für die Krone forderte man Ausjcheidung der Krondotation in Domanialgrunditüden 
und eine Erhöhung der Bedarfsjumme um 100,000 Thlr. — Für das Militair eine 
Erhöhung des ordentlichen Etats um jährlich 890,000 Thlr. — Für die Givildie: 
nerichaft war Die Erhöhung mäßiger, nur die Minifter felbit hatten ihr Gehalt von 
4000 Thlr. auf 6000 Thlr. erhöhen und fi) ohne Bewilligung für das Vorjahr 
zahlen Laffen; für die Landdroſten forderte man nur eine Erhöhung von 16 pGt., für 
einen Theil der übrigen Givildiener 6 bi8 8 pGt. 

Wegen bes Finanzgefeßes fam eine Einigung nicht zu Stande. Es machten fich 
in ber zur Prüfung der vorgefchlagenen Abänderungen niebergefegten Commiſſion, 
Graf Knyphauſen, v. Wangenheim, v. d. Kneſebeck, v. Bar, Minijter v. Bothmer, 
Minifter Graf v. Kielmansegge, Schatzrath v. Bothmer, Graf Bennigfen, Braun, 
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Miniſterialvorſtand a. D., die Exminifter v, Münchhauſen, Theodor Meyer , Windt— 
horſt, der Verfaffer dieſes, der Gutsbeſitzer Krönde, vier verjchiedene Anſichten gel- 
tend. Die Majorität, von dem Minifter v. Münchhaufen geführt, wollte in ein 
Finanzeapitel, wie Das des Staatögrundgefeßes gewejen, eimmwilligen; — eine Mi: 
norität eriter Gammer — Präfident v. Wangenheim, v. d. Kneſebeck, Graf v. Knyp⸗ 
baujen, v. Bar — beantragte nur einige Modificationen zu den Negierungsvorlagen, 
die beiden Minifter wollten den Negierungsentwurf durchgeführt haben, der Berfaf- 
fer und fein Freund Srönde gaben die Anlage LIV. abgedrudte abweichende Mei- 
nung ab, für welche fich indeb in aweiter Gammer nur 23 Stimmen erflärten. 
Darin war man alio. einig, daß man die Krondotation um 100,000 Thlr, er - 
wolle, aucd für das Prineip der Krondotationsausicheidung ergab ſich in beiden 
Gammern eine Majorität, nur Über den Modus verjelben waren beide Gammern 
nicht zu vereinigen. Hier aber fteckte der Knoten. Bei dem von ber Regierung vor- 
gejchlagenen Modus einer Berechnung nach 20jährigem Durchichnitt und, einer Ent- 
Icheidung durch 4 Fünigliche, 4 ftändifche Gommifjaire war der Vortheil offenbar 
auf Seiten der Krone; wenn die Stände fich dagegen, nachdem die Ausfcheidung 
geichehben war und man die Sache überjehen fonnte, das Ya oder Nein vorbehielten, 
jo war dies ſchon für die Männer, welche Die Ausjcheidung vornahmen, ein Sporn 
zu der größten Sorgfalt und Gewijfenhaftigfeit. 

Die Oppofition in zweiter Gammer, geführt von den Grminiftern, ging von 
dev Anficht aus, daß noch mancher Riß zu heilen, mancher neue Brud zu vermei— 
ben jei und daß ſich auf Grund der oetröyirten Verfaflung der Boden zur Wieder: 
herſtellung eines feſten und fihern Staatsgebäubes erlangen laſſe. v. ern 
bielt jedes bei den Verhandlungen gefprochene unnüge Wort für gefährlich und lei: 
tete den Widerftand gegen das Minijterium auf die correetefte Weiſe. Dennoch 
Fonnte er nicht umhin, ald der Regierungsentwurf des Finanzeapitels vorgelegt war, 
zu äußern: der zweite Abjchnitt der Vorlage hauche einen jo betäubenden Geift der 
Beſchränkung des ftändiichen Bewilligungsrechts, daß er das ftänbifche Leben in Br 
nen Wurzeln für gefährdet balte., In diefem Sinne. fielen die Beichlüffe aweiter 
Sammer, fie. verlangte mindeſtens Das im Staatsgrundgejege gewährte Maaß der 
ftänbifchen Bewilligung, — Das als correct jelbit von Metternich anerfannte —, 
namentlich auch die dort tefigefegte Minifterverantwortlichfeit gegen bas Land. 
Die erſte Gammer fand dazu fein Bedürfniß, mindeftens zur Zeit feinen ausrei— 
enden Anlaß. Die zweite Sammer, indem fie beflagte, daß es zu feiner Ginig- 
feit mit erſter Gammer habe fommen fünnen, fprach aus: daß fie den Gedanken an 
eine einfeitige Wiederheritellung des Finanzeapiteld von 1840 um fo weniger Raum 
geben fönnte, als vie jeßt beitehbende Finanzverwaltung und Gaffenvereinigung von 
Ernft Augufi aus freien Stüden dem Lande angeboten und zwijchen Landesherrn 
und Ständen frei vereinbart, imgleichen aud von Georg V. unter dem 9, Sep- » 
tember 1848 und 18. November 1851 anerkannt fei. Auf Eeinen Fall können die 
Gammern die Regierung für befugt erachten, auf Grund des Bunbesbeichluffes vom 
19. April d. 3. und den unter Nr. 6 des Berichts des Rusjoufiee vorfommenden 
allgemeinen Bemerkungen und Erinnerungen einfeitig von dem beftehenden Finanz: 
ſyſtem ———— 

Die Regierung antwortete darauf mit den Oetroyirungen vom 7. September, 
ber einjeitigen theilweiſen Wiederherftellung des Finanzeapiteld von 1840. Die Re: 
gierung hatte außerbem einige Verfaffungdänderungen zu den 88 84, 88, 171 und 
180 der Verfaffung in Vorſchlag gebradht. Man wollte namentlih 7. Bauern , Die 
ver König aus ſolchen Grundbefißern, die 600 Thir. reines Einfommen befaßen, 
wähle, in die erite Gammer bringen und daneben 5 andere Mitgliever, die der Kö— 
nig frei wähle. Dieſe Vorjchläge wurden von beiden Gammern abgelehnt, mit Aus— 
nahme eines, die Bildung des Gompetenzeonflietenhofes betreffend. Zum Wahlge: 
je. vom 6. November 1840 wurden einige fihernde Beftimmungen beliebt. 

Herr v. Honitedt hatte jchon Anfangs der Diät eine Verwahrung ausgefprocen 
daß er. die Detroyirungen als rechtöverbindlich nicht anerfenne. Als dieſe Berfaf- 
jungsänderungen auf die Tagesordnung famen, ſprach auch v. d. Hort es aus, 
daß er. und feine Freunde auf dem Boden nicht des Rechts, ſondern der T atſa⸗ 
chen ſich befänden, auf dem fie ſich lediglich nach Lage der Sache und nach Grün— 
den der Zweckmäßigkeit bewegten. Borries erklärte dieſe Verwahrung für wir- 
Fungslo® — * 
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Der Milttatrausfhuß Fam nach langen, zum Theil durch Deputirte deſſelben 
mit dem Könige felbft gepflogenen Verhandlungen zu dem Refultate, daß, um ben 
Außerften Anfprüchen des Bundes zu genügen, 2,056,289 Thlr. für den Militairetat 
genügten, er befürmwortete jedoch des lieben Friedens halber noch eine Bewilligung 
von 128,463 Thlr,, jedoch unter der außerorbentlichen Rejolutivbedingung, daß dieſe 
Bewilligung ald nicht gejcheben anzufehen fei, wenn die Regierung die Geſammtbe— 
willigung behuf eine hauernden Abkommens anzunehmen Bedenken tragen 
ſollte. Diefe Vorfchläge wurden in beiden Gammern, in zweiter gegen eine 
bebeutende Minorität, welche diefe Nachbewilligung überhaupt nicht wollte, ange: 
nommen und zum ftändifchen Bejchluffe erhoben, Die zweite Sammer hatte aber ber 
ganzen Bewilligung nod die fernere Neſolutivbedingung hinzugefügt, daß dieſelbe 
al8 nicht geichehen zu betrachten fei, wenn die Gafjenvereinigung auf 
höre, da dann ein neues regulatived Ausfommen und eine Vereinigung über die Ver- 
theilung der Ausgaben zwilchen ber königllchen Caſſe und Landescaffe erforderlich 
werben würde, Gin Schreiben der Negierung vom 4. September wies dieſe Bebin- 
gung zurüd und erklärte folche für nichtig, da fie den Zweck habe, den König 
an der Ausübung feiner Rechte aus den Bundestagsbejhlüjfen zu 
hindern, und da der $ 92 der Verfaffung die Nothwendigfeit eines Abkommens vor: 
— Beide Gründe waren hinfällig, denn der Bundesbeſchluß ſagte nichts von 
der Nothwendigkeit einer Caſſentrennung und wenn das neue Abkommen als nicht 
geſchloſſen betrachtet wurde, jo galt bis zu einer neuen Vereinbarung das letzte Abs 
fommen vom 7. Februar 1834 mit den Nachbewilligungen von 1842 und mußten bie 
Heeresformationen in einer Weife eingerichtet werben, daß man mit der Summe von 
1,700,000 Thlr. ausfam, wie man damit bisher hatte ausfommen fönnen und müf- 
fen. Da nun am 7. September die Gaffentrennung oetronirt wurde, To war ber 
Milttairetat über die Summe des alten Abfommens hinaus nich t ‚bewilligt. 

Die Stände, bi8 auf eine geringe Oppofition in zweiter Sammer, waren äußerft 
bereit, dem Minifterium Kielmansegge-Borries die Mittel zu gewähren, in dem Theile 
bes Beamtenthums, welches die Güte einer Regierung nach der Größe der Bejol: 
dungen maß, eine Stüße zu finden, indem fie die Befoldungserhöhungen: bis auf 
wenige Ausnahmen bewilligten, voran die Erhöhung der Mintiterbefoldungen ſelbſt, 
mit einem durch erfte Cammer äußerft abgejchwächten Tadel wegen ber eigenmädhti- 
gen einjeitigen AZulegung Diefer Erhöhung für das Jahr 1855—56. — Das 

ubget war in einer fo Fünftlichen Weife Durch Nechnungsmanöver zufammenge- 
fellt, dak das Defieit um mehr als 500,000 Thlr. geringer veranjchlagt war, als 
ed fich heraußitellte, weshalb denn das Ausgabebudget um fo viel erhöht werben 
mußte, und die noch nicht dagewejene Eumme von tiber 10 Millionen erreichte. 
— Un außerorbentlichen Ausgaben, größtentheil® freilich nüglicher und probues 
tiver Art, für freie Miederlagen in Harburg, Emden, Leer, Ergänzungen ber 
älteren Gifenbahnbauten und des Eifenbahnmaterial8, Deichvorfchüffe, aber auch 
Ausgaben der unproductivften Art (Deficit der Kriegscaſſe bis zum 1. Juli 1855 
127,000 Thlr., pro 1855—56 318,000 Thaler, Armeematerial 347,436, Artille: 
riecafernenbauten 60,000) wurden 4,776,664 Thlr. bewilligt. Es war damals 
bie Zeit Des von Frankreich herübergefommenen Schwindels, wo das Wort Million 
feine Bebeutung verloren hatte, wo man mit Millionen Thalern, für die man * 
piere emittirte, nur jo ſpielte. Der Actienſchwindel fing an, vom Finanzminiſter 
begünftigt, überhand zu nehmen. Die Peiner Hüttenunternehmung, die Neuftäbter 
Hütte, die Georg: Marienhüttenactien drängten bie ——— und dortmunder 
Unternehmungen noch etwas zuruͤck, fie alle waren auf Millionen baſirt; kleinere Aec— 
tienunternehmungen , wie Flaͤchsbereitungsanſtalten, die chemifche Fabrif zu Nehme 
und Nienburg u. f. w. zählten faum mit. Der Andrang, Aectien der bannoverfchen 
Bank, die um dieſe Zeit conceffionirt und privilegirt war, Banfnoten im Betrage 
von unbejtimmten Millionen, jedenfall3 von mehr als einer Million Thaler, aus: 
geben zu dürfen, während ver Staat felbit fich von allem Papiergelde fern gehalten hatte, 
u befommen, war ungeheuer, und Die Metien waren auf einen Cours von 147 
inaufgejchwinbelt, noch ehe fie ausgegeben waren. Zwar warnien Stände auf Braun’s 
Antrag vor diefer eingeriffenen Speeulationsfucht und drangen auf baldige Ge— 
—— über die Ausgabe von Papiergeld, die ohne ſtändiſche Genehmigung nicht 
erfolgen ſolle (Antrag zu $ 27 des — allein die Warnung fiel in taube 
Ohren, zu einer Zeit, wo felbft bie höchitgeftellten Perſonen einem Induftrieun: 


ternehmen ihre Namen gaben und große Summen in bemjelben anlegten, ein Umftand, 
der eine Menge ärmerer Leute bewog, ihre Gelder diefem Unternehmen zuzuwenden, 
deſſen Actien zur Zeit zu 24 Thlr. für baar gegebene 100 Thlr. zu haben find. 

Neben den erwähnten Angelegenheiten waren e8 hauptiächlich Die f. g. Nothgefeke, 
welche bie Stände beichäftigten ; dieſe führten aber zu großen Meinungsverfchiebenheiten 
zwifchen beiden Gammern. Die zweite Sammer drang auf eine gemeinfchaftliche Kom: 
miffion wegen dieſer Geſetze, und da die erite Sammer dies ablehnte, wählte fie eine 
einjeitige Gommiffion aus 7 Mitgliedern (Graf Bennigfen, v. Mündhaufen, Braun, 
Windthorft, Dandert, Oppermann, v. Borries). Was in ten Sitzungen vom 22. 
und 15. April in erfter Gammer in Beziehung auf dieſe den Ständen zur Genehmi— 
gung vorgelegten Notbgejeße verhandelt und befchloffen ward, davon wird fich bie 
Adeldcammer nie rein wajchen fünnen und wenn irgend etwas, fo wird das zu ih: 
rem-Sturze auf Nimmerwiederauferiteben beitragen. Gin Mitglied des oberiten Ge— 
richts, der jegige Juſtizminiſter v. Bar, beantragte, als es ſich um das Gefck vom 
7. Tetober handelte, zwar, dem Geſetze für die Zukunft die Genehmigung zu ver: 
fagen, weil feine Gefahr mehr zu befürchten fei, er fprach aber offen aus: „baß 
die erite Sammer ber Regierung vielen. Dank verjchulde, da file mwejentlich derfelben 
ihre Exiftenz verbanfe, er glaube Deshalb, abgeiehen von fachlichen Gründen, 
ſchon allein, daß durh Einhelligfeit die Frage, ob das Gefeg verfaſſungsmä— 
fig und zwedmäßig erlaſſen fei, werde bejaht werben. 

Ein anderes Mitglied des höchſten Gerichts, Graf v. Knyphauſen, meinte zwar, 
wäre noch res integra, fo dürfe man große Beforgnifie gegen jolhe Ausnahme: 
mahregeln begen, jegt aber, ba das Gefeg einmal erlaffen, bürfe man ber Regie: 
rung fein Dementi geben. Nur Syndieus v. Lenthe äußerte beſcheidene Zweifel we- 
gen der Nothwendigkeit des Geſetzes und Gammerrath v. d. Deden wagte jolche nicht 
einmal zu erheben, da über bie politiiche Nothwendigfeit die Regierung allein zu 
entfcheiden babe, er hielt aber das Geſetz jekt nicht mehr für nothwendig und trug 
auf deſſen Bejeitigung an. 

Mit dem Gelepe wegen Beichränfung der AZujtändigfeit der Schwurgerichte war 
die erſte Sammer einhellig einverftanden. 

Bei der zweiten Berathung machte der Schagratb v. Bothmer darauf aufmerf: 
jam, um was es fih handle, um eine Bejchränfung des ftänbifchen Mitwirfungs- 
recht8 zur Grlaffung von Gefegen, und brachte, um die Sammer an das Unpolitis 
fche ihrer Behandlung der Sache zu erinnern, die Frage in Anregung, wie e8 mit 
dem Fortbeitehen jolcher Nothgefche wäre, wenn auch nur eine Gammer ihre Zu: 
jftimmung verweigere, Er warnte die Cammer vor Webereilung. 

Da meinte denn ber Landrath v. Klende, wenn zwei Factoren (die Regierung 
und bie erfie Gammer nämlich) der Gefeggebung über einen Punct harmorirten , 
fomme e8 auf ben dritten Factor (die zweite Sammer) nicht an. Als derſelbe ob 
biefer neuen Theorie von 3 Factoren der Geſetzgebung von v. Bothmer und Grote aus 
Jühnde angegriffen wurde, erflärte er, mißverftanden zu fein, er habe nur gemeint, 
daß wenn es zu einem ftänbijchen Beichtuffe über die Forteriftenz folcher Geſetze nicht 
fomme, die Negierung die Befugniß habe, das nicht genehmigte Geſetz fortexiftiren 
u laffen. Dem trat Landſyndieus v. Lenthe entgegen, inbem er nachwies, daß zum 
Fortbeftehen eines folchen Nothgejeges die Zuftimmung beider Gammern gehöre. 
Als dann der Juſtizminiſter fidy außer Stande erklärte, über die Anficht der Regie: 
rung etwas mitzutbeilen, ſprach der Amtsaffeffor v. Düring, — die Sammer gegen 
den Schein von Oberflächlichteit verwahrend, mit Pathos das kühne Wort auß: 
dar die Regierung aud gegen ben übereinftfimmenben Ber 
ſchluß beider Gammern berechtigt fei, Ausnahbmsgefehe be: 
ſtehen au lajjen.“ 

Nur Schagrath v. Bothmer und Grote aus Jühnde proteftirten gegen eine ſolche 
in einer ſtändiſchen Gammernoh niemals gefallene Aeuße— 
rung. Die Cammer jelbit nahm den Antrag ihres Präfidenten an: tem Gejeke 
die Zuftimmung zu ertbeilen, mit dem vertrauensvollen Wunſche, daß die fönigliche 
„Regierung bafjelbe außer Kraft fegen werde, jobald die Gefahr bejeitigt fei. 

In zweiter Sammer jchlug die Majorität des einfeitigen Ausſchuſſes hinſichtlich 
des Gefeßes vom 7. October vor, demſelben die Bewilligung zu verfagen, indem 
fi) Stände davon nicht zu überzeugen vermocht, daß das fragliche Gerichtderfennts 
niß erfter Inftanz bereits geeignet war den in der Verfaffung vorausgeſetzten Noth- 
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fall zureichend zu begründen , und hiervon abgejeben, das Gejeg fich nicht in ben 
Grenzen halte, welche dabei einzuhalten geweſen (eine Umfchreibung für verfaflungs- 
wibrig) und baß eine Veranlaffung nicht vorhanden fet, jene Verfügung überhaupt 
noch fernerbin beftehen zu Taffen. 

andert beantragte dagegen, dem Beſchluſſe erſter Gammer beizutreten und 
war babei lediglich von dem Obergerichtsrath Heife unterftügt. Für ben Dandert: 
chen Antrag erflärten fi 23 Stimmen, nämlich Berengen, Blumenhagen, v. Bü: 
low, Gammann, Dandert, v. d. Deden, Denide, Düwell, Erdmann, Geller, Heine, 
Heife, Merz, Oftermeyer, v.Röffing, Rofcher, Rudolph, Scharlach, Schomer, Sudendorf, 
Wermuth und Wilhelmi, alfo 18 Staatsbiener, ein Advocat, ein Domainenpächter, ein 
Kirchenbeamter und zwei Bauern, Metje und Rudolph — dagegen 61. Bei der Abſtim— 
mung ſodann über den Antrag des Ausjchuffes fielen noch Berengen, Düwell und 
Geller von ber Minorität ab, und motivirte der Oberbürgermeifter Barckhauſen fein 
immer gewichtige8 Votum dahin: daß rüdfichtlich der Geiftlichen eine Verfaffungs- 
verlegung im Geſetze vorhanden fei, erfenne er an, jo wie daß eine Veranlaffung 
nicht vorhanden fei, daſſelbe ferner beftehen zu laffen, daß Stände vielmehr ben 
Staatöbienern wie den Magiftraten fchuldig feien, den Alp dieſes Geſetzes 
von ihnen zu nehmen. 

Dieſes Votum war um fo ehrenbafter, wenn man wußte, wie Bardhaufen felbft 
von ber Hofpartei umfchmeichelt wurde. 

Hinfichtlicdy des Geſetzes vom 22. December hatte die Majorität des Ausjchuffes 
einen —— eingeſchlagen, indem ſie, zur Aburtheilung politiſcher Ver— 
brechen, welche den Geſchworenen entzogen bleiben ſollten, eine neue Behörde aus 
den großen Senaten der Obergerichte mit einer Berufungsinſtanz an das Tribunal 
eingeführt wiſſen wollte. 

Der Antrag des Ausſchuſſes fand, nachdem ein Antrag des Verfaſſers, lediglich 
die Principien der Strafproceßordnung entſcheiden zu laſſen, ob ein politiſches Ver— 
brechen vor die Geſchworenen oder vor die Strafeammern zu bringen ſei, mit 44 
gegen 41 Stimmen abgelehnt war, bie Majorität der zweiten Sammer und wurbe 
ein Antrag von Dandert, einen Urtheilsjenat von 9 Stimmen ohne Berufungsin- 
ftang zu bilden, mit 70 gegen 15 Stimmen verworfen. 

Die Cammern erledigten außerdem einige unbebeutendere Gefegentwürfe und rich: 
teten eine Reihe von Vorftellungen und Anträgen an die Regierung, unter melden 
bie wegen verweigerten Urlaubs an die Bürgermeiiter der Städte Osnabrück und 
Harburg zum Eintritt in die Stänbeverfammlung*) wegen Snterpretation des $ 96 
ftänbifche Bedeutung behalten wird, obgleich die rn Bi einem Schreiben vom 
4. September”*) die Anträge jchnöde zurückwies und den Ständen jede Kritif darü— 
ber, ob im einzelnen Falle der Urlaub mit Recht oder Unrecht verweigert fei, bes 


Die Stände wurden am 5. September vertagt, am 7. September aufgelöf’t 
unb erfolgte an diefem Tage die Detropirung eines Finanzeapiteld, welches micht 
nur einfeitig das Finanzcapitel der Verfaffung von 1840 (Seite 20 der — 
theilweiſe wieder herſtellte, ſondern auch die Krondotation um 100,000 Thlr. erhöhte 
und mit weiterem einſeitigen Vorgehen drohte, falls mit den nächſten Ständen eine 
Vereinbarung nicht zu treffen ſei. Dies Verfahren widerſprach nicht nur ben Bun: 
besbefchlüffen, fondern war wider bie Natur der Sache, da die Anlagen A. unt B. 
ber Anlage I. den wejentlichiten Theil des Finanzeapitels bilveten. Bei dieſer Ver: 
einbarung von 1840 über die Vertheilung ber Abgaben zwiichen den getrennten Gaj- 
fen mußte es nothwendig bleiben, bis etwas anderes vereinbart war, aber biefe An- 
a. wurden weislich nicht mitpublieirt, weil fonit auf die fönigliche Caſſe eine Laft 
gefallen wäre, die Diefe nicht ertragen fonnte. Alſo auch hier nicht reine Rückkehr 
zu dem Rechte von 1840, ſondern Freie Belieben. Die Notbgefege vom 7. Detober 
und 22. Deebr. 1855, obgleich beide die Genehmigung ber zweiten Gammer nicht 
—— hatten, alſo auch feine ſtändiſche Genehmigung, wurden deshalb doch nicht 

ufgehoben. 

Wie man dies einſeitige Vorſchreiten der Regierung zu nennen habe, darüber waren 


*) Stänbifche Aetenftüde der 13. Stänteveriammlung I. S. 1108. 
2*) Dafelbft Seite 1280. 
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auch Die Laien nicht aweifelbaft, aber wer durfte wagen, tem Dinge den reiten Na- 
men zu geben, ohne fich Proceduren außzufegen, wie bie Nothgeſetze fie drohten, 
ohne fich feinem ordentlichen Richter entziehen zu laffen und einem Gerichtshofe un- 
terworfen au fein, von dem e8 feine Berufung gab, ja wer durfte nur dem Verfah— 
ren des Schatzraths Lang den rechten Namen geben, der fich auf fehr kurze Zeit 
in Ermanglung jeder anderen Perfönlichfeit, als Generalfecretair bes Finanzmini— 
ſteriums, natürlich nachdem er als Echagrath abgebanft hatte, gebrauchen Tieß und 
der wahrfjcheinlich die Octrovirungen vom 7, September coneipirte, 


Dreizehntes ECapitel. 
Bon den Dctruyirungen bed 7. September 1856 bis zum Jahre 160. 


Gleichzeitiges. 
1856. 


Det. 10. Diplomatifcher Bruch zwiſchen Franfreih und Neapel durch 
Noten angebahnt. 
Nov. Die Verwiclungen zwiſchen Kranfreih und der Schweiz mehren fid. 


— Am 29. Eröffnung der Gammern in Berlin — Neuenburg — 
der König meint in ber Thronrede: fein Volt werde für die Ehre feiner Serone 
einftehen. 


Dee. 4. Der deutjche Bund billigt die Detronirungen in Luxemburg. — Die 
Schweiz bemilligt wine Anleihe von 30 Millionen und Landwehrorganiſa— 
tion, um Den preußischen Kriegsdrohungen wegen Neuenburgs entgegenzutreten. 
— Der König von Neapel zeigt den Mächten feine Ueberzeugung von ber 
Liebe feiner Unterthanen zu ihm an, bie fich jüngit mehrfach manifeftirt habe. 
31. Schlußeonferenz ber von Neuem zufammengetretenen Friebenseonferenz 
in Paris. 

1857. 

Yan. 8. Der fchweizer Bundesrath genehmigt den parifer Vermittlungsvuorichlag 
mit Preußen. — Der angeblidh projcetirte Durczug preußifcher Heere 
nad) der Schweiz veranlaßt fortwährenden Notenwechfel mit Defterreih. — 
Allgemeine Amneftie für dad lLombardiſch-venetianiſche Königreich. 

Febr. 20. Noten Gavours über die den Piemontefen zu geitattenden Freihei- 
ten. — 23. Auflöfung der ſchles wigſchen Stänbeverfammlung. — 25. 
Anfang der Empörungen der Seapoyregimenter in Oftinbien. 

März 4. Die zweite pre 40 e Cammer verwirft das Eheſcheidungsgeſetz. 

April 8. Würtembergſches Concordat. 

Mai 9. Ausdehnurg der Amneſtie für die Lombardei und Venetien — 
Zurückgabe der ſequeſtrirten Güter. — W. Pariſer Vertrag wegen 
Neuenburg. 

Juni 1. Die Empörungen in Oſtindien nehmen uͤberhand. — 27. Aufſtands— 
verfuhe im Neapolitanijchen. 

Auguft 15. Vorlage eines neuen ah du, > aeg an die bolfteinfhe Stände 
verſammlung. Am 9. September Ablehnung, am 12. September Schluß der 
Berfammlung. — 24. Zufammenfunft des Kaiferd von Rußland und von 
Frankreich in Stuttgart. — Bedenkliche Gerüchte über den Stand 
der geiftigen Gefundheit des Königs von Preußen mehren fic. 

Det, 23. Dem Prinzen von Breußen bie Stellvertretung des Königs auf 3 Mo: 
nate übertragen, 

Nov. J a Detropirungen in Qugemburg. Abänderung bes neuen Wahl: 
geſetzes. 

868 


Jan. 6. Fernere Stellvertretung des Kronprinzen von Preußen auf 3 Monate. 
— 12. Eröffnung des preußifchen Landtages. — 14. Morbattentat Or: 
fini’8 auf Napoleon, — Bunbesbeichluß wegen Holfteins und Lauen- 
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burgs. — 18. Sitzung des gefeßgebenden Körpers in Paris eröffnet. — 
27. Die franzöfifhen Truppen werben unter 5 große Befehlshaser- 
ſchaften vertheilt. 

Febr, 1. Der Todesgedanfe fcheint L. Napoleon zu befchäftigen. Die Kaiferin von 
ranfreih im Fall des Todes des Kaiferd zur Regentin ernannt bis zur 
roßjährigfeit des Prinzen. — 7. General Eſpinaſſe Minifter des Innern 

in Franfreid — Billault entlaſſen. — 235. Der bannoverjde 
Antrag in ber holſtein-lauenburgſchen Sache von der Bundesverfammlung 
angenommen. — 26. Neues Minifterium Graf Derby in England. Lek- 
teres erklärt, Frankreich gegenüber Die alten Landesgeſetze und das Aſhlrecht 
nicht abändern zu fünnen. Der Nofenwechjel wirb gereizter. 

März 26. India Bill zur Erfegung der oſtindiſchen Gompagnie. 

April 9. Weitere Fortführung der Regierungsgeſchäfte durch ben Prinzregenten auf 
3 Monate. — 22. Die (Juden-) Eidesbill im Oberhaufe mit 119 gegen 
80 Stimmen verworfen. 

Mai 10. 3. Auffel beantragt wegen der Eidesbill ein Eonferenzeomitee beider Häu— 
fer. — 20. Bundesbeſchluß in der hoffteinfchen Angelegenheit. — 22. Neue 
Donaufürftenthümerconferenzen in Paris. 

Juli 29. Bundesbeſchluß wegen Holftein. 

Aug. 5. Telegraphifche Verbindung zwifchen Amerifa und England, aber nur 
auf kurze Zeit nußbar. — 12. Bundesbeihluß in der bolfteinifhen 
Sade. — Generalgolleonferenz in Hannover. — 22. Parifer Staatöver- 
trag wegen ber Donaufürftenthümer. 

Det. 9. Der Prinz von Preußen übernimmt die Megentfchaft befinitiv. Die 
beiden Häufer einberufen. v. Weftphalen entlaffen. Neue Hoffnungen für 
Preußen und Deutfchland. — 20. Eröffnung de preußiſchen Landtags. 
— 25. Eibdesleiftung des Pringregenten. 

Nov, 1. Lord Canning erfter Vieekönig von Oftindien. — 5. Neues Miniite: 
rium in Preußen: v. Flottwell, v. Auerswald, v. Schleinik, v. Bonin, 
v. Batow, v. Bethmann-Hollweg. Heydt und Eimons bleiben. — 24. Ver: 
urtheilung des Grafen Montalembert wenen Preßvergehens. 

Dee. Der Graf lehnt die ihm vom Kaifer gewährte Begnadigung ab. — Dftin: 
bien immer mehr beruhigt. — 233. Bundesbefchlüffe, dem Executionsverfab- 

— ren gegen Dänemark Anſtand zu geben. 

Jan. 1. Napoleon's Unzufriedenheit gegen Defterreid. — 3. Holfeini- 
he Stände. — 10. Eröffnung der Cammern: Thronrede: wir find nicht 

unempfindlich gegen den Schmerzensichrei aus vielen Theilen Italiens. — 12. 
Eröffnung der preußiſchen Gammern. 

Febr. 3. Eröffnung des Parlaments — Berficherung zur Erhaltung bes allgemeinen 
Fiebens beitragen zu wollen. — Defterreich fendet inzwijchen Truppen 
über Truppen nach Italien. Cavour erklärt, daß Sardinien baburd zu 
Gegenrüſtungen gendthigt werde. — 7. Eröffnung bes geſetzgebenden Körpers 
in Baris Der Kaifer hofft, daß der Frieden nicht geitört werde. — 9. 
In Turin eine Anleihe von 50 Millionen Francs genehmigt. — Die Eir- 
eularbepejche der verfchiedenen Regierungen mehren ſich — Breußen faht 
die Lage wefentlich friedlich auf. — 28. Disraelifche Reformbill. 

März 1. Eine ſardin ſiſche Denkfchrift zählt die Beſchwerden gegen Defterreich auf. 
— 7. Die bolfteinifhe Ständeverfammlung rt ihre Rechte, ihre 
legislative und abminiftrative Verbindung mit Schleswig und wird am 9 
geichloffen. — Ruſſiſche Vermittlung angeboten. — 31. Die engliſche 
Reformbill verworfen. 

April 7. Gonferenzen wegen ver Donaufürftentbümer in Parid. Doppel: 
wahl Gouzas. — 13. Die Reſidenz Schamyls erobert, der die Eroberung 
bed ganzen Landes folgt. — 19. Ultimatum Oeſterreichs an Sardinien, 
die Armee foll auf den Friedensfuß geſetzt, die Freiwilligen entlaffen werben, 
wird nicht angenommen. — 22. Preußen erklärt, fi wider feine Abficht 
in feinen Srieg hineinziehen zu laffen. — 233. Auf preußifhen Antrag 
beichließt der Bund Marfchbereitichaft der Haupteontingente. — Auflöjung 
des Britifchen Parlaments, — Englijche Vermittlungsverfudie. — Im 


Mai 


— 


Juni 


Juli— 


Aug. 


Sept. 


Oct. 


Nov. 
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Frankreich eine Anleihe von 500 Millionen Frances genehmigt. Franf- 
reich erflärt, es könne nicht geftatten, daß man Piemont angreife. — De: 
terreihbifhes Manifeft, es — die Waffen in der Hoffnung, daß 
es nicht allein ſtehen werde. — 20. Die Oeſterreicher überſchreiten den Te: 
fin. — Frankreich erklärt, daß es die Alpen überſchreiten müſſe. — 
30. Proclamation Vietor Emanuel's. — In Parma flieht Die Herzogin— 
Regentin. 

3. Kaiſerlich franzöſiſche Kriegsproelamation. Die Kaiſerin zur Regentin 
ernannt. — 6. Mailand in Belagerungszuſtand erklärt. In Preußen 
eine Anleihe von 40 Mill. Thlr. bewilligt. — 10. Der Kaifer von Frank: 
reich reift zur Armee. — 13. Hannover beantragt beim Bunde Aufſtel— 
lung eines Thfervationseorpg am Rhein. Preußen legt Dagegen Mider- 
ſprüch ein, indem es die Snitiative beansprucht. — 11. Schluß des preu— 
Bifchen Landtaud. Der Prinz-Kegent erflärt es für die Pflicht Preu— 
ßens: für die Sicherheit, den Echuß und die nationalen Intereſſen Deutjch- 
lands einzuftehn. — 20. Schlacht bei Montebello. — 22. Ferdinand 11. 
von Neapely, Franz I. folgt ihm. — 23. Garibaldi nimmt Va— 
reſe und zieht in Como ein. — 31. Zufammentritt des neuen Parla— 
ments in London. 

4. Schlacht bei Magenta, or ber Franco- Sarden. — 5. Näumung 
von Mailand. — 6. Diefes huldigt Victor Emannel als König. — Pa: 
via wird geräumt. — 8. Napoleon und Victor Emanuel in ailand. 
Piacenza wird geräumt. — 10. Das Winifterium Derby bleibt mit 310 
gegen 323 Stimmen in der Minderheit und bittet um Entlaffung. — 12. 
Proviforiiche Regierung in Bologna. — Die Aliirten überfchreiten bie 
Adda. — Gavour erklärt die Unabhängigkeit Jtaliens ald Zweck bes 
Krieges. — 18. Minifterium Palmerfton. -— Defterreid verlangt ent- 
ſchiedene Parteinahme Preußens, England für Preußens und Deutichlands 
Neutralität. — 24. Schlaht am Mincio — bei Solferino, die Defter: 
reicher gejchlagen. — 25. Prinz Napoleon in Barma. 

2. Der deutſche Bund befchließt auf Preußens Antrag Zuſammenziehung des 
7. und 8. Bundescorps und MUebertragung bes Oberbefehl8 an Baiern. 
— Graf Schwerin-PBugar Minifter des Innern. — 6. Preußiſche Cir— 
eularbepejche. — 11. Zufammenfunft der Kaiſer in Villafranca. — 12. 
Friebenspräliminarien. Defterreich tritt die Lombardei bis zum Mincio 
an Frankreich ab, welches fie Sardinien überläft. — 15. Kaiferlih öfter: 
veihifhes Manifet über die Motive zum Frieden, das Sicfernhalten 
der natürlichen Bundesgenoffen. — 17. Tag in Eiſenach, Etiftung ber 
nationalen Partei. — 25. Demobilifirung in Breußen. — 77. Farini 
Dietator von Modena. 

8. Der fardinijche Kommiffair aus Parma abberufen, Advocat Manfrebi 
übernimmt die Megierung. — Erſte Sitzung des Frievenseongreffes in Zü— 
ridh. — 20. Die Nationalverfammlung zu Modena erklärt einftimmig 
Anſchluß an Piemont, eben jo in Toscana. — WU. Preußiſche An- 
leihe von 18 Millionen. 

7. Kaiferlih öfterreihifches Patent, die innere Verfaffung ber verſchie— 
denen Kronlaͤnder betreffend. — 12. Badenſches Concordat — 13. Ant: 
wort des Prinzregenten auf die Stettiner Adreſſe. — 16. Verfammlung 
ber Nationalpartei, Bildung des Nationalvereind. — 26. Eröffnung bes 
Reichsraths zu Kopenhagen: man habe die Gefammtverfaffung aufgeho: 
ben, um die Bunbeserceution zu meiden. 

10. Preußens Denkfchrift in der kur heſſiſchen Frage. Die Rückkehr zu ber 
Berfaffung von 1831 fei bundesrechtlich zuläffig, und durch practifche Gründe, 
wie Achtung vor dem Rechte geboten. — W. Die Mittelftaaten dringen bei 
dem Bunde auf Nevifion der Bundeskriegsverfaſſung. — Nupoleond Brief 
an PVietor Emanuel über die Art und Weiſe, wie Stalien zu regeneriren fei. 
Gonföberation aller Etaaten unter der Präfidentjchaft des Papites. Victor 
Emanuel hält dies Project für unausführbar. 

3. Baden beantragt ein Bundesgericht. — 5. Die kur heſſiſche 2. Sams 
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mer beichlieht eine Aoreffe auf Herftellung der Verfaffung von 1831 mit 38 
gegen 5 Stimmen. — 10. In ganz Deutjchland wird der 100jährige Geburts- 
tag Schillers gefeiert — Schillerftiftungen und Nationallotterie zum Beften 
berielben. — 21. Auswechslung der Friedensverträge in Zürich zwifchen 
Defterreih, Franfreib und Sardinien. — 23. Defterreihifche Am: 
neitie in Betreff Staliend. — Die zweite heſſiſſche Gammer wendet fid 
an den Bund. — 29. Kriegsminijter v. Bonin tritt zurüd. Neue Armee: 
organifation. 

Dec. 17. Die Würzburger Gonferenzregierungen bringen Anträge bei dem deut— 
ſchen Bunde ein: Weröffentlichung der Bundesprotocolle, dad Heimathörecht 
und Bundesgericht betreffend. — 20. Defterreihiiche Gewerbeordnung 
für das ganze Neich mit Ausnahme Venedigs. — W. Macaulay F. — 
Napoleon drängt den Papit, Die Romagna abzutreten. 


Ein NRegierungsorgan fuchte die Octroyirungen vom 7. Ecptember damit zu ent- 
ſchuldigen, daß e8 mötbig gewefen fei, dem ftörrifchen Weſen der Landesvertretung 
eim Schnelles und feites Biel zu feßen. Ob fie ſich dadurch, ob fie ſich überall irgend 
rechtfertigen liefen? Der inlänbifchen und benachbarten Preffe waren die Schwingen 
beſchnitten, diejer prokte Die Verwarnung, jener Verbot. Nur die auswärtige Preſſe 
wagte noch hin und wieder ein freies Wort zu fprechen, jo die Augsburger Allge: 
meine Zeitung, die Nationalzeitung, vor allen mar es abermal® Das Preußiſche 
Wochenblatt, welches fich entfchieden ausfprac. 

Zu den Mitteln der Abjchrefung hatte man ein neues ſchon im Sommer erfun: 
den, das freilich zunäcit nur gegen den hoffähigen Adel gerichtet war. Man hatte 
dem Erminifter A. v. Mündhaufen und feiner Gemahlin geb. Grote den Hof ver: 
boten, wegen der Oppofition, die er dem Finanzeapitel gemacht hatte. ine folche 
exorbitante Mahregel konnte nicht verfehlen, innerhalb wie außerhalb der Kreife, auf 
die fie berechnet war, Aufſehn zu erregen. Der Hofmarichall v. Malortie ſchien in 
ben Annalen des Hoflebens fein Präcedens dafür zu finden, er hatte fich geweigert, 
die Botjchaft zu überbringen. Man ftrift darüber, ob man die Sadıe von Seiten 
einer Kleinlichkeit auffaffen follte, oder al8 ein den ganzen Abel betreffende und 
—— Ereigniß. 

er Verfaſſer hat immer die Oetroyirungen vom 7. September als einen Schreck— 
ſchuß aufgefaßt. Gr fonnte an den Ernft derjelben um deshalb nicht glauben, weil 
jede Verhandlung über die Vertheilung der Laften zwifchen Königlicher Caſſe und Ge- 
neralcaffe immer am das anfnüpfen müßte, was man 1840 in diefer Beziehung ver: 
einbart hatte und weil jede Abweichung von diefer Vereinbarung einer Begünftigung 
der Krone gleich fam. Se näher man in die Detaild und das alte Recht einging, 
je jchlimmer ftellte fich die Sache für Die Regierung, bie fchon 1840 gegen die Zeit 
por 1833 fehr gewonnen hatte. Was konnte die Stände hindern, auf das alte 
Recht vor der eriten Gaffenvereinigung zurüczufommen, wenn man jeßt mwillfürlic 
die Anlagen A. und B. der Verfaffung von 1840 nidıt mehr fefthalten wollte? Wie 
wollte fid) Die erfte Gammer namentlich von Grundfägen, die viele berfelben Mit- 
Ben a gegen Ernft Auguft verfochten hatten, entfernen, ohne an ihrer Ehre 
au leiden 

Dennoch verfochten die Organe der Regierung nichts eifriger,, als bie Behaup: 
tung, e8 fei der Regierung bitterer Ernſt mit der Aufrechterhaltung ber Caſſentren— 
nung. — Das Minifterium, minbeftens einige Glieder —— hatten angefangen, 
ſich die Localpreſſe dienſtbar zu machen. So hatte man die Umſiedlung eines Blat— 
tes, das ſeit Juli etwa dem Herrn Danckert diente, der Hannoverſchen Dorfzeitung 
von H. Weichelt in Nienburg, in den Verlag des Buchdruckers Klindworth zu Han— 
nover veranlaßt, durch welche Opfer und Verſprechunqgen tft noch nicht vollftändig 
befannt. Dieſes Blatt nahm mit dem 4. Detober 1856 den Namen Hannoverſche 
Nachrichten, Hannoverjche Dorfzeitung an und diente zur Ablagerung aller Infinua: 
tionen, Fühler, Drohungen, Verläumdungen, die man ins Publicum zu bringen 
für gut fand. Hier fonnte man täglich hören, der bisher bezeugte Character ber 
Regierung bereihtige zu der Annahme, daß fie die Sache ſehr ernit nehme und daß 
an ein Zurüdtreten von ber proclamirten Gafjentrennung nicht zu denken jet. — Wozu 
denn aber in der Proclamation felbft die Anbahnung zu einer Rüdnahme? Stand 
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da nicht deutlich, wenn die Stände auf Wiedereinführung der Gafjenvereiniqung ge 
richtete Wünfche bezeugen follten, Die Regierung darauf eingehen werbe, jedoch nur 
unter Der Voransfekung, daß die Regierungsvorſchläge dann eine genügenbere Be— 
rüdfichtigung fänden, als in der früheren zweiten Gammer? Die Gaffentrennung 
fchreette nun aber in der That die Gemüther, namentlich aller derjenigen, die nichts 
von den Finanzen verftanden und fie warb hauptfächlih da, wo man überhaupt 
Gründe gebrauchte, al8 Grund gegen die Wahl ſolcher Deputirten geltend gemacht, 
welche in ber zweiten Sammer das Finanzcapitel der Regierung abgelehnt hatten. 
Die Zeit ber Wahlen fam aber unvermuthet raſch. Dur Proclamation vom 8. No: 
vember wurden bie Stände aufgelöf’t und bie Zufammenberufung für den 10. Fe: 
bruar 1857 angeordnet. 

E8 begann nun von Seiten der Regierung eine Wahlagitation, welche troß ber 
Vorgänge von 1838-40 ihres Gleichen in Hannover noch nicht gejehen hatte und 
welcde namentlich durch die Bereitwilli feit untergeorbneter Stantöbiener, der Ber: 
waltungsbeamte, Magiftrate, oder wenigſtens Bürgermeifter resp. als ſolche fun- 
girinden Affefforen,, in einer Mafe unterftügt wurde, die man nicht für möglich hielt. 
Verfaffer hat in * öffentlicher Aufforderung über die damaligen Mablumtriche 
ein ziemlich umfaflendes Material zum Nachweis berjelben erhalten, allein theils fehlt 
8 bier an Raum, theild find die Verhältniffe noch nicht dahin gebiehen, Daß «8 
möglich wäre, auf die Thätigfeit auch nur der Hauptfactoren das gehörige Licht zu 
werfen. Es muß das einer fpätern Zeit aufbewahrt werben. *) 

Zunächſt famen die Wahlen der Ritterfchaften an die Reihe und dieſe beitrebten 
ſich, alle diejenigen Deputirten, welche in der letzten Diät ſich die Ungnade des Ho- 
fes zugezogen hatten, die ſich dadurch zeigte, daß fie nicht zu den Königlichen Diners 
eingeladen waren, nicht wieder zu wählen. Das that die Falenberg- grubenhagen- 
göttingiche Ritterfchaft in Beziehung auf den Landſyndieus v. Lenthe, den kenntniß— 
reichiten ihrer bisherigen Mitglieder, den Herausgeber der mehrfad erwähnten Zeit: 
ihrift für VBerfaflung und Verwaltung uud Grote von Jühnde; Die lüneburgfchen Rit- 
ter hinfichtlich des Cammerraths v d. Deden, an deffen Kenntniſſen und Rechtſchaf— 
fenheit feiner zweifelte, und der wie einer gegen die Organifationen gefämpft hatte, 
wie des Kammerherrn Freiheren Grotezu Hannover. In der hoyaiſchen Ritterfchaft ſchien 
fi einige Oppofition zu regen, man wählte dort den Iangjährigen Deputirten und 
Generalfyndieus der leßten Sammer, v. Trampe nicht wieder, wenigitend nur zum 
Erfagmann. Es wurde dagegen der Gapitain v. Freytag erwählt, dem man ben Ur— 
laub zum Eintritt in die Verfammlung verfagte und der deshalb feinen Abſchied aus 
den Diilitairbienften nahm, aber, wir miffen nicht aus welchem Grunde, auf feinen 
Sitz in erjter Gammer verzichtete, jo dab v. Trampe eintrat und zum Präfidenten 
gewählt werben fonnte. 

as die Wahlen zur zweiten Gammer anlangte, fo war namentlich das Dan: 
dert: Wermuthfche Watt, die Hanncverfchen Nachrichten, bemüht, die Exiſtenz eines 
geheimen Wahleomitees au denuneiren, das die Erminifter Graf Bennigfen, Braun, 
Windthorſt, Die Obergerichtsanwälte Albrecht, Bauermeiſter, Wiquel, v. d. Horit, 
Oppermann, der Gutöbefiger Nubolph v. Bennigfen, Dr. Echläger, Dr. Eichhol 
und Echaprath Merkel bilden follten. Ein folches Gomitee hat nie ezifirt, nbgleig 
einige von ben genannten Berfonen in Hannover zufammen famen, um fich über bie 
Wahlen zu beiprehen. Aber es galt eine neue Detropirung vorzubereiten, deshalb 
mußten Die Exminijter, die jedenfalls einem ſolchen Wahlcomitee fremb waren, ber: 
angezogen werben. 

Es wurde unter dem 14. Januar eine ſ. g. Ausführungsverorbnung zum Staats— 
dienergefeße erlaffen, veclaratorifhen Inhalts, daher Genehmigung der Etände be: 
bürfend. Dicefelbe gab dem Etaatödienergefege eine den Worten wie dem Geifte des— 
jelben wiberitrebende Auslegung dahin: Daß auch penfionirte Etaatödiener noch ala 
Staatsdiener zu betrachten feien, die dem Minifterialchef ihre® Departements resp. 
unmittelbar des Königs Dienftherrlichkeit untergeordnet feien, Daber Erlaubniß zum 





*) Eine Tefenswerthe Schilderung diefer Zeit enthält das deutſche Mufeum von 
R. Pruß, Nr. 17—19 vom Jahre 1857 — Monat April. Die folgende Zeit ift 
in Kolatſcheck's Etimmen der Zeit, Band I. S. 313 bis 329. Band H. ©. 78— 
95 ausführlich und mit einfchneidender Kritik gefchilbert. 
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Eintritt in die Stände bedürften. Dieje Verordnung wurbe erlaflen gerade fo, daß 
fie am Tage vor den Wahlen in die Provinzen fam, dort Unjchlüjfigfeit und Ver— 
wirrung anrichtete, da man an vielen Orten kejchloifen batte, Gxminifter und pen- 
fionirte Staatödiener zu wählen. 

Herr v. Bonies war ſchon früher nach Göttingen gereit’t, um dort Univerfität 
und Stadt von „schlechten Wahlen“ abzuhalten, dre Univerfität that diesmal noch 
das ihrige, fie wählte, ehe an jene ®erorbnung gedadıt wurde, ben Exminiſter 
Th. Meyer, der fi in der letzten Diät dahin offen ausgefprocen hatte, er hoffe, 
daß ſich niemald ein Minifter finden werde, der dem Könige den Rath zu ertheilen 
wage, das Finanzcapitel einfeitig abauändern. Als Meyer der Gintritt verweigert 
war, ließ man Ribbentrop und v. Eiebold nad Hannover zum Könige beicheiden, 
ber beiden über den Gehorſam, den Königliche Diener dem Könige erweijen müßten, 
Vortrag hielt. Die Univerfität wählte darauf einen durch Vermögen und Unab- 
hängigfeit der Gelinnung ihr von dem Deputirten der Stadt, Rudolph v. Bennig- 
jen empfohlenen Mann aus den Hoffreifen, Grafen Bremer, zum Erſatzmann den 
Dbergerichtövicedireetor Kannengießer in Gelle. Grfterer lehnte ab, dem zweiten var 
bie Freiheit abzulchnen benommen, er trat aber erit in nächſter Diät ein. 

In allen Eleineren Städten, namentlidy für Giens, Hameln, Verden, Nienburg, 
Einbeck, Northeim machte man vorzüglich folgendes, von der Regierungspreſſe fort- 
während wiederholtes Argument geltend: Die Regierung wolle gern für die materiel: 
len Intereſſen dieſer Etädte etwas thun, fie werde aber durch prineipielles Oppo— 
fitionsmachen an jeder derartigen Thätigkeit gehindert, fie fünne nur wirfen, wenn 
fie ftarf jei und nicht bei jebem Echritte durch die Oppofition gehindert werde. 

In jeder Stadt fanden fih Menſchen, die der Unterftüßung der Regierung in 
irgend welcher Art bedurften, oder nach Gunft und Gaben vom Hofe begierig waren. 
Diefe bildeten allenthalben eine Partei, der auch die Mittel, welche Borries jelbit 
nicht anzuwenden wagte, nicht zu fehlecht waren. In ber Keſidenz bildete ſich ein 
ſ. g. conſervatives Wahlcomitee von 108 Perſonen, meiftend aus denjelben Männern, 
die 1849 für Stüve geſchwärmt, dann jedes Minifterium gepriefen hatten, Hofrath 
Schneemann und Gonjorten. Herr v. Borried machte eine Wahlreije durch die Pro— 
vinz Bremen; ber Landdroſt v. Marjchald reij’te in Das Land Hadeln und gab dort 
ein Diner, bei welcher Gelegenheit der Stadt Diterndorf eine Schleufe, dem Sieb: 
(ande Erleichterung von den Ganallaften, dem ganzen Lande eine Eifenbahnverbin- 
dung mit Geejtemünde, Glückſtadt, Harburg in Ausficht geftellt wurde, wenn man 
den Minijter des Innern wählte. Die Erlafje des Herren v. Borries an die Wäh— 
fer der Refidenz brachte die Zeitung für Norddeutſchland; außerdem waren das Hof: 
marichallamt, die Militairbehörten, die Gifenbahnverwaltung, die Gentralftellen der 
Forfjtverwaltung, der Poſten, der Steuern thätig, alle ihre Angeftellten zu den Wah— 
(en minijterieller Candidaten zu treiben. 

Durdaus charakfteriftiich ift, dab Die Harburger Anzeigen vom 10. Januar eine 
Annonce enthielten, in welcher die Herren Brammer, Weuſihoff, Kahl, W. Haſtedt, 
Strube, Rubke, Benecke und Bethje ihre Mitbürger aufforderten, ihnen denjenigen 
zum Zweck gerichtlicher Verfolgung zu bezeichnen, der den ungerechten Argwohn ge: 
en die fünigliche Negierung in Umlauf gelegt habe, als werde biefe zu Harbur gs 
Aufblühen nichts mehr thun, wenn die Stadt nicht eine ihr genehme Perjönlichkeit 
in die zweite Sammer jchide. 

Eine ſolche Aufforderung, nad Mitte October 1859 noch zu erlaffen, möchte 
einem befannten jtarf qualificirten Verbrechen aleichgefommen fein. 

Alle diefe Wahlagitationen entfchuldigen die wahrhaft jerwilen Wahlen des größeren 
Theils der Wahlcorporationen nicht, ſondern erflären fie nur. Am Tage vor der Wahl 
der Refidenz ließ fich der König in den Orben ber Freimaurer aufnehmen, burclief der 
Reihe nad die drei Grade und wurde zum Großmeifter fämmtlicher Landeslogen ers» 
nannt. Das blieb auf Die Wahl nicht ohne Einfluß. Die Refivenz hatte den Etabt- 
Director Rajdı mit nur 18 Stimmen gegen 15, welche auf Rud. v. Bennigſen fielen, 
gewählt, diefen voran aber den Oberbaurath Hausmann. Zum Erjagmann deſſelben 
den Exminiſter v. Münchhaufen und zum Erfagmann Raſch's, Rudolph v. Bennigſen. 
Als Hausmann abgelehnt, Münchhauſen der Eintritt verweigert war, wurde Senator 
Schütz gewählt. Außerdem hatten Osnabrüd, Göttingen, Yüneburg, Celle, Stade, 
Hildesheim, Goslar, Verden, Buxtehude, Emden, Ejens, die bentheimfchen Städte 
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und Dannenberg *) oppofitionell gewählt, jo daß 15 gegen 22 Regierungscandidaten 
von den Städten, etwa 16 Oppofitiondwahlen gegen 21 auf dem platten Qande ge: 
fallen waren. Das Refultat, wie es ſich nach den Ausſchließungen der penftonirten 
höheren Staatsdienerſchaft, der Nefignationen und Neuwahlen ftellte, war aber ein 
anderes, e8 enthält die Anlage LV. Neubourg, dem man in der legten Diät ben 
Urlaub verweigert, wurde dieſer gewährt, der Verfaffer ftand als fein Grfagmann 
für Stade Hinter ihm. 

Die zweite Sammer war bei der Eröffnung der Stände lüdenhaft befegt, den 
Minifterialvorftänden a. D. Bennigſen, Stüve, Braun, den Etaatäminijtern a. D. 
v. Muͤnchhauſen, Theodor Meyer, Windthorit war bie Königliche Genehmigung zum 
Eintritt nicht ertheilt, die Wahl des Conſul Brons war beanftandet, weil ev Men: 
nonit fei, die Wahl v. d. Horſt's wurde von der Nüdnahme der Erflärung abhän- 
gig gemacht, Die wir Seite 435 erwähnt haben, die Wahlen der 5 ländlichen Depu: 
tirten Oſtfrieslands, jämmtlich oppojitionell, wurben wegen eines Formfehlers bei 
den Urwahlen caffirt. 

Dagegen organifirte Borried feine Partei auf das Allerftrengite, einer großen 
Anzahl derjelben wurden die Pläge im Ständefaale beitimmt, fie mußten an ber ge 
meinfamen Tafel im Café Royal effen , den vertheilten Stimmzetteln unbedingt Folge 
leiſten, die möglichit wenigfte Befanntichaft mit den Oppofitionellen pflegen. Was 
diefe Majorität nun in den Jahren von 1857 bis 1860 dem Lande zugemuthet hat, 
daß foll bier kurz angebeutet werben. 

Zunächft ftimmte die erfte Sammer wie die Majorität zweiter Sammer dem Mi: 
nifterium darin bei, daß ein Mennonit fein Deputirter jein fünne und ſchloß Brons 
aus, der nicht nur Deputirter in ber Nationalverfammlung , jondern auch 1852 und 
1854—55 Deputirter erfter Cammer gewefen war, Sodann erflärte fi.h die erite 
Gammer einftfimmig mit Ausnahme des Schatzrath Bothmer, der eindringlich 
warnte, einer Mafnahme- beizuftimmen, die fich abermals nicht auf ein Geſetz, 
fonbern das Staatsnothrecht ftüße, bie zweite Sammer mit bedeutender Mas 
jorttät für die Beanftandung ber Horitihen Wahl. In beiden Kammern erkannte 


*) Kür Dannenberg bewarb fi der Amtmann v. d. Deden zu Lüchow. Als 
die Zeitung für das Wendland an feiner Wahl zweifelte, expectorirte er fich in ber: 
felben auf folgende denfwürbige Weife, die aufbewahrt zu werben verdient; „Wer 
den Anordnungen des Königs ober ber Vollzieher des Föniglichen Willens entgegen: 
firebt, wer darauf hinarbeitet, Die Ausflüffe der Negierungsgewalt des Königs zu 
verbächtigen und Ginigungen über Verfafjungsfragen zwijchen dem Könige und ben 
Ständen bed Landes zu hintertreiben, der fann feinen Anſpruch machen auf ben Na— 
men eines treu ergebenen Untertbanen feines Königs, der ijt ein Feind feines Kö— 
nigs und feines Landes, Gehen einflußreiche Bürger einer Stadt, 3. B. Brauer, 
Brenner und Kaufleute in den Städten des bannoverfchen Wendlandes darauf aus, 
die Bewohner des platten Landes mit ihren , der Hegierungsgewalt des —— feind- 
feligen En zu berüden, wie das, leider! in ber Wirklichfeit gejchieht, be- 
thätigen fie fich dazu als Gegner ihres Königs dadurch, daß fie Deputirte zur all- 
gemeinen Ständeverfammlung erwählen, von denen befannt, daß fie prineipmäßig 
zur f. g. Oppofitionspartei gehören, jo find, meiner Anficht nach, die nächiten Die- 
ner bed Königs und bes Staats nicht allein berechtigt, jondern auch verpflichtet, 
Mapregeln in Vorſchlag zu bringen, die darauf abzielen, das Treiben ungetreuer 
Unterthanen zu beichränfen. Zu folchen Maßregeln zähle ich: den Sig eines Ober: 
gerichts, eine8 Gerichts, eines Amts zu verlegen. Dadurd; würde im wohlverftan- 
denen Intereſſe des Staats der Verkehr getreuer Untertbanen mit einer ungetreuen 
Stadt, wenn nicht ganz aufgehoben, jo doc, bejchränft, Damit würde im wohlver: 
ftandenen Intereſſe des Staates verringert die Gefahr, daß das Gift ungetreuer 
Sefinnung gegen den Landesherrn und Landesvater immer mehr und mehr um fich 
greife, Die Zeitung für das Wendland vom 31. December enthält einen Aufſaß 
über die Zerftörung von Bardewyk. Heinrich der Löwe, der große Ahnherr unferes 
Königs, ließ die Stadt Bardewyk zeritören. Sie war ungetreu ihrem Landesherrn. 
Ihr geihah ihr Recht.“ Der Fabel Sinn war unfchwer zu faflen, aud in 
Preußen hatte junferlicher Uebermuth der Zeit von Gleichmachen dem Erdboden in 
Beziehung auf eine große Stadt gefprochen. 
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man an, daß fein Geſetz dieje VBeanftandung begründe, allein Herr v. Röffing, 
v. Bar u. 9. in eriter Sammer und die Amtsrichter Klee und Heyl in zweiter Gam- 
mer argumentirten ans der Natur der Sache. Die ſchlagendſten Gründe, die Ben- 
nigien, Linkelmann u. 9. diefer Argumentation entgegenjegten, blieben unberüdfid- 
tigt und die Majoritäten zeigten bier zum eriten Male, daß felbit die eriten ftän= 
difhen Rechte ihnen gering waren, gegen die Dienftwilligfeit der Regierung 
Genüge zu leiften. Es giebt in den ftänbijchen Annalen Deutſchlands feinen zweiten 
dal der Art, d. b. wo die Stände jelbit das Recht, fih in der Gammer * zu 
ußern, was durch Geſetze garantirt war, beſchränkt und einen Deputirten, weil er 
das ausſprach, was die Mehrzahl dev Gebildeten dachte, ausgeſchloſſen hätte. 
Die Regierung hatte den Ständen eine Vorlage über Vertheilung der Ausgaben 
zwifchen Königlicher und Landescafje (Anlage A. B. der Anlage 1.) gemacht, ur 4 
von dem, was biäher verfaffungsmäßig feititand und althergebracht war, ganz will: 
fürlich abwich. Ausgaben, welche lediglich auf dem Domanio ruhten , vor. der Gaj- 
fenvereinigung beftändig von biefem getragen waren, jollten von der Lanbescafje über- 
nommen werden , „wegen notorijcher Unzulänglichfeit ber Mittel der Königl. Caſſe 
jolche zu tragen.“ Auch dieje Vorlage war indeß nicht Ernſt, fie war nur Die nothe 
wendige Ergänzung zu den Dctropirungen vom 7. September, aber fie hatte ben 
Ständen eine Macht in die Hände gegeben, wie fie dieſelbe jelten befaßen, ba bie 
Prüfung der Unzulänglichfeit der Königlichen Gaffe worangehen mußte, In Einver- 
ſtändniß mit der Regierung ftellte daher Herr Regierungsrath v. d. Kneſebeck in erſter, in 
zweiter Sammer der Amtmann Dftermeyer aus Syke den Antrag: Königliche Regierung 
um Wiederaufnahme der Verhandlungen über eine Gafjenvereinigung. zu erſuchen. 
AS Grund dafür wurde angeführt, daß die Wünfche des Landes, welche dieſe Ma- 
jorität doch Tonft ignorirte, auf Gaffenvereinigung gingen. Es wurde biejer Antrag 
zwar von Bennigien und Buddenberg auf das eifrigfte bekämpft, allein. bei nament- 
licher Abjtimmung gegen die Stimmen von Adickes, Barckhauſen, v. Bennigjen, 
v. Boritel, Buddenberg, Feldmann, Haſtedt, Honnen, Hoppe, Strönde, Linfel- 
"mann, Meier, Müller, Richter, Schwemann, Stoltenfamp, Ubrberg, Wolde an⸗ 
genommen. Eine Commiſſion, Kielmansegge, v. Wangenheim, v. Bar, v. Knyp⸗ 
hauſen, v. Bothmer, v. d. Kneſebeck, Landrath v. Cramm aus erſter, — 
Heyl, v. Borries, Geh. Finanzrath Lang, Cammerrath v. Linſingen, Glameyer, Klee 
aus zweiter Cammer machte nun das Finanzeapitel zurecht, wie es in der Anlage LVI. ent: 
garen ift, indem durch ftändiiche Beichluffe wenig an den Gommiffionsanträgen ge- 
ndert wurde, Man verließ Dabei nicht nur gänzlich die Bahnen, welche Die zweite 
Sammer im vorigen Jahre für nothwendig zur Erhaltung ftändifeher Nechte gehalten 
—* ſondern aud) das mindere, was die erjte Cammer nicht allein im Jahre 1856, 
ondern jelbjt 1840 zur Paifreng ftändifcher Rechte für abfolut nothwendig erachtet. 
Es ift durchaus charafteriftiich, welchen Entichulpigungsgrund v. d. Kneſebeck für 
dieſe Nachgiebigfeit anführte: man werbe ſich mit Diejer 35 verſöhnen, 
wenn man ſich an die Stürme erinnere, welche die geſchriebenen Verfaſſungen 
über unfer Land heraufbefjchworen und bevenfe, dab die erſte Gammer wieder auf 
der altſtändiſchen VBerfajjung berube(?), welche in feiner Zeit 
mehr als der jeßigen einer fräftigen Regierung, namentlid) einer Kräftigung an Finanz: 
gewalt bebürfe. Ueber das damals gejchaffene Finanzcapitel hat die Erfahrung ſchon 
den Stab gebrochen, man hat das Land nicht nur auf eine ungemeine Art belaftet, 
fondern den Etänden die Cinwirfung auf die Finanzen jo gut wie ganz entzogen; 
die Budgetöprüfungen und Bewilligungen find fortan eitel Schein und Spiel, 
Der Schaprath dv. Bothmer ergriff die günftige Gelegenheit, ſich ehrenvoll aus 
dem Schapeollegio und dieſer erften Gammer bevauszuzichen, indem er auf jeine Ben- 
ſionirung antrug, die ihm vom Könige mit 1500 Thlr. jährlich gern bewilligt wurbe 
und in welche auch Stände einwilligten, obgleich derſelbe in feinen beiten Jahren war. 
Die ftändifche Zuſtimmung zu diefem Finanzeapitel nannte man in der offieiellen 
Sprache eine That, wodurd das Band zwilchen Krone und Land feſter gejchlungen 
wäre und pries die Zuftinnmenden als Netter des Vaterlandes, deren Namen ver: 
ewigt zu werben verdienten. Indeſſen ijt von Seiten des. Königs zu Diefer Verewi— 
gung noch nichts gethan; doch haben fich zwei Broſchüren die Mühe gegeben, Die 
amen dieſer Ehrenmänner der Nachwelt zu bewahren, auf die wir hier überhaup 
als Ergänzung verweilen müſſen. Die eine beißt: „Miquel. Das neue hannoverſche 
Finanzgefeg. Leipzig bei Otto Wigand. 1861”, die andere „Hie Welf“ bei Dito 
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Meißner in Hamburg. Wir müflen aber auch bier dieſer Ehrenmänner erwähnen, 
da fie nicht allein Das Finanzeapitel fertig gemacht, fondern alle ——— 
jeit 1857 weſentlich gefoͤrdert haben. Sie ſind fämmtlich mehr oder wenige elobnt, 
indeß find die Angaben in „Hie Welf!“ zum Theil unrichtig und bedürfen ſchon des: 
halb hier der Berichtigung. Die erite Sammer mag bier übergangen werden, fie ijt 
als. Ganzes verantwortlich. In der zweiten Gammer jtimmten für Das Finanzeapitel 
und bildeten auch. für alle übrigen Fragen die entjcheidende Majorität: 1) Rathe: 
here Beckering für Papenburg — an feine Stelle iſt Ipäter Kaufmann Frericks ge: 
treten. 2) Regierungsrath Blumenhagen für Münden, 3) Amtmann Börifer für 
Meppen, Lingen und Hafelünne, 1858 Ritter, 4) Golon Böhmer für den zweiten 
ländlichen Wahlbezirk in Meppen-Lingen, 1857 filberne Verdienitmebaille, 5) Mi: 
niſter v. Borries, 18067 Großtreuz des Guelphenordens, 1859 Graf, vom Könige 
erwäßlt. 6) Generalpoſtdireetor v. Brandis, vom Könige erwählt, 1857 Gomman- 
deurfreuz zweiter Claſſe. 7) Landdroſt v. Bülow, vom Könige gewählt, durch Gom: 
bination ‚verichiedener Stellen begünitigt: Vorfigender in ber Abtheilung des Wini- 
fteriums des Junern für Berufungen, Staatsrath, Vertreter des Vorſihenden im 
Gompetengeonflictenhofe, Generaldirector des Wafferbaues. 8) Cam— 
mann für Zellerfeld und Glausthal, 1858 Witter und Dberzollrath. 9) Dandert, 
Obergerichtspireetor, nad) feiner Entlaffung als Generaljecretair trat Bürgermeifter 
Raſch für Nienburg ein. 10) Amtmann v. d. Deden für den 4. Bezirk der lüne- 
burgſchen Srunbbeliker. 411) Amntmann Denide für die diepholzſchen Flecken, 1856 
Nitter. 12). Ajefier v. Engelbrechten für uakenbrüd, Fürſtenan, Melle und 
Bramjche, 1860 4. Glaffe. 13) Paſtor Ernſt, 1858 Ritter, und die Pfarre zu 
Groß=@oltern. 14) Generaldirertor Hartmann, 1856 Kommandeur 2. Claſſe. 15) 
Amtörichter Heyl für Die arenberg⸗ meppenſchen Grundbeſitzer, 1860 Ritter. 16) Bür: 
germeiſter v. Krogh für Beine, 1858 4. Claſſe. 17) Amtsrichter Klde, 1860 Nitter. 
18) Dr. Lang, 1857 Ritter und Geheimer Finanzrath, iſt vom Generalfeeretair zum 
Zolldireetor in Brunshauſen sein Sohn ‚Dagegen zum Steueraſſeſſor avaneirt, an 
feine Stelle für Einbeck iſt Amtsrichter Lubewig. getreten, jekt veritorben. 19) 
v. Kinfingen I. für Soltau, Walsrode, Burgdorf, Gifhorn, Rıtter und un erg 
20) Amtmann Dftermeher, 1857 Schaprath, 1858 Ritter, An feine Stelle ift der 
Amtsrichter Jäger für die hoyaiſchen Flecken eingetreten , welcher immer mit ber Re: 
gierung itimmt. 24) DOberbergmeijter Pape für bie fünf Bergitäbte, Ritter, 22) 
Stadtdirector Raſch, 1864 Witter. 23) Geheimer Regierungsrath Rocher für die 
göttingfchen Städte, jeit 1858 ‚4. Glafle. 24) Oberſt Schomer für Nordheim, 
1860 Gommanbeur.eriter Glafje. 25) Amtmann Schwarz für. den. zweiten Ländlichen 
Wahlbezirk in Galenberg , 1898 Nitter, 26) Regiexungsrath Stegemann für bie 
* Freien, für ihn iſt 1858 eingetreten Gutöbefiger Schumann zu Draden- 
urg , mit der Regierung ftimmend, 1853 4. Glaffe. 27) Generalpolizeibirector Wer: 
muth für Hameln, 1856 ommandeur 2. Glafle. 8) Hofrath Wilbelmi für Hohen- 
ftein, 1856 Ritter. 29) Regierungärath. Wippern für Duderftabt, 1856 Ritter. 
30) Paſtor Raven für das Stift St. Bonifacii in Hameln, 1856 Ritter. 31) Do; 
mainenpächter, Düwell für Die boyaiichen Freien, 1856 4. Glafie. 32) Majora. D. Fir 
ſcher für den zweiten füneburgichen Landdiſtriet. 33) © ul Slamener für das 
Land Habeln, 1856 4. Claſſe, für ihn ift jpäter Dr. med. Wiebalck eingetreten, 
der mit der Oppofition ftimmt. 34) Oeeonom Hanſtein für das Galenbergice, 
3. Bezirk, in fpäteren Zeiten mit der Oppofition. ftimmend. 35) Helle für 
den bilbesheimichen VBauernftand, mit der  filbernen Berbienftmebaille be: 
gnabigt. 36) Kemna für das Galenbergiee, desgleichen. 87) Kerl für das 
Söttingihe, mit der filbernen Verbienftmedaille ausgezeichnet. IR) Amts⸗ 
vi aumburg für das Alteland. 39) Machtſum für das Hilvesheimfche, an 
jeine Stelle it Gott getreten, mit ber Oppofition ftimmend. 40) Domberr Merz 
für das Domeapitel zu Hildesheim, Mitter. 41) Paitor Näber für dad Gonfijtorium 
Osnabrück, Pfarre zu Sceefiel, 1858_4- Claſſe 42) Schulinjpeetor Nöbbelen, 
Buretintenbent und 4. Glaffe, an jeine Stelle. iſt von dem Stifte St. Alexandri 
zu Ginbet Superintenbent Sievers gewählt, 43) Rudolph je Grubenbagen. 44) 
Stein für das Yüneburgice, mit bem filbernen Ehrenzeichen be ohnt. 45) Oberjteuerin- 
ſpeelor Stock, für Harburg, 4. Claſſe. 46) Strauß, vom Hauptmann a. D. 1857 
Major, 1858 4. Claſſe. 47). Strube für ben hildesheimichen Bauernſtand mit ber 
ernen Verdienſtmedaille. 42) Amtsafjeffor Subenborf für bie Heinen enlenberg:- 
49) Stubbe, 50) Bürgermeijter Taals für Norden „ ſeit⸗ 

richter . 51) vLandesdeonomiecommiſſair Thoͤlke für das Hildesheim: 
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he. 52) v. Thun für das Kehdingſche. 53) Amtsrichter Ulex. 54) Kaufmann 

ode für Emden, 4. Glaffe.. 55) Amtmann v. Linfingen für Ele, Gronau, Sars 
ſtedt, Daffel, 4. Glaffe. 56) Hofbefiger Wehling für den 1. lüneburger Wahlbe- 
zirf, filberne Verdienſtmedaille. 

Gegen das Finanzeapitel ftimmten: Adickes, Bardhaufen, v. Bennigfen, v. Vorftel, 
Buddenberg, Feldmann, Haftent, Honnen, Hoppe, Krönde, Linfelmann, Yühmann , 
Amtmann Meier, Gutsbefiger Müller, Münchmeyer, für welchen in der nächften Diät 
- Dr. Müller aus Verden eintrat, Nededer, Richter, Schüße, Schwemann, für wel: 
chen in nächiter Diät Albrecht eintrat, Tigler, Uhrberg, Wolde. Diefe fleine Op: 
pofitton hatte fih jehr bald den Gutöbefiger R. v. Bennigjen als Führer erforen, 
einen Mann von noch jungen Jahren, der die Staatsdienite aufgegeben hatte, um 
unabhängig zu fein, und eine Berebtjamfeit beſaß, wie fie noch niemald im einer 
hannoverſchen Stänbeverfammlung gehört war, SL zur Seite ftanden, ben jugend: 
lichen Eifer öfterer mäßigend , der Oberbürgermetiter Baredhaufen und ber Landrath 
Neubourg, nad diefen waren in der nächſten Diät die hauptjächlichften Wortführer 
der Oppofition Adickes, Albrecht, Breuſing, Linfelmann, Dr. Müller, Rebeder 
wie bie Oppofition denn nach und nad durch Neuwahlen und Veränderungen auf 
32 Stimmen anwuchs. 

- Die Majorität machte ſodann noch das Gejet vom 17. Juni 1857 fertig, wel- 
ches bie Freiheit der Bauern befchränfte. Die Ablöjfungsorbnung hatte die Bauern 
wahrhaft frei gemacht, indem der $ 6 des Gefehes vom 10. November 1831 ihnen 
die Befugniß gab, ihre Höfe im Ganzen zu verfaufen und biefelben, wenn fie 
abgelöf’t waren, mit Schulden zu belaften. Im Jahre 1833 hatte man jedoch aus 
einem faljchen volkswirthſchaftlichen Syſteme die Meinung geichöpft, man müffe den 
gutöherrnfreien Bauern zu feinem eigenen und feiner Höfe Beften nocd überwachen, 
und beshalb einige Gefchäfte bejtimmt, bei denen den Obrigfeiten eine Einwir— 
fung bahin zuftehen folle, daß die wegen Erhaltung der Güter beftehenden Anord— 
nungen nicht überjchritten würden. Was man fich unter Einwirfungen gedacht hatte, 
war aus ben ftändiichen Verhandlungen nicht Flar zu erfehen. In der Praxis hatte 
fi) indeß herausgeftellt, daß die Ginwirfung allein von Erfolg war, welche ſich 
ir vernünftige Rathſchläge befchränfte, venn jobald die Verwaltungsbeamten weiter 
gehende Anordnungen treffen ‚ in die Dispofitionsfreiheit des KHofbefigers eingreifen 
wollten, konnte fich diefer allen ſohchen Einwirfungen burd ‚die Form des Vers 
fauf8, oder durch die Beſchwerung mit Schulden entziehen. Statt nun, wie es 
allein zweckmäßig gewejen, bie beichränfende Beftimmung des $ 3 des Gefepes vom 
23. Zuli 1833 gang aufzuheben, interpretinte man fie jet dahin, daß unter Ein- 
wirfung Beftätigung zu ag fei und bürbete dem gutäherrnfreien Bauern 
dadurch einen neuen Gutsherrn in Geftalt des Verwaltungsbeamten auf, welcher alle 
Gontracte über Hofannahme, Gheberebungen, Bejtimmungen über Abfindung und 
Reibzuchten bei Strafe der Wichtigkeit beftätigen follte. Die Folge des Geſetzes ift 
daß ber vl de ‚ wenn ihm bie Bejtätigung verjagt wird, anftatt den Ho 
zu übergeben, benjelben verkauft, daß er fich ftatt einer Leibzucht eine Leibrente feit: 
fegen läht. Das Gefeg wirft gerade das Gegenteil von dem, was es fol. Und 
eg ftimmten die Bauern, die fich unter Borries Führung begaben, unbe: 
dingt bei. 

Auch eine Griminalnovelle, die manche Verbefferungen enthielt, Gontroverjen 
abjchnitt, Härten milberte, wurbe vorgelegt und mit geringen Modificationen ans 
genommen. 

Die erfte Gammer wählte dann den Oberappellationsrath v. Echlepegrell und 
den Landrath v. Holleuffer, die zweite Gammer einen füniglihen Diener, den Amt- 
mann Schwarz, und den Hofbefiger Kemna zu Mitgliedern der Domanialausjchei- 
dungscommiſſion, während von föniglicher Seite ber Staatsminiſter v. Borries, der 
Finanzdirector Bar, der plößlich wieder persona grata geworben war und fich in 
der Gnadenſonne beffer, als als Beamter in Nienburg zu gefallen jchien, der Ober- 
forftrath Burckhardt und Gammercommifjair Andrei gewählt wurden. 

Die Majorität jchloß dann ihr Thun noch mit einem ihrer durdaus würdigen 
Aete. Die fünf Deputirten der oftfriefiichen Andi waren jeßt fehlerfrei von 
Neuem gewählt; nachdem fie fich überzeugt, daß ihre Vollmachten von der Landdro— 
jtei dem Minifterium eingeſchickt waren, reif’ten fie nad Hannover, um wo möglich 
noch an der Schatzrathswahl und den Wahlen der Domantalausfcheidungseommiffton 
tbeilgunehmen. Wllein e8 fehlte dem Mintiterium an Zeit, die Vollmachten zu prüs 
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fen. Die Reife war vergeblich geweſen, fünf der Oppofition angehörige Stimmen 
fonnten gefährlich werben, da in dem Lager der Nechten zum erften Male ein gro: 
ßes Schiöma ausgebrochen war, indem zwei Freunde, Dftermeyer und Gammann, 
fih um die Schaprathitelle bewarben, von denen jeder feinen Anhang hatte. Auf 
welche Art in ber — Stunde Cammann bewogen, von feiner Bewerbung zu— 
rüdzutreten, darüber erzählte man ſich damals vielerlei, was indeß unverbürgt ift. 
Nachdem der Vräfident Heife fich geweigert, Die Wahl um einen Tag binauszufegen 
und die Cammer Bennigfen bei feinen Beftrebungen, der Vertretung einer ganzen 
Provinz zu diejen wichtigen Wahlen und zugleich zu der Büreauwahl der nächſten 
Diät ihren Pla zu verichaffen, im Stiche gelaflen Hatte, wurde am 28. März 
Dftermeyer mit 45. Stimmen zum Schagrathe erwählt, 33 Stimmen fielen auf den 
Syndieus Buddenberg. Die Gammern, welche die hannoverfchen Staatsbriefe *) 
das unfelige Product von Zuſammenwirken des Junkerthums und der au 
nennen, zeichneten fich aber nicht nur durch ihr Thun, fondern eben fo fehr durch 
ihr Laffen aus. Sie ignorirten die verfaffungswidrige Fortexiſtenz der Noth- 
gefeße von 1855. Die Oppofition war zum Schweigen verdammt, denn durch ihre 
Niederlage wären dieſe Geſetze janctionirt. 

‚Am 30. März 1857 wurden Stände vertagt, die Diät galt, da Budgetbewilli- 
gung nicht nöthig war, für eine außerordentliche. Die erfte ordentliche Diät wurbe 
auf den 2. Febr. 1858 zufammenberufen. Man tagte indeß nur bis zum 13. März, 
um die vielen Vorlagen, welche den Ständen ges: waren, an Gommiffionen zu 
verweifen, von welchen man die tüchtigjten Arbeitöfräfte der Oppofition regelmäßig 
ausjchloß, dagegen gänzlich arbeitdunfähige Leute der Regierungspartei hineinwählte. 
Die Diät dauerte bis zum 20. Juli, wo eine Vertagung bis zum 2. November 
eintrat, dann von dieſer Zeit bis zum 29. März 1859. Die Verhandlungen biefer 
Diät find für das Land im hohen Grade unheilvoll gewefen und haben eine fo bei— 
jpiellofe Schwäche und Willfährigleit der Stände gezeigt, dab das ganze Det 
Mefen dadurch jeinem Ruine nahe gebracht iſt. „Es iſt dies are He ‚ jagen bie 
Staatöbriefe, „von tiefer Unfittlichfeit und mehr demoralifirender Art, als die of: 
fene Beiſeiteſetzung des Nechts und die erflärte Abficht der Vergewaltigung.” Das 
wahrhaft Unheilvolle de8 Syſtems und des ſtändiſchen Thuns und Raffene läßt fi 
indeß nur nacbweifen, wenn man alle ftändifchen Befchlüffe einer gründlicheren Be— 
ſprechung und Kritif unterwirft, als wozu bier der Raum tft, weshalb ich die ge: 
jeggeberifchen Arbeiten derselben nur aufzählen und ihrer Richtung nach charafteri: 
firen fann. Diefe war im geraden Gegenfaß zu den Stüve'ſchen Organifationen , 
ftatt eine verftändige Selbftregierung zum Ziele zu haben, auf polizeiliche Ueber: 
wachung und eine bie Selbſtſtändigkeit ausjchließende Abhängigfeit von Aemtern, 
Landdrofteien, Minifterien gerichtet. — Darin ftimme ich aber dem Verfaſſer der 
Staatöbriefe vollfommen bei, daß die erfte Sammer auf's Neue ee bat, daß 
e8 an ben Elementen einer wahren Ariftofratie mit ſtaatsmänniſcher Vorausficht, 
mit dem Vollgefühle der Rechte und Pflichten eines politifch - leitenden Standes, 
Hannover gänzlich fehlt. 

Die gefeßgeberifche Thätigkeit diefer Periode hat nun aber umfaßt: 

1) Das Gejeg vom 24. Juni 1858 über die Verhältniffe der königlichen Die: 
ner. Das Mort Staatödiener, das man 18329 nad) längeren Mintfterberathungen 
für angemeffen gehalten hatte (Theil 1. ©. 49), wurde vertilgt — e8 gab fortan 
nur eine föniglicdhe Dienerichaft, die dem Verhältniffe des Föniglichen 
Diener zu dem Könige entjprechen ſollte; nach der Theorie des Paſtor Ernft follte 
das Dienftverhältniß den ganzen Menſchen umfaffen, ber —— Diener Mann 
des Königs werden. Ein ſolcher Diener durfte in Erkenntniſſen, —— öffent⸗ 
lichen Erlaſſen und ſonſtigen Handlungen die verfaſſungsmäßige Entſtehung und 
Rechtsgültigkeit der vom Könige in verfaſſungsmäßiger Form (7) erlaſſenen Geſetze 
und Verordnungen bei Strafe der — — nicht beſtreiten. Der Begriff der 
königlichen Diener wurde auf alle Lehrer, außer den an katholiſchen Gymnaſien und 
Progymnaſien, ausgedehnt. 

2) Die revidirte Städteordnung vom 24. Juni 1858. — Sie beftimmte, —* 
die Wahlen unbeſoldeter Senatoren auf Lebenszeit und in ber Weiſe erfolgen ſoll⸗ 


*) Hannoverſche Staatöbriefe. Leipzig bei D. Wigand 1861. * 
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ten, baß nur fo viel rn. er daran theilnähmen, als MagiftratSmitglieber 
vorhanden feien; ferner, daß bei Divergirenden Beichlüffen Die Sache nicht auf ſich 
berußen bleibe, jondern die Megierung enticheide. Dieſer Unabhängigkeit des Ma— 
giftrat8 den Gemeinden gegenüber trat eine um jo größere we er ber Regie: 
rung gegenüber ein, durch das unbejchränfte Mecht derſelben, die Bejtätigung ber 
Wahl zu verjagen. Auf welche Weije die Negierung Sievon Gebrauch gemacht bat, 
fol durch einige Beiſpiele erläutert werden. Der Kaufmann Wilhelm Röſe, län— 
gere Jahre Vicewortführer de8 Bürgervorſtehereollegiums, dann Senator in Hanno: 
ver, befam Differenzen mit dem Stabtdirector und wurde nad freiwilligem Abgange 
wiedergewählt, aber unter Angabe einiger Gründe nicht bejtätigt. Im October 1859 
wurbe ber Schriftführer des Bürgervoritehereollegiums, Spediteur Stein, mit 17 
von 24 Stimmen zum Senator gewählt, aber ohne Angabe von Gründen nicht be: 
ftätigt. Der Bergeommifjair Hildebrand, Vicewortführer des Bürgervorftehereolle: 
giums, wurde 1861 mit 15 von 20 Stimmen gewählt, aber ohne Angabe von 
Gründen nicht beftätigt. Eben jo wurbe 1859 ObergerichtSanwalt Andre zum vechts- 
fundigen Senator gewählt und nicht bejtätigt, ja das Minifterium ernannte ben gar 
nicht präjentirten Albers, ber mit 11 Stimmen in der Minorität geblieben war; 
zum Senator. Das Bürgervorftehercollegium legte dagegen Verwahrung ein. — In 
Gelle wurde Senator Wolde nach Ablauf feiner Gjährigen Dienftzeit wiedererwählt, 
aber nicht beftätigt ; eben fo wurde ber zum zweiten Male zum Senator gewählte 
Großhändler Dörffler nicht beitätigt. Gin gleiches geſchah mit dem in Dannenberg 
einftimmig gewählten Senator Bartling. In Empen ijt der Kaufmann und Wentier 
9. Klug, ein ruhiger, bejonnener und wilfenjchaftlich gebildeter Mann, der jeit 
1854 im Bürgervorfiehereollegio, früher jchon Stadtverordneter war, zweimal zum 
Senator gewählt, ohne bejtätigt au werben. Much dem früheren Bürgervoriteher 
Rentier D. Mühring wurbe die Beftätigung zum Senator geweigert. Darauf wählte man 
ben früheren Stadtveroröneten und Vorligenden im Iutbheriichen Kirchenrath E. B. 
Schröder, auch dieſem, wie in neuefter Zeit dem Conſul Brons, iſt die Bejtätigung 
verweigert. Sn Harburg wurde 1859 dem Louis Benede, einem Mann, der in po- 
litifcher Beziehung in Feiner Weije hervorgetreten war, die Beitätigung geweigert, 
obgleich über 200 Bürger in einen Geſuche um dieje baten. In Melle wurbe ber 
Bürgervorfteher Kaufmann Fr. Strud zweimal zum Senator gewählt, ohne beitä- 
tigt zu werben, ohne Grundesangabe. Es Fünnte dies Negiiter noch vermehrt wer: 
den, wenn es und nicht an Raum mangelte. — 

3) Das Geſetz vom 30. Januar 1859, die Entrichtung einer Stempeljteuer be- 
treffend, hat dieſe Steuer zum Nachtheil des rechtsſuchenden Publicums von 222,000 
ee) anſchlagsmäßig 230,000 Thaler Hinaufgefchraubt, wahrjcheinlid aber 
no er. 

4) Das Gefeg, die perfönlichen direeten Steuern betreffend, vom 20. März 
1859, hat dieſe Steuer um 357,000 Thaler erhöht, während man die einzige Steuer, 
welche eine Erhöhung am beften ertragen Fonnte, nicht zu berühren wagte. Die 
Grundſteuer — zur Zeit, als fie veranlagt wurde, 36,, pCt. aller Steuern; 
nad) Abſatz von 10 pEt. bei Gelegenheit der Ablöfungsorbnung (der Herren Wall: 
moben= Stüve) nur 27 pGt., 1855-56 nur 19 pCt., 1856 —57 nur 18 pGt., 
1859—60 nur 16%0 p&t. Die Eingangsabgaben, weldye 1825—30 nur 17 p6t., 
1835—36 nur 20 p6t., 1855—56 39 pCt. betrugen, ftellten fidh nach 1856 auf 
40 pCt. Die Einfommenfteuer hat es bis 1860 zu 1pCt. nie gebracht, fie war 
pro 1859—60 zu 65,000 Thlr. veranſchlagt. Die Steuern, welche 1835—36 überall 
nur 4,335,000 Thlr. betrugen, hatten ſich 1859—60 auf 7,371,766 Thlr. vermehrt. 
Die Grundfteuer brachte davon 1,246,000 Thlr. 

5) Die revidirte YJagborbnung vom 11. März 1859 verfolgte das Prineip, den 
Schuß der Jagd zu vergrößern, die Ausübung den Aermeren zu erfchweren. Cie 
bereichert die Etaatscafje durch die Gebühr für Ertheilung der Jagdſcheine. 

6) Die Anorbnung neuer Bezirke für die unteren Verwaltungsbebörben durch 
Verordnung vom 27. März 1859 und die fpätere Verordnung wegen der Amtsge— 
richte führten eine große Menge Unzuträglichkeiten und Härten für einzelne Orte mit 
fih; ob die Vergrößerung der Aemter und Befegung mit mehreren Beamten den 
Stüve’jchen Ideen vorzuziehen fei, fteht jehr dahin. 

7) Das Geſetz vom 31. März 1859, verſchiedene Menderungen des Gerichts— 
verfafjungsgefeged, Hatte Erfparungen resp. Verbefferungen der Richtergehalte zum 
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Vorwande, gefährbet aber Durch Erweiterung der Competenz der Einzelrichter, Abs 
fchaffung der Unterfuchungsrichter, Aufhebung bes Griminalfenats, Erweiterung des 
Mahnverfahrens, Die Criminal: und Givilrechtspflege, belaftet die Nechtsfuchenden 
mit ungemein weiten Wegen, bejchwert den Penfionsetat ungeheuer. „Das Geſetz 
gab aber zugleich“, wie Die Staatsbriefe fagen, „ver Regierung das erjehnte Mit: 
tel, charakterlofe Hingebung zu belohnen und politifch misliebige Verfönlichkeiten aus 
dem Dienfte zu entfernen oder fie doch in ihrer Stellung unbillig zu befchränfen.“ 

8) Das Geſetz vom 31. März 1859, Abänderung der das bürgerliche Proceß— 
verfahren bezielenden Geſetze, bat bie bezweckten Vortheile nicht im Gefolge gehabt. 

9) Das Gefeg von demſelben Tage, die Einrichtungen der Anwaltscammern, 
zielt auf Wafregelung des Anwaltsjtandes. . 

10) Die revidirte Strafproceforinung vom 5. April 1859 würbe in vielen 
Punkten das Richtigere getroffen haben, wenn man noch einige Jahre länger Erfah: 
rungen geiammelt hätte, 

141) Das Gefeß vom 38. April 1859, Abänderung des $ 12 des Gefehes vom 
5. September 1848, follte die Nichtvereinigung resp. Trennung der Güter mit ben 
Gemeinden erleichtern. Wie Herr Klee ſich ausprüdte, hatte das Geſetz den Zweck, 
Ruhe und Frieden im Lande zu fchaffen, d. 5. der Junkerpartei eine bedeutende 
Eoneeffion zu ſchaffen. Das Gefeg führte, wenn nicht direct, Doch in feinem Ge- 
folge, die Exemtionen wieder ein; wohin die Tendenz ging, ſah man am beutlichften 
aus den Verhandlungen erfter Cammer. Der Entwurf ſtieß auch auf eine fehr 
große Oppofition, indem nur 42 gegen 38 Stimmen dem Antrage der Gommiffion 
beiftimmten, und wären nicht wegen Ende der langdauernden Diät die Bänfe ber 
linfen Seite am 18. März 1859 auffallend gelichtet gewefen, fo wäre auch der Gon- 
ferenzvorfchlag, den das Gejeg ausdrückt, jchwerlich zur Annahme gefommen. Adel 
und Bureaufratie gingen auch hier Hand in Hand. (Anlage LVII.) 

12) Das Geſetz vom 28. April 1859, die Landgemeinden betreffend, bezwedt, 
das ariftofratijche Element in den Landgemeinden zu verftärfen und bie Ritterguts— 
befiger durd, Verleihung eines größeren Stimmrecht für die aufgehobenen Exem- 
tionen zu entjchäbigen. 

Denfelben Zweck verfolgte 13) das Gefeß vom W. Mpril, die Amtsver⸗ 
tretung betreffend, welches den Befikern Iandtagsfähiger Güter, welche minbeftens 
50 Thlr. Grunbiteuer bezahlten, vafjelbe Recht gewährte, als einer Gemeinde, 
und nur die einzige Beichränfung hinzufügte, daß die Zahl der PVertreter 
ber Güter nicht mehr, als 1, der Amtöverfammlung ausmachen folle. Die einzig 
gute Seite dieſes Gefeges ift Die, daß die Amtövertreter der Gemeinden, d. 5. beren 
ach von ben abligen Grundbefigern möglicher Weife Iernen, daß ber Zweck 
der Amtöverfammlung nicht blos der ift, Ja zu jagen und Beiträge zum Lanbftraßen- 
bau und zu Bemeindewegen zu bewilligen, Daß man aber auch hier nicht zu weit gebe, 
hat man bie Gewalt der Aemter der Amtöverfammlung gegenüber vermehrt, bie bie: 
jen obliegende Pflicht, eine außerorbentliche Amtsverfammlung zu berufen, fobalb 
mehr ald die Hälfte der Amtövertreter darauf antrügen, aufgehoben. 

14) Eins der Wionftregefege, welches dieſe Diät zum Vorſchein brachte, war 
das Gefeß über die Unterfuchung und Aburtheilung der Volizeivergehen durch bie 
Berwaltungsbehörben , welches nicht nur der verfaffungsmäßig feftgefeßten Trennung 
der Juſtiz von der Abminiftration widerſprach, fondern, wie Bennigfen e8 treffend 
bezeichnete, der Gerechtigkeit wie der Zweckmäßigkeit in's Geficht ſchlug. Das Ge: 
jeß bezmeckte eine Verftärfung der Macht der Verwaltungsbeamten, es gehörte noth⸗ 
wendig zur Vervollſtändigung des Strafford'ſchen Syſtems, daß ber Verwaltungs: 
beamte auch ſtrafen könne. —* die Motive, auf welchen der ganze Entwurf ge: 
baut war, waren principiell faljh. Die Regierung fagte: bie Boljeiergefen 
beträfen zum größten Theile Uebertretungen ſ. g. QVerwaltungsvorfchriften und ber 
Verwaltung, welche die Aufgabe habe, für die Beobachtung und richtine Handhabung 
jener Vermwaltungsvorjchriften zu forgen, müffe nothwendig auch das Recht zuſtehen, 
die Mebertreter zu trafen, weil fie nur hiedurch ihren Anorbnungen den nöthigen 
Nachdruck zu geben vermöge. Allerdings müffen die Verwaltungsbeamten die Mittel 
haben, die Betelgung der von ihnen erlaffenen Verfügungen zu ben ‚ aber fie haben 
biefe ſchon längſt, fie können allen ihren Verfügungen durch Zwangsmittel Gehor— 
ſam verſchaffen. Mit der Beſtrafung von Gefegesübertretungen hat aber bie Verwal: 
tung nichts zu thun, Die Anwendung eines einmal gegebenen Polizet: — 
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geſetzes ift eine — ache. Die Strafe erfolgt auch nicht, um ben Verwaltungs- 
verfügungen Nachdruck zu geben, ſondern allein deshalb, weil das Gefeg übertreten 
ift, und ob dies der Fall ift, muß Durch richterliche Prüfung entſchieden werben, an 
welche der Verwaltungsbeamte, der ———— nach — ——— han⸗ 
delt, nicht gewöhnt iſt, wie die Erfahrung nur zu ſehr beſtätigt hat. 

Man haͤtte durch Einführung eines Mandatsverfahrens die td ber 
Öffentlichen Verhandlungen bei geringen ae be ber einzige Uebelftand , 
der ſich bei ber bisherigen —— erausgeſtellt hatte, abſchneiden können. 

15) Die Polizeiordnungen für die Städte Hannover, Göttingen, Celle, Hil— 
desheim, Osnabrüd, Stade, Emden, Harburg nahmen den Städten einen wefent- 
lichen Theil ihrer Selbftftändigfeit, um fie der füniglichen Regierung zu übertragen. 

16) Durd) königliche Verorbnung vom 25. Mai 1859 wurde der Name Staat$- 
anwaltſchaft in Kronanwaltjchaft verwandelt, der Begriff Staat follte nach und nad 
verfchwinden (l’Etat c’est moi). 

417) Dur Gefeg vom 7. Juni 1859, welches einer ftänbifchen Genehmigung 
nicht erwähnt, wurde das Nothgefeh vom 7. Dectober 1855 aufgehoben. 

18) Durch Gefeg vom 10. Juli 1859, die Verwaltung der Gemeinde: und 
Kirchenforften in Galenberg, Göttingen und Grubenhagen betreffend, wurde Die Ver— 
waltung der Landgemeindeforften den königlichen Beamten übertragen, die Foriten 
ber Städte und Adligen blieben von folcher Beſchränkung, die namentlich Rebeder 
und Bennigfen auf das entfchiedenfte befämpften, ausgefchloffen. 

19) Das Geſetz, das Verfahren bei Militaireontingentsaushebungen, vom 30. 
Juli 1859, wird fich erft bewähren müffen. 

20) Das Gejek vom 31. December, die Todesſtrafe betreffend , beftimmte die 
Hinrichtung durch das Fallbeil., Bei Verhandlung deſſelben legte der Paſtor Ernft 

im Intereffe feines Standes“ Verwahrung dagegen ein, baß die To- 
desftrafe ein Barbarismus genannt fet, Gott habe fie befohlen. Diefes letzte Gefeh 
des Jahres 1859 it vielleicht das einzige, das ziemlich ungetheilten Beifall gefun- 
ben hat. 

Außer biefer geſetzgeberiſchen Thätigkeit erzeigten fich bie Stände, mie das na- 
türlih war, noch freigebiger Ginfichttich des ſ. g. dauernden Militatrabfommens, 
indem fie dies bei nochmaliger Erwägung durch Erwiederung vom 16. März 1859 
viel höher, nämlich zu der Eumme von 2,626,500 Thlr. anerfannten, al3 nach ber 
Erwieberung vom 15. Juli 1858. Sie bewilligten für Erweiterung des Artillerie 
cafernementd 57,000 Thlr., für drei in Hannover zu bauende Snfanteriecafernen, 
welche den Provinzialftädten Die Garnifonen entzogen, en der 1857 bewilligten 
150,000 Thlr. im nächſten Jahre fchon 220,000 Thlr., für eine Mehrausgabe bei 
bem Bau des Generalmilitairhofpital® 29,258 Thlr., zum rg Bora Fürftenhofes zu 
Gefchäftslocalen der Generalabjudantur 40,000 Thlr., unter Ablehnung einer Be— 
willigung von 120,000 Thlr. zum Neubau eines Kriegsminifterialgebäubes. 

Die Majorität der Stände nahın dann das Bedürfniß zum Neubau eines Schlof- 
ſes für notorifch an und bewilligte zu dem fchon vorher ohne ftändifche Genehmigung 
begonnenen Neubau bes Schloffes Monbrillant und der erften Einrichtung deſſelben 
600,000 Thlr. — Was in Beziehung auf die Domanialausfcheidung geſchah, na= 
mentlich die Bewilligung eines unverzinslichen Betriebscapitald von 300,000 Thlr. 
an bie Krone, muß man in Miquel: „Das neue hannoverſche Finanzgefeg“ nachlefen. 

Doch wir find gezwungen, hier ein Ende zu machen; — eine außerorbentliche Diät, 
welche durch Proclamation vom 18. Juni 1859 auf den 19. Juli berufen wurbe, 

atte nur eine außerordentliche Bewilligung für die abermals erforderlich geweſene 

—— zum Zwecke. Es waren inzwiſchen durch die im —— an⸗ 
gedeuteten Umſtände, namentlich den Umſchwung in Preußen, das Verlaſſen bes 
Manteuffel: Weftphalen’fchen Syſtems, neue Hoffnungen für Deutſchland erwacht, 
die auch in Hannover um fo be begrüßt wurden, ald man hier die Nachtheile 
ber Kleinftanterei nach Heffen am drückendſten fühlte. Da die Berufung der Stände 
und ein Anwaltstag eine Mehrzahl intelligenter Patrioten vereinigte, wurbe am 
19. Juli 1859 die in ber Anlage LVIII. angebogene — abgegeben, welche 
zu dem Eiſenacher Programme vom 14. Auguft und im September zu ber Bildung 
ed Nationalvereind in Franffurt führte. (Anlage LIX.) 
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I. 
Landesverfaſſungsgeſetz. 

Ernſt Auguſt, von Gottes Gnaden König von Hannover, Königlicher Prinz von 
Großbritannien und Irland, Herzog von Cumberland, Herzog zu ——** 
und Lüneburg ꝛe. ıc. 

Die Uns von den getreuen Ständen in ihrer Erwiderung vom 28. v. M. vor: 
gelegten GErgebnifje ihrer ausführlichen Beratbungen über ben ihnen mitgetheilten 
Entwurf einer Verfaffungs: Urkunde für das Königreich, und die darin enthaltenen 
Anträge, find von Uns einer reiflichen Prüfung unterzogen. Nachdem gegenwärtig 
auch diejenigen Bunfte, worüber Wir vor enblicher Gntichliefung zuvörderit eine 
weitere Erklärung von Seiten Unferer getreuen Stände erwarten A ri ‚in Folge 
ihrer ferneren Erwiderung vom gejtrigen Tage als erledigt zu betrachten find, jo 
eröffnen Wir nunmehr Unfern getreuen Ständen das Folgende: Es gereicht Uns 
zur wahren Freude, den jümmtlichen Anträgen auf Abänderungen des Entwurfs der 
Berfaflungs : Urkunde Unfere Genehmigung ertheilen zu fünnen, Nach forgfältiger 
Grwägung der Sache haben Wir Uns nicht weniger veranlaßt gefunden, auch den 
Anträgen zu dem Gejege über die Wahlen der Deputirten zur allgemeinen Stände: 
Verſammlung, jo wie zur Gejchäftsordnung für Die allgemeine Stände : VBerfammlung 
de8 Königreichs, ſoweit fie Die Gefeßentwürfe ſelbſt betreffen, Unfere ——— in 
Gnaden zu geben. Indem Wir nur in Beziehung auf die Verfaſſungs-Urkunde 
ſelbſt für noͤthig erachten, einige Anträge und Wünfde der allgemeinen Stände— 
Berlanmlung im Ginzelnen hervorzuheben, halten Wir e8 für erforderlich, im Allge— 
meinen zu bevorworten, daß es eben jo wenig Unjere Abficht fein kann, auf bie 
Motive einzugehen, von denen die getreuen Stände bei ihren vielfachen und zum 
Theil jehr umfaffenden Anträgen geleitet find, als durch bie Uebergehung jener 
Motive die Nichtigkeit derfelben durchgehends anerkennen oder Unfer landesherrliches 
Anerfenntnig ihrer Richtigfeit in allen Stücken daraus folgern laſſen zu wollen, 
Nach diefer Erflärung wenden Wir Uns zu den einzelnen Punkten jelbft: 

1) zum 8 33. Wir find der Anficht, daß wohlerworbene Rechte Einzelner ihnen 
nicht anders als gegen eine gebührende Entſchädigung zum allgemeinen Beften entzo— 
es werden dürfen und fünnen demzufolge auch die Aufhebung der nach dem König: 
ichen Referipte vom 18. Januar 1822 noch beftehenden Realexemtionen von allge: 
meinen Staatslaften ohne eine den Berechtigten dafür zu gewährende Entfhädigung 
dem Grundfage nach nicht billigen. Inzwiſchen verfennen Wir nicht, daß theils die 
Gigentbümfichfeit der bier in Frage kommenden, an fich nicht erheblichen Exemtionen, 
und anderntheils der Umitand, Daß die Ermittelung ihres Werthes jehr jehwierig, 
wenn nicht unausführbar fich darftellt, wejentlich dazu beigetragen haben werben, bie 
in Anjehung diefes Opfers von der allgemeinen Stände: Verſammlung gefaßten 
Beſchluͤſſe für gerechtfertigt zu erachten. Indem Uns nun ferner nicht entgangen iſt, 
daß die Reluitiond = Befugnig der Eremten, wie fie von den Ständen beantragt wor: 
den, wohl Dazu geeignet ift, Die Ausführung felbit zu mildern, jo haben Wir dem 
Antrage nachgegeben und erflären Uns auch damit einverftanden, daß die von den 
bisher Exemten ftatt der auf fie fallenden Naturalpräftationen zu leiftenden Geldbei— 
träge nach den Normalpreijen der Dienfte bei den Ablöfungen feitgejtellt werben. 

2) zum 8 35. Indem Wir mit den getreuen Ständen dafür halten, daß bei 
einer demnächitigen Negulirung der Gerichtsſtands-Verhältniſſe der Güter und Höfe 
in deren Landtagsfähigfeit ein angemejiener Anhaltspunft für die Bejchränfung bes 
dinglich befreieten Gerichtsitandes wohl gefunden werden könne, werben wir auch den 
Grundſatz, „daß Sattelböfe und fonitige Güter, welcde die Landtagsfähigfeit durch 
Aufnahme in die Matrifel der Ritterſchaft bereits erlangt haben oder erlangen wer: 
ben, den landtagsfähigen Nittergütern gleich erachtet werden follen,* zu feiner Zeit 
einer forgfältigen Erwägung unterziehen laſſen. 4 
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3) zum 8 35 a. Wir haben feinen Anſtand genommen, dem im 8 23 des 
Geſetzes über die verbeflerte Verfafjung der Patrimonialgerichte vom 13. März 1821 
feitgeftellten Grundiaß „einer Trennung der gefammten Criminal: Gerichtäbarfeit von 
allen PBatrimonialgerichten der Geiitlichfeit und Gutsbefißer” in die Verfaſſungs— 
Urfunde aufzunchmen, 

4) zum 8 158. Was die Anträge wegen der Einrichtung des Staatsraths zu 
dem Zwede der Entjcheivung von Gompetenz »Gonflieten zwifchen Juſtiz- und Ber: 
waltung®= Behörden anlangt, jo haben Wir hierauf zuvörderſt zu erfennen zu geben, 
daß e8 fich hier um ein landesherrliches Recht handelt, bei dejjen Ausübung Unjere 
Vorfahren in der Regierung gleich Uns an feine beftimmte Formen gebunden waren. 
Wenn Wir Uns deflenungeachtet aus eigenem Antriebe bewogen gefunden haben, 
durch Unfere Gabinet3-BVerordnung vom 21. Januar 1839 eine forgfältige Bearbei- 
tung und eine parteilofe Entjcheidung ſolcher Gonfliete dem Staatsrathe zu überwei- 
fen, jo hat damit keineswegs ein wejentlicher Beitandtheil Unjerer Regierungsgewalt 
aufgegeben werben follen, e8 wird vielmehr jowohl Die Drganifation der Behörde 
als die Ernennung ihrer Mitglieder ftetS ein Ausflug Unſerer Negierungs Rechte 
verbleiben müffen, in welche ein Eingriff von Seiten der Stände von Uns nicht 
augelaflen werden fann. Da Wir inzwijchen nad den von Unferer getveuen allge: 
meinen Stände-Verfammlung hierüber an Uns gebrachten näheren Grflärungen Uns 
verfichert halten dürfen, daß ein Eingriff in jene Unjere landesherrliche Prärogative 
von ihnen feineswegs bezweckt gewejen ſei, jondern die Ablicht lediglich dahin gegan— 
gen it, Die zu treffende Anordnung zu Unſerm Allerhöchſten Ermeſſen zu verftellen, 
ſo haben Wir uns gnädigft bewogen gefunden, dem Antrage in Beziehung auf den 
8 158 der Verfafjungs: Urkunde Folge zu geben. Wir behalten Uns indefjfen aus: 
drücklich Unfere unzweifelhaften und von den Ständen anerkannten Befugnifje hin: 
fichtlich der Beſetzung Unſers Staatsraths bevor. 

5) zum 8 164. Dem Wunfche dev allgemeinen Stände: PVerfammlung, daß in 
den im 8 164 ber Verfafjungs - Urkunde gedachten Fällen, Mitglieder aus der Section 
der Juſtiz an der Vorbereitung des Gutachtens des Staatsrath3 einen wejentlichen 
Theil nehmen, werden Wir gern die geeignete Berückſichtigung zu Theil werden 
lafjen, und eine dem entjprechende Anordnung treffen. Was insbejondere 

das fechste Kapitel 

ns von den Finanzen 
betrifft, jo haben die getveuen Stände ſich im Allgemeinen mit Unfern Anträgen auf 
Trennung der Gaffen und dasjenige, was jeder von beiden Caſſen auferlegt werden 
joll, einverftanden erflärt, wenngleich im Einzelnen mehrfache wichtige Abweichungen 
von Unfern Vorjchlägen gemacht find. In der Meberzeugung, daß die Stände des 
Königreichs auch in Zukunft ihre Verpflichtungen in Beziehung auf die von ihnen zu 
leiitenden Beiträge zu den Roften der Yandesyerwaltung nie verfennen werden, haben 
Wir Uns zwar bewogen gefunden, den von Unfern getreuen Ständen in Antrag 
gebrachten Abweichungen von Unſern Propofitionen Unjere Allerhöchite Genehmigung 
nicht zu verfagen, ertheilen ſolche vielmehr hiemit zu ſämmtlichen ſtändiſchen Vor: 
Ichlägen über das Finanzweſen, ohne jedoch auch in dieſer Beziehung die aufgeftellten 
Grundfäge ohne Unterfchied und unbedingt als richtig anzuerfennen. Wir heben im 
Einzelnen nur folgende Bemerkungen heraus: Zunaͤchſt finden Wir Uns zwar ver- 
anlaßt, diejenige Abrechnung, welche Unſere getreue allgemeine Stände-Verſammlung 
zwiſchen der Koͤniglichen Caſſe und der Landeseaſſe in Beziehung auf die Einnahmen 
und Ausgaben aus der Zeit der Caſſenvereinigung bis zum 1. Julius 1839 zugelegt 
bat, nad) welcher Unferer Gafje von dem Geſammt-Üeberſchuſſe die Eumme von 
1,241,942 9 Gyr: 4% und nad; Abzug der darauf veriwiejenen außerordentlichen 
Ausgaben zu dem Betrage von 715,066 3? 16 Ggr: ned) die Summe von 56,875 -f 
I7Ggr 45 zufommen foll, in dieſem ihrem Endergebniffe hiemit in Gnaden zu 
bejtatigen und Uns damit einverftanden zu erflären, dab der nad) Abzug eines 
Betriebseapitals von 400,000 4% davon bleibende Ueberſchuß zu 126,875 17 - 
4 & auf die Schulden Unferer Caſſe angerechnet werde. Hiernächſt wollen Wir dem 
Antrage Unferer getreuen Stände gemäß den Unferer Gafle zur Laſt fallenden Theil 
der gefammten Schuldenmafje der 'nach der aufgeftellten Berechnung am 1. Julius 
1839 fid) im Ganzen auf die Summe von 3,986,150 2% 21 Gyr 4 Courant 
belaufen hat, auf Unjere Gafje wiederum übernehmen und der Landeseaſſe wegen 
desjenigen Theil diefer Schuld, welcher während dev Gafjenvereinigung aus ſtändi— 


3 


chen Mitteln abgetragen oder mit neuen Verbriefungen verfehen und dadurch in bie 
Landesſchuld übergegangen ift, und welcher am 1. Julius 1839 1,380,391 17 Gyr. 
306 betragen hat, Uns biedurch für verpflichtet erfennen, auch wegen Tilgung 
dieſes Theils der Schuld hiemit bejtimmen, daß Unfere Gaffe nicht nur den anfangs 
feftzufegenden Betrag der Zinjen bis zur gänzlichen Tilgung der Schuld ftet3 unver: 
ändert fortbezahle, ſondern daneben aud zu dem Zufchuffe der Landescaffe zur 
Schuldentifgungseaffe einen Theil beitrage, welcher für jegt auf jährlich 20,000 4 
feitgejeßt wird, deſſen Erhöhung Wir Uns aber in jo weit vorbehalten, als Unjere 
Caſſe bei Abtragung des noch übrigen Theil8 der Anleihe ven 1,100,000 4 Gold 
an Zinjen gewinnen wird. Dabei genehmigen Wir, daß über die Schuld Unferer 
Gafie an die Landescafje jührlich abgerechnet werde, nehmen das Anerbieten der 
Stände, eine Kündigung der ganzen Schuld oder eines Theils derſelben nicht ein- 
treten zu laſſen, biemit an und wollen nunmehr geftatten, daß Die Hypothek, welche 
durch die während der Gafjenvereinigung ausgeftellten Berbriefungen über Landes— 
Ichulden auf Unjere landesherrlichen Einkünfte übernommen iſt, bis zu dev im Laufe 
der Zeit erfolgenden Ginlöfung oder Umſchreibung Diejer Derbriefungen fortbeftehe. 
Ferner genehmigen Wir, daß dasjenige Capital, welcdes Uns die Yandescaffe als 
Entjchädigung für Die weggefallene Grundjteuerfreiheit Unjerer Domainen hätten 
vergüten müffen, zu der Summe von 505,000 3 angenommen, ftatt deſſen aber 
eine unablösbare Rente von jährlich 17,675 von der Landescaffe an Unfere Caſſe 
ezahlt, darüber auch cine Verbriefung ausgeftellt werde. Indem Wir ſodann die— 
de Erklärung biemit annehmen, welche Unſere getreuen Stände in Beziehung auf 
diejenigen Zuſchüſſe der Landescaffe abgegeben haben, die zu den auf Unjerer Gafje 
rubenden Nenierungs: Musgaben im Falle von Apanagen, Witthümern u. dergl. zu 
feilten find, finden Wir auf den Antrag Unserer getreuen Stände fein Bedenken 
biemit zu erklären, daß ein Ueberſchuß, der fich etwa am Schlufje eines Landtags in 
Unſerer Gajje finden möchte, zur Gritattung folcher Zujchüffe verwandt werden joll, 
Die künftige Einrichtung des Scaß :Gollegii anlangend, jo finden Wir fein Beden— 
fen, zu den Anträgen der Stände in Beziehung auf Die Zahl der Fünftigen land— 
Ichaftlichen Schapgräthe und die Art ihrer Erwählung, den Betrag des einem jeden 
der ordentlichen —— beizulegenden Gehalts und die temporairen Vergütungen 
für die außerordentlichen Mitglieder Unſere Genehmigung zu ertheilen. Die desfall— 
figen übrigen Anträge der Stände werben in weitere Erwägung genommen, und es 
wird namentlich über die zu ertheilende Gejchäftsordnung den getreuen Ständen des 
Königreichs zu feiner Zeit Die erforderliche Mittbeilung gemacht werden. Schließlich 
bedarf es faum der Bevorwortung, daß Durch die Beitimmungen der Verfaflungs- 
Urkunde und deren Verfündigung als Landes-Verfaſſungs-Geſetz Fein Hinderniß 
eintrete, die mit der gegenwärtigen getreuen allgemeinen Stände Verfammlung bereits 
berathenen und Unfere Regierung zur Zeit ihrer Berathung noch vorliegenden Geſetze, 
nach Maßgabe der in Sraft gewejenen ftaatsrechtlichen Verhältniffe zur Publication 
zu bringen, je nachdem die hierzu noch erforderlichen weiteren Vorbereitungen vollen= 
det fein werden. Somit iſt der von den allgemeinen Ständen Uns vorgetragene 
Wunſch des Landes, die Aufrichtung einer Verfaflungs » Urfunde im Wege einer 
freien Vereinbarung zwijchen König und Ständen volljtändig erreicht. Die Grund- 
lage dieſer Verfaſſung ijt Erhaltung und Befejtigung wohlbegründeten gegenjeitigen 
Rechtes. Mit landesväterlicher Genugthuung verfihern Wir ben verjammelten 
getreuen Ständen des Königreichs Unfere gnädigite Zufriedenheit mit ihren dabei 
bewiejenen aufrichtigen und eifrigen Beitrebungen für das Wohl Unfers vielgeliebten 
Landes. Wir fchen darin den wahren Ausdrud der Gefinnungen Unjerer von der 
göttlichen Vorfehung Uns anvertraucten Unterthanen, wie fie für Unfer Königliches 
Haus feit den älteſten Zeiten gebegt, in vertrauensvoller Liebe erhalten und mit 
unerjchütterlicher Treue zu jeder Zeit bewährt gefunden find. Wir dürfen feit auf 
die Fortdauer ſolcher angeerbten Gefinnungen hoffen und halten Uns berechtigt, zu 
jeder Zeit und unter allen Umftänden offenes und volles Vertrauen in Anjpruc zu 
nehmen. Nur dadurch iſt das heilige Band dauernd und glüdlich zu erhalten und 
immer mehr zu befeftigen, welces eine höhere Hand zwijchen Uns und Unjern 
Unterthanen gefnüpft bat. Wir übergeben damit Unferer * getreuen allgemeinen 
Stände: PVerfammlung eine Driginal- Ausfertigung ber Berfaffungs- Urfunde und 
mit ihr verbunden eine von Unſerm vielgeliebten Herrn Sohne des Kronprinzen 
Königlicher Hoheit ausgeftellte BeitrittS-Urfunde, Wir vermögen einen al 
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Beweis Unferer landesväterlichen Gefinnungen für das wahre Wohl derfelben nicht 
zu geben, als hiedurch und indem Wir diefe Urkunde als das Landesverfafjungs- 
Geſetz verfündigen zu laſſen verheißen. Wir bezweifeln nicht, daß die getreuen 
Stände, welche dieſes Werk beförberten, in der gerechten Anerfennung des heilfamen 
Erfolgs ihrer Veftrebungen den Lohn für ihr DVerdienft um König und Vaterland 
finden mögen, und jo wenig Wir bezweifeln, daß fie damit ferner in ihrer Heimath 
fortfahren werden, mit benjelben Gefinnungen zum allgemeinen Beſten zu wirfen, 
fo dürfen Wir Uns zugleich mit Grund der Hoffnung überlaffen, daß ihre Nachfolger 
unter dem Segen des Höchiten in gleich redlichem Sinne handeln werben, Wir ır. 
Hannover, den 1. Auguft 1840. 


Ernt Auguſt 
Georg Freiherr von Schele. 





Wir Ernft Nuguft, von Gottes Gnaden König von Hannover, Königliher Prinz 
von Großbritannien und Irland, Herzog von Gumberland, Herzog zu Braun: 
jchweig und Lüneburg ac. 

bringen hiedurch zur öffentlichen Kunde, daß, nachdem Wir mit Unferer getreuen 

allgemeinen Stände : Berfammlung des Königreichd auf deren Wunſch, nach worgän- 

giger freien Berathung mit berjelben, eine Verfaffungs= Urkunde für Unfer Königreich 
unterm 1. d. M. errichtet haben, Wir nunmehr in vollem Einveritändnifje mit Unjern 
getreuen Ständen die nachfolgenden Beſtimmungen ald Das Landes: Berfaffungs- 

Geſetz für Unfer Königreich hiemit feſtſetzen und anordnen: 


Erfles Eapitel. 


Von dem Königreihe, dem Könige, der Thronfolge 

und Regentſchaft. 

8 1. Das Königreich) Hannover bildet einen unter demſelben Verfaſſungs— 
Belege vereinigten, untheilbaren Staat. Kein erg deffelben fann ohne 
Zuftimmung der allgemeinen Stände: Berfanmlung veräußert werden, Friedensſchluͤſſe 
und Berichtigungen der Landesgrenzen begründen bievon eine Ausnahme. 

82. Das Königreich Hannover macht einen Theil des deutſchen Bundes aus 
und theilt als folcher alle aus der Bundes -Berfaffung entitehenden Rechte und Ber: 
bindlichkeiten. Dieje können durch die innere Landes-Verfaſſung nicht abgeändert 
werden. Alle Beſchlüſſe dev deutfchen Bundes: Verfammlung haben, jo bald fie vom 
Könige verfündigt find, verbindliche Kraft für das Königreich, Die Mittel zur 
Erfüllung der hiedurch begründeten Verbindlichkeiten werden, unter verfaffungsmäßi- 
ger Mitwirkung der allgemeinen Stände, in jo weit es deren bedarf, beitimmt. 

83. Die Regierungsform des Königreichs tft Die erblich monarchijche. 

84 Es befteht im Königreiche eine landftändifche Verfaſſung. 

8 5. Der König vereinigt als Souverain die gefammte Staatsgewalt ungetheilt 
in Sid, und wird durch die landſtändiſche Verfaffung nur in ber Ausübung 
beftimmter Rechte an die Mitwirkung der Stände gebunden, 

86. Im Innern des Staates geht alle Regierungsgewalt allein 
von dem Könige aus. Die Behörden, fie mögen vom Könige unmittelbar beftellt 
fein oder nicht, üben biejelbe nur Eraft der ihnen von Ihm verliehenen Gewalt aus, 
und verwalten fie unter Seiner Oberauffict. 

8 7. Sein Landesgejeß Hat vor der, vom Könige vorgenommenen Verkün— 
digung Gültigfeit. 

58 Die bewaffnete Macht und deren Ginrichtung, wie aud alle in 
Beziehung auf dieſelbe vorzunehmenden Anftellungen, zu machenden Anordnungen 
und zu erlaffenden Befehle hängen allein vom Könige ab. 

Der König it die Quelle aller Gerichtsbarkeit. Diejelbe wird 
auf verfaffungsmäßige Weife von den ordentlichen Gerichten des Landes, unter Ober: 
aufficht des Königs, ausgeübt. Der König kann den geraden Lauf der Rechtspflege 
nicht hemmen. In ganz außevordentlichen Fällen kann Er nad Anhörung des 
Staatsraths Moratorien ertheilen. Der König kann Straferfenntniffe nicht jchärfen ; 
aber Er hat Das Recht, erkannte Strafen im Wege der Gnade gänzlich aufzuheben 
ober zu mildern, auch das Strafverfahren wider einen Angefchuldigten einzuflellen 
ober völlig nieberzufchlagen. 
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8 10. Der König hat allein das Recht, Titel, Rang, Würden und 
Ehrenzeiben zu verleihen und Standeserböhungen vorzunehmen. 
Ausnahmen hievon können nur vermöge erworbenen Rechts ftattfinden. 

8 11. Der König vertritt das Königreih in allen Verhältniffen zu dem 
deutfchen Bunde, den einzelnen Bundes: Staaten und den auswärtigen Staaten. 
Nur Gr ordnet die Gefandtjchaften an, ſchließt Verträge mit andern Staaten ab 
und erwirbt dadurch nicht nur Nechte dem SKönigreiche, ſondern verpflichtet auch 
dadurch bafjelbe zur Erfüllung der vertragsmäßigen Verbindlichfeiten. Erfordert bie 
Ausführung der Verträge die —— von Geldmitteln aus der Landescaſſe oder 
follen die Verträge eine Abänderung beitehender Landesgeſetze hervorbringen, jo bedarf 
e3 hiezu der verfaffungsmäßigen Mitwirfung der Stände. 

812%. Das Recht der Thronfolge in dem untheilbaren Königreiche gebührt 
dem Mannsjtamme aus rvechtmäßiger, ebenbürtiger und hausgeſetzlicher Ehe. 
Die Ordnung der Thronfolge wird durch die reine Lincalfolge nach dem Rechte ber 
Eritgeburt beitimmt, Erliſcht der Mannsitamm der gegenwärtigen Königlichen 
Linie, fo gebt die Thronfolge auf den Mannsſtamm ber jepigen Braun: 
ſchweig-Wolfenbüttelſchen Linie und, nach deſſen Erlöſchen, ei bie 
weibliche Linie, ohme Unterſchied des Geſchlechts, über, und zwar bergeftalt, 
daß die Nähe der Verwandtſchaft mit dem zuletzt regierenden Könige und, bei 
gleichem Verwandtjchaft3- Grade, das Alter der Linie, in der Linie aber das natür- 
liche Alter den Vorzug verichafft. Bei der Nachfommenfchaft des neuen regierenden 
Königlichen Haufes tritt der Vorzug des Mannsitammes mit dem Erftgeburts » Rechte 
und ber reinen Linealfolge wieder ein, 
det 8 13. Der König iſt volljährig mit dem zurückgelegten achtzehnten 

abre. 

8 14. Nach erledigtem Throne tritt der Thronfolger Die Regierung des König: 
reih8 unmittelbar an, ohne daß e3 Dazu irgend einer weitern Handlung bedarf. 
Der König verkündet Seinen Negierungs- Antritt dur ein Patent. Er verfpricht 
darin bei Seinem Königlichen Worte Die unverbrüchlichite Feithaltung der Verfaffung 
des Königreichs. Die Urfchrift des mit der Unterfchrift des Königs und dem Megie: 
rungs: Siegel verjehenen Patentes ſoll in dem Archive der allgemeinen Stände nieber- 
gelegt werden. Der König beftimmt, zu welcher Zeit und auf welche Weife Ihm 
die Unterthanen die Huldigung leiiten jollen. 

8 15. Der Sik der Landes: Regierung kann außerhalb des Königreich nicht 
verlent werben, fall nicht Die Umftände dieſes Dringend erfordern. 

8 16. Dei längerer Abwefenheit des Königs aus dem Königreiche hat Derfelbe 
das Recht, eine Etellvertretung anzuordnen und deren Befugnifle zu beitimmen. 
Vom Könige hängt e8 ab, ob Gr die Stellvertretung einem Minijter- Rathe oder 
Einer Perfon anvertrauen will. Im legteren Falle gelten binfichtlich der perſön— 
lichen Grforderniffe des Stellvertreters Die Beitimmungen des zweiten Abjapes des 
8 18. Der König fann dem Stellvertreter feine ausgebehntere Nechte übertragen, 
als einem Regenten in Gemäßbeit der nachfolgenden Vorjchriften zuftehen. 

8 17T. Eine Regentfhaft (Regierungsverweſung) tritt ein, wenn ber 
König minderjährig ift, oder in einem folchen geiftigen Zuſtande Sich befindet, 
welcher Ihn zur Führung der Regierung unfähig macht. 

8 18. Der König ift zu Anordnung einer Negentjchaft für den Thronfolger 
auf den Fall berechtigt, daß dieſer beim Anfalle der Thronfolge in einem der beiden, 
im 8 17 angeführten Fälle fich befinden follte. Der König hat zum Regenten einen 
Eeiner regierungsfähigen Agnaten zu ernennen; findet ſich aber ein folcher nicht, 
oder follte der König Gründe haben, von dem, Seinen Agnaten zuftehenden Vorzuge 
abzuweichen, jo fann Er einen nichtregierenden Prinzen aus den, zum beutjchen 
Bunde gehörenden fouverainen Fürftenhäufern, welcher das fünf und awanzigite 
Lebensjahr zurückgelegt bat, zum Regenten ernennen. 

8 19. Hat ber König eine folche Anordnung für den Thronfolger nicht 
getroffen, jo gebührt Die Negentfchaft in dem Falle, daß dieſer beim Anfalle ver 
Krone minderiährig fit, bem in der Ordnung der Thronfolge zunächſt ftehen- 
den Agnaten, welcher das achtzehnte Jahr vollenvet hat, auch fonft regierungs- 
fähig iſt. Iſt fein regierungsfähiger Agnat vorhanden, jo geht die Regentjchaft über 
auf die Königin, Gemahlin des Königs, fofern dieſe das Fanf und aruanzigfe Jahr 
vollendet hat, nach dieſer auf bie leibliche Mutter und endlich auf die Großmutter 
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wäterlicher Seite. Iſt die Thronfolge auf die weibliche Linie übergegangen, jo ge 
bührt Die Negentichaft für Die dazu nach Erlöſchung des Mannsftanımes zuerſt be- 
rufene Königin dem Gemahle dverjelben, fall dieſer das ein und zwanzigite Jahr 
vollendet hat, ſodann Ihrer leiblichen Mutter und endlich Ihrer Großmutter väter: 
licher Seite. Zu der Negentjchaft für den Sohn oder die Tochter einer regie- 
renden Königin (Erbtochter) ift zunächit die Gemahlin oder der Gemahl nad) ben 
obigen Beftimmungen, und nach diefen die Großmutter mütterlicher Seite berechtigt. 
Durch anderweite Bermählung oder Eheſcheidung werben bie weiblichen Ajeendentinnen 
von ber Regentichaft ausgeſchloſſen. 

8 20. Wenn der König, in Ermangelung einer vorher von Deſſen Vorgänger 
gemachten Anordnung (8 18) nicht wegen Minderjährigfeit, jondern wegen Seines 
geiitigen Auftandes zu Führung der Negierung für unfähig gehalten wird, jo haben 
die vereinigten Minikter binnen drei Monaten alle volljährigen Agnaten zu einer 
Bufammenfunft zu berufen, um einen Bejchluß darüber zu faſſen, ob eine Regent: 
Schaft wirklich notbwendig fei. Der in der Ordnung der Thronfolge zuerft zur 
Negentfchaft berufene Agnat nimmt an der Verfammlung feinen Antbeil. Halten bie 
Agnaten Die Anortnung einer Negentichaft für nothwendig, jo theilen Die vereinigten 
Minifter diefen Bejchluß den allgemeinen Ständen zum Zweck ihrer Zujtimmung mit. 
So bald dieſe erfolgt, oder eine Friſt von 4 Wochen nach der Mittheilung ohne 
eine Erwiderung abgelaufen ift, tritt der in der Ordnung der Thronfolge zunächit 
ftehende Agnat, welcher das achtzehnte Jahr vollendet hat und ſonſt regierungsfähig 
it, als Regent ein. 

8 21. Hit ein folcher nicht vworbanden, fo tft von den vereinigten Minijtern 
und den allgemeinen Stänten bie deutſche Bundes: PVerfammlung um Benennung 
dreier Bundesfürften zu erſuchen, welche einen Prinzen aus den zum deutjchen Bunde 
gehörenden fouverainen Fürftenhäufern zum Regenten ernennen. Diefer muß das 
fünf und zwanzigſte Lebensjahr zurüdgelegt haben und feinen Aufenthalt im König— 
reiche nehmen. Die Vorfchriften dieſes 8 gelten auch für den Fall, wenn der Thron: 
folger mindberjährig, eine Anoronung feines Vorgängers nidıt getroffen und ein zur 
Regentichaft berechtigtes Mitglied des Königlichen Haufes (8 19) nicht vorhanden ift. 

8 22. Der beitellte Regent leiftet bei Uebernahme der Negentjchaft einen Eid 
auf die unverbrüchliche Aufrechthaltung der Landes -Verfaffung. Sämmtliche Miniiter, 
der Grblandmarfchall , Die Präfidenten und PVicepräfidenten der allgemeinen Stände: 
Verfamminng jollen geladen werden, dieſer Feierlichkeit beizuwohnen. Nach ber 
Eidesleiftung bringt der Negent den Antritt der Negentjchaft durch kin Patent zur 
allgemeinen Kenntniß. 

823. Der Negent übt, im Namen des Königs, die Staatdgewalt, auf 
diefelbe Weije wie der König, aus. Der Negent darf jedoch eine Echmälerung ber 
Rechte des Königs, fowie eine Aenderung in dem Grund: Eniteme und in den ver: 
faffungsmäßigen Rechten der allgemeinen Stände-PBerfammlung und der Provinzial: 
Stände überall nicht vornehmen oder geitatten. Auch darf der Negent feine Stan: 
des- Erhöhungen vornehmen. 

8 24. Die Negentichaft hört auf, wenn der König Das Alter der Volljährigkeit 
erreicht, oder der, an der Ausübung der Regierung An bindernde geiftige Zuftand 
aufgehört hat. Ueber die leßtere Frage iſt auf dem im 8 20 angegebenen Wege zu 
entjcheiden. Der Regent nimmt an den Verfammlungen der Agnaten feinen Antheil, 
Er darf das Verfahren der vereinigten Minifter nicht hindern. 

8 25. Die Erziehung des minderjährigen Königs gebührt, wenn ber vorige 
König deshalb Feine Anoronung getroffen hat, der Mutter und nach ihr der Groß— 
mutter väterlicher Seite, fall8 dieſe fich nicht wieder vermäblt haben; in Ermange— 
lung dieſer aber, dem beftellten Negenten, jedoch mit Beirath der vereinigten Mint- 
ler. Der Regent fteht den zur Erziehung des minderjährigen Königs berechtigten 
Perfonen zur Seite und ihm gebührt die Gntfcheidung, wenn deren Anfichten über 
die Wahl der Erzieher oder über den Erziehungsplan von den feinigen abweichen. 
Die Aufſicht über Die Verfon des durch Geiftesfranfheit an der Ausübung der 
Regierung verhinderten Königs und die Sorge für Denſelben darf der Negent nicht 
übernehmen. 

8 2%. Der König als Oberhaupt der Familie hat Das Recht, durch Hausgeſetze 
die innern Verhältniffe des Königlichen Haufes zu bejtimmen; indeß dürfen dadurch 
die Rechte der Negierungs- Nachfolger nicht gefränft werden. Die Hausgeſetze bebür- 
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fen der Zuftimmung der allgemeinen Stände nicht, Durch dieſelben können jedoch 
die Vorfehriften der gegenwärtigen VBerfaflungs =» Urfunde nicht abgeändert werben. 
weites Capitel. 
Bon den Rechten und Verbindlicdhfeiten der Unterthbanen 
im Allgemeinen. 

8 77. Die Eigenfchaft eines Landes-Unterthang wird nach Geſetz und 
Herfommen erworben und Dauert fo lange fort, bis fie auf rechtsbeftändige Weile 
verloren geht. Nur die Landes =-Unterthanfchaft befähigt zu dem vollen Genufje der 
bürgerlichen und politiichen Rechte. Straferkenntniſſe können nicht nur Beſchränkun— 
gen, fondern aud) ſelbſt den Verluſt gedachter Rechte nach fich ziehen. Wer nur 
vorübergehend im Slönigreiche ſich aufhält, ohne in den Yandesunterthanen- 
Verband getreten zu fein, ilt für Die Dauer feines Aufenthaltes, in jo fern nicht 
rechtsgültige Ausnahmen beſtehen, den Yandesgejegen unterworfen und ſteht unter 
deren Schuße. 

8 28. Die Freiheit der Perfonen und des Eigenthums ift Feiner andern Ein— 
ſchränkung unterworfen, als welche Gejeke und Recht bejtimmen. 

8 29. Eine allgemeine Gonfiscation des Vermögens ift unftatthaft. 

8 30. Niemand darf verhaftet werden, als in den durch Recht und Gejek 
beftimmten Fällen. Der Berhaftete muß binnen vier und zwanzig Stun: 
den vernommen und ibm von der Urjache feiner Verhaftung im Allgemeinen Kennt— 
niß gegeben werben. 

8 31. Sowohl in Givil- als auch in Griminal-Sacen darf Niemand feinem 
ordentlichen Richter entzogen werten, außer in den im Proceßgange begründeten, 
oder von den Gejegen im Voraus beftimmten Fällen, oder wenn der König aus 
befonderen Gründen, nad; Anhörung Seines Staatsrathes, die Competenz auf ein 
anderes ordentliches Gericht zu übertragen für nothwendig erachten fellte. 

8 32. Jeder Landes: Einwohner genieht völlige Glaubens- und Gewiſ— 
fensfreibeit und ift zu Neligiondübungen mit den Seinigen in feinem Haufe 
berechtigt. Die Mitglieder der ewangelifchen und römisch= Fatholifchen Kirche genießen 
gleiche bürgerliche und politifche Nechte. Hat der König chriftliche Seften aufgenom: 
men, fo genießen fie Die bürgerlichen Rechte und baben das Recht zum Privat: 
Gottesdienſte. Der Genuß der politiichen Nechte muß ihnen aber durch 
ein bejonderes Gejeß verlieben werden, und die Befugniß zur öffentlichen Reli: 
gionsübung fteht ihnen nur in dem Falle zu, wenn der König fie ausdrücklich ihnen 
eingeräumt bat. Auch die Mitglieder joldyer Seften dürfen fich durch Berufung auf 
Glaubensfäge ihren jtantsbürgerlichen Pflichten nicht entziehen. 

8.33.. Alle Landes: Unterthanen find zum Kriegspienfte gleichmäßig ver- 
pflichtet, und es jollen feine andere Befreiungen ftattfinden, al8 welche in den Ge— 
jeßen beitimmt find. 

8 34. Alle Landes - Unterthanen find nach gleichmäßigen Grundjäßen zur 
Tragung der allgemeinen Etaatslaften verbunden. Zu dieſen Staats— 
fajten gehören auch die Unterhaltung des Heeres ohne Unterjchied der Waffengat- 
tungen und die Striegerfubrleiftungen. Für die bisherigen Berreiungen von dieſer 
Staatslaft erfolgt eine Entſchädigung nicht. Jedoch verbleibt denjenigen, welchen 
nad) dem an die allgemeine Stande-Verfammlung erlaffenen Königlichen Referipte 
vom 18. Januar 1822 die Befreiung von der Ginquartierung und Verpflegung zuges 
fichert worden ift, dieſe Befreiung, To weit Davon die Artikel 75 und 76 der Mili- 
tairverordnung vom 14. Julius 1820 feine Ausnahmen enthalten, ohne daß diejelben 
zu dieſer Staatslaft auf andere Art conceurriren, als durch ihren Beitrag zu den 
Landesmitteln, aus welchen für das Natural: Quartier eine Vergütung geleijtet wird. 
Eben jo foll e8 mit der Naturalleiftung der ordinairen Kriegerfuhren gehalten wer- 
den. Die nad dem oben genannten Neferipte außerdem noch beitehenden Realexem— 
tionen von allgemeinen Staatslaften jollen ebenfalls ohne Entjchädigung wegfallen, 
jedoch verbleibt den bisher Exemten das Necht, die Fünftig auf fie fallenden Natu— 
ralfeiftungen durch billige Geldbeiträge zu reluiren. Die den Mitgliedern der Könige 
lichen Familie und den Standesherren zuftehenden Befreiungen von allgemeinen 
Staatslaften, wie auch die zum Vortheil der Königlichen und jtandesherrlichen 
Schlöffer und Gärten in Nüdficht allgemeiner Staatslaften gemachten Ausnahmen 
bleiben, wie bisher, in Kraft. Daffelbe gilt von den in diefer Hinficht zum Velten 
der Kirchen, Pfarren, Pfarrwittwenthümer, Schulen und milden Stiftungen gemach⸗ 
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ten Ausnahmen, und zwar fo lange, bis gefeglich eine Abänderung erfolgt. Die den 
Garnifond: Orten etwa obliegenden Nebenleiftungen behuf der Garnifon und ber fich 
darauf beziehenden militairiichen Anftitute gehören zu den im Vorſtehenden gedachten 
allgemeinen Staatslaſten nicht. 

8 35. Niemand fann, abgejehen von privatrechtlichen Verbinblichkfeiten, gezwun- 
gen werben, fein Gigentbum oder andere Rechte und Geredhtigfeiten zu Staats- ober 
andern öffentlichen Zwecken abzutreten, es fei denn gegen vorhergehende 
vollftändige Entfhäpdigung, und daß ein Geſetz die Abtretung vorjchreibt, 
oder eine dringende Nothwendigfeit Diejelbe gebietet. it Die Abtretung durch ein 
Geſetz vorgefchrieben, jo muß nicht nur Die Frage, ob jene Abtretung geſchehen fol, 
fondern aud über den Betrag der Entjchädigung lediglich nach Vorschrift der Geſetze 
und zwar von den nach dieſen zuftändigen Behörden entichieden werden. Beiteht 
dagegen über die Abtretung Fein ausreichendes Geſetz, jo hat die obere Verwaltungs: 
bebörbe ſowohl über die Frage der Abtretung, als über die Größe der Entjchädigung 
nad) reg Bernehmung der Betheiligten zu entjcheiden. Gegen dieje Entſchei— 
dung tit den DBetheiligten der Reeurs an das Minifterium des Innern und gegen Die 
Gntfheidung bes Letztern eine Bejchwerde an den König geftattet, welcher darüber 
vor Abgabe Seiner Verfügung das Gutachten des Staatsraths erfordern wird. Der 
Necurs gleichwie die Beſchwerde muß binnen 30 Tagen, von ber Mittheilung oder 
Eröffnung ter früheren Entſcheidung angerechnet, eingebracht und gerechtfertigt 
werben. Bezieht fich jedoch der Widerſpruch des Betheiligten auf die Größe ber 
Entſchädigung und will er ſich in dieſer Hinficht bei Der, von der obern Verwal- 
tungsbehörbe abgegebenen Entjcheidung nicht beruhigen, fo ſteht es ibm frei, Diele 
Sache im ordentlichen Nechtswege zur Erledigung zu bringen. Die Abtretung ſelbſt 
darf Durch den NRechtsftreit über die Größe der Entjchädigung nicht verzögert werben ; 
ed fann aber ber zur Entſchädigung Berechtigte auch in Diefem Falle vor der Ab— 
tretung die Auszahlung der von der VBerwaltungsbehörbe ausgemittelten Entſchädigung 
verlangen. Sit unwieberbringlicher Nachtbeil mit dem Verzuge verbunden, fo ent= 
fcheidet die böchfte zur Etelle befindliche Verwaltungsbehörde über bie 
Abtretung. In dieſem Falle hält der Necurd das Verfahren nicht auf und folgt 
bie Entſchädigung — rücfichtlich deren übrigens die obigen Grundfäge gelten — in 
möglichft furzer Frift nad). 

8 36. Sämmtliche Landes-Untertbanen find den Gerichten eriter In— 
tanz, ber Regel nach, auf gleiche Weife unterworfen. Die davon bis jet beite- 
henden Ausnahmen follen * ein zu erlaſſendes Geſetz beſchränkt werden: 1) in 
Hinſicht des perſönlhich befreieten Gerichtsſtandes: auf die höheren 
Königlichen und ſtändiſchen Behörden, die Beſitzer landtagsfähiger Rittexgüter, den 
landſäſſigen Adel, die Offiziere, die höheren Königlichen und ſtändiſchen Diener, 
die höhere Geiſtlichkeit, Die gegenwärtig canzleiſäſſigen Magiſtrate und Städte und 
wichtigere Inſtitute; 2) in Hinficht des dinglich befreieten Gerichts— 
ſtandes: auf vie Königlichen Sclöffer, Gärten und Gebäude, wie auch auf Die 
Domanial:, Stift8- und Kloftergüter, auf die landtagsfähigen Rittergüter und die 
zu dieſen und den fämmtlichen vorbenannten Gütern gehörenden Grundftüde. Bis 
zur DVerfündigung des vorgedachten Gefeßes wird in den gegenwärtig beftehenden 
Gerichtäftands = Privilegien hierdurch nichts geändert. Die für gewiſſe Sachen oder 
Ela en von Unterthanen angeorbneten Gerichte bleiben bis zu erfolgter Abänderung 
in ihrer Wirffamfeit. Der Gerichtsftand der nicht regierenden Mitglieder des Könige 
lihen Haufes richtet fich nach hausgefeglichen Vorfchriften. 

8 37. Hinfichtlich der Trennung der gefammten Griminal-Gerichtsbarfeit von 
allen Patrimonial- Gerichten der Geiftlichfeit und Gutöbefiger behält es bei ber 
Beitimmung des 8 23 ded Gefekes vom 13, März 1891 fein Bewenden. 

8 38. Werben Ansprüche aus einem Privatrechte gegen den Fisens ober von 
bemjelben geltend gemacht, fo gehört die Verhandlung und Entjcheidung der hieraus 
entitehenden Rechtsitreitigfeiten zur Gompetenz der ordentlichen Gerichte, und zwar, 
jo weit dies nach den bisherigen Gejeken noch nicht der Fall gewefen, rückſichttich 
der, nad) dem Tage der Publication diefer Verfaffungs-Urfunde entitehenden Forde— 
zungen, Daber follen auch die, ald Gammer-Meierangelegenheiten durch die Göhr— 
ber Gonftitution vom 19. October 17149 der gerichtlichen Gognition entzogenen 
Abmeierungsfachen und Streitigkeiten über ben modum servitiorum ven orbent- 
lichen Gerichten durch ein unverzüglich zu erlaffendes Geſetz wieder überwiefen wer- 
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ben. Die Vollziehung der gerichtlichen Erfenntniffe findet gegen die in benfelben 
bezeichnete Behörde oder Caſſe Statt. 

8 39. Glaubt Jemand durdy einen Staatsvertrag oder durd Die Geſetz— 
gebung in feinen wohlerworbenen Rechten ſich verlegt, jo kann er deshalb einen 
Rechtsanipruc weder wider die Krone, noch wider eine Verwaltungsbehörbe bei den 
Gerichten des Landes geltend machen. 

8 40. Die Frage über Nothwendigfeit und Zweckmäßigkeit des von einer Ver: 
waltungsbehörbe innerhalb ihrer Zuftändigfeit beobachteten Verfahrens kann nicht 
zum —— eines Rechtsſtreits gemacht werden. Sind aber durch unrichtige 
oder unbefugte Anwendung oder Auslegung der Staatsverträge oder Geſetze, oder 
auf fonftige Weile von einer Verwaltungsbehörde widerrechtlich Privatrechte verleßt 
und zugleich die Erforderniffe einer Entjchädigungs- Verbindlichkeit nach yprivatrecht- 
lihen Grundjägen vorhanden, fo fann dic Verwaltungsbehörde auf Schadenseriak 
belangt werden. Die Gerichte dürfen indeß eine folche Slage nur dann annehmen, 
wenn ber Kläger nachgewielfen hat, daß er bereits bis zur höchiten Verwaltungs: 
behörde um Abhülfe feiner Befchwerde vergeblich nachgejucht babe. 

8 41. Die Ablösbarkeit der grund und gutöherrlichen Rechte und die Grund: 
jäße über die dafür zu leitende Entjchädigung, wie folche durch die Ablöfungsgefeße 
vom 10. November 1831 und 23. Julius 1833 beitimmt worden, bleiben als ein 
verfaflungsmäßiges Necht jowohl der Berechtigten als der PVerpflichteten in Kraft. 
Eine Abänderung der Beitimmungen über die Ablöſung der Erbpachten in Oſtfries— 
land im geieglichen Wege bleibt jedoch vorbehalten. 

8 42. Jeder Landesunterthban hat das Recht, in angemeffener Form und unter 
Beobachtung der darüber erlaffenen oder ncch zu erlaffenden Vorſchriften Geſuche 
oder Bitten an den König, an die allgemeine Stände -DVerfammlung (cf. 8 127), 
an die Provinzial-Landjchaften und an die Landesbehörden zu bringen. Auch fann 
Jeder in feinen Angelegenheiten über gejeß- und orbnungswidriges Verfahren einer 
Behörde, oder über Verzögerung einer Entſcheidung bei der unmittelbar vorgejeßten 
Behörde Beſchwerde führen und dieſelbe bis zur höchiten Behörde verfolgen. Meh— 
rere Gemeinden oder Gorporationen dürfen über Angelegenheiten, in Nüdficht deren 
fie nicht in einem verfaflungsmäßigen Verbande mit einander ftehen, Feine gemein- 
ſchaftlichen Gejuche übergeben. 

8 43. Jedem Landeseinwohner fteht das Necht zu, unter Beobachtung ber 
gejeglichen Beitimmungen auszuwandern. 

8 44. Die befonderen Rechte der Standedherren, namentlich des Herzogs von 
Urenberg, des Herzogs von Looz-Corswaaren, des Fürften von Bent— 
2, ber Örafen zu Stolberg: Wernigerode und Stolberg-Stol: 

erg find durch Verordnungen und Königliche Zuficherungen feitgeftellt. 


Drittes Capitel. 
Bon den Gemeinden und Körperſchaften. 


8 45. Jeder Lanbeseinwohner, jedes Grundſtück und jedes Haus muß in 
Beziehung auf die öffentlichen Verhältnijie, einer Gemeinde oder einem Verbande 
—— Gemeinden, oder aber einem für ſich beſtehenden bebaueten Domanial— 
oder ſonſtigen Gute angehören. Größere unbebauete Grundbefigungen, deren Vereini— 
gung mit Gemeinden, Gemeinde-Verbänden oder Gütern nach ihrer Belegenheit 
unzweckmäßig iſt, können von der obern Verwaltungsbehörde von dieſer Beſtimmung 
ausgenommen werden. 

8 46. Die in Folge polizeilicher Einrichtungen erforderlichen Ausgaben und 
Leijtungen find fowehl die Gemeinden, als auch die für fich beftehenden Domainen 
und Güter und unbebaueten &rundbefigungen zu tragen verpflichtet, jo weit ſolche 
nidyt Dritten, vermöge Geſetzes, Herfommens oder Vertrags obliegen. 

8 47. Jedes Witglied einer Gemeinde, fowie jedes zu folcher gehörige Haus 
oder Grundſtück muß zu den aus den öffentlichen Verhältniſſen der Gemeinde 
entipringenben Laften verhältnifmgßig beitragen. Wenn ein Anfchluß von Domainen, 
Gütern, Häufern oder ſonſtigen Befigungen an eine Gemeinde oder an einen 
Gemeinde Verband ftattfindet, jo fünnen gegenfeitig, ohne vorgängige Vereinbarung 
unter den Betheiligten über Ausgleihung oder Entihädigung feine Laften übertragen 
werben, welche lediglich zur Erfüllung früherer, aus ber Zeit vor der Vereinigung 
berrührenden Verbindlichkeiten dienen. Dagegen haben bie Hinzutretenden zu ben 
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übrigen Laften der Gemeinde, jo weit Diefe aus deren öffentlichen Verhältniſſen 
entjpringen , verhältnißmäßig beizutragen. 

8 48. In den privatrechtlichen Verbältniffen der einzelnen zu einem Gemeinde: 
Verbande bereits gehörenden, oder in denſelben fünftig aufzunehmenden Mitglieder, 
Güter und Grundftücde, wird an ſich Durch die Beitimmungen ver vorftchenden 
Paragraphen nichts verändert. 

8 49. Die neue Erwerbung einer Exemtion von Gemeindelaiten iſt unjtatthaft. 
Was Die beitehenden Exemtionen von Gemeindelaiten anlangt, jo jollen a. Real: 
eremtionen auf Antrag der Gemeinden, und zwar jo weit fie rechtlich begründet find, 
nur gegen vorgängige Gntichädigung aufgehoben werden. Nur allein Die Königlichen 
und ftandesherrlichen Schlöffer und Gärten bleiben unbedingt, die Grundſtücke der 
Kirchen, Pfarren, Pfarrwittwenthümer, Schulen und milden Stiftungen aber bis zu 
weiterer gejeglicher Beftimmung in der rechtlich beftehenden Ausdehnung von der 
Goneurrenz zu Gemeindelajten befreit. b. Perfünliche Befreiungen von Gemeinde: 
laften ſollen nicht ferner stattfinden, jedoch bleibt die gejegliche Bejtimmung der 
Fälle, in welchen ausnahmsweiſe ein perjönliches Necht auf Befreiung von Gemeinde: 
laften beizubehalten fein möchte, vorbehalten. Bis zur Erlaſſung dieſer Geſetze 
bleiben die bisherigen Grundfäße in Kraft. 

8 50. Haben Ginzelne ſowohl im Falle des Anfchluffes ihrer bisher nicht zur 
Gemeinde gehörenden Befißungen, al& auch bei Mufbebung der Nealexemtionen in ber 
Gemeinde allein oder vorzugsweiſe Ausgaben und Laften für die öffentlichen Zwecke 
oder für die Bedürfniſſe einer Gemeinde getragen, jo joll, auf der Erjtern Antrag, 
denjelben eine folche Ausgabe oder Laſt verbältnikmähig gegen eine von ihnen zu 
feiitende Entſchädigung abgenommen oder bei Uebernahme anderer Gemeindelaſten 
angerechnet werben. 

8 51. Die Befiker derjenigen bisher exemten Güter und Höfe, welche entweber 
durch Anſchluß ihrer Befitung in eine Gemeinde neu eintreten, oder deren rechtlich 
begründete Gremtion von Gemeindelaften aufgehoben wird, follen befuat ein, bie 
ihnen dadurch zufallenden Naturalvienfte und Leiſtungen durch billige, der Gemeinde 
dafür zu leiltende Geldvergütungen zu veluiren, in jo fern nidıt dringende Gefahr 
im Verzuge ift, oder nicht Laften in Frage Fommen, welche von den Gintretenden 
jchon vorher in natura zu tragen waren. 

8 52. Denjenigen, welche Durch den Anfchluß an eine Gemeinde oder durch 
Aufhebung von Eremtionen in die Laften der Gemeinde mit eintreten, ſoll ein ihrer 
Goneurrenz zu Diefen Laften, ihrem Intereſſe an ven Gemeinde: Angelegenheiten und 
ihren Berbältniffen zu andern Mitgliedern Der Gemeinde entiprechendes Stimmrecht 
beigelegt werden. Auch jollen die Beſitzer ganzer Güter befugt fein, folches durch 
Devollmächtigte auszuüben. Die etwaige Befugniß anderer Gemeindemitglieder, 
insbefondere der Befißer der oben erwähnten Güter in ihrer Gigenfchaft als Beſitzer 
pflichtiger Befigungen, das Stimmrecht in der Gemeinde Durch Bevollmächtigte aus— 
üben zu laffen, wird durch Die vorjtehenden Beitimmungen nicht verändert. 

8 53. Seine Gemeinde kann mit Ausgaben oder Leiltungen bejchwert werben, 
wozu fie nicht durch Necht oder Gefek verbunden iſt. Dafjelbe gilt von mehreren in 
Einem Verbande ftehenden Gemeinden. 

8 54. Zur Bildung einer Gemeinde, wie überhaupt einer jeden Gorporation, 
wenn dieſe auch nicht von der Regierung ausgeht, gehört die Genehmiguna der 
zuftändigen obern Verwaltungsbebörte.. Ohne dieſe kann auch eine beſtehende 
Gemeinde ihren Gemeinde-Verband weder durch Aufnahme anderer Gemeinden 
erweitern, noch durch Bildung neuer Gemeinden verändern, noch ihre Gemeinde— 
Verfaſſung eigenmächtig abändern. 

Die Zulaſſung neuer Mitglieder in eine Gemeinde kann gegen den 
Willen der Letzteren nur aus einem in den beſtehenden oder noch zu erlaſſenden 
Geſetzen beſtimmten Grunde ſtattfinden. Bei Beſetzung von An- und Abbauern, 
welche der Gemeinde bereits angehören, in welcher fie bauen wollen, iſt bie 
Gemeinde jedesmal mit ihren etwaigen Ginwendungen zu hören. 

8 56. ‚Den Gemeinden und den Verbänden mehrerer Gemeinden ftebt Das 
Recht zu, ihr Vermögen jelbit zu verwalten. Die Oberaufficht der Verwaltungs: 
behörbe über dieſe Vermögens - Verwaltung, fowie über die Vertheilung und Ver: 
wendung der Gemeinde: Abgaben und Peiftungen darf fich nicht weiter erſtrecken als 
dahin, daß das Vermögen erhalten, deſſen Ginfünfte ihrer Beitimmung und dem 
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Beiten der Gemeinde gemäß verwandt und bei Anordnung und Vertheilung der 
Gemeinde: Abgaben angemefjene, auch die Rechte der übrigen Lanbeseinwohner und 
das allgemeine Wohl nicht verlegende Grundſätze befolgt werden, Auch ftcht der 
Verwaltungsbehörbe die Enticheidung von Beſchwerden zu, welche gegen die Gemeinde: 
Verwaltung erhoben werben möchten. Die Einführung. neuer oder die Abänderung 
beitehbender Beitrags BVerbältniffe in Beziehung auf Abgaben und Yeiftungen ber 
Gemeinden oder Gemeinde- Verbände, kann, unter Beobachtung der Darunter beſte— 
benden Rechtsgrundfäge, durch Gemeindebejchluß, jedoch nur unter Beſtätigung der 
obern Verwaltungsbchörde gejchehen. 

8 57. Die Verbindlichfeiten der Gemeinden, ſowie überhaupt aller Corpora— 
tionen verpflichten Die Negierung nicht. Das Vermögen und Ginfommen berjelben 
und ihrer Anjtalten darf nie als Staatövermögen behandelt und nicht mit den 
Staats: Einnahmen vereinigt werben. 

8 58. Die jtäptifchen Obrigfeiten und deren Mitglieder, wie auch die Beamten 
ber Yandgemeinden find zur Verwaltung ber Gemeindejadben, jowie zur Beſorgung 
ber ihnen durch Geſetz, Serfaffung oder Herfommen oder von den höheren Behörden 
übertragenen Landes: Angelegenheiten in ihrer Gemeinde verpflichtet. In Fällen, wo 
ein Gemeinde: Beamter die Erfüllung diefer Verpflichtungen wermöge feiner Eigen: 
ſchaft ald Gemeinde Beamter ablehnen zu können vermeint, enticheidet hierüber bie 
Regierung. 

5 59. Die Berfaffung und Verwaltung der Städte wind, nach vorgängiger 
Verhandlung mit denjelben, durch zu verfündigende, vom Könige zu volljiehende 
Urkunden oder Reglements nad folgenden Grundjägen georbnet werden: 1) bie 
Bürgerichaften ernennen durch freie Wahl ihre Vertreter, jeboc nicht auf deren 
Lebenszeit; 2) die Städte haben das Recht, ihre Magiftrate und übrigen Gemeinde: 
Deamte jelbit zu erwählen. An ven Wahlen nehmen die Bürgerjchaften mit den 
Magijtraten, erjtere durch ihre Vertreter, Theil. Die höhere Beltätigung ift nur 
bei den Wahlen der jtimmführenden Mitglieder des Magiftratd und des Stadt— 
gerichts, jowie bei dem Stadt: Rednungsführer erforderlid,. Uebrigens jollen hier— 
unter etwaige nähere Bejtimmungen, theils über ein fernes Aufrüden ver einmal 
Angeitellten, theils über Die Präſentation mehrerer Perfonen zur Auswahl der Regie: 
rung nicht außgejchloffen werden. 3) Die Vertreter der Bürgerjchaft nehmen wenig- 
ſtens an allen Angelegenheiten Antheil, welche das Vermögen der Stabt, deren 
Rechte und Berechtigfeiten, wie aud) deren Verbindlichfeiten betreffen, namentlich an 
der Veranlagung und Bertheilung neuer und der abermaligen Prüfung bejtehenver 
Gemeinde Abgaben, Yaiten und Yeijtungen. 4) Ihrer Gontrole ijt die Verwaltung 
des jtädtijchen Vermögens und die Rechnungs: Ablage über dieſelbe unterivorfen, 
5) Gemeinjchaftliche oder übereinftimmende Beichlüffe des Magiſtrats und der Ver. 
treter der Bürgerichaft über die Verwendung der laufenden Ginnahme aus dem 
Gemeinde Vermögen bedürfen in der Negel der höheren Bejtätigung nicht. Indeß 
muß der Magiftrat im Anfange eines jeden Rechnungs-Jahres einen von den Ver: 
tretern der Bürgerſchaft genehmigten, der ſtädtiſchen Verwaltung als Vorſchrift Dies 
nenden Haushalt?: Plan, und nad) Ablauf des Rechnungs: Jahres einen Auszug aus 
ben von den Vertretern geprüften und von dem Magiftrate abgenommenen ſtädtiſchen 
Rechnungen der Bürgerjchaft befannt machen und der die Oberaufficht führenden 
Regierungsbehörde einjenden. Much bat Die obere Verwaltungsbebsrde alljährlich 
eine Superrevilion der Rechnungen vorzunehmen. Ueber die aus dieſer Superrevi- 
fion hervorgehenden monita hat der Magiftrat unter Zuziehung deg, Vertreter mit 
den Recdnungsführern zu verhandeln, die alsdann verbleibenden Differenzen entjchei- 
bet Die obere Verwaltungsbehörde. 6) Die Regierung kann unter den Mitgliedern 
der Magiftrate die Perſon beftimmen, welche vie ftädtijche Polizei beforgen Toll. 
Auch kann fie, wo bejondere Umjtände ſolches erforderlich machen, eine eigene Polizei- 
Behörde anoronen. Die dadurch verurfachten außerordentlichen Koiten trägt 
die Regierung. Aber aud) in diefem Falle joll ven Magiftraten die Beforgung deſſen 
verbleiben, was die Gewerbe: Verbältnifje, die Einrichtung, Verwaltung und Beauf: 
fichtigung der ftädtifchen Güter und Anjtalten, und der für gemeinjame ſtädtiſche 
Zwede bejtimmten Privatanitalten zum Gegenitande bat. Schon beitehende Ver: 
fafjungs » Urfunden einzelner Städte werben bei Revidirung berjelben, unter Berüd- 
fihtigung der Local-Verhältniſſe, fowie unter Zuziehung won Vertretern der Bürger: 
ſchaft mit den vorftehenden Grundfäßen in Mebereinftimmung gebracht werden. Diefe 
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Grundfäge find gleichfall3 bei Feitfeßung der Verfaffung der Flecken, jedoch unter 
den durch Die Verhältniffe gebotenen Bejchränfungen und Ausnahmen, zur Anwen- 
dung zu bringen. 

8 60. Den Landgemeinden ftehbt unter Auflicht der PVerwaltungsbehörden die 
eigene Verwaltung ihres Vermögens und die Regulirung der ihnen obliegenden 
Gemeinde: Abgaben und Leiftungen zu. Es follen die Landgemeinden in der Regel 
das Necht haben, ihre Gemeinde-Beamte mit Vorbehalt obrigfeitlicher Betätigung 
zu wählen. Ausnahmen von biefer Regel finden auf den Grund vorhandener Berech— 
tigungen Statt; fie können aber auch wegen befonderer Verhältnifie in den Gemein 
ben beſtehen. 

861. Die behuf Einrichtung der Landgemeinden zu erlaffenden gefeklichen 
Beftimmungen, in jo weit e8 deren bedarf, find im Wege der Provinzial: Gejeßge: 
bung zu treffen. 

8 62. Den in den verichiedenen Provinzen beſtehenden ritterfchaftlihen 
Eorporationen verbleiben ihre jtatutenmäßigen Rechte. Den Ritterfchaften ſteht 
die Befugniß zu, ihre Statuten mit Söniglicher —— abzuändern oder neue 
Statuten einzuführen. Auch ſind dieſelben insbeſondere befugt, mit Königlicher 
Genehmigung Vereine zur Erhaltung ihrer Güter zu errichten. 

Diertes Capilel. 
Von den Kirchen, Unterrichts-Anſtalten und milden 
Stiftungen. 

863. Der evangeliſchen und römiſch-katholiſchen Kirche werden freie 
öffentliche Religionsübung und ihre verfaſſungsmäßigen Rechte 
zugeſichert. 

8 64. Dem Könige gebührt, kraft der ihm zuſtehenden Staatsgewalt, über 
beide Kirchen das Oberauffidhts- und Schutzrecht. 

8 65. Die Anordnung der geiftlichen Angelegenheiten bleibt, unter Oberaufficht 
des Königs, der in ver Berfaffung einer jeden diefer Kirchen gegründeten Kirchen: 
gemalt überlafen. 

Sn der evangelifchen Kirche werden Die Nechte der Kirchengewalt 
vom Könige in Gemäßheit der beitehenden Kirchenverfaffung unmittelbar, oder mittel- 
bar Durch die Gonfiftorial- oder Preöbyterial- Behörden, welche aus evangelifchen 
Geiſtlichen und weltlichen Perſonen beftehen follen, unter Königlicher Cheraufficht 
ausgeübt. Jedoch find Fünftig etwa zu treffende nähere Bejtimmungen über die 
innere Organifation und den Geichäftsfreis dieſer Behörden nicht ausgeſchloſſen. 
Durd) ein Geſetz kann die ftreitige und freiwillige Gerichtsbarkeit der Gonfiftorien 
den weltlichen Gevichten beigelegt werden. Den Gemeinden und Einzelnen jollen die 
in Hinficht der im erften Abſatze ditſes 8 erwähnten Verhältniffe ihnen zuftehenden 
Rechte ungekränft erhalten werden. Sollten für das ganze Königreich oder ganze 
Landestheile neue Kirchen: Ordnungen erlaflen oder in wejentlichen Grundjäßen der— 
jelben, und namentlich in der Liturgie Veränderungen gemacht werden, jo ift darüber 
mit einer vom Könige zufammenzuberufenden Berfammlung von geiftlihen und welt- 
lichen Perſonen, welche theil8 vom Könige beftimmt, theils von den Geiftlichen und 
Gemeinden in den betreffenden Landestheilen auf die fodann durch Verordnung zu 
bejtimmente Weije gewählt werden, zu beratben. 

8 67. Bekennt ſich der König oder der Regent nicht zur evangeliſchen 
Kirche, jo werden Die Nechte der Hirchengewalt einftweilen von den wereinten evan— 
geliihen Staggs- Miniftern ausgeübt. Zur Sicheritellung des Rechtszuſtandes der 
evangelifchen Kirche ſollen ſodann über die Art und Weife der Ausübung der Kirchen: 
ewalt die erforderlichen Anordnungen, mit Zuftimmung der allgemeinen Stände- 

erſammlung, getroffen werben. 

868. Inder römiſch-katholiſchen Kirche gebührt den Bifchöfen oder 
Aominiftratoren der Diöceien Hildesheim und Osnabrück die Ausübung der Kirchen: 
gewalt in Gemäßheit der Verfaſſung dieſer Kirche, Die im 8 64 namhaft gemachten 
Rechte der Staatsgewalt werden auch in Hinficht der Verwaltung des Vermögens 
der einzelnen römiſch-katholiſchen Kirchen und der kirchlichen und milden Stiftungen 
an m unmittelbar, oder mittelbar Durch die von Ihm dazu beitellten Behörden 

eübt. 

8 69. Alle allgemeinen Anordnungen ber römiſch-katholiſchen Kirchen -Behör- 
den, welche nicht vein geiftliche Gegenftänbe betreffen, fünnen nur nad) vorher 
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erfolgter ausprüdlicher Königliche Genehmigung verfünbigt und vollzogen mer: 
den. Betreffen jene Anordnungen reine Glaubens-, kirchliche Lehr— 
und Disciplinarfachen, fo find fie vor deren Bekanntmachung, behuf Aus— 
übung des Dberauffichtsrechts (8 64), dem Könige zur Einficht vorzulegen. 

8 70. Alle amtlichen Gommunicationen mit dem päpftlichen Etuble und mit 
auswärtigen Kirchen: Berfammlungen müflen dem Könige zur Einficht vorgelegt wer: 
- den, Die vom päpftlichen Stuble oder von auswärtigen Kirchen: Berfammlungen an 
die römiſch-katholiſche Kirche im Königreiche, an ganze Slirchen- Gemeinden oder an 
einzelne Perſonen in denfelben zu erlaflenden Bullen, Breven, Neferipte Beſchlüſſe 
ober ſonſtige Schreiben bedürfen vor ihrer Verfündigung oder Behändigung des 
Königlichen Placet, wenn fienichtrein geihlice Gegenftände 
betreffen. Wenn diejelben rein geiitliche Gegenjtande betrefien, jo find fie, 
behuf Ausübung des Oberauffichtsrechts (8 64), dem Könige zur Einficht vorzulegen. 
Ausgenommen von den Beitimmungen diefes Paragraphen find Die Communicationen 
in Gewiſſensſachen einzelner Berjonen. 

8 71. Beſchwerden über Mifbraucd der Kirchengewalt können auch bis an ken 
König gebracht werben, welcher, nad) Anhörung des Staatsrathes, darüber entjchei: 
den wird. Sind dieſe Beſchwerden von der Beichaffenbeit, daß fie verfaſſungsmäßig 
an bie Kirchen» Obern gelangen können, jo find fie zunächſt an dieſe und erit als: 
dann, wenn bier feine Abhülfe erfolgt, an die weltliche Negierungsbehörde und zuleßt 
an den König zu bringen. 

8 72. Die nicht unmittelbar vom Könige oder Deffen Behörden, jondern von 
Dritten ernannten oder präfentirten Prediger oder Pfarrer und anderen höheren 
Kirchendienern ber evangelifchen und römijch= Fatholiichen Kirche bebürfen der Be— 
ftätigung des Königs oder der dazu von Ihm beitimmten Behörben, welche 
jedoch ohne erhebliche Gründe nicht verweigert werden wird. Weber die cangnijchen 
Gigenjchaften des zu Beitätigenden entjcheidet Die geiitliche Behörde allein. Bor 
erfolgter Beftätiguug hat der Ernannte oder Präjentirte kein Necht auf die Ausübung 
der Amtsgefchäfte und auf den Genuß der Amtseinkünfte. Die einjtweilige Beſor— 
gung der Gefchäfte eines erledigten Kirchenamts hat Die geijtliche Behörde allein anzu: 
ordnen, vorbehältlich Der audy bei einftweiligen Anftellungen von Geiſt— 
lichen der Regierung zuftehenden BVeftätigung. 

8 73. Der König gewährt durd Seine Behörden jämmtlichen Kirchendienern 
jede zur orbnungsmäßigen Ausübung ihver Amtsgeſchäfte erforderliche geſetzliche Unter: 
ſtützung und ſchützt fie in der ihnen zufginmenden Amtswürde. Sämmtliche Kirchen— 
diener find in Hinficht ihbrev bürgerlichen Berhältniffe und Handlungen, wie 
auch ihres Vermögens den Belegen des Landes unterivorfen. 

8 74. Die Entlaſſung der SKirchendiener von ihrem Amte, wie auch deren 
Suspenfion vom Amte, verbunden mit der vom Gehalte, fann im Disciplinar: 
Berfahren nicht anders jtattfinden, als nachdem die Sirchen- Behörde eine gehö- 
rige Unterſuchung angeftellt und die Kirchendiener mit ihrer Bertheidigung hinreichend 
— hat. In Hinſicht der Prediger oder Pfarrer und der übrigen höheren Geiſt— 
lichen iſt in ſolchen Fällen die Beſtätigung des zuſtändigen Departements-Miniſters 
oder des Königs erforderlich. Bloße Amts: Suspenfion kann beim Anfange einer 
wider einen Kirchendiener angejtellten Unterfuchung fofort von der geijtlichen Behörde 
verfügt werben. 

8 75. Das gegenwärtige und zufünftige Vermögen aller Stiftungen ohne 
Ausnahme darf unter feinem Vorwande zum Staats: Vermögen gezogen oder zu 
anderen , als den geſetz- oder ftiftungsmäßigen Zwecken verwandt werden. Ueber Die 
Befugnig, eine Privatitiftung mit Bewilligung alfer Betheiligten aufzuheben, entſchei— 
den die Vorjchriften der Rechte. Dem Könige gebührt das Oberaufſichtsrecht über 
alle für firchliche Zwede, für den Unterricht oder für andere öffentliche Zwecke 
beitimmten Stiftungen. Auf Stiftungen, welche nicht für öffentliche Zwecke bejtimmt 
find, erſtreckt ſich das Oberauflichtsrecht nicht anders, als wenn fie der Oberaufficht 
der Regierungsgewalt befonders anvertrauet find und ſolche won Diefer übernommen 
ift. Sit durd den Stifter oder Durch die dabei betbeiligten Perfonen für die Ber: 
waltung der Stiftungen eine Beltimmung getroffen, jo berechtigt das Oberauffichtö: 
recht nicht zu einer Ginmifchung in die Verwaltung felbft. Eine Abänderung ber im 
zweiten Abfahe diejes Baragraphen bezeichneten Stiftungen fann von ber Negierungs: 
gewalt nur nad vorgängiger Vernehmung ber zur Verwaltung und Aufficht etwa 
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Berechtigten und nur dann vorgenommen werben, wenn der Zwed der Stiftung auf 
die vorgejcehriebene Weiſe nicht mehr zu erreichen ift. Indeß muß das Vermögen, 
unter thunlichiter Berücfichtigung der Wünfche der zur Verwaltung und Aufſicht 
etwa Berechtigten, zu gleichen oder möglichit ähnlichen und der mutbmaßlichen Abficht 
tes Stifters am meijten entjprechenven Zwecen wieder verwandt werden. Wenn bei 
der Enticheidung der zuitändigen obern VBerwaltungsbehörde über die Nothwendigfeit 
der Abänderung, oder über die Fünftige Verwendung des Vermögens einer Stiftung 
die zur Aufficht oder Verwaltung etwa Berechtigten fich nicht beruhigen wollen, fo 
ſteht es ihnen zu, ſich Diejerhalb an den betreffenden Departements - Minijter und 
erit dann, wenn bier feine Abhülfe erfolgt, an den König zu wenden, welcher nach 
Anhörung des Staatsraths entjcheidet. Für beide Fälle gelten die im 8 35 bejtimm- 
ten Friiten. Bei Abänderung von geiftlichen Stiftungen muß die den Kirchen: Obern 
zuitehende Mitwirfung eintreten. Auch bleiben tie Beſtimmungen des 8 35 bes 
Reichsdeputationd= Hauptjchluffes vom 25. Februar 1803 in Nüdficht der in dem— 
ſelben bezeichneten Güter, in jo fern eine enbliche Verfügung darüber noch nicht 
getroffen worden iſt, ausdrücklich vorbehalten. 

3 76. Sn To fern die Verwalter des Vermögens der einzelnen Slirchen und der 
dazu gehörenden Stiftungen und Armen: Anjtalten den bisherigen Ginrichtungen 
gemäß nicht won der Stirchengemeinde gewählt werden und dieje an der Verwaltung 
einen größern Antheil nicht gehabt, jollen den VBerwaltern dieſes Vermögens in jeder 
Slirchengemeinde nach den darüber zu erlajfenden bejonderen Verfügungen einige von 
der Kirchengemeinde zu erwählende Vorfteher unter Mitwirkung der Pfarrgeiitlichen 
zur Seite jtehen, welche bei allen wichtigen, auf Die Verwaltung fich beziebenden 
Mafregeln, bei Veräußerungen einzelner Theile diefes Vermögens, wie auch der zur 
Dotation der Kirchenämter und der zu Pfarrwittwenthümern gehörenden Grundjtücfe 
oder Gerechtigfeiten, ferner bei Werfen, Die zu kirchlichen oder geiltlichen Zwecken 
unternommen, nicht weniger bei Yeiltungen, Die zu folchen Zwecken ausgejchrieben 
werden und endlich bei der Nechnungsablage gehört werden müſſen. Hiedurch jollen 
jedoch ſo wenig Die Nechte der Kirchen: Patronen in Anfehung der Wahl von Ned: 
nungsführern, Kirchen-Vorſtehern, Juraten 20. verändert werden, als die dieſen 

erjonen jelbjt etwa zuſtehenden Rechte. In denjenigen Fällen, in welden der 
tirchen- Batron die Ausgaben ausfchließlich beitreitet, tritt die Beſtimmung dieſes 8 
nicht ein. Much ſoll dieſe Beſtimmung den in einzelnen Landestheilen bejtehenden 
Einrichtungen, nac weldyen Die Vorſteher der Kirchengemeinden auf andere Wetje 
vorgefchlagen oder ernannt werden, nicht entgegen fteben. 

8 77. Der Unterricht in den Volksſchulen bleibt der Aufficht der 
Pfarrer und der zujtändigen Firchlichen Behörde, unter Oberaufſicht des Königs, 
überlaflen. 

8 78. Die im dritten Gapitel diefer Verfaffungs - Urkunde enthaltenen Beſtim— 
mungen über Gemeindelajten finden, als folche, Feine Anwendung auf diejenigen 
Grundjäße, nach welchen Die Ausgaben für Kirchen und Schulen, namentlich für 
Unterhaltung von Kirchen, Pfarr: und Schulgebäuden aufzubringen find oder für 
jolche Zwecke Dienfte geleiftet werden müjfen. 

8 79. Das von den vormaligen Ktlöftern und anderen ähnlichen Stiftungen in 
den verschiedenen Theilen des Königreich8 berrübrende, zu einer abgejonderten Maffe 
vereinigte Vermögen foll von den übrigen öffentlichen Caſſen gänzlich getrennt blei— 
ben, und allein zu Zufchüffen für die Landes-Univerfität, für Kirchen und Schulen, 
auch zu milden Zwecken aller Art verwandt werden, Die Verwaltung diejes Ber: 
mögens gebührt allein der vom Könige Dazu beftellten Behörde. Den allgemeinen 
Ständen joll im Anfange eines jeden Yandtags eine Ueberſicht ver daraus ftatt: 
gehabten Verwendungen und der mit der Eubjtanz deſſelben vorgegangenen Verände— 
rungen zur Nachricht mitgetbeikt werden.  Beräußerungen einzelner Theile Diejes 
Kloſter-Vermögens ſind, der Regel nach, unzuläſſig und können nur unter denſelben 
Bedingungen und Vorausſetzungen ſtattfinden, unter welchen eine Veräußerung von 
Domainen und Regalien zufolge 8 131 dieſer Verfaſſungs-Urkunde erlaubt it. 

Sünftes Capitel, 
Bon den Ranpftänden. 


Titel I. 
Von den Landftänden überhaupt. 


8 80. Für die einzelnen Provinzen des Königreichs ſollen Provinzial: 
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Landihaften, für Das ganze Königreich aber foll eine allgemeine 
Stände:Verfammlung beitchen, 

8 81. PBrovinzial=Landichaften jollen bejlehen: 1) Für Die Füritenthümer 
Galenberg, Ödttingen md Grubenhagen, nebjt den vormald Hejfi- 
ichen Aemtern im Fürjtenthume Göttingen und dem Diesjeitigen Eichsfelde; 2) für 
das Fürftenthfum Lüneburg, mit Ginichluß der Diesjeitigen Theile Des Herzog: 
thums Sachſen-Lauenburg; 3) für die Orafichaften Hoya und Diep- 
bolz, mit den vormals Heſſiſchen Aemtern in diefen Provinzen; 4) für bie 
Herzogthümer Bremen und Verden; 5) für das Fürſtenthum Osnabrüd; 
6) für das Fürftenthum Hildesheim, nebjt der Stadt Goslar; 7) für das 
Fürſtenthum Ditfriesland und dad Harlingerland. In wie fen in 
anderen Landestheilen auch Provinzial: Landjchaften eingerichtet, oder Jene anderen 
Provinzials Landjchaften angefchloffen werden jollen, wird weiteren Verhandlungen 
der Regierung mit den Betheiligten vorbehalten. 

8 82. Den Provinzial: Landjchaften verbleiben ihre Nechte, jo weit jolche nicht 
auf die allgemeine Stände: Berfammlung übergegangen find. Die Provinzial: Land: 
ichaften haben das Recht der Zuftimmung zur Grlaflung, Wiederaufhebung, Abände— 
rung und authentijchen Interpretation aller Provinzialgefege, durch welde die per- 
fönliche Freiheit, Das Privateigenthum, oder jonitige wohlerworbene Rechte der 
Unterthanen entzogen oder beichränft werden. Inzwiſchen ijt Die Zuftimmung dev 
Provinzial: Landichaften nicht erforderlich bei jolchen Brovinzial-Verordnun: 
gen, welce allein die Ausführung und Handhabung beitehender Gelege (8 121) 
oder die Erlafjung vorübergehbender geſetzlicher Berfügungen außer: 
ordentliber Natur (8 122) bezwecden, oder in Anordnungen der Sicher: 
heits- oder Wohlfahrt3- Polizei bejtehen. Größere Rechte, wo fie bejtehen, follen 
hiedurch eben jo wenig ausgejchloffen werden, als Das rathjame Gutachten bei ande: 
ven Provinzialgefegen. Provinzielle Abgaben und Laften bedürfen der Bewilligung 
der Provinzialjtände. 

Titel IL. 
Bon den allgemeinen Ständen. 

8 83. Die allgemeine Stände: VBerfammlung bejteht aus zwei Gammern, 
welche in ihren Rechten und Befugniſſen fich gleich find. 

Il. Erfte Gammer. 

8 84. Die erite Sammer joll bejteben aus: 41) den Königlichen Prinzen, 
Söhnen des Königs, und den übrigen Prinzen der Königlichen Familie; 2) dem 
Herzoge von Arenberg, dem Herzoge von Lootz-Corswaaren und dem Fürften von 
Bentheim, jo lange fie im Befige ihrer Standesherrjchaften fich befinden; 3) dem 
Erblandinarichall des Königreichs; 4) den Grafen von Stolberg: Wernigerode und 
von Stolberg: Stolberg wegen der Grafichaft Hohnitein; 5) Dem General: Erbpoit: 
meifter, Grafen von Platen= Hallermund ; 6) dem Abte von Loccum; 7) dem Abte 
von Et. Michaelis in Lüneburg; 8) dem Präfidenten der Bremifchen Ritterſchaft, 
als Director des Kloſters Neuenwalde; 9) dem oder den katholiſchen Bijchöfen ; 
10) einem auf Die Dauer des Yandtags vom Könige zu ernennenden angejehenen 
evangelifchen Geiſtlichen; 14) den vom Könige mit einer erblichen Birilftimme begna— 
digten Majoratäherren; 12) dem Dircetor der Königlichen Domainen: Gammer; 
13) dem Präfidenten des Ober: Steuer- und Schatz-Collegiums; 14) den in den 
Provinzials Landjchaften erwählten Mitgliedern des a I Gollegiums, welche adelige 
Mitglieder einer Nitterjchaft find; 15) den von den Nitterichaften auf die Dauer 
eines Landtags zu erwählenden Deputirten, nämlich: von der Galenberg - Öruben: 
bagenfchen Nitterjchait acht, von der Lüneburgjchen Nitterfchaft fieben, von der 
Bremen- und Verdenſchen Nitterfchaft jech$, von denen fünf von der Bremenjchen 
und einer von der Verdenſchen Nitterfchaft zu erwählen ift; von der Hoya- und 
Diepholzjchen Nitterjchaft Drei, von der Osnabrüdjchen Ritterſchaft mit Ginjchluß 
von Meppen und Yingen fünf, von der Hildesheimjchen Nitterichaft vier, von ber 
Dftfriefiichen Nitterfchaft zwei, mit dem Vorbehalte, Iegtere Anzahl zu vermehren, 
wenn die Zahl der ritterichaftlichen Mitglieder fich vergrößern ſollte; 16) einem auf 
die Dauer des Landtags vom Könige zu ernennenden Mitgliede adeligen Standes. 

8 85. Gin perjönliches erbliches Stimmrecht wird der König nur ſolchen Majo— 
ratSherren verleihen, deren Majorat aus einem im SKönigreiche belegenen Ritterfige 
nebjt anderem, ebenfall3 im Lande belegenen gutsherrnfreien Grundvermögen Beiteht 
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und nach Abzug der Zinfen der auf demſelben ruhenden hypothekariſchen Schulden 
- und der fonitigen fortwährenden Laften wenigſtens 6000 Thaler reiner jährlicher 
Einkünfte gewährt. Sobald eine ftärfere Belaftung des Majorats eintritt, ruhet 
einftweilen das erbliche Stimmrecht des Befigers. “ 

8 86. Das Recht der | einer erblichen Birilftimme ftebt unter den 
verfaffungsmäßigen Bedingungen dem Könige pi Rüdficht auf die Zahl der bereits 
vorhandenen Virilſtimmen und abgefehen von einer darunter eintretenden Erlebigung 
zu. Die Errichtung des Majorats giebt fein Necht auf die Beilegung einer Viril- 
jtimme, fondern ift lediglich Die Bedingung, ohne deren Erfüllung ein erbliches 
Stimmvecht nicht verliehen werden fann. 

8 87. Die Deputirten der Ritterfchaften (8 84 Nr. 15) müflen aus ihrem im 
Königreiche belegenen Grundbefige ein Ginfommen haben, welches nach Abzug ber 
Zinſen der auf demjelben haftenden bypothefarifchen Schulden und fonftiger fortwäh- 
renden Laiten, — ſechſshundert Thaler beträgt. Sie müſſen Mit— 
glieder der wählenden Ritterſchaft fein. 

Il. Zweite Cammer. 

888. Die zweite Gammer joll beitehen aus folgenden, auf die Dauer 
des Landtags zu erwählenden Deputirten: 1) den in den Provinzial: Landjchaften 
erwählten Mitgliedern des Schatz-Collegiums, welche nicht adeligen Standes find; 
2) drei Mitzlievern, welche der König wegen des allgemeinen Klofterfonds ernennt; 
3) drei Deputirten der Stifter: St. Bonifacii in Hameln, St. Cosmae und 
Damiani in Wunftorf, St. Alexandri in Einbeck; St. Beatae Mariae Virginis 
dajelbit, des Stift3 Bardowiek und des Stifts Ramelslohe. Die Deputirten find 
von dieſen Stiftern, unter Zuziehung von höheren Geiitlichen und Predigern aus der 
Zahl proteftantijcher Geijtlichen oder folcher Männer, welche an der Verwaltung des 
höheren Schulwejend Theil nehmen, in dem Maße zu erwählen, daß wenigitens 
zwei orbinirte proteftantifche Geiftliche unter denſelben fich befinden; A) einem 
Deputirten ber Univerfität Göttingen; 5) zwei von den evangelijchen Königlichen 
Gonfiitorien zu erwählenden Deputirten; 6) einem Deputirten des Dom: Gapitels 
zu Hildesheim; 7) ſechs und dreißig Deputirten nachfolgender Städte und 
Flecken: einem Deputirten der Nefidenzitadt Hannover, einem Deputirten der Stadt 
Göttingen, einem :Deputirten der Stadt Northeim, einem Deputirten ber Stabt 
Hameln, einem Deputirten der Stadt Einbeck, einem Deputirten der Stadt Oſterode, 
einem Depntirten der Stadt Duderftabt, einem Deputirten der Städte Moringen, 
Uslar, Hardegien, Dransfeld und Hedemünden, einem Deputirten der Stadt Mün- 
den, einem Deputirten der Städte Münder, Battenjen, Neujtadt am Nübenberge, 
Springe, Wunftorf, Eldagjen, Bodenwerder und Nehburg, einem Deputirten ber 
Städte Clausthal und Zellerfeld, einem Deputirten der übrigen fünf Bergſtädte mit 
Einſchluß von Herzberg, Elbingerode und Yauterberg, einem Deputirten der Stabt 
Lüneburg, einem Deputirten der Stadt Uelzen, einem Deputirten der Stadt Gelle, 
einem Deputirten der Stadt Harburg, einem Deputirten der Städte Lüchow, Dan: 
nenberg und SHigader, einem Deputirten der Städte Soltau, Walsrode, Burgdorf 
und Gifhorn, einem Deputirten der Stadt Stade, einem Deputirten der Stadt 
Buztehude, einem Deputirten der Stadt Verden, einem :Deputirten der Stadt Nien— 
burg, einem Deputirten der Hoyaiſchen Flecken, einem Deputirten der Diepholzichen 
Fleden, einem Deputirten der Stadt Osnabrück, einem Deputirten der Etädte Qua— 
kenbrück, Fürftenau und des Fleckens Melle, einem Deputirten der Städte Meppen, 
Lingen und Halelünne, einem Deputirten der Stadt Goslar,seinem Deputirten der 
Stadt Hildesheim, einem Deputirten der Städte Alfeld, Peine und Bockenem, einem 
Deputirten dev Städte Elze, Gronau, Sarjtebt und Daffel, einem Deputirten Der 
Stadt Emden, einem Deputirten der Städte Aurich und Eſens, einem Deputirten 
der Etadt Norden, einem Depntirten der Stadt Leer, einem Deputirten der Städte 
Schütterf, Nordhorn und Neuenhaus, wie auc des Fleckens Bentheim. (Eine Vers 
mehrung der Geſammtzahl dieſer Deputirten von 36 auf 37 mitteljt eine ber Re: 
fidenzftadt Hannover beizulegenden zweiten Deputirten bleibt dem Könige vorbehalten ); 
8) neun und dreißig Deputirten der ſämmtlichen Grundbefiger aus den unter 
Neo. 7 nicht aufgeführten Städten und Fleden, aus den Freien und dem Bauern 
jtande, nämlich: von den Fürftenthümern Galenberg, Göttingen und Grubenbagen 
fünf, von der Grafichaft Hohnftein einem, von dem Fürjtenthume Lüneburg fünf, 
von ben Bremiſchen Marjchen fünf, von ber Bremifchen Geeft und dem Herzogthume 
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Verben drei, von dem Lande Hadeln, mit Einſchluß der Stadt Otterndorf zwei, 
von den Grafjchaften Hoya und Diepholz vier, und zwar von den in der Ritter: 
jchaft3matrifel ftehenden Freien zwei, und von den übrigen Grundbefißern zwei, von 
dem FürftentGume Osnabrück drei, von dem Herzogthume Arenberg = Meppen und 
der Nievergraffchaft Lingen zwei, von Dem Fürftenthume Hildesheim drei, von bem 
Fürſtenthume Djtfriesland fünf, von der Grafjchaft Bentheim einem. 

8 89. Die von den Städten und Flecken zu erwählenden Deputirten (8 88. 
Nr. 7.), imgleichen der Deputirte der Orafjchaft Hohnitein und einer von den De: 
putirten des Landes Hadeln, müjjen entweder aus ländlichen oder jtädtifchem Grund: 
befiße oder aus im Lande radicirten Gapitalien ein reines Einfommen von dreihundert 
Thalern, welches, wenn nicht durch Erbſchaft, wenigitens ein Jahr vor der Wahl 
erworben gewejen jein muß, befigen, oder eine jährliche Dienfteinnahme von acht: 
Allah TIhalern, ald Gemeinde- Beamte aber von vierhbundert Tha— 

ern, genießen, oder endlich von ihrer Wilfenjchaft, ihrer Kunſt oder ihrem Ge— 
werbe ein jährliches Einfommen von taufend Thalern beziehen, auch jolches 
bereit8 Drei Sabre vor der Wahl gehabt haben. 

8 90. Die Deputirten der Örundbefiger (8 88 Nr.8.), mit Ausnahme des 
Deputirten der Grafjchaft Hobnjtein und eines von den Deputirten des Landes Ha— 
bein, müffen 1) Grundbefiger in der Provinz fein, aus welcher fie gewählt werben, 
2) aus ihrem ererbten, oder wenigitens ein Jahr vor der Wahl erworbenen und 
im Stönigreiche belegenen Grundvermögen ein reines Ginfommen von jährlich) 
breihbundert Thalern haben. 

8 91.0 An der Wahl der ſtädtiſchen Deputirten follen, außer den ftimmführenden 
Mitgliedern des Magiftrats, auch die Bürgervorjtehber und diejenigen Wahlmänner 
Theil zu nehmen berechtigt fein, welche biezu von den Bürgern bejonders ermwählt 
waren. Mehrere Städte, welche zufammen Einen Deputirten zu erwählen haben, 
wählen gemeinjchaftlich durch eine Wahlverfammlung, jedoch find Diefelben, falls nidyt 
mehr als drei concurriren, auch befugt, einzeln der Reihe nad zu wählen. Die 
Deputirten der nicht zu einer Ritterichaft gehörenden Grundbefiger werden, mit Vor: 
behalt jedoch der für Die Bremijchen Marjchen, das Land Hadeln, Die Hoya- und 
Diepholziichen Freien, die Graffchaft Hohnſtein und den dritten Stand in Diftfries- 
land bejtehenden oder zu treffenden bejonderen Einrichtungen, durch Wahlmänner ge: 
wählt, welche von den Bevollmächtigten der Gemeinden bejtellt werben. 

1. Gemeinfhbaftlihbe Beftimmungen für beide Gammern. 

8 92. Die Wahlberechtigten jeder Art find verpflichtet, die ihnen zuftehende 
Wahl zeitig und gehörig vorzunehmen. 

8 93. Die Mitglieder beider Cammern müffen 1) einer ber im Slönigreiche 
anerkannten chriftlichen Kirchen zugethan fein, 2) das fünfundzwanzigite Lebensjahr 
zurücgelegt haben, 3) im Stönigreiche wohnen, und 4) nicht in auswärtigem wirf: 
lichen Dienjte ftehen. Ausgenommen find: a. von den Beltimmungen unter ben 
Nris. 2. 3. und 4. die Prinzen des Slöniglichen Haujes, Der Kronprinz ift nad) 
dem zurüdgelegten 18. Jahre, jeder ber übrigen Prinzen nad) dem vollendeten 21, 
Jahre in die erite Sammer einzutreten berechtigt. b. Von den Beitimmungen unter 
den Nris. 3. und 4. die Standesherren und Diejenigen, welche in den Herzoglid) 
Braunschweig: Wolfenbüttelfchen Yanden wohnen oder daſelbſt ein Amt befleiden , fo 
lange bierunter das Gleiche beobachtet wird. C. Bon der Beſtimmung unter ber 
Nr. 3. Rittergutsbefiger, die Unterthanen eines andern Bundesſtaates und zugleich 
Mitglieder einer Ritterjchaft im Nönigreiche Hannover find, jo lange in dem erit- 
gedachten Staate nicht das Gegentheil vorgejchrieben iſt. 

8 94. Mer wegen eined Griminals Verbrechens beftraft, oder deöwegen in Un— 
terfuchung gezogen worden ift, ohne von der Beichuldigung völlig freigefprochen zu 
fein, fann nicht Mitglied der Stände-Verfammlung fein. Indeß bat der König, 
bei nicht entehrenden Verbrechen, das Recht, Die auf vorgedachte Weife verlorene 
Fähigkeit, Mitglied.der Stände: Verfammlung zu fein, wieder berzuftellen. 

8 95. Perſonen, über deren Vermögen während ihrer Verwaltung Goncurs 
ausgebrochen ijt, fünnen vor Befriedigung ihrer Gläubiger weder zu Mitgliedern ber 
Stände-Verſammlung erwählt werden, noch, wenn fie zur Zeit des Ausbruches des 
Goneurjes- Mitglieder find, in derfelben bleiben. Iſt aber der Coneurs unter den 
Vorfahren der Grundeigenthümer ausgebrochen, jo können dieſe als Mitglieder ber 
Stände: Berfammlung zugelafien werden, falls fie die Dazu jonft erforberli — 
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—— namentlich das vorher beſtimmte jährliche Einkommen beſitzen, wozu auch 
hre Competenz gerechnet werden foll. 

8 96. Jeder Königliche Diener geiftlichen ober weltlichen Standes, mag ber: 
felbe vom Könige ernannt oder beftätigt jein, bedarf zur Theilnahme an der 
allgemeinen Stände-Verſammlung der Erlaubniß der vorgefegten Oberbehörde. 

8 97. Die Wahlverfammlungen müflen fi) von dem Vorhandenſein der, in 
den 85 87. 89. 90. 93 bis 95 einfchließlich, vorgefchriebenen Qualificationen der zu 
erwählenden Deputirten gebührend überzeugen. 

8 98. Sämmtliche Mitglieder der allgemeinen Etünde - Verfammlung müffen 
bei ihren Verhandlungen das Wohl des ganzen Königreich vor Augen haben, und 
dürfen ſich Durch Inſtructionen nicht binden laſſen. 

89 Die Mitglieder der Stände: Berfammlung dürfen ihre Stimme auf ein 
anderes Mitglied nicht übertragen. Indeß fünnen 1) die 8 84 Nr. 2 und 4 auf: 
geführten Mitglieder der eriten Cammer durch dazu bevollmächtigte Agnaten ih: 
res Haufes, 2) der Erblanpmarjchall des Königreichs, der General = Erbpojtmetiter 
Graf von Platen=Hallermund, und bie Majoratsherren durch ihre volljähri- 
genälteften Söhne, 3) der, nadı 8 84 Nr. 10 vom Könige zu ernennende 
angejehene Geiftliche Durch einen gleichzeitig zu bezeichnenden Stellvertreter, 
und bie fatholiichen Bilchöfe des Königreichs in dem Falle ihrer Behinderung durch 
ein Mitglied ihres Domcapitels, fich vertreten laffen. Die Vertretung 
joll fich jedoch mindeiten® auf die ganze fernere Dauer der Diät erftreden. Sind bie 
vorbenannten erblichen Mitglieder der erften Gammer minderjährig, jo kann 
deren Stimme von ihren Vormündern geführt werben, vorausgeſetzt, daß dieſe zu 
dem Mannsftamme der Familie gehören. Der Erblandmarſchall Fann die ihm, als 
ſolchem obliegenden @efchäfte auf einen Andern nicht übertragen. 

8 100. Der König iſt berechtigt, in jede Cammer Commiſſarien zu jchiden, 
um den Eißungen beizuwohnen und an den Berathungen Antbeil zu — Die 
Commiſſarien haben kein Stimmrecht und müſſen, bei namentlicher Abſtimmung, die 
Verſammlung verlaſſen. 

8 101. Jede Aeußerung eines Mitgliedes in der Verſammlung über ſtändiſche 
Angelegenheiten ſoll immer die günftigfte Auslegung erhalten. 

8 102. Gin gerichtliches Verfahren gegen Mitglieder wegen der von ihnen in 
den Eigungen der Cammern, Gommilfionen oder Gonferenzen gemachten Aeußerun— 
gen ift nur dann zuläjfig, wenn lehtere hochverrätheriichen Inhalts find, oder eine 

eleidigung oder Verläumdung enthalten. In allen in Füllen find die Game: 
mern nach den in ber Gejchäftsordnung enthaltenen Beltimmungen die alleinigen 
Richter über die in jenen Sitzungen gemachten Meußerungen ihrer Mitglieder. 

8 103. Während der Dauer einer Verfammlung der allgemeinen Stände foll 
fein anmwejendes Mitglied verhaftet werben, es ſei denn, 8* in dem Falle eines 
Criminal-Verbrechens eine Kae Verhaftung nothwendig fein jollte, welcher Fall 
jedoch den Cammern ohne Aufjchu anzuzeigen tft. 

8 104. Die Beröffentlichung der ftändifchen Verhandlungen joll unter den in 
ber Gejchäftsordnung der allgemeinen Stände-Verſammlung enthaltenen Beſtimmun— 
gen ftattfinden. 

IV. Landtag. 

8 105. Ein Landtag dauert fech8 Jahre vom Tage der Eröffnung angerechnet, 
infofern nicht früher eine Auflöſung erfolgt. Die Wahlen und Ernennungen ber 
Deputirten und Mitglieder gelten für Die ganze Dauer deſſelben und fünnen von 
den Vollmachtgebern nicht widerrufen werden. Der König fann zu jeder Zeit den 
Landtag auflöfen und einen neuen anjeken. Die während einer Diät austretenden 
Deputirten find erft nach dem Schluffe diefer Diät wieder wählbar. 

8 106. Der König wird die allgemeinen Stände alle zwei Jahre zufammen= 
berufen, fo daß während der Dauer eines Landtages drei ordentliche Diäten ftattfinden. 
Sollten indeß Geſetzgebungs- oder andere dringende Angelegenheiten es erfordern, jo 
er König auch während des zweijährigen Zeitraums außerordentliche Diäten 
anordnen. 

8 107. Die Stgungen der allgemeinen Stände: Verfammlung follen der Regel 
nad, nicht über drei Monate dauern. Den Anfang und Schluß jeder ordentlichen 
oder außerorbentlichen Landtags Diät beftimmt der König. 

$ 108. Der König kann die allgemeine Stände: Verfammlung zu jeder Zeitver- 
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tagen und die Dauer der Vertagung beftimmen. Jede Sammer fann fich auf drei 
Tage vertagen. Zu einer längeren VBertagung einer ober beider Cammern hat bie 
allgemeine Stände: Verfammlung die Königliche Genehmigung zu beantragen. 

8 109. Gigenmächtig dürfen die Cammern fich nicht verfammeln, auch nad) 
der Bertagung, dem Schluffe oder der gänzlichen Auflöfung der Verfammlung nicht 
ferner —— bleiben. 

8 110. Die allgemeinen Stände find verpflichtet, vorzugsweiſe Die vom Könige 
an fie gebrachten Anträge, namentlich das Budget und zwar, wenn vom Slönige es 
verlangt wird, jederzeit zuerit in Berathung zu nehmen. 


V. Wirffamfeit der allgemeinen Stände:-VBerfammlung. 


8 111. Die allgemeine Stände -Verfammlung iſt berufen, die ihr in biefer 
Berfaffungs = Urkunde beigelegten Rechte wahrzunehmen. 

8 112. Ueber alle das ganze Königreich betreffende, zur ſtändiſchen Mitwirfung 
gehörende Gegenftände wird nur mit der allgemeinen Stände: VBerfammlung commu- 
nieirt. Provinzielle Angelegenbeiten, welche zur jtändifchen Mitwirfung geeignet 
find, werden an bie betreffenden Provinzial: Landjchaften gebracht werden. Bei bar: 
über eintretenden Zweifeln, ob ein Gegenjtand zur Mitwirfung der allgemeinen 
Stände oder der Provinzial: Landjchaften geeignet jei, entjcheidet der König. 

8 113. Landesgejege werden vom Könige unter Mitwirfung der allgemeinen 
Stände -Berfammlung erlaffen, wieder aufgehoben, abgeändert und authentijch inter: 
pretirt. Die Mitwirfung der Stände bejchränft fih auf den wejentlichen Inhalt 
der Gelege. Die Bearbeitung der Gefege nach Maßgabe der ſtändiſchen Bejchlüfje 
verbleibt der Regierung allein. Bei Verkündigung der Gejeße ift zu erwähnen, daß 
dabei Die verfaffungsmäßige Mitwirfung der Stände Statt gefunden habe. 

8 114. Bei LYandesgejegen über die Steuern, oder bei folchen, Durch welche 
den Unterthanen oder einzelnen Glafjen derſelben neue Laſten ober Leijtungen auf- 

elegt oder die beitehenden abgeändert werden follen, bat die allgemeine Stände: 
N ed das völlige Recht der Zuftimmung. 

8 115. Der wejentliche Inhalt anderer Gefeße muß vor deren Grlaffung, mit 
Vorbehalt der im 8 122 enthaltenen Bejtimmungen, den Ständen zur Berathung 
und Grflärung vorgelegt werden. Fällt die Letztere ablehnend aus, oder werden in 
Beziehung auf jenen wefentlichen Inhalt Zuſätze und Abänderungen von den Stän: 
den in Antrag gebracht, Die der König zu genehmigen Anftand nimmt, jo dürfen die 
Gefege vor etwaiger anderweiter Vorlage und erfoigter Annahme nicht erlaffen wer: 
den. Findet Sich der König nach folder Verhandiung mit der allgemeinen Stände- 
verfjammlung bewogen, den fragliden Gejegentwurf entweder unverändert, ober 
unter Berüdfichtigung genehmigter ſtändiſcher Anträge, volljtändig redigirt, ander: 
weit an die Stände gelangen zu laffen; jo find die leßteren verpflichtet, das Geſetz 
nad) zweimaliger Berathung bei der legten Abjtimmung im Ganzen anzunehmen ober 
abzulehnen. Anträge auf Abänderungen und Zuläge oder Bedingungen können als: 
dann von den Ständen nicht mehr voryebracht werden. 

$ 116. Die verbindende Kraft der in Folge des Geſetzes vom 7. September 
1838 zu verfündigenden Präjudizien des Ober-Appellations:Gericht3 wird durch Die 
Beitimmungen des 8 113 nicht aufgehoben. 

8 117. Die Mitwirkung der Stände ijt nicht erforderlich bei denjenigen Ver: 
fügungen, welche der König über das Heer, deſſen Formation, Disciplin, Militair: 
Strafgefeße und den Dienjt überhaupt erläßt (vergl. 8 8). Die Militairaushe- 
bungsgelege, jo wie die Nechte und Pflichten der übrigen Unterthanen in Beziehung 
auf das Be und die auf deſſen bürgerliche Verhält niſſe bezüglichen Gejege können 
jedoch nur unter verfaflungsmäßiger Mitwirfung der Stände (vergl. 8 113 und 
folgende ) fejtgeitellt werden. 

118. Der König ift befugt, ein den Ständen zur verfaffungsmäßigen Mit: 
wirkung vorgelegtes Geſetz bis zu dejjen Verfündigung zur ückzunehmen. 

$ 119. Gejegentwürfe fünnen nur von dem Könige an die allgemeinen Stände, 
nicht aber von dieſen an den König gebracht werden. Gleichwohl find die Stände 
berechtigt, auf die Erlaſſung neuer, jo wie auf die Abänderung und Aufhebung be: 
ftehender Geſetze anzutragen. 

8 120. Die Anträge des Königs an die Stände werden an bie allgemeine 
Ständeverfammlung gerichtet. Die Bitten, Erwiederungen und Vorträge ber 2 u 
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meinen Stände fünnen nur von beiden Gammern gemeinfhbaftlid 
ausgeben. 

8 121. Verordnungen werden von Könige ohne ſtändiſche Mitwirkung erlaffen. 
Diefelben dürfen nur zur Vollziehung oder Handhabung beftchender Gejege oder zur 
Ausübung des Landesherriichen Oberaufficht3: und Verwaltungsrecht dienen, und 
dürfen nichts enthalten, was feiner Natur nach der jtändiichen Mitwirkung bedarf 
(8 113 und folgende). 

8 122. Außerordentliche, ibrer Natur nad ver ftändifchen Mitwirfung bedür- 
fende, aber durch das Staatswohl, die Stcherheit des Landes oder die Erhaltung 
der ernjtlic bedrohten Ordnung dringend gebotene gejegliche Verfügungen, beren 
Zweck durch Verzögerung vereitelt werden würde, geben vom Könige allein aus; 
diefelben dürfen jedoch eine Abänderung der VBerfaflungsurfunde nicht enthalten und 
müſſen außer Kraft gelegt werden, jobald Die Gefahr befeitigt iſt, weiche das Gefeg 
veranlaßt hat. Bei Verkündigung derjelben ijt der Grund ihrer Ausnahme von der 
ftändifchen Mitwirfung zu erwähnen, auch find jolche den allgemeinen Ständen bei 
ihrer näcjten Zufammenfunft, behuf Wahrnehmung ihrer verfaffungsmäßigen Rechte 
in Beziehung auf das Fortbejlehen des Gejeßes, vorzulegen. 

$ 123. Gejege und Verordnungen werden vom Könige verfünbigt und erhalten 
dadurch verbindliche Kraft. Die Gerichte und Berwaltungs = Behörden haben folche 
zu befolgen und über deren Befolgung zu wachen, ohne dab es ihnen zujtebt, zu 
beurtheilen, ob dabei die Mitwirfung der Stände verfaffungsmäßig jtattgefunden 

abe, noch ob dieſelbe überall erforderlich gewwelen fei. Sollte Zweifel darüber ent- 
— ob bei einem vom Könige verkündigten Geſetze die vorgeſchriebene Form beob— 
achtet ſei, oder ob die den allgemeinen Ständen des Königreichs nach dieſer Verfaſ— 
ſungsurkunde zuſtehende Mitwirkung dabei ſtattgefunden habe, ſo iſt nur die allgemeine 
Ständeverſammlung berechtigt, ſolcherhalb die verfaſſungsmähigen Schritte zu thun. 

$ 124. Von den vom Könige mit anderen Staaten abgeſchloſſenen Verträgen 
joll der allgemeinen Ständeverfammlung, jobald Diefes die Verhältniffe erlauben, 
Kenntniß gegeben werden (vergl. jedoch 8 11.). | 

8 125. Ueber die verbindende Straft oder Nechtmäßigfeit der von der Bundes 
verfammlung gefaßten Beſchlüſſe dürfen Die allgemeinen Stände Feine Berathung 
anftellen und Beſchlüſſe faſſen. 

$ 1%. Die allgemeine Ständeverfammlung ijt berechtigt, über Mißbräuche und 
Vängel in der Nechtöpflege oder Verwaltung ihre Bejchwerden und Wünfche dem 
Könige vorzutragen. Weiter darf fie aber in die Yandesverwaltung fich nicht einmifchen, 

8 197. Die allgemeinen Stände fünnen fchriftliche Gefuche, Beſchwerden und 
Vorſtellungen, nicht aber Deputationen von Körperjebaften, ann bmen, barüber Be: 
ſchlüſſe falten und den Bittjtellern von den Beſchlüſſen durch Protocol = Auszüge 
Kenntniß geben, Anträge oder Petitionen können jedoch nie an eine Cammer, jon- 
dern nur an die allgemeine Ständeverfammlung gevichtet werden. 

$ 128. Ueber die Rechte der allgemeinen Stände in Hinficht der Steuern, 
wie überhaupt des Finanzweſens des Königreichs, enthält Das folgende Ca— 
pitel Die erforderlichen Bejtimmungen. 

Schfles Kapitel. 
Von den Finanzen. 

8 129. Die Königlichen Tomainen — dieſe mögen aus ganzen Gütern, 
einzelnen Grundſtücken, Forften, Zinfen und Gefällen, Rechten und Gerechtigfeiten, 
Salinen, Schlöffern und anderen Gebäuden und deren Inventarten, oder aus Ga: 
pitalien, zu denen auch das im den Engliichen Dreiproeentigen Stocks belegte, aus 
Einnahmen der Stöniglichen Cammer erwachiene Capital von 600,000 Pfund Eter: 
ling gehört) beſtehen — jo wie die Regalien bilden ein feinem Gejammtbeitande nach 
ſtets zu erhaltendes Fideicommiß, welches zugleich und unzertrennlich mit der 
Nachfolge in der Regierung dem Könige anfällt, und aus deſſen Auffünften die Be: 
dürfniffe des Königs und der Landesverwaltung zunächſt bejtritten werden. 

8 130. Mit Vorbehalt der nachitehenden Musnahmen dürfen Domainen und 
Regalien in Zukunft nicht veräußert, auch nicht mit Hypotheken beſchwert werden. 

j 8 131. Beräußerungen aus dem Beitande des im 8 129 bezeichneten Vermögens 
fönnen nur in Folge gejeglicher Beitimmungen, wohin auch der Fall des 8 35 zu 
rechnen ift‘, oder „wegen ihrer Nüslichkeit eintreten, den bloßen Taufch gleichartiger 
Vermögensgegenftände jedoch vorbepältlih. In allen Veräußerungsfällen tritt das 
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Aequivalent als Theil des Vermögens won felbft an die Stelle bes veräuferten Ge: 
genftandes und Die Dafür eingehenden Gapitalfummen müfien baltmöalichit entweder 
zur Grwerbung einträglicher Grundbeſitzungen, oder gegen völlig fichere Hypothek 
auf Grundeigenthum wieder angelegt, auch können fie der Landescaſſe zur Abtragung 
von Schulden einjtweilen dargelicehen werden. Wenn VBeräußerungen ganzer Doma- 
nialgüter oder bedeutender Forſten aus Gründen der Nützichkeit eintreten, fo jollen 
vorzugsweiſe Yandgüter oder Foriten von möglichſt gleichem Grtrage Dafür wieder 
erworben werden, Durch Die Unveräußerlichfeit der Domanialvermögensftüde wirb 
dem Könige die Befugnik nicht kenommen, Domainencapitalien zu fündigen und 
einzuziehen; ſolche Gapitalien müſſen jedoch möglichit bald zum Beiten der Domainen 
nußbar wieder angelegt werden. Auch entzieht jene Unveräußerlichfeit dem Könige 
nicht das Necht, die Grundſätze über Benutzung dir Negalien zu ändern. Eine Er- 
böhung der Landzölle und Sportelnfäße, jowie des Roftporto’s bedarf der Zuſtim— 
mung der allgemeinen Ständeverfanmmlung. 

8 132. Dem Könige verbleibt das Nect, zur Beftreitung aufßerordentlicher 
Ausgaben oder zur Deckung ungewöhnlicher Ausfälle an den Einnahmen, eine Summe 
Geldes anzuleihen und dafür die Ginfünfte der Domainen und Regalien zur Hypo— 
thef zu fegen. Der Betrag Jämmtlicher Anleihen diefer Art darf jedoch die Summe 
von einer Million Thalern nicht überfteigen, und es müſſen wenigftens jährlich Zwei 
Procent der urfprünglich verbrieften Schultfumme jofort zur Tilgung beſtimmt und 
der hieraus entitebende Tilgungsfends auch durch Die Zinfen der abgetragenen Schul: 
den vermehrt werden, bis dieſe Zinſen fich jährlich eben jo hoch belaufen, als die 
ursprünglich zur Tilgung ausgeiegte jährliche Jahlung. Bon da an bis zur gänz- 
lichen Tilgung der Schuld bleiben die jährlichen Tilgungsmittel unverändert. Wird 
vor gänzlicher Tilgung der früheren Schuld eine neue gemacht, jo braucht dennoch 
der gefammte Tilgunasfonds nicht höher als zu 20,000 4, nebit einer gleichen 
Summe von Zinfen jährlich feitgefegt zu werden. 

8 133. Die Hypotheken, wentt die Domainen und Negalien bei Verfündigung 
dieſer Verfaſſungsurkunde belajtet find, follen durch die obigen Beitimmungen ihre 
Gültigkeit nicht verlieren. Diejenigen Schulden, welde bei Errichtung dieſer Ver: 
fafjungsurfunde auf der Stöniglichen Gaffe ruben, oder auf Diefelbe von der vereinigt 
geweſenen Gafje wieder übertragen werden, werben durch Die Beltimmung bes 8 132 
nicht getroffen. Es fünnen daber auch Gapitalabträge, welche bei Dielen Schulden 
vorkommen, fofort oder fpäter durch neue Anleihen gededt werden. Soweit dieſe 
Schulden indeflen durch Die dazu bejtimmten eigenen Tilgungsmittel vermindert wer: 
den, findet rücdfichtlich derjelben eine Ausnahme von dem 8 132 nicht Statt. 

8 134. Der allgemeinen Etändeverfammlung Toll im Anfange einer jeden or= 
dentlichen Diät eine Nachweiſung über bie rücfichtlich der Subjtanz des Domanial- 
vermögens etwa Statt gefundenen Veränderungen ertbeilt werden. 

8 135. Die Verwaltung der Domainen und Regalien, fo wie ihre Auffünfte 
hängt allein vom Könige ab. Die Stände fünnen in dieſer Hinficht feine Art ber 
Mitwirkung in Anſpruch nehmen, fo fern nicht der König für einzelne Gegenitände 
ihnen eine jolche Mitwirkung zeitwiife einräumt. Vergl. jedoch 8 126. 

8 136. Die reinen Ginfünfte aus ven Domainen und Regalien jollen verwandt 
werden: zur Bezahlung der Zinſen der auf den Domainen haltenden Schulden und 
zum allmähligen Abtrage der Paſſiveapitalien, zur Beftreitung der Bedürfniſſe des 
Königs, der Königin, der minderjährigen Prinzen und Prinzeſſinnen, Söhne und Töchter 
des Königs, zu den Ginrichtungsfoften und Jahrgeldern des Kronprinzen , den Jahr: 
geldern und Apanagen der übrigen Prinzen und den Deputaten der Prinzeſſinnen 
des Königlichen Haufes, fo wie zu dem ftandesmähigen Auskommen ber verwittweten 
Königin und der verwitweten Kronprinzeffin,, zur Beitreitung der Kojten der Lan: 
desverwaltung und eines zur Unterhaltung des Heers zu leijtenden Beitrages. 

$ 137. Die Auffünfte aus den Domainen und Negalien follen künftig nicht 
mit den Steuern und Ghauffeegeldern wereint in eine gemeinjchaftliche Caſſe fließen, 
fondern e8 foll die bi8 zum 1. Julius 1834 beftandene Trennung ber Königlichen 
Caſſen und der Fandescaffe wieder bergeftellt werden und das bis zum 25. Septbr. 
1833 beftandene rechtliche Verhältniß dieſer Gaffen — jo weit folches nicht durch 
die Beſtimmungen dieſer Verfaſſungsurkunde oder durch beſondere Vereinbarungen 
zwiſchen König und Ständen verändert worden — wieder eintreten. Außer den Gin: 
fünften aus den Stöniglichen Domainen und Regalien gehören auch Die Ueberſchüſſe 
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ber Lotterien und vom Sntelligenzeomtoir zu Hannover, wie auch die Sporteln ber 
Königlichen Behörden zu den Ginfünften der Königlichen Gafle. 

8 138. Die Königliche Gaffe it allein vom Könige abhängig und wird nad 
den von Ihm zu treffenden Anordnungen verwaltet. Da Ständen zur Beurtheilung 
der Frage, in wie weit ftändifche Mittel zu den Landesausgaben zu bewilligen find, 
von dem Auftande der Königlichen Caſſe Kenntniß zu geben ift, jo joll ver allge: 
meinen Etändeverfammlung bei Gröffnung eines jeden Landtags cine Ueberſicht der 
Ginnahmen und Ausgaben der Königlichen Caſſe in den feit der zunächſt vorherge— 
gangenen derartigen Mittheilung abgeſchloſſenen Rechnungsjahren zugejtellt werben, 
welche fich gleichwohl in Hinficht auf die Ausgabe auf die in der Anlage zum $ 140, 
und in Hinficht auf Die Einnahme auf Die in der Anlage A. zu dem gegenwärtigen 
G verzeichneten Nubrifen bejchränfen fann. 

F 139. Die erforderlichen Ausgaben für die Koften der Pandesverwaltung und 
für jonitige Landeöbedürfnijje find, unter Verücfichtigung der in den 88 129 und 
136 enthaltenen Grundjäge, nach beitimmten Gegenftänden auf die Königliche und 
die Landescafie zu vertheilen. Die VBertheilung fann ohne Zeitbefchränfung, muß 
aber jedesmal mindeftens auf ſechs Jahre im Voraus gejcheben. Durdy eine jolche 
Vertheilung fell das Necht der allgemeinen Etändeverfammlung zur Bewilligung der 
aus der Landescafje zu beftreitenden Ausgaben nicht bejehräntt werben Fünnen. 

8 140. In der Anlage B. find die Gegenitände aufgeführt, nach welchen durch 
eine neben diejer Verfaflungsurfunde getroffene Vereinbarung vom 1. Julius 1841 
an, die Ausgaben auf die Königliche und Die Landescaſſe vertbeilt find. Dieſe Ver: 
einbarung gilt jo lange, bis diefelbe vom Könige oder von ber allgemeinen Stände— 
verjammlung aufgefündigt wird, was jedoch nicht vor dem 1. Julius 1847 gejchehen 
fann. Nac dem 1. Julius 1847 kann in jeder ordentlichen Diät, nachdem zuvor 
das Budget bewilligt ift, von beiden Seiten eine Kündigung vorgenommen werden. 
Diejelbe bewirkt, daß die bis dahin bejtandene Vereinbarung mit dem Ablaufe der 
Periode desjenigen Budgets, welcdes Stände vor der Kündigung bewilligt haben, 
außer Kraft gejegt wird, und daß in der nächlten auf die Kündigung folgenden or: 
dentlichen Diät eine neue Verhandlung über die Ffünftige Vertheilung der Ausgaben 
zuzulegen iſt, behuf welcher der König den allgemeinen Etänden bejtimmte Vorjchläge 
zeitig machen wird, 

8 141. Neuentitehende Koften der Landesverwaltung fallen zunächit auf die 
Königliche Caſſe, infofern aber die Mittel der Königlichen Caſſe deren Uebernahme 
nicht geftatten, nach Maßgabe der darüber zwijchen König und Ständen zu treffen: 
den Vereinbarung auf die Landescajfe. 

F 142. Ueber die Verwendung oder Anlegung eines während des Landtags in 
der Königlichen Caſſe entitandenen Ueberjchuffes wird der König bei der Gröffnung 
eines jeden Landtags der allgemeinen Ständeverfammlung Mittheilung machen. 

$ 143. Sollte eine dauernde Verbeſſerung ver Königlichen Gaffe Durch nach— 
aa Erhöhung ihrer Gefammteinnahme oder durch bleibende Verminderung ihrer 

usgaben eintreten, jo bat bei Mittheilung der Ueberficht der Lage der Königlichen 
Gafje (8 138) dieſe einen entjprechenden Theil der Ausgaben der Landescafje zu 
übernehmen. 

$ 144. Sollte dagegen die Gejammteinnahme der Königlichen Caſſe fih pauernd 
vermindern oder die Bebürfniffe des Königlichen Haufes, namentlich durch das Hin- 
zufommen größerer Ausgaben für nicht regierende Mitglieder deſſelben zunehmen, 
oder follte die Gefammtausgabe dauernd fo jehr fteigen, daß fie nicht ferner von 
der Königlichen Eafje getragen werden fann, jo wird der König bei Mittheilung der 
Veberficht der Lage Seiner Gaffe im Anfange eines jeden Landtags bei der allge: 
meinen Ztändeverfammlung Darauf antragen, dab der aus der Landescaffe erfor- 
derlihe Zuſchuß für Die Dauer des Landtags, oder fo fern ver Zweck der Ausgabe 
früher wegfallen jollte, bis zu dieſem Zeitpunete bewilligt werde. 

„ ‚8.145. Der König wird bie Ausgaben für die nicht regierenden Mitglieder des 
Königlichen Haufes im Uebrigen nicht höher beſtimmen, als ſolches von des hochfe- 
ligen Königs Wilhelm IV. Majeftät gejchehen war. Das Witthum der Königin ſoll 
indeß jährlich 60,000 96. Gold betragen und die geringfte Apanage eines zur Apa: 
nage berechtigten volljährigen Prinzen des Königlichen Hauſes foll aus 6000 Gold 
— Wenn im Laufe eines Landtags ein Fall eintritt, in Folge deſſen Jahr— 
gelder, Mpanagen, Witthümer oder derartige Zahlungen für nicht regierende Mit- 
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glieder der Königlichen Familie aus der Königlichen Caſſe zu Teiften find, fo hängt 
e8 von der Beitimmung des Königs ab, bis zum Anfange des nächſten Landtags 
aus der Lanbescaffe einen Zujhuß an die Stönigliche Gafje zu den von ihr zu tra= 
genden Landesausaaben zahlen zu laffen, und den Belrag deſſelben bis au ber Höhe 
der zu leiltenten Apanagen 20. zu beftimmen, aucd die Anweifung dieſes Zufchuffes 
auf verfaffungsmäßige Weiſe zu veranlajien, vworbehältlich jedod, der Aufnahme der 
zu zahlenden Summe in das jedesmalige Budget der Landescafje. Findet ſich jedoch 
am Schluffe eines ſolchen Landtags ein Ueberjchuß in der Königlichen Caſſe, jo foll 
jelbiger dazu angewandt werden, um die im Laufe deſſelben Landtags aus der ftän- 
bischen Gafje zahlbar gemachten Zujchüfle wegen Apanagen zu decken und zu 
rejtituiren. 

$ 146. Das Privatvermögen des Königs, der Königin, der Prinzen und Prin- 
zeffinnen, wozu auch die mit ihren Ginfünften gemachten Erwerbungen gehören, ver: 
bleibt, nach Maßgabe hausgejeglicher oder, jo weit dieſe Darüber nicht entjcheiden, 
der ei are Beitimmungen, der freien Berfügung der Berechtigten. 

F 147. Das Vermögen der mit der Krone verbundenen Schatulleaffe bleibt 
Fideicommiß des Königlichen Haujes. Die Verwaltung dieſes Vermögens, jo wie 
die Verfügung über die Ginfünfte fteht allein Dem Könige zu. 

g 148. Die für die Allodification Königlicher Leben eingefommenen und fünf: 
tig eingehenden Renten und Gapitalien fließen in eine abgejonderte Gaffe, über welche 
der König ausschließlich verfügt. 

8 149. Ueber die Ausgaben, welche aus der Landescaffe zu beſtreiten find, joll 
der allgemeinen Ständeverfammlung in jeder ordentlichen Diät, alſo alle zwei Jahre, 
ein nach Hauptdienſtzweigen und für jedes Jahr gelondertes Budget vorgelegt und 
mit den nöthigen, auf Antrag der Etände zu vervollitändigenden Nachweiſungen und 
Erläuterungen begleitet werben. 

$ 150. Die allgemeine Etändeverfammlung hat das Recht, das Budget zu prü- 
fen und zu bewilligen. Ausgaben, welche auf beitimmten bundes- oder landesgeſetz— 
lichen oder auf privatrechtlichen Verpflichtungen beruhen, darf die allgemeine Stän- 
deverfammlung nicht verweigern. Behuf Bewilligung der zur Unterhaltung des Hee— 
res erforderlichen Ausgaben dienen Die gegenwärtig feititehenden Summen und die 
beftebenden Grundſätze jo lange zur NRichtichnur, bis ein Anderes zwijchen König 
und Etänden vereinbart ilt. 

8 151. Die Grjparungen, welche bei dem Ausgabeetat des Kriegsminifterii 
gemacht werden, find als Kriegsichag zu ſammeln und nieberzulegen. Die Vorräthe 
dieſes Kriegsichages find für die Ausgaben des Kriegsminiſterii zu verwenden, ſo— 
bald letztere Die ordentlichen Mittel überiteigen. Zu anderen Zweden fünnen Ber: 
wendungen aus dem Kriegsſchatze nur mit Einwilligung der allgemeinen Ständever— 
fammlung des Königreichs gejcheben. 

8 152. Bei Vermählungen von Töchtern eines Königs oder von Töchtern der 
Söhne eines Königs werden die hergebrachten Ausftattungen jener Brinzeffinnen auf 
den Antrag des Königs von der allgemeinen Etändeverfammlung bewilligt und aus 
der Landescaſſe bezahlt. 

8 153. Gleichzeitig mit dem Anfchlage der Ausgaben foll der allgemeinen 
Ständeverjammlung ein Anjchlag der zu deren Beitreitung erforderlichen Ginnahmen 
an Steuern und fonftigen Zuflüffen der Landescaffe vorgelegt werden. 

8 154. Die Steuern bedürfen der Bewilligung der allgemeinen Stänbever: 
jammlung, welche jedesmal für die nächſte zweilährige Finanzperiode (8 106.) aus: 
zujprechen ift. In dem jedesmal oberen Ausſchreiben joll der ftändifchen Be— 
willigung bejonders erwähnt werden. Die Bewilligung darf an feine Bedingung 
gefnüpft werden, welche nicht das Wejen und die Verwendung der Steuern unmit- 
telbar betrifft. 

$ 155. Sollten die vom Könige in Antrag gebrachten Eteuern bei Auflöfung 
einer Ständeverfammlung nicht bewilligt fein, fo können die bisherigen Steuern 
noch ein Jahr vom Ablaufe der legten von den Ständen ausdrüdlich ausgeſproche— 
nen Bewilligung an unverändert forterhoben und zu dem Ende unter Bezugnahme 
auf diefen 8 ausgejchrieben werden. War jedoch eine für fich allein bejchriebene 
Art von Steuern nur für einen bejondern, genau beitimmten, vorübergehenden Zwed 
bewilligt, und ift biefer Zweck erreicht, fo tritt in Anfehung diefer Steuer eine 
Ausnahme von der vorſtehenden Vorfchrift ein. 
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$ 156. Wenn bei Eröffnung eines neuen Landtags — nachdem die Wahlen au 
demfelben minbeitens ſechs Wochen vorher ausgejchrieben waren — oder in einer 
fpätern ordentlichen Diät, nachdem in dem einen wie in dem andern Falle, das 
Budget den Ständen vier Wochen zur Bewilligung vorgelegen hat, dieſe Bewilli: 
gung deshalb nicht erfolgt ift, weil die Beichluffähigfeit einer oder beider Gammern 
durch Unvollzähligfeit gehindert oder unterbrochen ilt, ohne Daß vorher der ftändiiche 
Beichluß über die Steuern und das Budget vollendet und ausgefertigt war, jo ſteht 
dem Könige das Necht zu, für ein Jahr die bisherigen Steuern auf den Grund der 
legten jtänbifchen Bewilligung unter Bezugnahme auf diefen 8 ausjchreiben und fort: 
erheben, auch biejelben behuf Erfüllung der Bunbespflichten und für Die verfaſſungs— 
mäßigen Bebürfniffe der Regierung und des Landes verwenden zu lafien. Wird Das 
Budget von den in ordentlicher Diät verfammelten Ständen aud bei deren fortges 
fegten oder erneuerten Berathungen nicht nachträglich für Die nächte Steuerbewilli- 
gungsperiode bewilligt, jo beruft der König die Stände wenigitend ſech s Wochen 
vor Ablauf des eriten Steuerrechnungsjahrs zu einer außerordentlihen Diät, Damit 
fie das Budget für das zweite Jahr bewilligen können. Grfolgt foldhe Bewilligung 
auch dann nicht, jo findet vorſtehende Beſtimmung auch ferner Anwendung. 

8 157. Die auf den Landeschaufjeen erhobenen Weggelver bleiben ausfchlieh- 
fich zur Unterhaltung diefer Ghauffeen beftimmt und fünnen in eine befondere Caſſe 
fließen; die Stände find jedoch berechtigt, Die Nechnungen einaujehen. 

$ 158. Da die Pandzölle und Scifffahrtsabgaben für jet mit den Eingangs- 
ftenern dergeftalt verbunden find, daß eine unmittelbare Erhebung der eriteren nicht 
ohne gänzliche Abänderung der bierunter beitehenden Einrichtung thunlich ijt, Jo über: 
läßt der König für die Dauer jener Verbindung die Benutzung Seines Zollregals 
rücfichtlich der Landzölle und Schifffahrtsabgaben der Landescaffe, welche biefür 
jährlich die Summe von 230,000, an die Königliche Gaffe zu vergüten hat. Das 
Necht felbit, jo wie für den Fall der Aufhebung jener Verbindung Die anderwei- 
tige Beitimmung über beffen Benußung behält Eid) der König vor. 

$ 159. Der reine Ertrag der direeten und indirceten Steuern, nad Abzug 
der Koften ihrer Verwaltung und Erbebung, — der zu leiftenden Remijfionen, Re: 
ftitutionen und Bonificationen , rücfichtlich welcher Pofitionen das ftändijche Bewil— 
ligungsrecht vorbehalten bleibt — wie auch der für Die Benutzung des Zollregals 
an die Königliche Caſſe zu zahlenden Vergütung, fließt nebft den übrigen ihr zuſte— 
henden Einnahmen in die Landescaffe. Die Rechnungen der Landescaffe jollen jedoch 
den Robertrag der Steuern und die Ausgaben und Verwendungen, welche davon big 
zur Ablieferung des Neinertrages an die Landescaffe gemacht find, vollitändig bar: 
legen. Die Verwaltung diefer Gafie fteht, unter der Auffiht und obern Leitung 
bes Finangminifters, dem Schageollegio zu, welches theild durch Ernennungen bes 
Königs, theils Durch ftändifche Wahlen unter Königlicher Betätigung beſetzt wird. 

8 160. Nur das Echageollegium ertheilt Anweifungen auf die Landescaffe. Der 
Finanzminifter hat in Anſehung derjenigen Summen, welche den betreffenden Depar— 
tementöminiftern zur Verwendung zuftchen, eine Aufforderung zur Anweifung an 
das Schageollegium gelangen zu laffen, und von dieſem ift hierauf Die Zahlbarma= 
hung an die betreffenden Departementsminifter zu verfügen. Das Schageollegium 
ift verpflichtet, Die von dem Finangminifter beftimmten Beträge anzuweiſen, in fo 
fern die verlangte Zahlung dem Zwecke der betreffenden Ausgabepofition des Bud— 
gets entjpricht und dieſelbe nicht überfchreitet. 

161. Die Königliche Gaffe und die Landescaffe find verpflichtet, fih, wenn 
eine derjelben e8 bedürfen follte, mit Vorſchüſſen aus ihren Vorräthen zu Hülfe zu 
fommen. Die Anordnung eines ſolchen Vorſchuſſes ſteht dem Finangminijter zu. 
In Gemäßheit derjelben hat das Scageollegium über den Vorfchuß aus der König 
lichen Gafje zu auitiren und zu dem Vorfchuffe aus der Landescafle die Anweifung 
zu ertheilen. Der geleiftete Vorſchuß muß, in Ermangelung einer zwijchen dem Kö— 
nige und den Ständen getroffenen anderweiten Vereinbarung, binnen ſechs Monaten 
nach Ablauf defielben Rechnungsjahrs zurücdbezahlt werben. Weber die Ertheilung 
und Zurüdzahlung derartiger Vorſchüſſe foll der allgemeinen Etändeverfammlung in 
jeder ordentlichen Diät Mittheilung gemacht werben. 

8 162. Durch ein zwifchen dem Könige und der allgemeinen Ständeverfamm- 
lung vereinbarte Uebertragung ber auf der bisherigen gemeinfchaftlichen Generalcaffe 
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rubenden Schulden auf die Königliche oder Landescaffe werben die Rechte der Gläu— 
biger in feiner Hinficht geändert. 

8 163. Neue Anleihen behuf ver aus der Landescaſſe au beftreitenden Ausgaben 
fönnen nur unter Genehmigung des Königs nach erfolgter Bewilligung der allgemei- 
nen Ständeverfammlung gemacht werben. Sollte indeß wegen außerorbentlicher Um: 
itände die ordentliche Ginnahme der Landescafje jo bedeutende Ausfälle erleiden, daß 
fie die bewilligten Ausgaben zu beitreiten nicht vermöchte, oder follten fchleunige 
Kriegsrüftungen nothiwendig werben, zu deren Beftreitung die etwaigen WVorräthe 
der Kriegscaſſe nicht hinreichend wären, fo hat der König, wenn die allgemeinen 
Stände alddann nicht verfammelt find, das Recht, auf den Antrag der zuftändigen 
Minijter, unter Zuziehung des Finanzminiiters, nach zuvor erfordertem Berichte des 
Schatzeollegiums und nad Anhörung des Staatsrathes, zur Defung der bewilligten 
Ausgaben der Landescaffe, oder zur Beltreitung der Koften nothwendiger Kriegsruͤ— 
tungen, Anleihen bis zum Gefammtbetrage von höchitens einer Million Thaler auf 
den Gredit der Yandedcaffe zu machen. Die Verhandlungen über folche Anleihen 
jollen der allgemeinen Etändeverfammlung bei ihrer nächften Zufammenfunft vorge: 
legt und ihr nachgewiejen werden, daß biejelben nothwendig gewejen und zum Nu: 
ken des Landes wirflich verwandt worden find. 
$ 164. Das Anleibegeichäft, in fo fern nicht König und Stände ein anderes 

ausprüdlich beſchließen, und die Verbriefung der Anleihen der Landescafje liegt dem 

Schapeollegio ob. Daſſelbe iſt ermächtigt, unter der cheren Leitung des Finanzmi— 
nifter8 die erforderlich werdenden Ummwandlungen bejtehender Landesfchulden, wenn 
deren Betrag dadurch nicht vermehrt wird, auszuführen und an die Etelle alter 
Yanbesjchuldverbriefungen neue auszufertigen. Alle vom Schatzeollegio auszuftellenden 
Sandesjchuldverbriefungen müffen von wenigitens Ginem der vom Könige ernannten 
Mitglieder deffelben und von wenigftens zwei von den Ständen erwählten Schatz— 
räthen unterjchrieben werden. 

$ 165. Die Verwendung der zur Tilgung der Landesſchulden ausgefegten Sum— 
men fol unter der Aufficht und obern Leitung des Finanzminifterd vom Schatz— 
eollegio geichehen. 

5 166. Das gefammte Schaßeollegium joll Das Rechnungsweſen der Landescaſſe 
leiten und beauffichtigen,, die jährlichen Rechnungen derſelben einziehen und prüfen und, 
nachdem eine nochmalige Prüfung diejer Rechnungen in dem Finanzmifterio Statt ge: 
funden hat, und die etwa gemachten Erinnerungen erledigt find, dem Recnungs- 
führer Decharge ertheilen. Nachdem dies geichehen it, jollen die Rechnungen an 
die allgemeine Ständeverfammlung mitgetbeilt werden, damit Diejelbe ſich von deren 
Nichtigfeit überzeugen fann. 

8 167. Beſtimmungen über Die Organifation und den Gefchäftsfreis des Schatz— 
eollegiums, infoweit fie nicht beveitS durch die Verfafiungsurfunde feitgeftellt find, 
bedürfen der Zuftimmung der allgemeinen Ständeverfammlung. 

Siebtes Kapitel, 
Bon den oberen Yandesbehörden und der Königliden 
Dienerſchaft. 

8 168. Unter dem Könige führen die Miniſter die oberſte Verwaltung bes 
Königreihs. Die Miniiter find, jeder in Hinficht des ihm angewiefenen Wirfungs- 
kreiſes, allein dem Könige für Die Vollziehung der ee und Berorbnungen und 
der Königlichen Befehle verantwortlich. (Vergleiche jetod) 8 40.) Der König Fann 
Seine Miniſter nach Gefallen entlafjen. 

$ 169. 68 foll ein Staatsrath beftehen, welcher mindeſtens eine Abthei: 
lung für die Juſtiz und eine Abtheilung für das Innere enthält. Der Zweck deſ— 
jelben iſt, wichtige ——— vorzüglich die vom Könige zu ver— 
kündigenden Geſetze und Verordnungen, nach der darüber vom Könige zu treffenden 
Beſtimmung, und die Entlaſſung vom Dienſte ſolcher Königlichen Diener, welche 
nicht lediglich zur Claſſe der Nichter gehören (K 177.), zu berathen, und 
die zwiſchen den Gerichten und Verwaltungsbehörden entſtandenen Competenz— 
ſtreitigkeiten zu entſcheiden. Die Einrichtung des Staatsrathes hängt 
allein von der Beſtimmung des Königs ab. (Vergleiche jedoch 8 171.) 

8 170. Die &erichte find innerhalb der Grenzen ihrer richterlichen Gompetenz 
unabhängig, jedoch bleiben fie der oberen Aufficht des Landesherrn und ber oberen 
Behörden unterworfen. Die Verwaltungsbehörden, als ſolche, verfahren inner: 
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halb ihres Wirfungsfreifes unabhängig von den Gerichten. Beide entſcheiden 
zunächit jelbit über ihre Zuftändigfeit, und es dürfen die Verfügungen oder Ent: 
Scheidungen der Gerichte von den Verwaltungsbehörden und die der Lektern von 
den ©erichten weder abgeändert noch bejeitigt werden, es fei denn auf den Grund 
einer durch den Staatsrath erfolgten Entſcheidung. 

$ 171. Entjteht ein Durch wechfelfeitige Darlegung der verfchiedenen Anfichten 
nicht zu befeitigender Gompetenzjtreit zwiichen den Gerichten und Verwaltungsbehör: 
den, jo entjcheidet nach Anhörung beider Behörden der Staatsrath. Die Enticheidung 
muß in einer Verſammlung des Staatsrathes gefällt werden, welche aus dem Bor: 
fikenden und aus einer gleichen Anzahl von mindejtens ſechs Mitgliedern jeder der 
Abtheilungen für die Juſtiz und für das Innere befteht. Die Mitglieder find für 
diefe Function im Voraus dauernd zu beitellen. Bis zu Diefer Enticheidung iſt Dem 
Berfahren in der betreffenden Angelegenheit einftweilen Anftand zu geben , e8 fei denn, 
daß mit dem Verzuge Gefahr verbunden wäre. Hat eine Behörde ald Verwaltungs: 
behörde gehandelt, jo hat fie zu dem Zwecke der Erledigung Des Gompetenzftreits 
an die ihr vorgefegte Verwaltungsbehörve zu berichten. Hat eine Unterbehörbe, wel- 
cher Die AZuftizpflege und die Verwaltung in eriter Inſtanz zugleich obliegen, in der 
erjtern Eigenschaft gehandelt und wird deren Gompetenz von der in dem andern 
Gejchäftszweige ihr vorgeſetzten Oberbehörde in Zmeifel gezogen, fo ift die Gompe- 
tenzfrage zwifchen ihr und dieſer Oberbehörde zur Erledigung zu bringen. Gracdhten 
ſich weder Gerichte noch Verwaltungsbehörden für eompetent, fo iſt dieſe Frage auf 
die oben vorgejchriebene Weife zu erledigen oder zu entſcheiden. Jedoch fann in die— 
ſem Falle auch von den betbeiligten Privatperfonen , nachdem Die betreffenden Ober— 
behörden zuvor vergebens angegangen find, durch ein Geſuch an den König die Ent: 
ſcheidung des Stantörathe8 herbeigeführt werden. 

8 172. Die Ernennung und Entlaffung der Söniglichen Diener gehört, unter 
Beobachtung der verfafjungsmäßigen Bejtimmungen, zu den Rechten des Königs. 
Der König übt Diefes Recht entweder Selbit, oder durch Die von Ihm beitellten Be- 
hörden aus, Die Rechte der Gorporationen und Ginzelner in Beziehung auf Prä— 
jentation, Wahl, Ernennung und Entlaffung der öffentlichen Beamten werben Durch 
die gegenwärtige Werfaflungsurfunde nicht verändert. 

$ 173. Bei Beſetzung der Staatsämter foll, in fo fern nicht bei einzelnen 
Dienftitellen sine ausdrüdliche, gejeßlich beftimmte Ausnahme befteht, der. Unterjchied 
der Geburt durchaus fein Recht auf Vorzüge irgend einer Art begründen. 

8 174. Werden Dienftentlaffungen wegen Veränderung der Landesbehörden 
nothwendig, jo bat der außer Thätigfeit geſetzte Königliche Diener Anjprud auf 
ein jeinen bisherigen Berhbältniffen angemejjenes Wartegeld. Bei nothwendigen 
——— hat der Königliche Diener ein Recht auf ſeinen bisherigen Gehalt 
und Rang. 

$ 175. Diejenigen Königlichen Diener, welche wegen Altersſchwäche oder an— 
derer fürperlichen oder geijtigen Gebrechen ihren Dienftpflichten nicht mehr Genüge 
leiften fünnen,, und daher in den Nuheftand verjegt werden müſſen, jollen eine ih— 
ren Dienftjahren und ihrer Dienſteinnahme angemefjene Penfion erhalten. 

8 176. einem Königlichen Eivildiener ſoll die nachgefuchte Entlaffung vom 
Amte verweigert werden, Indeß muß er ſich vor dem wirklichen Austritte aus dem 
Dienfte, auf Verlangen feiner vorgefegten Behörde, aller ihm deshalb obliegenden 
BVerbindlichfeiten vollitändig entledigen. 

$ 177. Kein Königlicher Givildiener, er mag vom Könige oder Deſſen Behör- 
den, von Gorporationen oder Ginzelnen präfentirt, erwählt oder ernannt fein — 
kann feines Amts willfühbrlich entjegt werden. Kein Königlicher Diener, 
welcher lediglich ein Richteramt befleidet oder welcher Mitglied eines Obergerichts 
ift, fann aus irgend einem Grunde ohne ridhterlihes Grfenntniß ſei— 
nes richterlichen Amts entjegt, entlafjen, oder auf ein minder einträgliches 
Amt verjegt oder mit Entzichung des Gehalts ſuspendirt werben. Das— 
jelbe findet in Nückficht der übrigen Königlichen Diener Statt, wenn diefe wegen 
Amt3- oder gemeiner Verbrechen ihres Amts entjegt werden follen. Wenn 
Königliche, nicht Lediglich zur Glaffe der Nichter gehörende Diener, nad frucht— 
los Mg oa Ha Warnung und Diseiplinarftrafe, ihren Dienjtpflichten Fein 
Genüge leilten, oder wenn fie durch ihr Betragen ein öffentliches Aergerniß geben, 
oder wegen eines gemeinen Verbrechens mit einer Griminalftvafe bereits belegt wor— 
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den find, jo fann der König, nachdem Er das Gutachten des Staatsrathes 
darüber vernommen bat, nach Befinden der Umftände, die Amts-Suspenfion 
mit Entziehung des Dienfteinfommens , die Verſetzung auf ein eine geringere 
Ginnahme gewährendes Amt und felbit die Entlaſſung vom Amte et 

$ 178. Die Initiz: und Verwaltungsbehörden find befugt, wider Die ihnen un: 
tevgebene Dienerjchaft Diseiplinaritrafen zu verfügen. Die höheren Behörden find 
befugt, wider dieſe Dienerfchaft, jo weit fie von ihnen angejtellt it, eine Suspen— 
fion vom Amte und Gehalte, welche jedoch die Dauer eines Monats nicht über: 
jchreiten darf, zu verfügen. Es fann ihnen auch eine gleiche Befugniß rückſichtlich 
derjenigen ihnen untergebenen Dienerfchaft übertragen werden, welche eine andere, 
oder eine höhere Behörde angeftellt Hat. 

8 179. Die Dienftfündigung foll nur bei der untern Königlichen 
Dienerichaft vorbehalten, diefelbe jedoch nur von dem zuftändigen Staats: und De- 
partementsminijter zur Ausübung gebracht werben. 

Adıtes Capilel. 
Von der Gewähr der VBerfaffung. 

8 180. Abänderungen ber Verfaffungsurfunde können nur unter Zuftimmung 
des Königs und der allgemeinen Ständeverjammlung getroffen werden, Es kann 
darüber in der allgemeinen Ständeverfammlung nur bei Anwefenheit von wenigſtens 
drei Viertheilen der zum regelmäßigen Erfcheinen verpflichteten Mitglieder jeder Cam— 
mer abgejtimmt werden. Gin ftändifcher Beſchluß, durch welchen Die Verfaſſungs— 
urfunde abgeändert werden foll, iſt nur dann gültig, wenn berjelbe entweder 
in der jehlieflichen Abſtimmung einhellig gefaßt, oder wenn berfelbe auf zwei nadı 
einander folgenden Landtagen jedesmal von wenigitens zwei Drittheilen der anwe— 
enden Mitglieder jeder Sammer in jehließlicher Abjtimmung genehmigt wird, Ab: 
änderungen des Wahlgeſetzes und der Geſchäftsordnung der allgemeinen Ständever- 
fammlung fünnen unter den für andere Gefete beftehbenden Formen, jedoch nur unter 
Zuftimmung der allgemeinen Ständeverfammlung getroffen werben. 

$ 181. Die Rechte des Landes auf die Unverleglichkeit dieſer Verfaffung find 
von der allgemeinen Ständeverfammlung bei dem Könige oder nöthigenfall® bei ber 
deutjchen Bundesverfammlung A sat cd Wenn aber die in dieſer Verfaſſungs— 
urkunde begründete landitändijche Verfaſſung auf verfaffungswidrige Art ($ 180.) 
aufgehoben würde, wozu namentlich auch der Fall gehört, wenn die Ständever: 
jammlung nicht zu der Zeit, wo Dies verfaffungsmäßig geichehen muß N 106.), zu— 
jammenberufen würde, jo tft das Scateollegium berechtigt und verpflichtet, Den 
König um Aufrechtbaltung jener VBerfaffung oder um fehleunige Berufung der in 
Gemäfheit derjelben beftehenven allgemeinen Ständeverfammlung zu bitten, und wenn 
diefer Schritt fruchtlos bleiben follte, den Schuß des deutfchen Bundes für die auf- 
gehobene landſtändiſche Verfaffung anzurufen. An ver Ausübung diefer Amtspflicht 
des Schageollegiums nehmen die vom Könige ernannten Mitglieder defjelben feinen 
Antbeil, und die Functionen des Präfidenten werden dabei von dem im Dienftalter 
am höchiten ftehenden, von Ständen erwählten Echagrathe verfehen. 

Schlußbeſtimmung. 

$ 182. Alle Geſetze, Verordnungen, Obſervanzen und Einrichtungen, welche 
mit den Beftimmungen der gegenwärtigen Verfafjungsurfunde in Widerfpruch ftchen, 
werden hiemit für ungültig und unverbindlich erflärt. 

Indem Wir nun bei Unferm Königlichen Worte die Verficherung ertheilen, daß 
Wir die vorftehenden Beitimmungen Allerhöchftfelbft unverbrüchlich beobachten wollen, 
erflären Wir diefelben damit für das Landesverfaffungsgefepß Unferes Königreichs. 

Wir verorbnen bierdurd, daß daſſelbe für alle Theile Unferes Königreichs mit 
feiner Verfündigung in Kraft treten folle, und Wir gebieten und befehlen, daß e8 
auf das Genauefte gehalten und befolgt werde. Wir werben nicht allein dafür fräf- 
tigft Sorge tragen, daß dieſem Geſeße auf feine Weife entgegengehandelt werbe, 
fondern Wir befehlen auch insbefondere allen Behörden und öffentlichen Dienern 
Unferes Königreichs, Daß fie ſowohl jeldft den Beſtimmungen gebührend nachfommen, 
als auch ernitlichit darüber wachen, daß ihnen nachgelebt werde. 

Wir verorbnen hiedurc ferner ausprüdlich, daß die bisher beitehenden Geſetze, 
Anordnungen und Verfügungen der Behörden deshalb, weil die nunmehr vorgeſchrie— 
benen Formen bei denjelben etwa nicht beachtet find, ihre Gültigfeit nicht verlieren 
ſollen, jondern daß die Gültigkeit lediglich danach zu ermefjen ift, was zu ber Zeit 
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u. — der Verfaſſung oder dem Herkommen gemäß war. Nach demſelben 
rundſatze ſoll auch durch die Verkündigung dieſes Landesverfaſſungsgeſetzes kein 
Hinderniß eintreten, bie mit der am 3. d. M. aufgelöſeten Allgemeinen Ständever— 
ſammlung Unſeres Königreichs berathenen und Uns zur endlichen Beſchlußnahme 
vorliegenden Geſetzesentwuͤrfe zu ſeiner Zeit, je nachdem die hiezu noch erforderlichen 
weiteren Vorbereitungen vollendet ſein werden, als Geſetze zur öffentlichen Kunde zu 
bringen. 

Die förmliche Trennung Unferer Königlichen Caſſe von der Landescafje ſoll nach 
ber a a des Schageollegiums mit dem eriten Julius 1841 ausgeführt 
werben. 

Schließlich bleiben alle zur vollitändigen Ausführung dieſes Landesverfaflungg- 
geſetzes erforderlichen befonderen Vorjchriften und Verfügungen biemit ausprüdlich 
vorbebalten. 

a Geſetz ift Durch die erjte Abtheilung der Geſetzſammlung befannt 
zu machen. 

Gegeben Hannover den 6. Auguft des jahres 1840, Unferes Reichs im Vierten. 

Ernt Auguft. 
Georg Freiherr von Schele, 


Anlage A. zu $ 138 der Verfaffungsurfunde 
Berzeichniß der Rubriken, nach denen die Mittheilungen an die allgemeine Stände: 
verfammlung über die Einnahmen der Königlichen Caſſe zu madıen find. 

I. Domanialeinnahmen. 1) Gutsherrliche Gefälle. 2) Pacıtgefälle. 3) Korn- 
einnabmen. 4) Hoheitseinnahmen. 5) Foriteinnahmen. 6) Sporteln und Xceiden- 
zien. 7) Uußerorbentliche Einnahmen. 8) Zahlungen aus anderen Caſſen. — Davon 
gehen ab: 1) Domanialverwaltungsausgaben. 2) Ausgaben, die auf dem Domanio 
ruben. 3) Außerordentliche Verwaltungstoften. 4) Verwaltungskoſten der Foriten. 
5) Koften des Bauetats. 6) Nemiffionen und Ausfälle. — Bon dem aus der Ver: 
gleichung der Ginnahme und Ausgabe fich ergebenden Ueberſchuſſe zu leiftende Zah— 
lungen: 1) An die Königliche Kroncaffe, 2) An Apanagen. 3) An Mitthümern ꝛe. 
Dleibender reiner Ueberſchuß, welcher in die Königliche Generalcafie flieht. 

Ginnahmen von den Bergwerfen und Salinen. 1) Bon den Bergwerfen. 
2) Bon den Ealinen. 

Ill. Ueberichüffe von den Wafjerzöllen. 

IV. Bablung ber Landescaffe wegen der Landzölle. 

V. Ueberſchüſſe von den Poſten. 

VI. Ueberſchüſſe der Lotterien. 

VII. Sporteln der Oberbehörden. 

VIII. Zinſen der Aetiveapitalien. 

IX. Uebrige unmittelbare Einnahmen der Generaleaſſe. 
X. Zahlungen von anderen Caſſen. 


Anlage B. zu 8 140 der Verfaſſungsurkunde. 
Berzeichniß der nach 8 140 der Verfaffunggurfunde 1) auf die Königliche General- 
caffe und 2) auf die Landescaſſe fallenden Ausgaben, 

1. Ausgaben der Königlichen Generalcaffe. 

Anmerkung. Die Ausgaben für das Königliche Haus, namentlich die Zah: 
lungen an die Krencaffe, die Apanagen, Witthümer ꝛe. werden unmittelbar aus 
den Ueberichüffen der Domainen geleiftet. 

1. Königliches Cabinet, Departementsminifterien und Staatsrath. 4) Beſol— 
dungen. 2) Bureau: und Commiſſionskoſten des Königlichen Gabinet® und der 
- Departementöininifterien, des Staatsraths, wie auch des Archivs, und behuf der 
——— 

I. Landdroſteien. 1) Beſoldungen. 2) Bureaukoſten und behuf der Viſita— 
tionsreiſen der Landdroſten. 
Aemter. 1) Beſoldungen: a. für Beamte. b. für Amtsunterbediente. 
2) Bureaufoften. 
‚IV. Minifterium der auswärtigen Angelegenbeiten. 1) Koften behuf Grenzbe— 
rihtigungen, auswärtige Gommijfionen und fonftige Ausgaben in auswärtigen An: 
gelegenheiten. 2) Geſandtſchaften: a. Beioldungen und Emolumente. b. Expenfen. 
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V, Kriegsminifterium, 1) Ordentlicher Beitrag zum Militatretat, 2) Unter: 
ftügungen und zur Hoſpitaleaſſe. 

VI. AZuftigminifterium. 1) Bejoldungen: a. ber Mittelgerichte. b. ber 
Lehnsbediente. 2) Bureau: und Commiſſionskoſten. 

VII. Minifterium der geiftlichen und Unterrichtsangelegenbeiten. 1) a 
der Univerfität. 2) Behuf der geijtlichen Oberbehörden: a. Bejoldungen. b. Bu: 
reau: und Gommiffionsfoften. 3) Beihülfen zu Kirchen- und Sculbauten. 

VIII. WMinifterium des Innern. 1) Commiſſions- und Polizeifoften. 2) Be— 
joldungen der Bolizeicommiffarien. 3) Für milde Stiftungen und Armen: Anjtalten, 
4) Griminalfoiten. 5) Behuf der Medieinalanftalten. 6) Für das Wafjerbaumwejen: 
a. Bejoldungen. b. Wafferbaufojten und fonjtige behuf des Waſſerbauweſens erfor- 
derliche Ausgaben und Vorſchüſſe. 7) Für den Chauſſee- und Wegbau: Beſol— 
dungen in der obern Inftanz. 8) Für das Landgeftüt und behuf der Pferdezucht. 
9) Behuf der Gemeinheitstheilungen, Ablöfungen und Yandeseultur: a. Befoldungen 
* techniſchen Perſonals. b. Behuf der Mooreulturen und zur Beförderung des 

ſtbaues. 

IX. Finanzminiſterium. 1) Bureau: und Commiſſionskoſten. 2) Für die 
Königlichen Haupteafjen: a. Bejoldungen. b. Bureaufoften. 3) Behuf der Münze. 
4) Hauptverwaltung der Domainen und Domanialforften: a. Befoldungen. b. Bu— 
reau: und ſonſtige Verwaltungsfoiten. 

X. Paſſivetat. 1) Zinjen auf die Schulden der Königlichen Generaleaſſe. 2) 
Beitrag zur Tilgung der Schulden der Königl. Generaleaſſe. 3) Nenten. 

Xl. Benfionsetat. 1) Penſionen vormaliger Königlicher Diener, welche aus 
Königlichen Gafjen befoldet find. 2) Penfionen an Wittwen und Kinder vormaliger 
Königlicher Diener, jo weit diefe aus Königlichen Gaflen beioldet wurden und bie 
Witwenpenfionen nicht bei Trennung der Gaffen auf die Landescaffe übergehen, und 
an jonftige Hülfsbedürftige. 3) Fortlaufende und temporaire Unteritüßungen. 4) 
Gnadenquartale von Befoldungen, die aus der Königlichen Gafje erfolgen. 

Xll. Zahlungen an andere Gafien. Grund: und Häuferfteuer von den Domainen. 

Ausgaben der Landeseaſſe. 

I. Stände. 1) Allgemeine Ständeverfammlung: a. Befoldungen b. Bureau: 
foften. c. Diäten und Reiſekoſten der Mitglieder der allgemeinen Ständeverfamm- 
lung. 2) Provinziallandfchaften: a. Bejoldung. b. Verfammlungsfoiten und für 
Berjammlungslocale. 

Il. Minijterium der auswärtigen Angelegenheiten. Ausgaben zu Zweden des 
deutjchen Bundes, 

III. SKriegsminijterium. 1) Orbdentlicher Beitrag zum Militairetat. 2) Au— 
ßerordentliche Verpflegungskoften der Truppen während der Exereierzeit. 3) Infan- 
teriejervice. 4) Für Gavallerieverpflegung ꝛe., Service und Kriegerfuhren. 5) Für 
die Militairauspebungseommiffionen. 6) Zuſchuß zur Gtappenverpflegung fremder 
Truppen. 7) Unterjtügungen. 

IV. Juſtizminiſterium. Bejoldungen de Oberappellationsgerichte. 

V. Minifterium der geiltlichen und Unterrichtsangelegenheiten.. Für Schulen. 

VI, ‚Minifterium des Sinnern. 1) Behuf des Landgendarmeriecorpe. 2) Be: 
huf der Straf: und Arbeitsanftalten und des Staatsgefängniſſes 3) Für das Me- 
dieinalwejen: a. Bejoldungen der Aerite und Chirurgen. b. Behuf der Heil- und 
Plegeanftalt für Gemüthskranke. 4) Zuſchüſſe behuf Ganal- und anderer größerer 
Wafjerbauten. 5) Für den Chauſſee- und Wegbau: a. Wegbau: und fonftige behuf 
des Chaufjeebaumwejens erforderliche Ausgaben. b. Yanditraßenfonds und Commu— 
er 6) Behuf der Gemeinheitstheilungen, Ablöfungen und der Landwirthfchafts- 
gejellichaft. 

VII. WMinifterium des Handels. 1) Behuf der Linnenleggen: a. Befoldungen. ' 
b. Leggekoſten 2) Auf Manufacturen, Fabriken, Handel und Gewerbe: a. Beſol— 
dungen. b. Expenſen der Gonjulate, Prämien für die Heringsfiicherei, Unterſtü— 
Bungen zur Beförderungen der Gewerbe, behuf der See: und Flußfchifffahrt, behuf 
der Lehranftalten für Gewerbtreibende und ſonſtige ungewiſſe Ausgaben. 

VII. Pinanzminifterium. 1) Für das Schageollegium: a. Befoldungen. 
b. Bureaufojten. 2) Für die Generaliteuercaffe: a. Befoldungen. b. Bureaufoiten. 

IX. Baifivetat. 1) Zinjen auf Paifivcapitalien. 2) Renten. 3) Zahlungen 
an die Tilgungscafje ver älteren Landesſchulden. 
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X. gPenftonsetat. 1) PVenfionen vormaliger öffentlicher Diener, welde aus 
Landescaſſen bejolvet find. 2) Penfionen an Wittwen und Kinder vormaliger öffent- 
licher Diener, jo weit diefe aus Landescaſſen befoldet wurden, und fonjtige Hülfs- 
bedürftige. 3) Zuſchuß zur Wittwencafje für die Givildienerichaft. 4) Gnadenquar— 
tale von Bejoldungen, die aus der Weneraliteuercafje erfolgen. 5) Wittwen-Pen- 
fionen, welche mit dem Ableben der Beneficiatinnen an die Königliche Schatull— 
Gaffe zu zahlen find. 

Xi. Künftig wegfallende Ausgaben. 1) Reichsdeputationsſchlußmäßige Pen— 
fionen wegen Der neu erworbenen Landestheile und jonitige außerordentliche Pen— 
fionen der Königlichen Generalcaffe. 2) Penſionen, die wegen ber neu erworbenen 
Landestheile übernommen find. 3) Temporaire Zahlungen für das Militär. 4) 
Temporaire Zahlungen für das Gendarmeriecorpd. 5) Perfönliche Beſoldungszula— 
gen wegen früherer Dienſtverhältniſſe. 6) Wartegelver. 7) Zollabfindungs- und 
Steuerentjchädigungsgelber. 

XII. Zahlungen an andere Gafien.. 1) Zuſchüſſe an die Königliche General: 
Gafje wegen aufgchobener Domanialeinnahmen. 2) Grundfteueregemtionsvergütung. 
3) Wegen des Häuslingsjchußgeldes. 

XIII. Wuherordentlihe Ausgaben. Behuf des Schloßbaues. 

XIV. Subfidiairer Zuſchuß an die Königliche Gaije. 

Anm — 1. Außerordentliche Zuſchuͤſſe der Landescaſſe zu den auf der 
Königlichen Caſſe ruhenden Regierungsausgaben bleiben nach $ 144 der Ber: 
faſſungsurkunde vorbehalten. 

Anmerfung 2. In den im 8 152 der Verfaſſungsurkunde bezeichneten Fäl— 
len 9 die hergebrachten Ausſtattungen der Prinzeſſinnen aus der Landeseaſſe 
zu zahlen. 


II. 
Verzeichniß der im November 1847 für die neunte allgemeine 
Ständeverjammlnng gewählten Deputirten. 


A. Erjte Gammer. 

1) Seine Königliche Hoheit, der Kronprinz. 2) Seine Durchlaucdht, der Herr 
Herzog von Arenberg. 3) Seine Durdlaucdht, der Herr Herzog von Looz-Corswaa— 
ren, wegen noch mangelnder Legitimation nicht berufen. 4) Seine Durchlaucht, der 
Herr Fürft von Bentheim. 5) Der Erblanpmarfchall des Königreichs, Seine 
Greellenz der Herr Graf zu Münjter. 6) Seine GErlaucht, der Herr Graf zu Stol- 
berg Wernigerode, für denſelben deſſen Bewollmächtigter, Herr Geheimerath, Graf 
von Stolberg zu Söder. 7) Seine Erfaucht, der Herr Graf zu Stolberg-Stolberg. 
8) Seine Erlaudit, der Herr Generalerbpojtmeifter Graf von Platen: Hallermund. 
9) Seine Hodwürden, der Herr Abt zu Loccum, Gonfijtorialrath Dr. theol. Rup— 
ftein. 10) Seine Erecellenz, der Herr Landjchaftsdirector von Hodenberg, als Abt 
zu St. Michaelis zu Lüneburg. 11) Der Bräfident der Bremenjchen Ritterſchaft, 
als Director des Kloſters Neuenwalde, Herr Ritterjchaftspräfident von der Deden. 
12) Seine Biihöflihe Hochwürden, der Herr Bijchof von Hildesheim, für denjelben 
deſſen Bevollmächtigter, Herr Domcapitular und geistliche Rath Wehmuth. 13) Herr 
Gonfijtorialraty Gammann, als angeſehener evangelifcher Gerftlicher. 3 Herr Kam— 
merherr, Graf von Schwichelt, Majoratsherr. 15) Herr Geheimerath, Graf zu 
Inn- und Knyphauſen-Lütetsburg, Majoratsherr. 16) Herr Kammerherr, Graf von 
Wedel-Gödens auf Evenburg, Majoratsherr. 17) Herr Kammerherr, Graf von der 
Decken, Majoratöherr, 18) Herr Graf Grote, Majoratsherr. 19) Herr Graf B. 
von Bernſtorf-Garlow, Majoratsherr, 20) Der Direetor der Königlichen Domainen— 
Gammer, Herr Gammerbdirector von Bob. 241) Der BPräfident des Oberjteuer: und 
Scapeollegii, Herr von Wangenheim. 22) Her Schagrath von Bothmer. 23) Herr 
—— und Amtsaſſeſſor von Meltzing. 24) Herr Schatzrath von König. 

ht Deputirte der Calenberg-Grubenhagenſchen Ritterſchaft: 25) Herr Land: 
rath von Klencke. 26) Herr Landrath und Oberforftmeijter von Reden. 27) Herr 
Major, Graf Alten. 28) Herr Forftmeifter von Alten. 29) Herr Gutsbefiger 
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Freiherr Grote. 30) Herr Gutsbefißer von Hugo. 31) Herr Hauptmann von Ilten. 
32) Herr Ganzleiaffeffor, Freiherr von Stralenheim. 

Sieben Deputirte der Lüneburgfchen Ritterichaft: 33) Herr Landratb von 
Bothmer. 34) Herr Hofrath von Lüneburg. 35) Herr Landeommiffair von Wenhe. 
36) Herr Regierungsrath von dem Kneſebeck. 37) Herr Amtsaffejlor von 333. 
38) Herr Cammerrath von der Decken. 39) Herr Juſtizrath von Harling. 

Sechs Deputirte der Bremen= und Verdenſchen NRitterjchaft: 40) Herr Haupt: 
mann von Marichald. 41) Herr Landrath von der Deden. 42) Herr Graf von 
Kielmandegge. 43) Herr Yandrath von Plate. 44) Herr Juſtizrath von der Deren. 
45) Herr Striegsrath von Hattorf (von der Verdenſchen Ritterjchaft). 

Drei Deputirte der Hoyafchen und Diepholzichen Ritterichaft: 46) Herr Land- 
rath De Trampe. 47) Herr Landrath von Drebber. 48) Herr Lanbeommifjair 
von Behr. 

Fünf Deputirte der Osnabrückſchen Nitterjchaft incl. Meppen und Lingen: 49) 
Herr Graf zu Münfter:Langelage. 50) Herr Juſtizrath und Erblanddrojt von Bar. 
51) Herr Freiherr von Schele. 52) Herr Gutsbefiger von Morſey-Kuhof. 53) Herr 
Gutsbefiger von Exterde (von der Meppen- und Lingenſchen Nitterfchaft). 

Vier Deputirte der Hildesheimjchen Ritterichaft: 54) Herr Oberftlieutenant von 
Röjfing, Präſident. 55) Herr Landrath von Gramm. 56) Herr Gutsbeſitzer von 
Daſſel. 57) Herr Droft von Hafe. 

Zwei Deputirte der Oftfriefiichen Ritterfchaft: 58) Herr Landratb, Graf von 
Wedel-Neſſe. 59) Herr... 

Ein vom Könige ernanntes Mitglied: 60) Herr Graf von Bennigjen. 

B. Zweite Gammer, 

1. In den Provinziallandfchaften erwählte Mitglieder des Schageollegii , welche 
nicht abeligen Standes find: 1) Bon der Bremen-Verdenſchen Landſchaft, Herr 
en Dr. Lang. 2) Von der Dftfriefifchen Landjchaft, Herr Schagrath extr., 
Amtsafjejjor Krimping. 

HM. Drei Mitglieder, welche der König wegen des allgemeinen Kloſterfonds 
ernannt hat: 3) Herr Schatrath Lehzen. 4) Herr Geheime Kriegsrath Wedemeyer. 
5) Herr Gabinetsrath Braun. 

II. Drei Deputirte der Stifter: 6) St. Bonifacii zu Hameln und St. Cos- 
mae et Damiani zu Wunjtorf, Herr Gonfiftorialrath Dr. theol. Bauer. 7) St. 
Alexandri zu Einbef und St. Beatae Mariae Virginis daſelbſt, Herr Superin- 
tendent Woltmann. 8) Des Stiftö Bardewiek und des Stifs Namelslohe, Herr 
Superintendent Meyer. 

IV. Ein Deputirter der Univerfität Göttingen: 9) Herr Profeſſor Brigleb. 

V. Zwei von den evangelifchen Königlichen Gonftitorien erwählte Deputirte. 
10) Bon dem Königlichen Conſiſtorio zu Hannover, Herr Schatz- und Oberfteuer: 
Rath Nafch. 11) Von dem Königlichen Gonfiitorio zu Aurich, Herr... 

Vi. Ein Deputirter des Domeapitels zu Hildesheim: 12) Herr Dom: Dechant 


Merz. 

VIE Sieben und Dreißig Deputirte nachfolgender Städte und Fleden: 13) und 
14) Zwei Deputirte der Reſidenzſtadt Hannover: Herr Stabtdircetor Evers und 
Herr Hofratb Dr. Holfcher. 15) Ein Deputirter der Stadt Göttingen, Herr 
Stadtſyndieus Dr. Defterley. 16) Gin Deputirter der Stadt Northeim, Herr 
Senator Friefe. 17) Ein Deputirter der Stadt Hameln, Herr Senator Roſe. 18) 
Ein Deputirter der Stadt Einbeef, Herr Senator Bruns. 19) Ein Deputirter der 
Stadt Dfterode, Herr Advocat Dr. phil. König. 20) Gin Deputirter der Stadt 
Duderftadt, Herr, Stabtpfarrer, Dr. theol. Seiters. 21) Ein Deputirter der 
Städte Moringen, Uslar, Hardegien, Dransfeld und Hedemünden, Herr Apo— 
thefer Meyer. 22) Gin Deputirter der Stadt Münden, Herr Bürgermeijter Bo— 
dungen. 23) Gin Deputirter der Städte Münder, Battenjen, Neuftadt a.R., 
Springe, Wunitorf, Eldagſen, Bodenwerder und Nehburg, Herr Bürgermeijter 
Wermuth. 24) Ein Deputirter der Städte Clausthal und Zellerfeld, für das 
Mal Clausthal, Herr... 25) Ein Deputirter der übrigen fünf Bergſtädte, mit 
Einſchluß von Herzberg, Elbingerode und Lauterberg, Her... 26) Ein Depu- 
tirter der Stadt Lüneburg, Herr Oberbürgermeifter Yindemann. 27) Ein Deputirter 
ber Stadt Uelzen, Herr Advocat und Procurator Schulg. 38) Ein Deputirter der 
Stadt Celle, Herr Kaufmann Schulg. 29) Ein Deputirter der Stadt Harburg, 


32 


Herr Stabtrihter Dr. Frande, Vicepräfivent. 30) Ein Deputirter der Etädte 
Lühow, Dannenberg und Hißader,, a das Mal Dannenberg, Herr... 31) 
Ein Deputirter der Städte Soltau, Walsrode , Burgdorf und Gifhorn , Herr A- 
vocat Hantelmann Il, Bicegeneraljyndieus. 32) Ein Deputirter der Stabt Stade, 
Herr Stadtjeeretär, Dr. jur. Willemer. 33) Gin Deputirter der Stadt Burte: 
hude, Herr Kaufmann Richter. 34) Gin Deputirter der Stadt Verben, Herr Stadt: 
Richter Dr. Yang, Präfident. 35) Ein Deputirter der Stadt Nienburg , Herr Bau- 
rath Duaet:Faslem. 36) Ein Deputirter der Hoyaſchen Flecken, Herr Advorat 
und Notar Ratjen. 37) Gin Deputirter der Diepholzihen Flecken, Herr Oeconom 
Huntemüller. 38) Ein Deputirter der Stadt Osnabrück , Herr Bürgermeijter , Land: 
und Schatzrath Dr. Stüve. 39) Ein Deputirter der Städte Duadenbrüd, Fürſte— 
nau und des Fleckens Melle, für das Mal’ Fürjtenau, Herr Amtmann Gerbes, 
40) Gin Deputirter der Städte Weppen,, Lingen und SHajelünne, für das Mal 
Meppen, Herr Bürgermeilter Dr. Vagedes. 41) Ein Deputirter der Stadt God: 
far, Herr Magijtratsdirector Dr Sandvoß. 423) Ein Deputirter der Stadt Hil— 
desheim ‚ Herr Juſtizrath Lüntzel. 43) Ein Deputirter der Städte Alfeld , Peine 
und Bockenem, für das Mal Peine, Herr Senator Bodenftedt. 44) Gin Depu: 
tirter der Städte Elze, Gronau, Sarftedt und Daffel, Herr Bürgermeijter Mer: 
kel 11. 45) Ein Deputirter der Stadt Emden, Herr Magiftratsajjeffor Brüdner, 
46) Ein Deputirter der Städte Aurich und Eſens, für dad Mal Eſens, Herr 
Landrat und Bürgermeiſter Euden. 47) Ein Deputirter der Stadt Norden, 
Herr Deichrentmeilter Gollmann von Schatteburg. 48) Gin Deputirter der Stadt 
Leer, Herr Landrat Schwerd. 49) Ein Deputirter der Städte Schüttorf, 
en und Neuenhaus, wie auch bes Fleckens Bentheim, Herr Amtmann 
ening. 

VII, Neun und Dreißig Deputirte der jämmtlichen Grunbbefiger aus ben 
unter VII. nicht aufgeführten Städten und Flecken, aus den Freien und dem Bauern: 
ftande, nämlid: Fünf von den Fürſtenthümern Galenberg, Göttingen und Gruben: 
bagen: 50), 51) und 52) Füritentyums Galenberg, Herr Hofbefiger Poppe, Herr 
Deconom Bartmer, Herr Hofbefiger Krade. 53) Fuͤrſtenthums Göttingen, Herr 
Advocat Dr. jur. Niemeyer. 54) Fürſtenthums Grubenhagen, Herr Deconom Söhle. 
Einer von der Grafſchaft Hohnitein: 55) Herr Hofrath Wilhelmi. Fünf von dem 
Fürjtenthume Lüneburg: 56) 1. Wahlbezirk, Herr Deconom Schmidt. 57) 2. Wahl: 
bezivt, Herr Deconom Hoppe. 58) 3. Wahlbezirt, Herr Deconom Voigts. 59) 
4. Wahlbezirk, Herr Hofbefiger Niechelmann. 60) 5. Wahlbezirf, Herr Poſtſpedi— 
teur Luͤbbecke. Fünf von den Bremenfchen Marichen: 61) vom Altenlande, Herr 
Sanvesdeputirter Schacht. 62) vom Lande Kehdingen, Herr Landesfecretair von 
Bremen. 63) von Neuhaus: Diten, Herr Gutöbefiger Srönde. 64) von Lehe-Ha— 
gen, Herr Hofbefiger Achgelis. 65) vom Lande Wurften, Herr Gutsbeſitzer Adickes. 
Drei von der Bremenſchen Geeft und dem Herzogthume Verden: 66) Herr Haupt: 
mann Böſe. 67) Herr Hofbefiger Breuer. 68) Herr Hofbefiker Siedenburg. Zwei 
von dem Lande Hadeln mit Einjchluß der Stadt Otterndorf: 69) Herr Gutäbefiger 
von Seth. 70) Herr... Vier von den Graffchaften Hoya und Diepholz, 
und zwar von den in der Ritterfchaftmatrifel ftehenden Freien Zwei: 71) Her 
a Dörrbecker. 72) Herr GutSbefiger Bernhardt und von den übrigen 
Grundbeligern Zwei: 73) Herr Hofbefiger Wrede. 74) Herr Hofbefiger Stubbe. 
Drei von dem Fürftentfume Osnabrüd: 75) Herr Gutsbefiger Ledebur. 76) Herr 
Advocat und Notar Buddenberg, Generaljyndieus. 77) Herr Colon Holling. Zwei 
von dem Herzogthume Arenberg: Meppen und der Niedergrafichaft Lingen: 78) Herr 
Hofrath Dr. Sermes. 79) Herr Deconom von Ohr. rei von dem Fürftenthume 
Hildesheim: 80) Herr Dr. jur. von Garßen. 81) Herr Hofbefiker Jordan. 
Herr Deconom Heinemann, Fünf von dem Fürftentfume Oftfriesland : 83 
Herr Gutsbeſitzer Peterfen. 84) Herr Gutsbefiger Viſſering. 85) Herr Sphl: 
richter Meyer. 86) Herr Landjchaftlicher Orbinairdeputirter Arens. 87) Herr 


Landrath Bejede. Einer von der Grafſchaft Bentheim: 83) Herr VBürgermeifter 
Wedekind. 
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II. 


Adrefie der Osnabrüder Bürger an den Magiftrat und diejes 
an den König. 


Sn einer Zeit, deren Ernft und verhängnißvolle Wichtigkeit nur der Verblen- 
dete zu mißfennen vermöchte, in einer Zeit, wo wir Throne wanfen und ftürzen 
feben, zunächſt da, wo die allein dauernde Grundlage, das Vertrauen und bie 
Liebe des Volks fehlt, ift Die nächfte Pflicht: Wahrheit. Sie zu reden, darf das 
Volk nicht bloß berechtigt, e8 muß dazu heilig verpflichtet erachtet werben. An den 
Herrſchern iſt's, fie zu hören! Wir, Die unterzeichneten Aiterleute, Bürger und 
Einwohner dürfen nicht den gerechten Vorwurf eines feigen Schweigend auf uns 
laden, wo Offenheit allein da8 Aergite abwehren Fann. Wir, aus der Mitte des 
Volks, wir wollen — fo viel an uns ift — Zeugniß ablegen von den mehr und 
mehr Berberben, ja Vernichtung drohenden Zujtänden im Vaterlande. Die Herr: 
fcher wiſſen nicht von ihnen, fonft — müfjen wir annehmen — wären fie nicht vor- 
— Die Rathgeber mißkennen fie in Kurzſichtigkeit oder verheimlichen fie in 
hlimmerer Abficht. Die Stimme des Volks aber dringt nicht zum Throne. Die 
Preſſe liegt unter der Feflel der Genfur, von der nur zu wahr gejagt wird, was 
der Deutliche nicht ohne Schamröthe wiederholen mag, daß fie eine Schmady jet, 
welche das beſonnenſte und gefittetite Volk Europa’s nur noch mit feinem raubelten 
im flavifchen Oſten theile. Die freie Rede ift verpönt, den Bürgern nicht geftattet, 
die eigenen Interefjen in großen aber ruhigen Verfammlungen zu berathen. Wo 
aber jede Geiſtesregung unterdrückt, jedes offene Wort, jede Theilnahme an den 
vaterländifchen Angelegenheiten verpönt wird, da muß zugleich ein Dämon im Fin- 
ftern erzeugt werben , der den Charakter des Deutfchen verdirbt, und das iſt bie 
ſchlimmſte Frucht. Wer aber trägt die fchwere Schuld , wer alfo die endlichen un— 
ausbleiblichen Folgen? Alle deutiche Männer, die ihr Vaterland lieben und bie uns 
würdigen, unerträglichen Zuflände in ihm erfennen und tief beffagen,, find in ber 
Erwiederung einig : 

Der deutjche Bund trägt die Schuld. 

Jene fragen: Wie hat der Bund Die gen erfüllt, die er dem Volfe 
gegeben, Das mit Gut und Blut Die geftürzten Throne herftellte, indem es bie brü- 
ckende Fremdherrichaft vernichtete ? Wie fteht e8 um die Wahrheit der im $ 13 der 
deutjchen Bundesacte verheigenen Vertretung eines mündigen Volks, den Regierun— 
gen gegenüber ? Theilweiſe iſt e8 mangelhaft, theilweife gar nicht vorhanden. Ruhi 
bat der Bund die Vernichtung von Verfaffungen gefchehen laſſen, gutgeheißen. Wa 
iſt von ihm in Dreiunddreißig Jahren gefchehen, um die Vortheile des Art. 19 in’8 
Leben zu rufen und mit ihnen Einheit im großen Vaterlande? Wie aut zeugt ges 
gen ihn das nothwendig gewordene Jufammenwirfen einzelner Staaten aus ihm, 
die fich den übrigen abjperren und fo eine unfelige Spaltung erzeugen! Was und 
aber feit langen Jahren von feiner Wirffamfeit fund geworden, beiteht in Hem— 
mungen , Verboten , Strafandrohungen , aller freien Entwidelung, jeder vernunftges 
mäßen Forderung der Zeit entgegen. Sonft wilfen wir von feiner feit lange; ber 
Bund hüllt feine Verhandlungen in das Dunfel des Geheimnifjes ,. gegenüber dem 
Volke, für das zu wirfen er berufen iſt. — — 

Jetzt, nad langem Schreiben, wendet ſich der Bund, abermals in einer je 
drängender Greigniffe, in der „bewegten Gegenwart” vor einer „ftürmijchen Zus 
funft” an das deutiche Volk in einer Proelamation, Die und, wir bürfen es ge- 
at in vieler Beziehung fehmerzlich berührt hat. Sie vor Allem bekundet, 
daß die Zuftände in Deutjchland nicht befannt find. Sie fordert auf zur Wirk— 
— * Erhaltung des Vertrauens. Sie unterſtellt alſo das, was nicht vor— 
anden iſt. 

Das iſt das Zeugniß verderblicher Unkenntniß der Verhältniife. 

Wir aber wiederholen: Der Bund beſitzt das Vertrauen des deulſchen Volkes nicht. 

Das ift freie Ueberzeugung Aller ; e8 ift die unfrige. 

Aber der freie Auspruf davon war von der Gewalt niebergehalten. Und wie 
unzählige Male fie auch ausgefprochen worden in den Etänbeverfammlungen,, wo 
oft das Zugeſtändniß der Negierungsmänner, faum jemals ein Widerſpruch erfolgte; 
der Bund bat fie nicht gehört oder nicht beachtet. — 8 
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Dann aber müflen wir darauf binweifen, daß ber drohende Sturm nicht be: 
ſchworen werben fann von den Zuſicherungen, die jenes Actenftük enthält. Oder 
wähnt man, daß der Glaube an Erfüllung in der langen Vergangenheit vergebli- 
chen Harrend vermehrt jei? Wie wäre das benfbar ? 

Oder fehlt e8 etwa an Beiſpielen, daß man gegebene Berfprechungen für un: 
verbindlich erflärt, mindeſtens die Zeit der Erfüllung in weite Ferne gerüdt, fi 
die Beitimmung derjelben einfeitig vorbehalten, das Verſprechen alſo illuforijch ge: 
macht bat? Wie endlich fann man überhaupt das Vertrauen des Volkes in Aniprud 
nehmen, dem man jelbjt jo wenig Vertrauen biäher gezeigt? Bertrauen nur vermag 
Vertrauen zu ermweden, 

Das if der Weg, ber allein zum nothwendigen- „einmüthigen Zulammenwir- 
fen die Regierungen und Völker in allen deutfchen Landen“ führt und „zur innig- 
ften Eintracht unter allen deutſchen Stämmen.” 

Je gewiffer es aber it, das „nur auf Eintracht und Zufammenwirfen bie 
Macht und die Unverleglichfeit Deutichlands beruhet“, um jo unerläßlicher ift es, 
daß durch Vertrauen die Eintracht bergeitellt werde. Man vertraue dem Volke, 
indem man demjelben die lang verfagten Rechte gewährt. 

Vor Allem zählen wir dahin: 

1) Entfeffelung ter Preſſe; dann hebe man 

2) das Verbot der Volföverfammlungen auf. 

3) Gebe man in einer Vertretung der Nation am Bundestage die notbivendige 
Gewährleiftung. 

Nur mit ihr ift es denfbar, daß dem Volke Theilnahme an den eigenen An- 
gelegenheiten,, den Fürften die Wahrheit zugänglich und gefichert bleibe, Vertrauen 
unterhalten werde. Dann fann Deutidland, ruhig und ftarf im Innern, Kraft 
nad) Außen entwideln. Diefe aber liegt entjchieden im Bolfe; in Zeiten großer 
Begebenheiten geben die ftehenden Heere, die der Production fräftige Hände ent: 
eb die Hälfte der Steuern hinwegnehmen , nicht den nöthigen Schuß. Die Ge: 
—* der 60 legten Jahre bezeugt es vielfach. Mo aber das Volf ſelbſt in ber 
Thellnahme an den Angelegenheiten des Baterlandes Liebe zu diefem gewonnen hat, 
ba * es im Augenblicke der Gefahr für daſſelbe. 

ie nächſte Zukunft kann ſie bringen. Sie droht nicht von Weſten allein; 
hier kann ſie durch behutſames Vermeiden aller Provocation von deutſcher Seite 
am leichteſten fern gehalten, dem Lande eine ſchwer drückende Ausgabe für Rüſtun— 
gen erſpart werden, ohne daß Jemand aus der Liebe zum Frieden Schwäche folgern 
dürfe. Wenn aber, und das iſt eher denkbar, wenn ein rohes Volk aus dem Oſten, 
für das Deutſchland feine Sympathieen bat, die Civiliſation in ber Freiheit bedro— 
hen möchte, dann gilt e8 mehr noch, daß e8 uns gerüftet finde. 

Wir empfehlen daher als Fräftigfte8 Schugmittel : 

4) Volksbewaffnung mit freier Wahl der Anführer. In jchmerzlicher Erinne: 
rung aber an die höchſt beflagenswerthen Vorfälle von Ausweijungen ehrenwerther 
und geachteter deutjcher Männer, Maßnahmen der Polizeigewalt einzelner Staaten, 
nur geeignet Spaltung uud Zwietracht zu erzeugen , empfehlen wir endlich dringend 

5) Annahme allgemeiner Grundjäge am deutjchen Bundestage zum rg. ber 
perfönlichen Freiheit aller deutfchen Staatsbürger. Zu unjerm verehrlihen Magi: 
ftrat hegen wir Die Ueberzeugung , daß er dem Volksleben nahe , unfere Anfichten 
und Ucberzeugungen theilen werbe, und bitten , fie durd alle geießlich zuftändigen 
Mittel geeigneten Orts geltend zu ‚macen. 

Allerdings liegen noch manche Punkte von nicht geringerer Bedeutung in ben 
Wünfchen und Erwartungen des Voiks, vor Allem n 

6) das Prineip der Deffentlichfeit in der Landes= und Gemeindenrepräjentation; 
fowte insbeſondere 

7) DOeffentlichfeit und Münblichfeit in der Rechtspflege mit Gefchwornengerichten. 

8) Sicherſtellung jelbftändiger Gemeindeverwaltung, in&bejondere eigene Ver- 
waltung der Polizei. 

9) Zurücdführung der Uebergriffe der Polizeigewalt in angemeſſene Grenzen 
zum Scuße der perfünlichen Freiheit; Uebertragung ber Polizeigewalt an die Gerichte. 

10) Aufhebung der noch beftehenden Eremtionen. 

11) Verantwortlichfeit der Miniiter. 

12) Beeidigung des Militärs auf die Verfaffung. 
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13) Erweiterung der aetiven und pajfiven Wahlfähigkeit in Gemeinde und Staat. 
A Freie Hebung der verſchiedenen Culten bei gleicher politijcher Berechtigung 
“ für Alle. 
15) Die Wohlthat des geficherten Unterrichts und die Bildung für alle Glafjen, 
nöthigenfall® auf Staatsfofien. 

Endlich aber empfehlen wir ganz beſonders 

16) Ernftliche Bedachtnahme auf Verbefjerung der Zuftände der arbeitenden 
Elaffe durch Sicherung der Arbeit und entiprechenden Lohn. 

Da diefe Punfte jedoch theils der eigenen — ee angehören, theils 
bei der eminenten Wichtigkeit näherer Erörterung bedürfen, behalten wir uns un— 
fererjeit8 eine folche bevor bis zu dem hoffentlich nicht ferneren Augenblid der Be— 
rufung unferer Stände. Der Drang der Zeit aber wird, wir hoffen e8, unſerer 
Megierung die Ueberzeugung der Nothiwendigfeit einflößen,, unverzüglich Vorarbeiten 
einzuleiten, die jene hoben Spntereffen fördern. Daß der Mugenbli jener Veru— 
fung bejchleunigt werde, ift ein natürlicher Wunſch. Zu feiner Erfüllung mitzu- 
wirken unjere angelegentliche Bitte. 

Wir fehließen in der Ueberzeugung , unjere Pflicht erfüllt zu haben, indem wir 
die Wahrheit redeten. Preis der Allmacht, die fie zu reden wichder. verftattet ! 
Sonft war die Liebe zu ihr der Ölanzpunft im beutjchen Gharafter 5* aber 
nachmals angehaucht vom Gifte des Preßzwanges. Trete ſie überal in dag alte 
Necht! Mögen die Mächtigen der Erde ihrer Stimme dad Obr nicht verjchließen ! 
Die Herzen lenfe der König der Könige! Gott jegne das deutjche Vaterland ! 

Osnabrück, den 7. März 1848. 


IV. 
Adrefje aus dem Lande Hadeln und Kehdingen. 


„An das Gabinet Sr. Maj. des Königs von Hannover. 
Gnädigſter Freiherr! 
Hochgebietender Herr Staatd: und Gabinetsminiiter ! 

Die legten Ereigniffe in dem Nachbarlande Frankreich Haben wohl jeven Deut- 
ſchen, mag er in Paläften oder Hütten wohnen, zum erniteiten Nachdenken gejtim mt. 
Ihre welthiftorifche Bedeutung tritt mit jedem Tage entjchiedener hervor. 

Sie find der Sieg des fittlichen Prineips über das der phufifchen Gewalt und 
des Syſtems der Arglift und der Täufchung. 

Eine Regierung iſt gefallen , weil fie fich diefem Syſtem verbungen , jebes Ber: 
trauen im Bolfe und dadurch jeden feiten Boden verloren. 

In keiner Zeit mehr, wie in der gegenwärtigen, thut Noth ein feſtes Zuſam— 
menhalten der Regierung und des Volkes, ein einträchtiges Zufammenwirfen ber 
Megierung und der Stände, die des Volkes Wünjche und Bedürfniffe begriffen und 
die den erniten Willen und den Muth haben für ihre endliche Verwirklichung zu 
fireben und daran die ganze Kraft des Lebens zu jegen. — 

Wie in allen deutſchen Landen, ſo auch hier, haben die jüngſten Ereigniſſe in 
den Herzen Vieler gezündet, und wiederum belebet die Hoffnung auf beſſere freiere 
Tage. Es iſt dadurch eine Aufregung entſtanden, wie wir fie ſelbſt in den Jahren 
1830 und 1831, 1813 und 1814 nicht erlebt. 

Das Vertrauen dagegen ijt wanfend geworben zwijchen Regierung und Regierten 
feit dad Grundgejeg von 1833 bejeitigt und den Anforderungen der Zeit feine Red): 
nung getragen. 

Sefege find erfchienen,, die an eine düſtere Vergangenheit erinnern, im Wider: 
ftreit Stehen mit der öffentlichen Meinung und den billigiten Wünfchen des Volks 
nicht entjprechen. 

In anderen Ländern find die Stände verfammelt, um über die Bebürfniffe ber 
ame, die feinen weiteren Aufichub leiden, einen fofortigen Beſchluß faſſen 
zu fünnen. 

Die Eonvpeation der Vertreter dieſes Landes jteht bevor. gs 
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Zur Beruhigung der ungewöhnlich aufgeregten Gemüther iſt eine fehleunige Zu: 
fammenberufung der dermaligen Etände diefes Köntareich8 unerläßlich. j 

Wir vertrauen zu ihnen, daß fie für die endliche Verwirklichung der Wünſche 
und Forderungen des deutſchen und hannoverſchen Volks, zu denen es ſich ein 
Mecht durch freiwillige Hingabe feiner Söhne erkauft, Sorge tragen werben. 

— Wir bezeichnen als die dringendflen und gerechteſten Forderungen der deutſchen 
ation: 

1) Ein deutfches Parlament. 

Vertretung des deutjchen Volkes bei dem Bundes - oder Fürftentage zu Frankfurt. 

Deffentlichfeit feiner Verhandlungen , damit Vertrauen zurüdfehre und Deutich- 
land ftarf jet nach Innen und Außen. 

Die Regierung Hannovers wird fich den auf die Verwirklichung dieſer dringend: 
ften Begehren des deutſchen Volkes gerichteten Beſtrebungen, welche bereit3 die Re— 
gierung von Baden angebahnt, anſchließen und mit den übrigen beutichen Negie- 
rungen erfennen,, daß in der Achtung der Rechte und Freiheiten des Volks die ficherite 
Gewähr der Ruhe und Aufriedenheit des Volkes Liegt. 

2) Eine freie Wehrverfafjung, Bürgergarden, mit freier Wahl der Officiere 
zur Erftarfung und Sicherung des Landes nad) Innen und Außen. 

3) Preßfreiheit, der Geijt einer Nation, welche fich mit Mecht die gebilbetite 
nennen darf, foll nicht mehr in das ſchmachvolle Joch der Cenſur gefnechtet werben. 

Die alte, ohne ftändijche Einwilligung, bloß für einen tranfitorifchen , längft 
vergangenen Zuſtand erlaffene Veroronung von 1705, daß nichts ohne Zuftimmung 
bes Genfors gedruckt werden ſolle, ift eine Satyre auf die Zeit. 

Hannover fann und darf fih dem Einfluffe deutjcher Geſittung, den Fortichrit: 
ten der Zeit nicht entziehen. 

4) Verantwortlichkeit der Minifter. 

Orffentlichfeit der ftändifchen und Gemeindeverhandlungen,, Befchränfung ber 
Allgewalt der Polizei ; eine wirklich unabhängige Juſtiz. 

5) Anerkennung des freien Vereinigungsrecht3 , das in den legten zehn Jahren 
vielfady verfümmert worden Durch polizeiliche Ordonnanzen , die feinen Halt in ben 
Geſetzen hatten; Gntfernung des Bevormundungsſyſtems, das Miptrauen Fund 
en von der Regierung und Mißtrauen erregt bei dem Wolfe, alfo freie, in 

abrheit freie Selbfiverwaltung der Gemeinden; überhaupt die Einführung einer 
Conſtitution auf freifinnigen Grundlagen, deren Sicdyerung und Aufrechterhaftung 
einem beutjchen volfsthümlichen Areopag anvertraut bleiben muß. 

6) Ein volfsthümliches Gerichtöverfahren , Deffentlidfeit und Mündlichfeit des 
bürgerlichen und peinlichen Verfahrens , legtere8 mit Echwurgerichten,, ift ein drin— 
gende8 Bedürfniß der Zeit. 

Das Volk erfennt in dem geheimen jehriftlichen Verfahren eine Galamität, und 
beflagt es darum um jo tiefer, daß feine Wünjche nicht berückfichtigt,, ja, daß jekt 
das veraltete Syitem noch durch Das neue Preßgeſetz befeftigt werben joll. 

Die Suspenfion dieſes zeitwidrigen Geſetzes wird erwartet. 

Das find unſere Wünſche und, wie wir zuverfichtlich hoffen, Die aller Gebil- 
beten, welche redlich zum Wolfe halten. 

Das find die Rechte und Forderungen des deutichen Volkes, das einft Durch 
eigene Kraft und mit dem Blute feiner Söhne fich frei gemacht von dem fremden 
Joche und die Fürften zurüdgeführt hat auf ihre Throne ; des Volkes Rechte aber, 
ee Sabre 1813 feierlichft verheißen, find no immer im Jahre 1848 unerfüllt 
geblieben. — 

Es thut nicht Noth, dieſe Forderungen und Rechte näher zu begründen; das 
iſt ſeit Jahren immer und immer wieder geſchehen in vielfachen Petitionen durch die 
Preſſe und durch die Stände in den verſchiedenen deutſchen Gauen. 

Bislang ſind dieſe Stimmen nicht erhört, das deutſche Volk hofft, daß es 
nicht länger erfolglos um das bitten werde, was es als Recht fordern kann. 

Wir erſuchen Euer Exeellenz gehorſamſt, 

nad) erſtattetem Vortrage an Seine Majeſtaät den König, die Stände des 
Königreich® unverweilt zu einer Öffentlichen Berathung und Verhandlung zu- 
jammenzuberufen und mit ihnen für die emdliche Erfüllung diefer billigen 
und gerechten, ſeit langen, langen Jahren unterdrüdten Wünjche und For: 
derungen bes deutſchen, wie des hannoverfchen Volkes Fräftigft Sorge zu tragen. 
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Dann, aber au dann nur, iſt zu hoffen, daß das in jüngfter Zeit durch bie 
Vernichtung der Verfaffung geftörte Vertrauen des hannoverfchen Voltes allmählig 
wieder hergeftellt werbe. 

Dtterndorf, den 9. März.“, 


V. 


Bericht des Badiſchen Geſandten über die Lage des Bundes vom 
8. März 1848. (Das ſ. g. Sündenregiſter des Bundes.) 


Er lautete wie folgt: „Bon der Bundesverfammlung aufgefordert, über Die 
dermalige Lage des Deutjchen Bundes, mit Nüdficht auf die neueften Ereigniffe in 
Frankreich, zu berichten , fühlt der Ausſchuß die volle Berteutung des ihm geworbenen 
Auftrages. — Im Drange der Greigniffe vermag er ſich nicht auf weitläufige Aus— 
führungen und Grörterungen einzulaſſen, vielmehr befchränft er ſich auf das Noth: 
wendigite und auf dasjenige, was zunächft zu thun fein dürfte. 

Die Beleuchtung der inneren Lage des Deutjchen Bunde® muß der Ausschuß 
mit dem betrübenden Befenntniß beginnen, daß der Deutiche Bund und fein Or: 
gan, die Bundesverjammlung,, längit fchon das allgemeine Vertrauen in ihre ge— 
deihliche Wirffamfeit verloren haben. Ein ſolches Vertrauen ift aber die Grundbe- 
dingung des Fortbejtandes einer jeden politiſchen Inſtitution. 

Hohe Bundesverfammlung wird es dem Ausfchuffe erlaffen, Die Urſachen aus: 
führlich daraulegen, die einen ſolchen beflagenswerthen Zuſtand herbeiführten. — 
An ihm iſt e8 nicht, den Anfläger gegen dieje Verfammlung und die höchiten Bun» 
besregierungen zu machen. Nur einige der hbauptjächlichiten Gebrechen des Bundes 
muß er jet hervorheben. 

Schon die Grundverfaffung des Bundes war eine mangelhafte und ungenügenve. 

Manche Gegenſtände waren darin aufgenommen, die füglich den einzelnen Bun: 
besgliedern hätten überlajlen bleiben fünnen,, während andere und wichtigere, bie 
zur Gntwidelung und Gritarfung des Bundes unentbehrlich waren, von deſſen Com— 
petenz ausgejchloffen, oder Doch nur als Veriprechen oder Wunfch bezeichnet wurden. 
— Die Erfüllung ſolcher Berfprechen und Wünfche wurde aber von der Einhellig— 
feit der Stimmen abhängig, und dadurch die Erreihung eines befriedigenden Re: 
fultatö von vorn herein unmöglich gemacht. Auf dieſem Wege fonnten die zu einem 
wahren und fräftigen Bunde unentbehrlichen Anftitutionen nicht ausgebildet, und 
nod) weniger zur Anwendung gebracht werben. 

Der Sopuverainität der einzelnen Bundesjtaaten wurbe dadurch eine Ausdeh— 
nung gegeben, welche die Wirkſamkeit des Bundes in ſtets engere Grenzen einzwän= 

en mußte. 

— Hieraus entſprang die Abhängigkeit der Bundestagsgeſandten von ſpeciellen In— 
ſtruetionen, und die Unmöglichkeit der Entwicklung irgend einer ſelbſtſtändigen Thä— 
tigkeit dieſer hohen Verſammlung. — Die Protokolle hoher Bundesverſammlung 
waren nichts mehr als ein Repoſitorium von Vorträgen und einzelnen Abſtimmun— 
en, ohne inneres Leben und Zuſammenhang, ohne Austauſch der Ideen und An— 
ſichten, ohne ein ſich daraus mit Folgerichtigkeit ergebendes Reſultat. Dazu kam 
eine mangelhafte Geſchäftsordnung, deren Vervollſtändigung nicht einmal verſucht, 
und noch weniger erzielt wurde. Allein auch diefe Geſchäftsordnung konnte bei der 
Stellung , die den Bundestagsgefandten von ihren Negierungen gegeben war, nicht 
einmal eingehalten werben. 

Die mit dem Präfidium hoher Bundesverfammlung betraute erfte Bundesmacht 
war feit vielen Jahren nur auf Furze Zeit durch ihren eigenen Gejandten dahier 
— Dies mußte die einheitliche und raſche Erledigung der Geſchäfte noch mehr 
erſchweren. 

Kein Wunder, daß nach allem Obigen das Anſehen der Bundesverſammlung 
von Tag zu Tag mehr ſank, und ſich zulegt in fein Gegentheil verwandelte. Dies 
mußte um fo mehr und um fo fchneller ar als die Fälle fihh mehrten, wo 
von vielen Bundesregierungen die mühjam zu Etande gebrachten Bundesbeſchlüſſe 
peufie nicht publieirt, oft nicht ung und zuweilen al® geradezu unverbindlich er: 
lärt wurden. In manchen Bunbesgebieten ift weber bie Bunbesacte noch die Schluß: 
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aete und bie anderen Grundgefeße des Bundes jemals gefeklich befannt gemacht, — 
nur zu häufig iſt der Vollzug der Bunbesbeichlüffe von den Beftimmungen der Lan- 
desgejeßgebung abhängig gemacht worden. Nur diejenigen Bundesbeſchlüſſe, welche 
der öffentlichen Meinung entgegentraten und deren Berantwortlichfeit die Bundesre— 
gierungen daher Lieber dem Bunde überließen, wurden als Bundesgeſetze publicirt 
und als ſolche auf deren Befolgung gehalten. Wie konnte da das Volk Nertrauen 
zum Bunde und defjen Organ der Bundesverfammlung fallen, ja wie fonnte er nur 
in das öffentliche Bewußtſein übergeben! n demfelben Berhältniffe aber, wie die 
Souverainität der Bundesftaaten fich auf Koften des Bundes zu erweitern fuchte, 
nahm die Wirfjamfeit und das Anjehen der Ständeverfammlungen in den einzelnen 
Bundesftaaten zu. Die Ständeverfammlungen bildeten die landitändifchen Verfaſſun— 
en zu wahren NRepräjentativverfafiungen aus und wurden dadurch zur eigentlichen 
Degierungägewalt , und durch Die Deffentlichfeit ihrer Verhandlungen auch zum Trä— 
ger ber allgemeinen Meinung. 

Da die Bundesverjammlung die Deffentlichfeit ihrer Verhandlungen aufgehoben 
hatte, fo würde fie, jelbit wenn fie die erforderliche Wirkſamkeit beſeſſen hätte, 

egen eine folche neu eritebende Macht nicht haben in die Schranken treten fünnen. 
Ser war jeder Einfluß auf die öffentliche Meinung benommen und der Bund konnte 
daher auch nicht durch diefe Meinung gehoben und getragen werben. 

Da die Bebürfniffe der Neuzeit dringend Befriedigung forderten , dieſe aber 
durch den Bund nicht gewährt werben fonnte, wandten fich Die deutjchen Wölfer 
immer mehr den Ständeverfammlungen zu, und überliefen e8 den Regierungen und 
dem Bunde, fich gegenjeitig unwirkſam zu machen. 

Ein folcher Bund fonnte die Sympathien der deutichen Völker nicht für fih 
gewinnen. Für das PVerfinfen des Bundes fonnten die Bemühungen vieler deutſchen 
Regierungen , durch Separatvereine dasjenige zu erzielen, was Griterer nicht zu 
gewähren vermochte, feinen hinreichenden Erfaß bieten. Dieje Vereine dienten viel- 
mehr dazu, die Unvollfommenheit und Mangelhaftigfeit de8 Bundes noch augen 
fcheinficher zu macen. Es wurde dadurch einer Hauptforderung der deutfchen Böl- 
fer nicht genügt, der der Entwidlung und des Schußes nationaler Intereſſen in 
den inneren und äußeren Beziehungen Deutjchlands. 

Sm diefer Lage wurde Deutfchland von den neueiten Greigniffen in Frankreich 
überrajcht. — Die Dynaftie der Orleans wurde in fürzerer Zeit vom Throne ge 
ftürzt und aus dem Reiche vertrieben, als es bedurfte, die ältere Linie der Bour— 
bons aus dem Erbe ihrer Väter zu verdrängen. Die Republif wurde proclamirt. 
Der Rückſchlag auf Deutfchland war ein gewaltiger. — Auch in diefem Lande wa- 
ren bie Gemüther auf eine große Umgeſtaltung vorbereitet, — in den Ständever- 
fammlungen , in öffentlichen und geheimen Zufammenfünften , durch die Prefle, war 
feit Jahren auf das gleiche Ziel hingearbeitet worden, Bei ber Lage ver Regie— 
rungen und des Bundes war eine —— Bewältigung dieſes Rückſchlages ſchwer 
möglich. Die Richtung deſſelben wurde zuerſt durch die bekannten, im Großherzog— 
thum Baden aufgeſtellten vier Forderungen: einer allgemeinen Volksbewaffnung, 
uneingeſchränkter Freiheit der Preſſe, Einführung der Schwurgerichte und eines 
deutſchen Nationalparlaments, bezeichnet. Der Reihe nach wurden ähnliche Forde— 
rungen in anderen Bundesſtaaten aufgeſtellt und deren Gewährung durch Deputa— 
tionen, Adreſſen und Volksverſammlungen herbeigeführt. Die Regierungen eilten 
Conceſſionen zu geben, die mehr oder weniger mit dem bisherigen Bundesſyſteme 
im Widerſpruch ftehen und eine völlige Umgeftaltung der inneren Verhältniffe ver 
einzelnen Bundesftaaten herbeiführen müſſen. 

Das Nähere hierüber glaubt der Ausschuß in dermaliger Sachlage umgehen zu 
fönnen. Die Aufgabe hoher Bundesverfammlung ift e8 nun, wieder Einflang und 
Uebereinftimmung in bie geftörten Verhältniffe zu bringen, und dadurch den innern 
und außern eng Deutſchlands zu fihern. — Hierzu dürfte die Thätigfeit diejer 
Behörde in ihrer bermaligen Lage und ohne bedeutende Veritärfung der Gentralge= 
walt de Bundes im nationalen Sinne nicht ausreichen. Dies gebt am deutlichiten 
aus der Wirkung et , die durch die neueften Beichlüffe der Bundesverfammlung 
hervorgebracht worden ift. — Gewiß hat der Aufruf hoher Bundesverfammlung an 
die Deutfchen Regierungen und Völker bei Vielen guten Eindruck gemacht, im 
Allgemeinen aber Vertrauen F erwecken nicht vermocht. Ebenſo wenig bewirkte 
ber über die Preſſe gefaßte Beſchluß, daß die Regierungen denfelben zur Grund— 
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lage ihrer Entjchließungen in Beziehnng auf dieſe wichtige Angelegenheit mad}: 
ten. — Es muß daher nad) andern Mitteln geforjcht werben, um Deutjchland vor 
innerem Zwiefpalt und Anarchie zu jchügen. Es Steht Großes und Entſcheidendes 
auf dem Epiele. Zwar bat es den Anſchein, daß die Gemähigtern der Anhänger 
der nationalen Entwidelung Deutjchlands bei dem Verlangen eines deutſchen Par: 
fament8 davon ausgehen, daß die einzelnen Bundesitaaten und deren Verfaffungen 
erhalten und in dem Parlamente nur die Gejammtheit der Deutjchen Fürften und 
Völker als Geſammtmacht vertreten fein ſolle. Sn diefem Sinne hat fich eben erſt 
die am 5. d. M, in Heidelberg abgehaltene Verfammlung von Angehörigen verjchie- 
dener Bundesftaaten ausgejprochen. — Mlein hinter den aemäßigten Männern des 
Fortſchritts ſteht die Partei der Ultimadicalen und Nepublifaner, die nach einer 
allgemeinen Deutfchen Republik ftrebt. Gebrängt von der einen Geite durch die 
Gemäßigteren und von der andern durch Die noch nicht von der Bewegung ergriffe: 
nen Regierungen, könnte dieſe Partei fich unter Verleugnung alles patriotifchen 
Sinnes auf die Hülfe einer Partei des Auslandes ftüken und dadurch den Anlaß 
zu ben bebenflichften Gonflieten geben. 

Diefer Gefahr darf Deutjchland nicht ausgefegt werden. 

Nach Obigem muß anerkannt werden, das die Verfafjung des Deutjchen Bun— 
des, wenn Deutjchland einig, ſtark und friedlich bleiben joll, einer Revifion auf 
breiter nationaler Grundlage bedarf. 

Hohe Bundesverfammlung dürfte fich gedrungen ſehen, fich hierüber offen aus— 
aufprehen. Als Folge hiervon würde fid) ergeben, daß Beitimmungen über bie 
Art und Weife getroffen werben müflen, wie dieſe Revifion der Bundesverfafjung 
zu bewirfen ftehe. Hierüber behält der Ausschuß fich mweitern Vortrag vor. Sit 
einmal befannt,, daß die verfaffungsmäßige Gentralbehörde des Bundes ſich mit Der 
Revifion der Bundesverfaffung auf zeitgemäßer nationaler Baſis beichäftigt, wer: 
den damit die zur Ausführung dieſer Revifton erforderlichen Einfeitungen mit der 
möglichften Befchleunigung verbunden, jo wird die Bundesverfjammluna die Augen 
der deutſchen Nation auf fich ziehen und, gelingt das große nationale Werk, das 
allgemeine Vertrauen gewinnen. — Damit aber wird den Gefahren weitern Um: 
ſturzes vorgebeugt fein. 


VI. 
Proclamation vom 20. März. 


Hannoveraner! Auf viele eingegangene Vorſtellungen habe Ich bereits die 
Cenſur aufgehoben, die Oeffentlichkeit der Ständeverſammlung geſtattet, das Aſſo— 
ciationsrecht anerfannt, die erbetene Amneſtie und Rehabilitation der wegen politiſcher 
Vergehen Berurtheilten, wie hiedurch ausdrücklich gefchteht, gewährt, und wegen 
mehrer anderen Puncte Euch weitere Erwägungen und Verhandlungen verjproden; 
aber Ich kann nicht mehr thun, bis die Stände verfammelt find, und habe befoh- 
len , daß Alles, was nöthig ift, joll alsdann bereit jein. 

Insbeſondere will Ich bei den gegen früher wefentlich veränderten Verhältniffen 
im gefammten Deutichland an die Stände Anträge auf Abänderung der Landesver— 
Ielans richten , welche auf Verantwortlichfeit der Minifter genen das Land und auf 

ereinigung der Königlichen und Landescaffe begründet werben jollen. 

Ich ermahne Euch Alle, die fernere Entwidelung der Verhältniffe in Ruhe und 
ohne Störung der gejehlichen Orbnung zu erwarten. 

Hannover , den 20. März 1848. 

Ernft Auguf. 


VII. 
Reſcript vom 20. März an den Magiſtrat und die Bürgervorſteher 
zu Hannover. 


Bekanntmachung. 
annover, den 20. März. 


„H 3 
Des Königs Majeftät Haben geruhet, ven Geheimen Rath Freiheren von Falde 
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auf fein Anfuchen unter Bewilligung von Benfion des Dienſtes in Gnaten zu 
entlafien. 

Sämmtliche Herren Vorftände der Königlichen MinijterialdepartementS haben 
eute Sr. Königlichen Majeftät ihre Entlafjung eingereicht. Des Königs Majeltät 
aben die Entlaffung angenommen, jedoch zu befehlen gerubt, dab die jegigen Mi⸗ 

niſterialvorſtände bis zu der bereits eingeleiteten Ernennung ihrer Nachfolger einſt— 
weilen die —— fortzuführen haben. 

Se. Maj. der König haben den Senator Dr. Heintze auf fein Anſuchen von 
dem ihm ertheilten Auftrage zur Wahrnehmung der Polizeidireetion zu Göttingen 
gänzlich zu entheben geruht.“ i 

„An den Allgemeinen Magiftrat n die Bürgervorfteher Meiner Refidenzitabt 
annover, 

Ernft Auguft, von Gotte8 Gnaden ac. 

In Anerkennung des von den getreuen Bürgern Unferer Refidenzitabt in den 
legten Tagen bewiejenen Eifers für Erhaltung der gejeßlichen Ordnung haben Wir 
Uns in Gnaden bewogen gefunden , unter in jo weiter Abanderung des Polizeiregle— 
ments vom 9. Januar 1846 hiedurch zu beftimmen , daß dem hiefigen Stabtdirector 
vom heutigen Tage an, die früher vom Stadtdirector als Chef der Polizei aus— 
geübten Befugniſſe wieder übertragen werben jollen, 

Dieferhalb etwa erforberliche weitere Abänderung des Polizeireglements bleibt 
vorbehalten. 

Hannover, den 20. März 1848. 

Ernjt Auguſt.“ 


VIII. 
Adreſſe der in Hannover anweſenden Deputirten und Beimänner an 
Königliches Geſammt-Miniſterinm vom 28. März. 

Die weltgefchichtlichen Ereigniffe der legtern Zeit, die von Franfreich ausge: 

angen , haben in allen Gauen Deutjchlands, auch in denen, in welchen jeder Gemein 

{mm und alles öffentliche Leben erftorben jchien , eine jolche Aufregung , welche kaum 

er ber Jahre 1813 und 1814 vergleichbar , hervorgerufen, und find wohl geeignet, 

jeden, der ein Herz für das Vaterland hat, zu dem erniteften Nachdenfen zu ſtim— 

men. Man wiürde fich auf eine dem Gemeinwejen verderbliche Weife täufchen,, wenn 

man die Urfache der Aufregung nur darin fuchen wollte, daß der Thron und Damit 

das Spitem des gemeinften Eigennußes und des Luges jenfeitd des Rheins zer: 
trümmert, 

Wohl * Deutſchland einen lebhaften Antheil an dieſem Umſturz genommen, 
weil dadurch der Sieg der fittlichen Macht über die rohe Gewalt und der Gleißne— 
rei gefeiert ; aber es würden dieſe Greigniffe in Deutfchland ohne weiteren Einfluß 
vorübergegangen fein, Deutichland würde nur den Antheil daran genommen haben, 
den jeder Freund der Menfchheit an dem Untergang der Gewalt, der Lift und des 
Sceinwefend nimmt, wenn bier die öffentlichen Zuftände den Beſſeren und Fried- 
licheren im Bolfe genügt hätten, Wir haben feit Jahren ſchon in Deutjchland auf 
einem Vulean geftanden,, das furchtbare Feuer Der Unzufriedenheit, Das jegt Deutjch- 
land durchzuckt und zu den bevenflichiten Folgen führen fann, wenn es nicht bei 
yon befchwichtigt wird, ift angezündet in Carlsbad, durch die Gonferenzen ber 

ipfomaten, welche jedes öffentliche Leben eritiden wollten und meinten, daß ber 
Geiſt auf — ſich in Feſſeln ſchlagen ließe und die Völker ihre dietamina anneh— 
men würden bis ans Ende der Tage. Dem iſt aber nicht ſo. Die öffentliche Mei— 
nung hat ſich kundgegeben in Deutſchland, die Freiheit iſt in den erſteren Reichen 
des Sehe aterlande8 durch eine Bluttaufe gegangen, und aud in Wien 
und Berlin Hat die fittliche Kraft gefieget über Die brutale Gewalt und ift e8 aller 
Welt fund geworden, daß die Etimme des Volkes wohl durch künſtliche Mittel 
niebergehalten,, aber nicht dauernd unterbrüdt werben fann, daß fie fih um fo 
mächtiger Bahn bricht, wenn fie längere Zeit gewaltjam zurücdgebrängt worben. 


Sie hat fich als eine Kraft bewährt, welcher dauernd feine Regierung Widerftand 
leiften fann, 


41 


Die a ift vorüber, wo man, will man nicht das Vaterland den furchtbar— 
ften der Zuftände Preis geben, fich nicht länger täufchen darf über die Urjachen 
des Uebels; durch ein richtiges Erfenntniß derjelben iſt die Heilung bedingt. 

Die Unterzeichneten find befonders beauftragt oder doch kraft ihrer Stellung 
berufen, der Königl. Regierung und den hohen Ständen Zeugnifi abzulegen von 
den Anfichten ihrer Vollmachtgeber über die Grundurfacden des Üebels und die Mit: 
tel, von denen zunächſt eine Abhülfe erwartet werden kann. 

Sie haben ſich zu dem Ende bier in Hannover vereinigt und die höchſtwichtigen 
Fragen wiederholter Erwägung unterzogen mit der Befonnenheit und Ruhe, die dem 
deutichen Charakter vor allen eigen und die Lage des Vaterlands erheiicht. 

Ueber die Grundurfache der Aufregung im Königreiche Hannover bat durchaus 
feine Verſchiedenheit der Anfichten unter ihnen ftattgefunden. Es gebt nur eine 
Stimme durch das ganze Land dahin: 

Dauernd ift feine Ruhe zu hoffen, feine Zufriedenheit, fo lange eine privilegirte 

Adelskammer beiteht. 
Die Adelsherrſchafl bat ſeit Jahren ſchon, vornehmlich feit dem Jahr 1837, wie 
ein Alp auf dem Lande gelagert, und ift jeder freieren Bewegung entgegengetreten. 
Vollends hat er — mit allerdings anzuerfennenden ehrenvollen Ausnahmen — feit 
dem Berfafjungsfampf alles Vertrauen, jeden Boden im Lande verloren, feine Ka— 
ſten-Intereſſen, ja jelbft das dem Eigenthum verderbliche, das Leben feiner Mitbür: 
ger gefährdende Jagdrecht, über die gemeinfamen Intereſſen des Vaterlands geftellt. 

Es meint daher das Land, daß unmöglich ihr eine entjcheidende Stimme bei 
der Wahrung der öffentlichen Intereſſen anvertraut werden kann. 

Bor allen Dingen — hat ung jeder aus dem Lande zugerufen — tradhtet dar— 
nach, daß ber Einfluß des Adels gebrochen werde. Es Fehrt, bevor dies nicht ge- 
ſchehen, Feine Ruhe ins Land zurüd. Co lange eine beiondere Adelskammer beftcht, 
ift dem Adel Gelegenheit gegeben zur Reaction. In biefer getrennten Kammer wird - 
man jede Gelegenheit zu reactionairen Bewegungen ausbeuten, gewiß jeder Entwide- 
lung einer auf freifinnigen Grundlagen fich jtüßenden Verfafjung Widerftand leiften 
und jo das Feuer, wenn folches unter der Aſche glimmt, fortwährend fchüren. 

Die Ereigniffe drängen, jeder Tag bringt ein neues, und füllt ein Menſchenle— 
ben aus, die ungewöhnliche Zeit erheiicht ſchnelle Mittel zur Handlung, jollen uns 
nicht die Greignifje überflügeln und uns in den Abgrund hineinziehen. Der Buch— 
jtabe töbtet, der Geift der Wahrheit iſt e8 allein, ver lebendig macht — das ift ein 
Wort, das wir vor allem in heutiger Zeit berücfichtigen follten. Die Ereigniffe 
ordnen fich nicht den Grundiägen und Doetrinen, nicht den nicht auf Wahrheit und 
Necht beruhenden Menjchenjagungen unter; fie haben ein Syſtem zu Schanben ge: 
macht, das jo Fünftlich aufgebaut ſchien, daß man meinte, e8 werde jeder menfchli- 
chen Gewalt Troß bieten fönnen. « | 

Wir wünjchen der Regierung den Muth und die Kraft, Herr der Verhältniffe 
zu werden, damit nicht bloß die Wunden übertündht werben, um nach einigen Jah— 
ren deſto gefährlicher zum Ausbruch zu kommen. 

Die Unterzeichneten erklären demnach als ihre und der von ihnen Vertretenen 
einftimmige Anficht 
1) daß eine Neugeftaltung der Verfafjung unter Berücfichtigung des von dem Mi- 

nifterio erlaffenen Programmes ftattfinden müfle , 

2) daß bei diefer Verfaffungsänderung die Adeldcammer, fo wie alle und jede Be: 
vorzugung des Adels auch in der PWertretung des Landes befeitigt werde, 

3) daß, falls eine Verfaffung auf biefen Grundlagen mit den jegigen Ständen 

innerhalb — kurzer Friſt nicht vereinbart werde, eine conſtituirende, unter 

Erweiterung des activen und Nichtbefchränfung bes paſſiven Wahlrechts zu erwäh— 

(ende Verfammlung zufammen zu berufen jet. 

Hannover, den 28. März 1848. v 

Dr. $reubentheil, ald Gondeputirter für die Stadt Stade. Plaß, Conrector, desgl. 
r Stade. A. Grumbreht, desgl. für Lüneburg. E. Hantelmann II., Deput. 
er Städte Soltau, Walsrode, Gifhorn u. Beer E. Weinlig, al8 Dep. 

ber Stadt Soltau, G. Hoftmann u. I. Wolde für die Stadt Gele. Ad. Langrehr, 

Gond. für den 4. Lüneb. ländlichen Wahlvifiriet. I. Schmoldt, als Cond. für das 

Amt Neuhaus a. d. Ofte. C. 3: Schüße, für mich ald Bürger der Stadt Han- 

nober. v. d. Dften, als Cond. für das Land Kehdingen, Dr. Glimmann, Gond. 
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d. Stadt Uelzen. W. G. Krebs, desgl. Willmer, Dep. der Stadt Stade. Jo— 
belmann, Cond. der Stadt Stade. Dr. Huntemüller, Dep. für die freien Hoya— 
ſchen Flecken. W. Hildebrand, Cond. v. d. Stadt Münden. C. Fröhling, desgl. 
F. Roemer, für Lautenthal u. Wildemann. D. Kotzebue, für die Stadt Nien— 
burg. A. Röder, für die Stadt Soltau. C. Heſſe, Cond. für die Stadt Verden. 
F. Müller, Dr. jur., für die Bürgerſchaft der Stadt Verden. W. Campe, desgl. 
Schweiger, Bucher. Dep. a. Clausthal. Angeritein, Fabrifant, desgl. Niemeyer, 
Kaufmann , Dep. aus Hameln. Sudert, Buchbinder, desgl. Flügge, Gond. der 
Stadt Lüchow. Brünger, desgl. Aug. v. Secht, Dep. vom Lande Habeln. 9. 
G. Lafrenz, Gond. aus dem Lande Hadeln. Wilh. Meyer, desgl. C. F. Schmoldt, 
desgl. Kettler, desgl. W. Behrens , desgl. W. Hintze, desgl. Oeſterley, Dep. der 
Stadt Göttingen. v. Bremen, Dep. des Landes Kehdingen. H. Dierks , Cond. dei: 
jelben. Dr. G. Langrehr , Gond. von Lüneburg. H. Söhle, f. d. Fürſtenthum Gru— 
benhagen. ©. H. Krönde. F. Wrede, für die Grafich. Hoya und Diepholz. C. H. 
Richter, für die Stadt Buxtehude. H. ©. Sievers, desgl. A. F. Auvers, desgl. 
Riechelmann, f. d. A. ländl. lün. Wahlviftr. W. Haftent, desgl. 3. A. Geride, f. d. 
Stadt Gronau. F. v. Bock, desgl. E. Schmidt, f. d. Amt Neubaus a. d. DO. Dr. 
Gellert, desgl. Dr. med, Hennede , f. d. Stadt Goslar. Schacht, Spediteur, für 
Harburg. Freefe, Maler, desgl. Niemeyer, Bürgerm. u. Amtsafj., als Dep. ber 
Stadt Dannenberg. Hintze, Gondeputirter der Stadt Dannenberg. Jeſſel, Kauf: 
mann, beögleichen. Windel, Brauer, desgleichen. Borchers, Bürgermeiiter, Con— 
beputirter für die Stadt Falleröleben. Ludw Zernial, desgleichen. Fr. Weſſel, 
desgl. U. Bruns, Cond. der Stadt Einbeck. Wilh. Eickemeyer, Re J. W. Eide, 
desgl. Bolftorff, desgl. E. F. Schultz, Dep. der Stadt Uelzen. W. Stakmann für 
Wittingen. F. Schöneke, desgl. H. Lübbecke, für Bodenteich. Bernhardt für Gif— 
horn. L. Schöntr, desgl. C. Glitzchka, desgl. C. H. Trappe, für die Landbewoh— 
ner des Amts Gifhern. H. Lußmann, desgl. P. C. Wiſch, für Amt Neubaus a. d. 
Oſte. D. Shlichting , desgl. J. Werdel, Dep. für Elze, Gronau, Sarftebt und 
Dafiel. F. Bopdenftent , Senator, Ständemitglied für Peine. H. Heinemann , Dep. 
bes Hildesheimifchen Bauernft. v. Garßen, desgl. W. Jordan, desgl. W. Stubbe, 
Dep. d. Hoyaer Bauernit. Pufleb, für die Bürger in Walsrode. Wiethafe , desgl. 
Heinr. Böſe, Dep. f. d. Geeftpiftriet der Bremen u. Verdenſchen Geeſt. W. Breuer, 
besgl. A. Siedenburg. Fr. Biedenweg, Cond. der Bremen u. Verdenſchen Geeftbi- 
ftriet. Ant. Günther, desgl. Aug. Krönde, desgl. ©. C. Roth, desgl. X. G. Ri- 
chelmann, desgl. Oltmanns, desgl. J. H. Tande, desgl. Dr. Rohrmann , Cond. 
für Oſterode. H. Fahlbuſch, desgl. M. Achgeles, Dep. Meyer, Dr., Cond. für 
Lehe u. Hagen. L. Wohlers, desgl. A. Reiners, desgl. W. Haſtedt, Gond. des 4. 
ländl. Wahldiſtr. J. Schacht, Dep. für das Alteland. J. Heinrichs, Gond. des 
Altenlandes. J. zum Feede, desgl. Haßelbach, Gond. f. d. Land Wurften. C. 9. 
v. d. Dften, desgl. E. Ahrens, desgl. F. Schmidt, Dep. des Lüneb. Bauernit. 
1. Diftr. Voigts, desgl. 2. Dijtr. Adickes, Dep. f. d. Land Wurften. Dr. med. 
Wedekind, Gond. für Stadt und Amt Ejens. Danckwerts, Dep. d. Bürgerſchaft i. 
Göttingen. Ellifen, desgl. Dr. Grund , Dep. für die Stadt Alfeld. Meyer, Dep. 
des oftfriej. dritten Standes. Dr. Frande von Harburg. G. ©. Schul von Gele. 
Oppermann , Dr., Gond. für Hoya. Hillmer, Senator aus Burgdorf. Niemad, 
Dep. aus Burgdorf. F. A. Goetze, Mitdep. a. d. Lande Hadeln. H. Römer, Stabt- 
gerichtsaffeffor, Mitd. von Hildesheim. W. Vißering , Dep. bes dritten Standes von 

ftfriesland. Peterſen, desgl. 9. J au —— Schwers, Landrath, Dep. für 

ie Stadt Leer. 


IX. 
Adrefje der vereinigten Beimänner der Deputirten ans Stadt und 
Land vom 29. März. 


Die Verfammlung , welche zufammengetreten iſt, um der hohen Ständeverfamm- 
fung bie Wünfche ihrer Committenten binftchtlich der Ordnung der Verfaffungsver: 
bältnifje vorzutragen,, hat fich nach Entfernung der Deputirten zur Ständeverſamm⸗ 
lung veranlaßt gejehen, noch ferner einige wichtige Beſchwerden und Wünfche zu berathen. 
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Solche haben fich indeffen fo gehäuft, daß es unmöglich geworden, aud nur 
den Heinften Theil derfelben zu berüdfichtigen. 

Die nachfolgenden find jedoch nah reiflicher Erwägung einflimmig angenommen: 

1) Suspenfion der Gewerbe: Ordnung bis nach jtattgefundener * über 
die Gewerbeverhältniffe mit Sacverftändigen und Betheiligten von Stadt und Land. 

2) Aufhebung der Proceßorbnung, melche durch das Minifterialprogramm fchon 
geboten wird. 

3) Sofortige Aufhebung des Jagdrechts gegen Zuſicherung einer demnächſt aus 
der Staatscaſſe zu leiftenden Entſchädigung, nach dem Reinertrage bes Rechts unter 
— — eines mäßigen Wildſtandes. 

4) Sofortige Aufhebung der Jagddienſte ohne Entſchädigung, ſoweit nicht zu erwei— 
fen iſt, daß fie bei Verleihung eines Grundſtücks vorbehalten oder conftituirt worden. 

5) Sofortige Aufhebung der neuejten Jagdgeſetze. 

6) Gleichitellung und Gfleichberechtigung aller Gonfeffionen in bürgerlicher und 
politifcher Beziehung. 

7) Beeidigung aller Etaatsangehörigen auf die zu grünbente Verfaſſung, alfo 
namentlic) au des Militär und der heranmwachjenden Männer nach vollendetem 
adıtzehnten Jahre. 

8) Allgemeine Volfsbewaffnung mit freier Wahl der Führer behuf baldmögli— 
cher Verminderung des ſtehenden Heeres. 

9) Revifion aller Geſetze, um fie mit dem wahrhaft eonftitutionellen Regierungs: 
fyiteme in Einklang zu bringen, aljo befonders a. Revifion aller Polizeigeſetze, b. 
Aufhebung des Forititrafgefeged und c. Abänderung des Criminalgeſetzbuches, rück— 
fihtlib der Dienftverachen der öffentlichen Diener. 

10) Baldmögliche Barcellirung des Domanial- und Ktloftergrundbefige8 — mitAus— 
nahme der Forften — zur Benugung für eine größere Anzahl von Etaatsangehörigen. 

11) Freie Gemeindeverfaflung für alle Gommünen , mit freier Wahl der Be— 
amten, namentlich auch in Eirchlicher Veziehung und daher a. Aufhebung des Redıts 
einzelner Perfonen und Gorporationen zur PBräfentation der Pfarrer und dagegen 
ganz allgemeine Wahl der Pfarrrer durch die Gemeinden, b. jelbitftändige Verwal: 
tung bes Kircdhenvermögens durch Die Kirchengemeinden. 

12) Hebung des Volks- und Bürgerfchulwefens, nöthigen Falls durch Zu: 
ihüffe aus der Staatscaffe und namentlich durch Verwendung des Vermögens ber 
Klöfter und Etifter zu dieſem Zwecke, fodann Umgeftaltung der Seminarien, nicht 
minder Gmaneipation der Schule von der Kirche und Vertretung dieſer in ben 
Schulbehörden, endlich Richtung des Eculunterrihts auf die Staatöbürgerrechte 
und Pflichten. 

13) Aufbebung der nur dem Staate viel Foftenden und ganz nutzloſen Provin— 
ziallandichaften ; endlich 

14) Befegung aller wichtigen Stellen in der Verwaltung mit Männern, welche 
das Vertrauen des Landes genießen. 

Wir Alle find darüber einig, daß nur durch die Gewährung diefer Forderun— 
gen, deren Begründung überflüffig ſcheint, dem Lande dauernde Nuhe verjchafft 
wird, Aus allen Provinzen mit den verjchiedenften ntereffen zufammengefommen , 
haben wir darin ganz entichieden übereingeftimmt. 

Daher bitten wir gewiß mit Recht: hohe Ständeverfammlung wolle den obigen 
Anträgen die baldmöglichſte Gewährung zu verfchaffen geneigen. 

Hannover, den W. März 1848. 

Für die fämmtlichen Gondeputirten deren Präfident und Gommiffion. 
W. H. Jobelmann. 3. H. Wolde. A. Grumbreht. 3. H. Plaß. Ad. Langrehr. 
I. Schmoldt. Dandwertd. C. Hoftmann. Ed. Weinlig. 


x. 


Thronrede. 
„Meine Herren ! 
Seine Mafeftät der König, Unfer Allergnädigfter Herr, verhindert, am heuti— 
gen Tage in Ihrer Mitte zu erſcheinen, haben geruhet, mir den ehrenvollen Auftrag 
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zu ertheilen , die gegenwärtige Stänbeverfammlung zu eröffnen und Ihnen in Aller: 
höchſt-Ihrem Namen Folgendes mitzutheilen : 

In einem Augenblicke, wo ungeheure Umwälzungen in den Nachbaritaaten alle 
Verhältniffe auch dieſes Landes verändern, wo mit der Gelammtverfaflung Deutſch⸗ 
lands felbit die Grundlage aller unferer Zuftände in Frage geitellt ift, und wo bie 
Gefahr eines benachbarten Bundesjtantes die Nothwendigfeit militäriicher Hülfe im 
nächiten Augenblide herbeiführen fann , hat es Seiner Majeität zu nicht geringer 
Derubigung gereicht, daß ſchon der ordentliche Lauf der Geſchäfte Die gejeglichen 
Vertreter des Landes um Allerhböhit: Ihren Thron verjammelt bat. 

Denn Seine Majeftät mit Sicherheit erfennend , daß die bisherigen Einrichtun— 
gen des Landes unter den völlig veränderten Umitänden weder dem Königlichen 
Haufe noch dem Lande Genüge leiten fünnen , haben nicht angeitanden, aus freiem 
Entjchluffe, ohne Zögern, alles dasjenige zu gewähren, was zur Begründung eines 
neuen fräftigeren Lebens nöthig jcheinen kann. 

Nur das wollen Seine Majeftät,, daß in allen Stüden der Weg, den bie von 
Allerhöchſt-Demſelben mit den Ständen vereinbarte Verfaffung vorzeichnet, und bie 
Bahn des Geſetzes unverbrüchlich eingehalten werde, in der Ueberzeugung , dab jeder 
icheinbare Vortheil, der auf andere Weije erlangt werden möchte, nur zu allgemei- 
nem Berderben gereichen fann. 

An diefem Sinne haben Seine Majejtät bereits Mahregeln getroffen, um mit 
Erfolg dahin zu wirken, daß die Verfaſſung des deutſchen Bundes, auf welcer zu: 
nächit Die Sicherheit Deutjchlands beruht, in der durch Die Bundesacte gegebenen 
Form zu größerer Feitigkeit ausgebildet und durch Vertretung des deutſchen Volkes 
bei der Bundesverfamminng felbit zu voller Entwicklung gebracht werde. 

Nicht minder haben Seine Majeität zu befehlen gerubt, daß die innere Ber: 
faffung und Verwaltung Allerhöchſt-Ihres Königreiches alſo geordnet werde, daß 
durch Freiheit der Vreffe und des Verſammlungsrechts, durch Selbftitändigfeit und Def: 
fentlichfeit in der Verwaltung der Stadt: und Landgemeinden, durch Beifeitigung aller 
Eremtionen , durch Heritellung der urjprünglichen Kraft der Gerichte, durch Verein: 
fachung des Staatshaushalts und durch Verantwortlichfeit Allerhöchit: Ihrer Diener , 
Geiſt und Wohlfahrt des Volks rafcher gehoben und der demjelben beimohnende 
Einn für Ordnung und Recht geitärft werde. 

Es iſt der Wille Seiner Majeftät, daß dieſe Allerhöchit- Ihre Zufagen ohne 
Uebereilung doch raſch ausgeführt und unverbrüchlicd gehalten werden. 

Neben den wichtigen Arbeiten welche erforderlich find, um jene Grundſätze zu 
verwirflichen,, werden Seine Majeſtät Den Ständen vorlegen laffen, was der or: 
dentlihe Gang der Gejchäfte für Erhaltung der Sicherheit, der Ordnung und ber 
Mohlfahrt verlangt, und Die Wünfche gern vernehmen, welche die Stände zum ge 
meinen Beften hegen möchten, da die Kürze der Zeit und der Drang ber Umſtände 
es Allerhöchſt-Ihrer Negierung unmöglich gemacht haben , felbititändig Gegenftände 
Diefer Art vorzubereiten, 

So haben Seine Majeſtät, Unfer Allergnädigiter König und Herr, den Ständen 
eine Bahn zu rühmlichem und heilbringenden Wirken eröffnet und es wird nun an 
Ihnen, meine Herren, fein, daß diefe Bahn betreten und feft eingehalten werbe. 
Durch jene herrliche Gabe Seiner Majeftät ift Die ganze Zufunft des Landes in bie 
Hände der Stände gelegt, Sie allein würbe bie Verantwortung treffen, wenn bie: 
felbe ungenußt verfümmerte. 

Dank ſei es der Weisheit Seiner Majeftät, daß wir auf den gegenwärtigen 
großen Moment hinblicten können obne den Schmerz , der in fo vielen andern Län: 
dern Freude und Hoffnung verbittert. Das Land hat in ſich unerfchöpfte Quellen 
der Kraft und des Glüds, das Volk it reich an gradem, vertändigem Ernite, an 
Vaterlandsliebe und Treue. Was fünnte und mangeln, wenn nur der Geift der Ein: 
tracht, der feit Jahrhunderten zum erften Male wieder alle Glieder unferes großen 
Dee —— mächtig durchdringt, auch in den engeren Kreiſen unſeres Lan— 

es waltet. — 

Dieſer Geiſt der Eintracht iſt es, auf, den Seine Majeſtät vertrauen. In die— 
ſem Geiſte der Eintracht, der Fein Opfer ſcheuen darf, auch nicht dasjenige ber 
eigenen Anficht und Meinung, find Seine Majeftät Ihren Ständen mit einem leuch— 
— Beiſpiele vorangeſchritien. Mögen denn die Stände fo erhabener Führung 

gen. —n 
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Gott erhalte den König! 
Im Namen und Vollmacht Seiner Majeftät des Königs erfläre ich die allge: 
meine Ständeverjammlung für eröffnet!” 


x 


Adreſſe auf die Thpronrede. 


„Allerdurchlauchtigfter, großmächtigfter 2. Dem erhabenen Throne Eurer 8: 
niglichen Majeftät nahen ehrfurchtsvoll von vielfachen Gefühlen tief bewegt die ge- 
treuen Stände diejes Königreichs, um den Danf des Landes für die großen Maß- 
regeln auszusprechen, die zur Begründung einer die Nechte des Volks auf eine brei— 
tere Grundlage ftellenden Verfaffung von Eurer Königlichen Majeſtät in landesväter- 
licher Huld und Weisheit bejchlofien und verfündet find. 

Die ſchon durch den ordentlichen Lauf der Gejchäfte herbeigeführte Verſamm— 
fung der Stände ift in eine Zeit der gewaltigiten Grfchütterungen gefallen, in eine 
geil, in welcher die unerwartetiten folgenjchwerjten Ereigniſſe fich drängen, in wel- 

er alles um neue Gejtaltung der öffentlichen Verhältnijfe ringe. Als cin Lichter 
Etern in diefem jturmvollen Ringen leuchtet das zu neuer Kraft erwachte Selbſtbe— 
wußtjein des deutjchen Volks, jein Streben nach der langen mit Schmerz entbehrten, 
durch unbeilvolle Ereigniffe ihm entriffenen Einheit hervor. Mit Freude haben die 
Stände e8 vernommen, daß Eure Majeſtät bereit Mahregeln der Mitwirkung zu 
diefem großen Ziele getroffen haben, fie dürfen vertrauen, daß in Durchführung 
berjelben die gewohnte Kraft nicht fehlen und daß fein Opfer Eurer Königlichen 
Majeität zu ſchwer jein werde, um dieſes für das Wohl ja vielleicht für Die Ret— 
tung des großen Vaterlandes unerläßliche Ziel zu erreichen. 

In dem lebendigen Bewußtſein feiner Kraft wird Deutichland darüber wachen , 
daß die Integrität feiner Grenzen ungejtraft nirgends verlegt werde. Die für einen 
benachbarten Bundesitaat entitandene Gefahr findet auch hier das wärmſte Mitge- 
fühl ; follte auf frieblichem Wege die Gefahr nicht zu bejeitigen fein, fo wird das 
Land nicht zaudern, mit allen feinen Kräften feinem Könige zur Seite zu ftehen, 
um bie bedrohte Eicyerheit des Bruderlandes zu fcehügen. 

Nicht minder werden Eure Majejtät Die getreuen Stände bereit finden, die im 
Wege ver Verfaffung ihnen eröffnete Bahn zu hHeilbringendem Wirken für die neue 
Gejtaltung der innern Verfaffung und Verwaltung dieſes Königreichs mit Ernſt zu 
betreten und frei mit feſtem Willen zu verfolgen. 

Die dem Lande bereit3 gewordenen Allerhöchiten Zufagen ber Freiheit der Prefje 
und des Verſammlungsrechts, der Selbititändigfeit für Die Verwaltung der Stadt— 
und Landgemeinden, der Betjeitigung aller Exemtionen bei Staats- und andern 
Raten, der Herftellung der urjprünglichen Kraft der Gerichte unter Einführung eines 
für Alle gleichen auf Deffentlichkeit, Mündlichfeit und Schwurgericht zu gründenden 
Gerichtsverfahrens, Der allgemeinen Trennung ber Juri von der Verwaltung, der 
Vereinfachung des Staatshaushaltes, insbefondere durch Wiedervereinigung der Kö— 
niglichen Gafje mit der Landescafle, der Verantwortlichkeit der Minijter dem Lande 
gegenüber, find überall mit dem freudigiten Jubel begrüßt. Indeſſen dürfen Stände 
freimüthig nicht verhehlen, daß außer dieſen noch vielfache andere Maßregeln von bo: 
her Bedeutung für die Zufriedenheit und Wohlfahrt des Landes, für die Erhaltung 
der Ordnung und Sicherheit unabweislich erforderlich find. Die Aufhebung des 
Staatsraths in feiner bisherigen Bedeutung , Die Gleichitellung der politifchen Rechte 
für alle chriſtliche Glaubensbefenntnifje wie für die unchriftlichen, fo weit deren Re— 
ligionsgrundiäge nicht entgegenftehen, die Aufhebung der Vertretung des Adels ala 
folchen in der allgemeinen Ständeverfammlung, fo wie die Aufhebung aller Vorzüge 
der Geburt für den Adel unbefchadet der Privatrechte, find zur Entwicelung einer 
freien Berfaffung , zur Begründung eines neuen fräftigern Lebens , zur Herjtellung 
des Geiſtes der Eintracht, in dem das Heil und die Sicherheit Aller beruhet, vor 
Anderm dringend erforderlih. Wird auch dieſes gewährt und wird es mit den 
übrigen landesväterlichen Verheifungen in rafcher Ausführung zu gefeklicher Geltung 
erhoben, jo dürfen Stände bei dem von Gurer Majeſtät huldvoll anerfannten ver- 
—— Ernſte und dem geraden Willen des Volks, bei ſeiner Vaterlandsliebe und 

reue für den angeſtammten Landesherrn, dem zuverſichtlichen Vertrauen ſich hinge— 
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ben, daß ber Geift der Ordnung und mit ihm die befonnene Haltung des Landes 
unverändert werbe un werben. Möge fo der Hinblid Eurer Königlichen Ma: 
jeftät auf das Land auch ferner von dem Schmerze nicht getrübt werben, der in 
vielen andern Ländern Freude und Hoffnung verbitterte, möge die göttliche Vorſe— 
bung das Vaterland gnadig befhügen, möge fie demjelben ben geliebten König noch 
lange Jahre erhalten!” . 


— an — — — 


XII. 


Aufruf zur Bildung von Volksverſammlungen in der Stadt Hannover. 


Die legtverfloifenen Abende gemeinjamen Strebend, die gejeglihe Ruhe und 
Ordnung unferer Vaterjtadt zu erhalten, hat das geringe Opfer, welches unjere 
Neigungen und Gewohnheiten bringen muhten, unendlid) durd die jchöne Frucht 
überwogen, welche wir Alle erfannt und gewürdigt haben. 

Wir meinen nämlich die, daß für alle Bürger in einer bis dahin feltenen Ge— 
legenheit fich näher zu treten, Gefinnungen und Gefühle über unfere beiligften In— 
terefjen offen gegen einander auszufprechen, entlich das Mittel gefunden ift, den 
ſchönſten Bürgerfinn bei uns zu erweden, und ungeachtet der Verſchiedenheit unjerer 
materiellen Berhältniffe, in geiftiger Beziehung und als eine große Familie, ala 
wahre Brüder zu betrachten. 

Wir möchten um Vieles nicht, daß dieſer ſchöne Zuſtand wieder ber Lethargie 
zum Raube würde, aus weldyer er wie durch einen Zauberjchlag erjtanden, um jo 
mehr, ald e8 um unferer ferneren Wohlfahrt, um des wahren Genufjes der Frei- 
heit willen, nothwendig erjcheint, daß wir das Band, welches uns geboten ift, wel- 
ches wir ergriffen haben , auch ferner fefthalten und feſter um und jchlingen. 

Dies führen wir aus, indem wir uns verfammeln, um Gegenſtände, welche 
unfere Gegenwart und AZufunft betreffen, zu befprechen, damit fie uns nicht unvor: 
bereitet überrafchen und wir die Vorkehrungen zu treffen vermögen, fo viel an ung 
it, Alles zum Frieden und zum fegensreichen Gedeihen zu bringen. 

Finden folche Anfichten Anklang, fo fchlagen wir vor, bie erfte Bürgerver: 
fammlung Mittwoch den 29. März Abends 8 Uhr ins Leben treten zu laflen, und 
erjuchen unfere verehrten Mitbürger , fich recht zahlreich im Saale des Ballhofes 


einfinden zu wollen, 
G. 5. Schüge. ©. W. Roeſe. 


XIII. 
Das Programm des Siebener-Ausſchuſſes. 


Il. Ein Bundesoberhaupt mit verantwortlichen Miniftern. 
11. Gin Eenat der Ginzeljtaaten. 
III. nr De * Volks, hervorgehend aus Urwahlen nad dem Maaßſtab von 
zu 70,000. 

IV. Gompetenz des Bundes durch Verzichtung der Ginzelftanten auf folgende 
Punkte zu Gunſten der Gentralgewalt: 4. Ein Heerweien. 2. Cine Vertre— 
tung gegenüber dem Auslande. 3. Ein Syſtem des Handels, der Schiff: 
fahrtsgeſetze, des Bundeszollweſens, der Münze, Maaß, Gewicht, Poften , 
Wafleritraßen und Gijenbabnen. 4. Einheit der Givil- und Strafgejeßge- 
bung und des Gerichtöverfahrens. Ein Bundesgericht. 5. Verbürgung ber 
nationalen Freiheitsrechte. 

V. Der Beſchluß der Einberufung der fonftituirenden Nationalverfammlung auf 
obige Grundlagen erfolgt Durch die mit Vertrauensmännern verftärkften Bun: 
beöbehörben. 

VI. Ein aus gegenwärtiger Verfammlung zu wählender permanenter Ausfchuß von 
15 Mitgliedern ift beauftragt, die Vollziehung der Einberufung der fonfti- 
tuirenden Nationalverfammlung zu betreiben. 
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Wenn innerhalb 4 Wochen von heute der Zufammentritt nicht erfolgt iſt, fo 
tritt diefe Verfammlung am 3. und 4. Mat bier wieder zufammen. 

Im Falle ver Dringlichkeit fann der Ausichup Die Verfammlung auf einen frü- 
beren Termin zufammen berufen. 


XIV. 
Bundesbeſchluß vom 30. März 1848. 


„Zu beſchleunigter Entwerfung der Grundlagen einer neuen Bundesverfaſſung 
hat die Bundesverſammlung mit einleitenden Arbeiten zu dieſem Zwecke unter Zu— 
ziehung von Männern des öffentlichen Vertrauens bereits begonnen. 

Zu weiterer Förderung diefer wichtigen Angelegenheit beſchließt dieſelbe, 
die Bundedregierungen aufzuforbern, in ihren fänuntlichen, dem Deutfchen Staaten: 
ſyſtem angehörigen Provinzen auf verfaffungsmähig beftehendem oder fofort einzu- 
führendem Wege Wahlen von Nationalvertretern anzuordnen, welche am Sie ber 
Bundesverfammlung an einem jchleunigjt feftzuftellenden, möglichjt kurzen Termine 
zufammenzutreten haben, um zwijchen ven Regierungen und dem Volke das Deutjche 
Verfaſſungswerk zu Stande zu bringen. 

Da der Drang der Umftände die einftweilige Annahme eines beftimmten Maaß— 
ftabe8 der Bevölferung, nach welchem die gedachten Volfävertreter in jedem Bundes: 
ftaate zu erwählen find, erforverlich macht, So erfcheint e8 zweckmäßig, in Bezug auf 
die bisherigen Veitandtheile des Bundes das beftchende Bundes» Matrikularverhält- 
niß dabei zum Grunde zu legen, und bie nee Hug dahin zu richten, daß auf 
70,000 Seelen der Bevölferung jedes Bundesjtaates ein Vertreter zu wählen, auch 
denjenigen Staaten, deren Bevölferung nicht 70,000 Seelen beträgt, die Wahl eines 
Vertreters auzugeitehen.“ 

NB. Die bannoverfche Geſetzſammlung bat diefen Beſchluß nicht veröffentlicht. 
Als Motive des Bejchluffes, die gleichfalls überall nicht dur Die Zeitungen veröffent: 
licht wurden , bringt das Protocoll der 6. Sigung $ 209: 

„Eine neue Verfaſſung kann entweder einfach aus der Vereinbarung der Regie: 
„rungen hervorgehen, und von dieſen Durch Bundesbejchluß vetroyirt werben, oder 
„fe kann im Wege des Vertrags und freier Zuftimmung der Regierungen auf der 
„einen, und des Volks auf der andern Seite zur Gültigkeit — werden. 

Nur dieſer letztere Weg giebt eine Gewähr für den Beſtand einer Verfaſſung; 
„eine octroyirte würde unter feinen Umſtänden rathſam fein, fie iſt unter ben iepigen 
„Verhältniffen eine Unmöglichkeit, denn die freifinnigfte, den ausgeſprochnen Wuͤn— 
„Ihen entiprechendite, und felbjt mit den größten Opfern der einzelnen Bundesſtaaten 
„verbundene, würde, oetroyirt, nie auf Beifall und Danf rechnen fünnen. 

„Muß man aljo ver Meinung fein, daß die freie Zuftimmung des Volks nicht 
„entbehrt werden fann, jo fragt es fich, auf welche Weife dieſe zu erlangen fein wird. 

„Nach den beitehenden Verhältniffen itellt fich bier der Weg ald der gegebene bar, 
„daß jede Regierung fich der Zuftimmung ihres Volks zu der beabfichtigten Verfaf- 
„Sung ſelbſt zu verfichern habe, da wo eine Vertretung defjelben beſteht, durch Vor: 
„lage an die Ständeverfammlung oder durd Erlangung eines Vertrauens: Voti, ba 
„wo noch feine Ständeverfammlungen , beftehen in einer ihnen felbit zu überlafjenden 
„Reife. Allein es ijt flar, daß man das AZujtandefommen einer Verfaſſung für 
„Deutſchland, deren weſentliches Ziel die nie dringender als jegt nöthige Einheit 
„der Nation ift, nicht der Gefahr ausfeßen darf, daß es an dem Widerſpruch einer 
„vielleicht ganz geringen Minorität fcheitern könne, oder daß wenigſtens unabjehbare 
„Weiterungen entitänden. Wollte man aber annehmen, daß Die, yewiß allgemein in 
„der Nation gefühlte Nothwendigkeit, das Waterland durd) eine neue Bundesverfaj: 
„ung zu fräftigen, dahin führen würde, daß eine Zuſtimmung aller Bundesländer, 
„aller einzelnen Ständeverfammlungen erfolgen, jedes Sonderintereſſe unbeachtet blei— 
„ben, aller Widerſpruch verftummen werde, um nur das Zujtandefommen nicht zu 
„bindern; fo gebe man damit zu, daß diefe durch einen moralifchen Zwang erzielte 
„Zuftimmung zur leeren Form berabfinfen würde. 

„Es jcheint alfo der einzig rathſame, vielleicht allein zuläffige, Weg der zu fein, 
„baß ber von ber — —— und ihrem Beirathe ausgehende Entwurf einer 
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„neuen Bunbesverfaffung einer aus allen Bunbesftaaten gewählten conftitwirenden 
„Volfsverfammlung zur Annahme vorgelegt werde u. ſ. w. 

Dagenen ift der Bundestagsbejchluß vom 7. April durch die Hannov. Geſetzſ. 1848 
Abthl. I. Nr. 26 ©. 101 publieirt, und baneben eine Ausführungsverordnung vom 
14. April in 17 88 erlaflen. 


XV. 
Die Beſchlüſſe des Vorparlaments. 


Aufgabeder Verſammlung. 

Die Verſammlung hat ihre Aufgabe darin erkannt, Die Art und Weiſe feltzu- 
elfen, in welcher die fonftituirende Nationalverfamminng gebildet werden fol. Sie 
* dabei ausdrücklich ausgeſprochen, daß die Beſchlußnahme über die Fünftige Ver: 
jeflung Deutjchlands einzig und allein diefer vom Volle zu erwählenden fonitituiren- 
en Nationalverfammlung zu überlaffen ei. 

Das Bundesgebiet. 

Schleswig, ftaatlih und national mit Holjtein unzertrennlich verbunden, ift 
unverzüglich in den beutichen Bund aufzunehmen und in der fonjtituirenden Ver— 
ſammlung gleich jedem andern deutjchen Bundesitaate durch freigemwählte Abgeordnete 
u vertreten. 

i Dit: und Weftpreußen ift auf gleiche Weife in den deutjchen Bund aufzunehmen. 

Die Verſammlung erflärt die Theilung Polens für ein ſchmachvolles Unredt. 
Sie erfennt Die heilige Pflicht des deutſchen Volks, zur MWiederheritellung Polens 
mitzuwirfen. Sie jpricht dabei den Munich aus, daß Die deutichen Regierungen den 
in ihr Vaterland rüdffehrenden Polen freien Durchzug ohneWaffen und, jo weit es 
nöthig, Unterftügung gewähren mögen. 

Zahlder Volksvertreter in der deutſchen fonftituwirenden 

Berfammlung. 

Auf je 50,000 Serlen wird ein Vertreter zur deutſchen Fonftituirenden Ver— 
fammlung gewählt. 

Ein Staat mit weniger als 50,000 Seelen wählt einen Deputirten, 

Bei Berechnung der Seelenzahl iſt die leßte Bundesmatrifel maßgebend. 
Wahlartber Abgeordneten zur deutſchen fonjtituirenden 
Berfammlung. 

In Betreff der Wahlart gelten für jedes der deutfchen Länder folgende Bedin— 
gungen. 

Die Wahlberechtigung und Wählbarfeit darf nicht befchränft werben durch 
einen Wahleenſus, durch DBevorrechtung einer Religion, durch eine Wahl nad be— 
ftimmten Etänden. 

Jeder eg , ſelbſtſtändige Etaatdangehörige ift wahlberechtigt und wählbar. 

Der zu Wählende braucht nicht dem Staate anzugehören, welchen er bei der 
Berfammlung vertreten joll. 

„ Die politiichen Flüchtlinge, die nach Deutſchland zurüdfehren und ihr Staats— 
bürgerrecht wieder antreten , find wahlberechtigt und wählbar. 

In allen übrigen Beziehungen ift e8 jedem einzelnen deutſchen Staate überlaffen, 
auf welche Weife er die Wahlen zu ordnen angemefjen findet; die Verſammlung er- 
achtet jedoch die birecte Wahl im Prinzipe für die zweckmäßigſte. 

Ort der fonftituirenden Nationalverfammlung. 
Die fonjtituirende Nationalverfammlung bäft ihre Sigungen in Frankfurt a.M. 
Zeit des Zufammentritts. 

Das Wahlgefchäft ift von den einzelnen Etaaten in der Art anzuordnen, daß 
die Nationalverfammlung am 1. Mai Diefes Jahres ihre erite Sigung halten fann. 
Permanenter Ausſchuß der Verfammlung. 

Die gegenwärtige Verfammlung wählt einen permanenten Ausſchuß von fünfzig 
Mitgliedern, der bis zum Zufammentritt der Eonftituivenden Verfammlung in Frank— 
furt a. M. verweilt. 

Der Ausjchuf wird aus den Mitgliedern der Verfammlung in der Art gewählt, 
daß jeder Wahlzettel fünfzig Berfonen bezeichnet , in Betreff derer die Verſammlung 
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vorausgefegt , daß jeder Wählende alle Theile des Vaterlandes in dem Ausſchuſſe 
vertreten ſehen wolle, 

Diefer Fünfzigerausfchuß ift beauftragt: 

die Bundesverfammlung einzuladen, mit ihm bis zum AZufammentritt ber 
fonftituirenden Verfammlung in Vernehmen zu treten; 

er ift beauftragt : 
die Bundesverfammlung bei Wahrung der Intereſſen der Nation und bei der 
Verwaltung der Bundesangelegenheiten bi8 zum Zufammentritt ber konſtitui— 
renden Verſammlung jelbititänpig zu berathen und bie nöthigen Anträge an 
die Bundbesverfammlung zu bringen ; 

er iſt beauftragt: 
bei eintretender Gefahr des Vaterlandes die gegenwärtige Verſammlung ſo— 
fort wieder einzuberufen. 

Der Ausfhuß wird bei den Megierungen dahin wirken, daß Die allgemeine 
Volksbewaffnung in allen deutjchen Ländern jchleunigft ins Leben gerufen werde. 

Der Ausſchuß Hat dafür zu forgen, daß ihm ſechs Männer aus Defterreich als 
weitere Ausjchußmitglieder beitreten. i 

Die Verhandlungen des Ausſchuſſes mit der Bundesverfammlung find durch bie 
Preſſe zu veröffentlichen. 

Die Verfammlung verlangt, daß der Bundestag, indem er die Angelegenheit 
ber Begründung eines Fonjtituirenden Parlaments in die Hand nimmt, fi von 
ben verfafjungswibrigen Ausnahmebejchlüffen losfage und die Männer aus feinem 
Schooße entferne, welche zu Hervorrufung und Ausführung derſelben mitgewirkt haben. 

Grundredte und Forderungen des deutſchen Volkes. 

Die Verfammlung empfiehlt, mit ihrer ker ber Zuftimmung , dem kon ſti— 
tuirenden Parlamente zur Prüfung und geeigneten Berückſichtigung die nachſtehenden 
Anträge, welche bejtimmte Grundrechte als geringite® Maß deuticher Volfsfreiheit 
verlangen und Die im beutfchen Volke Iebenden Wünjche und Forderungen ausſprechen. 

Gleichſtellung der politifchen Nechte, ohne Unterfchied des Glaubensbefenntniffes 
und Unabhängigkeit der Kirche vom Staate, 

Volle Preßfreiheit. 

Freies Vereinigungsrect. 

Petitionsrecht. 

Eine freie volksvertretende Landesverfaſſung mit entſcheidender Stimme der Ab— 
— in der Geſetzgebung und Beſteuerung und mit Verantwortlichkeit der Mi— 
niſter. 

Gerechtes Maaß der Eteuerpflicht nach der Steuerkraft. 

Gleichheit der Wehrpflicht und des Wehrrechts. 

Gleiche Berechtigung aller Bürger zu Gemeinde: und Staatsämtern. 

Unbedingtes Auswanderungsrect. 

Allgemeines deutſches Staatsbuͤrgerrecht. 

Lehr- und Lernfreiheit. 

Schutz der perſönlichen Freiheit. 

Schuß gegen Juſtizverweigerungen. 

Unabhängigfeit der Zuftiz. 

Deffentlichfeit und Mündlichfeit der Nechtspflege und Schwurgerichte in 
Strafſachen. 

Ferner: 

Ein volksthümliches Kreditſyſtem mit Ackerbau- und Arbeitkreditkaſſen. 

Schutz der Arbeit durch Einrichtungen und Maßregeln, um Arbeitsunfähige 
vor Mangel zu bewahren, Erwerblofen lohnende Befchäftigung zu verjchaffen,, die 
Verfafiung des Gewerb = und Fabrikweſens den Bedürfniſſen der Zeit anzupaffen. 

Schulunterricht für alle Klaffen, Gewerbe und Berufe aus Staatdmitteln. 

Anerfennugg endlich der Auswanderung als Nationalangelegenheit und Regelung 
berjelben zum Schuge der Auswanderer. 

Dank der Berfammlung. 

Der Dank der Verſammlung wird ausgeſprochen den zu Heppenheim und Hei— 
delberg zufammengetretenen Männern ; . 

Den Behörden und den Bürgern der Stadt Franffurt a. M. für die gaftliche 
Aufnahme und ihre Anordnungen ; 4 
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Dem VBorftande der Verfammlung für feine Mübewaltung, 
Der Bürgerwehr für ihren Schuß und den Turnern für ihre dienftliche Mit: 
wirkung in der Verfammlung. 
Franffurt a. M., 3. April 1848. 
Namens des Fünfzigerausichuffes. 
Epiron, ald Vorligender. 
5. Simon, als Schriftführer. 


XVI. 
Verzeichniß der Mitglieder des 50. Ausſchuſſes. 


Folgende Mitglieder der Verſammlung zur Vorbereitung eines deutſchen Parla— 
ments wurden nad) der Mehrheit der Stimmen in folgender Reihe in den Ausſchuß 
ewählt: 
; MWiesner aus Diterreich mit 457 St. v. Ipftein aus Baden 443. Blum aus Sad: 
fen 435. Jakoby aus Königsberg 396. Kolb aus Speier 391. Abegg aus Breslau 
390. v. Spiron aus Baden 390. Simon aus Breslau 388. Schott aus Würtem— 
berg 385. Murfchel ebd. 380. Raveaux aus Köln 373. Spatz aus Rheinbayern 
369. Gifenmann aus Baiern 361. Schleiden aus Schleswig 361. Mathy aus 
Baden 356. Gülih aus Echleswig 356. Freudentheil aus Hannover 352. Graf 
Biifingen aus Defterreih 350. Stedtmann aus Nheinpreußen 350. Venedey aus 
Köln 347. Schnelle aus Mecklenburg 344. Siemens aus Hannover 342. Jürgens 
aus Braunfchweig 340. Zachariä aus Göttingen 333. Wippermann aus Caſſel 328. 
Lehe aus Alzey (Rheinhefien) 322. Biedermann aus Leipzig 3241. Nüder aus Olden— 
burg 321. Herchenhan aus Naflau 320. Buhl aus Baden 315. Nonne aus Hild— 
burgbaujen 314. Sierulf aus Nofto 313. Hedjcher aus Hamburg 312. Getto aus 
Rheinpreußen 311. Dudwis aus Bremen 310. Behn aus Lübe 310. Echwarzen- 
berg aus Gafjel 309. Brund aus Rheinheſſen 307. Mappes aus Frankfurt 306. 
ag aus Elberfeld 305. Wilbelmi aus Nheinpreußen 304. Briegleb aus 
Goburg 303. Blachiere aus Hanau 298. v. Gloien aus Baiern 297. Bauer aus 
Augsburg 296. Reh aus Darmitadt 288. Mack aus Würtemberg 285. Mener 
aus Preußen 277. Wedemeyer aus Hannover 270. v. Wächter ebendaſelbſt 190. 


— — — — — — —— — — — 


XVII. 
Manifeſt der Mitglieder zweiter Cammer. 


Die unterzeichneten Mitglieder der zweiten Cammer der Allgemeinen Ständever— 
ſammlung im Begriff auf einige Zeit ihre Arbeiten zu unterbrechen, halten dieſen Au— 
genblick für geeignet, dem Lande eine kurze Darſtellung deſſen zu geben, was die 
Ständeverſammlung und namentlich die zweite Cammer ſeit ihrer Eröffnung am 28. 
März bis zur gegenwärtigen Vertagung an Arbeiten theild vollendet, theils begonnen 
bat. Die Unterzeichneten halten fich zu einer folchen Darftellung um jo mehr vers 
anlaßt, als im Lande vielfach verkehrte Auffaſſungen, ja abfichtliche Entftelungen 
der Verhandlungen und Bejchlüffe verbreitet find, denen die folgenden Zeilen Durch 
einfache Darlegung der Thatjachen entgegen treten mögen, 

Das neue Minijterium, unter ——— Ereigniſſen berufen, erſt ſeit dem 
22. v. M. im Amte, hätte die Eröffnung der auf den 28. v. M. berufenen Stände— 
verſammlung hinausſchieben können, um Zeit zu den Vorarbeiten zu gewinnen, welche 
ſowohl hinſichtlich der Verfaſſung, als anderer ſehr wichtigen Geſetze, auf den Grund 
der von Sr. Majeftät dem Könige gemachten Zugeſtändniſſe nöthig waren. Wenn 
das Minifterium dieſe Hinausfchiebung der Sammer: Eröffnung nicht beſchloß, jo war 
dafjelbe zuverläffigem Vernehmen zufolge dabei von ber Anficht geleitet, daß vor Allem 
die Wirfjamfeir der Allgemeinen Ständeverfammlung geeignet fei, dem Lande Ver: 
trauen zu den neuen Auftänten zu geben. Die Ständeverfammlung wurde daher 
ohne Aufihub am W. März eröffnet; daraus aber folgte der Uebelitand, Daß in 
den wenigen Tagen vom 23—27. März an Vorarbeiten und Vorlagen für die Stände» 
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verhandlungen das Bebeutendere noch nicht vollftändig hatte befchafft werben können, 
und baß dieſe Arbeiten vom Minifterio erft vollendet werben fonnten, als die Stände 
ſchon beifammen waren, Unter diefen Umftänden war es nun freilich nicht möglich, 
jofort nach Eröffnung der Ständeverfammlung alle wichtigern Gefchäfte anzugreifen, 
e8 blieb derjelben mithin nichts übrig, als ihre eriten Sitzungen zum Theil mit we: 
niger bedeutenden Verhandlungen auszufüllen. 

Zu diefen Hemmniffen fam noch ein anderer den rajchen Gang der Dinge ver- 
sögernder Umftand. Die wichtigite Arbeit dev Stände: Berfammlung war die Umge- 
ftaltung der Verfaflung, dieſe aber war durch den 8 180 des Landes - Verfafjungs: 
geſetzes mit befondern Schwierigfeiten verfnüpft: e8 bedurfte zu einer Aenderung der 
Verfaſſung entweder eined einftimmigen Beſchluſſes beider Gammern, oder 
einer Awei= Drittel Majorität auf zwei nacı einander folgenden Landtagen. Um biefe 
Schwierigkeit zu bejeitigen, beantragte das Minifterium die Aufhebung jenes $ 180. 
Da es fich mit Sicherheit vorausjehen ließ, daß Die Verfaffungs- Veränderungen 
manche Anficht, manches Intereſſe verlegen würden, jo war Die ganze Möglichteit 
weiter zu fommen durch jene Einftimmigfeit dieſes Beſchluſſes bedingt. Diefe zu 
erlangen bat mehr Kraft und Zeit der Gammer in Anjpruch genommen, als fih von 
den Zribünen aus, oder aus den Berichten der Landtags Zeitung beurtheilen läßt. 

Durch die in beiden Gammern glüdlich erfolgte dreimalige einhellige Annahme 
des vom Miniiterio wegen Aufhebung dieſes 8 180 vorgelegten Öeie entwurfes, ward 
der Weg zu den Verfafjungs-VBeränderungen gebahnt und nun. Ki war es möglich 
dieje ſelbſt anzugreifen. 

Neben den eben erwähnten Verhandlungen waren e8 einige nicht weniger wich— 
tige Gejeße und Berathungen, welche Kraft und Zeit der Gammern in Anfprud nah: 
men; tafin gehört neben mehreren anderen: das mit der Legalifirung der Volksbe— 
waffnung in engſter Verbindung ftehende Geſetz über die Verpflichtung der Gemein: 
den zum Grjaß des bei Aufläufen verurſachten Schadens, — das Geſetz über bie 
Deffentlichfeit der Stände - Verhandlungen, Das Gejek über die Aufhebung der Pro— 
cei- Ordnung, über Todes-Erklärungen, und das Preß-Geſetz, legteres wohl das 
liberalite aller vorhandenen Preß-Geſetze. Wer da weiß, daß jede folche Regierungs- 
Vorlagen in beiden Gammern drei Dal berathen und bejchloffen werden muß, und 
daß daneben durch Ausgleihung der etwa abweichenden Beichlüffe der beiden Cammern, 
manche Zeit verloren geht, wer ferner die enorme Maffe der Petitionen erwägt, 
welche über die verjchiedeniten Gegenftände eingelaufen, und weiche fämmtlich zur 
Kenntnißnahme, theilweis aud zur Beichlußfaflung der Kammern gebracht werben 
mußten, — ber wirb gewiß nicht behaupten, bie Sigungszeit der Cammern fei mit 
Bagatellen ausgefüllt. 

Hier dürfen auch die Anträge einzelner Mitglieder erwähnt werben, über welche 
die Gammern berathen und bejchlojfen haben, unter denen bier nur folgende näher 
bezeichnet werden follen: Anträge auf Bejeitigung der Beſchwerden über die Aus: 
übung des Jagdrecht, namentlich Aufhebung des 8 22 des Wilddiebſtahl-Geſetzes 
von 1840 (legterer Untrag bereit durch ein Geſetz erledigt), — Antrag auf Verbeſſe— 
rung ber Domanial- Verwaltung und Pareellirung der Domainen in geeigneten Fällen 
und auf geeignetem Wege, — Anträge wegen Verbeflerung des Volks-Schul-Weſens 
überhaupt und namentlich im Osnabrückſchen, — Anträge wegen des Häuslings- 
Schuß: Geldes, — Anträge auf directe Theilnahme der Landgemeinden an ihrer 
Verwaltung u. ſ. w. 

Daß die Verwicdelungen, welche die Schleswig: Holfteinfche Frage herbeigeführt 
bat, ebenfalld ein Gegenjtand der Berathungen, und zwar vertraulicher, geworben 
ift, werde hier wenigſtens angebeutet. 

Nicht minder hat die Feititellung der Grundfäge über die Wahlen zum Deutfchen 
Parlamente die Sammer vielfach beichäftigt. 

Noch ungleich bedeutender wurben die Verhandlungen, als die Berathung ber 
Antworts-Adreſſe auf die Thronrede, eine Erörterung der allerwichtigften Brineipien- 
Fragen berbeiführte. Es galt hier denjenigen Forderungen der Zeit und des Landes 
einen Ausdruck zu geben, deren Erfüllung durch die Königlichen Vroclamationen und 
das Programm des Minifterii dem Lande noch nicht zugefichert war. Dahin gehör: 
ten vorzugöweife: Aufhebung des Staatsraths, — Bleichftellung aller Glaubensbe— 
fenntniffe, — endlid Aufhebung aller Vorzüge des Adels, ſowohl der rechtlich als 
ber nur factijch beftehenden, insbeſondere Aufhebung ber Wertretung bes nn als 
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folchen in der allgemeinen Stände -BVerfammlung. Gerade bei diefen Punkten, na- 
mentlich den legten, waren bie gewichtigiten Hinderniſſe zu beſiegen, bie viel Zeit, 
große Kraft und Ausdauer erforderten. Auch in diefer Sache laßt fi die Thätig- 
feit der zweiten Gammer ebenfalls nicht vollftändig von der Tribüne herab oder aus 
den gedrudten Verhandlungen beurtheilen. Die zweite Kammer hat bei Dielen von 
dem Lande vorzugsweife mit großem Intereſſe verfolgten Verhandlungen, bewieſen, 
daß es ihr an Energie und Entjchloffenheit da nicht fehlt, wo es gilt die gerechten 
Forderungen der Zeit durchzuſetzen. Die wahrlid; ungeheuern Fragen von der Auf: 
bebung aller Adeld:Borrechte, von der Gleichitellung der Glaubensbefenntniffe, Bra: 
gen, Die zu einer andern Zeit Monate fange Verhandlungen gefoftet haben würden, 
find in wenigen Sigungen erledigt, und zwar wie bie Unterzeichneten überzeugt find, 
durchaus im Sinne der Zeit. 

Menn die oben angedeuteten und aufgezählten Bunfte den Kammern ſchon vollauf 
u tbun gaben, fo nahm die bedeutendite Aufgabe, die Werfaffungs-Revifion, bejon- 
ders viel Zeit hinweg. Denn obgleich die desfallfige Vorlage erit einmal berathen 
worden, jo fam es doch gerade bei diefer eriten Berathung darauf an, ſich über die 
großen dabei zur Frage fommenden Prineipien vorläufig zu veritändigen. Die Bor: 
lage ſelbſt ift zur weiteren Berathung an eine Commiſſion verwiefen, und dieſer ift 
der Auftrag geworden, die hochwichtige Frage der Fünftigen Einrichtung ber Landes— 
Vertretung zunäcjt zu bearbeiten und darüber vorab an die Gammern zu berichten. 

Die Negierungdvorlagen über das Wildſchaden-Geſetz, Eijenbahn - Angelegen- 
heiten, über Hafen- Bauten, über das Budget u. 5. w. find ebenfall® einmal berathen 
und zu weiterer Bearbeitung gleichfalld an Gommiffionen verwiefen. Die Wahlen 
zu allen dieien Sommijfionen find gefcheben. Die richtige Zufammenfegung berfelben 
war ebenfowenig eine leichte als gleichgültige Aufgabe. Die wichtigeren Commiſſio— 
nen werden während der Bertagung verfammelt bleiben und ihre Arbeiten hoffentlich 
vollendet haben, wenn die Cammern demnächſt wieber zufammentreten werben. 

Die Unterzeichneten glauben, dieſe einfache Darlegung werde binreichen um bem 
Lande zu zeigen, dab wenn bie Stände auf dem geſetzlichen und allein zum Seile 
führenden ÜRene verbleiben wollten, fie Die furze Dauer ihrer Wirkſamkeit in einer 
Weiſe benußt haben, welche dem Drange der heutigen Zeit und der Umſtände entjpricht. 

Hannover, den 18. April 1848. 

Dr. $r. Lang I. Ehr. W. Lindemann. Frande. Defterlen. Langli. ©. W. Wer: 
muth. F. Schmitt. G. Schwers. H. K. Briealeb. Frieſe. Niemeyer, Dr. 
Collmann von Schatteburg. Merkel II. Fr. Bodenſtedt. E. W. Bruͤckner. 
A. L. Bruns. H. J. Arens. A. Dörrbecker. Bernhardt. H. K. Meyer. D. Hunte: 
müller. J. B. Holling. C. F. Wedekind. W. Viſſering. W. ——— Lantzius⸗ 
Beninga. H. J. Peterſſen. H. C. Stubbe. ©. H. Kröncke. G. J. ©. Willemer. 
F. Wrede. J. H. C. Riechelmann. C. F. W. Evers. H. Böſe. A. Siedenburg. 
W. Breuer. Bartmer. A. von Seth. Quaet-Faslem. Heinemann. C. Windel. 
M. Achgelis. Poppe. E. G. Schultz (von Celle). Fr. Ratjen. Krimping. 
E. Hantelmann. von Garßen. Carl Herm. Richter. Adickes. von Bremen. 
A. Ledebur. F. C. Hoppe. H. Lübbecke. F. A. Meyer. J. Kracke. Buddenberg. 
J. Schacht. C. F. T. Sandvoß. Schultz (von Uelzen). 
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XVIII. 
Ueberſichten über den Frundbeſit des Landes. 
Ueberſicht der landtagsfähigen Kittergüter nach dem Grundfleuerertrage. 
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XIX. 
Anſprache der in Aurich verfammelten oftfriefiihen Yandftände an die 
deutſche Neihsverfammlung zu Frankfurt a. M. bei deren Eröffnung 
am 18. Mai 1848. 


Zweimal ſchon in neuerer Zeit war der achtzehnte ein Tag bes Nuhmes und 
des Siege8 der unüberwindlidyen Kraft des deutſchen Volkes. Zweimal ſchon jauchz- 
ten wir dem Morgen der Erlöſung entgegen. Zweimal ſchon leuchteten unſere Berg— 
altäre von Freudenfeuern und erflangen Jubelhymnen durch alle deutſche Gauen. 

Allein Die glorreichen Heldenthaten, wodurch das deutſche Volk auf den Schlacht- 
feldern von Leipzig und Waterloo ſich unverwelkliche Lorbeeren errang, brachten ihm 
war Befreiung von der Frembherrſchaft, nicht aber Erlöjung von Fefjeln innerer 

illkür und Gewalt. 

Doch endlich am dritten Tage, am achtzehnten Mai, den wir heute feiern, ift 
e8 auferftanden von den Xodten, um in glorreicher Verflärung das Reich der Erlö— 
fung, das Neich der Freiheit, des Lichte und des Nechtes, das Reich des Friedens 
und des Segens zu beginnen. 

Darum lodern noch einmal an diefem heiligen Tage der Auferftehung des deut— 
schen Volkes die Freubenfeuer, erichallen noch einmal Die Zubelliever, und Diesmal 
nicht vergebens. 

Zweimal ſchon umfonft ift, wie einft vor Tarquin, die Eybille der Zeit mit 
ihren gerechten unabweislichen Forberungen vor bie Fürften und Gewalthaber im 
Volke getreten und fie haben fie fchmählig abgewieſen. 

Jetzt zum dritten Male endlich haben fie diefen Forderungen nicht länger wiber: 
ftanden, ſondern die mißhandelten Völker in ihre alten natürlichen Rechte wicher ein— 
en ro und bie Völker werben ſich Diefe ihre Nechte nicht noch einmal entwin- 

en lafien. 

Deshalb hat das auferjtandene deutiche Volk feine Selbſtherrſchaft ausgerufen 
in der Sanct Pauls-Kirche zu Frankfurt; deshalb hat es zur Befeitigung dieſer feiner 
Eelbitherrjchaft gegenüber allen Anmakungen der Fürftengewalt, feine Vertreter ent- 
fanbt zur alten Krönungsftadt, um dort dem großen Werfe der Wiedergeburt Deutfch- 
lands die Krone der Vollendung aufzuſetzen. 

Deshalb find aller Augen auf Euch gerichtet, aller Herzen Euch zugewandt, Ihr 
waderen deutſchen Männer in Franffurt, die Ihr vom Volke durch freie Wahl zu 
dem heiligen Werfe berufen ſeid, welches hr heute beginnt, und von allen Orten 
und Enden entjendet man Euch Segenswünjche, um Euch zu Eurer großen Aufgabe 
zu ermuntern, zu ftärfen und zu erheben. 

In diefe Segensmwünfche ftimmen auch wir nach uralter Upftalldboomfcher Sitte 
um Mailandtage verfammelte riefen an den äußerften Grenzen des Reichs, am 
— Geſtade der Nordſee um ſo freudiger ein, als die heilige Sache der Volks— 
herrſchaft, welche Ihr jetzt für ganz Deutſchland verfechtet, von unſern Vätern und 
von uns am längſten auf deutſcher Erde mannhaft vertheidigt worden iſt. 

Denn wir ſehen, daß Ihr einen Upſtallsboom für ganz Deutſchlands aufgepflanzt 
habt zu Frankfurt. Um dieſen Baum deutſcher Freiheit wollen wir mit Euch uns 
ſchaaren, und mit ihm wollen wir mit Euch ſtehen und fallen, und deshalb begrü— 
ßen wir Euch und alle Deutiche ſtatt mit dem altfrieſiſchen „Eala frea Fresena“ 
mit dem beutjchen Brubdergruße: Heil! Euch, Ihr freien Deutfchen Männer! 

Aurich, den 18. Mai 1848. 

Die verfammelten oftfriefiichen Landſtände. 
(Folgen die Unterjchriften ). 


xx. 
Geſetz vom 28./29. Juni, die Bildung einer proviforifchen 
Centralgewalt betreffend. 


1) Bis jur definitiven Begründung einer Negierungsgewalt für Deutfchland 
ſoll eine proviforiiche Gentralgewalt für alle gemeinfamen Angelegenheiten 
ber Deutſchen Nation beftellt werben. 
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2) Diefelbe hat a. die vollziehende Gewalt zu üben in allen Angelegenheiten, 
welche bie — Sicherheit und Wohlfahrt des Deutſchen Bundesſtaa— 
tes betreffen; h. die Oberleitung der geſammten bewaffneten Macht zu über— 
nehmen und namentlich die Oberbefehlshaber derſelben au ernennen; c. bie 
völferrechtliche und hHandelspolitifche Vertretung Deutjchlands auszuüben 
und zu Diefem Ende Gejandte und Gonjuln zu ernennen. 

3) Die Errichtung des Verfaflungswerfes bleibt von ber Wirffamfeit der Gen- 
tralgewalt ausgejchloffen. 

4) Ueber Krieg und Frieden und ber Berträge mit auswärtigen Mächten bes 
jchließt die Gentralgewalt im Ginveritändniß mit der Nationalverfammlung. 

5) Die proviforifche Gentralgewalt wird einem Reichsverweſer übertragen, wel: 
cher von der Nationalverfammlung frei gewählt wird. 

6) Der ReichSverwejer übt feine Gewalt durd von ihm ernannte, der Natio— 
nalverjammlung verantwortliche Minifter aus. Alle Anordnungen deſſelben 
bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Gegenzeichnung wenigitens eines verant- 
wortlichen Minilters. 

7) Der Reichsverweſer tft unverantwortlic. 

8) Ueber die Verantwortlichfeit der Minifter wird die Nationalverfammlung ein 
beſonderes Geſetz erlaſſen. 

9) Die Miniſter haben das Recht, den Berathungen der Nationalverſammlung 
beizuwohnen und von derſelben gehört zu werden. 

10) Die Miniſter haben die Verpflichtung, auf Verlangen der Nationalverfamm: 
[ung zu erjcheinen und Auskunft zu ertheilen, 

14) Die Minifter haben das Stimmrecht in der Nationalverfammlung nur dann, 
wenn fie als deren Mitglieder gewählt find. 

12) Die Stellung des NReichSverwejers ift mit Der eines Abgeorbneten der Na: 
tionalverfammlung unvereinbar. 

13) Mit dem Gintritt der Wirfjamfeit der proviforifchen Gentralgewalt hört 
das Beitehen des Bundestags auf. 

14) Die Gentralgewalt bat fich in Beziehung auf die Vollziehungsmaaßregeln, 
jo weit thunlich, mit den Bevollmächtigten der Landesregierungen in’8 Gin» 
vernehmen zu feßen. 

15) Sobald das PVerfaffungswerk für Deutichland vollendet und in Ausführung 
gebracht ijt, hört Die Thätigleit der proviforifchen Gentralgewalt auf. 


XXI. 
Die Anlage ſoll am Schluſſe nachgeliefert werden. 


XXII. 
Bundesbeſchluß vom 12. Juli 1848. 


„Brotocoll der Plenarverſammlung.“ 
„Beichehen, Frankfurt den 12. Zuli 1848. 10 Uhr Vormittags." 

„In Gegenwart u. ſ. w.“ 
Fraſidium eröffnete die heutige Plenarverſammlung mit der Anzeige, daß Seine 
Kaiſerliche Hoheit der Durchlauchtisite Herr Erzherzog Reichsverweſer bie hohe 
Würde eines Regenten Deutichlants in einer bieten Vormittag ftattfindenden feier: 
lihen Sigung der beutichen Nationalverfammlung antreten werde, und bie Bundes⸗ 
verfammlung in Folge deſſen Seine Kaiſerliche Hoheit durch eine an Höchſtdieſelben 
u entjendende Deputation geziemend einzuladen hätte, nad) Beendigung jener Feier: 
lichfeit in ihrer Mitte erfcheinen zu wollen, um die Ausübung ber ver: 
faffungsmäßigen Befugniſſe und Berpflidtungen, welde 
der Bundesverfammlung zugeftanden haben und nunmehr 
Namens der deutſchen Regierungen auf die proviſoriſche 
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Gentralgewalt zu übertragen, beziehungsweife in bie Hände 
Seiner Kaiſerlichen Hoheit als Verweſer des beutjchen Reiches zu legen fein werben, 
mit der von der Bundesverfammlung ald Organ diejer Negierungen gleichzeitig abzu— 
gebenden Auficherung entgegenzunehmen,, daß dieſelben der Gentralgewalt ihre Mit- 
wirkung zu allen Verfügungen, welche Deutjchlands Macht im Innern wie nach Außen 
begründen und befeftigen jollen, freudig bieten werben.“ 

„Diefem Präfidialantrage wurde allfeitig beigeftimmt, und ſonach beſchloſſen: zu 
geeigneter Etunde eine Deputation an Eeine Kaijerliche Hoheit den Herrn Erzher— 
z0g Reichsverweſer zu entjenden.“ 

„Hierauf wurden die Einleitungen befprochen, welche behufs der Geſchäftsüber— 
gabe an die Organe der proviforifchen Reichs-Centralgewalt erforderlich fein werden, 
und warb in Folge diefer Berathung der einhellige Beichluß gefaßt: 

Das Präfidium zu ermächtigen, nicht nur bezüglich Diejer Uebergabe, ſondern 
auch bis zur Beendigung derſelben alle nötbigen Verfügungen zu treffen, welche 
ein ununterbrochener Gang der bisherigen laufenden Verwaltungsgejchäfte der 
Bundesverfammlung nöthig machen wird.” 

„Nachdem die Eikung für eine Stunde unterbrochen worben war, wurde die— 
felbe um 11, Uhr rortgeiet, wo Seine Kaiferl. Hoheit von der Bundestagspepu- 
tation geführt, in feitlichem Geleite erfchienen, und von der Bunesverſammlung und 
der Militaireommiffion feierlich empfangen wurden. Der Durchlauchtigite Reichs— 
verwefer nahmen hierauf den für Höchftdiejelben beftimmten Plaß ein, und wurden 
* ngchſtehende Anrede des Herren Präſidirenden der Bundesverſammlung 
begrüßt: 

: nn Die Nationalverfammlung und in ihr Die Vertreter des deutjchen Volfes, hat 
Eurer Kaiferl. Hoheit dem von ihr erwählten Reichsverweſer, eben erjt in feierlicdher 
Stunde ihre Huldigung dargebracht. Mit lautem Jubel hat fie ausgefprocen daß 
fie Deutſchlands Recht und Deutichlands Freiheit, Die Unabhängigfeit, die Ehre 
und die Macht des deutjchen Volkes Eurer Kaiferl. Hoheit vertraue.““ 

vn Die Bundesverfammlung war e8, Die Eie, erlauchter Prinz, an dem benf- 
würdigen Tage Ihrer Wahl auch im Namen der deutfchen Regierungen ald Reichs— 
verwejer freudig begrüßte. Sie fah ihre Wünfche erfüllt, indem Eure Kaiſerl. Ho— 
beit Diefes Hohe Amt anzunehmen erklärt haben, und mit großer Befriedigung hat 
fie e8 vernommen, daß Sie, hoher Fürft, auf den Ausdruck des Vertrauens, wo: 
mit fämmtliche deutſchen Regierungen Ihnen entgegen famen, den entjchiedeniten 
Werth legten.““ 

nn&ure Kaiferl, Hoheit treten an die Spike der proviforifchen Gentralgewalt, 
jener Gewalt, geichaffen nach dem Wunjche des deutjchen Volkes, um für die allge- 
meine Sicherheit und Wohlfahrt des deutſchen Bundesſtaates zu forgen, feine bewaff- 
nete Macht zu leiten und feine völferrechtliche Vertretung auszuüben. Nach der Ver: 
faſſung Deutfchlands war die Bunbesverfammlung berufen und verpflichtet, die Si— 
cherheit und Unabbängigfeit unſers Vaterlandes zu wahren, den Bund in feiner Ge- 
Iummtteit vorzuftellen, und das beftändige Organ feines Willens und Handelns zu 
ein. Sie war berechtigt, für Die Aufrechthaltung frieblicher und freundjchaftlicher 
Verhältniffe mit den auswärtigen Staaten Sorge zu tragen, Geſandte von fremden 
Mächten anzunehmen und im Namen des Bundes ſolche an diefelben abzuorbnen, 
Unterbandlungen für den Bund zu führen und Verträge für denfelben abzuschließen. 
Der Bundesverfammlung war es übertragen die auf das Militärwejen des Bundes 
Bezug habenten militärifchen Einrichtungen, und die zur Eicherftellung feines Gebie— 
te8 erforderlichen Vertheidigungsanftalten zu bejchließen und zu überwachen, über 
Krieg und Frieden zu entſcheiden.““ 

nn Die Bundesverfammlung übertragt Namens der deutfchen Regierungen bie 
Ausübung dieſer ihrer verfaffungsmäßigen Befugniffe und Verpflichtungen an Die pro— 
viſoriſche Gentralgewalt, fie legt fie insbejondere mit dem Vertrauen in die Hände 
Eurer Kaiferl. Hoheit, als des deutjchen NeichSverwefers, daß für die Einheit, die 
Macht und die Freiheit Deutichlants Großes und Erfolgreiches erzielt werben, 
Ordnung und Gejeglichfeit bei allen beutjchen Etämmen wieder ehren, und 
ee Volk der Segnungen des Friedens und der Eintracht dauernd ſich erfreuen 
werbe. 

nn Die dbeutfchen Regierungen, die nur das wohlveritandene Intereffe des Volkes 
fennen unb beachten, fie bieten freudig Die Mitwirfung zu allen Verfügungen ber Gen- 
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tralgewalt, die Deutjchlands Macht nach Außen und im Innern begründen und be: 
fejtigen follen.** 

„Mit diefer Erklärung fieht die Bundesverfammlung ihre bisherige Thätigfeit 
als beentet an, und die Gefandten erneuern den Ausdruck ihrer perfönlichen Huldi: 
gung für Eure Kaiſerl. Hoheit den deutſchen Reichsverweſer.““ 

„Diefe Anrede gerubeten Seine Kaiſerl. Hoheit in nachfolgenden Worten zu 
erwiedern: 

„Hochgeehrteſte Verſammlung!“ 

„Indem Sch heute das wichtige Amt eines Neichsverweſers antrete, kann ich 
nicht umbin, in Gegenwart biefer hoben Berfammlung Meinen Dank auszubrüden 
für das Vertrauen, welches Mir fämmtliche deutjche Regierungen durch Ihr Organ 
bei dem Anlafje Meiner Wahl zu diefem wichtigen Amte zu erkennen gegeben haben. 
— Die Art und Weife, mit welcher die hohe Bundesverfammlung Mich an dem 
denfwürdigen Tage meiner Wahl im Namen der deutfchen Regierungen als Reichs— 
verwejer zu begrüßen fich beeilt hat, verdient Meine bejondere Anerfennung. Ich 
übernehme nunmehr die von der Bundesverfammlung Namens der deutjchen Regie: 
rungen an die proviiorifche Gentralgewalt übertragene Ausübung ihrer bisherigen 
verfaffungsmäßigen Befugnifie und Verpflichtungen mit dem Vertrauen auf bie thätige 
Mitwirkung der Regierungen zu allen Verfügungen der Gentralgewalt, die Deutjch- 
lands Madıt nad Außen und im Innern eritarfen und befejtigen follen. — In bie: 
ſem Vertrauen erblice ich eine fichere Bürgichaft für Deutſchlandss fünftige Wohlfahrt.““ 





XXIII. 
Erklärung des Herrn v. d. Decken und der erſten Cammer gegen 
das einſeitige Vorgehen der Nationalverſammlung vom 8. Juli. 


„Die Nationalverſammlung in Frankfurt iſt nicht gewählt, um ſich über die 
Fürſten und die Regierungen zu ſtellen, nicht um einſeitig eine Verfaſſung und Ge— 
ſetze zu beſchließen, die dieſe binden, vielmehr um mit den Regierungsgewalten, wie 
fie nach der Bundesverfaſſung beſtehen, über eine neu zu begründende Reichsverfaſ— 
ſung zu verhandeln, und en dem Wege, wie er burdh die Bundesverfaffung und 
die Beſchlüſſe Des Bundestags fich entwicelt , mit den verfafjungsmäßig beſtehenden 
Regierungsgewalten eine ſolche zu bejchließen. 

Wenn der hohe und lang erfchnte Zweck, die endliche Einigung und Erftarfung 
des gefammten Deutjchen VBaterlande8 einen außerorbentlichen Schritt, die fofortige 
Wahl eines Reichsverweſers, gleich dem Zerhauen des gordiſchen Knotens vielleicht 
unabweisbar gemacht, jo will ich ber a des Königs und der Weisheit 
der Negierung nur e8 Dank wiſſen, daß, jo weit c8 in deren Macht gelegen, fie 
durd die auf verfaffungsmäßigem Wege gegebene Zuftimmung dem Beſchluſſe ber 
Nationalverfammlung Das gejegliche Eiegel aufgedrüdt. 

Aber ich verwahre mich für die Nechte der Krone und des Landes gegen weitere 
Folgerungen, Die daraus gezogen werben fünnten. Das hohe und erhabene Werk 
der Ginigfeit Deutjchlands, wer wird nicht gern und willig jedes Opfer bafür 
bringen. Aber jo hoch der Zweck auch fteht, er muß auf dem Wege bes Rechts, 
mit rechtmäßigen Mitteln verfolgt, und wird, jo Gott will, auf diefem Wege er: 
reicht werben. Die Nationalverfammlung ift nicht über die Fürften und die Bun- 
besverjammlung geitellt, fie hat innerhalb ihrer Zuftändigfeit mit biefen zu verhan- 
bein. Möge fie erwägen und beherzigen, daß das Werf der Einigung durch Ueber: 
jchreitung ihrer Befugniſſe nicht werbe erreicht werben können. Unjere Gejeggebung, 
unfere Verfaſſung, iſt der Bundesverfaſſung unterworfen, nicht aber den einjeitigen 
Beſchlüſſen der Nationalverfammlung. Wir Alle, ald Stände, find berufen, bie 
Verfaffung zu fehügen und zu jehirmen, alfo die Rechte des Landes und der Krone, 
Wir Alle haben den Huldigungseid geleiftet und können und dürfen nicht zugeben, 
daß die Nechte des Landes und der Krone auf anderem als verfaſſungs- und gejeg- 
mäßigem Wege verändert ober bejchränft werden. Sind wir danach berechtigt zu 
geftatten, daß dieſe Rechte aufgehoben oder befchränft werben einfeitig Durch bie 
Nationalverfammlung, die hervorgegangen kraft buntesverfaffungsmäßigen Beſchluſ— 
ſes aus den Wahlen des Volks zu dem Zwede und mit dem Auftrage, bie Eini- 
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gung Deutfchen Landes zu erftreben tm Wege der Verhandlung und des Beſchluſſes 
mit ben beftehenden NRegierungsgewalten? Eon wenig die jegt bier verfammelten 
Stände oder gar eine ber Gammern Geſetze geben fann für das ganze Land, fo 
wenig fann die Nationalverfammlung in Franffurt berechtigt fein, Die geſammte 
gejeßgebende Gewalt für das gemeinjame Deutiche Vaterland für fich allein in An— 
fpruch zu nehmen und gar fie auszuüben. 

Ich erwarte daber von der Regierung und vertraue zu ihrer Kraft und Weis- 
beit und Umſicht, fie werde mit allen ibr zuſtehenden Mitteln dahin wirfen, daß 
die Nationalverfamminng in Franffurt die Stellung innerhalb ihrer Zuftändigfeiten 
feithalte, ich muß den Etänden und dem Lande vorbehalten, zu beurtheilen , ob fie 
die Nationalverfammlung befugt und ermächtiat halten werden, auf einem andern 
Wege, ald dem, ber ihr angewieſen, in die Rechte unferer Krone und unſers Lan— 
des einzugreifen, und ich hoffe endlich, die hohe Nationalverfammlung in Franf: 
furt werde an ihre Vollmachten und Zuftändigfeiten ſich halten, um mit deſto grö— 
ferem und fidherem Grfolge die Einigung auf rechtmähigem Wege zu erlangen, und 
wie eine glüdliche und freubige Gabe fie den Deutfchen Landen zu fchaffen und zu 
bringen , ftatt daß der Zwang, ftände er auch in der Gewalt der hohen Berfamm- 
lung , nur den Keim tragen Fann zu dem böcften Unglück und zu den größten Ges 
fahren , die unfer Deutjches Naterland treffen können. 

Wolle Gott vor folchen Uebeln uns bewahren, und das große und heilfame 
MWerf der Einigung auf dem Wege des Rechts zu Stande fommen laffen. 

Zur Erhaltung der Nechte des Landes und der Krone, für Die zu ftehen und 
gu fireben, jo weit nicht diefe Rechte auf geſetzlichem und verfaffungsmäßigem Wege ge- 
ndert oder bejchränft werden , ich mich wie Landſtand und Unterthan verpflichtet 
balte , lege ich Verwahrung ein gegen die Wirffamfeit uud Gültigfeit der einleitig, 
das beißt ohne Zuftimmung der nach der Deutichen Bundesverfaffung zum Deut: 
ſchen Bunde gehörigen Negierungsgewalten von der Nationalverfammlung in Frank: 
furt gefaßten oder gefaht werdenden, in die Nechte unſeres Landes oder unferer 
Krone eingreifenden Beſchlüſſe. 

Ich bitte, diefe Verwahrung zu Protofoll zu nehmen, und fordere biejenigen 
Mitglieder des verehrten Hauſes, die Diefer Verwahrung fi anfchließen wollen , 
auf, ihre Erklärung durch Aufftehen zu befunden. 

Faſt fammtliche Mitglieder erheben fich in Folge diefer Aufforderung; nur er— 
Härte Hr. v. Exterde ausprüdlich zu Protofoll , daß er mit dem eben Berlejenen 
niht in allen Buncten einverftanden fei, wie auch Hr. Hauptmann v. Marjchald 
feinen Diſſens zu erfennen gab.“ 


XXIV. 
Schreiben des k. hannoverſchen Minifterinms des Innern an die 


Landdroſteien des Königreichs, 


Die bisher eingetretene Entwidelung der Verhältniffe im Königreiche, die gro— 
Ben Veränderungen, die theils eingetreten find, theil® fich vorbereiten und Die Noth- 
wenbigfeit eine entjchiedene jelbitthätige und Fraftvolle Mitwirfung aller Behörden 
in demjenigen Geifte, von welchen dieſe Menderungen ausgeben müllen, in Anfpruch 
zu nehmen, veranlaffen ung, ven fünigl. Landdroſteien folgende Eröffnungen zu ma- 
chen, welche diejelben ven ihnen nachgejegten Behörden mittheilen und in deren Einne 
fie jelbit mit Kraft zu wirken und die Wirffamfeit ihrer Unterbehörben zu fördern 
haben werben. 

Es iſt der gegenwärtigen Regierung bie Aufgabe geitellt, im gejeklichen Wege 
den Vebergang aus dem früheren Zuftande in einen nach jeinen Grundverbältniffen 
verichiedenen zu vermitteln. Ihre erfte Thätigfeit hat freilich darauf gerichtet fein 
müffen, die geftörte Ordnung herzuftellen und durch Einigung den Ständen die Mög: 
lichfeit zu meiterer Löſung ihrer Aufgabe zu fichern. 

Nachdem Beides erreicht worden, würde es aber eine fehr gefährliche Täufchung 
fein, wenn man fich ber Meinung bingeben wollte, als ob damit Die Gefahr beſei— 
tigt und ein Wiedereinlenken in die alten Bahnen möglich fei. Die Regierung weis 
ſet ſolche verberbliche Hoffnungen entfchieven zurüd, fie erkennt es entjchieven an, 
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daß Heritellung des Alten unmöglich iſt und barf es fich nicht verhehlen, daß ber 
ſchwierigſte Theil ihrer Aufgabe noch bevorftcht. 

Wer auch nur oberflächlich die Einwirfungen würdigt, welche durch die allge: 
meine Entwickelung der Anfichten und BVerhältniffe auch in unferem Lande hervorges 
bracht find, der wird jenen Irrthum unmöglich theilen Fönnen. 

Die alten unbeweglich gewordenen AZuftände find überall gelöft. Durch Theis 
fung der Gemeinheiten, durch Ablöfung der guts-, dienſt- und zehntherrlichen Ge: 
rechtfame, durch Beichränfung der Weiderechte, und die Daher entitehende Gebunden: 
beit der Wirthichaft ift auf dem Lande Alles verändert. Die Aufhebung ter Exem— 
tion und die Ablöfung des Jagdrechts wird dieſe Ummandlung vollenden. Dagegen 
find völlig neue Vebürfniffe des Gemeindeweſens hervorgetreten ; vollig neue Kräfte 
— geiftige und materielle — für daffelbe gewonnen. 

Mährend die Unterbehörben keineswegs mehr ven bisherigen Pflichtigen allein 
gegenüber ftchen, hat auch ber Bauernftand in feinem rafchen und Fräftigen Fort: 
fchritte zu höherer Bildung und größerem Wohlftande Anſprüche, welche mit ber 
frühern unbedingten Abhängigkeit der vormaligen pflichtigen Untertbanen auf Feine 
Weiſe zu vereinigen find. Daneben hat fich neben ihnen eine Glaffe von Nichtbe- 
figenden gebildet, denen die gegenwärtigen Ginrichtungen weniger als die frühern 
gewähren, bie aber dennoch große Bedürfniffe geltend machen. 

In den gewerbtreibenden Etädten und Ortichaften fprechen dieſe Bedürfniffe um 
beito lauter, je mehr Umftänte, die außer der Macht jedes einzelnen Staats gele- 
gen find, allen Beitand, ja alle Eicherheit im Gewerbe aufgehoben, und bie ge— 
ipanntefte Aufmerkfamfeit und Thätigfeit zur Bedingung der Subfijtenz gemacht haben. 

Eben fo jehr wie dadurch die Verwaltung verändert tft, hat auch die Rechts: 
pflege fich von den frühern Bahnen entfernt, indem die frühere Kraft des Herkömm— 
lichen in der Auslegung und Anwendung ber Geſetze einer Icharffinnigen, oft med)- 
jelnden Auffaffung bes buchftäblichen Ausdrucks Platz gemacht hat, und dadurch Feſtig— 
feit und Vertrauen zugleich mit dem fittlichen Gewicht der Nechtöpflege geſchwächt 
it. Davon tft Denn Die Folge geweſen, daß die Verwaltung mehr und mehr auf 
das Gebiet des Nichter8 hinübergegriffen, und damit die Begriffe noch mehr verwirrt 
und ihre eigene Aufgabe bis zur Unlösbarfeit erfchwert hat. 

Wäre diefen Mikverhältniffen, die fich feit Ianger Zeit entwickelt haben, früher 
begegnet, jo würde die Zerrüttung nicht jenen drohenden Grad erreicht haben, ben 
wir jeßt in manchen Gegenden erkennen. Daß aber in unferem Lande die Zuſtände 
im Allgemeinen noch gefunder geblieben find, das muß und nur eine dringendere 
Aufforderung fein, Fraftig Hand anzulegen. Denn wir müffen nad den Erfahrun— 
gen ber legten Jahrzehnde, die feite Heberzeugung hegen, daß wenn auch das Alte noch 
einmal zurüdfehren könnte, der endliche Erfolg nur in einem gänzlichen Umfturze 
aller Ordnung beftehen würde. Es fragt fih nur, ob der neue Zuftand mit Ver- 
nunft eingeleitet, oder ob berjelbe durch rohe zerftörende Gewalt hervorgerufen, ob 
auf jenem Wege Necht, Ordnung, Gefek aufs neue befeftigt, oder auf Diefem das 
Meich der rohen Willfür, des fortwährenden, niemals raftenden Umfturzes herbeige- 
führt werben foll. 

Daß zu dieſem Ende die Herftellung einer größern Kompetenz der Gerichte und 
eine auf Deffentlichfeit und Mündlichkeit gegründeten Verfahrens nöthig ift, bedarf 
eben jo wenig der Rede, ald daß ſchon dadurd das gegenwärtige VBerwaltungswefen 
gänzlich geändert wird. In nothwendigem Zufammenbange damit fteht aber, daß 
den Einzelnen wie ben Gemeinden eine größere DVetheiligung an den G&efchäften ge: 
geben werde, die nicht nur eines Jeden einenes Intereſſe, fondern auch das allge- 
meine des Staats oder der Gemeinde betreffen. 

Die neue Organifation der Verwaltung, welche als nothwendige Folge der 
Mündlichfeit und Deffentlichkeit des Gerichtäverfahren® und der Trennung der Ber: 
waltung von der Juſtiz zu betrachten ift, wird vorzugsweiſe von dieſem Grundfaße 
außgehen. Bis folche eintreten fann, find aber nody bedeutende Gefeßgebungsarbei- 
ten erforderlich, und bis dahin, daß dieſe erjcheinen, darf die Zeit nicht ungenügt 
veritreichen. 

Die Menfchen müflen jebt für die Geſchäfte, die fie demnächſt felbft wahrneh— 
men follen, werben; und dies muß geſchehen durch allmäliges Heranzieben 
u eigener Thätigfeit, durch forgfame Beachtung gegründeter Anträge und Vorſchläge, 
urch beftändige Hinweifung auf die dabei in Betracht kommenden Geſetze, durch 
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deren Berbeutlihung und Ginprägung der Ehrfurdt vor dem Mechte bes Andern; 
endlich und vor Allem durch eine den Fünftigen Berhältniffen entiprechende Behand- 
Inng der Perfonen und Sachen, freundlichen Ernft gegen jene und ftrenge Gründlich— 
feit bei diefen. Dabei aber darf nie aus dem Auge geſetzt werben, daß Die Gejege 
bis zu ihrer rechtögültigen Aufhebung gehandhabt werden müffen. Auf der Heilig- 
feit Des Geſetzes ubt alle Sicherheit und Wohlfahrt; wenn aber das Volf an man- 
En Geſetzen Willfür gelernt, fo werden auch die beiten Geſetze nicht nügen. 

arum müfjen die Behörden vor Allem jekt mehr als je von dem heiligen Ernite 
des Geſetzes fich durchdringen laffen und Alles anwenden, um demfelben Kraft und 
Geltung zu fichern, und wo foldye durch Frevel getrübt find, fie ihm wieder zu ver: 
ihaffen, in dem Bewußtfein, daß auch dieſes erforderlich jei, um die befjere Zukunft 
vorzubereiten. 

Die Regierung erkennt jehr wohl die Schwierigkeiten eines folchen Verfahrens, 
und fie wird es gerne Ru: wenn die Behörden und Die einzelnen Staatsdiener, 
auf deren Thätigkeit und Umficht e8 dabei vorzüglich ankommt, vie fi) ergebenden 
Schwierigkeiten und ihre Anfichten über Mängel jowohl älterer als auch neu getrof: 
fener Einrichtungen, offen darlegen. Sie wird in jolden Mittheilungen, wenn joldye 
gehörig erwogen und in tbatlächlichen Verhältniffen begründet, die Urtheilsfähigfeit 
efunden, ein vorzügliches Mittel finden, die Leiftungen der Ginzelnen richtig zu 
ſchätzen und zu keich diejelben für demnächitige Verbefferungen auf das Beſte benugen. 

Se mehr he aber eine ſolche Dffenheit zu befördern wünjcht, um jo weniger 
würbe fie e8 zugeben fünnen, wenn ihren Maßregeln ein offener oder veritedter Wi— 
derſtand durch die Behörden geleijtet, eine engen bei den Unterthanen her— 
vorgerufen, Durd; unangemeflene oder übertriebene Anwendung der Gejeße und Ber: 
ordnungen, deren Unzwecmäßigfeit oder Unausführbarkeit Darzuitellen verfucht, oder 
durch Scylaffheit und Nachläffigfeit in der Ausführung die wohlthätigen Wirkungen 

elähmt würden. Jeder Verſuch einer folchen verfehrten und pflichtwidrigen Thätig- 
eit würde mit der entſchiedenſten Strenge in jeder gejeglichen Weife geahndet werden 
müffen; und würbe demjenigen, der nicht die Sraft in fich fühlte, in dem neuen 
Geiſte zu handeln, wualeich aber auch dem Ernſte des Geſetzes die volle Geltung zu 
—— zu rathen ſein, daß er einer Aufgabe ſich entſchlage, für die er nicht 
gemacht iſt. 

Die Regierung hegt die Ueberzeugung, daß die große Mehrzahl der Staatsdie— 
ner die Bedeutung des gegenwärtigen Zeitpunfts vollfommen würdigen, jene Grund- 
füge mit Beifall aufnehmen und mit Ernſt und Eifer ins Leben rufen werden. Sie 
fordert alle jo ernftlich ald dringend auf, in dieſem Geifte zu wirken, und jo wie 
bie Gefahr der Zeit es verlangt, ihre auf das Wefentliche vor allem zu richtende 
Thätigkeit möglichit anzuipannen. Nur wer dazu Kraft und Willen in ſich jpürt, 
wird auch im Stande fein, dem Vaterlande Dienjte zu leiften, 

Hannover, den 19. Auguſt 1848. 

Königl. ac. Minifterium des Innern. 


— — — — 


XXV. 
Geſetz, verſchiedene Aenderungen des Landesverfaſſungsgeſetzes vom 


5. September 1848 betreffend. 

Ernſt Auguſt, von Gottes Gnaden König von Hannover, Königlicher Prinz 
von Großbritannien und Irland, Herzog von Cumberland, Herzog zu 
Braunfchweig und Lüneburg ac. ır. 
ir erlaflen biemit , unter ung der getreuen allgemeinen Stänte bes 

Königreichs, unter Bezugnahme auf das Geſetz vom 10. April d. J., die Aufhe— 
— > 8 180 des Landesverfaflungsgejeges betreffend , das folgende Geſetz: 

ap. 1. 

‚ 81. (Zu $ 8 bes Landesverfaffungsgefeßes.) Der 8 wird durch folgende Be- 
ſtimmung erſetzt: Die bewaffnete Macht und deren Ginrichtung, wie auch alle in 
Beziehung „ diefelbe vorzunehmenden Anftellungen, zu machenden Anordnungen 
und zu erlaſſenden Befehle hängen allein vom Könige ab. (Siehe 8 102 viefes Geſetz es.) 
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82, (Zu $ 14.) Der 8 wird durch folgende Beitimmungen erjeßt: Nach 
Erledigung des Thrones tritt der Thronfolger die Regierung des Königreich mit: 
telft eines Patents an, durch welches er bei feinem Königlichen Worte die unver- 
brüchliche Feithaltung der Landesverfaffung verjpricht. Nach Veröffentlichung dieſes 
Patents beitimmt ber gleichmäßig für Das ganze Land, au welcher Zeit und 
auf welche Weife ihm die Unterthanen die Huldigung leijten jollen. Die Urjchrift 
des mit der Unterfchrift des König und dem NRegierungsfiegel verjehenen Patents 
Ic in 1 Archive der allgemeinen Ständeverſammlung niederlegt werben. 

ap. Il. 

8 3. 63 foll Freiheit der Preſſe unter Beobachtung der Gejege Statt finden. 

8 4. 68 foll freies DVereinigungs = und Verſammlungsrecht unter Beobachtung 
der Gejeße Etatt finden. 

8 5. (Zu 8 31.) Der 8 wird durch folgende Beftimmung erjeßt: Sowohl 
in Givil- als Griminalfahen darf Niemand feinem ordentlichen Richter entzogen 
werden, außer in den im Procefgange begründeten oder von den Geſetzen im Bor: 
aus bejtimmten Fällen. 

56. (Zu $ 32.) Der $ wird durch folgende Beſtimmung erfeßt: Jeder 
Landeseinwohner genieht völlige Glaubens und Gewiffensfreiheit und ift zu Reli— 
gionsübungen mit den Seinigen in feinem Haufe berechtigt. Die Ausübung der po— 
litijchen und bürgerlichen Rechte it von dem Glaubensbetenntnijje unabhängig: je: 
doch kann durch Berufung auf Glaubensjäge ſich Niemand feinen ftaatsbürgerlichen 
Pflichten entziehen. Die Befugniß der Geiitlichen, Amtshandlungen mit bürgerli- 
cher Wirkjamfeit zu verrichten, jeßt eine Ermächtigung von Eeiten der Staats— 
behörde voraus, 

8 7. Alle Vorzüge der Geburt , unbefchadet der Privatrechte , werben aufgehoben. 

858. (Zu 8 34.) Der 8 wird durch folgende Beitimmung erjegt: Alle Lan: 
desunterthanen find nach gleichmäßigen Grundfägen zur Tragung ber allgemeinen 
Ctaatslaften verbunden. Alle Neal: und Berjonalbefreiungen von allgemeinen 
Staatdlajten fallen ohne Entjchädigung hinweg. Ausgenommen find die Befreiungen 
der Mitglieder der Königlichen Familie und der Königlichen Schlöffer und Gärten, 
ferner der Standesherren,, jo wie ber ftandesherrlichen Echlöffer und Gärten, jo 
— ge Ausnahme gegenwärtig bejteht und in der Verfafjung Deutſchlands be= 
gründet ift. 

8 9. (Zu 8 36.) Der 8 wird durch folgende Beſtimmung erſetzt: Die Ge- 
richtöverfaffung foll nad den Grundjäßen der Trennung der Rechtspflege von ber 
Verwaltung, der Aufbebung des bevorzugten Gerichtsſtandes, der Münpdlichfeit 
uud Deffentlichkeit in bürgerlichen und peinlichen Sachen, der Einführung von 
Schwurgerichten in legteren gejeglich geregelt werben. 

8 10. (Zu 8 40.) Diejer 8 wird dur folgende Beitimmungen erjeßt: Die 
Gerichte find befugt, über die Grenzen ihrer AZuftändigfeit felbjt zu entſcheiden. 
Verwaltungsmaaßregeln, welche von den Verwaltungsbehörben innerhalb der Gren— 
zen ihrer Auftänbigkeit vorgenommen worden find, fönnen von ben Gerichten nicht 
aufgehoben werden. Es fann aber in einem folchen Falle der etwaige Anjprucd auf 
Entſchädigung bei den Gerichten geltend gemacht werden. Verwaltungsmaßregeln, 
weldye von den Berwaltungsbehörben auserbalb ber Grenzen ihrer Zuftändigfeit 
vorgenommen find, fünnen auf Antrag des dadurch in feinen Rechten Berlepten 
durch Die Gerichte aufgehoben werben. Daneben fann von denjelben geeigneten 
Falld auf Schavenderjag erfannt werden. Bei Enticheidung über die Zuftändigfeit 
joll für die Berufung an Die Obergerichte eine Appellationsfumme nicht erforderlich fein. 

8 11. (Zu 8 42.) Der letzte Abſatz des 8 (gemeinfchaftliche Gefuche mehre- 
c an betreffend ) wird aufgehoben. 

ap. 111. 

$ 12. (Zu $ 45.) Diefer $ wird dur folgende Beitimmungen erſetzt: Jeder 
aeg ah jedes Grundſtück und jedes Haus muß in Beziehung auf bie 
Öffentlichen Verhältniffe einer Gemeinde angehören. Solche größere Domanial-, 
Klofter- und fonftige Güter, welche fich mit einer einzelnen Gemeinde zwedmäßig 
nicht verbinden laſſen, können, fofern von den Betheiligten ein Aberein kimmenber 
Antrag barauf 52 wird, durch die obern Verwaltungsbehörden von dieſer Be— 
ſtimmung ausgenommen werden, ſind aber jedenfalls einem Verbande mehrerer Ge— 
meinden beizulegen, falls ein ſolcher vorhanden iſt, oder zweckmäßig gebildet wer: 
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den kann. Gleiches gilt von größeren unbebauten Grunbbefigungen. Das Stimm: 
verhältnig der Mitglieder der Gemeinden foll durch die Gefepgebung feitgeitellt 
werben. 

8 13. (Zu 8 47.) Der 8 wird durch folgende Beitimmungen erjegt: Jedes 
Mitglied einer Gemeinde, jo wie jedes zu folder gehörige Haus ober Örunditüd 
muß zu ben aus ben Fre: a Verhältniſſen der Gemeinde entipringenden Laſten 
verhältnigmäßig beitragen. enn ein Aafchluß von Domainen,, Gütern, Häuſern 
oder fonjtigen Befigungen an eine Gemeinde oder an einen Gemeindeverband Statt 
findet, jo Eönnen gegenjeitig,, ohne vorgängige Vereinbarung unter den Betheiligten 
über Ausgleihung oder Entſchädigung, Feine Lajten übertragen werben, welche le— 
diglih zur Erfüllung früherer, aus ber Zeit vor der Bereinigung herrührenden 
Verbindlichkeiten dienen und deren Vortheile den neu eintretenden Witgliedern nicht 
zu Statten fommen. Kommt jedoch unter den Betheiligeen über dieſe Ausgleichung 
oder Entjehädigung feine Vereinbarung zu Stande, jo erfolgt fjchiedärichterliche 
Entſcheidung. Dagegen haben die Hinzutretenden zu den übrigen Xaften ber Ge— 
meinde, jo weit dieſe aus deren Öffentlichen Verhältniffen entipringen, verhältnißmä— 
Big beizutragen. 

8 14. (Zu 8 49.) Der 8 wird durch folgende Beltimmung erjeßt: Alle 
Real: und Perjonalbefreiungen von Gemeindelaften fallen ohne Entjchädigung hin— 
weg, mit Ausnahme der VBefreiungen der Mitglieder der Königlichen Familie und 
der Königlichen Schlöffer und Gärten, ferner der Etandeöherren, jo wie ber jtan- 
desherrlichen Schlöffer und Gärten, jo weit ſolche Ausnahme gegenwärtig bejteht und 
in der Verfaffung Deutjchlands begründet ijt. Was jedod fur den Erwerb ciner 
ſolchen Befreiung erweislich der Gemeinde gezahlt oder fonft geleiftet worden ift, 
muß von derjelben erjtattet werben, jofern die Leiſtung nicht die Natur einer fort- 
dauernden Rente hatte. Wo legtered der Fall it, hört mit der Befreiung auch Die 
dafür übernommene Gegenleijtung auf. 

8 15. (Zu # 50.) Der 8 wird durch folgende Beftimmung erjegt: Haben bie 
Berreiten oder Hinzugetretenen gewilje Lajten zu Gunften der Gemeinde getragen oder 
die Pflichtigen in Ruͤckſicht auf die von ihnen getragene Lajt den Genuß von Vor: 
theilen gehabt, fo joll eine Ausgleichung der Laſten und Vortheile eintreten. 

8 16. (Au 8 51.) Diefer 8 wird aufgehoben. 

8 17. (3u 8 56.) Der $ wird burch folgende Beitimmungen erjegt: Den 
Gemeinden und den Verbänden mehrerer Gemeinden jtcht Das Recht zu, ihr Vermö— 
gen felbit zu verwalten. Die Oberaufficht der Verwaltungsbehörde über dieſe Ver— 
mögensverwaltung, jo wie über Die Vertheilung und Verwendung der Gemeinbeab- 
gaben und Leiltungen darf fid) nicht weiter erjtreden, als dahin, daß das Vermögen 
erhalten und bei Anorbnung und Bertheilung der Gemeindeabgaben angemeffene , 
auch Die Rechte der übrigen Yandes- Einwohner und das allgemeine Wohl nicht ver: 
letzende Grundfäge befolgt werden. Auch jteht der Verwaltungsbehörbe die Entſchei— 
bung von Befchwerden zu, welche gegen bie Gemeindeverwaltung erhoben werben. 
Die Einführung neuer und Die Abänderung beitchender Beitragsverhältniffe in Be— 
ziehung auf Abgaben und Leiltungen der Gemeinden oder Gcmeindeverbände kann, 
unter Beobachtung der darüber bejtehenden Rechtsgrundſätze, durch Gemeindebeſchluß 
jedoch nur unter Bejtätigung der obern Verwaltungsbehörden gefchehen. Die Ober: 
aufficht der Verwaltungsbehörden joll keſtenfrei geſchehen. 

8 18. (Zu 8 58) Der 8 wirb durch folgende Beftimmung erfegt: Die ftäbti- 
ſchen Obrigfeiten und deren Mitglieder, wie auch die Beamten ber Landgemeinden 
find zur Verwaltung ber Gemeindeſachen, jo wie zur Bejorgung ber ihnen durch 
Geſetz, Berfaffung oder Herkommen oder von den höheren Behörden übertragenen 
Landedangelegenheiten in ihrer Gemeinde verpflichtet. Die Fälle, wo ein Gemeinde- 
beamter die Erfüllung dieſer Verpflichtungen vermöge feiner Gigenfchaft ald Gemeinde: 
beamter abzulehnen befugt ift, jollen in dem zu erlaffenden Staatöbiener: Gefege be: 
ftimmt werden. 

8 19. (Zu 8 59.) Der 8 wird durch folgende Beſtimmungen erfeßt: Die 
Berfaflung und Verwaltung der Etädte und derjenigen Flecken, welche ihnen gleich 
zu ftellen find, ſoll durch eine allgemeine Etädteordnung geregelt werden. Es joll 
babei Die Polizeiverwaltung den Magtitraten, den Städten und den gedachten Fleden 
die freie Wahl ihrer Beamten überlajien, und das Erforderniß der Betätigung auf 
die ftimmführenden Mitglieder des verwaltenden MagijtratS und des Stabtgerichts 
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beichränft werben, dergeftalt, daß die Beſtätigung nur aus gefeglich zu beftimmen- 
den Gründen foll verweigert werden Dürfen. — ſoll das Oberaufſichtsrecht in 
ſtädtiſchen Angelegenheiten beſchränkt und die Befugniß zur öffentlichen Verhandlung 
über dieſelben eingeräumt werden. 

8%. (Zu 8 60.) Der 8 wird durch folgende Beitimmungen erſetzt: Den 
Landgemeinden fteht, unter Oberaufficht der Verwaltungsbehörden, die eigene Ver: 
waltung ihres Vermögens, die Regelung ihrer übrigen innern Gemeindeverhältniſſe 
und der ihnen obliegenden Gemeindelaften, jo wie eine Theilnahme an der Handha— 
bung der Polizei, namentlich aud die Ausübung der Flur: und Feldmarkspolizei zu. 
Die Landgemeinden find berechtigt, ihre Gemeindebeamten mit Vorbehalt obrigkeit— 
licher Beftätigung zu wählen, welche Bejtätigung ohne — noch zu beftimmende — 
gejegliche Gründe nicht zu verfagen ift. Größere hergebrachte Rechte der Landgemein— 
ven follen jedoch hiedurch nicht beeinträchtigt werden. 

8 21. Sind Ausgaben von einem VBerbande mehrerer Gemeinden aufzubringen, 
jo jollen zur Prüfung der Ausgaben und zur Vertheilung derjelben gewählte Wit: 
glieder de8 Verbandes zugezogen werden. Diefen ijt aud) über die Verwendung Rech— 
nung abzulegen. Soweit ſolche Verbände als wirkliche Gemeinden fich darſtellen, 
follen demjelben gleiche Befugniſſe wie den einzelnen Gemeinden zuiteben. 
cc 8 * ya 8 61 und 62.) Dieje 83 werden aufgehoben. 

ap. ‘ 

R 23. (Zu 8 66.) Der 8 wird durch folgende Beſtimmungen erfegt: In ber 
evangelifchen Kirche werden Die Nechte der Kirchengewalt vom Könige, }o weit es 
bie Kirchenverfaſſung mit fich bringt, unmittelbar, oder mittelbar durch Die Conſiſto— 
rial- oder Presbuterialbehörden, weldye aus evangelijchen geiftlichen und weltlichen 
Perſonen beitehen, unter Königlicher Oberauffiht ausgeübt, vorbehältlich der ven 
Gemeinden und Einzelnen dabei zuftehenden Rechte. Meber Abänderungen in ber 
bejtehenden Sirchenverfafjung wird der König mit einer von ihm zu berufenden Ver: 
fammlung von geijtlichen und weltlichen Perjonen, welche theils von Ihm bejtimmt, 
theil8 von den Geiftlichen und Gemeinden auf Die jodann Durch Verordnung zu be: 
ftimmende Weiſe erwählt werden, berathen. Einer folchen Berathung bedarf es aud) 
dann, wenn vor Einrichtung von Synoden für das ganze Königreich oder einzelne 
Sandestheile neue Kirchenordnungen erlafjen oder in wejentlichen Grundſätzen derſel— 
ben, und namentlicdy in der Liturgie Veränderungen vorgenommen werden jollen. 
Den Kirchengemeinden joll eine allgemeinere Betheilung bei der Anitellung ihrer 
oe eingeräumt werden, jo weit jolches von der allgemeinen Landesgefeggebung 
abhängt. 

8 24 (Zu $ 70.) Der erite Abjag dieſes 8 (die amtlichen Gommunicationen 
mit dem päpitlichen Stuhle betreffend) wird aufgehoben. 

$ 25. (Zu 8 71.) Der erite Abjak des 8 wird durch folgende Beſtimmung 
erſetzt: Beſchwerden über Mißbrauch der Stirchengewalt fönnen zur Entjcheidung auch 
bi3 an den König gebracht werben. 

$ %. (Zu 8 72.) Dem Abjag 1 (die VBeitätigung von Predigern 2. betref- 
fend) wird hinzugefegt: Die Gründe jollen jederzeit mitgetheilt werden. 

8 277. (Zu 8 75.) Der ſechste Abjag des $ ( Berufungen wider Entjcheidungen 
über Abänderung von Stiftungen 2c. betreffend) fallt weg. 

823. (Zu 876.) Der $ wird durd folgende Beſtimmung erfegt: Es follen 
Kirchenvorjtände gebildet werden, welche aus den Predigern und von den Gemeinden 
gewählten Mitgliedern derjelben beftchen. Dieje Kirchenvorftände jollen die unmit- 
telbare Verwaltung des Vermögens der einzelnen Kirchen und der dazu gehörenden 
Stiftungen und Armenanftaften führen. Das Nähere darüber wird unter Berüdfid): 
tigung der Rechte der Patronen geſetzlich beitimmt werben. 

829. (Zu 8 77.) Der $ wird durd) folgende Beſtimmung erfeßt: Zum Zwede 
der Theilnahme an der Aufficht über den Unterricht in den Volksſchulen joll in der 
Regel in jeder Schulgemeinde ein Schulvoritand beftehen, die oberite Aufficyt aber 
unter dem Winifterium von anzuordnenden Schulbchörden geführt werben. 

8 30. (Zu 8 78.) Dem z wird folgender Zujaß gegeben: Jedoch finden bie 
Beftimmungen dieſes Geſetzes zum 3. Gapitel des Landesverfaffungs: Gefeged über 
Die Befreiung von Gemeindelaften ebenfalld auf Leiftungen oder Laften der Sirchen-, 
Pfarr: und Schulgemeinden zu Kirchen-, Pfarr» und Schulzweden Anwendung. 

8 31. (Zu 8 79.) Der $ erhält am Schluß folgenden Zuſatz: Die ſechs 
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Mannsttifter St. Petri et Pauli zu Bardowieck, St. Alexandri zu Einbef, Beatae 
Mariae Virginis zu Einbef, St. Bonifacii zu Hameln, Ramelsloh und St. Cos- 
mae et Damiani zu Wunftorf follen aufgehoben und das Vermögen berfelben joll, 
unbejchabet der den vorhandenen Pfründnern und Beanwarteten daraus gebührenden 
Ginfünfte, jo wie der etwaigen Privatrechte Anderer, mit dem allgemeinen Kloſter— 
vermögen vereinigt werden. Neue Expeetanzen dürfen nicht ertheilt werben. 

(Cap. V. Titel 1.) 

$ 32. (Zu $ 80.) Der 8 wird durch folgende Beitimmung erjegt: Für das 
ganze Königreich joll eine allgemeine Ständeverjammlung beftehen. 

8 33. (Zu 8 82.) Der $ erhält folgenden Zujaß: Die Verhältniffe der Pro- 
vinzial= Landfchaften, deren Zujammenfegung und Wirfungsfreis jollen nad) vorgän- 
giger Verhandlung mit den bejtehenden Provinzial-Landſchaften durch allgemeine Ge- 
Erg: geregelt werden. Bis zu ſolcher Regelung bleiben die Provinzial-Land- 
chaften in ihrer gepemetziigen Einrichtung. beitehen. 

8 34. Der Xitel II. des Cap. V. des Landesverfaſſungs-Geſetzes $ 83 bis 128 
von den allgemeinen Ständen wird aufgehoben und durch folgende Veſtimmungen erjept : 

8 35. Die allgemeine Ständeverjammlung bejteht aus zwei Gammern. 

l. Erjte Gammer. 

$ 36. Die erfte Sammer joll beitehen aus: 1) den Königlichen Prinzen, Söh— 
nen des Königs, und den übrigen Prinzen der Königlichen Familie. Der Seronprinz 
ijt nach dem zurüdgelegten 18. Lebensjahre, jeder der übrigen Prinzen nad) zurüd- 
gelegtem 21. — einzutreten berechtigt; 2) dem Herzoge von Arenberg, dem Her— 
zuge von Looz- Corswaaren und dem Fürſten von Bentheim, jo lange fie im Beſitze 
ihrer Standesherrichaften fich befinden ; 3) dem Erblandmarjchall Des Königreichs ; 
4) den Grafen von Stolbergs Wernigerode und von Etofberg: Stolberg wegen ber 
Grafſchaft Hohnftein; 5) vier vom Könige zu ernennenden Mitgliedern, wovon we- 
nigſtens zwei Minijter fein müfjen (vergl. $ 57); 6) dem von ber erften Gammer 
ernannten Gommifjarius für das Schulden- und Nechnungswejen; 7) drei und drei— 
big Abgeordneten der größeren Örundeigenthümer, welche nach dem Grundfteuerertrage 
auf die verfihiedenen Provinzen zu vertheilen find. 63 werben für die Erwählung 
diefer Abgeordneten 33 Wahlbezirke gebildet, in denen je ein Abgeorbneter gewählt 
wird. Die Wahl gefchieht in jedem Wahlbezirfe in der Negel von 150 Grundeigen- 
thümern, und zwar von denjenigen, welche die höchſte Grundſteuer zahlen. Befin- 
den fich jedoch in einem Wahlbezirke mehr ala 150 Örundeigenthümer, welche 50 Thaler 
Grunditeuer und darüber jährlich zahlen, jo find alle Dieje Grundeigenthümer wahl- 
berechtigt. Befinden fich dagegen in einem Wahlbezirfe nicht 150 Grundeigenthümer, 
welche mindeitens 30 Thaler Grunditeuer jährlich zahlen, jo wird die Zahl der Wahl- 
berechtigten bis zu der Zahl der indem Bezirke vorhandenen Örundeigenthümer vermin- 
dert, welche wenigitens 30 Thaler an jährlicher Srundfteuer zahlen. Würde damit 
indeffen die Zahl der Wahlberechtigten unter 100 herabfinfen, fo werden von ben 
unter 30 Thaler Grunditeuer zahlenden Grundeigenthümern die in dem Betrage der 
Grundfteuerzahlung zunächſt ftchenden ſoweit hinzugezogen, als zur Herftellung einer 
Zahl von 100 Wahlberechtigten erforderlich ift. 8) Zehn Mögeorbneten für Handel 
und für Gewerbe, welche über das ganze Land unter thunlichiter Berückſichtigung 
der provinziellen Bezirke zu vertheilen find. 9) Zehn Abgeorbneten der Kirche und 
Schule. Davon erwählen: die Evangelifche Geiftlichkeit vier, deren Vertheilung auf 
das Land der Negierung überlaflen bleibt, Die Katholiſche Geiftlichfeit des Hildes— 
heimfchen Sprengel8 einen, bie Katholiſche Geiftlichfeit des Osnabrückſchen Epren- 
els einen, die Univerfität Göttingen einen, die Lehrer= Gollegien der höheren Schul: 
Snftalten einen, die Lehrer der Bürger- und Volksſchulen zwei. 10) Vier Abgeord: 
neten des Standes der Nechtsgelehiten, welche von ben Nichtercollegien und ben 
Rechtsbeiſtänden gewählt werben follen. Die unter Nr. 7 bis 10 aufgeführten Ab- 
georbneten find auf die Dauer von ſechs Jahren zu erwählen. 

$ 37. Wählbar als Abgeordnete der größeren Grunpbefiger find nur diejeni- 
gen, welche felbft, wenngleich in einem andern Wahlbezirfe oder in einer andern 
Provinz, als größere Grunvbefiger wahlberechtigt find. Dagegen brauchen die von 
den Gewerbtreibenden,, den Geiſtlichen, der Univerfität, ven Lehrern und Rechts— 
gelehrten zu wählenden Abgeordneten, wenn fie überhaupt nur die Erforbernifie 
he Wäplbarfeit in die erſte Sammer befigen, dem befonvern Stande, von welchem 

e gewählt werben, nicht anzugehören. 
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8 38. Bon dem Wahlrechte und der Wählbarfeit ausgefchloffen find alle Dies 
jenigen , welche noch nicht 25 Jahre alt find, oder unter väterlicher Gewalt oder 
Guratel jtehen, oder nach gejeglichen Beitimmungen nicht im wollen Befige ber 
politiichen Nechte fich befinden, oder wegen eines nach ber öffentlichen Meinung 
entehrenden Verbrechens beitraft, oder wegen eines folchen Verbrechens in Unterju- 
chung gewejen find, ohne völlig freigeiprochen zu fein. 

8 39. Bon den gewählten Mitgliedern der erften Sammer ſcheidet, je um das 
dritte Jahr die Hälfte aus und wird durch neue Wahlen erjegt. Sind die Stände 
beim Ablauf der Zeit, für welche die Wahl gefchehen iſt, verfammelt, jo erfolgt 
der Austritt erft nadı Beendigung der Diät. Der Austritt beftimmt fich das erite 
Mal dur das Loos, demnächſt durch die Zeit der Wahl. 

8 40. Im Mebrigen find die Rechte beider Cammern gleich, 

. ne Gammer. 

8 41. Die zweite Gammer ſoll beitehen: 1) aus zwei vom Könige zu ernen- 
nenden Mitgliedern, welche Miniſter fein müflen (vergl. 8 57); 2) aus bem von 
der zweiten Gammer ernannten Gommiffarius für das Schulden: und Rechnungs: 
wejen; 3) aus neun und fiebzig Abgeordneten der Stadt: und Landgemeinden des 
Königreichs ; und zwar aus: a. acht und dreißig Abgeordneten nachfolgender Städte 
und Flecken: zwei Abgeorbneten der Reſidenzſtadt Hannover , einem Wbgenrbneten 
der Stadt Göttingen, einem Abgeordneten der Stadt Northeim , einem Abgeorbne: 
ten der Stabt Hameln, einem Abgeordneten der Stadt Einbef, einem Abgeordne- 
ten der Stadt Ofterode , einem Abgeordneten der Stadt Duderftadt, einem Abge— 
ordneten der Städte Moringen, Uslar, Hardegſen, Dransfeld und Hedemünden, 
einem Abgeordneten der Stabt Münden, einem Abgeorbneten der Städte Münder , 
Pattenſen, Neuftadt a. R., Springe, Wunſtorf, Eldagfen, Bodenwerder und 
Rebburg, einem Abgeordneten der Städte Clausthal und Zellerfeld, einem 
Abgeordneten der übrigen fünf Bergftädte, mit Einfchluß von Herzberg, El— 
bingerode und Lauterberg, einem Abgeordneten ber Stabt Lüneburg, einem Abge- 
prbneten der Stadt Uelzen, einem Abgeordneten ber Stadt Celle, einem Abge- 
proneten der Stadt Harburg, einem Abgeordneten der Städte Lühow, Dan: 
nenberg und Hißader, einem Abgeorbneten der Städte Soltau, Walsrode, Burg- 
dorf und Gifhorn, einem Abgeordneten der Stadt Stade , einem Abgeordneten der 
Stadt Buxtehude, einem Abgeorbneten ver Stadt Verben , einem Abgeorbneten ber 
Stadt Nienburg, einem Abgeordneten der Hohyafchen Flecken, einem Abgeorbneten 
der Diepholsfchen Flecken, einem Abgeorbneten der Stadt Osnabrück, einem Ab— 
geordneten der Städte Duafenbrüf, Fürftenau , und der Flecken Melle und Bram: 
ſche, einem Abgeordneten dev Städte Meppen, Lingen und Hafelünne,, einem a 
ordneten der Stadt Goslar, einem Abgeordneten der Etadt Hildesheim, einem Ab: 
geordneten der Städte Alfeld, Peine und Bockenem, einem Mbgeorbneten ber 
Städte Elze, Gronau, Sarftebt und Daſſel, einem Abgeordneten der Stabt Em: 
den, einem Abgeordneten der Städte Aurich und Eſens, einem Abgeorbneten ber 
Stadt Norden , einem Abgeordneten der Stadt Leer, einem Abgeordneten ber 
Städte Schüttorf, Nordhorn und Neuenhaus, wie auch des Fledens Bentheim , 
einem Abgeorbneten der Gemeinde Papenburg. Eine fernere gefegliche Beftimmung darü— 
ber, welche Gemeinden außerdem noc, in dieſer Abtheilung zu vertreten, und wie bie 
Abg. auf diefelben zu vertheifen find, bleibt vorbehalten, b. ein und vierzig Abge- 
ordneten der Landgemeinden und ber unter a nicht aufgeführten Städte und Flecken, 
nämlich: fünf Abgeordneten aus den Füritenthümern Galenberg, Göttingen und 
Grubenhagen, einem Abgeordneten der Grafichaft Hohnftein,, ſechs Abgeordneten 
aus dem Füritenthume Lüneburg, fünf Mbgeorbneten aus ben Bremenfchen Mar: 
chen, drei Abgeordneten aus der Bremenichen Geeft und dem Herzogthume Verden, 
zwei Abgeordneten aus dem Lande Hadeln mit Ginjchluß der Stadt Otterndorf, 
vier Abgeordneten aus den Grafſchaften Hoya und Diepholz, welche gleichmäßig 
auf die Provinz vertheilt werden, drei Mbgeorbneten aus dem Fürftenthume Osna— 
brüd, zwei Abgeordneten aus dem Herzogthume Arenberg- Meppen und ber Nieder: 
grafichaft Lingen , vier Abgeordneten aus dem Fürftenthume Hildesheim , fünf Ab- 

eorbneten aus dem Fürſtenthume Oſtfriesland, einem Abgeordneten aus der eur 
Nhaft Dentheim. Cine fernere gefepgliche Beitimmung über die Vertheilung der Ab- 
geordneten auf die Landgemeinden wird vorbehalten. ; 

8 42. Un den Wahlen der Stadt: und Landgemeinden nehmen alle — 
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rechtigten männlichen Einwohner der Gemeinde Theil mit Ausnahme derer, welche 
noch nicht 25 Jahre alt find, in väterlicher Gewalt, unter Guratel, ober in Koft 
und 2 eines Andern ftehen, wegen eines nach der öffentlichen Meinung enteh— 
renden Verbrechens beitraft worden oder in Unterfuchung gewejen find, ohne völlig 
freigefprochen zu fein, nach gefeglichen Beitimmungen nicht im vollen Befiße der 
politifchen Rechte find, zu den direeten Landesjteuern nicht beitragen, oder den ih— 
nen obliegenden Beitrag dazu im legten Jahre nicht entrichtet haben. 

8 43. Wählbar zur zweiten Cammer der allgemeinen Ständeverfammlung find 
alle wahlberechtigten Yandes-Einwohner, 

Il Gemeinfhaftlidhe Beftimmungen für beide Gammern. 

8 44. Niemand fann Mitglied der Ständeverfammlung jein, wenn eined der 
im 8 42 bezeichneten Hindernijfe bei ihm eintritt. 

8 45. Alle Mitglieder der Ständeverfammlung müffen im Königreiche woh- 
nen. Von diejer Beitimmung find ausgenommen: 1) die im 8 36 AB 2 und 4. 
aufgeführten Mitglieder der eriten Cammer; 2) die dort unter AB 7 aufgeführten 
Abgeordneten der größeren Grundeigenthümer, wenn fie in einem andern beutjchen 
Lande wohnen und daſelbſt ein Gleiches beobachtet wird. 

8 46. Perſonen, über deren Vermögen während ihrer Verwaltung Coneurs 
ausgebrochen ift, fünnen vor Befriedigung ihrer Gläubiger weder zu Mitgliedern 
der Ständeverjammlung erwählt werden, noch, wenn fie zur Zeit des Ausbruches 
des Goncurjes Mitglieder find, in derjelben bleiben. 

8 47. Die Wahlverfammlungen müſſen fi) von dem Vorhandenfein Der 
vorgejchriebenen Eigenjchaften der zu erwählenden Abgeordneten gebührend über: 
zeugen. 

8 48. Keinem im öffentlichen Dienfte Angeftellten einfchließlich der Gemeinde: 
beamten, darf der zur Theilnahme an der allgemeinen Ständeverfammlung erfor: 
derliche Urlaub verweigert werden, wenn für die Verſehung des Dienftes von ihm 
auf eine andere Weiſe angemefjen geforgt wird. 

$ 49. Abgeordnete, die während der Dauer ihres Mandats ein befoldetes Staats: 
amt oder eine Beförderung im Staatödienfte annehmen, geben damit ihren Sitz in 
ber Ständeverfammlung auf; in ſolchem Falle wird nicht der Erſatzmann einberu: 
fen, jondern muß jedesmal eine neue Wahl eintreten. 

8 50. Sämmtliche Mitglieder der allgemeinen Ständeverfammlung müſſen bei 
ihren Verhandlungen das Wohl des — Königreichs vor Augen haben und dür— 
fen fi durch Seelen nicht binden laſſen. 

8 51. Die Mitglieder der Ständeverfammlung dürfen ihre Stimme nicht auf 
ein anderes Mitglied übertragen. Jedoch können die im $ 36 AR 2 und 4 auf: 
re Mitglieder der erften Cammer durch ihre volljährigen älteften Söhne oder 

urch dazu bevollmächtigte Agnaten ihres Haufes fich vertreten laffen. 

8 52. Die Minifter haben, wenn fie auch nicht Mitglieder der Ständever— 
fammlung find, das Necht des Zutritts und der Theilnahme an den Berathungen 
in beiden Gammern. Jede Gammer kann die Gegenwart von Miniftern verlangen. 
Der König ift berechtigt, in jede Sammer Commiſſarien zu ſchicken, um den Si- 
— beizuwohnen und an den Berathungen Theil zu nehmen. Die Commiſſarien 

aben kein Stimmrecht. 

8 53. Jede Aeußerung eines Mitgliedes in der Verſammlung über ſtändiſche 
Angelegenheiten foll immer die günftigfte Auslegung erhalten. 

8 54. Ein gerichtliches Verfahren gegen Mitglieder wegen der von ihnen in 
den Sipungen der Gammern, Commiſſionen oder Eonferenzen gemachten Aeußerun: 
gen ift nur dann zuläffig, wenn leßtere hochverrätheriſchen Inhalts find , oder eine 
Beleidigung oder Verläumdung enthalten. In allen übrigen Fällen find die Gam- 
mern nach den in der Gejchäftsordnung enthaltenen Beitimmungen die alleinigen 
Richter über die in jenen Sigungen gemachten Meußerungen F Mitglieder. 

‚ 855. Mährend der Dauer einer Verfammlung der allgemeinen Stände joll 
fein anwejendes Mitglied verhaftet werben, es fei denn, dab in dem Falle eines 
Griminalverbrechens eine fchleunige Verhaftung nothwendig fein follte, welcher Fall 
jedoch den Cammern ‚ohne Aufichub anzuzeigen tft. 

8 56. Die Veröffentlichung der ftändiichen Verhandlungen fol unter ven in 


- Hg rt der allgemeinen Ständeverfammlung enthaltenen Beſtimmun— 
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IV. Landtag. 

8 57. Ein Landtag dauert ſechs Jahre vom Tage ber Eu angerechnet , 
I ale nicht früher eine Auflöſung der zweiten Gammer erfolgt. Die Wahlen der 
Abgeordneten zur zweiten Cammer gelten für die ganze Dauer befjelben unb fön- 
nen von den Vollmachtgebern nicht widerrufen werden. Die vom Könige ernannten 
Mitglieder der Gammern , welche Miniiter find (8 36 5 und 8 4 MB 1), 
verlieren ihren Sig, wenn fie aufhören, Minifter zu fein. Der König fann zu 
jeder Zeit Die zweite Sammer auflöfen und einen neuen Landtag berufen. Vergl. $ 39. 

8 58. Der König wird die allgemeinen Stände alle Sahır zufammenberufen , 
jo daß während der Dauer eines Landtags ſechs ordentliche Diäten Statt Babes. 
Sollten indeß dringende Angelegenheiten es erfordern, jo Fann der König au 
außerorbentlicye Diäten anoronen. 

8 59. Zu den ordentlichen Diäten wird die Ständeverfammlung in ber Re- 
el jo berufen werden, daß bie Eröffnung berjelben fpätejtend bi8 zum 1. Februar 
ar Jahrs Statt findet. Den Anfang und Schluß jeder — * oder außer = 
ordentlichen Landtags-Diät beftimmt der König. 

8 60. Der König fann die allgemeine Ständeverfammlung zu jeber Zeit ver- 
tagen und die Dauer der VBertagung bejtimmen. (Vergl. jedoch 8 109.) Jede Cam: 
mer fann fi) auf drei Tage vertagen. Zu einer längern Vertagung einer ober bei: 
der Cammern bat die allgemeine Ständeverjammlung die Königliche Genehmigung 
zu beantragen. 

8 61. Eigenmächtig dürfen Die Cammern ſich nicht verfammeln, auch nad 
ber — dem Schluſſe oder der Auflöſung der Verſammlung nicht ferner 
verſammelt bleiben, (Vergl. jedoch 8 109.) 

8 62. Die allgemeinen Stände find verpflichtet, vorzugsweiſe die von der Regie— 
rung an fie gebrachten Anträge, namentlich das Budget und zwar, wenn es von 
der Regierung verlangt wird, jeberzeit zuerjt in Berathung zu nehmen. 

V. BVBirkjamfeitderallgemeinen Ständeverjammlung. 

$ 63. Die allgemeine Ständeverfammlung ijt berufen, die ihr durch die Ver; 
faffung uns Rechte wahrzunehmen. 

8 64. Ueber alle das ganze Königreich betreffende‘, zur ftändifchen Mitwirkung ge: 
hörende Gegenftände wird nur mit der allgemeinen Stänbeverfammlung verhandelt. 
Provinzielle Angelegenheiten, welche zur ftänbifchen Mitwirfung geeignet find , wer: 
den an bie betreffenden Provinziallandfchaften gebracht werden. Bei einem Zweifel 
darüber, ob ein Gegenitand zur Mitwirkung der allgemeinen Stände oder der Pro: 
vinziallandjchaften gehöre , entjcheidet der König. 

$ 65. —— werden vom Könige nur unter Zuſtimmung ber allgemei— 
nen Ständeverfammlung erlaflen, wieder aufgehoben, abgeändert und authentifch 
interpretirt (vergl. jedoch 8 72). Die Zuftimmung der Stände bejchränft fih auf 
den wejentlichen Inhalt der Geſetze. Die Bearbeitung der — nach Maßgabe 
der ſtändiſchen Beſchlüſſe verbleibt der Regierung. Bei Verkündigung der Gefetze 
* — , baß dabei die verfaſſungsmäßige Zuſtimmung der Stände Statt 
gefunden habe. 

$ 66. Werben zu einem Gefeß - Entwurfe Zufäge oder Aenderungen von ben 
Ständen beſchloſſen, die der König zu genehmigen Anftand nimmt und findet Sich 
der König bewogen, den Gejeg-Entwurf entweder unverändert, ober unter Berüd- 
fihtigung genehmigter ftändifcher Anträge, vollitändig redigirt, anberweit an bie 
Stände gelangen zu lafjen ; jo find legtere verpflichtet, das Gejeg nach zweimaliger 
Berathung bei der legten Abitimmung im Ganzen anzunehmen oder abzulehnen. Anträge 
auf Abänderungen und Zufäße oder Bedingungen fönnen alddann von den Ständen 
nicht mehr vorgebracht werden. 

8 67. Die Mitwirfung der Stände ift nicht erforberfich bei denjenigen Verfü- 
ungen, welche der König über das Heer, deſſen Formation, Disciplin und den 
Dientt überhaupt erläßt (vergl. 8 1). Der Kriegsminiſter iſt dafür verantwortlich, 
daß dieſe Verfügungen Feine Verfafjungsverlegungen enthalten, und daß die ftänbi- 
* Bewilligungen nicht überſchritten werden. Die Militär-Straf- und Aushe— 

ungsgeſetze, ſo wie die Rechte und Pflichten der übrigen Unterthanen in Beziehung 
auf das Heer und die J deſſen bürgerliche Verhältniſſe bezüglichen Geſetze können 


wur, unter verfaffungsmäßiger Mitwirkung ber Stände ($ 65 u. f.) feitgeftellt 
werben. 
6* 
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8 68. Der König iſt befugt, ein den Ständen zu verfaflungsmäßiger Mit- 
wirkung vorgelegtes Gejeg bis zu deſſen Verfündignng zurüdzunehmen. 

8 69. Geieß:Entwürfe gelangen von der Regierung an die Stände, jedoch ha— 
ben auch diefe das Recht, auf Grlaffung von Gejegen anzutragen und Gejeg - Ent: 
mwürfe vorzulegen. 

8 70. Die Anträge des Königs an die Stände werden an die allgemeine 
Ständeverfammlung gerichtet. Die Bitten, Erwiederungen und Vorträge der allge: 
meinen Stände fönnen nur von beiden Kammern gemeinjchaftlich ausgehen ; jeder 
Gammer ftebt jedoch frei , auf die Thronrebe einfeitig eine Adrefie an den König au richten. 

8 71. Berorbnungen werden von der Regierung ohne Mitwirkung der Stände 
erlaſſen. Sie dürfen nur zur Vollziehung beitebender Gejege dienen und nichts 
enthalten, was jeiner Natur nach der ftändijchen Mitwirfung bedarf. Sie müfjen 
im Gingange das Geſetz bezeichnen, zu deſſen Vollziehung fie dienen. 

8 72. Außerordentliche, ihrer Natur nach der ftändifchen Zuftimmung bedür— 
fende , aber durch das Staatswohl, die Sicherheit des Landes oder die Erhaltung der 
ernftlich bedrohten Ordnung dringend gebotene gejegliche Verfügungen, deren Zwed 
durch Verzögerung vereitelt werden würde, geben vom Könige allein aus ; dieſelben 
dürfen jedoch eine Abänderung der Verfafiung nicht enthalten und müſſen außer 
Kraft gejegt werben, jobald Die Gefahr befeitigt iſt, welche das Gejeß veranlaßt 
hat. Bei Verfündigung derſelben ift der Grund ihrer Ausnahme von der ſtändi— 
chen Mitwirfung zu erwähnen. Sie find den allgemeinen Ständen bei ihrer näch— 
ften Zujammenfunft, behuf Wehrnehmung ihrer"verfaflungsmäßigen Rechte, vorzu— 
legen und, fall die Zuftimmung nicht erfolgt, wieder aufzuheben. 

8 73. Alle Gefege und Verorbnungen werden vom Könige unter Beobachtung 
ber vorgejcriebenen Form (88 65, 71 und 72) verfündigt, und erhalten dadurch 
für alle Unterthanen und alle Behörden verbindliche Kraft. ——— Zweifel da— 
rüber, ob bei einem gehörig verkündigten Geſetze die verfaſſungsmäßige Mitwirkung 
der Stände hinreichend beobachtet ſei, ſo ſteht nur dieſen zu, Anträge deshalb zu machen. 

8 74. Bon ben vom Könige mit anderen Staaten abgeſchloſſenen Verträgen 
ſoll der allgemeinen Ständeverfunmlung , jobald Die Berhäftniffe e8 erlauben, Kennt⸗ 
niß gegeben werben (vergl. jedoch $ 11 des Landesverfaffungs - Gejeßes). 

8 75. Die allgemeine Ständeverfammlung it berechtigt, in Beziehung auf 
alle ——— , insbeſondere über Mißbräuche und Mängel in der Rechts: 
pflege ober Verwaltung ihre Beichwerden und Wünjcde dem Könige vorzutragen. 
Weiter darf fie aber in bie Landesverwaltung ſich nicht einmifchen. 

8 76. Die allgemeinen Stände können jehriftliche Gefuche, Beſchwerden und 
Borftellungen , nicht aber Deputationen von Koͤrperſchaften, annehmen , darüber Be- 
fhlüffe faſſen und den Bittjtellern von den Bejchlüffen durch Protveollauszüge 
Kenntniß geben. Anträge oder Petitionen können jedoch nie an eine Gammer ſon— 
dern nur an die allgemeine Ständeverfammlung gerichtet werden. 

8 77. Das Gapitel VI. des Landesverfaflungs-Gejeßes von den Finanzen 
(8 129-167) wird aufgehoben. Es treten dafür die folgenden Beitimmungen ein: 

8 78. Sämmtliche zu dem Königlichen Domanium gehörenden Gegenjtände, 
namentlih Sclöffer, Gärten, Güter, Gefälle, Foriten, Bergwerfe, Salinen und 
Activeapitale machen das feinem Gejammtbeitande nach ſtets zu erhaltende Krongut 
aus. Dem Könige und defien Nachfolgern in der Regierung verbleiben unter den folgen- 
den Beitimmungen alle Rechte , welche dem Landesherrn daran bisher zugeltanden haben. 

8 79. Das Krongut und die Ginfünfte aus den Negalen Fünnen ohne Zuftim- 
mung der Stände rechtögültig nicht verpfändet werden, mit Ausnahme des im 8 
97 bezeichneten Falles einer außerordentlichen Anleihe. Veräußerungen der Subitanz 
önnen nur in Folge gefeglicher Beitimmungen oder wegen ihrer Nüplichfeit eintre- 
ten. Das Mequivalent ſoll mit dem Krongute wieder vereinigt und deſſen Anlegung 
oder Verwendung , welche jedoch für die Dauer im Rönigreiche geichehen mus , auf 
eine fichere und einträgliche Art fofort beichafft werden. Ueber Veränderungen diejer 
Art ſoll ver allgemeinen Ctändeverjammlung in jeder Diät eine Nachwei— 
Jung mitgetheilt werden. Freiwillige Veräußerungen ganzer Domanialgüter oder be- 
beutender Forften dürfen nicht ohne Einwilligung der allgemeinen Ständeverfammlung 
geſchehen, und es find fofort Gegenftände von möglichit gleicher Ginträglicfeit vor- 
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a Die Auffünfte des Kronguts follen verwandt werben: zur Bezahlung 
der Zinjen ber auf dem Domanium haftenden Schulden und zum allmäligen Ab- 
trage diefer Schulden ; zum Unterhalte und zur Hofhaltung des Könige, a Kö⸗ 
nigin, des minderjährigen Kronprinzen und der übrigen minderjährigen Prinzen und 
Prinzeffinnen , I und Töchter des Königs; zu dem ftanbesmäßigen Ausfommen 
der verwittweten Königin und ber verwittiweten Kronprinzeffin, zu den Jahrgel- 
dern, Apanagen und Ausftattungskoften für den SKronprinzen, die Prinzen und 
Prinzeifinnen des Königlichen Hauſes, jo wie auch zu dem ftandesmäßigen kom⸗ 
men der Witwen der Prinzen des Königlichen Hauſes (vergl. 8 87); endlich aber 
das Uebrige, jo wie die bisher mit der Domanial-Verwaltung vereinigt geweſenes 
Einkünfte von den Regalen zur Beitreitung anderweiter Staatsausgaben. 

8 81. Zur Dedung der für den Unterhalt und die Hofbaltung des Königs, 
ber Königin, jo wie der minderjährigen Prinzen und Prinzeffinnen, Söhne und 
Töchter des Königs, erforderlichen Ausgaben dienen als Krondotation 1) die Zin- 
jen eines in den Jahren 1784 bis 1790 in englijchen breiprocentigen Stods beleg- 
ten, aus Ginfünften der Königlichen Cammer erwachienen Gapitald von PfundSt. 
600,000, welches Gapital unzertrennlic mit der Krone vereinigt und vererblich 
jein joll ; 2) eine Summe von 500,000 »# Gonventiond- Münze (513,888 24 21 IH 
4 6 Gourant), welche aus dem Ertrage des Kronguts jährlich zu bezahlen ift, 

8 82. Außerdem verbleiben dem Könige und Tine Nachfolgern in der Regie: 
rung bie in einem ber Ständeverfammlung mitzutheilenden Verzeichniffe aufgeführten 
Königlichen Schlöffer und Gärten, die zur Hofhaltung beftimmten Königlichen Ge- 
bäude , Ameublement$ , das Silbergeräth nebft dem Silbercapitale und fonftigen 
Koftbarfeiten , alle zur Hofhaltung gehörenden Inventarien, die Bibliothek und bie 
Königlichen Jagden im ganzen Umfange des Königreichs, wogegen derſelbe bie ba- 
mit verbundenen Ausgaben übernimmt, Vorgedachte Gegenitände dürfen niemals ver- 
pfänbetund nur unter Öegenzeichnung eines verantwortlichen Minifter8 veräußert werben. 

8 83. Die im 8 81 al Einfünfte und die im 8 82 genannten Ge- 
genftände bleiben der eigenen Verwaltung des Königlichen Haufes vorbehalten. 

8 84. Die aus ber Krondotation zu beftreitenden Ausgaben find die Koften 
des Hof-Etats, des Marftall3 , die Befoldungen und Benfionen der Hofdienerfchaft, 
die Kojten des Hofthealers, die Unterhaltung der Königlichen Schlöffer und Gär- 
ten und die Koften der Königlichen Orden. 

8 85. Tritt eine Negentjchaft ein, jo müffen die mit derſelben verbundenen 
Koften aus der Krondotation bejtritten werben. Dafjelbe findet wegen der Koften 
einer etwaigen Stellvertretung des Königs Statt. 

8 86. Alle aus dem Krongute und aus den Regalen auffommenden Einnah— 
men, mit alleiniger Ausnahme der Einnahme aus den der unmittelbaren Verwaltung 
des Königlichen Haufe vorbehaltenen Gegenitände (8 82) follen mit den Landesab— 
gaben , dem Ertrage der Eiſenbahnen, den Ghauffeegeldern , Sporteln, Lehnsauf- 
fünften und fonftigen Qandeseinnahmen in eine einzige General - Gaffe liefen ‚ aus 
welcher Caſſe alle Ausgaben beftritten werben, jofern diefelben nicht auf der Kron- 
botation ruhen. : 

8 87. Ueber Apanagen, Jahrgelder und Deputate der Prinzen und Prinzeſ⸗ 
ſinnen, über Mitgaben für Pringeſſinnen, über Witthümer, über das Privatvermd- 
gen des Bu und der Mitglieder des Königlichen Haufes , jo wie über das Fa— 
milten= Hausfideicommiß gelten die Beſtimmungen des Königlichen Hausgeſetzes vom 
19. November 1836. Das wre der Königin joll jedoch jährlich 60,000 F 
Gold betragen und Die geringite Apanage eines zur Apanage bevehtigten volljähri- 
gen Prinzen des Königlichen Hauses aus 6000 Gold beitehen. 

8 88. Ueber die Verwendung der zur Krondotation, zu Apanagen oder Wit: 
thümern ber Mitglieder der Königlichen Familie ausgejegten Einnahmen fteht den 

tänden Feine Gontrole zu. Ä 

- 889. Das Vermögen der jekigen Schatull » Gaffe bleibt getrennt von ben 
Staats-Caſſen und zur has, are Verfügung des Könige. Das Privatvermö- 
gen des Königs, der Königin, der Prinzen und Prinzeffinnen, wohin namentlich 
auch dasjenige gehört, was aus den ihnen zuftehenden Einkünften erworben worben , 
verbleibt se Maafgabe der Hausgejege , oder jo weit diefe Darüder nicht entſchei— 
ben, ber Landesgeſehe, der völlig freien — der Berechtigten. 

8 90. Ueber die Ausgaben, welche die Verwaltung des Landes und deſſen 
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Bro aus ber General:Gafje zu beftreitenden Bebürfniffe erforberlich machen , foll 

er allgemeinen reg ein Budget vorgelegt und mit den nöthigen, 
auf Antrag der Stände zu vervollftändigenden Etats und Erläuterungen begleitet 
werben. 

8 91. Die allgemeine Ständeverfammlung hat die Verpflichtung , für Die De 
Kung ber für den öffentlichen Dienit nothwendigen Ausgaben in jo weit zu ſorgen, 
als fie aus ben Einkünften des Kronguts und der Negale nicht beftritten werben 
fönnen. Dagegen jteht ihr das Necht zu, das Budget zu prüfen und zu bewilli- 
gen. Ausgaben, welche auf beitimmten bundes- oder landesgefeglichen oder auf pri— 
— Verpflichtungen beruhen, darf die allgemeine Ständeverſammlung nicht 
verweigern. 

8 92. Die Erſparungen, welche bei dem Ausgabe-Etat des Kriegs-Mi— 
nifteriumd gemacht werben, follen fo lange baar in ven Schag niedergelegt werden, 
bi8 die gefammelten Summen die Hälfte des ganzen Militär-Etat8 erreichen. Ueber— 
fteigt Die Erfparung dieſen Betrag, jo ſoll über den mweitern Ueberjhuß mit Ein- 
willigung der Ständeverfammlung , welcher bei jeder Zufammenfunft eine Nach— 
weiſe über den Beitand des Kriegsſchatzes vorzulegen ift, anderweit verfügt werben. 
Die Vorräthe diefes — — find für die Ausgaben des Kriegs-Mini— 
fterium8 zu verwenden, jobald legtere Die ordentlichen Mittel überjteigen. 

8 93. Für außerordentliche, während ber Vertagung der allgemeinen Stände- 
verfammlung eintretenbe Landesbedürfniffe, welche bei Feititellung des Budgets nicht 
berüdfichtigt werben fonnten, und melde gleichwohl (namentlich im Falle eintreten 
der Landes:Galamitäten, Kriegsrüftungen oder innerer Unruben) ſchleunige Maaß— 
regeln oder Koſtenverwendungen erfordern, joll ein in dem jährlichen Budget nicht 
beſonders aufzuführender Reſerve-Credit beſtehen, welcher 5 Procent des ganzen 
Ausgabe-Budgets ausmacht. Die Verfügung über dieſen Reſerve-Credit fteht dem 
Gejammt:Minifterium auf deſſen Verantwortung zu, die Verwendung aber foll ver 
allgemeinen Stänbeverfammlung bei ihrer nächiten Zufammenfunft nachgewiejen werben. 

6 94. Gleichzeitig mit dem NAnjchlage der Ausgaben joll der allgemeinen 
Ständeverfammlung ein Anfchlag der zu deren Beftreitung erforberlichen Einnahmen 
vorgelegt werben, welcher alle oben (8 86) bezeichneten Einnahmen umfaßt. 

8 95. Die zur Beftreitung. der Landes-Ausgaben außer der Einnahme von dem 
Krongute und den Regalen erforderlichen Steuern und Abgaben bevürfen ber Be: 
willigung der allgemeinen Ständeverfammlung. In dem erforderlichen Ausjchreiben 
fol bie Händifche Bewilligung erwähnt werben. i 

8 96. Sollten die von der Regierung in Antrag gebrachten, zu den Bedürf— 
niffen des Landes erforderlichen Steuern und Abgaben bei Auflöjung einer Stände 
verfammlung nicht bewilligt fein, jo fönnen die betehenden Steuern und Abgaben , 
fo weit fie nicht zu einem vorübergehenden , bereit8 erreichten Zwecke ausgejchrieben 
worden , noch —* Monate vom Ablaufe der letzten Bewilligungszeit an unverändert 
DER und zu dem Ende in Beziehung auf diefen Paragraphen ausgejchrieben 
werben. 

8 97. Anleihen behuf der aus der General = Gaffe zu beitreitenden Ausgaben 
fönnen nur nad) ——— Bewilligung der allgemeinen Ständeverfammlung gemacht 
werben. Sollte jedoch wegen außerordentlicher Umftände die ordentliche Einnahme 
der Gafje jo bedeutende Ausfälle erleiden , daß die bewilligten Ausgaben nicht be= 
ig werben fünnen, oder follten jchleunige Kriegsrüftungen nothwendig werden, 

er im 8 92 feftgefegte Kriegsicha aber in der erforderlichen Größe nicht vorhan: 
ben ſein, ober jollte der oben 8 93 beitimmte Neferve-Gredit benußt werben müj- 
fen und dazu die Vorräthe und Ginnahmen der Caſſen nicht hinreichen: jo hat ber 
König, wenn die Stände nicht verfammelt find, das Recht, auf den Bericht des 
Gejammt-Minifteriums , nach Anhörung der ftänbifchen Gommifjarten S 100), zu 
beſtimmen, daß eine Anleihe auf den Credit der General: Gafje zur Dedung ber 
bewilligten , oder aus dem Kriegsichage zu beftreitenden,, oder auf den Reſerve-Cre⸗ 
bit anzumweijenden Ausgaben, höchitens bi8 zu dem Belaufe von Einer Million Tha— 
ler gemacht werben darf. Inſofern Anleihen für Kriegsrüftungen nöthig werben, 
ift ber jedesmalige Veitand des ——— — 92) davon in Abſatz zu bringen. 
Die Verhandlungen über ſolche außerorbentliche Anleihen follen jedoch der allgemeinen 
Stänbeverfemmlung bei ihrer nächiten Zufammenfunft vorgelegt , und e8 foll beriel- 
ben nachgewieſen werben, daß die gemachte Anleihe nothivendig geweſen und zum 
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Beften des Landes verwandt tft. Der Betrag foll in bie Landesſchulden⸗Etats auf: 
genommen werben. 

8 98. Ohne Einwilligung der allgemeinen Stänbeverfammlung darf fein Pa— 
piergelb ausgegeben werben, 

8 99. Die Rechnungen der General» Gaffe und aller dazu gehörigen Neben: 
Gafjen follen der allgemeinen Ständeverfammlung zu Prüfung vorgelegt werben. | 

8 100. Es follen von ber allgemeinen Ständeverfammlung zwei Gommifjarien 
auf Lebenszeit ernannt werden, welche gemeinjchaftlich mit den General: Seecretarien 
jever Gammer, unter dem Vorfike des Präafidenten der oberiten Steuerverwaltung , 
die vorgebachten Rechnungen zu prüfen und den Gang des Staatshaushalts zu über: 
wachen, an der Verwaltung des Staatsjchuldenwejens Theil zu nehmen, und bei? 
der Verwaltung der Steuern mitzuwirken haben. Außerdem haben die Commiſſa— 
rien nebjt den General = Secretarien diejenigen Befugniffe auszuüben, welche durch 
den 8 181 des Landesverfaſſungs-Geſetzes dem Scaß: Eollegium beigelegt find. 
Die Commiſſarien jollen als folche Mitglieder der Standeverfammlung fein. Das 
—— ſoll aufgehoben werden. 

(Gap. . 

8 101. (Zu 8 168.) Der $ wird durch folgende Beltimmungen erfeßt: Die 
oberjte Leitung der Regierung unter dem Könige geht von dem Gefammt » Minifte- 
rium aus, deifen Mitglieder der König nach eigener Wahl ernennt und nad) Ge: 
fallen entläßt. Für die einzelnen Verwaltungszweige beftehen beſondere Minifterien, 

8 102. Alle vom Könige ausgehende Regierungsverfügungen bedürfen zu ihrer 
Gültigkeit der Gegenzeichnung des Minijter8 oder Borftandes bes — Mi⸗ 
niſteriums. Dies gilt auch von den Verfügungen, welche für die bewaffnete Macht 
erlaſſen werden, ſo weit ſie nicht Ausfluß des Oberbefehls über das Heer ſind. Je— 
der Miniſter oder Vorſtand eines Miniſteriums iſt dem Könige und dem Lande da— 
bin verantwortlich, daß feine von ihm ceontrafignirte oder ausgegangene Verfügung 
eine Geſetzesverletzung enthalte. Tie allgemeine Ständeverfammlung iſt befugt, 
dieſe Verantwortlichfeit Durch eine an den König ſelbſt gerichtete Beſchwerde geltend 
zu machen, welche die Entlafjung der Minifter oder bes betreffenden Minifters zur 
Folge haben joll, Wegen abfichtlicher Verlegung des Verfaſſungs-Geſetzes fann die 
Ständeverfammlung eine fürmliche Anflage erheben, 

8 103. Zur Unterfuchung und Gnticheidung über die im vorigen 8 gebachte 
förmliche Anklage ift nur das Ober-Appellationsgericht in Plenar = Berfammlung 
zuftändig. Die Etändeverfammlung muß dem Könige vier Wochen vor Anftellung 
der Anklage von nei ken Anzeige machen. Die Anklage jelbft wird von Seiten 
der Stände unmittelbar an das Gericht gebracht. Der König verſpricht, eine von 
der Ständeverfammlung bejehloffene Antlage nie zu hindern. Die Entjcheidbung des 
Gerichts kann nur dahin gehen, daß der Angejchuldigte der abfichtlichen Verlegung 
des Landesverfaſſungs-Geſetzes, deren er angellagt worden, ſchuldig jei oder nicht. 
Im erftern Falle ift er Durch den Ausſpruch des Gerichts von jelbft feiner Stelle 
verluftig und fann auch in einem andern Amte nicht wieder angeftellt werben. Ges 
gen die Entſcheidung des Gerichts in ſolchen Fällen finden Feine Rechtsmittel Statt; 
auch find Abolition und Begnadigung ausgejchloffen. Die Urtheile über folche An— 
Elagen werben mit ihren Entjcheidungsgründen durch den Drud öffentlich befannt 

emacht. Hinfichtlich der gemeinrechtlichen Folgen behält e8 bei ber orbentlichen 
echt8 = und Gerichiöverfaflung fein Bewenden. » 

8 104. (Zu 8.169.) Der 8 wird durch folgende Beftimmung erfegt: Es 
foll ein Staatsrath beftehen, um wichtige Regierungs : Angelegenheiten, namentlich 
Er und Verordnungen nach der darüber vom Geſammt-Miniſterium zu treffen- 
ben Beitimmung, zu berathen und die Dienftentlaffung folcher Staatsdiener, welche 
nicht Lediglich zur Glaffe der Nichter gehören (8 177 des Landesverfaſſungs-Ge— 
ſetzes), zu begutachten. 

105. (Zu 8 170 und 171.) Dieſe 88 werben aufgehoben. (Bergl. 8 5.) 

) 106. (Zu $ 172.) Das Wort „Königliche Diener” in dieſem $ gleich mie 
In anderen $$ des Landesverfaſſungs-Geſetzes ($ 174, 175, 176, 177, 179) wirb 
in „Staatsdiener” verwandelt. 

$ 107. u $ 173.) Diefer 8 fällt Hinweg, in Folge des Grundſatzes im 
8 7 dieſes Gejeges. : 

8 108. (Zu 8 177.) Der 2. Abſatz des 8 wird durch folgende Beftimmung 
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erfegt: Ein Stantsbiener, welcher lediglich ein Richteramt befleivet ober Mitglieb 
eines Obergericht8 ift, fann ohne richterliches Erfenntniß feines richterlichen Amts 
weder entjeßt noch entlaffen, noch auf ein minder einträgliched Amt oder auf eine 
Berwaltungsitelle wider feinen Willen verfegt, noch mit Entziehung des Gehalts 
fuspendirt werben. 

(Cap. VIII) 

8 109. (Zu 8 181.) Der 8 erhält folgenden Zuſatz: Im Falle eines Thron: 
mechjel8 wirb der König die Stände jofort, Tpäteftend binnen 14 Tagen, berufen. 
Sollte dieſes unterlaffen werben, fo find die zuleßt zujammenberufen gewejenen Stände 
berechtigt und werpflichtet, fich jelbit zu verfammeln, und bie Rechte des Landes 
Wahrzunehmen. In diefem Falle kann die Ständeverfammlung on vier Wo: 
hen von Zeit ihres Zufammentritt8 ohne deren Antrag weder aufgelöjet noch ver: 
tagt werben. (8 57 und 60.) Sollten die Stände zur Zeit eines Thronwechjeld 
verfammelt fein, jo fönnen fie gleichfall8 innerhalb der nächften vier Wochen nur 
auf ihren Antrag aufgelöfet oder vertagt werben, 

egenwärtiges Gejeg ift durch die Gefegfammlung zu verkünden. 
Gegeben Hannover, den 5. September 1848. 
Ernſt Auguft. 
Bennigſen. Prott. Stüve, Dr. Braun. Lehzen. Düring. 





XXVI. 
Programm Gagerns vom 18. December. 

Ein Gefühl der Nothiwendigfeit, ein heißes Verlangen durchdringt das Volk, 
daß das Verfaſſungswerk jchnell vollendet jein möge. Die verfaffunggebende Reichs: 
verfammlung hat dieſes Bedürfniß erkannt und nähert ſich dem Ziel ihrer großen 
Aufgabe. Zwar iſt die Errichtung drs Verfaſſungswerks von der Wirkjamfeit der 
Gentralgewalt ausgefchloffen, die Wege aber anzubahnen, Damit Die vollendete Ver— 
faffung in Wirffamfeit treten fönne, thätig zu fein, wo vorauszufehenden Hinder— 
nifjen vorgebeugt werden kann, und etwa eintretende au bejeitigen find — eine folche 
bad Berfaffungewerk betreffende Wirkfamfeit der Gentralgewalt erjcheint in jo hohem 
Grade als Bedingung der allgemeinen — daß das Reichsminiſterium ſie für 
die nächſte und wichtigſte erkannt. Die Stellung, welche Oeſterreich zur deutſchen 
Nationalverſammlung und zu der proviſoriſchen Centralgewalt für Deutſchland ein— 
genommen hat, legt dem Reichsminiſterium die Pflicht auf, der Nationalverſammlung, 
deren Aufmerkſamkeit durch dieſe wichtige Frage bereits vielfach in Anſpruch genom— 
men iſt, Vorlage zu machen. 

Das Programm des öſterreichiſchen Miniſteriums vom 27. Novbr. ſpricht aus: 
Kon 1.) Daß alle öjterreichifchen Länder in jtaatlicher Einheit verbunden bleiben 
ollen. 

2.) Daß die Beziehungen Defterreichd zu Deutjchland erit dann ftaatlich ge- 
orbnet werben können, wenn beide Stanteneomplege zu neuen und feiten Formen ge= 
langt ſeien, d. 5. ihre innere Geftaltung vollendet haben würden. 

Diefe Auffaffung der Stellung Defterreich! zu Deutjchland hat nicht allein den 
Beifall des öſterreichiſchen ReichStages zu Kremfier erhalten, ſondern ſcheint auch den 
Menfhen und Anfichten der großen Mehrheit der Bewohner der deutſch-öſterreichi— 
chen Länder zu entſprechen. Es it Damit öſterreichiſcher Seit3 Die Antwort auf Die 
Frage ertheilt, welche in der Beichlußnahme der Nationalverfammlung über den 
Berta ungsentwurf — Gap. vom Reich und der Reichsverwaltung, namentlich in 
ben $$ 1—3 enthalten, an Dejterreich geftellt worden ilt. — Das ReichSminifterium 
glaubt in Beurtheilung der Stellung der Gentralgewalt zu Oefterreich von folgenden 
Säßen ausgehen zu müflen. 

: Bei der Natur der Verbindung Defterreich8 mit außerbeutjchen Ländern be— 
ſchränkt fich für jegt und während des Proviforiums die Pflicht der NReichdgewalt 
darauf, das beftehende Bundesverhältniß Defterreich8 zu Deutjchland im allgemeinen 
zu erhalten. Es ift aber das Sonderverhältniß Oeſterreichs anzuerfennen, wonach 
ed anjpricht, in den zu errichtenden beutjchen Bundesitaat unter Bedingungen, die 
bie ftaatliche Verbindung der deutſchen mit den nichtveutichen öfterreichiichen Bundes— 
theilen alteriren, nicht einzutreten, 
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2) Defterreich wird alfo nach ben bis jetzt durch bie Nat. Verf. gefaßten 
Beichlüffen, wodurd die Natur des Bundesſtaats beftimmt worben ift, als in ben 
zu —— deutſchen Bundesſtaat nicht eintretend zu betrachten ſein. (v. d. L.: 
Pfuil Pfui! 

3) Seſterreichs Unionsverhältniß zu Deutſchland mittelſt einer beſondern Unions 
aete zu ordnen und darin alle die verwandtſchaftlichen, geiſtigen, politiſchen und 
materiellen Bedürfniſſe nach Möglichkeit zu befriedigen, welche Deutſchland und 
Defterreich von jeher verbunden haben und in gefteigertem Maaße verbinden Lönnen, 
bleibt der nächiten Zukunft vorbehalten. 

4) Da Deiterreich zu dem von der proviforifchen Gentralgewalt repräfentirten 
Deutjchland zwar in einem unauflöhlichen Bunde fteht, in den Bundesſtaat aber nicht 
eintritt (v. d. 2.: pfui!) fo iſt die Verftändigung über alle gegenjeitigen jowohl 
bereit8 beftehenden als kuͤnftigen Bundespflichten und echte zur gefanbtiaftlichem 
Wege einzuleiten und zu unterhalten (Unruhe). 

5) Die Verfaffung des deutſchen Bundesitaats, deren jchleunige Beendigung 
zwar in beiberfeitigem Intereſſe liegt, kann jedoch nicht Gegenftand ber Unterhand⸗ 
lungen mit Oeſterreich ſein. — 

Indem ich dieſe Sätze der Prüfung der Nationalverſammlung übergebe ſuche 
ich für das Reichsminiſterium um die Ermächtigung an, die geſandtſ ak e Ber: 
bindung mit der Regierung des öſterreich. Kaiſerreichs, wodurch den erörterten Ber: 
hältnifjen entiprochen wird, Namens der Gentralgewalt anfnüpfen zu dürfen. ch 
erlaube mir daran die Bitte zu fnüpfen, daß dieſe Vorlage zwar nad) ihrer Wich— 
tigfeit an einen Ausfchuß zur Begutachtung überwiejen, die Verhandlung der Sache 
aber möglichit beichleunigt werben möge.” 


XXVII. 


Die Grundrechte des deutſchen Volkes. 


Dem deutſchen Volke ſollen die nachſtehenden Grundrechte gewährleiſtet jein. 
Sie ſollen den Verfaſſungen der deutſchen Einzelſtaaten zur Norm dienen, und keine 
Verfaſſung oder Geſetzgebung eines deutſchen Einzelſtaates ſoll dieſelben je aufheben 
oder beſchränken können. 

Artikel 1. 


$ 1. Das deutſche Volk beſteht aus den Angehörigen der Staaten, welche das 
beutjche Reich bilden, 

8 2. ever Deutiche hat das deutſche Reichsbürgerrecht. Die ihm kraft deſſen 
zuſtehenden Rechte kann er in jedem deutſchen Lande ausüben. Meber das Recht, zur 
deutichen Reichöverfammlung zu wählen, verfügt das NeichSwahlgejeg. 

$ 3. Jeber Deutiche hat das Recht, an jedem Orte des Reichsgebietes feinen 
Aufentgalt und Wohnfig zu nehmen, Liegenfchaften jeder Art zu erwerben und bar: 
über zu verfügen, jeden Nahrungszweig zu betreiben, das Gemeindebürgerrecht zu 
gewinnen. Die Bedingungen für den — und Wohnſitz werden durch ein Hei⸗ 
mathsgeſetz, jene für ven Gewerbebetrieb durch eine Gewerbeordnung für ganz Deutſch— 
land von der Neichdgewalt feftgejegt. 

$ 4. Kein deutjcher Staat darf zwifchen feinen Angehörigen und andern Deut: 
jchen einen Unterſchied im bürgerlichen, peinlichen und Procep- Rechte machen, wel- 
cher die legteren als Ausländer — 

$ 5. Die Strafe des bürgerlichen Todes ſoll nicht ſtattfinden, und da, wo fie 
bereit3 ausgejprochen it, in ihren Wirkungen aufhören, ſoweit nicht hierdurch erwor— 
bene Privatrechte verlegt werben. 

6. Die Auswanderungsfreiheit ift von Staatöwegen nicht beſchränkt; Abzugs- 
gelber bürfen nicht erhoben werden. Die Auswanderungsangelegenheit ſteht unter 
dem Schuge und der Fürſorge des Meiches. 

Artikel II. 

87. Vor dem Gefeße gilt fein Unterfchied der Stände. Der Adel ald Stand 
ift aufgehoben. Alle Standesvorrechte find abgejchafft. Die Deutjchen find vor dem 
Gejege gleich. Alle Titel, infoweit fie nicht mit einem Amte verbunden find, find 
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aufgehoben unb bürfen nie mwieber eingeführt werben. Sein Staatsangehöriger darf 
von einem auswärtigen Staate einen Orden annehmen. Die öffentlichen Memter find 
für alle Befähigten gleich zugänglich. Die Wehrpflicht ift für Alle gleich; Stellver: 
tgetung bei derjelben findet nicht ftatt. 

Artikel II. 

88. Die Freiheit der Perfon tft unverleglih. Die Verhaftung einer Perjon 
ſoll, außer im Falle der Ergreifung auf frifcher That, nur geſchehen in Kraft eines 
richterlihen, mit Gründen verfehenen Befehls. Diefer Befehl muß im Augenblice 
der Verhaftung oder innerhalb der nächiten vier und zwanzig Stunden dem Berhaf- 
teten zugeftellt werben. Die Polizeibehörde muß Jeden, den fie in Verwahrung ge: 
nommen bat, im Laufe des folgenden Tages entweder freilaffen oder der richterlichen 
Behörde übergeben. Jeder Angefchuldigte ſoll gegen Stellung einer vom Gericht zu 
beftimmenden Gaution oder Bürgſchaft der Haft entlaffen werden, fofern nicht drin- 
ende Anzeigen eines fchweren peinlichen Verbrechens gegen denfelben vorliegen. Im 
Falle einer widerrechtlich verfügten oder verlängerten Gefangenjchaft ift der Schuldige 
und nöthigenfall® der Staat dem Verlegten zur Genugthuung und Entjchädigung ver- 
pflichtet. Die für das Heer- und Seewejen erforderlichen Modificationen diefer Be- 
ftimmungen werden befonderen Geſetzen vorbehalten. 

8 9. Die Todesitrafe, ausgenommen wo das Kriegsrecht fie vorfchreibt, ober 
das Seerecht im Fall von Meutereien fie zuläßt, jo wie die Strafen des Prangers, 
der Brandmarfung und ber förperlichen Züchtigung, find abgejchafft- 

$ 10. Die Wohnung tft unverleklih. ine Hausfuchung ift nur zuläffig: 4) in 
Kraft eines richterlichen, mit Gründen verfeßenen Befehls, welcher fofort oder inner: 
halb der nächften vier und zwanzig Stunden dem Betheiligten zugeitellt werden joll, 
2) im Falle der Verfolgung auf frifcher That, durch den gejeglich berechtigten Be— 
amten, 3) in den Fällen und Formen, in welchen das Geſeß ausnahmsweiſe be: 
ftimmten Beamten auch ohne richterlichen Befehl dieſelbe geftattet. Die Haus: 
ſuchung muß, wenn thunlih, mit Zuziehung von Hausgenojien erfolgen. Die 
Unverleglichkeit der Wohnung ift fein Hinderniß der Verhaftung eines gerichtlich 
BVerfolgten. 

8 11. Die Beſchlagnahme von Briefen-und Papieren darf, außer bei einer 
Verhaftung oder Hausfuchung, nur in Kraft eines richterlichen, mit Gründen ver— 
jehenen Befehl8 vorgenommen werben, welcher jofort oder innerhalb der nächften vier 
und zwanzig Stunden dem Betheiligten zugeftellt werden joll. 

$ 12. Das Briefgeheimniß ift gewährleiftet. Die bei jtrafgerichtlichen Unter: 
ſuchungen und in Seriegsfällen nothivendigen Beſchränkungen find durch Die Geſetzge— 
bung feitzuftellen. 

Artikel IV, 


8 13. Jeder Deutiche hat das Necht, durch Wort, Schrift, Drud und bild- 
liche Darftellung feine Meinung frei zu äußern. Die Preffreiheit darf unter feinen 
Umftänden und in feiner Weife durch vorbeugende Maßregeln, namentlich Genjur, 
Eoneejfionen, Sicherheitäbeftellungen, Staatsauflagen, Beſchränkungen der Drucke— 
teien oder bed Buchhandels, Poitverbote oder andere Hemmungen des freien Ber: 
kehrs bejchränft, ſuspendirt oder aufgehoben werden. Ueber Preßvergehen, welche 
von Amts wegen verfolgt werden, wird durch Schwurgerichte geurtheilt. Ein Preß— 
gefeg wird vom Reiche erlaffen werben. 

Artikel V. 

8 14. Jeder Deutfche Hat volle Glaubend- und Gewiflensfreiheit. Niemand 
ift verpflichtet, feine religiöſe Meberzeugung zu offenbaren. 

8 15. eder Deutjche ift umbejchränkt in ber gemeinfamen häuslichen und 
Öffentlichen Hebung jeiner Religion. Verbrechen und Vergeben, welche bei Ausübung 
dieſer Freiheit begangen werben, find nach dem Geſetze zu beitrafen. 

8 16. Durd das religiöfe Bekenntniß wirb der Genuß ber bürgerlichen und 
ſtaatsbürgerlichen Rechte weder bedingt noch beſchraͤnkt. Den ftantsbürgerlichen Pflich— 
ten darf daſſelbe feinen Abbruch thun. 

8 17. Jede Neligionsgejellihaft orbnet und verwaltet ihre Angelegenheiten 
ſelbſtſtändig, bleibt aber den allgemeinen Staatögefegen unterworfen. Keine Reli— 
ionsgejellfchaft genießt vor andern Vorrechte durch den Staat; es befteht fernerhin 
eine Staatöfirche. Neue Religionsgejellichaften dürfen fich bilden; einer Anerfennung 
ihres Bekenntniſſes durch den Staat bedarf es nicht. 
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18. Niemand foll zu einer Firchlichen Handlung ober Feierlichkeit gezwungen 
werben. 

8 19. Die Formel des Eides joll fünftig lauten: „So wahr mir Gott helfe.“ 

8 20. Die bürgerliche Gültigfeit der Ehe ift nur von der Vollziehung 
des Givilacte8 abhängig; die Firchlihe Trauung fann nur nad der Vollziehung 
* aa ftattfinden. Die Religionsverfchiedenheit ift fein bürgerliches Ehehin— 

erniß. 

8 21. Die Standesbüdher werben von den bürgerlichen Behörden geführt. 

Artikel VI. 

$ 22. Die Wiffenfhaft und ihre Lehre ift frei. 

8 23. Das Unterrichts- und Erziehungsmefen fteht unter der Oberaufficht des 
Staates, und iſt, abgeſehen vom Religionsunterricht, der Beauffichtigung der Geift- 
lichfeit als ſolcher enthoben. 

8 24. Unterrichts- und Erziehungsanftalten zu gründen, zu leiten und an fol: 
chen Unterricht zu ertheilen, jteht jedem Deutjchen Brei, wenn er jeine Befähigung ber 
betreffenden Staatsbehörde nachgewiefen hat. Der häusliche Unterricht unterliegt 
feiner Bejchränfung. 

8 25. Für die Bildung der deutjchen Jugend Pb durch öffentliche Schulen 
überall genügend geiorgt werben. Eltern oder deren Stellvertreter dürfen ihre Kin— 
der oder ——— nicht ohne den Unterricht laſſen, welcher für die unteren 
Volfsichulen vorgefchrieben ift. 

$ 26. Die öffentlichen Lehrer haben die Nechte der Staatsdiener, Der Staat 
ſtellt unter geſetzlich geordneter Betheiligkäg der Gemeinden aus der Zahl der Ge: 
prüften die Lehrer der Volfsjchulen an. 

$ 7. Für den Unterricht in Volfsfchulen und niederen Gewerbefchulen wird 
fein Schulgeld bezahlt. Unbemittelten joll auf allen öffentlichen Unterrichtsanftalten 
freier Unterricht gewährt werben. 

8 28. 63 fteht einem Jeden frei, feinen Beruf zu wählen und fich für ben- 
felben auszubilden, wie und wo er will, 

Artikel VII. 

8 29. Seber Deutjche hat das Necht, fich mit Bitten und Bejchwerben fchrift- 
lih an die Behörden, an die Volfövertretungen und an den Reichstag zu wenden. 
Dieſes Recht kann fowohl von Einzelnen als von Gorporationen und von Mehreren 
im Vereine ausgeübt werden; beim Heer und ber Kriegsflotte jedoch nur in der Weife, 
wie es die Disciplinarvorjchriften bejtimmen. 

8 30. Eine vorgängige Genehmigung der Behörden ift nicht nothwendig, um 
öffentliche Beamte wegen ihrer amtlichen Banken gerichtlich zu verfolgen. 

Artikel VIIL 

$ 31. Die Deutjchen haben das Recht, ſich frieblich und ohne Waffen zu ver: 
jammeln; einer bejonderen Erlaubniß dazu bedarf es nicht, Volksverſammlungen 
unter freiem Himmel fönnen bei dringender Gefahr für die öffentliche Ordnung und 
Eicherheit verboten werben. 

8 32. Die Deutjchen haben das Recht, Vereine zu bilden. Dieſes Recht foll 
durch feine vorbeugende Maßregel beſchränkt werben. 

8 33. Die in den 88 31 und 32 enthaltenen Beitimmungen finden auf das Heer 
und die Kriegsflotte Anwendung, inſoweit die militairifchen Diseiplinarvorſchriften 
nicht entgegenitehen. 

Artikel IX. 


8 34. Das Eigenthum ift unverleglich. ine Enteignung fann nur aus Rück— 
—5— des gemeinen Beſten, nur auf Grund eines Geſetzes und gegen gerechte Ents 
hädigung vorgenommen werben. Das geijtige Eigenthum foll durch die Reichsgeſetz- 
gebung gejchüßt werben. 

$ 35. Jeder Grundeigenthümer fann jeinen Grundbeſitz unter Lebenden und von 
Todes wegen ganz oder theilweife veräußern. Den GEinzelitaaten bleibt überlafjen, 
die Durhführung des Orundfages der Theilbarfeit alles Grundeigenthums durch Ueber: 
angsgeſetze zu vermitteln. Kür die todte Hand find Beichränfungen des Rechts, 

tegenichaften zu erwerben und über fie zu verfügen, im Wege ver Geſetzgebung aus 
Gründen des öffentlichen Wohls zuläffig. i 
8 36. Jeder Unterthänigkeits: und Hörigfeitsverband hört für immer auf. 
8 37. Ohne Entjchädigung find aufgehoben: 1) Die Patrimonialgerichtöbarfeit 
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und bie grunbherrliche Polizei, fammt den aus dieſen Rechten fließenden Befugniffen, 
Exemtionen und Abgaben. 2) Die aus dem guts- und fchußherriichen Verbande flie- 
enden perfönlichen Abgaben und Leijtungen. Mit dieſen Rechten fallen aud die Ge- 
genleiftungen und Laften weg, welche dem bisher Berechtigten dafür oblagen. 

$ 38. Alle auf Grund und Boden baftenden Abgaben und Leitungen, insbe: 
fondere die Zehnten, find ablösbar: ob nur auf Antrag des Belafteten oder auch 
des Berechtigten, und in welcher Weife, bleibt der Gejeßgebung der einzelnen Staa- 
ten überlaffen. Es joll fortan fein Grundſtück mit einer unablösbaren Abgabe oder 
Leitung belaftet werben. j 

8 39. Im Grundeigenthbum liegt die Berechtigung zur Jaad auf eignem Grund 
und Boden. Die Jagdgerechtigfeit auf fremdem Grund und Boden, Jagddienſte, 
Sagdfrohnden und andere Leijtungen für Jagdzwecke find ohne Entſchädigung aufges 
hoben. Nur ablösbar jedoch ijt Die Yagdgerechtigkeit, welche erweisfich Durch einen 
läftigen mit dem Gigenthümer des belafteten Grunditüces abgejchloffenen Vertrag 
erworben ift; über die Art und Weile der Ablöfung haben die Landesgeſetzge bungen 
das Weitere zu beftimmen. Die Ausübung des Jagdrechts aus Gründen der öffent: 
lihen Sicherheit und des gemeinen Wohls zu ordnen, bleibt der Landesgejeggebung 
vorbehalten. Die Jagdgerechtigfeit auf fremvdem Grund und Boden darf in Zufunft 
nicht wieder als Grundgerechtigfeit beitellt werden. 

8 40. Die Familienfiveicommifje find aufzuheben. Die Art und Bedingungen 
ber Aufhebung beftimmt die Gejeggebung der einzelnen Staaten. Ueber die Fami— 
ltenfibeicommiffe der regierenden fürftli en Häufer bleiben die Beftimmungen den 
Landesgeſetzgebungen vorbehalten, 

$ 41. Aller Lehensverband iit aufzuheben. Das Nähere über die Art und 
Weiſe der Ausführung haben die Gejeggebungen der Einzelftaaten anzuordnen. 

$ 42. Die Strafe der Vermögenseinziehung joll nicht ftattfinden, 

8 43. Die Befteuerung foll fo angeordnet werden, daß die Bevorzugung ein- 
zelner Stände und Güter in Etaat und Gemeinde aufhört. 

Artikel X. 

$ 44. Alle Gerichtöbarfeit geht vom Staate aus. Es follen feine Patrimonial— 
gerichte beitehen. 

8 45. Die vichterliche Gewalt wird felbititändig von den Gerichten geübt. Ca— 
binets- und Minifterialjuftiz ift unftatthaft. Niemand darf feinem gefeßlichen Richter 
entzogen werben. Ausnahmegerichte jollen nie ftattfinven, 

8 46. 638 foll feinen privilegirten Gerichtsftand der Perſonen oder Güter geben. 
Die Militärgerichtöbarkeit ift auf Die Aburtheilung militärifcher Verbrechen und Ver— 
gehen, jo wie der Militär= Disciplinarvergehen befchränft, vorbehaltlich der Beſtim— 
mungen für den Striegsitand. 

8 47. Kein Richter darf, außer durch Urtbeil und Recht, von feinem Amt ent- 
fernt, oder an Rang und Gehalt beeinträchtigt werden. Suspenfion darf nicht ohne 
gerichtlichen Beſchluß erfolgen. Kein Richter darf wider feinen Willen, außer durch 
gerichtlichen Beſchluß in den durch das Geſetz beftimmten Fällen und Formen, zu 
einer andern Stelle verjegt oder in Ruheſtand geſetzt werben. 

8 48. Das Gerichtöverfahren foll öffentlich und mündlich jein. Ausnahmen 
von ber Deffentlichfeit bejtimmt im Interefle der Sittlichfeit das Gejep. 

$ 49. In Straffachen gilt der Anflageproceh. Schwurgerichte follen jeden— 
fall8 in fchwereren Strafiachen und bei allen politiichen Vergehen urtheilen. 

- 8 50. Die bürgerliche Rechtspflege foll in Sachen bejonderer Berufserfahrung 
— ſachkundige, von den Berufsgenoſſen frei gewählte Richter geübt oder mitgeübt 
werden. 

8 51. Rechtspflege und Verwaltung ſollen getrennt und von einander unabhän-" 
gig fein. Ueber Gompetenzeonflicte zwiichen den Verwaltungs: und Gerichts— 
— 2 in den Einzelſtaaten entſcheidet ein durch das Geſetz zu beſtimmender Ge— 
* of. 

852. Die Verwaltungsrechtspflege hört auf; über alle Rechtsverletzungen ent— 
jcheiden Die Gerichte. Der Polizei fteht feine Strafgerichtäbarfeit zu. 

8 53. MNechtsfräftige Urtheile deuticher Gerichte find in allen deutfchen Landen 
gleich wirkſam und vollziehbar. Ein Reichsgeſetz wird das Nähere bejtimmen. 

Artikel XI. 
8 54. Jede Gemeinde hat ald Grundrechte ihrer Verfaffung: a. die Wahl ihrer 
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Vorſteher und Vertreter; b. die felbititändige Verwaltung ihrer Gemeindeangelegen- 
heiten mit Einfchluß der Ortöpolizei, unter gefeglih geordneter Oberaufficht des 
Staates; c. die Veröffentlichung ihres Gemeindehaushaltes; d. Deffentlichkeit ver 
Verhandlungen ald Regel. 

8 55. Jedes Grundſtück fol einem Gemeindeverbande — Beichrän- 
fungen wegen Waldungen und Wüjteneien bleiben der Tandesgejeßgebung vorbehalten. 
Artikel X. 

8 56. Jeder deutſche Staat foll eine Verfaſſung mit VolfSvertretung haben. 
Die Miniiter find der Volfövertretung verantwortlid). 

8 57. Die Volfövertretung hat eine enticheivende Stimme bei der Geſetzgebung, 
bei der Befteuerung , bei der Ordnung des Staatshaushaltes; auch Hat fie — wo 
zwei Kammern vorhanden find, jede Gammer für fich — das Recht des Geſetzvor— 
ſchlags, der Beſchwerde, der Adreſſe, fo wie der Anflage der Minifter, Die 
Situngen der Landtage find in der Regel öffentlich. 

Artikel XI. | 

$ 58. Den nicht deutsch vedenden Volksſtämmen Deutichland’s ift ihre volfs- 
thümliche Entwicelung gewährletitet, namentlich die Gleichberechtigung ihrer Spra- 
chen, joweit deren Gebiete reichen, in dem Kirchenweſen, dem Unterrichte, der innern 
Verwaltung und der Rechtöpflege. 

Artikel XIV. 
. —— Jeder deutſche Staatsbürger in der Fremde ſteht unter dem Schutze des 
eiches. 

NB. Die $$ 21 und 22, 30, 43, 45, 46, 47, 48 waren laut Beſchluſſes 
ber Nationalverf. v. 15. Det. 1848 zurüdgejtellt, um den Abjchnitt über das Reich ır. 
zu berarhen, fie wurden daher durch das Gefeg vom 28, Deebr. nicht mitwerfündet, 
erft am 9. Febr. und 8. März berathen und erit mit der Neichöverfaffung jelbit 
publicirt, Diejelben find hier der Vollftändigfeit wegen aufgenommen. 


XXVIII. 
Modificirtes Gagern'ſches Programm. 


„Frankfurt, den 5. Januar 1849. Der Präſident des Reichsminiſterraths 
an ben Herrn Vorfigenden des Ausjchuffes für Begutachtung des vom Reichsmini— 
fterium in der öfterreichifchen Frage geitellten Antrags, Abgeordneten ac. —— 

Indem das Reichsminiſterium dem obengenannten Ausſchuſſe eine Mittheilung 
abſchriftlich zur Kenntniß bringt, welche ihm von Seiten der k. k. öſterreichiſchen 
Regierung durch deren Bevollmächtigten bei der Centralgewalt zugegangen iſt, findet 
e3 fid) veranlaßt, diefe Mittheilung mit folgenden Bemerkungen zu begleiten : 

. Sn dem Sape 1. des Antrags des Neichsminifteriumd vom 18. v. M. ift 
dieſes von der Pflicht der Neichdgewalt ausgegangen, das beftehende Bundesver- 
hältniß Defterreichs zu Deutjchland zu erhalten. Es ift alfo nicht von ihm in Zweifel 
gezogen worden, daß Defterreich eine Bundesmacht und berechtigt fei, im Bundes: 
verhältnifie zu verbleiben. 

11. Das deutiche Volk in feiner Mehrheit will unbeitreitbar bie frühere Bun— 
besverfaffung jo umgejtaltet wiflen, daß die Gejammtinterefjen der Nation dur 
eine Gejammtregierung mit Volfövertretung, unter Aufrechthaltung Der Selbſtſtän— 
digkeit der Einzelſtaaten, in ſoweit fie damit verträglich iſt, ſouveraͤn verwaltet wer: 
den. Der Character dieſes fünftigen Bundesſtaates ift vorläufig in denjenigen Thei- 
len einer ReichSverfafjung (vom Reich, von der Neichsgewalt, vom Neichsgerichte, 
vom Reichstage), deren erjte Leſung jtattgefunden hat, gezeichnet. Es ift nicht wahr: 
ſcheinlich, daß Die conftituirende Nationalverfammlung bei der zweiten Lefung ſolche 
Veränderungen bejchliefen werde, die den Character des Fünftigen Bundesitaates 
wejentlich ändern. 

Ill, Dem jo in Ausficht ftehenden Bundesitaate beizutreten, wirb fein rein 
deuticher Staat verweigern können, Was aber Dejterreich betrifft, jo glaubte das 
Reichsminijterium, und glaubt noch, daß dieſes bei der Natur feiner Zuſammen— 
ne mit außerbeutichen Ländern eine Sonderftellung einnehmen werbe, einnehmen 
mäüfje. 
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IV. Wenn auch Defterreich früher nicht ausbrüdlich erklärt hatte, in ben 
deutfchen Bundesſtaat, wie er nad) den vorliegenden Beichlüffen ſich geſtalten würde, 
nicht eintreten zu wollen; und wenn es ſich jegt feine weitere Erklärung Darüber 
vorbehält, jo glaubt das NeichSminifterium berechtigt zu fein, aus dem von ber 
öffentlichen Meinung in Dejfterreich janctionirten —— von Kremſier (27. Nov. 
v. J.), und aus dem Verhalten der ann be egierung gegenüber den Anord— 
nungen der Gentralgewalt und den Belchlüffen der Nationalverfammlung, eine jolche 
Anficht der äfterreichifchen Negierung, in den deutſchen Bundesſtaat nicht eintreten 
zu können, unterftellen zu müſſen. In diefem Programm heißt es nämlich: „Oeſter— 
reichs Fortbeſtand in ftaatlicher Einheit ijt ein deutſches wie ein europäiſches Be— 
dürfniß.“ 

ie Fortdauer einer ftaatlichen Einheit der Hfterreichifchen Monarchie iſt unver: 
einbar mit der Unterordnung eines Theile unter einen, von der Gefjammtmonarchie 
unabhängigen, ftarfen, einheitlich regierten, kurz dem Willen der Nation entjprechen- 
den deutjchen Bundesitaat. Jetzt erklärt der neue öfterreichifche Bevollmächtigte bei 
der Gentralgewalt, daß das öfterreichifche Minifterium Die politifche Anficht, welche 
dem Programme von Kremfier zu Grunde lag, weſentlich mobificirt habe. Die Re- 
gierung des Kaiſerſtaates hält ihre Antwort auf die, an Deiterreich Durch den deut: 
ſchen Verfafjungsentwurf geftellte Frage noch für frei. Dieje Freiheit ihr zu beftrei- 
ten, kann nicht Sache der Neichdgewalt fein. Aber auch nad) den, von dem Be: 
vollmächtigten Defterreich8 gegebenen Erläuterungen ber Note vom 28. v. M. glaubt 
das ReichSminifterium, daß der Erfolg jeine Anficht rechtfertigen werde. 

V. Das Reichöminiiterium ging in dem fünften Satze des Vorſchlags vom 
18. v. M. von der Anficht aus, daß Die Verfaflung des Bundesitaates nicht Gegen- 
ftand der Unterhandlung jein Fönne. In der Note vom 28. v. M. wird wohl mit Rüd: 
icht darauf bemerkt, daß die Löfung der großen Frage nur auf dem Wege der Ver: 
J—— mit den deutſchen Regierungen, unter welchen die kaiſerliche den erſten 
Rang einnehme, zu erreichen ſei. 

So wenig überall der Weg der Verſtändigung zu vernachläſſigen ſein wird, wo 
er zum Ziele führen kann; fo entſchieden wird das, mit der von der conſtituirenden 
Nationalverfammlung genommenen Stellung unverträgliche allgemeine VBereinbarungs: 
prineip, bezüglich de3 Verfaſſungswerkes, zurüdgewiefen werden müffen. Die Hoff: 
nung, wo fie auftauchen möchte, daß die Zeit gefommen fer, den ftarfen Bundes: 
ftaat mit dauerhafter, einheitlicher oberiter Gewalt, in der Geburt zu erftiden und 
durdy ein Surrogat zu erjegen, das dem alten Bunbestage mehr oder weniger ähnelt; 
diefe Hoffnung wird zu Schanden werben. 

Aber auch abgefehen von dem BVerfaffungswerfe, der Note vom 8. v. M. 
und den Erläuterungen des neuen öfterr. Bevollmächtigten bleibt eine Verhandlung mit 
der diterr. Regierung nothwendig, jowohl um das Inslebenführen der deutjchen Verfaj- 
fung dadurch zu befchleunigen, Daß eine gegenfeitige Erflärung über das Verhältniß des 
nicht deutſchen Defterreih8 zu dem Gefammt-Deutjchlande, oder eventuell eine Union 
des Geſammt-Oeſterreichs zu dem übrigen Deutjchlande vorbereitet werde; als auch 
ur Erreichung der unmittelbaren Regierungszwecke ber Gentralgewalt, und zur Erfüllung 
ihrer Pflicht, welche einen Bevollmächtigten an dem Orte nothwendig macht, wo die Neu- 

eſtaltung eines Reichs fich entfcheidet, das zu einem großen Theile zu Deutjchland ge: 
Bört, und wo große europäifche Intereſſen ihren Mittelpunft finden. 

In welcher Form Die Verhandlung geführt wird, tjt an fic) Nebenfache. Indem 
das Reichsminiſterium die Ermächtigung nachſuchte, die gefandtfchaftliche Verbindung 
mit dem öſterr. Kaiferreiche anknüpfen zu dürfen, geſchah dies aus dem Grunde, 
weil die Sendung von Reihscommillären von Seiten der Gentralgewalt den Anſpruch 
auf — — Gewalt begründet, welche ihr in Oeſterreich geradezu abgeſprochen 
worden iſt. 

VII. Das Reichsminiſterium wiederholt daher ſeinen in der Propoſition vom 
18. v. M. begründeten Antrag dahin, daß es autoriſirt werde, zu geeigneter Zeit 
und in geeigneter Weife mit der Regierung des öfterreichifchen Kaiſerreichs, Namens 
der Gentralgewalt, über das Verhältniß Oeſterreichs zu Deutjchland in Verhandlung 
zu treten. ge3. Gagern.“ 
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XXIX. 


Anſprache des Herrn von Borries von 1849 an die Wähler 
des 21. Wahlbezirfes zur erſten Cammer. 


„An die Mitwähler des Abgeorbneten der größern Grundbefiger für die erite 
Gammer der allgemeinen Ständeverfammlung im 21. Wahlbezirke.“ 

Wenn der Unterzeichnete fich hierdurch zur Annahme einer etwa auf ihn fallen- 
den Ba eines Abgeordneten der größeren Grundbefißer für die erfte Sammer im 
21. Wahlbezivfe bereit erklärt, jo werde ich dabei, frei von jeder ehrgeizigen oder 
jelbftfüchtigen Mebenabficht, nur Durd; regen Sinn für das Beite des ganzen Landes 
wie dieſer Provinz und namentlich de8 Grundbefiges geleitet, in voller Würdigung 
der wichtigen Stellung, welche ein Abgeordneter in der ‚iron großartigen Entwicke— 
[ungsperiode einzunehmen bat, will derjelbe feinen Pflichten wie dem gejchenften Ver- 
trauen gewiffenhaft genügen.“ 

„Slaubte ich zu der Ausführung und weitern Entwidelung der vom Könige und 
von defjen jegigen Miniftern dem Lande gemachten Zufagen, wie fie namentlich im 
Geſetze vom 5. September v. J. näher feitgeftellt find, im Geifte der jeßigen Zeit 
mit Ruhe und Unbefangenheit, aber auch mit Selbititändigfeit und voller Ueberzeu— 
gung nicht mitwirken zu fönnen, vertrauen Sie geehrte Mitglieder dem Worte 
eines deutſchen Mannes , ich würde die Wahl eines Abgeordneten beftimmt 
ablehnen,“ 

Höchſt wichtige Gegenftände werben von ber jeßt zu wählenden Ständeverfamm- 
(ung zu erledigen fein, Gegenjtände, die, follen fie zum Heile des Ganzen zweck— 
mäßig georbnet werben, nicht allein redlichen Willen fondern auch eine genaue 
Kenntniß aller einfchlagenden Berhältniffe, eine reihe Erfahrung und 
Gabe der Rede von dem zu ermwählenden Deputirten erfordern.” 

„So iſt namentlich die Gerichtöverfaflung wie bie ee der Verwaltungs: 
bebörden unter gänzlicher Trennung beider Geichäftszweige, auch bei den Unterbehör- 
den, zu regeln, eine beſonders in die Verhältniffe der Bewohner des platten Landes 
tief eingreifende und höchſt ſchwierige Aufgabe, die Selbititändigfeit der Städte wie 
der Landgemeinden in der Regelung ihrer Angelegenheiten unter gefeglicher Feſtſtel— 
lung des Stimmrecht3 weiter auszubilden; das Volksſchulweſen zu verbeſſern; ber 
ganze Staatshaushalt mit den Steuern nach Einführung der Gafjenvereinigung feit- 
zuftellen; die höchft mangelhafte Wegegeſetzgebung zu vervollitändigen; die Gewerbes 
ordnung zu revidiren; das Gefeh zur Wahl der Abgeorbneten für Die allgemeine 
Ständeverfammlung unter richtiger Vertheilung der Deputirten für die zweite Cam— 
mer zu bejchließen; und das Verfaffungsgejeg insbefondere in Gemäßheit der Beſtim— 
mungen des Gejeges vom 5. September v. 3. jowie der allgemeinen deutſchen Grund» 
rechte umzuarbeiten. Daneben werden auch Diejenigen Maßregeln nicht unberückſich— 
tigt bleiben dürfen, welche zur weiteren Entwidelung und fräftigen Belebung der 
Landwirtbichaft, dieſer wichtigften Erwerbsquelle im hiefigen Königreiche, geeignet 
find. Erwägen Sie geehrte Mitglieder, die hohe Wichtigkeit der Sache erheijcht es, 
fich offen hier auszufprechen, ob ein fchlichter Landmann, deifen Erfahrung in ſei— 
nem Wirkungskreiſe ich ftetS zu fchägen weiß, und von dem ich, mas das Practijche 
bes Acerbaues und der dahin kr Fra de heiter betrifft, gern mich be- 
lehren lafje, im Stande fein wird, obige nur beijptelweife hervoraehobenen neben 
andern von der nächiten Ständeverfammlung zu erledigenden Gegenjtände völlig zu 
überjeben und dabei als Abgeordneter des größeren Grundbeſitzes bie Intereſſen des 
ganzen Landes insbejondere des Grundbeſitzes genügend zu vertreten. 

„Erwägen Sie daher, ob diejenigen Ihnen gut rathen, welche ſtets empfehlen, 

„wählt nur Bauern zu Deputirten.” 

„Im hiefigen Hergogtbume geboren und erzogen, jeit 23 Jahren fortdauernd 
bier wohnhaft und jelbit Befiger eines vollen Bauerhofs zu Hebendorf im Gerichte 
Delm habe ich vielfache Gelegenheit gehabt, mit den hiefigen Verhältniffen in den 
verjchiedenften Beziehungen auf das Genauefte befannt zu werben. 

„Mir fteht dabei das Bewußtjein zu Seite, nach befter Meberzeugung ſtets bie 
Beförberung der Wohlfahrt Diefer Provinz, im Ganzen wie im Einzelnen, ohne An- 
ſehen der Perſon und des Standes erjtrebt zu —* 

„Ins beſondere iſt mein Augenmerk von jeher auf Verbeſſerung der Lanbwirth: 
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Schaft im hiefigen Bezirk gerichtet geweien; alle dahin zielende Maßregeln, nament- 
lich Grleihterung des Verkehrs Durch DVerbefjerung der Wege und Anlage von Ga- 
nälen, Beförderung der Ent: und Bewäflerung, Erleichterung und Beförberung 
der Theilungen, Verbefferung der Viehzucht; beſſere Ausbildung des Landmanns 
dur Einrichtung landwirtbichaftlicher Lehranftalten find von mir nad) Kräften mög: 
lichſt unterftügt worden. Manches iſt bierunter bereit8 erreicht; doch bleibt noch 
Vieles zu ſchaffen übrig, Soll das Ziel der vollftändigen Entwidelung der Land— 
wirthſchaft in der biefigen Provinz, bejonders auch der Geeit und in den Mooren, 
deren diefelbe bei der günitigen Gelegenheit diefer Diftriete zum Abjage noch fähig 
it, über furz oder lang erreicht werben. 

„Von den zahlreichen Mitgliedern unſers hiefigen landwirthichaftlichen Vereins 
tft mir feit Jahren bereit8 Vertrauen gefchenft, und der Vorfig im Vereine wie im 
Vorſtande durd Wahl übertragen worden. Wie ich hier mit reblichem Eifer und 
nach beiter Meberzeugung das Intereſſe des Grundbefiges und Die weitere Entwide- 
lung der Landwirthichaft zu befördern bemüht gewejen bin und darunter des Ber: 
trauens der Vereindmitglieder mich zu erfreuen habe, jo wird ein gleiche8 Bejtreben 
mich Leiten, jollte ich durch das Vertrauen der geehrten Mitwähler zu ber wichtigen 
Stellung eines Abgeorbneten in die allgemeine Ständeverfammlung berufen werben. 

„Zum Schluſſe nod die Bitte, geehrte Mitwähler, verfennen Sie in Diejen 
Zeilen mich nicht; es liegt mir fern, Ihnen mich aufbringen zu wollen; nur unjer 
gemeinjames Ziel, das Beſte des Ganzen wie auch namentlich des Grundbefiges in 
ber hiefigen Provinz, beionderd auch der Geeſt und in den Möören, in ber nächiten 
Ständeverjammlung durch eine umfichtige und geeignete Wahl möglichit zu befördern, 
bat mic, zu diefen Zeilen bewogen, ver ich mit Ihnen nur gleiche Rechte, gleiche 
Pflichten, gleiche Intereſſen habe.“ 

Stade, im Januar 1849. Regierungsrath v. Borries 

Wähler im 21. Wahlbezirke der größeren Srundbefiger. 


— — — —— — — — — 


XXX. 
Verzeichniß der am 1. Februar 1849 wirklich berufenen Mitglieder 


der zehnten allgemeinen Stände-Verſammlung. 
A. Erſte Cammer. 

1) Seine Königliche Hoheit, der Kronprinz. 2) Der Herr Herzog von Aren- 
berg. 3) der Herr Herzog von 2ocz= Gorswaaren. 4) Der Herr Fürft von Bentheim. 
5) Der Erblandmarjchall des Königreichs, Herr Graf von Münfter. 6) Der Herr 
Graf von Stolberg - Wernigerode , fir denfelben beffen Bevollmächtigter , Herr Graf 
Rudolph von Stolberg: Wernigerode. 7) Der Herr Graf zu Stolberg - Stolberg. 

Dier vom Könige ernannte Mitglieder wovon zwei Minifter find: 8) Herr 
Minifterial-Vorftand, General: Major Prott. 9) Herr Minifterial-Vorftand Braun. 
10) Herr Regierungs-Rath Bening. 11) Herr Cammer-Rath von Münchhaujen. 

Der Eommiffarius für das Schulden - und Nednungswejen: 12) Herr... 

Drei und Dreißig Abgeordnete der größern Grundbefiger: 13) 1. Wahlbezirk, 
Herr Vollmeier Schaper. 14) 2. Wahlbezirk, Herr Vollmeier Knigge. 15) 3. Wahl- 
ru Herr Rittmeiiter v. Münchhaujen. 16) 4. Wahlbezirk, Hr. Vollmeier Sieling. 
17) 5. Wahlbezirk, Herr Vollmeier Meyer. 18) 6. Wahlbezirf, Herr Vollmeier 9. 
Meyer. 19) 7. Wahlbezirk, Herr zul - Rath a, D. Yünkel. 20) 8. Wahlbezirk, 
Herr Adermanı Ahrens. 21) 9. Wahlbezirk, Herr Minifterial -Vorftand Graf von 
—*4 22) 10. Wahlbezirk, Herr Halbſpaͤnner Müller. 23) 11. Wahlbezirk, 
Herr Bauermeifter Harriehaufen. 24) 12. Wahlbezirk, Herr Vollmeier Schlote. 25) 
13. Wahlbezirf, Herr Deconom Meine. 26) 14. Wahlbezivf, Herr Oeconom Dr. 
Witte. 27) 15. Wahlbezirk ‚ Herr Vollmeier Michaelis. 28) 16. Wahlbezirf, Herr 
Amts-⸗Aſſeſſor Wolff. 29) 17. Wahlbezirk, Herr Vollpöfner Refardt. 30) 18. Mal: 
begirk, Herr Land: Gommifjär v. Honftert. 31) 19. Mahlbezirt, Herr Vollböfner 
— 32) 20. Wahldezirt, Herr Höfner Moormann. 33) 21. Wahlbezirk, Herr 

* meier Kellers. 34) 22. Wahlbezirk, Herr Voſthalter Vlohm. 35) 23. Wahlbe: 
zirk, Herr Deconom zum Felde. 36) 24. Wahlbezirk, Herr Gutöbefiger Mifch. 37) 
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25. Wahlbezirf, Herr Schultheiß Glameyer. 38) %6. Wahlbezirf, Herr Deichvorſte⸗ 
er v. d. Often, 39) 27. Wahlbezivt, Herr Gutöbefiger G. Meyer. 40) 8. Wahl: 
ezirk, Herr Eolon Eilermann. 41) 9. —— ‚ Serr... 42) 30. Wahlbezirk, 

Herr Landwirt Heykes. 43) 31. Wahlbezirt, Herr Landrath SHillingh. 44) 32. 

Wahlbezirk, Herr Landrath Neupert. 45) 33. Wahlbezirt, Herr Landwirth Mammen. 

ER Asgeoronete für Handel und. Gewerbe: 46) 1. Wahlbezirf, Herr Bau- 
rath Hausmann, Vieepräſ. 47) 2. Wahlbezirk, Herr Kaufm. Dörrien. 48) 3. Wahlbezirk, 
Herr ER Thormeyer. 49) 4. Wahlbe irf, Herr Tiſchlermeiſter Senator 
Meyer. 50) 5. Wahlbezirf , Herr Senator Angeritein jun. 51) 6. Wahlbezirk, Herr 
Banquier Hoftmann. 52) 7. Wahlbezirk, Herr Senator Heyn. 53) 8. Wahlbezirk, 
Herr Papierfabrifant Winter. 54) 9. Wahlbezirk, Herr Senator Gosling. 55) 10. 
Wahlbezirk, Herr Kaufmann Ehrlenholz. 

Sehn Abgeordnete der Kirche und Schule : 

Vier Abgeordnete der Evangelifchen Geiftlichfeit: 56) Herr Archidiaconus —— 
RA or Sander. 58) Herr Superintendent Saxer. 59) Herr Eonfiftorial - 

a en. 

Gin sms der Katholifchen Geiftlichfeit des Hildesheimfchen Sprengelß : 

60) Herr Ober -Appellations-Nath Vezin, Vice» General: Syndieuß, 
in Abgeordneter der Katholiſchen Geiftlichfeit des Osnabrückſchen Sprengels ; 

61) Herr Dompaftor Beckmann. 

. Aber Abgeordneter der Univerfität Göttingen: 62) Herr Profefior Briegleb, 
räſident. 

Ein Abgeordneter der Lehrer-Collegien der höhern Schul-Anſtalten: 68) Herr 
Direetor Ahrens. 

Zwei Abgenronete der Lehrer der Bürger: und Volksſchulen: 64) Herr Lehrer 
Steinvorth. 65) Herr Lehrer Nojenthal. 

Vier Abgeordnete des Standes der Nechtsgelehrten: 66) Herr Rath Wachs— 
muth, General- Syndieus., 67) Herr Ganzlei-Procurator Dr. Wyneden. 68) Herr 
Advoeat v. Wehren. 69) Herr Ober-Appellations-Rath Kirchhof. 

B. Zweite Gammer. 

I. Zwei vom Könige ernannte Mitglieder, welche Minifter find: 1) Herr 
Minifterial- Vorftand Lehzen. 2) Herr Minifterial -Voritand v. Düring. 

I. Der Commiffarius für das Schulden: und Rechnungswefen: 3) Sar... 

II. Acht und Dreifig Abgeordnete nachfolgender Städte und Fleden : wet 
Abgeordnete der Nefidenzitadt Hannover, 4) Herr Stabt- Director Rumann un A), 
Herr Garl Gödede, 6) Ein Abgeordneter der Stadt Göttingen, Herr Dr. phil. 
Elliffen. 7) Ein Abgeordneter der Stadt Northeim, Herr Schuhmachermeifter Riehl. 
8) Ein eorbneter der Stadt Hameln, Herr Amts -Affeffor Heife. 9) Ein —J 
der Stadt Einbeck Hr. Advoeat Hantelmann II., Vice» General-Synbieus. 10) Ein 
Abg. der Stadt Ofterode, Hr. Dr. jur. Rohrmann. 11) Ein Abg. der Stadt Du- 
beritabt Hr. Freiherr v. Neben. (Die Vollmacht lg wurde angefochten, da er 
greußifcher Unterthan jet, worauf derfelbe refignirte.) 12) Ein Abg. der Städte Mo- 
ringen, Uslar, Harbegien, Dransfeld und Hedemünden, Hr. Dr. jur. Obrod. 13) 

n Abg. der Stadt Münden, Sr. — Wißmann. 14) Ein Abg. ber 

Städte Münder,, PVattenfen, Neuftadt a. R., Springe, Wunftorf, Eldagfen, Bo— 
denwerber und Rehburg, Hr. Bürgermeiiter, Amts - Affeflor Öraff 15) Ein Abg. 
der Städte Glausthal und Zellerfeld, Hr. Forit- Amts + Affefjor Rettitabt. 16) Ein 
Abg. der übrigen fünf Bergſtädte, mit Einſchluß von Herzberg, Elbingerode und 
Lauterberg, Hr. Bergamts- Neffe Dfthaus. 17) Ein — ber Stadt Lü⸗ 
neburg, —* Ober-Bürgermeilter Dr. Lindemann, Präſident. 18) Ein Abg. der 
Stadt Uelzen, Hr. Archidiaconus Wildens. 19) Gin Abg. der Stadt Gelle, Herr 

Büchfenmacher Chevalier. 20) Ein Abg. der Stadt Harburg, Hr. Stadt -Richter 
Dr. nde, Vice-Präfident. 21) Ein Abg. der Städte Lüchow, Dannenberg und 

Hitzacker, Hr. Senator Schüße. 22) Ein Ag. der Städte Soltau, Walsrode, 

Burgdorf und Gifhorn, Hr. Senator Henniger. 23) Ein Abg. der Stabt Stabe , 

Hr. Ganzlei- Proeurator Dr. Freudentheil. 24) Ein Abg. der Stabt ya ern 
err Kaufmann Richter. 25) Ein —* der Stadt Verben, Hr. Stadt⸗Sy ieuß 
r. Lang. %) Ein Abg. der Stadt Nienburg, Herr Vürgermeifter Koßebue. 27) 

oyaſchen Flecken, Herr Poſthalter Ahrenholz. 28) Ein —*— 

6 


Gin Wbg. der Me 
Diepbolzichen Fleden, Hr. Deeonom Huntemülfer, 29) Ein bg. der Stadt Dsna⸗ 
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brück, Hr. Minifterlal:Borftand Dr. Stüve. 30) Ein Abg. der Städte Quafen- 
brüd, aa und der Flecken Melle und Bramfche, Hr. Sattlermeiiter Köhler. 
31) Ein Abg. der Städte Meppen, Lingen und Hafelünne, Herr Advocat Kaulen. 
32) Ein Abg. der Stadt Goslar, Hr. Stabt-Richter Hirſch 1. 33) Ein Abg. der 
Stadt Hildesheim, Hr. Adv. Weinhagen. 34) Ein Abg. der Städte Alfeld, Peine 
und Bodenem, Hr. Dr. phil. Thiermann. 35) Ein Abg. der Städte Elze, Gronau, 
Sarftedt und Daffel, Hr. Bürgermeifter Softmann. 36) Gin Abg. der Stadt Em: 
den, Hr. Stadt-Syndicus Dr. Bueren. 37) Ein Abg. der Städte Aurich und 
Gjens, Hr. Amts-Aſſeſſor v. Vangerow. 38) Ein Abg. der Stadt Norden, Herr 
Fabrifant Jan ten Doornfaat » Koolmann jun. 39) Ein Abg. der Stadt Leer, Hr. 
Land: Nath Schwers. 40) Ein Abg. der Städte Schüttorf, Nordhorn und Neuen: 
haus, wie auch des Fledens Bentheim, Hr. Amtmann Bening. 41) Ein Abg. der 
Gemeinde Papenburg, Hr. Zuftitiar Münfter. 

IV. Ein und Bierzig Abgeordete der Landgemeinden und der unter III. nicht 
aufgeführten Städte und Fleden, nämlich: 

Fünf Abgeoronete aus den Fürftenthümern Galenberg, Göttingen und Gruben- 
—— 42) 1. Wahlbezirk, Herr Oeconom Stukenſchmidt. 43) 2. Wahlbezirk, Herr 

ollmeier Rindfleifch. 44) 3. Wahlbezirk, Herr Vollmeier Zeddies. 45) 4. Wahlbe- 

zirk, Herr Gaftwirth Linke. 46) 5. Wahlbezirk, Herr Fabrifant Schäfer. 

Ein Abgeordneter der Grafſchaft Hohnſtein: 47) 6. Wahlbezirf, Herr Ean- 


abft. 

Sechs Abgeordnete aus dem Fürftenthume Lüneburg: 48) 7. Wahlbezirk, Herr 
Deconom Hoppe. 49) 8. Wahlbezirf, Herr Gaftwirth Thies. 50) 9. Wahlbezirk, 
Herr Oeconom Schmidt. 51) 10. Wahlbezirf, Herr Poſtſpediteur Lübbede. 52) 11. 
Wahlbezirt, Herr Negierungs- Rath Böhmer. 53) 12. Wahlbezirf, Herr Kantor 
Niechelmann. 

Sf Abgeordnete aus den Bremenſchen Marjchen: 54) 13. Wahlbezirk, Herr 
Gerichts: Affefjor Büttner. 55) 14. Wahlbezirf, Herr Dr. v. d. Diten. 56) 15. 
Wahlbezirk, Herr Gutsbefiger Krönde, 57) 16. Wahlbezirk, Herr Gutöbefiger Abi- 
des. 58) 17. Wahlbezirf, Herr Schaf -Rath Dr, Lang. 

Drei Abgeorbnete aus der Bremenjchen Geeft und dem Herzogthume Verben : 
59) 18. Wahlbezirf, Herr Juſtiz-Rath Schlüter. 60) 19. Wahlbezirt, Herr Guts— 
befiger Siebenburg. 61) 20. Wahlbezirk, Herr Hauptmann Böſe. 

Zwei Abgeordnete aus dem Lande Hadeln mit Einſchluß der Stabt Otterndorf: 
62) 21. Wahlbezirk, Hr. Schultheif Mohr. 63) 2. — Hr. Senator Reye. 

Vier Abgeordnete aus den Grafichaften Hoya und Diepholz: 64) 23. Wahlbe- 
zirk, Herr Amts Affeffor Denede. 65) 24. Wahlbezirk, Herr Vollmeier Ahlborn. 
oe. Wahlbezirk, Herr Halbmeier Wrede. 67) %. Wahlbezirf, Herr Vollmeier 

e. 


S 
Drei Abgeordnete aus dem —9 Osnabrück: 68) 77. Wahlbezirk, Hr. 
Ober: Appellations-NRath Winphorft. 69) 38. Wahlbezirf, Herr Advoeat Budden⸗ 
berg, General:Synbieus. 70) 9. Wahlbezirk, Herr Colon Giefe. 

Zwei Abgeordnete aus dem Herzogthume Arenberg- Meppen und der Niedergraf- 
Ihaft Lingen: 71) 30. Wahlbezirf, Herr Amts: Afjeffor Henl. 72) 31. Wahlbezirk, 
Herr Adv. Behnes. 

Vier Abgeordnete aus dem Fürftenthume Hildesheim: 73) 32. Wahlbezirk, Hr. 
Notar v. Garen. 74) 43. Wahlbezirk, Herr Ackermann Meyerheim. 75) 34. Wahl- 
bezirk, Hr. Deconom Heinemann. 76) 35. Wahlbezirf, Hr. Ackermann Fründt sen. 

Fünf Abgeordnete aus dem Fürftenthume Oftfriesland: 77) 36. Wahlbezirk, 
Herr Müller Frerichs. 78) 37. Wahlbezirf, Herr Amt: Affeffor Lanpius- Beninga. 
79) 38. Wahlbezirf, Herr Gutsbefiger Viſſering. 80) 39. Wahlbezirk, Herr Land- 
a a 81) 40. — irk, Herr ——— — 

n geordneter aus der Grafſchaft Bentheim: 82) 41. Wahlbezir err 
Kreis-Einnehmer Köhler. ade ’ u 
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XXXI. 
Schreiben des Königlichen Geſammt-Miniſterii vom 10. Februar 1849, 
das Deutſche Verfaſſungswerk und die Grundrechte betreffend. 


Unter denjenigen Grundſätzen, welche Die gegenwärtige Regierung in ihrer Be— 
fanntmadhung vom 22. März v. J. als Hauptrichtiehnur ihrer Thätigfeit bezeichnete, 
ftanden in eriter Reihe 

Maßregeln zur m Deutjchlands und zur Erreichung einer Vertretung 
des Volks beim Bunde in verfafjungsmäßigem Wege. 

Die Regierung konnte fich bei der Befolgung dieſes Grunpfaßes, welcher die 
wejentliche Erhaltung der Bundesverfaflung und deren Fortbildung im Geifte der Einheit 
und ber unmittelbaren Betheiligung des Volks in fich jchloß, der vollen Zuftimmung 
der frühern Stände: Verfammlung erfreuen, Es traten inzwifchen in dem Augen: 
blide, al8 die Vertagung diefer Verfammlung nicht länger aufzufchieben war, Ereig- 
nifje ein, welche jowohl das Fortbauen auf der bisherigen Grundlage, als die Ent: 
wicelung im verfaffungsmäßigen Wege unmöglich zu machen fchtenen, Die Regie— 
rung bielt fich verpflichtet, in ihrem Schreiben vom 7. Julius von dieſer Damals 
noch nicht völlig entwidelten Lage der Dinge Kenntniß -zu geben und das Weitere 
auf fi zu nehmen. Um jo dringender fühlt fie das Bebürfniß, fich über ihr fer: 
nered Verhalten in dieſer für alle Verhältniffe des Landes maßgebenden Angelegenheit 
den Ständen gegenüber auszusprechen. 

Am 7. Julius ſchien durch Die Errichtung einer proviforifchen Gentralgewalt und 
die Auflöfung der Bundesverfammlung der Weg der Verfaffung entfchieven aufgeger 
ben zu fein. Epäter gewährte die Bundesverfammlung durch ihren Beſchluß vom 
12. Zulius, weldyer dem Reichsverweſer die ganze bis dahin von ihr geübte Macht 
übertrug, die Möglichkeit das fich neu Bildende einigermaßen an die beftehende und 
von ben übrigen Staaten Europas allein anerfannte Ordnung anzufnüpfen. Nach— 
dem aber der Umſchwung der Verhältnifje in den beiden großen Staaten, in Defter- 
reich und Preußen, binzugefommen ift, Liegt e8 am Tage, daß der gefammte Zus 
ftand ——— wiederum ein völlig verſchiedener geworden iſt, und daß die Dinge 
ſich jept abermals einer Entjcheidung nähern, welche von der damals erftrebten Gebr 
weit abgehen kann. 

Die Regierung des Königreichs hat in der Zwifchenzeit * Aufgabe darin zu 
erkennen geglaubt, in allen wirklich praetiſchen Fragen ihre Verpflichtungen gegen 
das Gefammtvaterland, jo weit ihre Kräfte reichten, auf das Entjchledenfte und Ball. 
ftändigfte zu erfüllen. In Rückſicht auf bie geil Are, hat fie lediglich die Ent⸗ 
widelung abwarten müflen, indem ihr fein anderes Mittel der Einwirkung gegeben 
war, ald da, wo es die Umftände mit ſich brachten, bie Verhältniffe klax vorzule⸗ 
gen und die Schwierigkeiten anzubeuten. 

In der erftern Beziehung wird fein Staat verhältnißmäßig fo bedeutende Opfer 
gebracht haben wie Hannover. Mit welcher Schwere die Laſt des Dänifchen Kriegs 
auf das Königreich und zumal auf die Küftengegend gefallen ift, das bedarf Feiner 
Schilderung. Die Ausgaben und Verlufte der Staatscaffen, wie bebeutend diefelben 
auch find, bilden den Eleinften Theil dieſer Laſt. Das Heer hat fich durch Tapfer- 
feit und Kriegstüchtigfeit ausgezeichnet, und nicht minder im Herbfte durch Haltung 
und Mannszucht in Sachen und Thüringen von allen Seiten Lob erworben. Ge: 
genwärtig liegt demfelben aufs Neue die Bewachung der Grenze ob. 

Neben diefen großen Leiltungen ift e8 anerfannt, daß die zur Dedung ber all- 
emeinen Ausgaben und zur Herftellung der Flotte ausgefchriebenen Beiträge von 
einer Negierung mit größerer Bereitwilligfeit geleiftet find. 

Die wichtigen Fragen über die Zoll- und Hanbelseinigung find nicht minder 
auf alle Weife gefördert, obwohl e8 auf der Hand Tiegt, daß ſolche für das König— 
reich zunächit fehr ſchwere Laften und Verlufte mit fi) führen und vielleicht den jo 

feft georpneten Haushalt im Innerſten erjchüttern werben. an tft mit vorbereitenben 
Makregein den Wünfchen noch zuvorgefommen, um —— Weiſe den Eintritt des 
Zeitpunets zu beſchleunigen, wo auf neu befeftigtem Boden wieder ein bauerhaftes 
Gebäude des öffentlichen Wohls aufzuführen fein wird. So bat die Regierung In 
diefen Beziehungen alles gethban, was ihr bie beftehenden Gefege und ihre Verant- 
wortlichfeit dem Lande gegenüber erlaubten. PR 
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Eben dieſe Rüdfichten aber haben fie genöthigt, in Beziehung auf die Verfaffung 
fih eine lediglich abwartende Stellung aufzulegen. Ausgehend von ber Ueberzeu- 
ung, baß Die Berfaffung Deutjchlands niemald auf eine wahrhaft heilbringende 

eife ins Leben gerufen werben fann, wenn nicht die Rational: VBerfammlung und 
bie —— der Deutſchen Staaten in Uebereinſtimmung handeln, hat die Re— 
gierung des Königreichs, ſo lange noch der Bundestag ein Organ gab, durch welches 
die Regierungen einwirken konnten, keine Zeit verſäumt, und nicht abgelaſſen, Schritte 
zu fördern, welche der Berathung eine feſte Grundlage hätten geben können. Rad: 
dem aber dieſes Organ verloren gegangen und der proviforifchen Gentralgewalt jede 
Einwirkung auf die Verfafiung entzogen war, ijt ihr nichts übrig geblieben, als der 
Wendung der Dinge, welche die Ereignifje herbeiführen würben, entgegenzujeben. 
Denn es lag jo viel am Tage, dab die Regierung eines mittlern Deutichen Staa: 
tes einen entjcheidenden Einfluß niemals üben fünne. Dieje Verfaſſungsfragen thei- 
len fich gegenwärtig in zwei verichiebene Hauptmafien, indem es fich eines Theils 
um die Berfafjungsformen handelt, andern Theild um die Grundrechte der Deutjchen 
Nation ; jene die eigentliche Aufgabe, dieſe mehr eine Erweiterung derjelben. 

Was hier nun die Verfafjungsformen angeht, jo haben fich allerdings, ſeitdem 
die Regierungen der beiden großen Staaten wieder zur Straft gelangt find, alle Ver— 
afjungsberathungen um ihr Verhältniß gebreht. Durch Oeſterreichs Erklärung, an 
—* früheren Verhältniſſen und Rechten in Beziehung auf den deutſchen Bund feſt— 
halten zu wollen, jedoch ohne beſtimmte Bezeichnung ſeines Verhältniſſes zu dem neu 
u gründenden Bundesſtaate, wird die Sache ungemein erſchwert. Dies iſt am ent: 
* an den Tag gelegt durch die Abſtimmung der National-Verſammlung 
elbſt, welche bis jetzt für eine genügend beſtimmte Form der Reichsgewalt, mithin 
der * * ſelbſt, eine Mehrheit nicht hat bilden können. 

Höchſt erwuͤnſcht Hat es der Regierung fein müffen, daß in dieſem fritijchen 
Augenblide die Königlich Preubifche Regierung fih veranlaft gefunden hat, die Ini— 
tiative zu ergreifen, um jegt noch die Regierungen zu einer gemeinfamen Erflärung zu 
vereinigen, welche für die fchließliche Berathung der Verſammlung einen Anhalts- 
punet und fo den unbegrenzt umberjchwanfenden Berfaffungsplanen einen feiten Schluß 
ir geben geeignet fein möchte. Die Regierung bes Königreich® hegt zu Den deutjchen 

egierungen wohl, als zu der deutſchen National-Berfammlung das Vertrauen, 
daß alle Theile zu Opfern fich bereit und eben dadurch zur wahren Einigung und 
Kräftigung des Vaterlandes ſich fähig erweifen werben. 

Durdy diefes Ereigniß wird denn auch die Angelegenheit ber Grundrechte zu 
einer definitiven Erledigung geführt werben können. Bei diefer Sache haben mate- 
riele und formelle Gründe ber verfchiedenften Art völlig entgegengefegte Auffaffun- 
gen hervorgerufen. Während in materieller Hinficht nur Wenige mit allen Sätzen 
einverftanden fein möchten, bat der kurze pofitive Ausdruck von Rechtsregeln und 
Prineipien, welche größtentheild auch gegenwärtig ſchon gelten, bei Vielen unbeding- 
ten Beifall gefunden. Und ebenso haben Viele in der Anerkennung eben diefer Grund: 
rechte Durch die Regierungen — ungeachtet aller Bedenfen, die man fich nicht ver- 
hehlte, — eine Garantie zu finden geglaubt, daß auch die Verfaffung, wenn folche 
abgefchloffen fein würbe, anerkannt werden müffe, während Andere aber in dem Vor— 
wegnehmen dieſer Grundrechte eine größere Schwierigkeit entdecken, al8 in dem voll: 
aaa Verfaffungswerfe felbit. 

e Regierung hat fich hier wie überall an die einfachen und beftimmten 
Vorſchriften der Verfaffung halten müſſen. Dieſe verftattet ihr nicht, Landesgeſetze 
ohne Zuftimmung der allgemeinen Stande-Verfammlung zu verfündigen. Nur au- 
Berorbentliche, dringende gefegliche Verfügungen, deren Zweck durch Verzögerung ver: 
eitelt werben würde, find Davon ausgenommen, wenn fie eine Abänderung der Lan: 
beöverfaffung nicht enthalten ($ 72.) Auch erhalten Bundesbejchlüffe durch bloße 
ag. verbindliche Kraft. Die Behörden find nur dann zur Beobachtung 
der Bublicationen verbunden, wenn ſolche in gehöriger Form gefchehen find. 

Daß nun bier von einem unter ftänbifcher eg 3 erlaffenen Gejege eben 
fe wenig die Rede fein könne, ald von einer dringenden Verfügung, deren Zweck 

urch Zögerung vereitelt werben und ohne Abänderung der — zu errei⸗ 
chen fein würbe, liegt am Tage. Es hatte ſich nur Buch fönnen: Ob die Grunb- 
vechte als Bundesbeſchluß auf den Grund bes bie Rechte des Bundestags auf bie 
proviſoriſche Gentralgewalt übertragenen Bundesbefchluffes vom 12. Julius zu publict- 
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ren gewefen fein würben? Die Negierung hat fich aber auch dazu nicht befugt erach⸗ 
tet, ba jene Uebertragung nicht Hat weiter gehen können, ala Sie proniforifche un 
——— ſelbſt. Durch $ 3 des dieſelbe bezweckenden Schluſſes vom W. Junius 
aber 

die Errichtung des Verfaſſungswerks von der Wirkſamkeit der Centralgewalt 

ausgeſchloſſen. 

Nun ſind die Grundrechte ein Theil jenes Verfaſſungswerks. Dieſelben können alſo 
unmeglic) aus den Befugniſſen der auf dieſes gar nicht bezüglichen Centralgewalt 
Geſetzeskraft jchöpfen. Dazu kommt, dab die Bundes +Verfammlung feine weiteren 
Rechte übertragen Fonnte, als die durch den Bundeszweck (innere und äußere Sicher: 
heit) und den fernen Inhalt der Bundesacte felbft gegebenen, mit welchen manche 
Verfügungen der Grundrechte, namentlich Diejenigen über das Eigentum, durchaus 
nicht zufammenhängen. 

o bliebe denn für die Rechtsgültigkeit der Grundrechte und die Befugniß der 
Regierung, denſelben Gefegesfraft zu verichaffen, nichts — als die Annahme, daß 
die Begründung der Verfaſſung dieſer Verſammlung ganz allein zuſtehe. Auf dieſer 
von den Regierungen nicht anerkannten Annahme aber hat man in einer fo ſchweren 
und verantwortlichen Sache nicht fußen fünnen. ° 

Ueberdies ift die Nothwendigfeit einer Verftändigung auch noch neuerdings in ben 
Aetenſtücken über die Defterreichiiche Frage anerfannt, in Anfehung der Grundrechte 
aber zur Zeit nicht verfucht worden. 

Bei diefen Zweifeln, ja diefer Unmöglichfeit für die Regierung, ben Grundrech— 
ten einfeitig geltende Kraft zu verfchaffen, haben denn auch die materiellen Bedenken 
doppelte Bedeutung gewinnen müfjen. Ein jehr großer, ja bei weitem ber größte 
Theil der in den Grundrechten enthaltenen Säge, ift freilich bereits in unferm Rechte 
ebenfo begründet und daher an fich völlig unbedenflih. Allein es liegt in der Natur 
der Sache, daß folche allgemeine leitende Rechtsprincipien und Regeln nicht in bin- 
bende Gejege umgewandelt werben fünnen, ohne eine Reihe von nähern Beltimmun- 

en und Ausnahmen nöthig zu machen, Durch welche die practifche Anwendung einer 
Eon Regel erſt möglich wird. Dies jcheint im vorliegenden Falle feineswegs genü- 
er beachtet zu fein, ja der Eingang der Grundrechte, welcher jede Aufhebung oder 

efhränfung berjelben ausbrüdlich unterfagt, würde folche nothwendige nä- 
here Beitimmung an fi) unmöglich machen. Außerdem aber find einzelne Säße auf: 
genommen, welche mit dem Zuſtande des Königreich® ober bedeutender Theile defjel- 
ben unvereinbar find und von den bisher in ber Gefeßgebung feſtgehaltenen ur- 
Iprünglichen Prineipien des Gemeindelebens abweichen. Daß die Regierung fi einer 
Berantwortlichfeit bloßgeftellt hätte, wenn fie in Dingen von folder Erheblichkeit 
den Ständen hätte vorgreifen wollen, bedarf der Erörterung nicht. 

Um die Sadhe in jeder Beziehung Far vorzulegen, wird es angemefjen fein, 
bie —— 88 der Grundrechte einer Prüfung zu unterziehen, und hier ergiebt ſich 
Folgendes ; j 

Zu Art. 1 können die $$ 1 und 2 überall Fein Bedenken finden, auch 8 4 hat 
an fich nichts Nachtheiliges, nur nöthigt er, die 88 16 und 110, 6, 7 ber Unter- 
gericht8- Ordnung, welche bei der Gaution für Procekfoften und bei Arreften einen 
Unterjchied machen, abzuändern. Auch wird in Zufunft Hinfichtlich fremder, nicht 
genügend legitimirter Berfonen, allgemein dasjenige Verfahren eintreten müffen, wel: 
ches gegenwärtig in Anſehung derjenigen Staaten Statt findet, mit welchen ausbrüd- 
liche Verträge über die Staatdangehörigkeit abgefchloffen find. 

Der 8 3 wird unten näher zu erörtern fein. $ 5 ift um fo unbebenflicher, ba 
die Strafe des bürgerlichen Todes im Rechte des Königreichs nicht exiſtirt. Auch 8 6 
wirb unmittelbar ins Leben treten können, injofern es fich won felbit verfteht, daß 
die Auswanderungsfreiheit nur unbejchabet der Wehrpflicht beftehe. Dies aber aus- 
brüdlich zu beworworten, jcheint um jo nothwendiger, als die Küftenlage des König: 
reich8 und die ungemeine Auswanberungsluft in manden Gegenden ſchon gegenwärtig 
nicht unerhebliche Unzuträglichkeiten age hat. 

Bom Art. 2, welcher im Ganzen wenig bedenklich, muß aus gleichem Grunde 
wegen bes Schlůßſabes weiter die Rebe fein. 

Der Art. 3 ift in feinen Grundfägen gänzlich dem beftehenden Rechte entnommen. 
Die RN fuspendirte Aufhebung der Todesitrafe, welche übrigens die größte Ge: 
fahr der Mebereilung nicht ausſchließt, und ver förperlichen Züchtigung kann erfol⸗ 
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en; bie Gefeßgebung über Sausfuhung, $ 10, 3 wirb auch jeht ſchon genügenbe 
icherun sun und würde hier aljo ber augenblidlichen Einführung nichts im 

Wege fteben ; Beichlagnahme von Bapieren, Garantie des Briefgeheimniffes find aud) 

gegenwärtig in genügender Weife in ben Gefegen bed Landes vorgejehen. 

Nur der Sak des 8 8: 

Die Polizeibehörde muß jeden, den fie in Verwahrung genommen bat, im 

Laufe des folgenden Tages entweder freilaffen,, oder ber richterlichen Behörde 

übergeben , . 
macht im Sntereffe der öffentlichen Sicherheit eine Aenderung ber Geſetzgebung noth- 
wenbig, um bie Gerichte zu autorifiren, Landſtreicher fo lange feftzuhalten, bis es 
möglich tft, ihren Wohnort zu ermitteln und_fie dorthin zu dirigiren, eine Maßregel, 
die um fo nothwendiger ift, als nach dem Obigen dad Mittel der bloßen Ausweijung, 
welches bisher allen denjenigen Staaten, mit denen feine Verträge gejchloffen waren, 
gegenüber beftand, nicht ferner anzuwenden iſt. Entgegengejegten Falld würde nichts 
übrig bleiben, als ſolchem Gefindel das Umberftreifen frei zu geftatten, ba big jegt 
der Richter Feine Befugniß hat, in einem folchen Falle die Feithaltung au verfügen. 
Die besfallfige Gejeßgebung wird vorbereitet, 

Art, A über Preßfreiheit tft um jo unbedenklicher, als ber zweite Abſatz die dort 
genannten Maßregeln offenbar nur infoweit unterfagt, als jolche den m... des 
Vorbeugungs- und Hinderungsmittels annehmen, nicht aber inſofern ſie lediglich eine 
Folge der gewerblichen Ordnung, oder der Finanzgeſetze des Staats find und Alle 
auf gleiche Weiſe treffen. Die juspendirte Verfügung des vorlegten Abſatzes anlan- 
gend, wird den Ständen bereitö das erforderliche Gejek vorgelegt werben. . 

Nückfichtlich der im Art. 5 begründeten Glaubensfreiheit it nur zu bemerken, 
daß ber Satz bes 8 14: 

Niemand ift verpflichtet, feine religiöje Ueberzeugung zu offenbaren, 
durch Die im 8 19 gegebene Eidesformel bejchränft erjcheint, da dieſe nothwendig als 
ein Befenntniß des Glaubens an Gott betrachtet werben muß. Zugleich aber müffen 
Wir bevorworten, daß Diefe Formel die Rechte derjenigen chriftlichen Seeten, die den 
Eid für Sünde halten, und bei denen daher eine andere feierliche Verficherung dem 
Eide gleich fteht, nicht befchränfen darf. Das wird bei der gefeglichen Durchfüh— 
rung ber betreffenden 88 zu beachten fein. 

Ebenmäßig können durch 8 17 dem Staate diejenigen Rechte nicht befchränft 
werben, welche er in Bezug auf die Temporalien ber einzelnen Kirche zu üben hat, 
und muß ihm die Beftätigung der Geijtlichen jo lange bleiben, als denſelben bürger- 
Fe Funetionen, insbefondere die Sanctionirung der Ehe auch in bürgerlicher Hin 
fiht, und die Führung der Standesbücer anvertraut find, Das placet rüdficht: 
lich firchlicher Maßregeln muß dagegen wegfallen. Es liegt am Tage, daß in diefer 
Beziehung eine fernere Abänderung des Cap. IV. des Landesverfaſſungs-Geſetzes 
unerläßlid) jet. 

Dom Art. 6 werben die 88 22, 23, 24, 25, 26 zwar eine Abänderung ber 
Gefege über Schulen und Schulvorftände mit ſich führen. Bedenken fünnen fie aber 
nidyt erregen, da die — hai, bes Religions = Unterricht8 den Geiſtlichen ala 
olchen bleibt, indem ber Religions = Unterricht ſiets auch Hauptgegenftand der Volks— 
chulen bleiben muß, und dadurd; mit genügender Beftimmtheit bedingt ift, daß auch 

er im 8 24 erwähnte häusliche und Privat» Unterricht den Religions = Unterricht 
umfa ſſen müfje, mithin der Aufficht nicht entzogen werben fünne. Auf die 88 27 und 
28 aber wirb unten zurüdzufommen jein. 
Urt, 7 über ——— und Vereinsrecht iſt unbedenklich, da fuͤr das Heer 
a Diseiplinar: Vorfchriften vorhanden find. 

rt. 8 dagegen erregt manche Beforgniffe. Zwar fann auch bier der 8 32 um 
jo unbedenklicher ins Leben treten, ald ber 8 35 des Landesverfafjungs: Gejeges 
neben mehreren Specialgefegen bereit eine genügende Legislation zur Ausführun 
beffelben giebt. Auch 8 34 ift unbedenflih, da ein folcher Unterthänigfeitß - un 
Hörigfeitöverband — wohin bloße Neallaften und getheiltes Grundeigenthum entjchie= 
er er gehören — feit der -Ablöfungsorbnung vom 23. Julius 1833 nicht mehr 
exiſtirt. 

Der 8 35 iſt feinem Hauptinhalte nach unbedenklich, inſofern jedoch die durch 
Staatöverträge garantirten Rechte der Mediatifirten und die unentgeltliche Aufhebung 
einiger — freilich dem Werthe nach unerheblicher — Vermögensrechte in Betracht 
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—5* ag berfelbe näherer Erörterung. Daſſelbe tft der Fall in Hinficht ber 
8 3 4 4 e 

Dagegen ift in Anfehung ber —— 8 39 und der Aufhebung der Gü- 
tereonfiscation das Nöthige durch die Landesgejehgebung [ängf vorgejehen. 

Die wenigften Bedenken dürfte Art. 9 erregen, da in der That in diefer Be— 
ziehung die Gejeßgebung des Königreichs bereits ungleich weiter vorgefchritten ift, 
als die Grundrechte vorausſetzen; denn jehr Vieles von dem, was dieſe noch von 
fünftiger Gefeßgebung erwarten, namentlich der Inhalt der 88 43, 44, 48 und 49 
ift hier bereit8 ins Leben getreten. Der Inhalt der 88 45 und 46 aber gehört zu 
denjenigen Beftimmungen, welche durch das Verfaffungsgejeß vom 5. September 1848 
bereits am und nunmehr auszuführen find. Jedoch verlangen Die allgemeinen 
Ausdrüde einzelner Sätze eine nähere Beitimmung. Sp wird namentlich zum $ 41 
auf die Standesherrlichen Rechte Bezug zu nehmen fein. Der zweite Sab bes $ 42 
darf es nicht ausfchließen, daß der Oberrichter nach den Geſetzen die einzelne Sache 
auf ein anderes Gericht übertrage, und unter Ausnahme= Gerichten können nur bie 
hier a Lande längit verbotenen Commiſſionen für einzelne Fälle, nicht aber Special» 
Gerichte für gerne Claſſen und Sachen veritanden werden, da $ 48, Abi. 2 und 
8 47 ſolche ausprüclich zulaffen. Die Aufhebung des privilegirten Gerichtäitandes 
kann den befondern Gerichtsitand der Mitglieder der Königlichen Familie nicht auf- 
heben, und werben auch bier die vertragsmäßigen ftanbesherrlichen Rechte wu erwã⸗ 
en fein. Das Verbot der Verſetzung eines Richters ohne Beſchluß des Gerichts— 
i es kann eine dienftliche Beförderung nicht ausfchließen, da es ficher nicht die Ub- 

t ift, auch diefe den Gerichten felbit zu übergeben. Es wird hier nur von einer 
Verſetzung jur Strafe die Rede fein. Ebenſo würde der $ 47, jo zweckmäßig folcher 
im Allgemeinen u doch bei einer Durchführung in feinen äußerſten Gonjequenzen zu 
unerträglicher Beſchwerde gereichen. Die Entjcheidung über den Gompetenzeonflict, 
welche das Verfaffungsgejeg vom 5. September 1848 8 10, im lekter. Inſtanz dem 
böchften Tribunale überträgt, wird den Vorjchriften des 8 48 genügende Folge geben, 
und im $ 49 unter Verwaltungsrechtöpflege nur bie —— reiner Privat⸗ 
rechtöverhältniffe durch Die Verwaltungsbehörden — nicht aber die An— 
wendung bes öffentlichen Rechts, zumal auch Hier die Nechtsverlegung nad) 8 10 
- — ai vom 5. September 1848 ſtets vor Die Gerichte gezogen wer: 

en fann. 

Endlich darf durch die Meberweifung der Polizeiftrafen an die Gerichte den Ge— 
meinden, Genoſſenſchaften, Deichgerichten u. ſ. w. das Necht fofortiger Beltrafung der 
3. B. bei Schauungen entdeckten Mängel nicht entzogen werben. 

Dies Alles dürfte fich jedoch durchrdie fpeciellen Gejege, deren möglichite För- 
derung in der Abficht der Negterung Liegt, zur Genüge fichern laffen, und es blei- 
ben demnach nur die 88 3, 7, 27, 8, 33, 35, 36, 37, 38 als ſolche übrig, bei 
denen wejentliche Bedenken eintreten. 

Der 8 3 würde an ſich zugelaffen werben fünnen, wenn nicht der Entwurf bes 
Heimathsgefeßes zufammengenommen mit dem 8 28, eine große Gefahr mit fich führte. 
Jener Entwurf nöthigt die Gemeinde, jeden Einzügling aufzunehmen, 

welcher erwerbsfähig ift und zur Zeit feiner Aufnahme weder öffentliche Ar- 
——— genießt, jnoch wegen ‚eines gemeinen Verbrechens beſtraft 
worden iſt. 

Derſelbe legt ferner in das Heimathsrecht den Anſpruch: 

im Falle der Arbeitsunfähigkeit und Verarmung vom Heimathsbezirke noth— 
dürftig unterhalten zu werben, wogegen ber Heimathsbezirk ben Regreß gegen 
anderweit Verpflichtete nehmen joll. 

Damit aber wird der Gemeinde zu Gunften der untauglichiten Mitglieder der 
ee eine Laſt aufgebürbet, zu deren Tragung fie auf die Dauer ganz un- 

g iſt. 

Es wird ein Zuſtand herbeigeführt werden, wie wir ihn auf den Grenzen des 
Landes mehrfach bereits —— finden. 

Von ver hierdurch gegebenen fat unbebingten Freiheit der Anſiedelun wirb bie 
nothwendige Folge fein, daß die Gemeinden felbit auf völlige Freiheit de Gewerbe: 
betriebe8 dringen müflen. Denn einer einmal anfäffigen, barbenden Familie ehr- 
der Erwerb zu entziehen, ift auf die Dauer unmöglich. Dazu fommt, daß 828 
erklärt: 
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Es ſteht jebem * feinen Beruf zu wählen und ſich für denſelben auszubil⸗ 
ben, wie er will, 

ein Sag, bem eine practifche Bedeutung faum beizulegen a wenn man nicht dar⸗ 
unter die Aufhebung ber zünftigen Lehr» und Wanderpflicht verfteht. Unter biejen 
Umftänden fann die in Augficht geitellte Gewerbeordnung faum etwas anderes geben, 
als die Herftellung völliger Gewerbefreiheit , und e8 wird demnach von ben Städten 
und dem Handwerksſtande, welche auf diefe Verhältniffe mit Necht ein fo entſchiede— 
nes Gewicht legen, bei Zeiten vorgebauet werben müflen, wenn man bie Folgen 
abwenden will, 

Was den $ 7 angeht, jo wirb der wejentliche Inhalt der eriten ſechs Sätze 
kaum ein Bebenfen hervorrufen, wenngleich manche Folgen noch nicht völlig Elar find. 
Zuerft dürfen Wir nicht verfchweigen, daß von einer Anzahl zum hohen Adel gehö- 
tiger mebiatifirter Füriten und Grafen aber gegen diefen 8 der angeichloffene Proieſt 
erhoben ift, da berjelbe in ihre vertragsmäßig geficherten Nechte eingreife. Sodann 
wird berjelbe eine Aufhebung des 8 10 des Landesverfaſſungs-Geſetzes mit fich füh- 
ren, Es wird nothwendig werben, in Anfehung der Erbfolge eine Abänderung bes 
Bremifchen Ritterrechts, jo wie der Abfteuer der abeligen Töchter im Osnabrückſchen ꝛc. 
eintreten zu Laffen. 

Dies Alles ift jeboch zu befeitigen. Dagegen würbe das Verbot der Stellvertre- 
tung im legten Sage das Land jehr hart treffen. Der Sap: 

Die Wehrpflicht iſt für Alle gleich, 

J an ſich ſchon keine Wahrheit, wenigſtens in vollem Umfange niemals durchzuführen. 

ienſtleiſtungen ſind ihrer Natur nach niemals gleich zu vertheilen. Ausnahmen blei— 
ben ſtets — und ohne eine gan unhaltbare Vermehrung des Heerd oder 
eine Vernichtung ber Rriegstüchtigkeit beifelben wird man auch den ganzen Nachwuchs 
der Mannjchaft gar nicht einmal einftellen fünnen. Daraus geht eine große Ungleich- 
* nothwendig hervor und dieſe wird noch um vieles ſchlimmer, wenn man nun gar 
enjenigen, der nicht dienen kann oder will, zum Dienſte nöthigt und denjenigen, der 
gern dienen würbe, zurückweiſen muß. 

Dadurch wird das Heer ficher nicht gewinnen, wohl aber wird der Reiz zur Aus- 
wanberung, ber ohnehin ſchon jo groß und jo tief im Deutjchen Voltächaracter be- 
van ift, durch eine derartige Vorſchrift in manchen Gegenden fo gefteigert wer- 

en, baß daraus eine große Galamität, namentlich für die Zurücdbleibenden, entites 
ben muß. Würde nun vollends den Seeleuten feine Befreiung vom Militairdienfte 
angebeihen, jo möchte eine Bemannung der Fünftigen Deutjchen Flotte völlig unmög- 
lich werben, da eine ſolche Mafregel die a Folge haben würde, bie ein: 
beimifchen Matrofen auf fremde Schiffe zu treiben. 

Die im 8 27 ftipulirte Unentgeltlichkeit der Volksfchulen und niedern Gewerbs- 
ſchulen (mas darunter verftanden, ijt nicht Mar) wird der Schule zum Berberben 
—— den Eifer der Eltern für den Unterricht ihrer Kinder vermindern, den 

emeinden aber eine Laſt auflegen, welche fie auf feine andere Weiſe werben ertra- 
gen können, als indem fie wieder einen Theil derjelben, wenigitens durch eine nach 
der Zahl der fchulpflichtigen Kinder repartirte Steuer aufbringen, womit im Sinne 
bed 8 nichtS gewonnen wäre. Der Saß, daß Unbemittelten auf allen öffentlichen 
Unterrichts Anftalten unentgeltlicher Unterricht ertheilt werben foll, dürfte die Schul- 
anftalt mancher Stabt völlig zu Örunde richten, da fie dann genöthigt werben könn— 
ten, für ihnen gar nicht Angehörige Anftalten zu treffen, zu denen ihnen die Mittel 
* würden. Es wird ein ſolcher Satz nothwendig dahin führen, abermals eine 
ehr große Laſt auf die Caſſen zu legen. 

Der 8 28 ift bereits oben erwogen. 

Beſonders bedenklich find aber die Verfügungen über das Eigentum, welche 
durch die 88 33, 35, 36, 37 und 38 getroffen werben. Das Prineip der unbe- 
a... Theilbarfeit, wie e8 im $ 33 aufgeftellt wird, widerfpricht eben fo ſehr ven 
uralten Rechtöverhältniffen des Bauernftandes in einem großen Theile des Königreichs, 
als dem Intereſſe der Cultur ſelbſt. Wie unnöthig e8 war, vdieſes Princip aufzu- 
un ‚ davon liefert aber ebenfalld das Königreich den unmwiderleglichen Beweis, in 
em bafjelbe — enthält, in denen die Theilbarkeit herkömmlich iſt und eben 
ſo ſchwer abgeſte t werbenjwürbe, als in ben übrigen die Untheilbarkeit. Tiefer einzu— 
gehen iſt unnöthig, da die Sache bereits anderweit in öffentlichen Schriften zur Ge— 
nüge entwidelt ift. Die Zulaſſung von Mebergangsgefegen wird aber wenig helfen. 
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Die Erfhütterung bes es Fr mwürbe einmal ba fein, das Vertrauen auf 
denſelben, die Refignation, welche den abgehenden Kindern aufgelegt wird, verfchmwin- 
den, Anfprüce und Händel würben fich vermehren und das Wohl des wichtigften 
Standes in unferm Staate noch mehr untergraben. 

Der 8 34 hat mit dem 8 37 und theilweife auch dem 8 36 den Mangel gemein, 
daß er den oberften Grundjak des Artikel im 8 32, 

das Eigenthum ift unverleglich , 
umſtößt. Se ſchwerer eben in biefer Zeit Die Heiligfeit des Eigenthums angefochten 
ift, um beito gewiffer muß die Verfaflung an ia Grundwahrheit aller menfchli- 
chen und bürgerlichen Zuftände feithalten und fich hüten, im Principe die Heiligkeit 
des Eigenthums anzuerkennen und thatfächlich fie aufzuheben. 

Es gilt Dies nicht von der Batrimonialgerichtsbarfeit jelbft, welche ald Die Aug: 
übung bed Richteramts, einer reinen Staatöfunction, feinen Gegenftand wahren Pri- 
ed ger ift, wohl aber gilt e8 von den aus diefem Rechte fließenden Abgaben, 
SR — von den aus dem guts- und ſchutzherrlichen Verbande fließenden perſönlichen 

gaben. 

Die Rathſamkeit der Aufhebung dieſer Abgaben wird zum größten Theile nicht 
beſtritten, dieſelbe iſt auch von der Regierung des Königreichs mehrfach anerkannt; 
aber die Aufhebung ohne Entſchädigung iſt das Gefährliche. Dieſe hat das König— 
reich ſich bis jetzt nicht geſtattet. enn aber der Anfang damit einmal gemacht iſt, 
ſo wird ſchwer das Ende zu finden ſein. Daß die hier berührten Abgaben nicht von 
erheblichem Betrage ſind, kann die Bedenken nicht heben. Es wird dadurch nur um 
ſo klarer, daß gar keine Nothwendigkeit vorlag, von dem erſten Grundſatze des 
Rechts abzuweichen, daß dieſe Abweichung nur das Prineip betrifft, ohne Jemand 
zu nuͤtzen. 

Bei der Aufhebung ber Gerichtsbarkeits- Abgaben kommt noch hinzu, daß ſolche 
nur den Einfaffen der Batrimonialgerichte abgenommen werben jollen, während völlig 
gleiche Abgaben ven Einjafjen ver Königlichen Gerichte bleiben würden, während folde 
wohl gar denjenigen Patrimonialgerichts- Einfafien bleiben werben, welche feit län- 
ger oder Fürzerer Zeit wieder unter Königliche Jurisdietion gekommen find. Wollte 
man aber auch hier zur unentgeltlichen Aufhebung , namentlich auf Grund und Bo— 
ben laftender, after Abgaben übergehen, jo würbe man nur ben er auf Ko⸗ 
Ken des Ganzen, aljo aud; ber Beſißloſen, ein Gefchent machen. Die Regierung 
ieht in dieſem Falle, fo wie in den ähnlichen des 8 37 Fein Mittel, die Grundſätze 
des Rechts zu retten, als 

die Uebernahme einer Entſchädigung auf die Staatscaffe, 
welche ihre unverfennbaren Bebenfen ebentalls hat, aber doch minder gefährlich iſt, 
als die Erjchütterung des Eigenthums. 

Was den 8 36 angeht, jo muß zuerft bei der ungenauen Allgemeinheit des Aus: 
drucks die beftimmte Vorausſetzung ausgefprochen werben 

daß der Grundfaß der Ablösbarkeit auf die im Ablöfungsgefege vom 10. No: 
vember 1831 $ 3. 8. bezeichneten Staats-, Gemeinde: und Societätslaſten, 
nicht angewandt werben fönne, 

Was die übrigen Ausnahmen der Ablösbarfeit angeht, jo find deren zwei, beren 
Aufhebung Bedenken erregt. Es ift dies 

1) die in der Ablöſungs-Ordnung vom 28ſten Julius 1833, 8 3 ausgefprochene 
Ausnahme der Erbpachten von Vehn: und Mopreolonien. Die eigenthümlichen Ber: 
hältniffe biefer Anftalten, bie — der Rechte des Obereigenthümers mit 
Verpflichtungen — namentlich in waſſerbaulicher Beziehung, wovon bie Exiſtenz 
der Colonien abhängt — welche nicht theilweiſe zu beſeitigen ſind, und der Antheil, 
welcher demſelben an dem Ertrage wenigſtens theilweiſe zuſteht, hat bisher dieſe 
Abgabe als unablösbar ericheinen laſſen. Es find neuerdings Unterfuchungen ange: 
ordnet, um die Möglichfeit ver Ablöjung fejtguftellen; vor deren endlichem Rejultate 
fann die Regierung fein Urtheil abgeben, ob der $ hier möglicher Weije ausgeführt 
werben fünne; 

2) kommen in Betracht die auf den Grund des Erbzindgefeges vom 23. Julius 
1843 eingegangenen Berträge. 

„Hier hat der Staat unter gewiffen Bedingungen die Unablösbarkeit ausdrücklich 
gewährleiſtet, der Zinsmann dieſelbe ausdrücklich anerkannt. Es liegt überall kein 
politiſcher Grund irgend einer Art vor, welcher die Aufhebung dieſer Eigenthums— 
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rechte rechtfertigen Könnte. Vielmehr muß die Regierung aus ebenfallß öffentlich er- 
örterten Gründen das am Schluffe des $ enthaltene Verbot jolher Jinseontracte für 
etwas bem gemeinen Beten geradezu Widerjprechendes halten. Die Regierung fönnte 
* nur durch äußern Zwang eine Abweichung von ihren eignen Zuſicherungen recht— 
ertigen. 

Endlid muß fie auch nad) dem eben I pa das unbedingte Verbot der Be: 
laftung eines Grundftücdes mit unablösbaren Abgaben unter den BVerhältniffen Han: 
novers für ein unpolitijches halten. 

Was den 8 37 angeht, fo ift die Befeitigung der Yagd nad Lage der Dinge 
eine Nothwendigfeit, die unentgeltliche Aufhebung derſelben fammt Jagddienſten, 
ar und andern ähnlichen Leiſtungen aber ein Widerfpruch gegen den oberjten 

rundfaß der Heiligfeit des Eigenthums. 

Dazu wirft dieſe Aufhebung höchft ungleich. Dem großen Gigenthümer, der bis- 
ber auf eignem Grunde nur Koppeljagd in: ‚ gewährt fie den Vortheil der Privat: 
jagd — welche bekanntlich ſehr leicht zum Bedrucke ausartet. Dem fleinern Jagd— 
berechtigten, welcher auch biöher minder ſchädlich geweſen, nimmt fie alles. 

Für unfer Land erregt die Abfaffung noch einen weitern höchſt unangenehmen 
Zweifel, welcher nur durch Die Gefeßgebung zweckmäßig zu befeitigen fein wird. Der 
8 37 ſpricht das Jagdrecht dem Grundeigentbume zu. 

Nun entiteht bei allem Meiergute die Frage, ob hiernach der Gutöherr, oder 
ber Meier ald Grundeigenthümer zu betrachten fein werde. 

Im erftern Falle wird offenbar nur eine neue Verwirrung zu der alten gebracht. 
In den einzelnen Provinzen wird die Frage fehr verjchiedene Auffaflung finden. 
Während die Calenbergſche Meierordnung dem Gutsherrn das Grundeigenthum aus- 
drüdlich Pu und im Bremifchen daſſelbe als Negel feitftehen möchte, ift in an- 
bern Landestheilen dem Meier ein Nutzeigenthum zugefchrieben, jo daß eine Saat 
der gehäffigiten Händel ausgeftreut fein würde. 

Die Regierung fann, wie bereit8 oben bemerkt, fall man den Grundfaß ber 
unentgeltlihen Aufhebung fefthalten will, auch hier nur auf eine Entſchädigung aus 
Staatömitteln zurüdfommen, und fie würde das dazu erforberliche Opfer ftet3 für 
einen geringen Berluft halten, wenn es nur gelingt, dadurch die Heiligkeit bed Eigen: 
thums zu fichern. . 

Was endlich den Ku angeht, gegen deſſen Vorfchriften ebenfall3 von den ftan- 
desherrlichen Käufern Einſpruch erhoben iſt, fo fteht dieſem Satze die große Unbe- 
itimmtheit des Begriffs des Fideicommifjes entgegen. Die größten Uebel derartiger 
Berhältniffe find bereits durch die 88 29-39 des Geſetzes vom 13. April 1836 
für das Königreich befeitigt worden. Die Aufhebung in der jet geforberten Allge— 
meinheit wird fait nothwendig zu einer Umgeftaltung des gefammten Inteſtat- und 
ZeitamentserbrechtS führen und durch die Weberweifung an die einzelnen Staaten 
nur eine neue Quelle von Rechtsverwirrung in. Deutjchland werben. 

Dies find die materiellen Bedenken, welche in den Grundrechten liegen. Außer: 
dem ift aber noch ein allgemeinerer Uebelftand hervorzuheben. 

68 ift ſchon oben bemerkt, daß der Eingang der Grundrechte als Norm ber Ver: 
fafjungen ber beutjchen Ginzelftaaten aufftellt und beftimmt: - 

feine hi oder Delepgehung eines deutſchen Einzelſtaats joll dieſelben 
aufheben oder beſchränken koͤnnen. 

Dieſe Beſtimmung hat er guten Grund und Bedeutung, > eine Geſammt⸗ 
——— iſt, welcher die Berechtigung zu ſolcher Aufhebung oder Abän— 

erung zuiteht. 

Sp lange aber diefe Gefammtverfaffung nicht befteht, ijt e8 eine Unmöglichkeit, 
daß die Negierung irgend eines Staats ſich eine ſolche Beſchränkung auflege. Jedes 
——— nothwendig der Abänderung unterliegen. Dies iſt nicht blos eine Folge 
der Mangelhaftigkeit aller menſchlichen Einrichtungen, ſondern es iſt unerläßlich, 
weil das Geſetz ſtets auf gegebenen Verhältniſſen und Thatſachen beruhet, ſo lange 
dieſe dauern, gut ſein kann, wenn ſie aber ſich ändern, nothwendig ebenfalls geän— 
dert werden muß, wenn es nicht ſeinem urſprünglichen Zwecke vielleicht geradezu ent— 
gegenwirken ſoll. 

Im gegenwärtigen Falle kann die Regierung dieſer Befugniß um ſo weniger entja- 
gen, ba fie ja die obigen Grundſätze als unhaltbar anerfannt und niemals ſich in vie 
Lage jegen Darf, entweder etwas Unhaltbares in Ausführung zu bringen, ober wiber 
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die übernommene Verpflichtung dasjenige aufzuheben, was fie als unabänberlich feftfte- 
a anerkannt hat. Beftcht eine höhere Gefeßgebung, kommt die Gefammtverfaffung 

eutſchlands zum Beſtande; dann fällt dieſes Bedenken hinweg, bie Regierung tit 
dann in den durch die Gefammtverfaffung geregelten Buneten nicht mehr auf ihre Heberzeus 
gung hingewiejen, fondern auf das Gejfeg, und ebenfo ift ihr ber Weg bezeichnet, 
auf dem ein ſchädliches Gejeg zu ändern wäre, Es iſt zu hoffen, daß biefer Zeitpunet 
nicht mehr fern fei, allein eingetreten ift er noch nicht, je 08 handelt fich hier —— 
lediglich um den Zeitraum bis zu Eintritt eben jener Aenderung in der Grundverfaſſung. 

68 ift noch ein wichtiger Geſichtspunet aufzufaffen, der Wbjchnitt über die Ge— 
währ der Verfaffung, wie folcher eben jet in eriter Lejung angenommen ift, enthält 
im Artifel 4 die Beſtimmungen: 

unter denen die Grundrechte im Falle des Kriegs und Aufruhrs zeitweife außer 
Kraft gejegt werben fünnen. 

Leider hat die Erfahrung der legten Monate e8 —— daß Fälle eintreten 
können, wo bie Beſtimmungen über Verhaftung, Hausſuchung und das Verſamm— 
lungsrecht zum allgemeinen Seile bejchränft werben müſſen, und daß in Kriegszeiten 
diefes unerläßlich 5 ‚ wird ohnehin Niemand bezweifeln. Grfennt man eine * 
Befugniß als nothwendig an, ſo iſt um ſo klarer, daß die Grundrechte ohne dieſe 
Befugniß unhaltbar ſind. Es erhalten dieſelben auch in dieſer Hinſicht die volle 
Möglichkeit der Geltung erſt durch das Zuftandelommen der vollſtändigen Verfaſſung. 
Wenigſtens werben le ‚ die folche Ausnahmen als nothwendig proponiren, um 
fo weniger leugnen können, daß die Grundrechte ee folche die böchfte Gefahr zu 
— im Stande find, als ja nur die höchſte Gefahr ſolche Ausnahmen rechtfer— 

gen kann. 

Hierdurd nimmt nunmehr die Frage folgende Geftalt an. 

Die Regierung fann fich nicht verpflichten, Die obigen Punkte: 

Freizügigkeit, mitber aus ihr nothwendig folgenden Gewerbefreiheit, 
Aufbebung der Stellvertretung, Unentgeltlichkeit des Schul: 
unterrihts, Theilbarfeit des Grundeigenthums und die ge 
rügten Eingriffe in die Heiligkeit des Eigenthums überhaupt ald unab— 
weichliche Norm ihres Verfahrens anzunehmen. 

Daß alle dieſe“ Punkte bis auf einige Eingriffe in das Eigentum zur Zeit noch 
nicht ausgeführt zu werden brauchen, fann diefe Lage ber Dinge nicht ändern. Käme 
es nur darauf an, fi über den Augenblid rg | zu helfen, jo würbe darauf aller: 
dings Gewicht zu legen fein, allein es ift bier die Frage um etwas Höhere, um 
Grundſätze und Wahrheit. Die Negierung möchte nicht den Schein auf fidy laden, 
als mache fie Zugeftändniffe in der Hoffnung, ſolche unter günftigen Umftänden 
———— zu können. 

ie es hiernach am Tage liegt, daß die Regierung bisher ſich zur Publication 
ber Grundrechte auf Feine Weiſe habe befugt erachten können, jo — dieſelbe, was 
den gegenwärtigen Augenblick angeht, darauf ——— ‚ daß durch den neueſten 
Schritt der Preußiſchen Regierung auch dieſe Sache in eine andere Lage gebracht iſt. 
Nicht nur giebt derſelbe eine Gelegenheit, den wichtigen Intereſſen des Königreichs 
nochmalige Erwägun * ſichern, ſondern derſelbe gewährt auch die Ausſicht, daß 
die Verfaſſung Deut ands überhaupt zum Abfchlufe ebracht werde, und zwar in 
ber einaig, dauerhaften und erwünjchten Weife durch Vebereinfiimmung ber Fürften 
und bed Volks. 

Deides wird die Bedenken befeitigen. Denn wenn in der Sadje felbft bie nö: 
thigen Aenderungen erfolgen, fo ift gar fein Grund zur Beforgniß mehr vorhanden, 
und wenn bieje allerdings jehr großen und fehweren Opfer ber Ginheit Deutfchlands 
und ber Begründung einer dauerhaften Verfaffung gebracht werben müßten, dann 
würbe ebenfall8 der grundjäßliche Zweifel aufgegeben werben müfjen. Dieje gebop- 
pelte Ausficht auf Löfung des Confliets widerräth aber im gegenwärtigen Augen- 
blide c8 auf das Entjchiedenfte, eine Discuſſion von Principien herbeizuziehen, Die 
durdaus ohne alles ——— Reſultat bleiben müßte, wohl aber dem Lande wirk— 
liche Vortheile entziehen könnte. 

Unter dieſen Griwägungen würde bie Regierung fein Bedenken finden, auf ben 
Wunfd der Stände die Grundrechte, ſoweit fie nach den obigen Erörterungen, ber 
Verfafiung und dem Wohle des Landes angepaßt werben fönnen, ſchon in nächfter 
Zeit zu publiciren und raſch und kräftig ind Leben zu rufen. Sie fann dies aber 
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nur unter dem ausbrüdlichen Vorbehalte, daß, fo lange bie Verfaſſung Deutſchlands 
noch nicht feftgeftellt ift, Die zu publicirenden Beftimmungen der Einwirkung der Lan: 
besgefeggebung nicht entzogen fein dürfen. Daneben wird fie mit allen Kräften ba: 
in arbeiten, daß die Beſeitigung der Prineipien der Freizügigkeit und Gewerbfrei- 
eit (88 3 und 28), der Aufhebung aller Stellvertretung bei der Wehrpflicht (7), 
der linentgeltlichkeit des Schulunterricht8 (8 27), ver unbegrenzten Theilbarfeit des 
Grunbeigentbums ($ 33) und die in den 88 35, 36, 37 und 38 liegenden Eingriffe 
in das Privateigentbum, bei der jchließlichen Verſtändigung über Die Berfaflung 
Deutichlands erreicht werde. 
Hannover, den 10. Februar 1849. 
Königlich » Hannoveriches Gejammt - Minifterium. 
Bennigſen. Prott. Stüve, Dr. Braun. Lehzen. Düring. 


KIXIE 
Erwiederung des Königlichen Gejammt: Minifterii vom 13. März 1849, 
die fernere Stellung dejjelben zu der Deutſchen Verfaſſungsangelegen— 
heit und zu den Grundrechten betreffend. 


Es find den Ständen feiner Zeit diejenigen Erflärungen mitgetheilt worden, 
welche Die unterzeichneten Minifter in Folge der Abjtimmungen über ihr Schreiben 
vom 10. Februar in Betreff der deutjchen Verfaſſungsangelegenheit, fich verpflichtet 
gehalten haben Seiner Majejtät über ihre fernere AUmtsführung vorzulegen; jowie 
nicht minder die Entjchließung, welche Seine Majeität darauf zu fallen gerubt haben. 
Seitdem hat fich Diefe Angelegenheit weiter entwicelt und die Königliche Regierung 
ermangelt nicht den ferneren Verlauf den Ständen ebenfall® mitzutheilen. 

In Gemäßheit der obgedachten Entjchliefung Seiner Majeftät ijt allerhöchit dem— 
jelben das Ständifche Schreiben vom 3. d. M. über die gedachte Angelegenheit vor— 
gerest worden. Seine Majeftät haben darauf, da allerdings von 2. Kammer ein 
eftimmter Grundſatz aufgeitellt und diefer von der eriten Gammer in jeinen practi- 
chen Folgen nicht zurücdgewieien war, erforberlid; gehalten, den Verfuh zu machen 
ein Minijterium zu bilden, welches unternehmen würde die Regierung in Gemäßheit 
jene8 Grundjages zu führen. Zu dieſem Ende ilt eine Eorrefpondenz eingeleitet, in 
deren Folge Seine Majeltät Ihren Verſuch ein Minifterium aus der —— der 
zweiten Cammer zu bilden, als geſcheitert angeſe hen haben, da von jener Seite keine 
Perſönlichkeiten ſich gezeigt haben, die geneigt geweſen wären, jene Aufgabe zu über— 
nehmen, und eben ſo wenig die weiter entwickelten Grundſätze der Art geweſen ſind, 
daß Seine Majeſtät mit Beſtimmtheit hätten entnehmen können, welchen Gang die 
künftige Regierung, ſelbſt den obigen Beſchlüſſen der allgemeinen Stände-Verſamm— 
lung gegenüber, einhalten werde. 

Dieſemgemäß haben Seine Majeſtät, da eine Verwaltung, welche das Princip 
der Mehrheit der zweiten Sammer in Uebereinitimmung mit den Anfichten Seiner 
Majeftät durchzuführen bereit gewejen wäre, nicht zu bilden gewejen und ein anderes 
beitimmted Regierungsprincip von feiner Seite aufgeitellt ijt, die unterzeichneten Mi: 
niſter mittelft anliegenden Allerhöchſten Reſeripts aufgefordert, die Regierung fortzu: 
führen. Diefelben aber haben um jo mehr für ihre Pit gehalten dieſem Rufe zu 
folgen, da es den Anschein gewinnt, als ob in nächiter Zeit Ereigniſſe eintreten 
fönnten, welche jede fernere, von weitern Verfuchen zu Bildung eines neuen Mini: 
fterii ungertrennliche Fortdauer des gegenwärtigen ſchwankenden Zuftandes gefährlich 
machen würden. 

Ueberdies ift die Entwicelung der Verhältnifie Deutſchlands inmittelft in jol- 
cher Weije fortgejchritten, dab daraus Hoffnung geſchöpft werben darf, es werde im 
gegenwärtigen Augenblicke nicht erforderlich jcheinen, eine Entſcheidung über Prinei— 
pien zu treffen, über welche befanntlich im Lande ohnehin keineswegs eine völlig über- 
einftimmende Anftcht herricht. 

Indem dieſem zufolge die Unterzeichneten die Negierungspflichten in voller Maße 
wieder auf ſich nehmen, finden dieſelben ſich in der Nothwenvigfeit, den Ständen 
folgende Mittheilungen zu machen. 
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Zunähft haben fie nicht verfäumen wollen, neben dem gegenwärtigen Schreiben 
ben Ständen eine Reihe von Vorlagen zu übermitteln, welche zur weitern 
Entwicelung ihres Plans für die innere Verwaltung erforderlid find. Dabin ge: 
hört namentlich der Haushaltsplan für das Jahr 181%,,, der Entwurf der Städte- 
orbnung, der Grundjäge für bie weitere Entwicelung des Volkſchulweſens, von Ge— 
jegen über die Aufhebung der Mannsitifter, überMufhebung der Marken- und Holz: 
richterlichen Gerechtjame, über die Landitraßen und Gemeindewege, über Aufhebung 
der Jagdgerechtigfeit auf fremden Grund und Boden und Ordnung der Jagbverhält- 
nifje, über Aufhebung der von den Juden zu zahlenden Stolgebühren und die be— 
fondern jüdischen Armenverbände, über die Entichädigung der Geiftlichfeit und der 
Schullehrer in Anjehung der aufgehobenen Befreiung derjelben von der Grunditeuer, 
endlich über die Einführung Fürzerer Verjäbrnngsfriiten. Einige weitere dahin ges 
börige Anträge werben noch vorbehalten bleiben müſſen. 

Sodann iſt Über die deutſche Verfafjungs- Angelegenheit Folgendes mitzutheilen. 
Aus öffentlichen Blättern ift zur Genüge befannt, welche Verhandlungen in Folge 
der Königlich-Preußiſchen Note vom 23. Januar d. 3. zu Frankfurt unter den Be- 
vollmächtigten einer großen Zahl von deutſchen Negierungen ftattgefunden haben. 
Das Nefultat dieſer Verhandlungen liegt in den Golleetivnoten vom 23. Februar 
und 1. März vor. Der Königlichen Regierung ift dieſe Lage der Dinge um jo er- 
freulicher gewejen, als fie nach jorgfältiger Prüfung in dieien Noten die von ihr in 
Anfehung des Verfaſſungswerks vertretenen Grundjäge wiedergefunden hat. Bei ber 
dringenden Lage der Sache hat demnach die Königliche Negierung feinen Anftand 
nehmen zu bürfen geglaubt, ihrerjeits Diejenigen Erflärungen abzugeben, welche in 
der anliegenden Note ihres Bevollmächtigten zu Frankfurt enthalten find. 

Was hier nun insbefondere die Grundrechte des Deutfchen Volks angeht: fo ift 
ed von mehreren Seiten ausgeſprochen, daß der Zeitraum zwifchen der erjten und 
zweiten Leſung der Verfafjung geeignet fein werde, auch bier Diejenigen Bedenfen 
vorzutragen, welche gegen biefelben gehegt werden möchten. Es it deshalb auch in 
diefer Beziehung dasjenige gefchehen, was in dem ferner anliegenden Reſeripte an 
den biesjeitigen Bevollmächtigten zu Frankfurt enthalten ift, und was zu Entfernung 
großer Uebel für das Land nicht aufgejchoben werden durfte. Es hat aber die Kö— 
nigliche Megierung dabei nur auf Abänderung derjenigen fünf Puncte hingewiefen, 
welche in dem Schreiben vom 10. Februar namhaft gemacht waren, und welche dem— 
nach auch jet um fo mehr von der Publication auszunehmen fein werden, obwohl 
fie feineswegs verfennt, dab eine genauere Beftimmung und Beichränfung der allge- 
meinen Sätze jener Grundrechte unter allen Umftänden vorbehalten bleiben muß. 

Was aber die Behandlung jener Punete im gegenwärtigen Augenblicke angeht, 
fo können mehrere derjelben, da ihre Wirkſamkeit ohnehin hinausgefchoben ift, bier 
füglich unberührt bleiben. Dagegen bat, was 

1) die Aufbebung von Eigenthumsrechten ohne Entjchädigung angeht: Die König— 
liche Regierung für nothwendig erachtet, rückfichtlich der Jagdgerechtigfeit in den des— 
fallfigen Gejegentwurf ihre Grundfäge nieberzulegen. Cine Entjchädigung muß für 
entzogene Gigenthumsrechte unter allen Umſtänden geleiftet werben, und wenn ber 
Staat dafür hält, daß denjenigen zu deren Vortheil die Entziehung gereicht, dieſe 
Entſchädigung nicht aufgelegt werben könne: fo muß die Geſammtheit folche tragen. 

Auf gleiche Weiſe wird die Entjchädigung für Die durch $ 35 aufgehobenen aus 
dem gut3= und fehugherrlichen Verbande fließenden perfönlichen Abgaben und Leiftun- 
gen, jo wie für die patrimonialgerichtlichen Abgaben zu befchaffen fein, über welche 
die Königliche Regierung einen befondern Antrag den Ständen zugehen zu laſſen fich 
vorbehält_ Sodann würde 

2) der 8 28 auf die Gewerbe nur in fo weit angewandt werben können, als 
die beitehenden Geſetze auch gegenwärtig ichon eine Befugniß zur Dispenfation von 
der zünftigen Lehre und Wanderzeit geben. Dagegen verjteht es ſich von jelbit 

3) daß die Freizügigfeit nah $ 3 mit allen ihren Folgen erſt dann in 
Wirkfamkeit treten darf, wenn auch von den übrigen deutjchen Staaten das Reci- 

roeum geleiſtet wird; und daß bie Stellvertretung im Heere nicht weg- 

ang darf, jo lange nicht die Militairgefeggebung auf entjprechende Weile geän- 
e > 

e Stände werben in den hier entwidelten Thatumftänden hoffentlich den ern- 

ften Willen der Königlichen Regierung erkennen die Gefammtverfaffung Deutichlande 
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auf demjenigen Wege zum Ziele zu führen, den fie als den einzig gebeihlichen un- 
verändert Bellen muß , und Daraus zugleich die Ueberzeugung fchöpfen, daß im gegenwär- 
tigen Augenblide die Durchführung des angeregten Prineipienftreite8 über Die geſetz— 
geberifche Gewalt der National: VBerfammlung gänzlich zwecklos fein würde. Um aber 
von ihrem Grundfage aus ferner handeln zu fünnen, fieht die Königliche Regierung 
fich veranlaßt, die — — der Stände zu einem Zuſatze für das Landesverfaſ— 
fungsaejeg zu beantragen. 

Nach dem 8 2 diefes Geſetzes hatte die Königliche Regierung die Befugniß, Bun- 
desbejchlüfjen durch deren Verkündigung verbindliche Kraft für das Königreich zu ge- 
ben. An ftändijche Zuftimmung war fie dabei nicht gebunden. Dagegen hatte fie 
bem ae gegenüber die Art und Weiſe ibrer Publication — infofern die Landes: 
Verhältniffe befondere Modificationen erfordern mochten, wie das mehrmals 3. 8. 
in Anfehung der Fürftlich-Bentheimfchen Beſchwerdeſache der Fall geweſen — ſelbſt 
zu verantworten. Die Königliche Regierung hält die Uebertragung dieſes Verhält— 
nifjes auf Die von der proviforischen Gentralgewalt verfündigten Befchlüffe der Na- 
tional= Berfammlung um jo mehr für das einzige Ausfunftsmittel welches bis zur 
befinitiven Begründung der bundesitaatlichen Verfaffung Deutjchland3 die Ordnung 
aufrecht erhalten Fann, als ja eine Verſtändigung mit den Regierungen bei jenen 
Beichlüffen ausprüdlich vorausgejegt iſt; und fie nicht daran zweifelt, daß es mög: 
lich fein werde, auf dieſe Weile ven Anfprücdhen der proviforifchen Gentralgewalt 
zu genügen. 

Demzufolge beantragt diefelbe die Zuftimmung der Stände zur Erlaffung eines 
Geſetzes des Inhalts: 

die von der proviforifchen Gentralgewalt bis zur Begründung einer dauernden 
Verfaſſung Deutfchlands verfündigten Beichlüffe der National -Verfammlung 
zu Frankfurt a, M. haben, jobald fie vom Könige verfündigt find, verbind: 
liche Kraft für das Königreich. 

Die Königliche Regierung hofft, daß durch diejen Antrag allen billigen Wün— 
chen ent|prochen und das deutjche Verfaſſungswerk am ficherften gefördert werden wird. 

Hannover, den 13. März 1849. 

Königlic) = Hannoverfches Geſammt-Miniſterium. 
Bennigfen. Prott. Stüve, Dr. Braun. Lehzen. Düring. 


KALI 
Schreiben des Königlihen Gejammt - Minifterii vom 15. März 1849, 
die vorläufige VBertagung der allgemeinen Stände - Berfanmlung 


betreffend, 


Die officiellen Nachrichten, welche der Negierung über die am 12. d. M. in ver 
National: VBerfammlung zu Frankfurt ftattgefundenen Kae eg zugegangen find, 
laſſen mit höchſter Wahrjcheinlichkeit erwarten, daß die Deutjche Verfafjungs -Anges 
legenbeit ſchon in nächiter Zeit eine Wendung nehmen werde, welche diejenige auf 
diefe Angelegenheit bezügliche Negierungs- Propofition, die Wir unter dem 13. d. M. 
Ar — vorgelegt haben, als den Umſtänden nicht mehr entſprechend erſcheinen 
aſſen wuͤrde. 

Wir finden Uns dadurch veranlaßt, die edachte ———— zurückzunehmen und 
— Uns vor, baldmöglichſt weitere ——— nträge den Ständen zugeben 
zu laſſen. 

a aber unverkennbar die Ungewißheit über die in der Deutjchen Verfaſſungs— 
frage beruhende Grundlage der gefammten Staatöverhältniffe die Berathungen der 
Stände wejentlich —— dürfte, ſo haben Wir es für angemeſſen erächtet, die 
Stände hierdurch auf eine — eit zu vertagen, welche Wir mit Rückſicht auf das 
nahe bevorſtehende Oſterfeſt bis zum 12. April erſtrecken, als an welchem Tage die 
Stände fid wieder zu verfammeln haben werben. 

Hannover, ben 15. März 1849. 

Königlich - Hannoverfches Gefammtminifterium. 
Bennigjen, Brot. Stüve, Dr. raun, Lehzen. Düring. 
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XXXIV. 


Der v. Rotenhan'ſche Antrag in Betreff der Oberhauptsfrage. 


„An die Stelle ver 991 und 2 des Ausſchuß-Entwurfes mögen folgende 6 Pa: 
ragraphen treten: $ 1. Die Regierungsgewalt im Deutjchen Reiche fteht Den Regie: 
rungen der Staaten, welche den Deutichen Bundesſtaat bilden, zu; fie wird aus 
Auftrag derjelben im Namen des Deutjchen Bundesſtaates geübt von einem Reichs— 
direetorium,. $ 2. Das Reichsdirectorium beſteht aus dem Kaiſer von Defterreich , 
den Königen von Preußen, Baiern, Sachen, Hannover und Würtemberg. $ 3. 
Die Mitglieder des Reichsdirectoriums können fich durch ihnen verantwortliche Be— 
vollmächtigte, welche fie jederzeit zurüd zu berufen bevedjtigt find, vertreten lafjen. 
$ 4 An der Spike des Neichödireetoriums fteht von 4 zu 4 Jahren abwechſelnd 
der Kaiſer von Deiterreic) und der König von Preußen als Reichsvorftand, (Zn 
dem Falle und in fo lange, daß Defterreich in den Bundesftaat nicht eintreten follte, 
übt der König von Breußen die ReichSvoritandichaft.) 8 5. Der Reichsvorſtand 
führt den Vorſitz und die Gefchäftsleitung in dem Reichsdirectorium. Er übt bie 
Repräientation im Innern des Bunbesftaates und gegen das Ausland, beglaubigt 
die eigenen und empfängt Die fremden Gefandten. Der Reichsvorftand ift in Aus: 
übung aller der Reichsregierung verfafiungsmähig zuftehenden Regierungsredhte an 
die Zuftimmung des Direetoriumd gebunden, In dem Reichsdireect orium werben die 
Beſchluͤſſe durch Stimmenmehrheit gefaßt. — Weder die Abwejenheit einzelner Mit- 
glieder des Reichsdirectoriums oder ihrer Vertreter, noch der Mangel an Inſtruetion 
für die Leßteren darf eine — hindern. Wenn eine Stimmenmehrheit 
in dem Reichsdirectorium nicht erzielt wird, entſcheidet der Reichsvorſtand. $ 6. 
Alle Erlaffe des ReichSpdireetoriums werden in defjen Namen von dem Reichsvorftand 
vollzogen. $ 7 (itatt $ 3 des Entwurfes.) Der Neichsvorftand wird während ber 
Dauer des Reichsſtages in der Negel am Site der Neichsregierung refidiren. So 
oft fich derfelbe nicht am Sige der Neichsregierung befindet, muß einer der Reichs: 
Miniſter in feiner unmittelbaren Umgebung jein, Die Beitimmungen über den Sitz 
der ReichSregierung werben einem Reichsgeſetze aeg (8 4 des Entwurf3 „der 
Kaifer bezieht eine Civilliſte“ fällt weg.) 8 8 (anitatt $ 5 des Entwurfs.) Das 
ReichSdireetorium iſt unverletzlich. Es übt die ihm übertragene Gewalt durch ver: 
antwortliche, von ihm ernannte Minifter aus. $ 9. Die SG 9 His 19 (ftatt 6 bis 
16) bleiben gleichlautend mit dem Entwurfe der Majorität des Verfaſſungs-Aus— 
[ee mit alleiniger Subftituirung des Wortes NeichSdireetorium an Die Stelle 
des Wortes Kaiſer.“ 


XXXV. 


Verfaſſung des deutſchen Reiches 
(mit Ausnahme der Grundrechte. 


Abſchnitt L Das Heid. 


Artikel 1. 

8 1. Das deutſche Reich beſteht aus dem Gebiete des bisherigen deutſchen 
en Die Feftfegung der Verbältniffe des Herzogthums Schleswig bleibt vor— 

ehalten. 

82. Hat ein Deutfches Land mit einem nichtdeutichen Lande daſſelbe Staat$- 
Oberhaupt, fo joll das deutſche Land eine von dem nichtdeutfchen Lande getrennte 
eigene Verfafjung, Regierung und Verwaltung haben. In die Regierung und Ber: 
waltung bes deutſchen Landes dürfen nur deutſche Staatsbürger berufen werben. 
Die Neichverfaffung und Neichsgeleggebung hat in einem ſolchen beutjchen Lande’ 
biejelbe verbindliche Kraft, wie in den übrigen deutſchen Ländern. 

83. Hat ein beutjches Land mit einem nichtdeutfchen Lande daſſelbe Staats- 
Oberhaupt, fo muß biejes entweder in feinem beutjchen Lande reſidiren, ober e8 
muß auf verfaffungsmäßigem Wege in demfelben eine Regentfchaft niedergeſetzt wer- 
den, zu welcher nur Deutjche berufen werben —— 

8 4. Abgeſehen von ben bereits beſtehenden Verbindungen deutſcher und nicht 
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deutfcher Länder foll fein Staatsoberhaupt eines nichtveutfchen Landes zugleich zur 
Regierung eine® beutjchen Landes gelangen, noch darf ein in Deutjchland regie- 
render Fürft, ohne feine deutſche Regierung abzutreten, eine fremde Krone annehmen. 

8 5. Die einzelnen beutjchen Staaten behalten ihre ya rip N ‚ Soweit 
diefelbe nicht durch Die Reichsverfaſſung befchränft iſt; fie haben alle ftantlichen 
Hoheiten und Rechte, och diefe nicht der Reichsgewalt ausdrücklich übertragen find. 

Abſchnitt U Die Neihsgewalt. 
Artikel 1. : 

86. Die Neichsgewalt ausfchließlich übt dem Auslande gegenüber Die völfer- 
rechtliche Vertretung Deutjchland’8 und ber —— deutſchen Staaten aus. Die 
Reichsgewalt ſtellt die Reichsgeſandten und die Conſuln an. Sie führt den diplo— 
matiſchen Verkehr, ſchließt die Bündniſſe und Verträge mit dem Auslande, na— 
mentlich auch die Handels- und Schifffahrtsverträge, fo wie Die Auslieferungsver— 
träge ab. Sie ordnet alle völferrechtlichen Maaßregeln an. 

8 7. Die einzelnen deutjchen Regierungen haben nicht das Recht, ftändige 
Gefandte zu empfangen oder folche zu halten. Auch dürfen diefelben feine bejonde- 
ren Conſuln halten. Die Conſulin fremder Staaten erhalten ihr Exequatur von ber 
Reichögewalt. Die Abjendung von Bevollmächtigten an das Reichsoberhaupt ijt den 
einzelnen Regierungen unbenommen, 

8 8. Die einzelnen deutjchen Regierungen find befugt, Verträge mit anderen 
beutfchen Regierungen —— re Befugniß zu Verträgen mit nichtdeutjchen 
Regierungen befchränft ſich auf Gegenftände des Privatrecht, des nachbarlichen 
Verkehrs und der Polizei, 

8 9. Alle Verträge nicht rein privatrechtlihen Inhalts, welche eine Deutjche 
Regierung mit einer anderen deutfchen oder nichtdeutfchen abjchließt, find der Reichs— 

ewalt zur Kenntnißnahme und, infofern das NeichSintereffe dabei betheiligt ift, zur 


eftätigung vorzulegen. 
Artikel 11. 
8 10. Der Reichsgewalt ausfchließlich fteht das Necht des Strieges und Frie- 


dens zu. 
Artikel III. 

8 11. Der Reichsgewalt fteht die gefammte bewaffnete Macht Deutfchland’s 
zur 2 Fo 

8 12. Das Reichsheer beiteht aus der gefammten zum Zwecke des Kriegs be- 
ftimmten Landmacht der einzelnen deutfchen Staaten. Die Stärke und Beichaffen- 
beit des Neichäheeres wird durch das Geſetz über die MWehrverfaffung bejtimmt. 
Diejenigen Staaten, welche weniger als 500,000 Einwohner haben find Durd Die 
Reichsgewalt zu vöheren nititärithen Ganzen, welche dann unter der unmittelba- 
ren Leitung der Reichögewalt ftehen, zu vereinigen, ober einem angrenzenden größe- 
ren Staate anzufchließen. Die näheren Bedingungen einer ſolchen Vereinigung find 
in beiden Fällen durch Vereinbarung der betheiligten Staaten unter Vermittelung 
und — — der Reichsgewalt feſtzuſtellen. 

8 13. Die Reichsgewalt ausſchließlich hat in Betreff des Heerweſens die Ge— 
ſetzgebung und die Organiſation; fie überwacht deren Durchführung in den einzelnen 
Staaten dur; fortdauernde Gontrole. Den einzelnen Staaten fteht Die Ausbildung 
ihres Kriegsweſens auf Grund der Reichögefege und der Anordnungen der Reichs: 
gewalt und beziehungsweije in den Grenzen der nach 8 12 getroffenen Bereinbarun- 
gen zu. Sie haben die Verfügung über ihre bewaffnete Macht, foweit Diejelbe nicht 
für den Dienft des Reiches in Anfprucd genommen wird, 

8 14. In den Fahneneid iſt die Verpflihtung zur Treue gegen das Reichs— 
Dberhaupt und die NReichSverfaffung an eriter Stelle aufzunehmen. 

15. Alle DAR Verwendung von Truppen zu Reichszwecken entftehenden Ko— 
ften, welche den durch das Reich feitgefegten Friedensſtand überfteigen, fallen dem 
Reiche zur Laft. 

8 16. Ueber eine allgemeine für ganz Deutfchland gleiche Wehrverfaſſung er: 
geht ein befonderes Reichögefeg. 

8 17. Den Regierungen der einzelnen Staaten bleibt die Ernennung der Be: 
fehlshaber und —— ihrer Truppen, ſoweit deren Stärfe fie erheiſcht, überlaf- 
ſen. Für die größeren militärifchen Ganzen, zu denen Truppen mehrerer Staaten 
vereinigt find, ernennt Die Neichsgewalt die gemeinfchaftlichen Befehlshaber. Für 


den Krieg ernennt Die NeichSgewalt Die eommandirenden Generale der felbftitändigen 
Gorps, ſowie das Perjonale der Hauptquartiere. 

8 18. Der Neichsgewalt jteht die Befugniß zu, Meichsfeftungen und Küſten— 
vertheidigungswerfe anzulegen und, infoweit die Sicherheit des Reiches es erfordert, 
vorhandene Fellungen gegen billige Ausgleichung, namentlich für das überlieferte 
Kriegsmaterial, zu Reicysfeftungen zu erklären. Die Reichsfeftungen und Küſtenver— 
theidigungswerfe Des Reiches werden auf Reichskoſten unterhalten. 

8 19. Die Scemacht ijt ausſchließlich Sache des Reiches. Es ift feinem Ein: 
zelftante gejtattet, Kriegsſchiffe für fich zu halten oder Staperbriefe auszugeben, 
Die Bemannung der Sriegsflotte bildet einen Theil Der deutjchen Wehrmadt. Sie 
ift unabhängig von der Yandmact, Die Mannfchaft, welche aus einem einzelnen 
Staate für die Mriegsflotte geftellt wird, ift von der Zahl der von demſelben zu 
baltenden Landtruppen abzurechnen. Das Nähere hierüber, jo wie über bie Koſten— 
ausgleichung zwijchen dem Neiche und den Einzeljtanten, bejtimmt ein Reichsgeſetz. 
Die Ernennung der Offiztere und Beamten der Seemacht geht allein vom Reiche 
‚aus, Der Neichögewalt liegt Die Sorge für die Ausrüftung, Ausbildung und Un: 
terhaltung der Striegsflotte und Die Anlegung, Ausrüftung und Unterhaltung von 
Kriegshäfen und See-Arjenälen ob. Ueber die zur Grrichtung von Striegshäfen 
und Marine-Etabliſſements nöthigen Enteignungen, fo wie über die Befugniffe der 
dabei anzuitellenden Reichsbehörden, bejtimmen die zu erlaffenden Reichsgejege, 

Artikel IV. 

$ 20. Die Scifffabrtsanftalten am Meere und in den Mündungen der Deuts 
fchen Flüffe (Häfen, Seetonnen, Leuchtjchiffe, das Lootjenwejen, das Fahrwaſſer u, 
j. w.) bleiben der Fürſorge der einzelnen Uferjtaaten überlajjen. Die Mferjtaaten 
unterhalten diefelben aus eigenen Mitteln. Ein Reichsgeſetz wird bejtimmen, wie 
weit Die Mündungen der einzelnen Flüffe zu vechnen find. 

8 21. Die Keichsgewalt bat Die Oberaufficht über Dieje Anftalten und Einrich— 
tungen. Es ſteht ihr zu, die betreffenden Staaten zu gehöriger Unterhaltung ders 
jelben anzuhbalten, aud) diefelben aus den Mitteln des Reiches zu vermehren und 
zu erweitern. 

8 22. Die Abgaben, welche in den Seeuferjtaaten von den Schiffen und de— 
ren Pabungen für die Benußung der Schifffahrtsanftalten erhoben werden, Dürfen 
die zur Unterhaltung dieſer Anftalten nothwendigen Kojten nicht überjteigen. Gie 
unterliegen der Genehmigung dev NReichsgewalt, 

$ 23. In Betreff dieſer Abgaben find alle deutjchen Schiffe und deren La- 
dungen gleichzuftellen. Gine höhere Belegung fremder Schifffahrt kann nur von der 
Reichsgewalt ausgehen, Die Mehrabgabe von fremder Schifffahrt fließt in bie 
Reichskaſſe. 

Artikel V. 


8 24. Die Reichsgewalt hat das Recht der Geſetzgebung und die Oberaufſicht 
über die in ihrem jchiffbaren Lauf mehrere Staaten durchſtrömenden oder begrenzen: 
den Flüffe und Seen und über die Mündungen der in diefelben fallenden Neben: 
flüffe, jo wie über den Scifffahrtsbetrieb und die Flöherei auf demfelben, Auf 
welche Weife die Schiffbarfeit Diefer Flüffe erhalten oder verbejjert werben fol, 
beitimmt ein Neichsgejeg. Die übrigen Waflerftraßen bleiben der Fürlorge der Ein- 
zelitaaten überlajjen. Doc, ſteht es der Reichsgewalt zu, wenn fie ed im Intereſſe 
Des allgemeinen Verkehrs für notbwendig erachtet, allgemeine Beitimmungen über 
den Schifffahrtsbetrieb und Die Flößerei auf demſelben zu erlaffen, jo wie einzelne 
Flüffe unter derfelben Vorausfegung den oben erwähnten gemeinjamen Flüffen gleich 
zu stellen, Die Neichsgewalt it befugt, die Einzelftaaten zu gehöriger Erhaltung 
der Schiffkarfeit dieſer Waflerftraßen anzubalten. 

8 2%. Alle deutſchen Flüffe jollen für deutſche Schifffahrt von Flußzöllen frei 
fein. Auch die Flößerei ſoll auf fchiffbaren Flußitreden folchen Abgaben nicht un— 
terliegen. Das Nähere bejtimmt ein Neichsgejeg. Bei den mehrere Staaten durd)- 
ftrömenden oder begrenzenden Flüffen tritt für Die Aufhebung dieſer Flußzölle eine 
billige Ausgleichung ein. 

8 26. Die Hafen-, Krahn-, Waage-, Lager, Schleufen= und dergleichen Ge— 
bühren, welche an den gemeinfchaftlichen Flüffen und den Mündungen der in biefel: 
ben ſich er —— Nebenflüſſe erhoben werden, duͤrfen die zur Unterhaltung ber: 
artiger Anka ten nöthigen Koften nicht überfteigen. Sie unterliegen ber —— 
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gung ber Reichsgewalt. Es darf in Betreff dieſer Gebühren keinerlei Begünftigung 
der Angehörigen eines deutichen Staates vor denen anderer deuticher Staaten ftattfinden. 

8 7. Flußzölle und Flufichifffahrtsahgaben dürfen auf fremde Schiffe und 
deren Ladungen nur durch die Reichs — Fest werden. 

Artikel VI. 

8 W. Die Reichsgewalt hat über die Eiſenbahnen und deren Betrieb, ſoweit 
e8 der Schuß des Neiches oder das Intereſſe des allgemeinen Verkehrs erheijcht, 
die Oberaufficht und das Recht der Geſetzgebung. Ein Reichsgejeß wird bejtimmen, 
welche Gegenitände dahin zu rechnen find. 

8 W. Die Reichsgewalt hat das Necht, ſoweit fie es zum Scuße des Rei: 
che8 oder im Intereſſe des allgemeinen Verkehrs für nothwendig erachtet, Die An— 
lage von Eiſenbahnen zu bewilligen jo wie jelbjt Eiſenbahnen anzulegen, wenn ber 
Einzelftant, in deſſen Gebiet die Anlage erfolgen joll, deren Ausführung ablehnt. 
Die Benugung der Eljenbahnen für Reichszwecke ſteht der Reichsgewalt jederzeit ge: 
gen Eutjchädigung frei. 

8 30. Bei der Anlage oder Bewilligung von Eiſenbahnen durch Die einzelnen 
Staaten ift die Neichögewalt befugt, den Schuß des Neiches und das Intereſſe des 
allgemeinen Berfehrs wahrzunehmen. 

$ 31. Die Neichsgewalt hat über die Landitraßen die Oberaufiiht und Das 
Recht der Gejeßgebung, fo weit es der Schuß des Neiches oder das Intereſſe des 
allgemeinen Verkehrs erheijcht. Gin Neichögejeg wird bejtimmen, welche Gegenjtände 
dahin zu rechnen find. 

8 32. Die Reihsgewalt hat das Necht, ſoweit fie e8 zum Schuße des Rei- 
ches oder im Intereſſe des allgemeinen Verkehrs für notbwendig erachtet, zu verfü- 
gen, daß Landſtraßen und Kanäle angelegt, Flüſſe jchiffbar gemacht oder deren 
Sciffbarfeit erweitert werde. Die Anordnung der dazu erforderlichen baulichen 
Werke erfolgt nach vorgängigem Benehmen mit den betheiligten Einzelitaaten durch 
die Neichögewalt. Die Ausführung und Unterhaltung der neuen Anlagen geichieht 
von Neichöwegen und auf Neichöfoften, wenn eine VBerjtändigung mit den Ginzel- 
ftaaten nicht erzielt wird, 

Artikel VII. 


$ 33. Das deutsche Reich fol Ein Zelle und Handelsgebiet bilden, um: 
eben von gemeinjchaftlicher Zollgrenze, mit Wegfall aller Binnengrenzzöfle, Die 
usfonderung einzelner Orte und Gebietstheile aus der Zolllinie bleibt der Reichsge— 
walt vorbehalten. Der Neichsgewalt bleibt es ferner vorbehalten, auch nicht zum 
Reiche gehörige Länder und Landestheile mittelit bejonderer Verträge dem deutſchen 
Zollgebiete anzuſchließen. 

8 34. Die Reichsgewalt ausschließlich hat die Geſetzgebung über das gefammte 
Zollwefen, fo wie über gemeinfchaftlihe Produetions- und — — 
Welche Produetions- und Verbrauchs-Steuern gemeinſchaftlich ſein ſollen, beſtimmt 
die Reichsgeſetzgebung. 

$ 35. Die Erhebung und Verwaltung der Zölle, jo wie der gemeinſchaftlichen 
Productiond= und Verbrauchs: Steuern, gejchieht nach Anordnung und unter Ober: 
Fir bi der NeichSgewalt. Aus dem Ertrage wird ein bejtimmter Theil nach Maaf: 
abe des ordentlichen Budgets für die Ausgaben des Neiches vorweggeneommen, Das 

lebrige wird an die — Staaten vertheilt. Ein beſonderes Reichsgeſetz wird 
hierüber das Nähere feſtſtellen. 

Auf welche Gegenſtände die einzelnen Staaten Produetions- oder Ver— 
brauchsſteuern für Rechnung des Staates oder einzelner Gemeinden legen dürfen 
und welde Bedingungen und Beichränfungen dabei eintreten follen, wird durch bie 
Reichsgeſetzgebung bejtimmt. 

8 37. Die einzelnen deutſchen Staaten find nicht befugt, auf Güter, welche 
über die Neichögrenze ein- oder ausgehen, Zölle zu legen. 

8 38. Die Reichsgewalt hat das Recht der Gejepgebung über den Handel und 
die Schifffahrt, und überwacht die Ausführung der darüber erlaffenen Reichsgeſetze. 

8 39. Der Neichögewalt fteht es zu, über das Gewerbewejen Reichsgeſetze zu 
erlaffen und die Ausführung derſelben zu überwachen. 

u Er grfinbungs- Patente werden ausjchliehlich won Reichswegen auf Grund- 
er g ne — — ertheilt; auch ſteht der Reichsgewalt ausſchließlich die Ge— 
bgebung gegen den Nachdruck von Büchern, jedes unbefugte Nachahmen von Kunft: 
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werfen, Fabrifzeichen, Muftern und Formen und gegen andere Beeinträchtigungen 
des geiftigen Eigenthums zu. 
Artikel VIII. 


8 41. Die NeichSgewalt hat das Recht der Geſetzgebung und die Oberaufficht 
über das Poſtweſen, namentlich über Organifation, Tarife, Kranfit, Portotheilung 
und bie Verhältniffe zwijchen den einzelnen Poftverwaltungen. Dieſelbe forgt für 
gleichmäßige Anwendung der Gefege durch Vollzugsverordnungen, und überwacht 
deren Durchführung in den einzelnen Staaten durch fordauernde Gontrole. Der 
Reichsgewalt fteht es zu, die innerhalb mehrerer Poſtgebiete fich bewegenden Courſe 
im Intereſſe des allgemeinen Verkehrs zu orbnen. 

8 42%. Poftverträge mit ausländijchen Potverwaltungen dürfen nur von der 
Neichögewalt oder mit deren Genehmigung gejchlofjen werden. 

8 43. Die NReichsgewalt hat die Befugniß, infofern e8 ihr nöthig jcheint, Das 
deutjche Poſtweſen für Nechnung des Reiches in Gemäßheit eines Reichsgeſetzes zu 
übernehmen, vorbehaltlich billiger Entfchädigung der Berechtigten. 

8 44. Die Reichsgewalt ift befugt, Telegraphenlinien anzulegen, und die vorhan— 
denen gegen Entjchädigung zu benugen, oder auf dem Wege ber Enteignung zu er: 
werben, Weitere Beftimmungen hierüber, fo wie über Benugung von Telegraphen 
für den Brivatverfehr, find einem 2* vorbehalten. 

Artikel IX. 

8 45. Die NReichsgewalt ara: hat die Gejeßgebung und die Oberauf- 
ficht über das Münzweſen. Es liegt ihr ob, für ganz Deutichland daſſelbe Münz- 
juitem einzuführen. Sie hat das Recht, Reichsmünzen zu prägen. 

8 46. Der Neichögewalt liegt e8 ob, in ganz Deutjchland daſſelbe Syſtem für 
.. — Gewicht, ſo wie für den Feingehalt der Gold- und Silberwaaren zu 

egründen. 

8 47. Die Reichsgewalt hat das Recht, das Bankweſen und das Ausgeben 
von Papiergeld durch die Reichsgeſetzgebung zu regeln. Sie überwacht die Ausfüh: 
rung der darüber erlaffenen Reichsgeſetze. 

rlikel X. 

8 48. Die Ausgaben für alle Manfregeln und Einrichtungen, welche von 
Reichswegen ausgeführt werden, find von ber Reichsgewalt aus den Mitteln des 
Reiches zu bejtreiten. 

8 49. Zur Beftreitung feiner Ausgaben iſt das Neich zunächit auf feinen Ans 
tbeil an den Ginfünften aus den Zöllen und den gemeinfamen Produetions- und 
Verbrauchs: Steuern angewiejen. 

8 50. Die un hat das Recht, infoweit die fonftigen Einfünfte nicht 
ausreichen, Matrifularbeiträge aufzunehmen. 

8 51. Die NReichsgewalt ift befugt, in außerordentlichen Fällen Reichsſteuern 
aufzulegen und zu erheben oder erheben zu lafjen, jo wie Anleihen zu machen oder 
jonjtige Schulden zu Fontrahiren. 

Artikel XI. 


8 52. Den Umfang der Gerichtsbarkeit des Neiches bejtimmt der Abſchnitt 
vom NReichSgericht. 
Artikel XI. 


8 53. Der Neichsgewalt Tiegt es ob, die kraft der Meichöverfaffung allen 
Deutjchen verbürgten Rechte oberaufjehend zu wahren. . 

8 54. Der Neichögewalt liegt die Wahrung des Reichsfriedens ob, Sie hat die 
für die Aufrechterhaltung der innern Sicherheit und Ordnung erforderlichen Maaß— 
vegeln zu treffen: 4) wenn ein beutjcher Staat von einem andern deutſchen Staate 
in feinem Frieden gejtört oder gefährvet wird; 2) wenn in einem deutſchen Staate 
die Sicherheit und Ordnung durch Ginheimifche oder Fremde geftört oder gefährbet 
wird. Doch foll in diefem Falle von der Neichögewalt nur dann eingefchritten 
werben, wenn die betreffende Regierung fie ſelbſt dazu auffordert, es jei denn, daß 
diefelbe dazu notorifch außer Stande ijt ober der gemeine Neichöfrieden bedroht er- 
icheint ; 3) wenn die Verfaffung eines deutſchen Staates gewaltjam oder einfeitig 
aufgehoben oder verändert wird , und durch das Anrufen des Neichögerichtes un: 
verzügliche Hülfe nicht zu erwirfen ift, : 

8 55. Die Maafregeln, welche von ber Reichsgewalt zur Wahrung des Reichs: 
friedend ergriffen werden fünnen, find: 1) Erlaſſe, 2) Abjendung von a: 
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rien , 3) Anwenbung von bewaffneter Macht. Gin Reichsgeieg wird die Grundfäge be- 
ftimmen, nach welchem die durch ſolche Maaßregeln veranlaßten Kojten zu tragen find. 

8 56. Der Neichsgewalt liegt es ob, die Fälle und Formen, in welden die 
bewaffnete Macht gegen Störungen der öffentlichen Ordnung angewendet werben 
ſoll, durch ein Reichsgeieg zu beſtimmen. 

8 57. Der Reihögewalt liegt es ob, die geſetzlichen Normen über Erwerb 
und Berluft ded Reichs: und Staatsbürgerrechts feitzufegen: 

8 58. Der Neichögewalt ftebt es zu, über das Heimatbsrecht Reichsgeſetze zu 
erlaffen und die Ausführung verjelben zu überwaden. 

F 59. Der Reichögewalt jteht es zu, unbeſchadet des durch die Grundrechte 
gewährleijteten Rechts der freien Vereinigung und Verſammlung, ReichSgejege über 
das Aſſociationsweſen zu erlaffen. 

860. Die Re Br bat für die Aufnahme öffentlicher Urkunden die— 
jenigen Grfordernifje fejtzuftellen, welcde die Anerkennung ihrer Aechtbeit in ganz 
Deutjchland bedingen. 

8 61. Die Reichögewalt ijt befugt, im Intereſſe des Gejammtwohls allge: 
meine Maafregeln für die Geſundheitspflege zu treffen. 

Artikel XI. 

8 62. Die Reichögewait hat. die Geſetzgebung, joweit es zur Ausführung der 
ihr verfaflungsmäsig übertragenen Befugnifie und zum Schuge der ihr überlajlenen 
Anftalten erforderlich ift. 

8 63. Die Neichsgewalt ift befugt, wenn fie im Gejammtinterefie Deutſch— 
land’3 gemeinjame Ginrichtung und Mafregeln nothiwendig findet, Die zur Begrün- 
dung berielben erforderlichen Gejege in den für die Veränderung der Verfaſſung 
vorgeichriebenen Formen zu erlaflen. 

.. 864. Der Neichsgewalt liegt ed ob, durch die Erlaſſung allgemeiner Gejeg- 
bücher über bürgerliches Net, Handels und Wechſelrecht, Strafrecht und ge- 
richtliche8 Verfahren die Rechtseinheit im deutſchen Volfe zu begründen. 

8 65. Alle Gelege und Verordnungen der Reichögewalt erbalten verbindliche 
Kraft durch ihre Verfündigungen von Reichswegen. 

$ 66. Neichögefege gehen den Geſetzen der Ginzelitaaten vor, injofern ihnen 
nicht ausdrücklich eine nur jubfiviäre Geltung beigelegt ift. 

Artikel XIV. 


$ 67. Die Anftellung der Reichsbeamten geht vom Reiche aus. Die Dienft: 
pragmatif des Reiches wird ein Reichsgeſetz feftitellen. 

Abſchnitt . Das Neihsoberhbaupt, 
Alttikel 1, 

$ 68. Die Würde des Reichsoberhauptes wird einem der regierenden deutfchen 
Fürften übertragen. 

$ 69. Dieſe Würde iſt erblich im Haufe des Fürften, dem fie übertragen 
worben. Sie vererbt im Mannsftamme nach dem Rechte der Eritgebunt. 

$ 70. Das ReichSoberhaupt führt den Titel: Kaiſer der Deutjchen. 

„BT. Die Refidenz des Kaiſers iſt am na 5 der NeichSregierung. Wenigjtens 
während der Dauer des Neichstags wird der Kaiſer dort bleibend refidiren. So 
oft fich der Kaijer nicht am Sige der Neichsregierung befindet, muß einer ber 
Reichsminiſter in feiner unmittelbaren Umgebung jein. Die Bejtimmungen über den 
Sig ber Reichsregierung bleiben einem Neichögeje vorbehalten. 

$ 72. Der Saifer bezieht eine sun welche der Reichstag feitjegt. 

rtikel 11. 

$ 73. Die Perſon des Kaiſers ift unverleglich. Der Kaijer übt die ihm über- 
tragene Gewalt durd) verantwortliche von ihm ernannte Mintiter aus, 

8 74. Alle Regierungshandlungen des Kaiſers bedürfen zu ihrer Gültigkeit der 
Gegenzeichnung von wenigitens einem ber Reichsminifter, welcher dadurch die Ver— 
antwortung übernimmt. 

Artikel III. 


$ 75. Der Kaifer übt die völferrechtliche Vertretung des deutſchen Reich 
hes 
und ber einzelnen deutſchen Staaten aus. Gr ftellt die Reichsgefandten und Die 
Gonfuln an und führt den diplomatiſchen Verkehr. 
a 0 — erklärt Krieg und ſchließt Frieden. 
. Der Kaiſer ſchließt Die Bündniffe und Verträge mit den auswärtigen 
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Mächten ab, und zwar unter Mitwirkung des Meichstages, infoweit dieſe in ber 
Berfaffung vorbehalten ift. 

$ 78. Alle Verträge nicht rein privatrechtlichen Inhalts, welche deutjche Re— 
gierungen unter fich oder mit auswärtigen Negierungen abjchliefen , find dem Kai— 
jer zur Kenntnißnahme, und infofern das Reichsintereſſe Dabei betheiligt it, zur 
Beftätigung vorzulegen. 

$ 79. Der Kaijer beruft und fchließt den Reichstag; er hat das Recht, das 
Volkshaus aufzuldfen. 

8 80. Der Kaiſer bat das Recht des Gefetvorjchlages. Er übt Die gejepge: 
bende Gewalt in Gemeinjchaft mit dem Reichstage unter den verfaffungsmäßigen 
Bejchränfungen aus. Gr verfündigt Die Reichsgeſetze und erläßt die zur Vollziehung 
derſelben nöthigen Verordnungen. 

$ 84. In Straffachen, welche zur Zuftändigfeit Des Neichsgerichts gehören, 
hat der Kaiſer Das Necht der Begnadigung und Strafmilderung. Das Berbot der 
Ginleitung oder Fortießung von Unterfuchungen Fann der Kaifer nur mit Zuftim- 
mung des Reichstages erlaffen. Zu Gunften eines wegen feiner Amtshanblungen 
verurtheilten Neichsminifters Fann der Sailer Das Necht der Begnadigung und 
Strafmilderung nur dann ausüben, wenn dasjenige Haus, von welchem die An 
Flage ausgegangen ift, Darauf anträgt. Zu Gunſten von Landesminiftern fteht ihm 
ein ſolches Necht nicht zu. 

$ 82, Dem Kaiſer liege Die Wahrung des Neichsfriedens ob, 

$ 83. Der Kaiſer bat die Verfügung über Die bewaffnete Macht. 

F 84. Ueberhaupt hat dev Kaiſer Die Negierungsgewalt in allen a Tr 
ten des Neiches nach Maaßgabe der Neichöverraffung. Ihm al® Träger dieſer Ge: 
walt ſtehen Diejenigen Rechte und Befugniffe zu, welche in der Reichsverfaſſung der 
Neichögewalt beigelegt und dem Neichstage nicht zugewieſen find. 

Abſchnitt W. Der Neichstag. 
Artikel 1. 
$ 85. Der Neichstag beiteht aus zwei Häufern, dem Staatenhaus und dem 


Volkshaus. 
Artikel II. 

$ 86. Das Staatenhaus wird gebildet aus den Vertretern der beutjchen 
Staaten. 

8 87. Die Zahl der Mitalieder vertheilt ſich nach folgendem Verhältniß : 
Preußen 40 Mitglieder.; Defterreich 38 Mitgl.; Baiern 18 Mitgl. Sachjen 10 Mitgl.; 
Hannover 10 Mitgl. ; Würtemberg 10 Mitgl. ; Baden 9 Mitgl. ; Kurheſſen 6 Mitgl.; 
Großherzogthum Heſſen 6 Mital.; Holftein (Schleswig , |. Neich $ 1) 6 Mitgl. ; 
Medlenburg: Schwerin 4 Mitgl. ; Quxemburg- Limburg 3 Mitgl.; Naffau 3 Mitgl.; 
Braunfchweig 2 Mitgl.; Oldenburg 2 Mitgl, ; Sachjen- Weimar 2 Mitgl.; — 
Coburg-Gotha 1 Mitgl.; Sachſen-Meiningen-Hildburghauſen 1 Mitgl.; Sachſen— 
Altenburg 1 Mitgl.; Mecklenburg: Strelig 1 Mitgl.; Anhalt-Deſſau 1 Miitgl.; 
Anhalts Bernburg 1 Mitgl. ; Anhalt- Köthen 1 Mitgl. ; Schwarzburg- Sondershaufen 
1 Mital.; Schwarzburg-Rudolſtadt 4 Mitgl.; Hobenzollern- Hechingen 1 Witgl. ; 
Lichtenftein 1 Mitgl.; Hohenzollern: Siegmaringen 4 Mitgl.; Waldeck 1 Mitgl. ; 
Neuß ältere Linie 1 Mitgl.; Neuß jüngere Linie I Mitgl.; Schaumburg: Lippe 1 
Mitgl. ; Lippe: Detmold 1 Mitgl.; Heffen-Homburg 1 Mitgl. ; Lauenburg 1 Mitgl.; 
Fübe 4 Mitgl.; Franffurt 4 Mitgl.; Bremen I Mitgl.; Hamburg 1 Mitgl. 192 
Mitglieder. So lange die deutjch = öfterreichifehen Lande an dem Bundesftaate nicht 
Theil nehmen, erhalten nachfolgende Etaaten eine größere Anzahl von Stimmen 
im Staatenhauefe ; nämlich: Baiern 20; Sachſen 12; Hannover 12; Würtemberg 
12; Baden 10; Großhegrzothum Heſſen 8; Kurbeffen 7; Naffau 4; Hamburg 2. 

$ 88. Die Mitglieder des Etaatenhaufes werden zur Hälfte Durch die Regie: 
rung und zur Hälfte durch die VolfSvertretung der betreffenden Staaten ernannt. 
In denjenigen deutjchen Staaten, welche aus mehreren Provinzen oder Ländern mit 
abgefonderter Verfaſſung oder Verwaltung beftehen , find Die durch Die Volfävertretung 
dieſes Staates zu ernennenden Mitglieder des Stantenhaujes nicht von ber allge 
meinen Landesvertretung, fondern von den Vertretungen der einzelnen Länder oder 
Provinzen (Provinzialftänden) zu ernennen. Das Verhältnig, nach welchem die Zahl 
der diefen Staaten zufommenden Mitglieder unter die einzelnen Länder oder Pro: 
vinzen zn vertheilen iſt, bleibt der Landesgejehgebung vorbehalten. Wo zwei Cam⸗ 
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mer beftehen und eine Vertretung nach Provinzen nicht ftattfinbet, wählen beide 
Gammern in gemeinfamer Sigung nad) abjoluter Stimmenmehrheit. 

F 89. In denjenigen Staaten, welche nur Ein Mitglied in das Staatenhaus 
ſenden, fchlägt die Negierung drei Candidaten vor, aus denen die Volfävertretung 
mit abfoluter Stimmenmehrheit wählt. Auf diefelbe Weife iſt in denjenigen Staa— 
ten, welche eine ungerade Zahl von Mitgliedern jenden, in Betreff des letzten der— 
ſelben zu verfahren. 

8 90. Wenn mehrere deutſche Staaten zu einem Ganzen verbunden werden, 
fo entſcheidet ein Reichsgeſetz über die dadurch etwa nothwendig werdende Abände— 
rung in der Aufammenjegung des Staatenhaujes. A 

$ 91. Mitglied des Staatenhauſes kann nur fein, wer 1) Staatsbürger des 
Staates ift, welcher ihn fendet, 2) das 30. Lebensjahr zurücgelegt hat, 3) fi im 
vollen Genuß der bürgerlichen und ftaatSbürgerlichen Rechte befindet. f 

$ 92. Die Mitglieder des Staatenhaufes werden auf ſechs Jahre gewählt. 
Site werben alle drei Jahre zur Hälfte erneuert. Auf welche Weiſe nach den eriten 
drei Jahren das Ausfcheiden der einen Hälfte ftattfinden foll, wird durch ein 
Reichsgefetz beitimmt. Die Ausjcheidenden find ftetS wieder wählbar. Wird nach 
Ablauf dieſer drei Jahre und wor Vollendung der neuen Wahlen für das Staaten: 
haus ein auferorbentlicher NeichStag berufen, fo treten, jo weit die neuen Wahlen 
noch; nicht ftattgefunden haben, die früheren Mitglieder ein. 

Artikel IH. 
93. Das Volfshaus befteht aus den Abgeorbneten des deutſchen Volfes. 

$ 94. Die Mitglieder des Volkshaufes werden für das erfte Mal auf vier 
Jahre, demnächſt immer auf drei Jahre gewählt. Die Wahl gefchieht nach den in 
dem Reichswahlgeieke enthaltenen Vorſchriften. 

Artikel IV, 

$ 95. Die Mitglieder des Reichstages beziehen aus der Reichskaſſe ein gleichmäßiges 

Tagegeld und ——— für ihre Reiſekoſten. Das Nähere beſtimmt ein Reichsgeſetz. 


96. Die Mitglieder beider Häufer können durd) Inſtruktionen nicht gebunden 
werben. ; 
6 97. Niemand kann gleichzeitig Mitglied von beiden Häuſern ſein. 
rtikel V. 


$ 98. Zu einem Beſchluß eines jeden Hauſes des Reichstages iſt die Theil: 
nahme von wenigitens der Hälfte der gejeglichen Anzahl feiner Mitglieder und Die 
einfache Stimmenmehrheit erforderlih, Im Falle der Stimmengleichheit. wird ein 
Antrag als abgelehnt betrachtet. 

$ 99. Das Recht des Gefepvorfchlages, der Beſchwerde, der Adreſſe und ber 
Erhebung von Thatjachen, jo wie der Anklage der Minijter, ſteht jedem Haufe zu. 

100. Ein Neichstagsbefchluß kann nur durch Die Vebereinftimmung beider 
Häufer gültig zu Stande fommen. 

$ 101. Ein Neichstagsbejchluß , welcher die Zuftimmung der ReichSregierung 
nicht erlangt bat, Darf in derſelben ——— nicht wiederholt werden. Iſt 
von dem Reichstage in drei ſich unmittelbar folgenden ordentlichen Sitzungsperioden 
derſelbe Beſchluß unverändert gefaßt worden, ſo wird derſelbe, auch wenn die Zu— 
ſtimmung der Reichsregierung nicht erfolgt, mit dem Schluſſe des dritten Reichs— 
tages zum Geſetz. Eine ordentliche Sitzungsperiode, welche nicht wenigſtens vier 
Wochen dauert, wird in dieſer Reihenfolge nicht mitgezählt. 

8 102. Ein Reichstagsbeſchluß iſt in folgenden Fällen erforderlich: 1) Wenn 
es fich um die Erlaffung, Aufhebung, Abänderung oder Auslegung von Reichsge: 
jegen handelt. 2) Wenn der Reichshaushalt feitgeftellt wird, wenn Anleihen contra= 
birt werden, wenn das Reich eine im Budget nicht vorgejehene Ausgabe übernimmt, 
oder Matrifularbeiträge oder Steuern erhebt. 3) Wenn fremde See- und Fluß: 
ſchifffahrt mit höheren Abgaben belegt werden fol. 4) Wenn Landesfeitungen zu 
Neichöfeftungen erklärt werden follen. 5) Wenn Handels-, Schifffahrt! - und Aus: 
lieferungsverträge mit dem Auslande gefchlofjen werden , fo wie überhaupt völfer: 
rechtliche Verträge , infofern fie Das Neich belaften. 6) Wenn nicht zum Neich ge: 
börige Länder oder Lanbestheile dem deutſchen Zollgebiete angefchloffen , oder ein- 
gr Orte ober Gebietätheile von der Zolllinie aus Pan werben follen. 7) 
Beun deutſche Landestheile abgetreten, oder wenn nichtdeutſche Gebiete dem Reiche 
einverleibt oder auf andere Weiſe mit demſelben verbunden werben follen. 
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$ 103. Bei Feitftellung des Reichshaushaltes treten folgende Beftimmungen 
ein: 1) Alle bie Finanzen betreffenden Vorlagen der Neichsregierung gelangen zu— 
nächft an das Volfshaus. 2) Bewilligungen von Ausguben dürfen nur auf Antrag 
der Reichsregierung und bis zum Belauf dieſes Antrages erfolgen. Jede Bewilli- 
gung gilt nur für den befonderen Zweck, für welchen fie beftimmt worden. Die 
Verwendung darf nur innerhalb der Grenze der Bewilligung erfolgen. 3) Die Dauer 
der Finanzperiode und Budgetbewilligung ift ein Jahr. 4) Das Budget über die 
regelmäßigen Ausgaben des Neiches und über den Refervefond , fo wie über die für 
beide erforderlichen Dedfungsmittel, wird auf dem eriten Neichstage durch Reichs— 
tagsbejchlüffe feitgeitellt. Gine Erhöhung dieſes Budgets auf fpäteren Neichstagen 
erfordert gleichfall8 einen Neichstagsbefchluß. 5) Diefes ordentliche Budget wird 
auf jedem Neichötage zuerft dem Volkshauſe vorgelegt, von dieſem in feinen einzel— 
nen Anfägen nach den Grläuterungen und Belegen, welche die NReichSregierung vor: 
zulegen bat, geprüft und ganz oder theilweife bewilligt oder verworfen. 6) Nach 
erfolgter Prüfung und Bewilligung Durch Das Volfshaus wird das Budget an das 
Staatenhaus abgegeben. Diejem ſteht, innerhalb des Gejfammtbetrages des orbent: 
lichen Budgets , jo wie derſelbe auf dem eriten Neichstage oder durch fpätere Reichs— 
tagsbeſchlüſſe Feftgeitellt it, nur das Necht zu, Erinnerungen und Ausftellungen zu 
machen , über welde das Volkshaus endgültig beſchließt. 7) Alle außerorbentlichen 
Ausgaben und deren Dedungsmittel bedürfen, gleich der Erhöhung bes ordentlichen 
Budgets, eines Neichstagsbeichluffes. 8) Die Nachweifung über die Verwendung 
der Neichdgelder wird dem Neichstage,, und zwar zuerft dem Volkshauſe, zur Prü— 
fung und zum Abjchluß vorgelegt. 

Artikel VI. 

$ 104. Der Neichstag verfammelt fich jedes Jahr am Site der NReichsregie- 
rung. Die Zeit der Zufammenfunft wird vom Reichsoberhaupt bei der Einberu- 
fung angegeben , infofern nicht ein Reichsgeſetz diefelbe feſtſetzt. Außerdem fann ber 
Reichstag zu aufßerordentlichen Eibungen jederzeit vom Neich8oberhaupt einberufen 
werben. 

8 105. Die ordentlichen Eitungsperioden der Landtage in ben Ginzelftaaten 
jollen mit denen des Neichstages in Dev Negel nicht zufammenfallen. Das Nähere 
bleibt einem Reichsgeſetz vorbehalten. 

$ 106. Das Volkshaus kann durch das NeichSoberhaupt aufgelöft werben. 
In dem Falle der Auflöfung ift der Reichstag binnen drei Monaten wieder zu vers 
ammeln. 
$ 107. Die Auflöfung des Volkshauſes hat die gleichzeitige Vertagung des 
Stantenbaufes bis zur Miederberufung des Neichstages zur Folge. Die Sitzungs— 
perioden beider Häufer find dieſelben. 

$ 108. Das Ende der Situngsperiode des Neichdtage8 wird vom Reichsobes 
haupt beitimmt. 

8 109. Eine Bertagung des Neichdtages oder eines der beiden Häufer durch 
das Neichsoberhaupt bedarf, wenn fie nach Eröffnung der Sikung auf länger als 
vierzehn Tage ausgejprocen werden joll, der Zuftimmung des Reichstages oder des 
betreffenden Hauſes. Auch der Reichstag felbit, jo wie jedes des beiden Häufer, fann 
ſich auf vierzehn Tage vertagen. 

Artikel VII. 


$ 110. Jedes der beiden Häufer wählt feinen Präſidenten, feine Vicepräfiden- 
ten und feine Schriftführer. R 

$ 111. Die Eitungen beider Häufer find öffentlich. Die Geſchäftsordnung 
eined jeden Hauſes beitimmt, unter welchen Bedingungen vertrauliche Sigungen 
ftattfinden können. 

$ 112. Jedes Haus prüft die Vollmachten feiner Mitglieder und entjcheidet 
über die Zulaſſung derjelben. 2 

.$ 113. Jedes Mitglied leiftet bei feinem Gintritt den Eid: „Ich ſchwöre, Die 
deutſche Neichsverfaffung getreulich zu beobachten und aufrecht zu erhalten, fo wahr 
mir Gott helfe. 

$ 114. Jedes Haus hat das Necht, feine Mitglieder wegen unwürbigen Ver 
haltens im Haufe zu beitrafen und äußeriten Falls auszuſchließen. Das Nähere bes 
ftimmt die Gefchäftsordnung jedes Hauſes. Ausjchließung fann nur dann ausgeſprochen 
werben, wenn eine Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen ſich dafür entſcheidet. 
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F 115. Weder Ueberbringer von Bittſchriften noch überhaupt Deputationen 
follen in den Häufern zugelaffen werben. 
$ 116. Jedes Haus hat das Recht, fich feine Geſchäftsordnung ſelbſt zu ge: 
ben. Die gejchäftlichen Beziehungen zwiſchen beiden Häujern werden durch Ueber: 
einkunft beider Häufer geordnet. 
Artikel VIII. 


8 117. Ein Mitglied des Reichstages darf während der Dauer der Sitzungs— 
periode ohne Zuftimmung des Haufes, zu welchem es gehört, wegen ftrafrechtlicher 
Anjchuldigungen weder verhaftet, noch in Unterjuchung gezogen werben, mit allei- 
niger Ausnahme der Ergreifung auf friicher That. 

8 118. In diefem leßteren Falle ijt dem betreffenden Haufe von der angeord- 
neten Maafregel fofort Kenntniß zu geben. Es ſteht demſelben zu, die Aufhebung 
der Haft oder Unterfuchung bi8 zum Schluffe der Sikungsperiode zu verfügen. 

8 119. Diefelbe Befugniß ſteht jedem Haufe in Betreff einer Verhaftung oder 
Unterfuhung zu, welche über ein Mitglied defjelben zur Zeit feiner Wahl verhängt 
geweſen, ober nach diefer bis zu Gröffnung der Situngen verhängt worden ift. 

120. Kein Mitglied des Neichstages darf zu irgend einer Zeit wegen feiner 
Abjtimmung oder wegen der in Ausübung feines Berufes getbanen Aeußerungen ge- 
richtlich oder Disciplinarifch verfolgt oder ſonſt außerhalb der Verſammlung zur Ver— 
antwortung gezogen werben. 

Artikel IX. 


$ 121. Die Reichsminiſter haben das Necht, den Verhandlungen beider Häu— 
jer des Reichstages beizuwohnen und jederzeit von denjelben gehört zu werden. 

$ 122. Die NeichSminifter baben die Verpflichtung , auf Verlangen jedes der 
Häufer des NeichStages in demſelben zu ericheinen und Ausfunft zu ertheilen, oder 
den Grund anzugeben, weshalb diefelbe nicht ertheilt werben könne. 

$ 123. Die NeichSminifter können nicht Mitglieder des Staatenhaufes fein. 

$ 124. Wenn ein Mitglied des Volkshauſes im Reichsdienſt ein Amt oder 
eine Beförderung annimmt, jo muß es fi) einer neuen Wahl unterwerfen ; es be- 
hält feinen Sig im Haufe, bis die neue Wahl ftattgefunden bat. . 

Abſchnitt . Das Reichsgericht. 
Artikel 1. 

8 1%. Die dem Reiche "zuftehende GerichtSbarfeit wird Durch ein Reichsge— 
richt ausgeübt. 

8 1%. Zur Zuftändigfeit des MeichsgerichtS gehören: a. Klagen eines Gin: 
zelitaates "gegen die Reichsgewalt wegen Verlegung der NeichSverfaflung durch Er: 
laffung von Reichögefegen und durch Maafregeln der Reichsregierung , jo wie Kla— 
= der Neichögewalt gegen einen Einzelitaat wegen Verlegung der Reichsverfafjung. 

Streitigfeiten zwijchen dem Staatenhaufe und dem Volkshauſe unter fi und 
zwijchen jedem von ihnen und der Neichsregierung, welche die Auslegung der 
Reichsverfaſſung betreffen, wenn die ftreitenden Theile fich vereinigen, bie Entſchei— 
dung des Reichsgerichts einzuholen. c. Politiſche und privatrechtliche Streitigfeiten 
aller Art zwifchen den einzelnen deutjchen Staaten. d. Streitigfeiten über Thron: 
folge , Regierungsfäbigfeit und Regentichaft in den Einzelſtaaten. e. Etreitigfeiten 
zwifchen der Regierung eine Einzelſtaates und defien Wolfsvertretung über Die 
Gültigkeit oder Auslegung der Landesverfaffung. f. Klagen der Angehörigen eines 
Einzelftaated gegen Die Negierung deſſelben, wegen Aufhebung oder verfaſſungswi— 
driger Veränderung der Landesverfaſſung. Klagen der Angehörigen eines Einzelſtaa— 
te8 gegen bie Regierung wegen Verlekung der Lanbesverfaffung Fünnen bei dem 
Reichsgericht nur angebracht werden, wenn die in der Landesverfaſſung gegebenen 
Mittel der Abhülfe nicht zur Anwendung gebracht werden können. 8. Klagen deut— 
ſcher Staatsbürger wegen Verlegung der durch die Reichsverfaſſung ihnen gewähr— 
ten Rechte. Die näheren Beſtimmungen über den Umfang dieſes Klagerechts und 
die Art und Weiſe daſſelbe geltend zu machen, bleiben der Reichsgeſeßgebung vor— 
behalten. h. Bejchwerden wegen verweigerter oder gehemmter Nechtäpflege, wenn 
die Iandesgefeglichen Mittel der Abhülfe erfchöpft find. i. Strafgerichtsbarfeit über 
die Anklagen gegen die Reichsminifter, infofern fie deren ne Verantwort⸗ 
lichfeit betreffen. k. Strafgerichtsbarkeit über die Anklagen gegen die Miniſter der 
Ginzelftaaten, infofern fie deren minifterielle Verantwortlichfeit betreffen. 1. Straf: 
gerichtöbarfeit in den Fällen des Hoch - und Landesverraths gegen das Reich. Ob 
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noch andere Verbrechen gegen das Neich der Strafgerichtäbarfeit des Reichsgerichts zu 
überweijen find, wird ſpäteren ReichSgejegen vorbehalten. m. Klagen gegen den Reichs— 
fiseuß. n. Klagen gegen beutjche Staaten, wenn die Verpflichtung , dem Anſpruche 
Senüge zu leiten , zwijchen mehreren Staaten zweifelhaft oder beftritten iſt, jo wie 
wenn die gemeinjchaftliche Verpflichtung gegen mehrere Staaten in einer Klage gel: 
tend gemacht wird. 

8 1277. Ueber die Frage, ob ein Fall zur Enticheidung des Reichsgerichts ge: 
eignet ſei, erkennt einzig und allein das Reichsgericht ſelbſt. 

8 128. Ueber die Einfegung und Organijation des Reichsgerichts, über das 
Verfahren und die Vollziehung der reichsgerichtlichen Gnticheidungen und Verfügun: 
gen wird ein beſonderes Gefeg ergeben. Diejem Gefege wird auch Die Beftimmung, 
ob und in welchen Fällen bei dem Neichsgericht Die Urtheilsfällung durch Geſchwo— 
rene erfolgen ſoll, vorbehalten. Gbenjo bleibt vorbehalten: ob und wie weit dieſes 
Geſetz als organiiches Verfaſſungsgeſetz zu betrachten iſt. 

8 129. Der Reichsgeſetzgebung bleibt es vorbehalten, Momiralitäts - nnd Tee: 
gerichte zu errichten, jo wie Bejtimmungen über die Gerichtöbarfeit der Geſandten 
und Gonjuln des Neiches zu treffen. 

Abſchnitt . Die Grundrechte des deutſchen Volkes. 

Siehe Anlage XXVII Seite 73. _ 

Abſchnitt VL. Die Gewahr der Berfaffunn. 
Artikel 1. 

8 190. Bei jedem Negierungswechjel tritt der Neichstag, falls er nicht ſchon 
verfammelt ijt, ohne Berufung zufammen, in der Art, wie er das lekte Mal zu: 
fammengefegt war. Der Sailer, welcher Die Negierung antritt , leiftet vor den zu 
einer Sitzung vereinigten beiden Käufern des Neichstages einen Eid auf Die Neiche- 
verfaffung. Der Eid lautet: „Ich ſchwöre, das Neich und die Nechte Des deutjchen 
Volkes zu ſchirmen, Die Neichsverfaifung aufrecht zu erhalten und fie gewilfen- 
haft zu vollzichen. Eo wahr mir Gott helfe". Erſt nach geleiftetem Eide ift der 
Kaiſer berechtigt, Nenierungsbandlungen vorzunchmen. 

8 191. Die Reichsbeamten haben beim Antritt ihres Amtes einen Gid auf Die 
Reichsverfaffung zu leiften. Das Nähere beftimmt die Dienitpragmatif des Reiches. 

8 192. Meber die Berantwortlichfeit Der NeichSminijter ſoll ein Reichsgeſetz 
erlafien werden. 

8 193. Die Verpflichtung auf Die NeichSverfaffung wird in den Ginzelitaaten 
mit der Verpflichtung auf Die SE Een verbunden und Diefer vorangeſetzt. 

Arlike 
— 3 194. Keine Beſtimmung in der Verfaſſung oder in den Geſetzen eines Ein— 
zelſtaates darf mit der Reichsverfaſſung in Widerſpruch ſtehen. 

8 195. Eine Aenderung der Regierungsform in einem Einzelſtaate kann nur 
mit Zuftimmung der Neichögewalt erfolgen. Dieje Zuftimmung muß in den für 
Henderungen der Reichsverfaſſung vworgeichriebenen Formen gegeben werben. 

Artikel III. 

$ 196. Abänderungen in der Reichsverfaſſung fünnen nur durch einen Beſchluß 
beider Häufer und mit Zuftimmung des ReichSoberhaupts erfolgen. Zu einem jol- 
chen Bejchluß bedarf es in jedem der beiden Häuſer: 1) der Anwefenheit von wenig: 
ſtens zwei Dritteln der Mitalieder; 2) zweier Abjtimmungen, zwifchen welchen ein 
Zeitraum von wenigitens acht Tagen liegen muß; 3) einer Stimmenmehrheit von 
wenigitend zwei Dritteln dev anweſenden Mitglieder bei jeder der beiden Abſtim— 
mungen. Der Zuftimmung des NeichSoberhauptes bedarf es nicht, wenn in drei fich 
unmittelbar folgenden ordentlichen Sißungsperioden derjelbe Reichstagsbeſchluß un- 
verändert gefaßt worden. Cine ordentliche Eikungsperiode , welche nicht wenigſtens 
vier Wochen dauert, wird in dieſer Reihenfolge nicht mitgezählt. 

Artikel IV. 

8 197. Im Falle des Kriegs oder Aufruhrs können die Beftimmungen der 
Grundrechte über Verhaftung, Hausjuchung und Verfammlungsrecht von der Reichs— 
regierung oder der Negierung eines Ginzelftantes für einzelne Bezirfe zeitweife außer 
Kraft gefegt werben ; jedoch nur unter folgenden Bedingungen : 1) die Verfügung 
muß in jedem einzelnen Falle von dem Gejammtminifterium des Reiches oder Ein: 
zelftantes ausgehen ; 2) das Minifterium des Reiches hat die Zuftimmung bes 
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NeichBtages , dad Minifterium des Ginzelitantes die des Landtages, wenn diejelben 
ur Zeit verfammelt find, jofort einzuholen. Wenn diejelben nicht verfammelt find, 
bo darf die Verfügung nicht länger als 14 Tage dauern , ohne daß Diejelben zuſam— 
menberufen und die getroffenen Maafregeln zu ihrer Genehmigung vorgelegt werben. 
Weitere Beitimmungen bleiben einem Reichögejeß vorbehalten. Für die Verfündi- 
gung des Belagerungszuftandes in Feitungen bleiben die beftehenden gejeglichen Vor: 
fchriften in Kraft. 
Zur Beurfundung: 
Frankfurt a. M., den 28. März 1849. 
Martin Eduard Eimfon von Königsberg in Preußen, d. 3. Präfident der verfaj- 
junggebenden Reichsverfammlung. Garl Kirchgeßner aus Würzburg, dv: 3. 1. 
Stellvertreter des Worfigenden,, Abg. des Wahld. Weiler in Baiern. Friedrich 
Siegm. Judo aus Franfiurt a. M., I. Schriftführer. Garl Auguft Fetzer aus 
Stuttgart, Schriftführer. Dr. Anton Niebl aus Wien, Abg. für Zwettl, Echrift- 
führer. Garl Biedermann aus Leipzig, Abg. für den XL. ſächſiſchen Wahlbezirk, 
Echriftführer. Guftav Robert von Maltzahn aus Güjtrin, Abg. für den Wahl: 
freis Königsberg i. d. N., Schriftführer. Max Neumayr aus Münden, Abg. für 
den X. oberbairifchen Wahlb., Schriftführer. Dr. Heinrich von Gagern , aus 
Monsheim in Rheinheſſen u. ſ. w. 


XXXVI. 


An Königliches Geſammt-Miniſterium, Bitte vom 11. April 1849 


um Berufung der allgemeinen Ständeverfammlung. 


Bei der unterm 15. März verfügten Vertagung der allgemeinen Ständever: 
jammlung fchien Die hervorgehobene Ungewißbeit über die Grundlage der Deutichen 
Berfaflung dieſe außerordentliche Maßnahme um jo weniger zu rechtfertigen, als 
dieſe Ungewißheit jeit einem vollen Jahre beitand. Wenn e8 indejien von Anfang 
an ernite Bedenken erregte, daß ohne vorgängige Veröffentlichung der Grundrechte 
des deutſchen Volks und während die Verhandlungen in Franffurt auf der Außer: 
ften Spige ftanden, dem Lande durch die Vertagung fein verfaſſungs mäßiges Or: 
gan entzogen wurde, jo bat die gegenwärtige Verlängerung dieſer Vertagung im 
weiteiten Sreife zu den ſchwerſten und trübiten Vejorgniffen Anlaß geben müflen, 
— der königlichen Regierung vorzulegen die Unterzeichneten ſich für verpflich— 
tet halten. 

In einem Augenblicke, in welchem die Regierungen einen inhaltſchweren Beſchluß 
über das Schickſal des Vaterlandes zu faſſen im Segriff ſtehen, der auf lange Zeit 
über Frieden und Unfrieden entjcheiden muß, erwartet Deutjchland mit vollem 
Rechte, daß auch Das deutſche Volk im Königreich Hannover feine Schuldigfeit thue, 
wozu es der Stimme feiner geſetzlichen Vertretung dringender als jemals bedarf; 
zumal wenn die Abficht der Fünigl. Negierung mit der entjchiedenen Ueberzeugung 
der großen Mehrheit im Lande, — welche eine rechtliche Ungewißbeit nicht weiter 'an- 
erkennt , nachdem die Nationalverfammlung einen endgültigen Beſchluß gefaßt bat, 
— im Widerſpruch ftehn und fünigl. Regierung nicht geneigt fein follte, die unbe: 
dingte Durchführung der deutſchen Verfaſſung mit allen Kräften zu unterftügen. 

Die Unterzeichneten fünnen nicht Darauf rechnen, daß dieſe Erklärung über die 
Anficht des Landes bei der Fünigl. Regierung eine weitere Beachtung finden werde 
als diejenige, welche der Ausſpruch von Männern bei jeder eonititutionellen Regie— 
rung verdient, denen eine Kenntniß über die Etimmung des Landes zugetraut wer: 
den darf. Cie find aber. um fo mehr überzeugt, daß die auf fie — Berufung 
zu Mitgliedern der Ständeverſammlung ihnen in einem Augenblicke von jo ſchwerem 
Gewicht die unerläfliche Verpflichtung auferlegt, die £önigl. Regierung dringend zu 
erjuchen, daß fie durch fofortige Wiedereinberufung der Ständeverſammlung fich in 
die Lage verſetze, das verfaffungsmäßige Organ des Landes zu hören und den nach: 
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theiligen Folgen längerer Unterbrechung in den ftänbifchen Berathungen über die 
Umgeftaltung der innern Lanbesverhältniffe vorzubeugen. 

Hannover, den 11. April 1849. 
gang I. Bueren, Witte Dr. Ahrenholz. Denide. Vangerow. Lühr Kellers. 
Gliffen. Dr. ph. 9. 6. Riehl. Lang IH. Siedenburg. Numann. ©. H. Krönde. 
H. Müller, Hr. Fründt. J. 9. Winter. D. Kotzebue. Br. Schaper. M. von 
Wehren. 3. F. Chevallier sen. C. H. Richter. Job. Meyerheim. Stetnvorth. 
Ahlborn. 9. C. M. Wyneken Dr. Adickes. Heinrich Böſe. F. Schmitt. F. ©. 
Reye. E. Hantelmann 11. K. Gödeke. 8. Meine. A. Ehrlenholtz. Carl Roſen— 
thal aus Osnabrück. Wachsmuth. Thies. E. A. Henniger. Heimbrodt. C. F. 

Hoppe. Gieſe. H. Lübbecke. E. F. Wrede. Köhler (von Bentheim.) 
Fr. Weinbagen. . 

Epäter beigetreten find diefer Eingabe: 
Ahrens (Director), Begemann, Frerichs, Freudentheil, Harms, Köhler (ven Qua— 
ckenbrück), Linke, Manmen, Meyer (Senator), Obrock, Pabit, Schlüter, Thier— 

t mann, Thormeyer, Wihmann, 
(Aus erfter Gammer 17, aus zweiter Gammer 42 Mitglieder.) 


AXMXXVII. 


Ueberreichung vom 25. und 30. April 1849 von Carl Gödelke nebſt 


Namensverzeihnig der beiſtimmenden Ständemitglieder. 


Die Eingabenan das Gejammmtminifterium. 
. Gingabe vom 25. April. 
An Königlihes Gefammtminiiterium bielelbft, die Deutiche Verfaflung betreffend. 
(Nebſt Anlage d— 50.) 

Der Unterzeichnete beehrt fich, Königl. Gefammtminiiterium den von 50 Abge: 

oroneten zur zweiten Gammer unterzeichneten dringenden Wunſch: 
Königliche Gefammtminifterium wolle, um Den deutſchen Zuftänden wieder 
eine feite Grundlage zu verfchaffen, 
1) fih mit der von der Nationalverfammlung beichloffenen Verfaſſung 
des deutichen Reichs als folcher einverftanden erklären, und 
2) Seine Majeftät den König vermögen, zu der auf den König von 
Preußen gefallenen Wahl zum beutjehen Kaiſer feine Zuftimmung zu geben, 
zu überreichen, und behält fich vor, die gleichlautende Erklärung von Abgeordneten 
zur eriter Gammer demnächſt nachzuliefern. 

Hannover, den 25. April 1849. 

Erpedirt am 25. April 1849 K. Gödeke, 

Nachmittags 4 Uhr. Abgeordneter zur zweiten Cammer. 

B. Anlage 1—50. 

Die aus 48 Blättern beſtehenden Anlagen Nr. 1-50 enthielten folgende Bei: 
trittserklärungen: 

Nr. 1. E. F. Adickes. — Heuhauſen, April 1849. — Nr. 2. A. M. Ahlborn, 
Lieut. a. D., Abgeordneter des 24. Wahlbezirks ver Landgemeinden. — Uenzen, 
den 21. April 1849. — Nr. 3. Ahrenholz. — Aſendorf, den 21. April 1849. — 
Nr. 4. H Begemann, nn. 2, Cammer. — Klimpe, den 23. April 1849. 
— N. 5. W. Bening, Deputirter der Bentheimfchen Städte zur 2. Sammer ber 
allg. Etändeverfammlung. — Bentheim, 22. April 1849. — Nr. 6. Dr. juris ©. 
W. Bueren, Stabtiyndieus, Abgeorbneter zur zweiten Gammer für die Etabt Em- 
den. — Emden, den 21. April 1849. — Nr. 7. 3. F. Ghevallier sen. — Gelle, 
20. April 1849. — Nr. 8. Denicke, Amtsaſſeſſor, Abg. zur 2. Sammer. — Hoya, 
21. April 1849. — Pr. 9. A. Elifien, Dr. ph. — Göttingen, 21. April 1849. — 
Nr. 10. Frerichs. — Etzel, ven 23. April 1849. — Nr. 11. Gottlieb Wilhelm 
Freudentheil, Abgeordneter für die Etadt Stade. Ich erkläre mich unbedingt mit 
obigen beiden Punkten einverftanden. Franffurt, am 22. April 1849. — Nr. 12. 
Hr. Fründt, sen., — Harber, 23. April 1849. — Nr. 13. v. Garfen, Adv. und 
Notar. — Gitter a. B., den 21. April 1849. — Nr. 14. H. H. Gieie. — Wehbel, 
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den 4. April 1849. — Nr. 15. K. Gödeke, Abgeoroneter für die Stadt Han— 

nover. — Hannover, 18. April 1849. — Nr. 16. A. 2. Groſſe, Dep. der Fleinen 

ra Städte. — Eldagſen, den 21. April 1849. — Nr. 17. E. 9. Hans 
telmann EI., Abgeordneter für Einbeck. — Hannover, am 23. April 1849. — Nr. 

18. Heimbrodt, Adv., Abgeordneter für Duderſtadt. — Duderſtadt, am 21. April 

1849. — Nr. 19. H. Heinemann. — Himmeldtbür, den 21. April 1849. — Wr. 

20. Henniger. — Gifhorn, den 20. April 1849. — Nr. 1. Hirſch J., Stadtrichter. 

— Goslar, den 22. April 1849. — Nr. 22. E. F. Hoppe, Dep. des 7. landl. 

Wahlbz. — Wienhaufen, 23. April 1849. — Nr. 33. 9. Kaulen, Dep. der 2. 

Gammer. — Meppen, den 22. April 1849. — Nr. 24. Köhler, Mitglied der 2. 

Sammer. — Ouackenbrück, den 22. April 1849. — Nr. 25. Köhler, Kreis: Einneb- 

mer. — Neuenhaus, ven 22, April 1849. — Nr. 26. D. Kogebue, Dep. 2. Cam: 

mer. — Nienbura, den 21. April 1849. — Nr. 97. Lang I. — Verden, am 22. 

Aprit 1849. — Nr. 28. Lang II. — Hannover, 18. April 1849. — Nr. 29. Job. 

Meverheim, für den 33. Wahlbezivf der Landgemeinden, — Wartjenjtedt, den 21. 

April 1849. — Nr. 30. Münfter. — Papenburg, 233. April 1849. — Nr. 31. Dr. 

Obrock. — Göttingen, den 91. April 1849. — Nr. 32. Dr. v. d. Dften. — Frey— 

burg, 22. April 1849. — Nr. 33. W. Oſthaus. — Glaustbal, 21. April 1849. 

(Das Formular war dahin geändert, daß die Worte „die Majoritüt der Mitglieder 

aus beiven Gammern der allgemeinen Ständeverfammlung richtet” u. ſ. w. im bie 

einfache Angabe: „die unterzeichneten Mitglieder auß beiden Gammern der allge: 
meinen Ständeverfammlung richten“ u. j. w. verwandelt waren. Die jchliehlich 
hinzugefügte Vorausfegung war gejtrichen.) — Nr. 34. ©, Rettſtadt. — Clausthal, 

den 21. April 1849. — Nr. 35. Carl Herm. Nichter. — Burtehude, 21. April 1849. 

— Nr. 36. H. Carl Riehl. — Northeim, 22. April 1849. — Nr. 37. Robrmann, 

Dr. — Ofterode, am 21, April 1849. — Nr. 38. W. Numann, Dep. der Stadt 

Hannover zur 2. Sammer. — Hannover; 18. April 1849. — Nr. 39. E. Schlüter, 

Abgeordneter des 18. Waähldiſtriets der Landgemeinden, — Stade, den 21. April 

1849. — Nr. 40. F. Schmidt. — Fallingboftel, den 22. April 1849, — Nr. 41.8. 

J. Siedenburg. — Waafhaufen, 21. April 1849. — Nr. 42. v. Vangerow. — Aurich, 

d. 21. April 1849. — Nr. 43. Wilb. Thies. — Hülperode, den 21. April 1849. 

Nr. 44. Der Majorität der Mitglieder aus beiden Cammern der allgemeinen Stän— 
deverfammlung mich anjchliegend, richte ich an Königliche Gefammtminiite- 
rium den dringenden Wunſch, Hochdaſſelbe wolle eingedenf der Gebote ver 
Treue und der Gerechtigkeit — der höchſten Staatsweisheit — und feiner 
Pflichten gegen Vaterland und König, 

„dem deutſchen Volksſtamme im Königreich Hannover mit Dem Beiſpiele 
aufrichtigen Gehorſams gegen die von ver Nationalverfammflung in Franf: 
furt befchlefiene endyültiae Verfaſſung des deutichen Reichs vorangehen“ , 
Recht — Recht, Frieden im Lande und Achtung vor dem Gejepe 
eibe, 
Hildesheim, den 22. April 1849. Fr. Weinbagen. 

Nr. 45. Louis Wilckens, Archidiae. — Uelzen, 22. April 1849. — Nr, 46. O. 

Wihmann, Dep. für Münden — Münden, am 22, April 1849. — Nr. 47. F. 

Wrede. — Wießen, den 20. April 1849, — Nr. 48. 9. G. Kröncke. — Neubaus 

Diten, 21. April 1849. — F. E. Wiſch. — Kehdingen Neuhaus, 21. April 1849 

(Mitglieder erfter Cammer.) — Nr. 49. H. Mohr. — Yand Hadeln, 21. April 1849. 

— Nr. 50. F. E. Reye, Land Habeln, 21. Ami 1849. 

(Die legten 4 Namen waren auf vemjelben Blatte enthalten.) 
GC. Nachtrag. 
Außerdem waren von Mitgliedern zweiter Cammer folgende, theil8 in beding- 
ter Weije beigetreten. 

Nr. 51. Im Nüdficht auf Die jegige Page der Dinge im größeren und engeren 
Baterlande ift zur Zeit noch vorhandener Umftände wegen mit biejen beiden 
Punkten einverjtanden 

Emden, den 23. April 1849. F. Heyl. 

Nr. 52. Barnſtorf, am 26. April 1849. D. Huntemüller. — Nr. 58. Norben, N. 

April1848. J. ten doorn kaat Koolmann jun. — Nr. 54. E. W. Lindemann, — 

Nr. 55. Bodenteich, den 24. April 1849. H. Lübbecke. — Nr. 56. Leimbach in der 

Grafſchaft Hohnftein, den 24. April 1849. G. Pabſt. 
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Nr. 57. In der Vorausfeßung, daß die Mehrzahl der Mitglieder für jede Cam— 
mer der allgemeinen Ständeverſammlung diefen beiden Punften Beitritt, ers 
kläre ich mich Damit einverftanden, weil ſonſt Niemand tft, der helfen fann, 
in dieſer Noth zu finden. — Doc ohne Präjudiz für meine etwaige fünftige 
ftändijche Thätigkeit. 

Milhelmsburg, den 25. April 1849. J. ©. em 
Santor. 

Nr. 58. Hannover, den 19. April. E. F. Schüge, — Nr. 59. Elze, den 22. April 

1849. 4. F. B. Soſtmann. — Nr. 60. Jeinſen Amts Galenberg, den 27. April 

1849, A. Stuckenſchmidt. — Nr. 61. Tündern, den 25. April 1849, F. Zeddies. 

D. Mitglieder auß erſter Gammer. 

Folgende 30 Mitglieder aus erfter Cammer find ohne allen weiteren Vorbehalt 
durch bloße Unterzeichnung beiden Theilen des in der Eingabe ausgedrückten brin- 
genden Wunjches beigetreten: 

1. W. Ahrens, Groß: Flöthe, 93. April. — 2. 9. 2. Ahrens, Director, Han: 
nover, 20. April. — 3. Johann Blome, Verden, 24. April. — 4. E. L. Dörrien, 
Abgeoroneter in 1. Sammer der A. Ständeverf. d. K. Hannover. Nienburg, 21. 
April. — 5. 9. Ehrlenholg, Abgeordneter (zur I. Sammer) des X. Wahib. für 
Gewerbe und Handel. Leer, 22. April. — 6. 3. Zum Felde. Borſtel im Alten 
Lande, 22. April. — 7. A. Harms, für den 29. Wahlb. der größeren Örundbefiger. 
Ealahaufen, 22. April. — 8. M. Heykes. Neermoor, Amts Leer, 23. April. — 
9. F. Hillingh. Marienweer bet Emden, 23. April. — 10. ©. ®. v. Honftebt, 
Abg. der größeren Grundeigenthümer des 18. Wahlb. Eilte, U. April. — 11. 8. 
Kellers. Wittitent, 22. April. — 12. W. F. Mammen, Mitglied der I. Gammer, 
Edenjerloog, 24. April. — 13. Ludwig Meine. Ofterode, 21. April. — 14. Job. 
Ehler Meyer. Altenbüden, 22. April. — 15. Wollmeier Hermann Meyer, Abg. 1. 
Cammer. Schlieme, Amts Spfe, 24. April. — 16. Eenater Weyer. Göttingen, 23. 
April. — 17. Mohrmann. Niedermarfchacht, W. April, — 18. H. Müller, Mitglied 
1. Sammer. Schellerten, 22. April. — 19. W. Neupert, Abg. zur erften Gamıner, 
Aurich, 22. April. — 20. GE. 9. v. d. Diten. Abg. der größeren Grundb. des 2%. 
Wahlb, Miffelwarden, im Lande Wuriten, 23. April. — 21. Garl Nojenthal. O8: 
nabrüd, 21. April. 22. Fr. Schaper. Retben, 25. April. — 3. D. Sieling. 
Landesbergen, 25. April. — 24. Steinvortb. Lüneburg, 20. April. — 25. ©. Thor: 
meyer, Mitglied erfter Sammer. Hildesheim, 22. April. — 26. Mar v. Wehren, 
Dep. 1. Cammer. Duderjtadt, 22. April. — 277. 3. 4. Winter. Altklofter, 22. 
April. — 38. F. C. Wild. —— Neuhaus, 24. April (vgl. Die Liſte aus zwei: 
ter Gammer Nr. 48. 50). — 29. Witte Dr. Kleefeld, 21, April. — 30. 3. 6. M. 
Wyneken, Mitglied der 1. Sammer. Stade, 21. April 1848. 

E. Ueberreibung vom 30. April. 
An Königliches Gefammtminifterium biefelbft, die deutſche Verfaſſung betreffend. 
(Nest Anlage 1— 40.) 

In Bezug auf meine Einreichung vom 235. April beehre ich mich, Königlichen 
Sejammtminijterium in den Anlagen Br. 1—30 den von 30 Abgeordneten zur erjten 
Gammer der allgemeinen Ständeverfammlung unterzeichneten dringenden Wunſch: 

Königliches Gefammtminifterium wolle, um den deutjchen Zuftänden wie- 
der eine feite Grundlage zu verfchaffen , 
1) ſich mit der von der Nationalverfammlung bejchloffenen Verfaſſung 
des deutſchen Reichs als folder einverjtanden erflären, und 
2) Se. Maj. den König vermögen, zu der auf den König von Preu— 
Ben gefallenen Wahl zum veutfchen Kaijer Seine Zuftimmung zu geben , 
zu überreihen und in den Anlagen 3I—40 den zum Theil ganz gleichlautenden, 
zum geringeren Theile bedingten und mit Vorbehalten verfehenen dringenden Wunſch 
von zehn Männern beizufügen, welche durch das Vertrauen des Landes zu Abge: 
orbneten für die nunmehr in verfafjungmäßiger Form aufgelöite zweite Cammer der 
allgemeinen Ständeverfammlung berufen waren. 
Hannover, 30. April 1849. 
K. Gödeke. 


110 





XXXVIII. 


Die Reichsverfaſſung und der Berliner Entwurf. 


Die nicht abgedruckten Artikel und Paragraphen ſtimmen in dem Berliner Ent— 
wurf mit der Reichsverfaſſung zweiter Leſung wörtlich überein. 


Beichsverfaffung. | Berliner Entwurf. 
Abſchnitt Jl Das Meich. Abſchnitt L Das Neich. 
Artifel 1. Artifel 1. 


$ 1. Das deutjche Neich beiteht aus $ 1. Tas deutiche Neich beitebt aus 
dem Gebiete des bisherigen deutſchenſdem Gebiete derjenigen Staaten des bis- 

Bundes. herigen deutſchen Bundes, welche die Reichs— 

Die Feſtſetzung der Berhältniffe des verfaſſung anerfennen. 

Herzogtbums Schleswig bleibt vorbehalten. Die Feitfegung des Verhältniſſes 
Defterreichd zu dem deutſchen Reiche bleibt 
gegenseitiger Verftändigung vorbehalten. 

$ 4. Abgeſehen von den bereits be- $ 4. Abgejehen von den bereits beite- 
jtehenden Verbindungen deutfcher und nichts/henden Verbindungen deutjcher und nicht: 
deutjcher Länder joll fein Staatsoberhaupt deutſcher Länder foll fein Staatsoberhaupt 
eined nichtdeutfchen Landes zugleich zurſeines nichtdeutfchen Landes zugleich zur 

Regierung eines deutjchen Landes gelangen, Regierung eines deutjchen Landes gelangen, 

noch darf ein in Deutjchland rvegierenderinoc darf ein im Reiche regierender Fuͤrſt, 

Förſt, obne jeine deutſche Regierung abzu-johne feine deutſche Regierung abzutreten, 


treten, eine fremde Krone annehmen. eine fremde Krone annehmen. 
Abſchnitt L Die Reichsgewalt. Abſchnitt L Die Reichsgewalt. 
Artikel 1. Artikel 1. 


$ 6. Die Neichsgewalt ausschließlich $ 6. Die Reichsgewalt übt dem Aus- 
übt dem Auslande gegenüber die völfersjlande gegenüber die volferrechtliche Vertre— 
rechtliche Vertretung Deutjchlands und deritung des Neiches und der einzelnen deut: 
einzelnen deutſchen Staaten aus, ichen Staaten aus. 

Die Neichsgewalt jtellt Die Neichsge- Die Reichsgewalt ftellt Die Reichsge— 
jandten und die Gonjuln an. Sie führtljandten und die Gonfuln an. Sie führt 
den biplomatifchen Verkehr, jchließt dielden diplomatischen Verkehr, jchließt die 
Bündnijje und Verträge mit dem Auslande,|Bündniffe und Verträge mit dem Auslande 
namentlich audy die Handels- und Sciff-[namentlich auch die Handels- und Schiff- 
neh fowie die Auslieferungsver- fahrtöverträge, jowie die Auslieferungever- 
träge ab. Sie ordnet alle völferrechtlicheniträge ab. Sie ordnet alle völferrechtlichen 
Mapregeln an. Maßregeln an. 

$ 7. Die inzelnen deutſchen Regie: $ 7. Die einzelnen deutſchen Regie: 
rungen haben nicht das Necht, ftändigelrungen haben ihr Recht, ftändige Gefandte 
Gefandte zu empfangen oder ſolche zuſzu empfangen oder folche zu halten, auf 
halten. die Reichsgewalt übertragen. 

Auch dürfen diefelben Feine befonderen Auch werden dieſelben feine befonderen 
Gonfuln Halten. Die Gonfuln fremder Conſuln halten. Die Gonjuln fremder 
Staaten erhalten ihr Exequatur von der Staaten erhalten ihr Exequatur von der 
Reichögewalt. Reichsgewalt. 

Die Abſendung von Bevollmächtigten Die Abſendung von Bevollmächtigten 
an das Reichsoberhaupt iſt den einzelnenſan den Reichsvorſtand oder andere Regie— 
Regierungen unbenommen. rungen iſt den einzelnen Regierungen un— 

benommen. 

88. Die einzelnen deutſchen Regie— 88. Die einzelnen deutſchen Regie: 
rungen find befugt, Verträge mit anderen'rungen find befugt, Verträge mit andern 
deutjchen Regierungen abzujchließen. beutjchen Regierungen abzujchließen. 

Ihre Befugniß zu Verträgen mit nicht: Shre Befugnik zu Verträgen mit nicht- 
beutjchen Regierungen bejchränft ſich auf deutſchen Regierungen befchränft fih auf 
Gegenftände des Privatrecht3, des nachbar-/Gegenftände, welche nicht der Zuftändig: 
lichen Verkehrs. feit der Reichsgewalt zugewiefen find. 
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Artikel II. Artifel II. 
Uebereinftimmenb. Uebereinftimmend. 
Artikel III. Artikel III. 


$ 11. Der Reichsgewalt ſteht die ge— 8 11. Im Kriege oder in Fällen 
fammte bewaffnete Macht Deutjchlands zurinothiwendiger Sicherheitsmaßregeln im Frie- 
Verfügung. den, fteht der Reichsgewalt die gefammte 
bewaffnete Macht des Neiches zur Ber: 


fügung. 
$ 12. Das Neichsheer beſteht aus $ 12. Das Neichöbeer beiteht aus 
der gefammten zum Zwecke des Kriegsſder zum Zwecke des Krieges beitimmten 
beftimmten Landmacht der einzelnen deut- geſammten Yandmacht der einzelnen deut: 
ichen Staaten. Die Stärke und Beſchaf-ſſchen Staaten. 
fenbeit Des Reichsheeres wird Durch Das Diejenigen Staaten, welche weniger 
Geſetz Über die Wehrverfaſſung beftimmt. als 500,000 Einwohner haben, find durd) 
Diejenigen Staaten, welce weniger|die Reichsgewalt zu größeren militairijchen 
als 500,000 Einwohner haben, find durch Ganzen zu vereinigen oder einem angren- 
die Reichsgewalt zu größeren militairiſchen zenden größeren Staate anzufchließen, 
Ganzen, welche dann unter der unmittel: Ueber die Bedingungen folcher Zuſam— 
baren Leitung der Reichsgewalt ſtehen, zulmenlegung haben fich die betreffenden Re— 
vereinigen, oder einem angrenzenden grösIgierungen unter Vermittelung und Geneh— 
Beren Staate anzufchließen. migung der Reichsgewalt zu vereinbaren. 
Die näheren Bedingungen einer fol: 
chen Vereinigung jind in beiden Fällen 
durch Vereinbarung der betheiligten Staa 
ten unter Vermittelung und Genehmigung 
der Reichsgewalt feitzuftellen. 
$ 13. Die Neichsgewalt ausjchliep: $ 13. Die Neicdysgewalt bat in Be- 
lich bat in Betreff des Heerweſens die Ge-ſtreff Des Heerwejens die allgemeine Gejeß: 
feßgebung und die Organijation; fie über:|gebung und überwacht die Durchführung 
wacht deren Durchführung in den einzelsjverjelben in den einzelnen Staaten durd) 
nen Staaten durch fortdauernde Gontrole.|fortdauernde Gontrole. Den einzelnen 
Den einzelnen Staaten ſteht Die Aus:]Staaten fteht die Ausbildung ihres Kriegs: 
bildung ihres Kriegsweſens auf Grundſweſens auf Grund der Reichsgeſetze, der 
der Reichögejege und der Anordnungen der Wehrverfaſſung und in den Grenzen ber 
Neichsgewalt und beziehungsweije in deninach $ 12 abgeichloffenen Vereinbarung zu; 
Grenzen der nach $ 12 getroffenen Bersifie haben die Verfügung über ihre bewaff- 
einbarungen zu. Sie haben die VBerfügung/nete Macht, foweit diejelbe nicht nach $ 11 
über ihre bewaffnete Macht, foweit Diefelbe für den Dienft des Reiches in Anſpruch 
nicht für den Dienjt des Reiches in Ans[genommen wird. 
ſpruch genommen wird, $ 14. Der von der Reichsgewalt er: 
$ 14. In den Fahneneid ift die VBersinannte Feldherr und Diejenigen Generale, 
pflichtung zur Treue gegen das Reichsober-welche von dieſem zum felbititändigen Com— 
haupt und die Neichsverfaffung an eritermando einzelner Corps bejtimmt werden, 
Stelle aufzunehmen. fowie die Öuuverneure, Kommandanten und 
höheren Fetungsbeamten der ReichSfeitun- 
gen, leiſten dem Reichsvorſtande und ber 
Reichsverfaffung den Eid dev Treue. 
$ 17. Den Regierungen ber einzel- $ 17. Die Befeßung der Befehlsha— 
nen Staaten bleibt die Ernennung der Bez|berjtellen und Die Ernennung ber Offiziere 
fehlshaber und Dffiziere ihrer Truppen ‚lin den einzelnen Gontingenten bi zu ben 
joweit deren Stärke fie erheijcht, überlafien.|diefen Gontingenten entjprechenden Graben, 
Für die größeren militairischen Gan-ſiſt den betreffenden Regierungen überlafjen ; 
zen, zu denen Truppen mehrerer Staaten|nur wo die Gontingente zweier oder meh: 
vereinigt find, ernennt die Reichsgewalt dielrer Staaten zu größeren Ganzen combinirt 
gemeinjchaftlichen Befehlshaber. find, ernennt die ReichSgewalt unmittelbar 
Für den Krieg ernennt die Reichsge-die Befehlshaber diefer Corps, injofern 
walt die commandirenden Generale derlderen Grad nicht innerhalb der Ernennungs- 
em ändigen Corps, jo wie das Perfonallbefugniß einer der betheiligten Regierungen 
er Hauptquartiere, liegt. 
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Für den Krieg ernennt die Reichsge— 
walt die commandirenden Generale der auf 
den verichiedenen Kriegstheatern operiren- 
den jelbititändigen Gorps. 


Artikel IV. Artikel IV. 

8 21. Die Neichögewalt hat die $ 21. Die Reichsgewalt hat die Ober- 
Oberaufficht über diefe Anftalten und Ein-ſaufſicht über dieſe Anftalten und Einrich— 
richtungen. tungen. 

Es fteht ihr zu, Die betreffenden Staa— 68 jteht ihr zu, Die betreffenden Staa- 
ten zu geböriger Unterhaltung derfelbeniten zu geböriger Unterhaltung verjelben 
——— auch dieſelben aus den Mit- anzuhalten. 
teln des Reiches zu vermehren und zu er— 
weitern. 

$ 22. Die Abgaben, welche in den $ 22. Die Abgaben, welche in ven 
Seeuferftaaten von den Schiffen und deren; Seeuferjtaaten von den Schiffen für die 
Ladungen für die Benugung der Schifffahrts:|Benugung der Schiffahrts: Anitalten erho— 
anitalten erhoben werden, Dürfen bie zuriben werden, dürfen die zur Unterhaltung 
Unterhaltung diefer Mnftalten nothwendisjdiefer Anftalten nothwendigen Koften nicht 
gen Koften nicht überfteigen. Sie unterlierjüberjteigen. 
gen der Genehmigung der NReichögewalt. 


Artikel V. Artifel V. 

8 24. Die Neichsgewalt bat Das $ 24. Die Reichsgewalt allein bat 
Recht der Geſetzgebung und die Oberauf-ſdie Gefeßgebung über den Schifffahrtäbe- 
ſicht über die in ihrem ſchiffbaren Yaufltrieb und über die Flöferei auf denjenigen 
mehrere Staaten durchſtrömenden oder bes/Flüffen, Kanälen und Seen, welche mebre 
grenzenden Flüffe und Seen und über dieldeutiche Staaten im jchiffbaren oder flöß- 
Mündungen ver in diefelben fallenden Ne-baren Zuftande durchſtrömen oder begren- 
benflüffe, jo wie über den Schifffahrtsbe- zen. Sie überwacht die Ausführung der 
trieb und die Flößerei auf Demfelben. darüber erlaffenen Geſetze. Sie bat die 

Auf welche Weife die Schiffbarfeit Die Oberaufficht über die eben bezeichneten 
jer Flüffe erhalten oder verbejjert werden Wafjerftraßen und über die Miündungen 
joll, beſtimmt ein Reichsgeſetz. der in dieſelben fich ergießenden Neben 

Die übrigen Wafjerftraßen bleiben deriflüffe. 

Fürjorge der Einzelftaaten überlaffen. Doch 68 jteht ihr zu, im Intereſſe des all- 
iteht es der —— zu, wenn ſie es gemeinen deutſchen Verkehrs die einzelnen 
im Intereſſe des allgemeinen Verkehrs fürlStaaten zur gehörigen Erhaltung und 
notbwendig erachtet, allgemeine Beſtimmun- Verbeſſerung der Schiffbarfeit jener Waj- 
en über den Schifffahrtsbetrieb und Dielferftraßen und Flußmündungen anzubalten. 
lößerei auf demjelben zu erlafien, To wie Die Wahl der Verbefjerungsmaßregeln und 
einzelne Flüffe unter derſelben Vorausſe-ſderen Ausführung verbleibt den einzelnen 
kung den oben erwähnten gemeinfamen] Staaten. Ueber die Aufbringung der er: 
Flüffen gleichzuitellen. forderlichen Mittel ift nach Maßgabe ver 

Die Reichsgewalt iſt befugt, die Ein-reichsgeſetzlichen Beitimmung zu entjcheiden. 
— zu gehöriger Erhaltung ver Schiffe] Alle übrigen Flüſſe, Kanäle und Seen 
arfeit diejer Waſſerſtraßen anzubalten. — Fürſorge der einzelnen Staaten 

überlaſſen. 

$ 26. Die Hafen-, Krahn-, Waag-, 8%. Die Hafen-, Krahn-, Waag-, 
Lager-, Schleuſen- und dergl. Gebühren, Lager-, Schleuſen- und dergleichen Gebüb: 
welche an den gemeinſchaftlichen Flüffen|ren, welche an den gemeinſchaftlichen Flüſ— 
und den Mündungen der in diefelben fich/fen und den Mündungen der in dieſelben 
. ergießenden Nebentü je ecboben werden ‚[fid) ergießenden Nebenflüfie erhoben werden, 
dürfen die zur Unterhaltung derartiger An-ſdürfen die zur Unterhaltungs derartiger 
ftalten nöthigen Koften nicht überfteigen.|Anftalten nöthigen Koften nicht überfteigen. 
Sie unterliegen ber Genehmigung der 68 dark in Betreff diefer Gebühren 
Reichögewalt. feinerlei Begünftigung der Angehörigen 

Es bedarf in Betreff Diefer Gebührenleines deutfchen Staates vor denen anderer 
feinerlei Begünftigung der Angehörigen deutſchen Staaten ftattfinden. 
eines deutſchen Staates vor denen anderer 
deutfchen Staaten ftattfinden. 
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Artikel VI. Artikel VL 


8 29. Die NeichSgewalt hat Das 829. Die Neichsgewalt hat das 
Recht, joweit fie e8 zum Echuge des Rei-Recht, joweit fie e8 zum Schuge des Rei— 
ches oder im Intereſſe des allgemeinen Ver-ches oder im Intereſſe des allgemeinen 
kehrs für nothwendig erachtet, die Anlage Verkehrs für nothwendig erachtet, Eiſen— 
von Eifenbahnen zu bewilligen,, jo wie jelbft|bahnen anzulegen, wenn der Ginzelftaat, 
Gijenbahnen —— wenn der Einzel- in deſſen Gebict Die Anlage erfolgen ſoll, 
ſtaat, in 76 Gebiet die Anlage erfolgen deren Ausführung ablehnt. Die Benutzung 
ſoll, deren Ausführung ablehnt. Die Be—der Eiſenbahnen für Reichszwecke ſteht der 
nußung der Eifenbahnen für Reichszwecke Reichsgewalt jederzeit gegen Entſchädi— 
ftebt der Reichsgewalt jederzeit gegen Ent-gung frei. 

Schädigung frei. 

8 32. Die Neichdgewalt hat das $ 32. Der Neichsgewalt fteht das 
Necht, foweit fie e8 zum Schuße des Rei-Recht zu, zum Schutze des Reiches oder 
des oder im Intereſſe des allgemeinenlim Intereſſe des allgemeinen deutſchen Ver- 
Verkehrs für nothwendig erachtet, zu ver: kehrs zu verfügen, daß aus Neichsmitteln 
fügen, daß Landitraßen und Stanäle ange-Landſtraßen und Kanäle angelegt, Flüſſe 
legt, Flüſſe jchiffbar gemacht oder bderenlichiffbar gemacht oder in ihrer Sciffbar: 
Schiffbarfeit erweitert werde. feit erweitert werben. Die Anordnung der 

Die Anordnung der dazu erforderlichendazu erforderlichen waflerbaulichen Werfe 
baulichen Werke erfolgt nach vorgängigemjerfolgt nad) vorgängiger Verftändigung mit 
Benehmen mit den betheiligten Einzeljtaa-|den Le einzelnen Staaten; dieſen 
ten durch Die Reichsgewalt. bleibt die Ausführung und auf Reichskoſten 

Die Ausführung und Unterhaltungjdie Unterhaltung der neuen Anlagen über: 
der neuen Anlagen gejchieht von Reichs-laſſen. 
wegen und auf Meichsfoften, wenn eine 
Verjtändigung mit den Einzeljtanten nicht 
erzielt wird. 


Artifel VII. Hrtifel VII. 


8 35. Die Erhebung und Verwaltung $ 35. Die Erhebung und Verwaltung 
der Zölle, jowie der gemeinschaftlichen Pro=|der Zölle, fowie der gemeinjchaftlichen 
duetſons- und Vörbrauchsfteuern, geſchieht Produetions- und Verbrauchsiteuern , ge: 
nad Anordnung und unter Oberaufficht fchieht unter Dberauffiht der Reichs— 
der Reichsgewalt. gewalt. 

Aus dem Ertrage wird ein beſtimmter 
Theil nach Maßgabe des ordentlichen Bud— 
gets für Die Ausgaben des Reiches vor: 
weggenommen, das Hebrige wird an bie 
einzelnen Etaaten vertheilt. 

Ein bejonderes Reichsgeſetz wird hier— 
über das Nähere feſtſtellen. 


Artikel VIIL. Artifet VIH. 


8 41. Die Neichögewalt hat das $ 41. Die Reichsgewalt bat das 
Recht der Gefeßgebung und die Oberauf-Recht der Geſetzgebung und die Oberauf- 
ficht über das Poſtweſen, namentlich über ſicht über das Tale, namentlich über 
Drganijation, Tarife, Tranfit, Portothei-]Organifation, Zarife, Tranfit, Portothei- 
lung und die Verhältniffe zwifchen den ein-lung und die Verhältniffe zwifchen den ein: 
zelnen Boitverwaltungen. zelnen Poſtverwaltungen. 

Diejelbe jorgt für gleichmäßige An: 
wendung ber Gefeße durch Vollzugsverorp- 
nungen unb überwacht deren Durchführung 
in den einzelnen Staaten durch fortdau- 
ernde Gontrole. 

Der Reichsgewalt ſteht e8 zu, die 
innerhalb mehrerer Poſtgebiete fich bewe— 

— Courſe im Intereſſe des alleinigen 
erkehrs zu orbnen. 
8 42. Poſtverträge mit ausländischen 8 42. Poſtverträge mit austänbifen 
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Poftverwaltungen Dürfen nur von der Reich8-Poftverwaltungen dürfen nur mit Geneh— 
gewalt oder mit deren Genehmigung ge-\migung der Reichsgewalt gefchloffen werben. 
fchloffen werben. 
8 43. Die NReichSgewalt bat Die Be: 
fugniß, infofern e8 für nöthig ſcheint, das 
deutſche Poſtweſen für Rechnung des Rei: 
ches in Gemäßheit eines Reichsgeſetzes zu 
übernehmen, vorbehaltlich billiger Entjchä- 
digung der Berechtigten. 


Artifel IX, Artifel IX, 


8 46. Der Reichdgewalt liegt es ob, 8 45. Der Neichägemalt liegt e8 ob, 
in ganz Deutjchland daffelde Syſtemſim ganzen Reiche dafjelbe Syſtem für Maß 
für Maaß und Gewicht, fo wie für denlund Gewicht, fowie für ven Feingehalt 
Feingehalt der Gold- und Silberwaaren|ver Gold: und Silberwaaren, zu begründen. 
zu begründen. 

8 4. Die Reicisgewalt hat das 8 46. Der Reichsgewalt fteht über 
Net, das Banfıwefen und das Ausgeberlda8 Bankweſen und das Ausgeben von 
von Papiergeld durch die ASTA HR Pa Papiergeld die Erlaſſung allgemeiner Ge 
zu regeln. Eie.überwacht die Ausführungljege und die Oberaufficht zu. 

er darüber erlafenen Reichsgeſetze. 


Artikel X. Artifel X. 


8 49. Zur Beftreitung feiner Aus— 8 48. Zur Beſtreitung feiner Aus: 
gaben ift das Meich zunächſt auf feinenigaben ift das Reich zunächſt auf die Ma— 
Antheil an den Einfünften aus den Zöllen|trieularbeiträge der einzelnen Staaten an: 
und den gemeinfamen Produetions- und gewieſen. 

Verbrauchsſteuern angewiefen. 

8 50. Die Neichsgewalt bat das 
Recht, fjoweit bie fonftigen Einkünfte 
nicht ausreichen, Matritularbeiträge auf: 
zunehmen, 

8 51. Die Reichsgewalt ift befugt, 8 49. Die Reichsgewalt ift befugt, 
in außerorbentlichen Fällen Reichsſteuern in außerordentlichen Fällen Anleihen zu 
aufzulegen und zu erheben oder erheben zulmachen oder fonftige Schulden zu contra: 
lafjen, jo wie Anleihen zu machen oderihiren. 
jonftige Schulden zu eontrahiren. 


Artikel XI. Artikel XI. 
Uebereinftimmend. Uebereinftimmend. 
Artikel XII. Artikel XII. 
Uebereinſtimmend. Uebereinſtimmend. 
Artikel XIII. Artikel XIII. 


8 63. Die Reichsgewalt iſt befugt, 
wenn ſie im Geſammtintereſſe Deutſchlands 
gemeinſame Einrichtungen und Maßregeln 
nothwendig findet, die zur Begründung 
derſelben erforderlichen Geſetze in den für 
die Veränderung der Verfaſſung vorgeſchrie— 
benen Formen zu erlaſſen. 


Artikel XIV. Artikel XIV. 
Abſchnitt UII Das Reichsober⸗-Abſchnitt UL Das Reichsober— 
haupt. haupt. 
Artikel J. Artikel J. 


8 68. Die Würde des Reichsober- 865. Die Regierung des Reich 
haupts wird einem ber regierenden deut-/wird von einem Neichsworftande an der 
ſchen Fürften übertragen. Spitze eines Fürftencollegiums geführt. 


115 













8 69. Diefe Würde iſt erblich im $ 66. Die Würde des Reichsvor— 
Haufe des Fürften, dem fie übertragen|ftandes ift mit der Krone von Preußen 
worden. Sie vererbt im Mannsftammelverbunden. 


nad) dem Rechte der Eritgeburt. - 8 67. Das Fürftencollegium 5 
8 70. Das Reichsoberhaupt führtlaus 6 Stimmen und zwar: 1) Preußen, 
den Titel: Kaifer der Deutichen. 2) Baiern, 3) Sachen, die ſächſiſchen Her: 


8 71. Die Reſidenz des Kaiſers ijtizogthümer, Neuß, Anhalt, Schwarzburg, 
am Eike der Reichöregierung. Wenigſtens 4) Hannover, Braunfchweig, Oldenburg, 
während der Dauer des Reichstags wird Mecklenburg, Holſtein, die Hanjeftäbte, 
der Kaiſer dort bleibend reſidiren. 5) Würtemberg, Baden, beide Hohenzol- 

Sp oft ſich der Kaiſer nicht am Sipellern, Siechtentein, 6) Kurbefien, Hell. - 
der MeichSregierung befindet, muß einer) Darmftadt, Naffau, Hefl.- Homburg, Lu: 
der NReichSminifter in feiner unmittelbaren\gemburg u. Limburg, Walde, Lippe-Det: 
Umgebung fein. mod, Schaumburg » Lippe, Frankfurt. 

Die Beitimmungen über den Sitz deriDie Staaten, welche einen gemeinfchaftli- 
Reichsregierung bleiben einem Reichsgeſetze chen Bevollmächtigten zum Fürftencollegium 
vorbehalten. beftellen, haben fich über deffen Wahl zu 

8 72. Der Saifer bezieht eine Givil-|verftändigen; für den Fall der Nichtver- 
lifte, welche der Reichstag feitjekt. ſtändigung wird ein Reichsgeſetz Die Mit- 
wirfung der Betheiligten beſtimmen. 

Artikel II. 


8 73. Die Perfon des Kaiſers ift $ 68. Der Reichsvorftand wird wäh- 
unverleßlich. vend der Dauer des Reichstages am Giße 

Der Kaifer übt die ihm übertragenelver Neichsregierung refidiren. 
Gewalt durch verantiwortlicdye von ihm er: Sp oft fi) der Reichsvorſtand nicht 
nannte Minifter aus. am Eike der MeichSregierung befindet, 

74. Alle — — muß einer der Reichsminiſter in ſeiner 

bes Kaiſers bedürfen zu ihrer Gültigkeit unmittelbaren Umgebung fein. 
der Gegenzeichnung von wenigitend einem 8 69. Der Neichsvorjtand übt Die 
der ReichSminifter, welcher dadurch dieſihm übertragene Gewalt durch verantwort— 
die Verantwortung übernimmt. liche von ihm ernannte Minifter aus, 

870. Alle Regierungshandlungen 
des Reichsvorſtandes bedürfen zu ihrer 
Gültigkeit der Gegengeicänung von wenig: 
end einem ber NeichSminiiter, welcher 
dadurch Die Verantwortung übernimmt. 


Artikel I. Artikel IH. 


In diefen Artikel tritt überall an Die 8 76. Das Fürftencollegium unter 
Stelle des Titels „Kaifer“ der Titel „Reichs-dem Vorſitze des Reichsvorſtandes, oder 
vorſtand“. Abweichend find: in defjen Verhinderung unter dem Vorſitze 

8 80. Der Haifer hat das Necht des Baierns, hat das Mecht des Gejehesvor- 
Gejeßvorfchlages. Er übt Die gejeßgebendelichlages. Es übt die gefeßgebende Gewalt 
Gewalt in Gemeinjchaft mit dem Reichs-ſin Gemeinfchaft mit dem Reichstage unter 
tag unter den verfaflungsmäßigen Be—den verfafjungsmäßigen Befchränfungen aus. 
Ihränfungen aus. Er verfündigt die Reiche: 877. Das Fürftencollegium faßt 
gefege und erläßt die zur Vollziehung derzjjeine Beſchlüſſe durch abjolute Maforität 
jelben nöthigen Verordnungen, der anwejenden Bevollmächtigten, Bei glei: 
her Etimmenzahl entjcheidet Die Stimme 
des Vorfigenden. 

8 78. Der Reichsvorſtand verfündigt 
die NeichSgefeße und erläßt die zur Voll— 
ziehung derjelben nöthigen Verordnungen, 

8 82. Meberhaupt hat der Reichsvor- 

8 84. Meberhaupt hat der Kaiſer dieſſtand in allen Angelegenheiten des Neiches 
Regierungsgewalt in allen Angelegenheiteninach Maßgabe der MeichSverfaflung die 
des Reiches nad Maßgabe der Reichsver- Regierungsgewalt, welche berjelbe nad) 
faffung. Ihm als Träger dieſer GewaltIS 76 als Theilhaber an der geſetzgebenden 
ftehen Diejenigen Rechte und Befugniffe zu, Gewalt unter Zuftimmung und in Verbin: 
welche in ber Reichsverfaſſung ber Mar dung mit dem Fuͤrſtencollegium 2 


Artikel II. 


gewalt beigelegt und dem Reichstage nicht 


zugewieſen find. 


Artikel 1. 
Uebereinitimmen 


Artifel IT. 
887. 
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d. 


Die Zahl der Mitglieder ver— 


theilt ſich nach folgendem Verhaͤltniß: 


Fee 
Deſterreich 38 — 

BIER: > no 0026 wie 18 P 
SCH 5 a ie 10 H 
DARROGEE 3:56 3 26,5 10 S 
Würtemberg....... 10 = 
BIRRER „= 0.0.0 wre 9 — 
A — 6 
Großherzogthum Heſſen. 6 — 
Holſtein (-Schleswig, ſ. 

nein Sl: 6 . 
Medlenburg- Schwerin. 4 " 
Luxemburg Limburg... 3 u 
SEE TTETLET 3 — 
Braunſchweig ...... 2 
Dibenburg .. 2.0... 2 " 
Sacjen- Weimar .... 2 = 
Sachſen-Koburg-Gotha1 — 
Sachſen-Meiningen-Hild⸗ 

burghauſen ...... 1 P 
Sadjen- Altenburg... 1 e 
Mecklenburg: Strefiß ... 1 " 
Anhalt: Deilau .... . 1 = 
Anhalt Bernburg... . 1 — 
Anhalt⸗Köthen. ..... 1 — 
Schwarzburg - Sonders - 

EN. 3. 1 © 
Schwarzburg- Rudolſtadt 1 — 
Hohenzollern-Hechingen. 1 * 
Liechtenftein. . ..... 1 . 
Hohenzollern = Sigma - 

Lt Dee 1 — 
A 1 * 
Reuß ältere Linie.... 1 x 
Neuß jüngere Linie... 1 5 
Schaumburgstippe ... 1 a 
Lippe-Detmold ..... 1 " 
Heflen- Homburg .... 1 . 
Banenbürg..u+ 0. » + 1 — 
RUE 2.5 sun Sie 1 u 
Fanf 1 * 
MIR ei ee 1 . 
EEE 1 — 


192 Mitglieder. 


So lange die deutſch— 
Lande an dem Bundesitaat 
nehmen, erhalten nachfolgend 


Öfterreichifchen 
e nicht Theil 
e Staaten eine 


Dem ReichSvoritande ftehen —5 
Rechte und Befugniſſe zu, welche in der 
Verfaſſung der Reichsgewalt beigelegt und 
dem Reichstage nicht zugewieſen ſind. 


Abſchnitt II. Der Reich stag. Abſchnitt IV. Der Reichstag— 


Artikel J. 


Uebereinſtimmend. 


Artikel II. 


$ 85. So lange die deutjch- öfterrei- 
ſchen Lande an dem Bundesſtaat nicht 


40 Mitglieder. Theil nehmen, vertheilt fich die zahl der 


Mitglieder des Staatenhaufes nad) fol 


gendem Verhältniß : 

Sachſen 
Hannover 
Würtemberg 
Badben Men 
Kürheſſiee 
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ET 
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Lauenburg » 2...» % 
—* BEER 460.8 
Frankfurt . . . 
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40 Mitglieder. 
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rößere Anzahl von Stimmen im Staaten: 
hauſe; nämlich: Baiern 20, Sadıjen 12, 
Hannover 12, Würtemberg 12, Baden 
10, Großherzogthum Hefien 8, Kurheſſen 7, 
Naſſau A, Hamburg 2. 

$ 88. Die Mitgliever des Staaten: 8 86. Die Mitglieder des Staaten- 
hauſes werden zur Hälfte durch die Regie-hauſes werben zur Hälfte durch Die Regie: 
rung und zur Halfte durch Die Bolföyersrung und zur Hälfte durch die Volksver— 
tretung der betreffenden Staaten ernannt. tretung der betreffenden Staaten ernannt. 

In denjenigen deutjchen Staaten, welche 
aus mehreren Provinzen oder Ländern mit 
abgefonderter Berfaflung oder Verwaltung 
beſtehen, find die durch Die Volksvertretung 
dieſes Staates zu ernennenden Mitglieder 
des Staatenhaufes nicht von der allgemei- 
nen Landesvertretung, ſondern von den 
Vertretungen der einzelnen Länder oder 
Provinzen (Provinzialjtänden) zu ernennen. 

Das Verhältniß, nach welchem die 
Zahl der diefen Staaten zufommenden Mit- 
glieder unter die einzelnen Yänder oder 
Provinzen zu vertheilen ijt, bleibt der Lan— 
beögefeggebung vorbehalten. 

Mo zwei Gammern beitehben und Wo zwei Gammern bejtchen, wird Die 
eine Vertretung nach Provinzen nicht ftatt:| Hälfte von jeder Gammer gewählt; 
findet, wählen beide Gammern injbei ungleichen Hälften fällt die größere auf 
gemeinfamer Sitzung nad abjoluteridas Volfshaus. 

Stimmenmehrheit. 
Artikel II. Artifel IM. 


8 94. Die Mitglieder des Volks— $ 92. Die Mitglieder des Volkshau— 
baufes werben für das erfte Mal aufljes werden auf vier Jahre gewählt. 
4 Jahre, demnächft immer auf drei Jahre Die Wahl gejchieht nach den in dem 
gewählt. ReichSwahlgelege enthaltenen Vorſchriften. 
Die vr gejchieht nach den in dem 


Reichswahlgeſetze enthaltenen Vorfchriften. 
Artikel IV, Artikel IV. 
Uebereinjtimmend. Uebereinftimmend. 
Artikel V. Artifel V. 


$ 101. Gin Reichstagsbeſchluß, wel- $ 99. Gin Reichstagsbeſchluß kann 
cher bie ee ber Reichsregierung durch Die Uebereinitimmung beider Häufer 
nicht erlangt hat, darf in derſelben Cigungs-Jeinerjeit8, jowie des Reichsvorſtandes und 
periode nicht wiederholt werden. ürjtencollegiums andererſeits, gültig zu 

Si von dem Reichstage in drei ſich Stande kommen. 
unmittelbar folgenden ordentlichen Sitzungs— Ein Reichstagsbeſchluß, welcder bie 
perioden berjelbe Bejchluß unverändert ge:!Zuftimmung ber Keichsregierung nicht er- 
faßt worden, jo wird derſelbe, auch wennllangt hat, darf in derſelben Sigungsperiode 
die Zuftimmung der Neichöregierung nichtinicht wiederholt werben. 
erfolgt, mit dem Schluffe des dritten Reichs- 
tages zum Geſetz. Gine ordentliche Si— 
tzungsperiode, welche nicht wenigitend 4 Wo- 
hen dauert, wird in dieſer Reihenfolge 
nicht mitgezäblt. 

8 102 führt unter den Fällen, die G 100. Wie 8 102 in der Reichsver— 
einen ReichStagsbejchluß vorausfegen, u. a. faſſung, nur die Erhebung von Steuern 
die Erhebung von Steuern auf. fällt weg. . 

8 103. Bei Feititellung des Reichs: $ 104. Bei Feftitellung des Neichd« 
haushaltes treten folgende Beſtimmun- haushaltes treten folgende Beſtimmun— 
gen ein: gen ein: 
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Bon den 8 Unterabtheilungen weichen 1) Ale die Pinanzen betreffenden 
nur 1, 3, 5 und 6 von einander ab: Vorlagen der Reichsregierung gelangen zu— 

1) Alle die Finanzen betreffenden Vor- nächſt an das Volkshaus und ſodann an 
lagen ber NeichSregierung gelangen zunächſt das Staatenhaus. 


an das Volfshaus. 3) Die Dauer der Finanzperiode und 
3) Die Dauer der Finanzperiode und Budgetbewilligung tft drei Jahre. 
Bungetbewilligung tft ein Jahr. 5) Das ordentliche Budget wird 


5) Das ordentliche Budget wird auflauf dem Neichätage zuerft dem Volkshauſe 
jedem Reichstage zuerft dem Volkshauſe vorgelegt. 
vorgelegt. 6) Nac erfolgter Prüfung und Be— 

6) Nach erfolgter Prüfung und Bewilligung durch das Volkshaus wird das 
willigung durch das Volkshaus wird Budget an das Staatenhaus zur Bera- 
das Budget an das Staatenhaus abgege-thung und Beichlußnahme abgegeben. Wenn 
ben, Dieſem ftebt, innerhalb des Gefammt:|diefer Befchluß mit dem des Volkshauſes 
betrages des ordentlichen Budgets, jo wielübereinftimmt, fo geht das Budget zu fer- 
berjelbe auf dem eriten Weichstage oderinerer Verhandlung an das Volfshaus zus 
durch jpätere Reichstagsbefchlüffe feitgeitelltirüf. Gin endgültiger Beſchluß kann nur 
ift, nur das Recht zu, Erinnerungen und durch Uebereinjtimmung beider Häufer zu 
Ausſtellungen zu machen, über welche das|Stande kommen. 
Volkshaus endgültig bejchließt. 


Artikel VI, 
Uebereinftimmend, 


Artifel VI. 
Uebereinftimmend. 


Artikel VII. Artifel VI. 


8 116. Jedes Haus hat das Recht, 8 114. 68 foll eine allgemeine Ge— 
fich feine Geſchäftsorduung jelbft zu geben. ſchäftsordnung unter Zuftimmung beider 
Die geichäftlichen Beziehungen zwifchen\Häufer erlaffen werben, Die Anwendung 
beiden Häufern werden durch Üebersinfunft dieſer Geſchaͤftsordnung im Einzelnen bleibt 
beider Häuſer geordnet. den Beichlüfien jedes Haufe vorbehalten. 


Artifel VIII. Artikel VIIL 


8 118. In dieſem letzteren Falle ift 8 116. In diefem letzteren Falle tft 
dem betreffenden Haufe von der angeordeldem betreffenden Hauſe von Der angeorb- 
neten Mafregel jofort Kenntniß zu geben.Ineten Maßregel fofort Kenntniß zu geben. 
68 ſteht Demjelben zu, Die Aufhebung der 8 117. Jedes Haus iſt befugt, für 
Haft oder Unterfuhung bis zum Schluſſe die Dauer feiner Sigungsperiode die Auf: 
der Eigungsperiode zu verfügen. bebung derjenigen Verhaftungen zu verfüs 

8 119. Diefelbe Befugnis fteht jedemigen, welche über ein Mitglied befjelben 
Haufe in Betreff einer Verhaftung oder zur Zeit feiner Wahl verhängt geweien 
Unterfuchung zu, welche über ein Mitgliedſoder nad) dieſer bis zu Eröffnung der Si— 
vefjelben zur Zeit feiner Wahl verhängtigungen verhängt worden ift. 
geweſen oder nad) diejer bis zur Eröffnung 
der Sigungen verhängt worben ift. 


Artifel IX, Artikel IX. 


8 121. Die Reichdminifter haben das 8 119. Die NeichSminifter und die 
Recht, den Verhandlungen beider Häuferivon ihnen bezeichneten Gommiffarien Haben 
des Reichstages beizumohnen und jederzeitſdas Recht, den Verhandlungen beider 
von denjelben gehört zu werben, Häufer des Reichstages beizuwohnen und 

jederzeit von demſelben gehört zu werben. 


AbihnittV. Das Neichsgericht.iAbihnittV. Das Reichsgericht. 
Artikel I. Artikel J. 

8 126. Zur Zuſtändigkeit des Reichs— 8 124. Zur Zuftändigfeit des Reichs: 
gericht8 gehören: gerichtS gehören: 

Von den zwölf Unterabtheilungen wei) 4) Gitrufgeriigtäbntelt über Die An- 
hen nur k und m von einander ab. klagen gegen bie Minifter der Einzelſtaa— 

k) Strafgerichtsbarfeit über die Anziten, An fie deren minifterielle Ver— 
Hagen der Minifter dev Einzelftaaten, in-Jantwortlichfeit betreffen und bie Ges 
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fofern fie deren minifterielle Verantwort-ſrichte der Einzeljtanten dazu nicht eompes 
lichfeit betreffen. tent find. 
m) Klagen gegen ben Reichsfiscus, m) lagen gegen den Neichsfiscus, 
wo ein gemeinrechtlicher Gerichtsitand nicht 
begründet fein follte. 


Abſchnitt VL Die GrundrechteUbſchnittt VL Die Grundrechte 
des deutſchen Volkes. des deutſchen Volkes. 


8 130. Dem deutſchen Volke ſollen 8 128. Dem deutſchen Volke ſollen die 
die nachftehenden Grundrechte gewährleiftetinachitehenden Grundrechte gewährleijtet fein. 
fein. Sie follen den Verfaſſungen der Sie dienen den Berfafjungen der deutjchen . 
deutſchen Einzelftaaten zur Norm dienen ,‚[Einzelftanten zur Norm und werden ihre 
und feine Verfaſſung oder GefeggebunglAnwendung auf deren bejonbere Verhält— 
eines beutjchen Ginzelftaates joll diefelbeniniffe in den Geſetzgebungen dieſer Staaten 
je aufheben ober beichränfen können. finden. 


Artikel J. Artikel J. 


6 133. Jeder Deutſche hat das Recht, 8 131. Die Bedingungen für den 
an jedem Orte des Reichögebietes feinen] Aufenthalt und die Wehnberechtigung in 
Aufenthalt und Wohnfig zu nehmen. Lie-den Ginzelftaaten werden durch ein allge 
genfchaften jeder Art zu erwerben und bar-|meines Heimathsgeſetz, jene für den Ge- 
über zu verfügen, jeden Nahrungszmweiglwerbebetrieb durch eine allgemeine Ge— 
zu betreiben, das Gemeindebürgerrecht zu werbeordnung von ber Neichögewalt feit- 
gewinnen. ö gejegt. 

Die Bedingungen für den Aufenthalt 
und Wohnfig werden durch ein Heimaths— 
gefeß, jene für den Gewerbetrieb durch 
eine Gewerbeordnung für ganz Deutjchland 
von ber Reichsgewalt feitgejeßt. 


Artikel II, Artifel II. 
$ 137. Bor dem Gefeße gilt fein Un— 8 135. Vor dem Gefeße gilt Fein 
terſchied der Stände. Unterjchied der Stände. 


Der Adel als Stand ift aufgehoben. Alle Standesvorrechte find abgeichafft. 
Alle Stanbesvorrechte find abgejchafft. Die Deutjchen find vor Dem Geſetze 
Die Deutjchen find vor dem Gefegeigleich. 

gleich. Die öffentlichen Aemter find für alle 
Alle Titel, injoweit fie nicht mit einem Befähigten gleich zugänglich. 

Amte verbunden find, find aufgehoben und Die Wehrpflicht iſt für Alle gleich; 

dürfen nie wieber eingeführt werben, Stellvertretung bei berfelben findet nicht 
Kein Staatsanzehöriger darf vonlitatt. Das Nähere hierüber wird Durch das 

einem auswärtigen Staate einen OrbeniWehrgefek bejtimmt. 

annehmen. 
Die öffentlichen Aemter find für alle 

alle ir gleich zugänglich. 
Die Wehrpflicht iſt für alle gleich; 

en bei berjelben findet nicht 

att, 


Artifel III. Artikel IIL 
8 139. Die Todesſtrafe, ausgenom: 8 137. Die Strafen des Prangers, 
men wo das Sriegsgericht fie worfchreibt ‚\ver Branbmarfung und der körperlichen 
oder das Seerecht im Fall von Meutereien]Züchtigung find abgejchafft. 
fie zuläßt, fowie die Strafen des Pran— 
gers, der Branbmarlung und ber förper- 
lihen Züchtigung, find abgefchafft. 
Artikel IV. Artikel IV. 
8 143. Jeder Deutjche hat das Necht, 8 41. Jeder Deutfche hat das Recht 
durch Wort, Schrift, Drud und bildliche durch Wort, Schrift, Drud und bilbliche 
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Daritellung feine Meinung frei zu äußern. Darftellung feine Meinung frei zu äußern. 
Die Preffreiheit darf unter feinen Die Genfur darf nicht eingeführt 
Umftänden und in feiner Weife durch vor=/werben. 
beugende Maßregeln, namentlich Gen: Gin Preßgeſetz zur Wahrung der öffent- 
fur, Gonceffionen, Sicherheitöbeftellungen, lichen Sicherheit und der Redite Dritter 
Staatdauflagen,, Befchränfungen der Trusiwird vom Reiche erlaffen werben. 
cfereien oder des Buchhandels, Poſtverbote Ueber Prebvergehen,, welche von Amts 
oder andere Hemmungen des freien Verkehrs wegen verfolgt werden, wird durch Schwur: 
bejchränft , fuspendirt oder aufgehoben gerichte geurtheilt. : 
werben, 
Ueber Prefvergehen , welche von Amts 
wegen verfolgt werden, wird durch Schwur— 
gerichte geurtheilt. 
Ein Preßgejek wird vom Reiche erlaj: 
jen werben. 


Artifel V. Artifel V. 


8 144. . Jeder Deutjche hat volle 8 142. Jeder Deutſche Hat volle 
Glaubens: und —— Glaubens- und Gewiſſensfreiheit. 

Niemand iſt verpflichtet, ſeine religiöſe 8 145. Jede Religionsgeſellſchaft ord— 
Ueberzeugung zu offenbaren. net und verwaltet ihre Angelegenheiten 

$ 147, Jede Religionsgeſellſchaft ord⸗ ſelbſtſtändig und bleibt im Beſitz und Ge— 
net und verwaltet ihre Angelegenheiten nuß der für ihre Cultus-, Unterrichts- und 
ſelbſtſtändig, bleibt aber den allgemeinen Wohlthäthigkeitszwecke beſtimmten Anſtal— 
Staatsgeſetzen unterworfen. ten, Stiftungen und Fonds. 

Keine Religionsgeſellſchaft genießt vor Es beſteht fernerhin keine Staatskirche. 
andern Vorrechte durch den Staat; es be— Neue Religionsgeſellſchaften dürfen 
ſteht fernerhin feine Staatskirche. ſich bilden; einer Anerkennung ihres Be— 

Neue Religionsgeſellſchaften dürfen kenntniſſes durch den Staat bedarf es nicht. 
fich bilden; einer Anerkennung ihres Be— 8 146. Niemand joll von Staatswe— 
kenntniſſes durd den Staat bedarf e8 nicht. gen zu einer firchlichen Handlung oder Feier- 

8 148. Niemand foll zu einer firdh- Lichteit gezwungen werben. 
lihen Handlung oder Feierlichfeit gezwun— 
gen werben. 


Artikel VI. Artikel VI, 


$’153. Das Unterrichts- und Gr: 8 151. Das Unterrichtd- und Er— 
ziehungsweſen fteht unter der Oberaufſicht ziehungsweſen ſteht unter der Oberaufficht 
des Staates, und iſt, abgeſehen vom Re-des Staats; er übt fie durch eigene von 
ligionsunterricht, der Beauffichtigung, der ihm ernannte Behörden aus. 
Geiftlichkeit als jolcher enthoben, 8 155. Unbemittelten ſoll in allen 
8 157. Für den Unterricht in Volks- Volksſchulen und niederen Gewerbejchufen 
jchulen und niederen Gewerbefchulen wird freier Unterricht ertheilt werden. 
fein Schulgeld bezahlt. 
Unbemittelten foll auf allen öffentlichen 
UnterrichtSanftalten freier Unterricht ge— 
währt werben. 


Artikel VII. Artikel VII» 
Uebereinjtimmend. Uebereinftimmenv. 
Artikel VIEL. Artifel VII. 


$ 162. Die Deutjchen haben das 8 160. Die Deutjchen haben das 
Recht, Vereine zu bilden. Diejes Recht Recht, Vereine zu bilden. Dieſes Recht 
joll durch Feine vorbeugende Maßregel be— ſoll durch feine vorbeugende Mafregel be- 
ſchränkt werben, Ichränft werben, 

Die Ausübung der in dieſem Para— 
graphen und im 8 159 feitgeftellten Rechte 
fol zur Wahrung der öffentlichen Sicher: 
heit durch das Geſetz geregelt werben. 
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Artikel IX. Artikel IX. 


8 165. Jeder Grundeigenthümer fann $ 163. Die Beftimmungen über die 
feinen Gruntbefig unter Lebenden und von/Beräußerlichfeit und Theilbarfeit des Grund— 
Todes wegen ganz oder theilweile veräu- eigenthums, ſowohl unter Lebenden als 
fern, Den Einzelftaaten bleibt überlaffen, von Todes wegen, bleiben der Gejeßgebung 
die Durchführung des Grundfages der der Ginzelftaaten überlaſſen. 

Theilbarfeit alles Grundeigenthums durch Für die todte Hand find Beſchränkun— 
Uetergangsgejege zu vermitteln. gen des Nichts, Liegenichaften zu erwer: 

Für die todte Hand find Beſchränkun-ben und über fie zu verfügen, im Wege 
gen des Rechts, Liegenjchaften zu erwerben|der Seiehpedung aus Gründen des öffent: 
und über fie zu verfügen, im Wege der lichen Wohls zuläjfig. 

Geſetzgebung aus Gründen des öffentlichen 8 166. Alle auf Grund und Boden 
MWohls zuläjfig. baftenden privatrechtlichen Abgaben und 

8 168. Alle auf Grund und Boden — insbeſondere die Zehnten, ſind 
haftenden Abgaben und Leiſtungen, insbe- ablösbar: ob nur auf Antrag des Belaſte— 
fondere die Zehnten, find ablösbar: obiten oder auch des Berechtigten, und in 
nur auf Antrag des Belafteten oder auch welcher Weife, bleibt der Geſetzgebung der 
des Berechtigten, und in welcher Weife einzelnen Staaten überlafjen. 





bleibt der Gcjeßgebung ber einzelnen Staa: Es joll fortan Fein Grundſtück mit einer 
ten überlaflen. unablösbaren Abgabe oder Leitung belaitet 


Es joll fortan fein Grundſtück mit|werden. 
einer unablösbaren Abgabe oder Leiltung s 167. Im Grunbeigentbum Liegt 
belajtet werben. die Berechtigung zur Jagd auf eigenem 

8 169. Im Grundeigenthbum liegt die, Örund und Boden. - 

Berechtigung zur Jagd auf eignem Grund Die Jagdgerechtigfeit auf fremdem 
und Boden. Grund und Boten, Sagboienite, Jagd— 

Die Jagdgerechtigkeit auf fremdem frohnden und andere Leiſtungen für Jagd— 
Grund und Boden, Jagddienſte, Jagd-zwecke ſind aufgehoben. Die Entſchä— 
frohnden und andere Leiſtungen für Jagd-digung bleibt der Fandesgeſetzgebung 
zwede find ohne Entjchädigung aufgehoben. \überlaffen. 

Nur ablösbar jedoch ift Die Jagdge— Nur ablösbar jedoch iit die Jagdge— 
rechtigfeit, welche erweislich durch einenrechtigfeit, welche erweislich durch einen 
läftigen mit dem Gigenthümer des belajte: läftigen mit dem Gigenthümer des belafte: 
ten Grundftüds abgejchlojlenen Vertrag ten Grundftüdes abgejchlofjenen Bertrag 
erworben ift; über die Art und Weife derierworben tft; über die Art und Weije der 
Ablöfung haben die Landesgejetgebungen Ablöjfung haben die Landesgejepgebungen 
das Weitere zu beſtimmen. das Weitere zu beftimmen. 

„ Die Ausübung des Jagdrechts aus Die Ausübung des Jagdrechts aus 
Gründen der öffentlichen —2 und Grunden der öffentlichen Sicherheit und 
des gemeinen Wohls zu ordnen, bleibt der des gemeinen Wohls zu ordnen, bleibt der 
Landesgeſetzgebung vorbehalten. Landesgeſeßgebung vorbehalten. 

Die Jagdgerechtigkeit auf fremdem Die Jagdgerechtigkeit auf, fremdem 
Grund und Boden darf in Zukunſt nicht Grund und Boden darf in Zukunft nicht 
wieder als Grundgerechtigkeit beſtellt werden. wieder als Grundgerechtigkeit beſtellt werden. 


Artikel X, Artikel X. 


$ 176. Es foll feinen privilegirten 8 174. 63 joll feinen privilegirten 
—— der Perſonen oder Güter rn ber Perſonen oder Güter 
geben. geben, 

Die Militairgerichtsbarkeit ift auf die Der Militairgerichtsbarfeit verbleibt 
Aburtheilung militärifcher Verbrechen und jedoch die Aburtheilung der von Militair- 
Bergehen , jowie der Militair-Digeiplinarz|perionen verübten Verbreiten und Vergehen, 
vergehen beichränft, vorbehaltlich der Be-mit Einjchluß der Disciplinarfälle. 


ftimmungen für den Kriegsſtand. . 
Artifel XI. Artifel Al. 
8 184. Jede Gemeinde hat ald Grund: 8 182. Jede Gemeinde hat als Grund— 
rechte ihrer Verfaflung: rechte ihrer Verfaſſung: 


a. die Wahl ihrer Vorfteher und Ver: a. die Wahl ihrer Vorfteher und Vers 
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b. die felbitftändige Verwaltung ihrer b. die ſelbſtſtändige Verwaltung ihrer 
Gemeindeangelegenbeiten mit Ginjchluß der Gemeindeangelegenheiten unter gejeßlich ge— 
Ortspolizei, unter gejeglich georbneterjorbneter Oberaufficht des Staates; 
Dberaufficht des Staates; c. die Veröffentlichung ihres Gemeinde— 

c. die Veröffentlichung ihres Gemeinde: haushaltes; 
haushaltes ; d. Deffentlichfeit der Verhandlungen 

d. Deffentlichkeit der Verhandlungen als Regel. 
als Regel. 


’ Artikel XI. Artikel XII. 

8 187. Die Volksvertretung bat eine G 185. Die Bolfövertretung hat eine 
entjcheidende Stimme bei der Geſetzgebung, entſcheidende Stimme bei der Gefeßgebung, 
bei der Beſteuerung, bei der Ordnung des bei der Beſteuerung, bei der Ordnung des 
Staatshaushaltes; auch bat fir — wo zwei Staathaushaltes; auch bat fie das Recht 
Gammern vorhanden find, jede Cammer des Geſetzvorſchlags, der Beichwerde, der 
für fih — das Recht des Gejegvorichlags, Adrefie , jowie der Anflage der Miniiter. 
ber Beſchwerde, der Morefie, jowie ver Die Eigungen der Yandtage find in 
Anklage der Mintiter. hi der Regel öffentlich. 

Die Sigungen der Landtage find in 
ber Negel öffentlich. 


Artifel XII. und XIV. Artikel XIII. und XIV, 
Uebereinitimmend. Uebereinſtimmend. 
Abſchnitt VL Die Gewähr der Abſchnitt VL Die Gewähr der 
Verfaffung. VBerfaifung. 
Artikel I. Artikel I. 


8 190. Bei jedem Regierungswechiel $ 188. Der Reichsvorſtand Teiftet 
tritt der Neichötag, falls er nicht ſchon auf die Reichsverfaffung folgendes eidliches 
verfammelt it, ohne Berufung zuſammen, Gelöbniß: „Ich ſchwöre, das Reich und 
in der Art, wie er das legte Mal zufams|die Rechte des deutjchen Volkes zu ſchirmen, 
mengejegt war. Der Kaiſer, welcher die die Neichsverfaffung aufrecht zu erhalten 
Regierung antritt, leiftet vor den zu einer und fie gewifienhaft zu vollziehen. So wahr 
Situng vereinigten beiden Häufern des mir Gott helfe!“ 

Reichstags einen Eid auf die Keichsver— Der Eid der Bevollmächtigten zum 
faſſung. Fürſtencollegium lautet wie folgt: „Ich 
Der Eid lautet: „Ich ſchwöre, das ſchwöre, das Neich und die Rechte des 
Neid) und die Nechte des deutſchen Volkes deutſchen Volkes zu jchirmen und die Reichs» 
zu ſchirmen, Die NeichSverfaffung aufrechtiverfafiung aufrecht zu erhalten. Sp wahr 
zu erhalten und fie gewifjenhaft zu vollzie- mir Gott heife!“ 
ben. So wahr mir Gott helfe.“ . Dieſe Eivesleiitungen gejcheben bei 
Grit nach geleiitetem Eide ift der Kai-jEinführung gegentwärtiger —— vor 
ſer berechtigt, Regierungshandlungen vorz|den zu einer Sitzung vereinigten beiden 
zunehmen. Dee des Meichdtaged. Bei jpäterem 
MWechjel wird der Eid im verfammelten 
Fürfteneollegium abgelegt, und die darüber 
aufgenommene Urfunde dem nächiten Reichs: 
tage übergeben. 


Artikel II. Artifel II. 
Uebereinftin mend. Uebereinftimmenbd. 
Artikel IH. Artikel IT. 


8 196. Abänderungen in der Reichs- 8 194. Mbänderungen in der Meichs- 
verfafjung können nur durch einen Beſchluß verfaffung können nur Durch einen Beichluß 
beider Häufer und mit Zuftimmung besibeider Käufer und mit Zuftimmung jowohl 


Neichsoberhauptes erfolgen. des Reichsvorſtandes, ald des Füriteneolle- 
. „Hu einem folchen Beſchluß bedarf es giums erfolgen. Zu einem ſolchen Bejchluß 
in jedem ber beiden Häufer: bedarf es in jedem der beiden Häufer: 

‚1) der Anweſenheit von wenigftens 1) Der Anwefenbeit von wenigitens 
zwei Dritteln der Mitglieder; zwei Dritteln der Mitglieder; 


123 








2) zweier Abſtimmungen, zwilchen 
welchen ein Zeitraum von went 
Tagen liegen muß; gen liegen muß; 

3) einer Stimmenmehrheit von we- 3) einer Stimmenmehrheit von mes 
nigftend zwei Dritteln ber anweſenden nigſtens zwei Dritteln der anweſenden 
Mitglieder bei jeder der beiden Abſtim-Mitglieder bei jeder der beiden Abſtim— 
mungen. mungen. 

Der Zuftimmung des Reihsoberhaup: 
tes bedarf es nicht, wenn in Drei fich uns 
mittelbar folgenden ordentlichen Sigungs: 
perioden derjelbe Reichstagsbeſchluß unver: 
ändert gefaßt worden. ine ordentliche 
Situngsperiode, welche nicht wenigſtens 
vier Wochen dauert, wird in dieſer Reis 
benfolge nicht mitgezählt. 


Artikel IV, Artikel IV. 


$ 197. Im Falle des Krieges oder 8 19. Im Falle des Krieges oder 
Aufruhrs Fönnen die Beltimmungen der Aufruhrs können die Beltimmungen ber 
Grundrechte über die Verhaftung, Hausſu- Grundrechte über den Gerichtsjtand,, Die 
chung und Berfammlungsrecht von der Preſſe, Verhaftung, Hausjuchung und Ver: 
ReichSregierung oder der Regierung einesljammlungsrecht von der WeichSregierung 
Ginzelftante8 für einzelne Bezirke zeitweifeloder der Regierung eines Einzeljtaates für 
außer Kraft gejegt werben; jedoch nur un-jeinzelne Bezirke zeitweife außer Kraft ge— 
ter folgenden Bedingungen: jeßt werden, jedoch nur unter folgenden 

4) Die Verfügung muß in jedem ein-|Bedingungen. 
Ag Falle von dem Gejammtininiiterium 1) Die Verfügung muß in jedem ein: 
es Neiches oder Einzelftaates ausgehen; zelnen Falle von dem Geſammtminiſterium 

2) das Minifterium des Weiche hatjdes Reiches oder Einzelſtaats ausgehen; 
die Zuftimmung des Reichstages, das Mi: 2) Das Minifterium des Neiches hat 
nijterium bes Einzelftantes die des Land-die Zuftimmung des Neichdtages, das Mi— 
tages, wenn biefelben zur Zeit verſammelt niſterium des Einzelſtaates die des Land: 
find, fofort einzuholen. Wenn diefelbenitages, wenn diefelben zur Zeit verfammelt 
nicht verfammelt find, jo darf die Verfü-ſſind, fofort einzuholen. Wenn diejelben 
gung nicht länger al8 14 Tage bauern,Inicht verfammelt find, jo müfjen bei ihrem 
ohne daß dieſelben zufammenberufen und die Zufammentreten Die getroffenen Maßregeln 
getroffenen Maßregeln zu ihrer Genehmizlihnen fofort zur Genehmigung vorgelegt 
gung vorgelegt werben, werben. | 

Weitere Beitimmungen bleiben einem Weitere Beftimmungen bleiben cinem 
Neichägejege vorbehalten, Reichsgeſetz vorbehalten. 

Für die Berfündigung bes Belagerungs: Für die Berfündigung des Belagerungs— 
zuftandes in Feſtungen bleiben Die beitehen=/zuftandes bleiben bis dahin Die —— 
den geſetzlichen Vorſchriften in Kraft. geſetzlichen Vorſchriften in Kraft. 


Reichs-Wahlgeſet, 
Neichs - Wahlgefetz der National-Neichs -Wahlgefetz der drei Negie- 
verfammlung. rungen. 


Der Reihsverwefer, in Aus: 
führung des Beichluffes der Reichsverfamm- 
lung vom 27. März 1849, verfünbet als 


2) zweier Abftimmungen , zwiſchen 
gſtens achtiwelchen ein Zeitraum von wenigitend 8 Ta- 


Eeſetz: 

NReichs⸗Geſetz. Entwurfeines Geſetzes, 
über die Wahlen der Abgeord-betreffend die Wahlen der Abgeord— 
neten zum Volkshauſe. neten zum Volkshauſe. 

Artikel J. 


$ 1. Wähler iſt jeder unbeſcholtene 81. Wähler ift jeder jelbititäne 
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Deutjche welcher das 25. Lebensjahr zurüd=/dige unbefcholtene Deutſche, welcher das 
gelegt bat. 25. Lebensjahr zurüdgelegt hat. 

82. Als felbititändig iſt derjenige 
anzufehben, welcer an den Gemeinbewah 
len ſeines Wohnorts Theil zu nehmen be: 
rechtigt ift und irgend eine Directe Staats— 

Artikel 11. fteuer zahlt. 

85. Wählbar zum Abgeordneten bes $ 6. Wählbar zum Abgeorbneten des 
Volkshauſes iſt jeder wahlberechtigte Volfähaufes ift jeder unbefcholtene Deutſche, 
Deutjche,, welcher das fünfundzwanzigitelwelcher das breißigfte Lebensjahr zurüd: 
Lebensjahr zurüdgelegt und ſeit mindeſtens gelegt und feit mindeftens 3 Jahren einem 
drei Jahren einem deutſchen Staate ange:ideutjchen Staate angehört hat. 
hört hat. 

Erftandene oder durch Begnadigung 
erlaffene Etrafe wegen politifcher Verbre— 
chen fchließt von der Wahl in das Volks— 
haus nicht aus, 

8 6. Perſonen, die ein öffentliches 8 7. Perſonen, die ein öffentliches 
Amt befleidven, bedürfen zum Gintritt in Amt befleiden, bebürfen zum Eintritt in 


- 
= 


das Volfshaus feines Urlaubs. das Volkshaus Feines Urlaubs, haben aber 
die Kojten ihrer amtlichen Stellvertretung 

zu tragen. 
87. Die Wahl ift direct. 8 11. Die Wahl ift indireet. Die 


Urmähler wählen Wahlmänner, und dieſe 
wählen den Abgeordneten. 
8 10. Die Wahlkreife werben zum 8 12. Die Wahlfreife zerfallen in 
Zweck des Stimmenabgebens in Fleinere Be-]Wahlbezirfe Behufs der Wahl der Wahl- 
airte eingetheilt. männer, 


Artikel IV. 


8 1i. Mer das Wahlrecht in einem $ 13. Wer das Wahlrecht in einem 
Wahlbezirfe ausüben will, muß in dem-Wahlbezirke ausüben will, muß in dem— 
jelben zur Zeit der Mahl seinen feſten ſelben zur Zeit ver Wahl und ſeit minde: 
Wohnfig haben. Jeder darf nur an Einemlitend drei Jahren feinen feiten Wohnftg 
Orte wählen. haben und beimathsberechtiat fein. 

Er muß außerdem auf Erfordern. nad: 
weifen, daß er mit ber legten Rate der 
von ihm zu zahlenden directen Staatsſteuer 

i nicht im Ruͤckſtande ift. 

Der Etandort der Soldaten und Mi: Der Standort der Soldaten und Mi: 
fitatrperfonen gilt als Wohnfig und besifitärperfonen des ſtehenden Heeres gilt als 
rechtigt zur Mahl, wenn derſelbe feit drei Wohnſitz und berechtigt zur. Wahl ohne 
Monaten nicht gewechfelt worden ift. Rüdfiht auf Heimathsberechtigung und 

Dauer des lie 

8 14. Die Wähler werden Behufs 
der Wahl der Wahlmänner in drei Abthei- 
[ungen getheilt, Jede Wbtheilung wählt 
ein Dritttheil ber zu wählenden Wahl: 
männer, 

8 15. Die Bildung der Abtheilun: 

en erfolgt nad) Mabgabe der von ben 

ählern zu entrichtenden directen Staats: 
jteuern, unb zwar in ber Art, daß auf 
jede Abtheilung ein Dritttheil der Geſammt— 
fumme ber teuerbeträge aller Wahlen 
fällt. Diefe Gefammtjumme wirb beredh = 
net: a) gemeinbeweife, fall die Gemeinde 
einen Bezirk für ſich bildet oder in mehre 
Bezirke getheilt it; b) bezirfsweife, beine 
ber Bezirk aus mehren Gemeinden zujam: 
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mengejeßt if. Den —— der Ein⸗ 
zelſtaaten bleibt es überlaffen, für diejeni— 
en Gemeinden oder Bezirke, in welchen 
eine ober nicht alle landüblichen Direeten 
Steuern zur Hebung kommen, der ausfal- 
lenden Steuer, Behufs Feftitellung der 
Wahlberechtigung und der Abtheilung, eine 
andere zu jubjtituiren. 
$ 16. Die erjte Mbtheilung beiteht 
aus denjenigen Wählern, auf welche die 
höchiten Cteuerbeträge bis zum Belaufe 
seines Dritttheil8 der Geſammiſteuer fallen. 
‚Die zweite Abthetlung befteht aus Denjeni- 
gen Wählern, auf welche die nächjtniedri- 
gen Eteuerbeträge bis zur Grenze Des zwei— 
ten Dritttbeils fallen. Die dritte Abthei: 
lung endlich befteht aus den am niedrigſten 
befteuerten Wählern, auf welche das legte 
Dritttheil fällt. 

6 12. In jedem Bezirke find zum 8 17. In jedem Bezirfe ift ein Ver— 
Zwed der Wahlen Liſten anzulegen, in zeichniß der frimmberechtigten Wähler (Wäh— 
welche die zum Wählen Berechtigten nach lerliſte) mit ee bes Steuerbetrages bei 
ae und Vornamen, Alter, Gewerbe und den einzelnen Namen aufzuftellen. 

ohnort eingetragen werben... . 5 18. Wus den Wählerliften ift für 
jede Gemeinde oder Bezirk ($ 15) eine Ab— 
theilungslifte anzufertigen, wegen deren 
Berichtigung die Vorjchriften des vorher: 
gehenden Paragraphen Pla greifen. 


Artikel V. 


8 13. Die Wahlhandlung ijt öffent: 8 19. Bei der Wahlhandlung find 
ih. Bei derjelben find Gemeindemitglie- Gemeindeglieder zuzuziehen, welche fein 
ber zuzuziehen, welche fein Staats: oder Staats- oder Gemeindeamt befleiden. 
Gemeindeamt befleiben. 8 20. Die Wahlen erfolgen abthei— 

Das Wahlrecht wird in Perſon durch lungsweiſe durch offene Stimmgebung zu 
Stimmzettel ohne Unterjchrift ausgeübt. |Protofoll, nach abjoluter Mehrheit. 

8 14. Die Wahl ift Direct. Sie er- (&. 8 11.) 
folgt durch abjolute Stimmenmehrheit aller 
in einem Wahlfreis — Stimmen. 

Stellt bei einer Wahl eine abſolute, $ 21. Ergiebt fich bei der eriten Ab- 

Stimmenmehrheit ſich nicht heraus, fo iſt ſtimmung Feine abjolute Stimmenmehrheit, 
eine zweite Wahlhandlung vorzunehmen. |fo findet die engere Wahl ftatt, 
Wird auch bei Diefer eine abjolute Stim- 
menmehrheit nicht erreicht, jo ift zum brit- 
ten Mal nur unter den zwei Ganbibaten 
u wählen, welche in der zweiten Wahl: 
* die meiſten Stimmen erhalten 
aben. 

Bei Stimmengleichheit entſcheidet das 


os. 
8 15. Stellvertreter der Abgeordneten 
find nicht zu wählen. 
$ 22. Die gewählten Wahlmänner 
treten zur Wahl des Abgeorbneten zus 
fammen, 
$ 23. Die Wahlmänner wählen durch 
offene Stimmgebung zu Protocol nach abs 
foluter Mehrheit. Ergiebt fich bei ber er- 
iten Abftimmung eine jolche nicht, jo findet 
die engere Wahl ftatt.. . . 
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Anlage. 


Neihbs-Wahl-Matrifel. 

Zum Zwede der Wahlen der Abge- 
ordneten zum Volkshaus werden zufammen:) 
elegt: 
. 83 Liechtenſtein mit Oeſterreich. ) Hefe 
jen- Homburg v. d. Höhe mit dem Groß-| 
berzogthum Heſſen; — Das heſſen-hom—⸗ 
burgijche Oberamt Meijenheim auf dem 
linfen Rheinufer mit Rheinbaiern. 3) Schaum: 
burg=Fippe mit Heffen-Gafjel. 4) Hoben- 
zollfern- Hechingen mit Hobenzollern Sigma: 
ringen. 5) Neuß ältere Linie mit Neuß . 
jüngere Linie. 6) Anhalt-Köthen mit An- 
halt-⸗Bernburg. 7) Lauenburg mit Schles- 
wig-Holitein. 8) Der auf der linken Rhein: 
feite gelegene Theil des Großherzogthums 
Dlvenburg mit Nheinpreußen. 9) Byrmont 
mit Preußen. 

Franffurt, 12. April 1849. 

Der ReichSverwefer: Erzherzog Johann. 
Die interimiftiichen Reichs-Miniſter: 
8.0. Oagern. v. Beuder. v. Bederath. 
Duckwitz. R. Mohl. 


XXXIX. 


Die Hannoverſche Kamarilla und das Miniſterium. 


Wir leben in Zeiten der Oeffentlichkeit und es thut Noth, auch die feinen und 
bisher oft unſichtbaren Fäden aufzudecken, durch welche an den deutſchen Fürſtenhöfen 
die wichtigſten Dinge entſchieden werden. Wir hoffen, die Unterrichteten werden den 
folgenden Mittheilungen das Zeugniß nicht verſagen, daß ſie mit Wahrheitsliebe, 
ohne Gunſt und Haß geſchrieben find. 

Wir fchildern zuerit Die Kamarilla, wie wir ohne fehlimme Bedeutung die ein— 
flußreichen Perfonen des Hofes nennen wollen. Wäre General von Düring noch 
in unmittelbarer amtlicher Beziehung zum König, fo Fünnte man ihn unbedenklich 
als das Haupt der Kamarilla Pre Mi Denn obgleich vulgo „ver Biedermann“ 
genannt (wie lucus anon lucendo), war er doch Ghef des im Palais befindlichen, 
ſelbſt von hochgeftellten Perfonen gefürchteten „Schwarzen Kabinets.“ Aber feit ber 
geheimnißvollen Disgrace des mächtigen, als ehemaliger Englijcher Generalfonful 
in Trieſt noch jegt von England gut bezahlten Mannes, kann man jene Ehre feinem 
Andern zuertheilen, al® dem Hofmarſchall Emft Unieo von Malortie. Er ift jest 
etwa 46 Jahre alt, feiner äußern Gricheinung nach groß, bleich und hager, fein 
ajchfarbenes Geficht kommt nie in Gefahr zu erröthen. Man fieht ihn nicht anders, 
als in j. g. Windfor: Uniform, im blauen Frad mit rothem Kragen. Dieje Uniform 
gehört mit zu feiner Subſtanz; denn er it eine incarnirte Hofnatur. Er leidet an 
Schlaflofigkeit, ift jomit ein geborner Argus, entfaltet von früh bis fpät die außer: 
orbentlichite wielgefchäftige Thätigfeit, ift ein wahres Mufter von Pünftlichfeit und 
Ordnung, ein trefflicher Financier, der berühmtefte aller Hofmarjchälle, aber auch 
der unnachfichtlich ftrengfte und mit Necht gefürchtete Gebieter der gefammten Hof: 
dienerfchaft. As Character nicht unehrlich, ift er Doch im Dienfte zu Allem fähig, 
was der König befichlt. Gutmüthigkeit kennt er nicht. Selbit unverheirathet Duldet 
er aud nicht, daß irgend ein Mitglied der Hofdienerjchaft verheirathet ift. Eine 
völlig eifige Natur, an welder man feine Leivenfchaft fennt, es müßte benn Die 
für das Geld jein. Er ift ein Egoift von eigenthümlicher Art: er fammelt Geld 
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aber genießt e8 nicht; fein Genuß befteht nur in der Hofthätigfeit. Er heißt Unico 
und ift auch wirffich ein unicum in feiner Art. 

Er iſt der Sohn des Forftdireetors von Malortie, welcher aus einer mit Fräu— 
lein d'Olbreuſe aus Franfreich nach Hannover gefommenen Emigrantenfamilie ftammt. 
Seine Mutter ift eine Gräfin Platen= Hallermünde, Enfelin der dur die Gefchichte 
der unglücklichen Sophie Dorothea von Hannover und des Grafen Königsmark be— 
Fannten Gräfin Platen, geb. von Meifenbug aus Heffen. Er ftubirte.in Göttingen, 
nahm eine Zeit lang feinen Aufenthalt in England und trat dann in die hannoverſche 
Beamten-Garriere, welche damals für Leute von Familie fehr lukrative Ausfichten 
darbot. Er wurde Auditor in Syke, zeigte fich aber, wie man jagt, als nicht fon- 
derlich fähigen Juſtizbeamten und fand daher auch an feinem Amte feinen Gejchmad. 
Gtwa ein halb Jahr vor der Thronbefteigung Ernſt Auguſts wurde er Kammerherr 
bei deſſen Gemahlin, der damaligen Herzogin von Gumberland in Berlin, während 
feine Schweiter Hofdame bei derjelben wurde. Als jolcher ging er in den Hofitaat 
der Königin über und wußte fich bald unentbehrlich zu machen. Mit unerfättlicher 
Gier abjorbirte er in feiner Perfon nach und nach alle Hofchargen. Durch glückliche 
Ausbeutung eines Mißverſtändniſſes zwifchen dem König und dem früheren Ober: 
bofmarichall, Grafen von Wangenheim, wußte er diefen allgemein geadhteten Mann 
aus feinem Amte zu verdrängen. Das gleiche Epiel wiederholte er mit aleichem 
Glück bei deſſen Nachfolger, dem ebenſo ehrenwerthen Hrn. v. Steinberg. Nachdem 
Leßterer das Oberhofmarfchallamt längſt abgegeben und nur noch Die Direetion der 
föniglichen Gärten behalten, wußte der uneigennügige Hr. v. Malortie auch dieſe 
fich zuzumwenden. Weichere Naturen, wie der Oberhofmeijter Hr. v. Linfingen (be— 
fannt durch feine Apentüre mit dem Herzog Karl von Braunfchweig) und wie der 
Oberſchenk von dem Buſſche-Münch, hatten feiner intriguanten Ambition ſchon längjt 
nicht widerftehen fönnen und waren ohne allen Widerftand befeitigt worden, So ilt 
Herr Hofmarjchall von Molortie ſchon feit einigen Jahren in dem Haufe des Königs 
Ernft Auguft Alles in Allem, und das um jo mehr, als fein Bruder Hermann von 
Malortie (übrigens ein ſchwaches Licht), eriter Kammerberr Sr. Majeität — und 
deſſen einziger Gollege, der Kammerherr und Theaterintendant Theodor von dem 
Bufjche, eine ungemein gutmüthige und unfchädliche Natur iſt. Bis vor ungefähr 
2 Jahren war auch noch der num veritorbene jüngere Bruder Adolph von Malortie 
(genannt „das Fleine Malheur“) Privatjecretair des Königs. Dazu fommt noch, 
daß der Vetter des Hrn. v. Malortie, Guftav Platen, Oberftallmeifter, deſſen jünge- 
rer Bruder Flügeladjutant des Königs und ein dritter noch jüngerer Bruder jegt 

annoverfcher Beichäftsträger in Wien if. Auch der Vater dieſer Platens, der 

berfammerherr George Platen, würde in diefem Gejpinnft, deſſen Fäden fich fo 
vielfach durchkreuzen, eine einflußreiche Rolle haben jpielen Fönnen, wenn fein beſon— 
ders in feiner frühern ftänbifchen Oppofition herworgetretener biederer Character ihn 
nicht darüber erhaben erfcheinen ließe. — 

Herr Hofmarſchall von Malortie iſt auch mit beſtem Erfolg als Schriftſteller 
aufgetreten. Am bekannteſten iſt er durch fein Buch: „Der Hofmarſchall, wie er fein 
ſoll,“ worin er eigentlich fich ſelbſt als Ideal aufgeftellt bat und welches von Guß- 
ai Aufſatz: „Die Kunft Fürften zu bedienen” höchſt komiſch rezenfirt 
worben ift. 

Außerdem hat er eine wirklich intereffante hiſtoriſche Schilderung der Hofhaltung 
unter den Kurfürſten vor 100 Jahren gejchrieben,, welche aus den Schäßen des Ar- 
chivs mit vielen pifanten Detail8 ausgeftattet iſt. Endlich ift er in Folge feiner 
jchlaflofen Nächte und der dadurch veranlaßten Studien fogar ein guter „Germaniſt“ 
(aber darum freilich Doch Fein guter Deutjcher!) geworden, und eben durch biejes 
Lieblingsftudium auch zu Stüve in eine gewiſſe Beziehung getreten. Ja die Univer- 
fität Göttingen hat ihn beim Jubiläum fogar zum Dr. jur. utriusque gemacht. 
Am erfolgreichiten, reſp. einträglichiten jedoch unter feinen Schriften hat fich „ver 
Hofmarjchall” erwiejen. Hr. v. Malortie hat für dieſes Buch, welches er an alle deutſche 
Fürften gejchieft, unzählige Gommandeurfreuge und nach oberflächlicher Berechnung 
für 25,000 Rthlr. Tabatieren befommen. Lachen Sie nicht, fondern überlaffen Sie 
dies feinen bereinftigen Erben! denn er hat von jenen Zabatieven ein Fideicommiß 
für feine Neffen geftiftet. Wenn die böfen Grundrechte nur feinen Strich durch) die 
Rechnung machen! Er bewohnt ein kleines Haus, worin freilich eine Frau gar kei— 
nen Plaß hätte, und welches durch feine wunderliche Bauart die Aufmerkfam- 
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feit der Fremden zu erregen pflegt, die von „Weſſel's Schenke” nadı Herren - 
haufen fahren. 

Somit haben wir aljo in der Perfon des Herrn v. Walortie und jeiner 
nächiten Trabanten die erite Hauptgruppe der bannoverjchen Kamarilla treu und wahr: 
heitögemäß gejchildert. Man fieht leicht, von wie vielen Seiten her der jchlaue Hof: 
marjchall auf den Monarchen einzumwirfen vermag, und daß, wenn die Malortie’jche 
Klique es planmäßig darauf anlegt, den armen König für oder gegen eine Idee ein- 
zunehmen, berjelbe jenem Schteffal faum zu entrinnen im Stande i 

Und doc jtehen dem Herrn Hofmar fchall noch weit mächtigere Helfer und verbün- 
dete Geifter zur Seite, als die bereits angedeuteten. Namentlich fpielen — wahrjchein- 
lich aus alter ſüßer jetzt ungefährlich gewordener Gewohnheit — die Frauen am Hofe 
dieſes rex mulierosus wohl ein bedeutendere Rolle, als an irgend einem andern 
deutjchen Hofe, den des Königs Ludwig von Baiern vielleicht ausgenommen. Ehe 
wir jedoch zu dem Damen-Girkel übergeben, find noch zwei jehr einflußreiche männ- 
liche Mitglieder der Kamarilla aufzuführen. 

Der eine ift Geheimeratb Graf Wedel, ein Oftfriefe, früber erſt Kanzleidirector, 
dann Landdroſt in Osnabrüd, jpäter 1 Jahr lang Gultusminifter, Mitglied des Mi- 
nijteriums Falde bis zur März-fevolution, jegt in Hannover wohnend. Obgleich 
er als junger Mann in preußijchen Dieniten ſtand, jo foll er doch nichts weniger 
als Preußen — freundlich gefinnt fein. Gr war Witglied der berüchtigten Begut = 
achtungs- Gommijfion über die Nechtsgültigfeit des Staatsgrundgefekes, und ſtimmte 
für den Umiturz dejjelben; er war ſtark betheiligt bei der hieraus entipringenden Ver— 
folgung Stüve’8 und Breuſing's; er hat zulegt unangenehmes Auffehen erregt durch 
jeine Wahlumtriebe zum vormärzlichen Yandtag und feinen (in der Wejer: Zeitung 
veröffentlichten) Brief „an den Kutjcher Friedrich“ ;*) er geht mit Einem Worte ebenjo, 
wie Hr. Unieo von Malortie, für den König durch Die und durch Dünn. Der 
andere noch zu erwähnende Verbündete diejes jeltenen Mannes iſt der Kammerrath 
Alexander von Mündhaufen, Sohn des frühern kurheſſiſchen Gefandten in Wien 
aus dem Haufe Aplern. Als Mitglied der Hoha'ſchen Nitterfchaft machte er, ob— 
gleich noch Aſſeſſor, in Finanzangelegenheiten, namentlich in der fog. Kavallerie— 
Augmentationsfrage, gegen den König jcharfe Oppofition. Seitdem er aber mit 
einer Tochter der Gräfin Grote verheirathet ift, ſcheint fih unter ber Einwirkung 
dieſer Dame feine politifche Gefinnung gänzlich umgewandelt zu haben. Er redigirte 
bei der Märzrevolution die befanntlich ſehr ausweichend abgefaßte jchriftliche Ant - 
wort des Königs, welche jo beitigen Unwillen erregte, und iſt jeßt noch immer fae— 
tiſch Föniglicher Kabinetsrath, obwohl er den Titel aufgegeben und Kabinetsjecretär 
für die intime Gorrefpondenz des Königs, als folcher natürlich ſehr einflußreich, 
nnd zwar jchon unter Falde, 

Hr. dv. Münchhaufen führt uns durch feine Vermählung mit der ältejten Tochter 
der Gräfin Grote auf die ungefuchtefte Weife in den glänzenden Damenzirkel ein, 
welcher die unfichtbaren Fäden, an dene Hannovers und — Deutjchlands Gejchide 
jegt bangen, mit gejchäftigen Händen fpinnen hilft. Wie unter den Männern Hr. 
v. Malortie, jo jteht unter dieſen Frauen als die wichtigfte und einflußreichite allen 
voran Die ſchon genannte Gräfin Grote, welche man furzweg als die „Hannoverſche 
Maintenon“ characterifiren fann, nur mit dem Unterfchiede, daß fie fchwerlich mit 
dem Könige — betet. Sie iſt eine Geborene von Schachten, Schweiter des kurheſ— 
fiichen Gejchäftsträgers in Paris, und — weil ihre Mutter früh gejtorben war — 
erzogen bei ihrer viel älteren Schweiter, Gemahlin des obengenannten Hrn. v. Münd): 
baujen, Furbejfijchen Gejandten in Wien, dann früh verheirathet an ben wohl 30 bis 
40 Jahre älteren Grafen Grote, weiland bannoverjchen Gelandten in Parid. Mit 
diefem hat fie eine Reihe von Jahren in Paris und Nizza gelebt, und zwar immer 
in der großen Welt. Aus diefer Ehe find 4 Kinder, 2 Söhne und 2 Töchter ent: 
ſproßt. Ihre beiden Söhne waren auf der Ritterafademie in Lüneburg, und wurden 
zum großen Verdruß vieler zurücgejegten Kameraden dur den Einfluß der Mutter 
ohne Examen gleich zu Offizieren gemacht und juchen jegt Zorbeeren in Schleswig: 
Holjtein zu pflüden. Sie iſt jegt eine Vierzigerin, ift nicht gerade ſchön zu nennen, 
hat ſich aber gut confervirt und tft eine Frau von jehr angenehmen Formen, aud 


— 


A‚Anmerkung deö Seters. Der ſich ſeit 1856 indeß als einer der wenigen unabhängigen 
und jelbftftandigen Deputirten bewährt hat, id) | 5 8 hangig 
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nicht übel von Herzen, aber durch und durch weiblich intriguant. Nach dem Tode 
ihre8 Mannes würde die an das geräufchvolle Hofleben gewöhnte Dame mit einem 
Eleinen Witthum auf dem Gute Brerje in der Lüneburger Haide haben vorlieb neh: 
men müfjen, wenn ihre liebenswürdigen und — man möchte jagen — weltmännifchen 
Eigenjchaften den König nicht bezaubert hätten. Er machte fie etwa 1 Jahr nad) 
dem Tode jeiner noch jegt mit rührender Pietät in feinem Herzen fortlebenden Ge = 
mahlin zur erften Staatsdame mit 2000 Thaler Gehalt und war bei dieſer Gelegen- 
heit veranlaßt, weil fie auf den Gehalt von 1500 Thaler nicht eingehen wollte, 
auch den Gehalt der beiden anderen Staatödamen, Frau v. Neben und Frau v. d. 
Bufiche, geb. Elife v. Malortie, Schweiter des Hofmarjchalls, ebenfalld auf 2000 Thaler 
zu erhöhen, Cie ift höchſt amüſant, freilich auch — und das von Amts und Berufs 
wegen — höchſt ſchwatzhaft, wodurch fie ohne böſen Willen doch manches Unheil an: 
richtet. Sie ift für den König unjchägbar, namentlich auch deshalb, weil fie die 
Höfe und die meiften marfanten Berjonalitäten der europäijchen Gejellichaft genau 
fennt, Nur England und die englijche Welt und Sprache iſt ihr ein völlig fremdes 
Terrain; daher fühlt fie fich auch jebesmal ſehr unglüdlich, weil zurüdgejegt, wenn 
der König von englifchen Damen, 3. B. von Lady Jerſey befucht wird. Sie ijt wie 
die bannoverfche haute volée überhaupt fehr arijtofratifch und — obſchon Schwie— 
gertochter eines preußifchen Beamten — doch immer jehr ſpecifiſch hannoveriſch, um 
nicht zu fagen antipreußifch gefinnt gewejen. Der König pflegt fie jeden Mittag um 
1 Uhr zu beſuchen; Schlag 5 Ubr f * ſie zu ihm zum Diner, und Abends iſt ſie 
mit dem Hofmarſchall v. Malortie und dem Kammerherrn Th. v. d. Buſſche regel: 
mäßig von 9—11 am Theetiſch Sr. Majeftät. Sit der König unwohl, fo muß die 
‚„Mnentbehrliche" an feinem Bette figen. Site lieft dem König alle diplomatifchen 
Depefchen vor und begleitet fie mit ihren Anmerkungen, während Herr v. d. Bufjche 
Zeitungsvorlejer ift und muthmaßlich auch Diefen intereffanten Artifel Sr. Majejtät 
zu Dero nicht geringer Erheiterung — wollte Gott auch zum Nußen und Frommen 
der beutjchen Sache — vorlejen wird. 

Außer den genannten Berfonen wird zu den Fleinen Abendzirfeln des Königs 
abwechjelnd noch eine der folgenden Damen zugezogen, deren Intereſſe, wie wir ſpä— 
ter zeigen werben, mit dem ber aufgeführten Hauptperfonen mehr oder weniger nah 
zufammentrifft. Wir nennen zuerjt Frau von Bod, geb. Grote, von ihrem aben- 
theuernden Gemahl nur factifch geichieden. Sie war Hofdame zu Yucca beim jegigen 
Herzog, während ihr Gemahl an demjelben Hofe Kammerherr war. Später ging 
fie mit ihrem veränderungsliebenden Mann nad; Megypten, wo dieſer in Mehemed 
Ali's Dienfte trat. Als er es aber gar zu bunt trieb, kehrte fie nad) Hannover zus 
rück, während Hr. v. Bod in Konjtantinopel Fatholiihb wurde und jegt, nachdem er 
unter andern auch in der Givica gedient, per tot discrimina rerum Kammerherr 
©r. Heiligkeit des Papſtes in Gaeta tft. Seine Gemahlin lebt in eben nicht glän= 
zenden Verhältniffen, vermag gerabe nicht als gefährliche Goneurrentin um den gol— 
denen Apfel der Eris aufzutreten, ift aber nach jo vielen abentheuerlichen Erlebniffen 
natürlich jehr geeignet den König zu unterhalten. Mehr Kopfzerbrechen würde dem 
Schiedsrichter Paris Die Gräfin Adelaide Hardenberg veruſacht haben. Eie ift eine 
geborne Kielmansegge, Schweiter des Grafen Ad. Kielmannsegge, bannoverjchen 
Gejandten in London und der Gräfin Knyphauſen in Berlin, eine Junoniſche Er = 
ſcheinung, troß ihrer Vierzigen noch fehr ſchön. Ihr Gemahl ift Oberjägermeiiter, 
ein braver, berber, jedoch ziemlich unbedeutender Waldmann, welcher von der höchit 
intriguanten Frau Gemahlin weit überfehen wird, Sn einer gewiljen, freilich wohl 
nicht jehr ernitlich gemeinten Oppofition zu den bisher genannten Damen fteht Fräu— 
lein Augufte Schulte, welche wohl etwas zu fpecififch hannoveriſch gefinnt fein mag, 
aber im Grund des Herzens jehr liberal iſt. Ungeachtet fie jchon vor der März: 
revolution aus diefer Gefinnung ebenfo wenig ein Geheimnik gemacht, als ihre cha— 
ractervolle Schwefter Pauline, die einzige noch übriggebliebene Hofdame aus dem 
Hofitaat der verftorbenen Königin, eine Erfcheinung von feltener Reinheit und See = 
lenadel auf diefem glatten Hofboden, hat fie fid) doch fortwährend der Gunjt des 
alten Ernſt Auguft in hohem Grade zu erfreuen gehabt, welcher felbft eine derbe, 
fernhafte Natur — auch ein freies kraͤftiges Wort wohl leiden mag, zumal wenn 
es aus jchönem Frauenmunde kommt. Durch eine feite Penfion von 600 Rthlr. iſt 
fie ziemlich unabhängig geftellt, die wahre Unabhängigkeit verleiht ihr aber erſt ihr 
energifcher Character. Sie bejchäftigt fich gern mit der Malerfunit und _ lies 
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ber in Stalien, als am Hofe Ernſt Auguft’S leben. Als harmloſere Mitglieder des 
engern Hofzirfels find noch zu nennen: die kecke Gräfin Alten, geborne v. Schminde, 
Tochter des verftorbenen kurheſſiſchen Minifter8 von Schminde, und die Gräfinnen 
Emma und Therefe Hardenberg. Eritere ijt eine geborne Hardenberg und war ver— 
beirathet an den einzigen in Dänemark reich begüterten Eohn des Fürften Harden - 
berg: Meventlow; Letztere ift bereit in die Jahre getreten, von denen die unverhei— 
ratheten Frauenzimmer, ſelbſt wenn fie Hofdamen find, zu jagen pflegen: fie gefallen 
und nicht! 

So viel über die in Hannover anwejenden Mitglieder der Hoffamarilla. Was 
nun die Stellung derjelben zur deutjchen Frage anlangt, jo urtheilen wohlunterrich- 
tete Perſonen darüber Folgendes: Der König Ernſt Auguft wird fich nach der Ueber- 
zeugung Aller, die ihn näher Fennen, Feinesfalld dem König von Preußen unterordnen, 
io jehr er demſelben auch perjönlich zu Danf verpflichtet ift. Allerdings hat er feiner 
Nichte, der Königin Victoria als englifcher Peer gehuldigt; das iit jedoch eine alt- 
bergebrachte bloße Form. Dagegen würde es ihm unendlich fauer eingehen, mit 
Verzichtung auf den füßen Souveränetätstraum feinem Neffen, einem Kaiſer von 
geltern ber, fich unterzuordnen. Gr würde lieber dem Kronprinzen das Feld räumen 
und fich nach feinem ſchönen Landfig Kew in England zurüdziehen. Schon beim 
Verjprechen der Märzfreiheiten, ald das Minifterium Falde fiel, bat er befanntlich ge- 
äußert: „Drängt mid) ja feinen Schritt weiter, jonit gehe ich fort”, und er iſt der 
Dann dazu, um Wort zu halten. Nun würde zwar der Rüdtritt Sr. Majeltät Die 
einfachite Löſung der obwaltenden Schwierigkeiten fein, welche fich ber Einfügung 
Hannovers in den Deutjchen Einheitsbau entgegenftellen. Auch hat man in einer in 
ber Refidenz gehaltenen Bolfsverfammlung beim Berlauten jener Eönigl. Drohung 
damals laut und vieljtimmig gerufen: „Laat’n man loopen!” Indeſſen jtellen fid) 
ber Faſſung eines ſolchen an fich ſehr nahe liegenden Entjchluffes jehr bedeutende 
Hindernijje in den Weg, und dieſe find hauptjächlich in der Kamarilla zu juchen. 

Gräfin Grote würde nach England nicht mitgehen wollen, weil fie nid;t Eng- 
liſch Spricht, Das dortige Terrain nicht fennt und den vielen englifchen Befanntinnen 
des Königs gegenüber zu einer Null herabfinfen würde, während fie jegt am Hofe 
bie erfte Rolle jpielt. Hier bleiben kann fie auch nicht gut, weil ihre Zufunft nicht 

efichert ift. Meberbies foll der Kronprinz durchaus fein Wohlgefallen an ——— 

fe würde ohne Einfluß fein, wenn derfelbe zur Regierung käme. Diejelben Motive 
I auch Herr v. Malortie; auch er wünjcht durchaus nicht nach England zu gehen, 
at aber auch Feine Zufunft am Hofe des Kronprinzen, weil er ſogar dieſen in jol- 
hem Maße zu bevormunden, beziebungsweije zu tnrannifiren fucht, daß er für deſſen 
Tafel den Küchenzettel vorschreibt! Ebenfo würde Die ganze obige Gevatterjchaft bei 
der Kronprinzeſſin ihre Stellen zu verlieren fürchten. Demnach J klar, daß nicht 
nur die zwei einflußreichſten Perſonen am Hofe, ſondern auch die Dii et Deae mi- 
norum gentium Alles aufbieten werden, um den König in Deutjchland feitzubalten 
und über welche Mittel fie zu gebieten haben , darüber wird ber geneigte Lejer nad) 
dem bisher Gefagten nicht mehr im Zweifel fein. 

Im Eingange dieſes Artifel8 haben wir Die in der Refidenz Hannover wohnhaf- 
ten Mitglieder der Kamarilla aufgeführt und zu charafterifiren geſucht. Sept wollen 
wir auch die correfpondirenden Mitglieder, das Minifterium und die Diplomatie, jo 
wie endlich auch den „Hof der Zufunft“ unferer Betrachtung unterziehen. Wie in 
der unmittelbaren Umgebung des Königs Herr von Malortie die einflupreichte Per - 
fon ijt, fo wirft aus der Ferne am mächtigften auf den Monarchen der Chef Des 
geftürzten vormärzlichen Kabinets, Herr von Falcke. Wie in anderer Beziehung fo 
gleicht er auch in dieſer Hinficht feinem Lehrer und intimen Freund Metternid, der 
nach glaubwürbdigen Berichten ja ebenfall$ jogar von London aus das Ollmüger Ka— 
binet mit „guten“ Natbichlägen verforgt. Herr Kabinetsrath von Falde, weiland 
Mitglied der „schwarzen Commiſſion“ in Mainz, wurde von Wilhelm IV. baronifirt, 
als er — o jeltene Ironie des Schickſals! — als er dafjelbe Stantögrundgejeg zur 
Genehmigung nad London trug, deifen Umfturz er bald darauf mit glängendem 
Scharffinn zu vertheidigen fuchte. Gr lebt jegt zurüdgezogen bei feinem Freund, 
dem SKanzleidireetor Meier in Osnabrück in otio cum dignitate. Facta loquun- 
tur, fann man von ihm fagen, und diefe redenden Thaten feiner Vergangenheit laſ— 
jen mit nur allzugroßer Sicyerheit auf den Geift feiner brieflihen Ginflüfterungen 
ſchließen. In gleichem Sinne wirkt von feinem Gut im Lüneburgijchen aus ber fleis- 
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Big mit dem Hof eorrefpondirende Herr v. Lenthe, vormaliger Gejandter am Bun— 
destag, wo er fich befanntlich beim Ausbruch der Märzftürme nicht halten fonnte. 
Gr iſt ein eingefleifchter Hofſchranze, der fich in feiner unfreiwilligen Zurückgezogen— 
beit ſehr unbehaglich fühlen muß. 

Die wenigen Hannoverjchen Diplomaten find aus ſehr naheliegenden, wenn aud) 
nicht fehr ehrenwerthen Gründen ebenfalls gegen das Zuftandefommen des Bundes— 
ftaate8 unter preußifcher Hegemonie, Denn wie für die gefammte Diplomatie der 
Einzelftaaten die Schöpfung des Kaiſerreichs eine Art von Selbitmord involvirt , io 
fürchten auch fie beim Nüdktritt des Königs ihre behaglichen Sinefuren zu verlieren. 
Darum fuchen fie dem Vaterlande den Danf für den jehweren Gehalt, den fie be— 
ziehen, dadurch zu bethätigen, daß fie gegen feine heiligiten Intereſſen intriguiren, 
Namentlich ift Graf Adolph Kielmansegge in London, vormals in Paris, ein jehr 
ſchlauer Geiſt, was er bejonders Durch die Art gezeigt hat, wie er feinen Vorgän- 
ger in London aus dem Sattel gehoben bat, den darüber wahnfinnig gewordenen 
Geheimen Rath von Münchhaufen. Gewiß der Herr Graf iſt um die Mittel für bie 
Erreichung feiner Zwecke gar nicht verlegen: welche Zwecke er aber ald correipondiren: 
des Mitglied der hannoverſchen Kamarilla verfolgt, darüber bejteht unter Allen, Die 
ihn fennen, nicht der geringite Zweifel. Aehnlich wirft von Berlin aus jeit drei 
Jahren der Graf von In- und Knyphauſen, ein Oftfriefe. Als reicher Grundhold 
— er befigt das fchöne Gut Lütezburg bei Norden — nahm er zwar anfangs bie 
Geſandtſchaftsſtelle am preußifchen Hofe nur ungern an, bat fich aber unter der Sand 
in Berlin ſehr brillant eingerichtet, ijt al8 ehemaliger Pteuße dort gern gefehen, gedenft 
feine Töchter in der glänzenden Nefidenz weit beffer zu verheirathen, als auf dem ein- 
jamen Lütezburg und würde jet fehr ungern feinen Poften in Berlin aufgeben. 
Seine Gemahlin ift Die Schweiter des Grafen Kielmansegge in London und ber 
tm Anfange unferes Artifel8 aufgeführten Gräfin Adelaide Hardenberg und corre— 
jpondirt ibrerfeits auch unmittelbar mıt dem König Ernſt Augult. 

Hätte nun das Hannoverfche Minijtertum eine entjchieden deutſche Farbe und 
Sefinnung, fo würde e8 unleugbar neben der überaus mächtigen Kamarilla, welche 
den König von allen Seiten umſtrickt hält, eine jehr jehwierige Stellung einnehmen. 
Da e8 aber größtentheild aus „gutgefinnten” hannoverſchen Partikulariiten (und 
worunter, nebenbei gejagt, der Hageftolze) befteht, fo jcheint daſſelbe mit der Ka— 
marilla jehr gut zu harmoniren; wenigitens merft man in Hannover durchaus Nichts 
von jo bedenflichen Gonflieten, wie fie jegt Würtemberg erjchüttern. Die zwei be- 
deutendjten Mitglieder des Minifteriumsd find ohne Zweifel Stüve und Bennigſen, 
jener der begabtefte, Diefer der am beiten Deutjchgefinnte. Stüve ift zu ſehr Aurift 
und zu wenig Staatdmann im höhern Sinne Sein Wahlſpruch iſt: fiat justitia 
et pereat mundus! Wenn aber der Sag: summum jus, summa injuria jchon 
in der Jurisprudenz feine unleugbare Berechtigung behauptet, jo gilt Dies noch hun: 
dertmal mehr auf dem Gebiete der Staatsweisheit. Davon ſcheint aber Stüve Feine 
Ahnung zu haben. Er ift unverheirathet (daher um fo eigenfinniger), ſpeiſt immer 
im Gaſthaus und fait nie bei Hofe, obgleich ihn der König gern leiden mag, feit: 
dem er ihn näher Fennen gelernt. Ya, es foll eine — imponirende Scene ges 
wefen fein, ald Graf Bennigien nad) dem Sturz des Minijteriums Falcke den frü— 
hern „Feind“ dem König präfentirte, Stüve's troden partifulariftifche Nichtung 
paßt fehr wohl zu der hochmüthigen Perfönlichfeit des Königs. Es find ganz ver: 
Ichiedene Faktoren und wirfen doch für Ein Ziel. Bei dem Gigenfinn, womit der 
verfnöcherte Juriſt Stüve fich in fein Syſtem verrannt hat, fürchten wir, Daß der 
Troft, den man uns gegeben hat, „Stüve werde mit der Zeit aus dem beitem Han— 
noveraner noch der der befte Deutjche werben” — wenigftend in Diefem Leben nicht 
in Erfüllung gehen wird. 

Graf Alexander von Bennigſen, Sohn des berühmten ruffiichen General® und 
einer noch lebenden Bolin, einer fehr würdigen Frau. Er hat zuerit die gewöhnliche 
Deamtenlaufbahn durchgemacht, war dann Mitglied des Schageollegiums und als 
ſolches geborene Mitglied der frühern erften Sammer, In diefer Eigenſchaft kam 
er in Oppofition mit dem König. Weder Gnade noch Ungnade fonnte feine Geſin— 
nung beugen; dieſe Gharafterfeitigfeit gab ihm feine ehrenfeite Stellung im Pu— 
blicum. Man jagt, der König habe 14 Tage Bedenkzeit gebraucht, che er ihn zum 
Mintfter nahm! Sabre lang war er gar nicht an Hof gebeten und iſt auch gar nicht 
aus eigner Wahl Miniſter. Er ijt ein ftiller, einfacher Mann, dem es — 
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gen würbe, auf feinem Gute Banteln bei Elze an ber Leine Milch» und Butter» 
wirtbfchaft zu treiben, als auf dem glatten Hofboden fich zu bewegen. Gr ift nicht 
antipreußifch aefinnt, fondern gut deutſch (was jegt identiſch ift), wohl aber jehr 
antiruffifch, objchon er der Sohn eines ruſſiſchen Generals iſt. 

Herr v. Bothmer war bi8 zum Regierungsantritt des Königs Juſtizrath, ge— 
hörte zu der Gommiffion, welche der König über den Verfaſſungsumſturz conjultirte 
und erklärte ſich muthig und beharrlich dagegen. In Folge feines legten Geſprächs 
mit dem König über diefen Gegenftand, hat er dem Füriten jo derb die Wahrheit 
gejagt, daß dieſer ſich vor Merger hat erbrechen müſſen! Bothmer legte nad) dem 
Verfaffungsumfturz befanntlich feine Stelle nieder und zog fid nad Pommern zurüd, 
wo er das Gut Garow gefauft hatte. Als im Jahre 1848 der Auf nad ihm ericholl, 
wurde Bothmer in vier verfchiedenen Wahlbezirfen in die Neichdverfammlung gewählt. 
Auch feine Handlungsweife in Frankfurt erklärt fid, wohl zum Theil daraus, Daß 
er zu ſehr Juriſt ift. Ueber jeine lebten Abjtimmungen in der Paulskirche jedoch, 
wo er, der Gonjervative, mit einem Schmerling gegen das abfolute Veto u. ſ. mw. 
geftimmt, ift er uns genügende Nechenjchaft ſchuldig, wofern wir an einem bisher 
bochachtbaren Gharacter nicht irre werben ſollen. Möge er in dieſen Blättern jelbft 
durch ein offenes Wort feine Nechtfertigung verfuchen ! 

Hermann von Wangenheim war bis zur Revolution Klofterrath in Hannover 
und ftand ſonach in einer ziemlich unbedeutenden finanziellen Stellung. Er ift Ger- 
manijt und eben hierburch, eben fo wie Herr von Malortie, zu Stüve in eine nä= 
here Beziehung getreten. Hieraus erflärt man fich, da er früher nie in diplomati— 
schen Verbindungen geftanden, feine Mijfion nad Frankfurt, wo er ftatt des Herrn 
von Lenthe den erfreulichen Beruf zu erfüllen hatte, den Bundestag zu ſchließen. 
Neuerdings hat er wieder eine Mijfion nad) Berlin gehabt, wo er mit Nechberg und 
Schmerling zufammen getroffen fein fol. Gr iſt ein verfnöcherter Hannoveraner, 
aber durchaus ehrlicher, achtungswerther Character, gilt als Amanuenfi$ von Ben = 
nigfen und ijt in Hannover befannt unter dem Namen „der lange Johann." Wer 
— im Britiſh Hotel geſpeiſt hat, der erinnert ſich gewiß auch ſeiner die ganze 

afel beherrſchenden ſchnarrenden Stimme. Er iſt der vierte garçgon im hannover⸗ 
ſchen Miniſterium. 

Dr. Braun war vor den Märzſtürmen ſchon Kabinetsrath, ift jetzt Cultusmini— 
fter, ſchlau und einflußreich. Er bringt wenigftens Die eine Hälfte des chriftlichen 
Gebets: „Seid Flug wie die Schlangen u, ſ. w.“ gewiffenhaft in Erfüllung. Weni— 
ger bedeutend find der Finanaminifter Lehzen und der Kriegsminifter Prott. Der 
als Juſtizminiſter fungirente Juſtizrath von Düring (ein entfernter Verwandter des 
in Anfange unjeres Artikel genannten Generald von Düring) iſt ein braver Cha— 
raeter, aber ebenfalls bornirter Hannoveraner und ohne allen Enthufiasmus für das 
große Vaterland. Ya, an diefem patriotifchen Enthufiasmus fehlt e8 "überhaupt in 
den Hof- und Minifter-Regionen gänzlich, fo fehr dieſe Gefinnung auch im braven 
Volke lebt. Uber, möchten wir fragen, was kann auch von einem jolchen vertrod= 
neten engherzigen hageſtolzen Minifterium für die deutſche Eache Gutes fommen! 
Kann man aud) Trauben lefen von den Dornen und Feigen von den Dijteln? 

Nun rechne man noch hinzu den hemmenden Einfluß der auswärtigen in Hannover 
affrebitirten Diplomaten, des öfterreichifchen Geſandten, Baron von Krefjenitein , des 
baieriſchen Gejchäftsträgers, Hrn. v. Montgelas, ferner des ruifiichen Gefandten , 
Hrn. v. Manfuroff. Derfelbe war früher ruſſiſcher Militairgefandter in Berlin, ift 
jeit etwa 2 Jahren in Hannover angeftellt, —— früher gar kein ruſſiſcher Ge— 
ſandter in Hannover war) und macht daſelbſt eins der glänzendſten Häuſer. Wie 
Rußland über Deutſchlands Wiedergeburt denkt, iſt bekannt. Zudem hat Herr von 
Manſuroff einen ſehr intriguanten, in den deutſchen Verhältniſſen überhaupt und den 
bannoverijchen insbefondere wohlbewanderten Legationsieeretär, tom Have. Diefer, 
ein geborner Hannoveraner, der, wenn wir nicht irren, längere Zeit in Turin ge: 
lebt hat, muß große Sarantieen gegeben haben, da er als Deutjcher jo außerordent— 
liches Vertrauen von Seiten Rußlands genießt. Er wird fehr hoch bezahlt, und für 
diefen Judas - Preis verräth der geborne Deutfche fein Vaterland an den ruſſiſchen 
Diplomaten! Wo findet man einen Engländer, der fich zum Söldling eines fremden 
Diplomaten hergäbe? Auch die übrigen fremden Diplomaten find der deutfchen Ein: 
heit nicht jonderlich gewogen. Der englijche Gefandte, Mr. Bligh, ift ein gutmü— 
thiger berber Dritte, aber den toryſtiſchen Anfichten ergeben, die befanntlich den 
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deutfchen EinheitSbeftrebungen fehr abhold find. Zwar ift er dem König perfänlich 
unleidfich, aber vermöge jeiner amtlichen Stellung und bei 3000 Pfund Sterling 
Gehalt natürlich nicht ohne Einfluß. Uebrigens hat Palmerfton, als er ans Ruder 
fam, es nicht der Mühe werth gehalten, bei dem eintretende Wechfel des politischen 
Syſtems die Perſon feines Nepräfentanten in Hannover zu wechjeln. Neben ihm 
ftebt der Legationgjecretär, George Edgeeumbe, minder einflußreich, als feine beim 
König fehr wohlgelittene, reizende und fofette Gemahlin. Der nieberländiiche Ge- 
ſandte, Jonkheer Devel, ein bebaglicher Sohn feines Baterlandes, natürlich fehr 
ſpeeifiſch bolländifch gefinnt Schon wegen der Limburger Verhältniffe, ift zwar durch: 
aus feine hervorragende Perjönlichkeit, wirft aber doch Durch wiederholte unermüb- 
liches Schwatzen nad) dem Sprichwort: »Gufta cavat Japidem non vi, sed saepe 
eadendo.« Da befanntlich auch Franfreih an der Stärfe des deutjchen Reichs 
durchaus feinen Wohlgefallen hat, fo dürfen wir unbedenflich annehmen, Daß ber 
franzöfifche Gejandte in ähnlichem Sinne und Geiſte, wie feine Gollegen, injtruirt 
it, wenn wir gleich, zur Ehre der franzöſiſchen Nepublif, an deren angebliche Pro— 
tefte gegen Deutſchlands Neconftituirung zu einem Erbkaiſerthum, nicht glauben 
mögen. Hr. v. Schleinig aber, der Vertreter Preußens, tjt, wie in Ihrem Blatte 
auch Schon wiederholt angedeutet worden, durchaus nicht der Mann dazu, allen dies 
fen nachtheiligen, undeutjchen Ginflüffen die Spige zu bieten. Bielleicht wünfcht er 
nicht einmal das Zuftandefommen des preußifchen Erbkaiſerthums, da die hiermit 
wahrjcheinlich verbundene Aufhebung der Geſandtſchaften bei den einzelnen deutſchen 
Staaten ihn um feinen angenehmen Aufenthalt in Hannover bringen fünnte und dba 
* un auf die Gefandtenitelle in Paris für ihn doch noch nicht vollfommen 
eit jteht ! 

Während folchergeftalt der undeutiche Hof des Königs mit feinem ganzen Schweife 
dem MWerfe der deutichen Ginigung aus allen Kräften widerftrebt, möchte fich dage— 
gen der deutſchgeſinnte Hof des Kronprinzen gern an Preußen anjclichen, 
Früher war der Kronprinz allerdings trog feiner Blindheit und der dadurch beding— 
ten Abhängigkeit von andern Menfchen, ſehr abjolutiftifch gefinnt, in mancher Bezie— 
bung vielleicht noch mehr, als der Bater, Dies rührte namentlich von dem Unters 
richt feiner verftorbenen „weltflugen“ Mutter her, welche zwar jehr wenig bielt von 
den Geboten der göttlichen Moral, aber deſto mehr Gewicht legte auf die Lehren des 
fogenannten göttlichen Rechtes und demgemäß ihrem Sobne die Marime einjchärfte: 
„Fürſten dürften feine Freunde, jondern nur Diener haben!” Aber durch fein an— 
dauerndes hoffnungslofes Leiden, durch die zurüditoßende Behandlung des rauhen 
Baterd, durch den mildernden Einfluß feiner fanften Gemahlin, durch Die herben 
Erfahrungen des fchwiegerelterlichen Hofes zu Altenburg ſcheint fein Gemüth erweicht 
und umgeftimmt worben zu fein. Er lebt jehr bäuslich, führt ein ſehr glückliches 
Familienleben, fteht aber, wie gejagt, feinem Vater fehr fern und wirb zu ben 
Staatsgejchäften faſt gar nicht zugezogen. Dennoch darf er vor dem 7. Juni, dem 
Geburtstage des Königs, nicht nadı feinem Lieblingsaufenthalte Montbrillant hin- 
ausziehen. Den Enkel, einen dreijährigen allerliebiten Snaben von — man möchte 
jagen — majeftätifcher Haltung, fcheint der Großvater ungleich mehr zu lieben, als 
den unglüdlichen Sohn. 

Aucd Die Umgebung des Kronprinzen und feiner Gemahlin befteht aus lauter 
milden, gutgefinnten Leuten. Namentlich wirft in dieſem Geifte ber Kammerherr 
und Hofmarfjchall Herr v. Oldershauſen, ferner der Hr. v. Frefe, Mojutant und 
Führer des Prinzen, feit längerer Zeit ſchon in Berlin, ein Oſtfrieſe mit aller An— 
hänglichkeit an Preußen, und Hofrath Bode, der frühere Lehrer und jetzige Vor— 
leſer des Fürſten. In dem Hofſtaat der Kronprinzeſſin iſt ganz beſonders ausge— 
zeichnet und allgemein verehrt die erſte Hofdame derſelben, Fräulein v. d. Gabelentz 
aus Altenburg. Hand in Hand mit ihr geht die harmloſe Oberhofmeiſterin, Frau v. d. 
Deden und Die ebenfall8 durchaus gutmüthige Fräulein v. Düring, Tochter des „Vie: 
dermannes.“ Alle diefe Perfonen leiden gleihmäßig unter der Kamarilla des alten 
Hofes, befonders unter der ſyſtematiſchen, bis auf den Speiſezettel fich erſtreckenden 
Tyrannei- des Hrn. v. Malortie. Alle würden einen Wechjel des politiichen Syſtems 
nicht ungern ſehen, würden die Anerkennung der Reichsverfaſſung und des erwählten 
ReichSoberhauptes gern unterftügen, wenn ihnen jet nicht die Hände gebunden wären. 

Während wir diefe Zeilen niederjchreiben, find die Dinge raſch vorgeſchritten. 
In Würtemberg verfucht der „deutjchgefinnte” König unter nichtigen Vorwänden 
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den Widerſtand gegen „Kaiſer und Reich” auf’8 Aeußerſte zu treiben, fcheitert aber 
an der Ginigfeit und Gntjchloffenheit des fernhaften Schwabenvolfed. In Berlin 
treibt das Winiiterium Brandenburg die Willfürherrichaft „mit der conftitutionellen 
Schürze“ auf die Spike und jpielt ein verhängnißvolles va banque; die Krone 
der Hohenzollern rollt nochmals an einen Abgrund, diesmal dur die handgreifliche 
Schuld der Minifter. Was fann das Mintjterium durch neue Wahlen gewinnen, 
wenn es nicht zuvor ein neues Wahlgejeg oetroyirt, d. h. einen Staatsjtreich gegen 
die nunmehr „als zu Necht beſtehend anerkannte“ Verfaffung vom 5. Dee. wagt? 
In Hannover löſt Stüve die unbequeme Mahnerin, die Ständeverfammlung, zu einer 
Zeit auf, wo ein wahrhaft conjtitutioneller Miniiter ihren Rath am angelegentlich- 
jten gefucht haben würde. Freilich der Juriſt Stüve bat feinen Paragraphen Der 
Verfaſſung verlegt, er ift in feinem vollen buchftäblichen Recht; und doc bat er der 
Monarcie und dem conititutionellen Syitem eine tiefere Wunde gejchlagen, als alle 
Deelamationen der rothen Republifaner. Denn summum jus summa injuria. 
Mit Einem Wort: vergebens hat der „alte Plebejer” vom Niederrhein, auf dem 
Grabe ftehend, den Königen geweillagt. „Die Fürften, jagt Dülon, find ed, Die 
ung der Republik entgegentreiben und die Nepublif zur einzig möglichen Staatsform 
einer nicht fernen Zufunft machen. Es ijt die höchfte Zeit: discite justitiam 
moniti! — Du aber insbejondre , T6jähriger Ernſt Auguft, der Du ſchon mit einem 
Fuße im Grabe jtebit, halt an Deinem braven Volke noch ein ſchweres Unrecht zu 
fühnen, den Umfturz des Staatsgrundgefeßes. ALS geborner Engländer weißt Du 
jehr wohl, daß dieſer Frevel, wenn er in England gewagt worden wäre, einen 
Thron gekoftet hätte. Aber der ſtolze Britte glaubte einem Deutjchen Volksſtamm 
ungeitraft Alles bieten zu Dürfen. Jetzt iſt ber Tag der Abrechnung gefommen. 
Noch fteht e8 in Deiner Hand, Dein Volf durd eine hochherzige That zu verjöhnen: 
entweder ordne Dich dem „Kaiſer und Reich“ unter, oder entjage freiwillig dem 
Throne! Ein Drittes giebt’s nicht. Noch ift es Zeit, mit Ehren nachzugeben. Bald 
wird aber auch dieſe Furze Frift abgelaufen fein, dann erjchallt das verhängniß- 
volle »trop tard!« — 


“IL. 
Der Kronprinz don Hannover und feine Umgebung. 
(Aus Nr. 238 und 239 der Kölnifchen Zeitung von 1849.) 

Der geittreiche, vor längerer Zeit in dieſen Spalten mitgetheilte Aufſatz der 
„Deutjchen Zeitung”: „Die Hannoverjche Gamarilla und das Miniſterium“, hat die 
Umgebung des Kronprinzen von Hannover eine aus lauter milden und gutgefinnten 
Leuten bejtebende genannt und uns zugleich Ausfichten und Hoffnungen auf Gunft 
* Förderung erregt, welche dem deutſchen Bundesſtaate von dieſer Seite werden 
önnten. 

Wir ſind leider im Falle, eine Berichtigung dieſer Anſicht geben zu können, und 
wollen zu dem Zwecke jene Umgebung etwas näher ins Auge faſſen. 

Was den Nıonprinzen jelbft anbelangt, mit dem wir unjeren Cyklus beginnen 
wollen ‚, jo ijt Diefer von eben fo abjolutijtifchen Anfichten, wie er befanntlid vor 
der Märzerrungene oder Erzwungenfchaft war. Anfiditen, die dem Menichen zur 
zweiten Natur geworden, Die er mit der Muttermilch eingefogen , laſſen fich einmal 
nicht wie Schminke vom Geficht verwijchen. Die Umgebung des Kronprinzen iſt 
auch nicht der Art, ihm vwolfsthümlichere Grundjäge beizubringen. Der nunmehrige 
Ober: Foritmeifter von Düring, ein ehrbarer, characterfeiter Mann, früher Adjutant 
und Quafi-Erzieher des Königſohnes, ſoll fich unendlich viel Mühe gegeben haben, 
jeinem Zöglinge freifinnigere Anfichten beizubringen; aber der gute Same fiel auf 
unfruchtbaren Boden, der gute Wille des Ajo jcheiterte an dem Schuß - Empfoblenen., 
Selbſt auf dem Seebade Norderney, wo doch die größte Ungezwungenheit herrichte, 
die lältige Hof-Gtifette ganz wegfiel und wohin die Speifezettel und die Windöfen 
des Herrn Unico von Malortie den Kronprinzen nicht verfolgten, fonnte der Bie- 
dermann von Düring Diefen nicht dazu bewegen, fremde Badegäite bürgerlichen Stan- 
des, wenn fie auch anderswo hohe Stantsitellen befleiveten, zur Tafel einzuladen! 
En wie der Kronprinz damals dachte, denkt er auch jegt noch, und fein perjönliches 
Weſen hat ihm Die Liebe des hannoverſchen Volks nicht gewonnen. Was ihm da— 


—— 
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von eine Zeil Tang feine liebenswürbige Gemahlin aus ihrem reichen Schafe daran 
zumandte, ift feit der Päriſer Februar- Revolution vollends eingebüßt. Cine angeb: 
liche Neußerung bei der Nachricht von den Parifer Bewegungen haben die quten 
Bürger von Hannover ihm jehr übel genommen und jehen ihm feit der Zeit lie— 
ber auf den Nüden als ins Geficht. Leider hat auch die Kronprinzeſſin hierunter 
zu leiden, fie, der vorher die Herzen aller Hannoveraner entgegen fchlugen. Die 
Kronprinzeffin it eine edle Frau, fie verdient die Liche des Volkes; Die Hoheit ihres 
Aeußeren prägt Hocachtung ein, die fanfte Milde ihres Weſens gewinnt Zuneigung. 
Ihrem natürlichen Gefühle zufolge würde fie glänzend wohlthätig ſein, wenn hin- 
reichende Mittel ihr zu Gebote ſtänden. Schade nur, daß die hohe er fich dem 
Pietismus in Die Arme geworfen bat. Herr Gonfiitorialratb, Dr. theol. Schloß— 
prediger Niemann halt öfter Mbendandacht bei ihr; da Echufter Brennefe 
auch zu Diefen geiftlichen Uebungen zugezogen werde, haben wir nicht vernommen. 

Es mag immer feinen guten Grund haben, daß des Königs Majeftät den jun- 
gen Gatten ziemlich jtraff Die Flügel gebunden hält, bei dem Character des Prinzen 
findet die vwäterliche Bevormundung wohl ihre Entjchuldigung, und das fürftliche 
Paar führt unterdeß ein glückliches Familienleben und entjchädigt fich in fortwähren- 
den Flitterwochen. Deutichland hat, offen geftanden, vom Kronprinzen nichts zu 
erwarten; er wird ficher nicht daran bauen helfen, um ein einiges, großes Vaterland 
unter dem Vortritt Preußens zu fchaffen; er wird ficher nicht um Deutjchlands 
*— auch nur ein kleines Steinchen aus der ſouverainen hannoveriſchen Krone 

ingeben! 

9 Der Matador am Hofe des Kronprinzgen, und der, um den fich Alles dreht 
und wendet, iſt deffen Adjutant, der Artillerie Hauptmann Herr Friedrich Ernſt 
von Frefe, ein Oftfriefe von Geburt. Free ijt dem Sohne das, was Don Unico 
von Malortie dem Vater ift, auch eben fo unentbehrlich. Er bejorgt die Privat 
Gorrefpondenz des blinden Fürften und ift in Die geheimften Geheimniffe deffelben 
eingeweiht. Grit zwar ein adelſtolzer, hochfahrender und abftohender Mann, aber 
nicht8 deſto weniger ein ehrbarer Character, ein Mann von Wort; er veripricht wenig 
oder gar nichts, Das Verfprochene aber hält er heilig. Hofmann ift er nicht, folg: 
lich auch fein Intriguant; der derbe, fernige Oſtfrieſe Leuchtet aus allen feinem Thun 
und Laſſen hervor. Als Soldat fchlägt er da derb hinein, wo fein gewandter und 
verichmigter Herr Gollege Don Unico es meifterhaft verftcht, ſelbſt das Bittere zu 
verfüßen und jener Sorte Zuder nicht ipart, Die nichts £oftet. Mit Malortie iteht 
Freſe in feinem freundfchaftlichen Verfehr, er meidet ihn, wo er es mit Anftand 
fann. einem Seren, ben er faft immer begleitet, ijt er ein treuer, zuverläjfiger 
Diener, aber leider beitärft er dieſen in feinen ariitofratifchen Grunbjägen, und fo 
ſehen wir auch von dieſer Seite der demofratifchen jchwarzsroth: goldenen Fahne 
nicht die mindeſte Hoffnung erblühen. 

Abwechfelnd mit Frefe verfah früher ein Major von Stolgenberg den Adjutan— 
tenbienft beim Kronprinzen. Diefer Mann aber, heißt e8, war der Gamarilla am 
Hofe des alten Königs zu freifinnig; fie haßte ihn Deshalb, that ihm allen nur er: 
denflichen Schabernadf an, und biß und zerrte jo lange an ihm herum, bis der gute 
Mann, des Quälens müde, feine Stelle beim Kronprinzen aufgab und fich auf jein 
Landgut im Fürftenthbum Osnabrück zurüdzog, um dort von jeiner Hof: Gampagne 
auszuruhen. Wie weit die Freifinnigfeit Stolgenberg’3 gegangen — dafür Liegen 
freilich gar feine Beweije vor. Er war nicht jo wortfarg, wie jein College Hr. von 
Freſe, warf aber allzu leichtfinnig mit Veriprechungen um fich, die er nie zu halten 
hoffen durfte. Das Vertrauen des Kronprinzen, dem er aufgedrungen worden, als 
Herr Ober-Forſtmeiſter von Düring fich zurückzog, hat er nie beſeſſen, und da er 
jelbjt Furzfichtig ift, jo hatte er öfter das Unglück, den blinden Königsſohn, den er 
führte, jehr unfanft mit der Erde in Berührung zu bringen, was gewiß nicht Dazu 
beigetragen hat, ihm deſſen Zuneigung zu erwerben. Als „das Fallen” Das erite 
Mal vorfam, verbreitete fich wie ein Lauffeuer das Gerücht, der Kronprinz habe 
ein Probejtüc a la Brutus begangen; denn der König war gerade jehr leidend, jo 
dat man befürchtete, ev werde jehr bald Die leere Stelle im Maufoleo an der Seite 
ber Höchjftfeligen Gattin einnehmen. Der Hofadel erkannte Stolßenberg nicht als 
Vollblut an, und feiner ungezwungenen Manieren wegen war er ihm unausſtehlich. 
Niemand tft wohl je von jeiner eigenen Kaſte mehr verläjtert worden, als Stoltzen⸗ 
berg vom hannoverifchen Adel. 
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Das Küchen- und Keller Departement bes Fronprinzlichen Haushalts führt fett 

dem Abgange des Kammerherrn von Oldershauſen, der Flügel: Adjutant des Königs, 
Nittmeilter von Hedemann, ein baumftarfer, ftattlicher Guiraffier. Hedemann tft ber 
Schwager des biedern und freilinnigen von Steinberg, des von ber Gamarilla ver- 
drängten Ober-Hofmarſchalls, folglicd Fein Freund Don Unico’d. ein Vorgän= 
ger von Oldershauſen war Fein Mann von Energie, der gegen Malortie anzufäm- 
pfen gewagt hätte; er hielt jo ſparſam Haus, bob dabei der armen Dienerjchaft Die 
Livree zu weit wurde. Seit Hedemann’s Verwaltung jedoch geht e8 beffer, es herricht 
anitändige Fülle in der Küche des Kronprinzen; aber der arme Don Unico ipeit 
Feuer und Flamme über old, heilloie8 Berichwenden. Die ritterlihe, Achtung ges 
bietende Geſtalt und das martialifcbe Auftreten Hedemann’8 jcheinen ihm aber 
Furcht einzujagen, und fo muß er fich darauf beſchränken, im Etillen wider ihn 
u wirken. 
: Es iſt ja aller Welt befannt, daß zwei ritterbürtige, an Anfehen und Reichthum 
gleich mächtige Parteien am Hoflager Ernſt Auguſt's fich feindlich gegerüber ſtehen, 
nämlich die Samarilla mit ihrer ganzen Sippjchaft und die durch fie beleidigten und 
zurüdgejegten Familien nebit deren Anhang. Gleich echten Montecchi und Gapuletti 
baben fich gegenjeitig ewigen Haß und Race zugefchworen. Blut foll zwar nicht 
fliefen, «8 wäre audı Schade um den edlen Saft, aber — „Nunquam retror- 
sum!* ift beider Feldgeichrei, und fomit Fann die Fehde erit mit dem Untergange 
der einen oder der andern Partei enden. Malortie wird nichts verfäumen, um ben 
Hab der Gamarilla gegen Hedemann anzufchüren,, und Einer von Beiden wird bald 
nach allen Gejeßen der Hof: Gabale unterliegen und dag Feld räumen müſſen. 

Mie aber nichts auf der Welt vollfommen iſt, jo iſt e8 auch der ſonſt biedere 
Hedemann nit. Er ift zwar fein kraſſer Ariftofrat, auch nicht jo fteif und firamm, 
wie Herr von Freie, er hat fogar, was für ihn fpricht, eine Mesalliany ge: 
fchlofien; aber er ift ein eingefleifchter Hannoveraner, Der lieber feinen Pallaſch gegen, 
als für Deutfchland züge. 

Wir haben hiemit die Männer, denen das materielle Wohl des Kronprinzen 
anvertraut iſt, beleuchtet. Die, welcdyen die geijtige Ausbildung des Füriten obliegt, 
find ein durd den Zufall und doch paſſend zufammengefügtes Kleeblatt, das wir jegt 
zergliedern wollen; es ift ein wahres similis simili gaudet ; glaubenstreuere Ab— 
folutiften hätte die Gamarilla nicht erlefen können. 

Den meiften Einfluß von allen dreien übt auf den jungen Fürften der Hofrath 
Bode aus, ein mittelmäßig gebildeter und geiftig ziemlich befchränfter Dann. Er 
it „Vorlefer Seiner Königlichen Hoheit” und bekleidet ſchon feit der Thronbeftrigung 
Ernit Auguſt's Diefe Etelle; ibm lag e8 bis zu den März-Ereigniffen allein ob, den 
Füriten zu jchulen, ibm die Zeitungen vworzulefen und deutfche und franzöfijche Li- 
teratur vorzutragen. Gr hatte aber dabei die ihm vorgefchriebene Richtung ftreng 
zu befolgen, eher weniger ald mehr mitzutheilen und alles das, was in den 
Kram der Gamarilla nicht paßte, zu verichweigen. Daß Bode gewifienhaft nach die⸗ 
IE Borichrift gehandelt hat, dafür bürgt uns fein Character. Er ift ein viel zu 

— Höfling, der ſicher um fein Jota den ihn bezeichneten Weg überſchrei— 
ten wird. 

Herr Node war früher Hauslehrer der Prinzen von Bentheim-Steinfurt und 
ift Durch Die Fürfprache des Prinzen Bernhard zu Solms: Braunfel® nach Hannover 
gelommen. Prinz Bernhard hat für die fechstaufend Thaler, die er jährlid ala 
hannoverſcher Staatsraths-Präſident bezog, wenig gethan; er hätte aber dem Lande 
eine große Wohlthat erzeigt, wenn er gar nichts gethan hätte: Herr Bode würde 
dann aud) geblieben fein, wo er war. Aber das Schickſal in feinem Grimme hat 
es nicht ander8 gewollt; Prinz Bernhard wünſchte feinem Schwager, dem Füriten 
von Bentheim: Eteinfurt, die Hauslehrer= Benfion zu erjparen und bürbete dieſe 
jammt jenem Hannover auf; Herr Bode hält nun dafür dem Kronprinzen Vorleſun— 
gen uber Staatswillenjchaft und lehrt ihn die Kunft zu regieren! 

Der Zweite in dem Bunde der Weifen ift Herr Doctor Fer, ein Fleines, zar: 
tes, ſüßes, durchfichtiges, anjcheinend ganz unbedeutendes Männdyen, eben fo unbe: 
beutend fat, wie früher Die „Hannoverijche Zeitung“, deren Haupt-Medacteur er war. 
Gr ift ein Polyhiſtor im ausgedehnteften Sinne des Wortes. Bon jeinem vielen 
Wiſſen zieht jedoch die Welt wenig Nußen. Früher, bevor er NRebacteur der „Han: 
noverijchen Zeitung“ wurde, war er Privat» Docent an der Univerfität Göttingen. 
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Aber das Minifterium Schele: Falde, das ſchon fo viel auf feiner Seele hat, entzog 
auch diefen Mann, man weiß nicht, aus welchem Grunde, den Wiſſenſchaften. Nur 
hat das Nichtöthun bei der Zeitung ihn verwöhnt; als er fie leitete, führte er ein 
Leben, wie ein Domberr alter Stiftung. 

Nach den März: Ereigniffen von den neuen Gewaltbabern ſehr zurüdgejegt und 
und bei feiner Ehre als Redacteur auf das empfindlichite gefränft, trat Lex von 
der Nebaction der Zeitung zurück und war eine Zeit lang ohne alle Bejchäftigung. 
Die Gamarilla aber, die ihre Getreuen nicht vergiht, verließ auch den Ex-Redacteur 
nicht und erfor ihn zum Mitvorleſer des Kronprinzen. Dieje Anftellung machte viel 
Auffehen, da allen Unbeweibten die Aufnahme in den Hofitaat des Prinzen unter: 
fagt if. Der füße Lex ift bislang auch der einzige, dem an dem jo veftalijchen 
Hofe diefe hohe Ehre widerfährt. Die Camarilla muß hierin wohl feine Gefahr 
erblicfen; aber... . . ftille Waffer aber find tief! 

Lex hält dem Kronprinzen Vorlefungen über Literatur und Gejchichte und be— 
folgt dabei, fo wie jein Gollege Bode, genau den ihm vorgezeichneten Weg. Sollte 
auch der Kronprinz, bei all der Bevormundung einmal nach Licht und Wahrheit 
dürften, Keiner aus diefer Umgebung würde es je wagen, ihm über etwas Ausfunft 
zu geben, wenn es nicht in feinem Amte läge. Cine jolche Ucbertretung des Wir: 
kungskreiſes würde die Gamarilla mit augenbliclicher Dienitentlaffung ahnden! Am 
wenigiten hat wohl Lex den Muth, der Gamarifla zu trogen und die Feljeln der 
geiftigen Bepormundung feines Fürften zu brechen; unfer Doctor ift trog mancher 
guten Eigenjchaft viel zu wenig über das Irdiſche erhaben, um eine hocdhherzige Sand: 
lung der Art zu begehen ! 

Der Dritie in dem fonderbaren Kleeblatte ift der ehemalige Lieutenant, In— 
haber der großbritannijchen Waterloo- Medaille und nunmehrige Conſiſtorialrath Berg- 
mann, Hannoveraner von echtem Schrot und Korn. Wie aber die Gamarilla zu 
diefer Wahl gefommen oder Bergmann zu der Stelle gelangt ift, das ift wieder 
eines der vielen Geheimniffe, welches zu durchſchauen dem niedrig gebornen Sterb— 
lichen nicht vergönnt ift. Wir wollen jedoch aern geftehen, daß Bergmann, unges 
achtet feiner abfjolutitiichen Gefinnung, ein Ehrenmann und fein Sriecher ift. Er 
trägt dem Kronprinzen Griminalta und andere jurtiitifche Doetrinen vor, befißt zwar 
einen jcharfen Berftand, ijt aber fein Mann von Genie; und was die Idee „Deutſch— 
land“ angeht, jo find wir überzeugt, dab ihm eine Flafche Champagner unendlich 
intereflanter und praftifcher jcheint, al8 alle die vemagogijchen Ideen der Frankfurter. 

Mit dem männlichen Beitandthetle der Fronprinzlichen Umgebung wären wir zu 
Ende: jetzt joll, fo viel e8 galante Rückſicht erlaubt, der weibliche Theil derfelben 
beleuchtet werben. i 

Die erite Stelle bei der Kronprinzeffin beffeidet die Hofdame, Die verwittiwete 
von ber Deden, geborene von Hedemann, eine Schweiter des vorhin erwähnten Ritt- 
meijterd. Sie ift eine wohlwollende Dame, die weder intriguirt noch thut, was 
nicht ihres Amtes iſt. Am Hofe it fie ohne allen Einfluß; auch hat e8 den Anjchein, 
al3 wenn ihr die dortige Luft nicht vecht behage. Es ift aber fehr zu bedauern, 
daß fie feinen Einfluß bei der Fürſtin bat — fie wäre ganz dazu ——— die hohe 
Frau aus den Schlingen des Pietismus zu retten. Sie iſt zwar auch eine gute or— 
thovoxe Lutheranerin, aber ohne allen pietiftifchen Wahnglauben, ohne jene Schwäche, 
welche fich in übernatürlichen Unfinn ergeht, wie dies leider bei ihrer Gebieterin der 
Fall ift. Frau von der Deren ift eine Feindin jener düfteren Erimmung, welche 
dem menjchlichen Geifte nad) und nad den Haß gegen die Welt und die Verachtung 
bes Vergnügens aufdringt. Sie iſt nicht der Meinung, daß man fich aus der menjch- 
lihen Geſellſchaft zurüdziehen müffe, um die Gottheit in der Einſamkeit a ro 
chen; fie glaubt vielmehr, daß man die Gottheit auch unter den Menichen finden 
fünne. Man fünnte fie, troß ihrer vierzig Jahre, mit Necht noch eine jchöne Frau 
nennen; aber ber allzu ftarf aufgetragene Stolz macht fie unſchön. Sie aber kann 
nicht dafür: dummer Stolz ift leider der Erbfehler des ganzen, bejonders bed vom 
Hofe unabhängigen hannoverjchen Adels. 

Die Hofdame Fräulein von ber werd hat allem Anfcheine nach die Hoffnung 
aufgegeben, mit Hymen noch befannt zu werden. Es ijt wahr, eine gute Hausfrau 


gebt n ihr unter. Die Wohlthätigkeit ift eine ihrer Haupttugenden, und die Danf- 
arfeit, Liebe und Anbänglichkeit an ihre Fürftin und deren Stinder kennt feine 
Grenzen, Eie ift, obwohl nicht ſchön, eine höchft graziöfe Geftalt, und ihre Be: 
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wegungen, wenn fie gebt oder „auf Befehl“ tanzt, find von auffallender Anmuth. 
Sie hat einen männlichen Verftand, gilt fehr viel bei der Kronprinzeffin, iſt aber 
zu ehrlich, um dies auszubeuten, und greift, als Ausländerin, den einheimifchen 
Damen nicht gern vor; fie flieht, wo fie immer fann, die Vergnügungen und hilft 
lieber der Kronprinzeſſin „beten“, 

Von einer andern Hofdame, von Fräulein von Düring, auch das „Kind“ ge- 
nannt, ijt wenig anderes zu jagen, als daß fie mit Anmuth das Feine ſchwarze 
Köpfchen bei Begrüßungen fanft zu neigen weiß und den Knix genau nach den neuen 
Negeln der befannten Doctor Seidler’fchen Verbeugungs- Methode macht. In ihren 
Augen glänzt ein lebhaftes Feuer, das immer mehr fich entzündet, wenn Vergnü— 
gungen im Schwunge find oder in Ausficht ftehen. Die Fürftin giebt fich außeror- 
dentlich viel Mühe, das „Kind“ für den Himmel zu gewinnen, allein die Gnade will, 
jo ſcheint e8, bis jeßt noch nicht vecht bei ihm einfehren. 

Bevor wir mit unferer Schilderung des Fronprinzlichen Hofes fcehließen, muß 
noch eines Individuums erwähnt werden, das, obgleich nicht Direet zum Hofftaate 
gehörend, doch privatim vielen vertraulichen in mit dem Fürften hat, wenig— 

ens fich damit brüftet und von der Vox populi al8 ein Mitglied der Gamarilla 
deſſelben bezeichnet wird. Diejes Individuum ift der Mufifant Wenzel, ein ganz 
phantafielofer und profaifcher Menſch; der hochtrabende Titel: Pianift Sr. König: 
lichen Hoheit, iſt das Beſte an ihm. Das eigentliche Gejchäft dieſes Mannes bei 
Hofe beſteht darin, die Phantafie des Kronprinzen, wenn fich etwas Derartiges ein= 
zuftellen fcheint, in Muſik zu jegen, um dann fpäter der ganzen Welt damit einen 
„Marich“ zu blafen. Die Kronprinz-von-Hannover-Wenzel-Märſche find ja ber 
mufifaliichen Welt zur Genüge befannt und bebürfen feines weiteren Gommentars. 
Herr Wenzel pfleat gewöhnlich in den erften Nachmittagsftunden feine Exereitien bei 
Hofe obsubalten; iſt dann die königliche Hoheit von der göttlihen Mufe ver Tonfunft 
nicht angeweht, wie Dies ſehr häufig der Fall fein foll, fo wird das ſchwarze Bud) 
durchblättert; kurz dieſer Muſikant verfteht e8, fich immer nüglich zu ** und 
im Schweiße ſeines Angeſichts ſein Gehalt zu verdienen. 

Das wären ungefähr die „milden und gutgeſinnten Leute” aus der Umgebung 
des Kronprinzen von Hannover. 

Unfere Lejer ſehen, für Deutfchland it da wenig zu hoffen; was für Hanno: 
ver — wird eine Zukunft zeigen, die wir recht, recht weit entfernt wünjchen. God 
save the King! 


XLI. 


Aenderungen der Mitglieder zweiter Cammer durch die Neuwahlen 
vom September 1849. 


(Da die erfte Sammer nicht aufgelöf’t war, in der zweiten Gammer nur we— 
nige Nenderungen eintraten, jo wird auf Die Anlage XXX. verwiejen. 

4) Die Nefidenz wählte ftatt des Stadt-Direetor Rumann den Minift.-Vorftand 
Stüve; ftatt Gödefe Senator Meyer. 2) Nordheim ftatt des Schuhmacher Niehl den 
Landdroſt Meyer zu Hildesheim, ald Erfagmann den Senator Frieſe. 3) Duderftadt ftatt 
des Freiheren von Reden ven Amtsaſſeſſor E. v. Hagen. 4) Die Göttingen’schen Fleinen 
Städte ftatt des Dr. jur. Obrod den Affeffor Wehmann. 5) Glausthal ilatt des 
Fort: Affeffor Rettſtadt den Miniſt.-Vorſtand Lehzen. 6) Die übrigen Bergftädte 
ſtatt des Bergamtsaſſ. Oſthaus, Amtsaſſ. Kannengießer. 7) Gelle jtatt des Buchjen- 
machers Chevalier den Dr. jur. Detering. 8) Harburg ftatt Franfes den Kaufmann 
Brammer. 9) Lüchow ftatt des Senator Schüße zu Hannover — nMINer 
Lindemann und da dieſer für Lüneburg annahm, den Stadtrichter Franke. 10) Die 
Celle'ſchen A. Städte ftatt de8 Senators Henniger den Dr. Schläger in Hannover. 
12 Die Stadt Nienburg ftatt de8 Bürgerm. Kogebue den Magiſtratsaſſ. Dammers. 
12) Die Hoya’fchen Fleden ftatt des Pofthalter Arenholg den Dr. Oppermann zu Hoya. 


13) Die Diepholz’schen Fleden ftatt des Deeonomen Huntemüller den Fabrifanten Weber. 
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14) Hildesheim wählte neben MWeinhagen Advoeat Gottsleben zum Erſatzmann. 
15) Die Städte Daffel u. ſ. w. ftatt Eojtmann den Bürgerm, Merkel. 16) Nor: 
den Statt Jan ten Doorenfaat Koolmann jun. und den Gollaborator Bojunga. 
47) Leer jtatt des Landraths Schweers den Amtsaff. Groß. 18) Bentheim wählte 
als Subititut für Bening Buddenberg Ir Duadenbrüd. 19) Die Galenberger erſetz— 
ten ihre 3 Deputirten durch Gonfijtortalrath Bergmann und die Oeconomen: Hann 
ftein , Vespermann. 20) Grubenhagen wählte jtatt Yinze den Landdroſt Meyer, und 
itatt Schäfer den Amtmann von Hinüber, 21) Hohnftein ftatt des Kantor Papſt 
den Hofrath Wiihelmi. 22) Soltau ftatt Senator Hennigs Dr. Schläger. 23) Der 
7. 8. 9. und 10. Lüneburger Wahlbezirt wählten Dr. Gerding, Eggers und Advo— 
caten Klee und Mühlenbeliger Hinke. 24) Der 20. Wahlbezirf wählte ftatt bes 
Hauptmann Böfe Advocat v. d. Horft II. 25) Hadeln ftatt des Schultheiß Moor 
den Gutsbefiger von Seht. 26) Die Hoyaer ftatt des Amtsaſſ. Tenide den Sie: 
benmeyer Meyer, und jtatt Wrede den Wollmeier Lange. 27) Jm 23. Wahlbezirke 
Buddenberg, als Erfagmann Dr. Heilmann. 28) Im 29. Wahlbezivfe wurde jtatt 
des Golon Giefe Buddenberg gewählt, welcher hier annimmt, wodurd Heilmann 
al8 defien Erfagmann im 28. Wahlbezirke eintrat. 29) Im Hildesheim’schen wurde 
ftatt Meyerfteins der Deconem Madenjen gewählt. 30) In Oitfriesland ftatt Lan— 
zius⸗-Beninga, von Düffel, ftatt Vifferings, Adoocat Röben, ftatt des Paſtor Tile: 
mann der Landwirth Thedinga. 


XLII. 
Erwiederung der Stände an das Königliche Geſammt-Miniſterium 
vom 16. Januar 1850, die Deutſche Angelegenheit betreffend. 


Die verfammelten Stände des Königreich haben Die, mit der größten Spannung 
erwarteten mittelft Regierungsjchreibens vom 10. v. M, eingegangenen umfajlenden 
Mittheilungen über den weitern Gang und die jchweren Verwickelungen, in welche 
die jo allgemein und tief erfehnte einheitliche Geftaltung der Gefammtverfaflung 
Deutichlands während des abgelaufenen Jahres gerathen iſt, einer ernften und ſorg— 
fältigen Grwägung, wie fie Die hohe und entjcheidende Wichtigkeit der Sache in An: 
jpruch nahm, unterzogen, und beeilen fich gegenwärtig das Refultat ihrer Berathun— 
gen in nachfolgendem Beichluffe der Königlichen Regierung mitzutbeilen. 

In Erwägung, daß der Grundgedanfe und das Ziel der Deutſchen Bewegung 
des Jahrs 1848, fowie die Mufgabe der Deutfchen National: Berfammlung die po— 
Litifche und materielle Einigung aller Deutjchen Stämme gewejen ift, und daß bie: 
jer Grundgedanfe und diejes Ziel unter allen Umjtänden aufrecht erhalten werben 
muß, die Königliche Regierung auch unter Feithaltung dieſes GefichtSpuncteß den 
damit nicht übereinjtimmenden, auf die Begründung einer bundesftaatlichen Verbindung 
jelbjt einzelner weniger Deutfchen Staaten gerichteten Beftrebungen mit Recht ent: 
gegengetreten ilt; . 

In Erwägung, daß der Vertrag vom 30. September, die Bildung einer pro— 
viſoriſchen Bundes» Gentrale Commiffion betreffend, wenngleich der Beitritt der Kö— 
niglichen Regierung zu demjelben unter den vorliegenden Umitänden durd Die 
Nothwendigteit geboten jein mochte, den Ständen feine Veranlaffung zu einer Rüd- 
äußerung giebt, da die Königliche Regierung eine Genehmigung diejed Vertrags bei 
den Ständen nicht beantragt hat und es fich von felbit verfteht, daß die Nechte bes 
Königreich und der Stände defjelben insbejondere dadurch in feiner Weije alterirt 
werben bürfen; 

aus dieſen Gründen gehen Stände über dad Schreiben der Königlichen Re- 
gierung vom 10. v. M., die Deutiche Frage betreffend, injoweit zur motivir- 
ten Tagesordnung über. 

In Erwägung jedoch, daß ein baldiges Zuftandefommen einer, den wirklichen 
Bebürfnifien. Deutjchlands entiprechenden und auf dem Wege der weiteren Entwide: 
lung des beitehender Nechts zu eritrebenden Verfaffung Deutjchlands dringend gebo: 
ten iſt, erſuchen Stände die Königliche Regierung: 

das bezeichnete Ziel mit Entſchiedenheit, Offenheit und Selbftverleugnung fort- 
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dauernd zu verfolgen, und zu diefem Ende mit allen Kräften insbefondere dahin 
zu wirken, dab baldthunlichit nach einem, das Vertrauen des Deutfchen Volks 
erwecenden Wahlgejege eine Vertretung deflelben von den Regierungen beru— 
fen und von dieſen mit der aljo berufenen Volfövertretung die Verfaflung 
Deutſchlands vereinbart werde. 
Hannover, den 16. Januar 1850. 
Die Berfammlung der allgemeinen Stände des Königreichs. 
Briegleb,. Ellijfen, Biee-Präfident. 
rote. Merkel, 


KLIIE. 


Nekrolog der Times über Ernſt Auguſt nebjt Randbemerkungen der 
Augsb. Allg. Ztg. Beilage Nr. 331 vom 27. November 1851. 


Die letzte, wichtigite und, wie ein großer Theil feiner politifchen Gegner meint, 
verföhnend abſchließende Lebensperiode Diefes jüngft geicbiedenen Monarchen gebört 
der deutſchen Gejchichte,, fein Jugend» und Mannsalter aber, wenn er auch bamals 
ſchon zumeiit in Deutſchland wohnte, England an. Das wirb es entjehuldigen, wenn 
wir die Darftellung und Beurtheilung jeines frühern Lebensabichnittes zunachft in 
der engliichen Preſſe ſuchen; wiewohl da in vollem Mabe das Wort gilt: „Von der 
Barteien Lieb’ und Haß verwirrt, ſchwankt jein Gharacterbild in der Gejchichte.“ 
Und hier handelt es fich zumal um die Gefchichte einer ganz jungen Vergangenheit, 
auf welche die Zeitinterneffen und perfönlichen Beziehungen der Gegenwart noch überall 
ihre trübenden Schatten werfen. 

Wir folgen dem Nefrolog der Times, welche jegt zwifchen extremen Whigs und 
Torries eine gewiſſe gemäßigte Mittelftellung behauptet. „Der geſchiedene Monarch”, 
jcehreibt fie „in England lange befannt als Prinz Ernft Herzog v. Gumberland, war 
im Budinghampalaft in London, dem damals fogenannten Haufe der Königin, ges 
boren am 5. Juni 1771, und erreichte demnach das Alter von 80 Jahren und etli- 
chen Monaten. Gr war das achte Kind und der fünfte Eohn der finderreichen Ehe 
Georgs Ill. von Großbritannien mit Sophie Charlotte, geborenen Prinzeſſin von 
Mecklenburg: Strelif. Die Tage der Kindheit und des Knabenalters verbrachte er 
in dem Schloſſe Kew bei London, mit feinen jüngeren Brüdern den Herzogen von 
Sufies und Cambridge. Die damaligen Hofmeifter der jungen Prinzen waren Herr 
Gooffon und Dr. Hughes. Seine Univerfitätsbildung genoß er in Göttingen, welche 
Hochſchule er am 6. Juli 1786 mit den Herzogen von Suſſex und Cambridge bezog, 
jeder begleitet von einem Hofmeilter, einem Privatlehrer (Nepetenten), einem Ges 
jelljchaftscavalier und einer genügenenden Dienerſchaft. Sie wohnten beifammen , 
und ihre auf freigebigem Fuß eingerichtete Haushaltung Foftete über 5000 Pfd. St. 
jährlich, Bon Prof. Meyer Fre fie Unterricht im Deutjchen, von dem berühm: 
ten Heyne im Latein, von Leß in der Theologie, von Heyder (?) in der Moral: 
philoſophie; jeder dieſer —— bezog dafür ein Honorar von 400 Pfd. St. 
jährlich. Da auf ſolche Weiſe der Herzog von Cumberland eine Erziehung erhielt, 
wie ſie gewöhnlich jungen deutſchen Edelleuten zu Theil wird, ſo bildeten ſich ſein 
Geſchmack und feine Gewohnheiteu nach feſtländiſchen Muſtern, und daher, ſowie 
aus andern Gründen, fand man ſie im allgemeinen mit engliſcher Gefühlsweiſe und 
Geſchmacksrichtung wenig im Einklang. Viele Jahre feiner Jugend, ſeines Manns— 
und Greiſenalters verbrachte der Herzog im Ausland. So war er dem Volke von 
England vergleichsweiſe ein Fremdling, und wenn er unter uns kam, widmete er 
einen großen Theil feiner Zeit der äußerſten (most ultra) Parteipolitik, und an— 
dern eines Prinzen vielleicht noch minder würdigen Beichäftigungen, wodurd er oft 
zu Mergernig und in vielen Fällen zu fehonungslofem , wenn auch möglicherweije 

vundlofem Zabel Anlaß gab. (Jugend bat nicht Tugend, fagte er Tächelnd von 
* ſelbſt unlängſt in Göttingen.) 

Im Jahr 1790 trat Prinz Ernſt, wie man ibn damals nannte, in Die Armee, 
und zwar in das neunte hannover’jche leichte Dragonerregiment, deſſen Commando 
er im Jahr 1793, aljo in feinem 22jten Lebensjahr erhielt. Im folgenden Jahr 
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warb er zum Befehlähaber der erſten Gavallerie- Brigade ernannt, welche den Vor— 
poſtendienſt im Heere Walmodens versah, und bier zeichnete er ſich vielfach im Felde 
aus. Im Feldzug von 1794, in dem Treffen bei Tournay, ward er fehwer am Arme 
verwundet, und verlor fein linkes Auge. In Folge diefer Verlegungen fehrte er 
auf furze Zeit nad) England zurüd, aber noch in demſelben Jahr ftieh er wieder 
ar Armee, um an ihren Strapazen und Gefahren theilzunehmen. Gr war bei dem 

usfall aus Nimwegen, befehligte dann die Nachhut des brittifchen Heers auf dem 
Rückzug durch Holland, und blieb bis 1795 im Kommando der Demarcationslinie 
in Weitfalen, bis das Heer, nach dem Friedensſchluß zwijchen Preußen und Frank— 
reih, nach Hannover zurüdging. Jahr 1798 warb er zum Generallieutenants =, 
1803 zum Generalsrang erhoben; am 26. März 1813 ward er brittifcher Feldmar— 
Schall. Er war zulegt Regimentsinhaber der „Blauen“ (der blauen, d. b. vornehm: 
ften, englijchen Reitergarde), als Nachfolger des Herzogs v. Wellington; als aber 
nad ber Thronbejteigung Wilhelms IV. die ganze „Horje Guards“ unmittelbar 
unter die Autorität des Oberbefehlshabers ( Wellington) geftellt wurde, verbroß 
dieß den Herzog von Gumberland, und er legte die Obriltenftelle bei den „Blauen“ 
nieder, welche jofort Yorb Hill überfam. 

Erft im W8ften Lebensjahr, am 23. April 1799, ward er Mitglied des Ober: 
hauſes, gleichzeitig mit feiner Greirung zum Herzog dv. Gumberland und Teviotdale 
in Großbritannien, und zum Grafen v. Armagh in der Pairie von Irland, womit 
das Parlament eine Apanage von 12,000 Pf. St. jährlich verband. Schon 13 Jahre 
früher war er ein Ritter des Hofenbandorbeus geworben, aber erjt 1831 warb er 
zum Ritter des irifchen St. Patrieius-Ordens gewählt. Im Jahr 1815 erhielt er 
ein Großkreuz des Bath-Ordens, und 1837 warder , mit feiner Thronbejteigung 
in Hannover, Großmeijter des Guelphen-Ordens. An der frühern Periode des 
Kriegs gegen Napoleon hatte er thätigen Antheil genommen, aber während bes 
fpätern wichtigjten Theils dieſes großen Kampfs wohnte er in England ohne mit 
einem Givil- oder Militäramt von Wichtigfeit betraut zu werben, ausgenommen bie 
Kanzlerjchaft der Dubliner Dreifaltigfeitö- Univerfität, zu welcher er im Jahr 1805 
gewählt wurde. Georg II. gebrauchte ihn jedoch dann und wann zu Unterhandluns 
gen, die mit ber römijch-Eatholifchen Frage zufammenhingen; denn wiewohl fein Va— 
ter die Unregelmäßigfeiten des Herzogs mit großer Strenge ahndete, fo vertraute er 
doch häufig der Echlauheit, dem Muth und Partei: Eifer &. fönigl. Hoheit. Sonft 
war fein damalige Leben von feiner bemerfenswerthen Begebenheit bezeichnet, bis 
zum Sahr 1810, wo, in der Nacht vom 31. Mai, ein Attentat auf das Leben des 
Herzogs verübt ward. Er wurde nämlich im Schlaf wüthend von einem Mann an 
gefallen, der ihm mit einem Säbel mehrere Wunden am Kopf verfeßte. Der Her: 
zog, außer Stand zu vermuthen woher die Streihe famen, ſprang aus dem Bett 
und machte Lärm; aber jein Angreifer folgte ihm in der Dunkelheit und hieb ihn 
über die Schenfel. ALS Hülfe herbeifam, fand man den italienifchen Kammerdiener 
Sellis, welcher — fo behauptet man — den Herzog angefallen hatte, in feinem ver: 
fchloffenen Zimmer mit abgefchnittenem Hals; auf dem Eftrich des zu Sellis Zim— 
mer führenden Gang bemerkte man Blutflefen. Am folgenden Tag faß über Sellis’ 
Leiche ein Goroner’3 (königl. Todtenfchauers) -Jury vier Stunden lang, um Zeugen 
abzuhören, und fällte nach einftündiger Berathung das Verdiet: »felo de se (Frev— 
ler am eigenen Leben, Selbſtmörder).“ Der Herzog erholte ſich bald von feinen 
Wunden, aber dieſes ſehr leidige Ereigniß veranlaßte große Scandal, und man 
muß zugeben, daß des Prinzen rigen. gegen "die öffentliche Meinung ihn 
— Art von Anfeindung ausſetzte, die ein mehr beſonnenes Verfahren leicht 
vermeidet. 

In allen Perioden ſeines Lebens war der Herzog, als ein Mann von ſtarken 
Leidenſchaften und Vorurtheilen, ein heftiger politiſcher Parteimann; demgemäß ließ 
er ſich im Jahr 1810 mit Feuer auf die Regentſchaftsfrage ein, und leiſtete dem 
Minifterium in vielen Punkten hartnäcdigen Widerſtand. Als Prinz von Geblüt, und 
einer fließenden, mitunter energijchen Beredtfamfeit im Dberhaufe mächtig, machte 
er feinen Einfluß während ber —— Kämpfe um Amt und Gewalt fühlbar, 


die der Bildung des Miniſteriums Liverpool vorangingen. Einmal, im Jahr 1812, 
ward er ſogar vom Prinz-Regenten ermächtigt den Miniſterial-Unterhandlungen, Die da— 
mals im Gange waren, beizuwohnen — ein Auftrag der jelten erfüllt wird ohne Feindſchaft 
zu erregen, und jener Fall machte Feine Ausnahme von der Regel. ALS auf bem Con— 
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tinent ber legte Kampf zur Abjchüttelung des Napoleonijchen Jochs entbrannte, ging 
der Herzog wieder über den Ganal, und wohnte von da aumeijt in Berlin; aber ehe 
er fich in dieſer Hauptitabt niederließ, und einige Zeit vor dem Ende des Kriegs, 
verfügte er fich zur preußifchen Armee, wohnte mehreren Schlachten bei, und jab 
den General Moreau in feiner Nähe fterben. Nach Beliegung des Feinds übernahm 
er in Hannover, im Namen feines Vaters und für dieſen, den Befit bes Kurfür— 
ftenthums. Bon England blieb er abwejend bis nad jeiner Vermählung, die im 
Jahr 1815 ftattfand, mit der Prinzeffin Friederife Karoline Sophie, dritten Toch- 
ter des damals regierenden Herzogs von Medlenburg- Strelig, und Nichte der Köni— 
gin Charlotte, Gemahlin Georgs Ill. Im Jahr 1778 geboren, war fie fieben Jahre 
jünger als der Herzog, und vorher zweimal vermählt, zuerjt mit einem Sohn des 
veritorbenen Königs von Preußen, der ſchon nach dreijähriger Ehe ftarb, und dann 
mit dem Fürften von Solms-Braunfels, der fie 1814 als Wittwe hinterließ. Ihre 
Heirath mit dem Herzog v. Gumberland erfolgte unter Juftimmung Georgs IV., des 
damaligen Prinz-Regenten, aber gegen’ den Wunjch der Königin Charlotte; fo zwar 
daß dieſe Die neue Herzogin, wiewohl nicht bloß ihre Schwiegertochter, jondern auch 
ihre Nichte, nit am Hof empfangen wollte, auch gegen alle VBorftellungen, ſowohl 
von Gliedern der Füniglichen Familie al3 von ihren deutſchen Verwandten , ja jogar 
vom König von Preußen, unerbittlich blieb... . . Während der Regierung Ge- 
orgs IV. wurde die Frau Herzogin v. Gumberland vegelmäßig vorgeftellt, und fuhr 
von da an fort den Hof zu bejuchen. Der Tod der Prinzejfin Charlotte v. Wales 
(Gemahlin des jegigen Königs Leopold) — welcder Trauerfall fich bald nach obigen 
Unterhandlungen mit der Königin ereignete — hatte die Wirfung, Die öffentliche 
Aufmerffamfeit nochmald auf den Herzog v. Gumberland zu Ienfen. In Folge jenes 
vielbeflagten Todesfalles hegte man ſtarke Beforgniffe, die Thronfolge in der birecten 
Linie möchte in England eine Veränderung erleiden. Unmittelbar darauf fanden bie 
ehelichen Verbindungen der Herzoge von Glarence, Kent und Cambridge ftatt, und 
das Parlament traf anftändige Vorforge für dieſe Föniglichen Prinzen. Dem Herzog 
v. Cumberland war bei feiner Vermählung,, die drei Jahre ** ſtattgefunden, 
feine Apanage-Zulage votirt worden; nun, da die Nation feinen drei Bruͤdern an- 
fehnliche weitere Annuitäten bewilligt hatte, ftellten ein paar Freunde einen folchen 
Antrag im Parlament auch zu Gunften Sr. f. Hoheit ; aber der Vorſchlag warb im 
Haufe der Gemeinen mit 143 gegen 136 Stimmen verworfen. 

„In ber legten Regierungszeit Georgs IV. und während der ganzen Regierung 
Wilhelms IV. wohnte der Herzog v. Cumberland meiſtens in England, und befuchte 
das Haus der Lords fehr regelmäßig, Da die Prinzeffin Charlotte und die Her: 
zoge von Vorf und Kent nicht mehr am Leben waren, Iegte man den Meinungen 
der Herzoge v. Glarence und Gumberland gun Gewicht bei; denn eriterer war ber 
nächſte am Thron, und legterer der nächftberechtigte nach der Prinzeffin Victoria von 
Kent, der jegigen Königin, die Damals nod im Kindesalter fand. In der legten 
benfwürbigen Debatte des DOberhaufes über die Mechtsanfprüce ver römiſchen Ka: 
tholifen erklärte fich der Herzog v. Glarence zu Gunften der vorgefchlagenen Gman: 
eipationsbill. Alsbald erhob fich der Herzog von Gumberland, und in einer Furzen, 
aber energifchen und mit Wärme vorgetragenen Rede verdammte er die Mafregel, 
und erklärte feinen unwandelbaren Gntiehlus an den Grundſätzen feitzuhalten, nad) 
denen fein Vater und die Mehrheit feiner Familie ſtets gehandelt. Er unterftügte 
im Parlament ein= wie das andere Mal die politifchen Anfichten, welche die Minifterien 
Pitt, Perceval und Liverpool geleitet; in der Periode aber, bie wir jet in dieſer 
Skizze feines Lebens erreicht, war er überdies ein warmer Gönner der „Brunswick 
Clubs“ und verwaltete das Großmeiiteramt der Oranien-Logen in Irland Ueber 
feine Verbindung mit den Dranienmännern waren damals viele Gerüchte im Umlauf, 
die ihm Plane perjönlichen Ehrgeizes in Bezug auf die Thronfolge in England zus 
jchrieben. Bei den vielen politifchen Feinden des Herzogs fanden fie natürlich Glaͤu— 
ben, aber aud) feine Freunde benahmen fich in Widerlegung diefer Gerüchte wenig- 
ſtens nicht Flug. Gegenwärtig hat fich Das gefchichtliche Urtheil über dieſe Sache 
2 geläutert, daß die Abfichten Sr. F. Hoheit Beer anben wurden, und daß er 
nicht für jedes tolle Project verantwortlich gehalten werden konnte, welches hirnver— 
rücte Abenteurer in feinem Namen ausgeheckt haben mochten. Gefährlich genug 
freilich fah die Sache aus; denn als im Jahr 1835 (auf Joſeph Hume's Betrieb) 
ein Parlamentsausjhuß Unterfuchungen über den Character und bie Verfaffung ber 
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Oranien-Logen im vereinigten Königreich und den Gofonten anftellte, fo ergab ſich's, 
daß fie in Großbritannien und Irland allein 300,000 Mitglieder zählten, eine ge: 
heime bewaffnete Gejellfchaft bildend, über welche der Herzog unumjchränfte Gewalt 
übte; die Orangiiten hatten Logen in der Armee, und Militärs wurden darin ohne 
Aufnahmsgebühr zugelaffen ; ferner ward ermittelt, daß in dieſen Dranien - Logen 
wirflid von Aenderung der Thronfolge die Rede gewefen, weil man die Anhänglich: 
feit de3 Königs (Wilhelmd IV,) und der jungen Tochter des Herzogs von Kent an 
reformatorijche Prineipien vorausfegte. Der Herzog ftellte jede Wiljenfchaft von den 
geheimen Umtrieben der Dranienbünde in Abrebe, Hatte jedoch bei der damaligen 
politijchen Stimmung in England die große Mehrzahl des Volkes gegen fich.“ 

Die Times erzählt Hier im Detail Die Beleidigungen, welche der Herzog, vom 
Beginn der 1830er Jahre an, aljo zur Zeit der gewaltigen Agitation für die Par: 
lamentsreform, bis fait zur Thronbefteigung der Königin, zu erbulden hatte, und 
zwar nicht bloß vom Londoner Pöbel,.der ihn wiederholt auf der Straße infultirte, 
ſondern auch von den Staatömännern im Parlament (Lord Brougham z.B. brauchte 
von ihm, nach der Unterfuchung gegen die Dranien=Logen, im Oberhaus den Aus: 
drud: „the illustrious Duke — illustrious by courtesy!«) und von angefehenen 
Schriftitellern, wie Thomas Moore. Indeſſen, fügt das Blatt bei, was dem Her: 
zog auch feine Feinde nicht abjtreiten fonnten, das war feine Gonfequenz ald Tory, 
jeine warme Aufrichtigfeit in der Privat- wie in der politifchen Freundichaft. Man 
konnt' es ihm als eine gute Eigenjchaft gelten lafjen, daß er die politiichen Gefühle 
feines Vaters theilte, wenn er gleichwohl wußte, daß Georg III, feine übrigen Söhne 
in jeiner Liebe und feinem Vertrauen bevorzugte.” 

„Doch“, fo jehreibt das Blatt weiter, „jeine — in England näherte ſich 
ihrem Ende; denn bei dem Tode König Wilhelms IV, erbte er das väterliche Do— 
minium Hannover, in welchem, da daſelbſt wie in allen deutfchen Staaten das fa- 
liſche Gefeg gilt, Königin Victoria nicht fuecediven Eonnte. Bon dem Tag an, wo er 
ein unabhängiger Souverän geworben, nahm er natürlicherweife nur noch geringen 
Theil an den Angelegenheiten Großbritanniens; er war der erite Peer im Oberhaug, 
der, als Herzog v. Gumberland, der jungen Königin, feiner Nichte, den Huldigungs- 
eid ſchwur, und das war nahebei fein letzter politiicher Act in England, Gleich 
darauf jchiffte er fich nach dem Gontinent ein, und das war in jedem Betracht ein 
es Ereigniß. Glüdlich für den Herzog, denn es gab ihm Gelegenheit die 

ejfern Eigenfchaften feines Naturelld zu üben und zu entwideln. Nicht unglüclich 

für England, denn damit jchied der unläugbar unpopulärfte englifche Prinz ber 
Neuzeit von unferm Boden, deſſen eventuelle Thronbefteigung in England , wenn 
auch deren Möglichkeit nur eine ferne war, vom brittiſchen Volt mit unverfchleierter 
Abneigung betrachtet wurde. Hannover war fortan nicht mehr für England als 
Mecdlenburg oder Meiningen, während beim Herzog v. Gumberland eine Veränderung 
der Anfichten und Empfindungen vor fich ging wie Die Verwandlung eines Unter: 
thanen in einen Monarchen fie mit fi) bringen mußte. 

Nur noch einige Worte über die letzte Lebenszeit des Königs in Hannover. Als 
das europäiſche Feltland von dem Deſpotismus Napoleons befreit war, erlangte der 
englijche Prinz Regent — das beutjche Kaiferreich war ja ſchon lange glücklich be— 
feitigt! — von den europäijchen Mächten die Einwilligung, daß Hannover wie Wür— 
temberg und Bayern behandelt und der Souverän dieſes Staats fortan König ge: 
nannt wurde, anjtatt Kurfürft, da es nichts mehr zu „küren“ gab. Bon da an war 
alſo diejer Eleine deutjche Stant — kaum jo greß wie zwei engliſche Grafſchaften — ein 
Königreih. Bald nachdem Wilhelm IV. den Thron beſtiegen, gab er Hannover eine 
neue Verfaffung, Die als freifinnig betrachtet wurde, a8 Jahr 1830 war, wie 
1848, ein Jahr großer politifcher Veränderung, und nach der Entthronung Karls X. 
ſchien es jo ziemlich überall — Defterreih und Rußland vielleicht ausgenommen — 

efährlich der Forderung populärer Staatseinrichtungen zu widerfichen. Da Wil: 
En IV. fein erflärter Tory war, fo warb es ihm um fo leichter die Wünfche ſei— 
ner bannoverijchen Urterthanen zu erfüllen, und fie erlangten daher Rechte, von Denen fie 
bofften, daß fie ihnen und ihren Kindern und Kindesfindern die Freiheit fichern würden. 
König Ernit Auguft aber hatte kaum den Thron beftiegen, als er, und vielleicht 
auch andere, zu entdecken meinte, daß die Hannoveraner noch nicht reif jeien zum 
Genuß ber eonititutionellen Freiheit. Kurz, am 28. Juni 1837 zog ber neue Mo— 
narch, der ſich ganz auf feine kleine Armee verlaſſen Eonnte, in feiner Hauptitabt 
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ein, und fchon am 8. Juli verfündigte er durch einen offenen Brief feine Abfiht, Die 
Gonjtitution zu befeitigen. Im folgenden November löſte er die Landitände auf, 
und erflärte: bie Berfaffung habe nie rechtsgültig beitanden. Seine Unterthanen 
hatten aber die Verfafjung bejchworen,, und glaubten, ihr Eid jei ein Verjprechen 
vor Gott, nicht bloß ein Vertrag mit Menfchen. Unter andern proteftirten ſieben 
Göttinger Profefjoren ; fie wurden abgefeßt, und drei davon verbannt, Nun bracden 
einzelne Unruhen aus, und das Militär wurde zu Hülfe gerufen; mehrere von Den 
andern kleinen deutjchen Staaten äußerten ihre Unzufriedenheit über ein ſolches Ver— 
fahren, und endlich, im Jahr 1840, bot der König eine Verfafjung an, welde Die 
Landſtände mit Danf und Freude empfingen. Von da an nahm die Regierung Des 
Königs einen vergleichdweife ruhigen Gang; aber weniger glüdlich war er in feinem 
Privatleben, denn fein Sohn verlor vollftändig Das Augenlicht, und feine Fönigliche 
Gemahlin ſchied am 21. Zuni 1841, 63 Jahre alt, aus diefem Leben. 

„Die politifchen Ereigniffe des Jahrs 1848 find noch fo ncu, daß wir fie bloß 
furz zu berühren brauchen, Der Muth, womit der König von Hannover dem Sturm 
begegnete, injofern er feine eigenen Staaten traf, wird, im et zu dem, was 
fi) anderwärts zutrug, in ehrenvollem Gebächtniß bleiben, Gr bot jeinen Untertha= 
nen große Zugeftändnifje an, aber noch bei guter Zeit, mit fürftlichem Anjtand, 
„aus eigener Bewegung“, und erklärte: So weit geh’ ich, und nicht weiter. Bes 
ftanden 7 Unterthanen auf mehr, fo war er bereit, das Königreich zu verlaſſen. 
Sp war König Ernjt Auguſt von Hannover. Wenn er in jüngeren Jahren heftigen 
Leidenschaften nachgab, und in fchwere Fehler verfiel, wenn er hie und da Mangel 
an Urtheil und politifcher Voraugficht zeigte, jo fühnte er dieſe Mängel ſpäter durch 
feine Verwaltung der hannoverifchen Angelegenheiten, und wenige Monarchen des Gon- 
tinents find in neuerer Zeit jo aufrichtig betrauert aus dem Beben gefchieden. Noch 
wollen wir erwähnen: obwohl feine Hauptiorge, mie fich’8 gebührte, feinen Erbſtaa— 
ten zugewendet war, fo vergaß er doch fein Geburtöland nicht — namentlich nicht 
den unglüdlichen Theil des Vereinigten Königreichs. Während der Hungersnoth in 
Irland fteuerte er aus feinem Eigenen 2000 Pfd. St. zu dem Unterftügungsjonds.“ 


XLIV. R 


Verzeihnig der Abgeordneten, weldje an die Stelle der in Gemäßheit 
des 8 39 des Landesverfaflungsgejeges vom 5. September 1848 aus 
der 1. Kammer der allgemeinen Stände -VBerfammlung ausgejhiedenen 
Mitglieder wieder gewählt find. 

— der größeren Grundeigenthümer. 
1. Wahlbezirk. Der bisherige Abgeordnete, Vollmeier Schaper aus Rethen. 
4. Wahlb. Der bisherige Abg., Vollmeier Sieling aus Landesbergen. 5. Wahlb. 
Der Amtsaſſeſſor Denicke aus Hoya. 9. Wahlb. Der bisherige Abg., Graf von 
Bennigfen. 12. Wahlb. Der bisherige Abg., Vollmeier Schlote aus Daffenjen. 
13. Wahlb. Ackermann Sindram aus Förfte. 14. Wahlb. Dreiviertelmeier Enge- 
Beulen aus Grindau. 15. Wahlb. Der bisherige Abg., Hofbefiger Michaelis aus 

eyhauſen. 19. Wahlb. Der bisherige Abg. Vollhöfner Harms aus Salzhaufen. 
20. Wahlb. Grbenzingmann Bruns zu Hörften. 21. Wahlb. Der bisherige Abg., 
Vollmeier Keller aus Wittitedt. 24. Wahlb. Der bisherige Abg., Hausm. Wiſch 
aus Bahrdorf. 26. Wahlb. Der va Abg., v. d. Oſten aus Mifjelwarden. 
28. Wahlb. Vollerbe Meyer aus Herringhaufen. 30. Wahlb. Für den bisherigen 
Abg., Gutöbefiger von Santen aus Halte, welcher refignirt hat, ift eine Neuwahl 
a 33. Wahlb. Der bisherige Abg., Landwirth Hinrich8 aus Altharlin- 
gerfiehl. 

Abgeordnete für Handel und Gewerbe. 


2. Wahlbezirf. Kaufmann Roefe aus Hannover. 3. Wahl. Der bisherige 
Abgeordnete, Glajermeifter Thormeyer aus Hildesheim. 7. Wahlb. Advocat Mathaei 
aus Harburg. 9. Wahlb. Der bisherige Abg., Banquier Breufing aus Osnabrüd. 
10. Wahlb. Kaufmann B. Brond aus Emden. 
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Abgeordnete ber evangelijhen Geiftlidfeit. 
3. Wahlb. Der bisherige Abg., Superintendent Sager aus Depftebt. 4. Wahlb. 
Paſtor Tilemann aus Eteenfelbe. 
Abgeordneter der katholiſſhen Geiſtlichkeit. 
Der bisherige Abgeordnete, Dompaftor Beckmann aus Osnabrück. 
Abgeordneter der Lehrer-Gollegien.dber höhern Schulanftalten. 
Stabrichter Frande aus Harburg. ; 
Abgeordneter der Lehrer der Bürger: und Volksſchulen. 
2. Wahlbezirk. VBürgermeiiter Neubourg aus Stade. 
Abgeordneter des Standes der Rechtsgelehrten. 
3. Wahlbezirf. Advocat Dr. Caspary von Morigberg. 4. Wahlbezirk. Der 
bisherige Abgeordnete D.:A.: Rath Kirchhoff aus Gelle. 


XLV. 


Auszüge aus dem Schreiben des Königlichen Geſammt-Miniſterii vom 
14. Mai 1852, betreffend Aenderungen des Geſetzes vom 5. September 


1848, die Landesverfaſſung betreffend. Vgl. A.-Stücke XI. 4. pag. II. 


Die Verfafjung, welche im Königreiche gegenwärtig befteht, ift zu einem widh- 
tigen Theile im Jahre 1848 unter dem Ginfluffe der damaligen Zeitverhältniffe ent: 
ftanden und theilt mit andern Verfaffungsbildungen Diefer Zeit, wenn auch in ges 
tingerm Grade, al8 manche andere derjelben, bie, Gebrechen, von welchem bie Er- 
zeugniffe aufgeregter Zeiten felten ganz frei zu jein pflegen. 

Insbefondere auch Hat die damalige erfchütterte Lage der öffentlichen Verhält- 
niffe Deutſchlands naturgemäß e8 mit fich gebracht, daß bei der Feititellung ber 
neuen Verfaffungsnormen deren Uebereinftimmung mit dem Bunbesrechte nicht überall 
ftreng feitgehalten werben konnte. 

Die Königliche Regierung hat aus diefen Nückfichten, nachdem die Verhältniffe 
im Allgemeinen und insbefondere aud) das öffentliche Recht in Deutjchland jetzt wieder 
eine feitere Geftalt gewonnen, e8 für ihre Aufgabe halten müſſen, das Verfaſſungs— 
geſetz vom Jahre 1848geiner jorgfältigen Nevifion zu unterwerfen. 

Nach dieſer jetzt Nendigten Revifion, bei welcher die Königliche Regierung fich 
in ihrer völlig freien Entfchließung lediglich Durch die Rücfichten hat Teiten lafjen, 
welche das unzertrennbare Wohl der Krone und des Landes erheilcht, findet Die 
Königliche Negierung fich in der Ueberzeugung befeitigt, daß das Verfaſſungsgeſetz 
vom Jahre 1848 verfchiedene Beftimmungen enthält, welche einer Abänderung drin- 
gend —— erſcheinen. 

Indem Wir die hiernach von Uns für nothwendig erkannten Verfaſſungsände— 
rungen im Nachſtehenden darlegen und mit dem —— im Laufe der Verhand⸗ 
lung, insbefondere auch bei den Berathungen in der Commiſſion, welche zur Prü— 
fung der gegenwärtigen Vorlage von der allgemeinen Stände: VBerfammlung befchlof- 
fen werben dürfte, zur Begründung derſelben weitere Mittheilungen zu machen, 
im Ginzelnen näher vechtfertigen, beantragen Wir, daß die allgemeine Stände Ber: 
fammlung den dabei geftellten Anträgen und den zur Verwirklichung Diefer Anträge 
zu erlaffenden Geſetzesvorſchriften ihre METTRINRBSNERGE Zuftimmung ertheile. 


Es wird beantragt: „unter Aufhebung des 8 2 des Geſetzes vom 5. September 
1848 den 8 14 des HARRERPESLBIIBUBSBELSBER wieder in Kraft zu jeßen.” *) 


Die Königliche Regierung trägt darauf an: ftatt des $ 6 des Gefehed vom 
5. September 1848 Folgendes aufzunehmen: „die Ausübung der bürgerlichen Rechte 
ift von dem Glaubensbefenntniffe unabhängig. Die Verfchiedenheit des chriftlichen 
Slaubensbefenntniffes kann in dem Genufje der politijchen Rechte keinen Unterſchied 
begründen; auch darf durch Berufung auf Glaubensſätze Niemand ſich ſeinen ſtaats— 
bürgerlichen Pflichten entziehen. Die Befugniß der Geiſtlichen, Amtshandlungen mit 


*) Die Begründung biefer und der folgenden Anträge muß man in den Wetenftüden — 
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bürgerlicher Wirkſamkeit zu verrichten, ſetzt eine Ermächtigung von Seiten der Staats- 
behörde voraus.” - 


Der Antrag gebt dahin: daß die allgemeine Stände-Verfammlung ſich mit Auf- 
bebung des 8 10 des Geſetzes vom 5. September 1848 und mit dem Grlafje folgen- 
der an deſſen Stelle tretender gejeglichen Beitimmungen einverjtanden erfläre: 1) a, 
Entjcheidung der zwijchen den Gerichten mit Verwaltungsbehörben entitehenden Gom- 
petenzitreitigfeiten fol ein Staatsgerichtshof beſtehen.“ „Derielbe wird gebildet durch 
den Diinifter der Juſtiz al8 Vorfigenden und eine Anzahl ftändiger Beifiger, welche 
sur einen Hälfte dem Stande der Richter, zur andern dem Stande der Verwaltungs: 
beamten angehören ſollen.“ „Sämmtliche Beifiger werben vom Könige auf Zeit ihres 
dermaligen Dienſtes ernannt, die Richter auf gutachtlichen Vorjchlag des Präſidiums 
des Oberappellationsgericht3 aus den Mitgliedern des legtern und der Obergerichte.“ 
„An jeder Enticheidung des Staatsgerichtshofes müſſen als Beifiger eben fo viel 
Richter, als Verwaltungsbeamte Theil nehmen.“ 2) „Die Gerichte find innerhalb 
der Grenzen ihrer richterlichen Gompetenz unabhängig, jedocd bleiben fie der oberen 
Aufficht des Landesherrn und der obern Behörden unterworfen.” „Die Berwaltungs- 
behörden als folche verfahren innerhalb ihres Wirfungskreifes unabhängig von Den 
Gerichten.“ „Beide entjcheiden zunächft jelbit über ihre Zuftändigfeit und es dürfen 
die Verfügungen oder Enticheidungen der Gerichte von den Verwaltungsbehörden 
und die der leßteren von den Gerichten weder abgeändert noch bejeitigt werben, es 
fei denn auf Grund einer durch den Staatögerichtähof ——— Entſcheidung.“ 

Ueber Entſchädigungsanſprüche, welche etwa durch das Verfahren der Verwaltungs— 
behörben begründet find, entjcheiden bie —— 


Es wird vorgeſchlagen: den letzten Cab im 8 18 des Geſetzes vom 5. Sep— 
tember 1848 zu ſtreichen; mit dem Bemerken, daß die Königliche Regierung, 
wenn ſie auch die Verkündung des Staatsdienergeſetzes ungeachtet der gegen deſſen 
88 45—48 ſprechenden Bedenken aus überwiegenden Gründen nicht hat aufhalten 
wollen, doch davon ausgeht, daß dieſe 88 mit der vorgefchlagenen Streichung von 
felbft einer Aenderung bedürfen. 


V. 

Ein Gegenſtand beſonders ſorgſamer Prüfung hat für die Königliche Regierung 
die Zuſammenſetzung der beiden a er allgemeinen 
Stände fein müffen. Je umfaffender die Befugniffe find, Mche die Verfafjung den 
allgemeinen Ständen beilegt, um jo bedeutſamer werden Die tief eingreifenden Aen- 
derungen, welche in diefem Puncte im Jahre 1848 eingetreten find. 

Eine Umgeftaltung der unter dem Einfluffe der Aufregung des Jahres 1848 ent- 
ftandenen Bildung der Gammern tft von der Königlichen Regierung als unzwei- 
felbaft und dringend nothwendig erfannt. 

. Erfte Gammer. 

Die erfte Sammer hat im Jahre 1848 eine Umgeftaltung von Grund aus er- 
fahren. Amar bildet eine Vertretung des Grundbeſitzes, wie früher darin den 
Schwerpunkt. Aber auch, was diefe Vertretung betrifft, ift Die Umgeftaltung eine 
vollftändige, mag man auf den Rechtsgrund der Abordnung von Vertretern oder 
auf den thatjächlichen Erfolg ſehen. Der ritterjchaftliche Grundbefig, nad allge- 
meiner gefchichtlicher Bildung in Deutjchland und jo auch bisher im hiefigen König- 
reiche ein wefentliches Element jeder landſtändiſchen Verfaffung, hat nicht allein 
feine gefonberte Vertretung verloren, fondern thatfächlich fogar jegliche Vertretung durch 
die — — mit einer überwiegenden Mehrzahl bäuerlichen Grundbeſitzes 
eingebüßt. Zugleich ift den Majoratsherren ihre politifche Berechtigung ohne Ruͤck— 
it auf die in Gemäßheit der früheren Verfalfung jchon eingetretenen Königlichen 

erleihungen entzogen. 

Bon der gefeglichen Vertretung des Landes ift damit der Stand der nicht jelbft 
Aderbau treibenden größeren Srundbefiger jo gut als vollſtändig außgefchloffen, ein 
Stand, deffen vollftändige Ausſchließung nicht allein in Nücficht auf feine bisherige 
hervorragende Berechtigung unbillig und innerlich ungerecht ift, der vielmehr auch 
noch immer einen nicht unwichtigen und eigenthümlichen Beſtandtheil in ber bürger- 
lichen Gefellfchaft ausmacht, überdies durch Verbindung unabhängiger Stellung mit 
Bildung, zumal nachdem in Folge ber neuern Gejepgebung jede Verjchiedenheit in 
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den Intereſſen des ritterfchaftlichen und des nicht ritterfchaftlichen Grundbeſitzes auf- 
gehoben iſt, zur Vertretung des Landes vorzugsweiſe ſich eignet und dazu ein Ele- 
ment ift, welches — aus der gejeglichen Landesvertretung verdrängt und damit auf 
anderweite Geltendmachung feiner Kräfte und Intereſſen angewiejen — einer gebeih- 
lichen Entwidelung des Staat8 leicht hemmend entgegentreten kann. 

Die hohe und wefentliche Bedeutung des größeren bäuerlichen Grundbefige8 und 
fein gutes Anrecht auf Vertretung in der eriten Cammer foll hiemit nicht im Min- 
beiten verfannt werden und es ijt nicht die Meinung, dem ritterjchaftlichen Grund: 
befige wiederum eine ausfchlieflic e Vertretung in eriter Gammer zu verjchaffen. 
Die Königliche Negierung bält nur das für gerecht und weije, daß die alten Ele— 
mente neben den neuen ihren Platz in der Gammer finden. 

Diefemnad) werden zuvörderſt die Majoratäherren einjchliehlich des General-Erb> 
poftmeijter8 wieder aufzunehmen fein. 

Sn den darüber jprechenden Beſtimmungen des Randesverfaffungsgeieges (88 85 
und 86), auf welche bier im Allgemeinen zurüczugehen fein wird, ſoll aber nad 
Abficht der Königlichen Regierung die Aenderung eintreten, daß zur Begründung 
eined Majorat3 nicht mehr ein Nitterfig gefordert werden, vielmehr jeder inländijche 
Grundbeſitz genügen ſoll. 

Anlangend hiernächſt den Angelpunft der ganzen Angelegenheit, die gewählten 
Vertreter des Grundbefiges, jo wird der Sat, daß dieſe am Geeignetiten aus der 
Vertretung des großen Grundbeſitzes in den PBrovinziallandfchaften hervorzugeben 
haben, der befondern Begründung nicht bedürfen, Leider Fann hiervon nur augen= 
blicklich, da Die provinziallandjchaftliche Verfaſſung noch in der Schwebe ſieht, nicht 
ausgegangen werden und die Königliche Negierung befindet fich deshalb in der Noth- 
wendigfeit, eine proviſoriſche Einrichtung in Vorfchlag zu bringen. Denn eine 
längere Beanftandung jeder Aenderung in dieſem Punkte würde nach Anficht ter 
Königlichen Regierung die mit allen Kräften zu eritrebende gütliche Ausgleichung ber 
provinziallandjchaftlichen Frage in hohem Grade erfchweren, zugleich auch den durch 
die volljtändige Ausfchließung der Nitterfchaften von der Vertretung in erfter Cam— 
mer bervorgerufenen bedauerlichen Zwicjpalt im Lande auf ungewiffe Zeit verlängern 
und insbejondere Die Vertreter des ritterfchaftlichen Grundbefiges von jeder Einwir: 
fung auf die fernern, bie provinziallandjchaftliche Frage berührenden Acte der allge 
meinen Gefeßgebung höchſt unbilliger Weile zurüchalten. 

Das vorzufchlagegde Provijorium glaubt die Königliche Regierung, wiewohl fie 
nicht verfennt, daß verjchiedene Wege für daſſelbe fich dDarbieten, am Richtigften dem 
jeßt Aeftehenden in der Weije anfchließen zu follen, daß fowohl von den 5 be⸗ 
rechtigten Ritterſchaften, als von den im Jahre 1848 zur Wahl neu berufenen gro— 
ben Grundbeſitzern — und zwar von einem jeden Theile in gleicher Zahl — Abge— 
ordnete erwählt werden. Dabei ijt jedoch, in Beachtung des Verfaſſungsprineips, 
daß alle Vorzüge der Geburt, unbejchadet der Privatrechte, — ſein ſollen, 
beſtimmt, daß Kir Diejenigen Nitterjchaften, in deren Statuten das Grfordernif bes 
abeligen Standes für die Mitglieder fich noch findet, das Recht der Abordnung zur 
allgemeinen Ständeverfammlung einftweilen ruhet. Auch iſt durch eine Feftftellung 
der längiten Geltung der Dauer des Proviforiums dafür geforgt, daß dies Provi- 
forium nicht von felbft in ein Definitivum übergehen fann, und ein Antrieb zur Eini- 
gung über die Grundlage eines Definitivums gegeben. 

Diefe Grundlage für das Definitivum muß, wie bereit3 bemerkt, in ber Ver: 
tretung des großen Grundbefißes in den Provinziallandichaften geſucht werben. 

Die Königliche Negierung, welche, um eine Ausgleichung des wegen ber Pro— 
vinziallandfchaften „beftehenden Streits mit allfeitiger Buftimmung anzubahnen, Vers 
bandlungen mit Abgeordneten der betreffenden Gorporationen wegen der erforderlichen 
Reorganifation der leßtern eingeleitet hat und deshalb auch den $ 33 des Geſetzes 
vom 5. September 1848 bei der gegenwärtigen Vorlage an die allgemeinen Stände 
mit dem Vorbehalte, nöthigenfalls jpäter Darauf bezügliche Anträge zu ftellen, völlig 
unberührt läßt, hat den fürzlic) zuiammengetretenen Abgeordneten der gedachten Cor— 
porationen auch über die Vertretung des großen Grundbefißes in den Provinzial: 
landichaften Vorfchläge gemacht. 

Der wefentliche Inhalt diefer Vorfchläge geht dahin, daß zunächft eine Umge— 

altung der beftehenden Nitterjchaften in dem Sinne erjtrebt wird, daß in beren 
erband jeder Grundeigenthümer der Provinz, welcher einen gewiſſen — — 
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Ertrag entrichtet, aufzunehmen ift, dagegen alle gegenwärtigen Mitglieder der Rit: 
terfchaft, welche nicht binnen 6 Jahren den Befiß des erforderlichen Grundeigenthums 
nachweifen, ausfcheiden und fo auch fortlaufend die Mitgliedfchaft an den Befig des 
erforderlichen Grundeigentbums gefnüpft bleibt. Steht aber eine dahingehende Aende— 
rung der Statuten der Nitterfchaft nicht zu erreichen, fo ſoll nad) den Vorfchlägen 
der Königlichen Regierung eine neue Corporation des großen Grundbbefiges in ber 
Provinz nad) denjelben Prineipien gebildet werben. 

Im Sinne diefer Vorjchläge wird, vorausgefeßt natürlich, daß die danach be- 
abfichtigte Umgeftaltung der beitehenden Nitterjchaften oder corporative Neubildung 
zu Stande fommt, die Grundlage für definitive Vertretung des großen Grundbefiges 
in erfter Sammer in dieſen Gorporationen beruhen müflen. Etwas Näheres über 
eine aus legtern hervorgehende Aborbnung zur erften Cammer läßt fich bei der jegi- 
gen Lage der Sache natürlich noch nicht beantragen, fondern muß demnächſtiger — 
unter verfaffungsmäßiger Mitwirfung mit der allgemeinen Ständeverjammlung zu 
treffender — gefeglicher Beftimmung vorbehalten bleiben. Sollte jedoch noch im Laufe 
der ftändifchen Berathung diefer Vorlage die provinziallandfchaftliche Angelegenheit 
jo weit vorjchreiten, daß bejtimmtere Anträge wegen eines Definitivumd hier geftellt 
werben können (in Folge deren das iegt vorzufchlanende Proviſorium vielleicht als 
ganz unnötbig fich erweiſt), jo wird Die Königliche Regierung fich beeilen, die für 
Pe Fall erforderliche weitere Mittheilung den allgemeinen Ständen zugehen 
zu lafien. 

a8 die hiernach noch nicht erörterten Elemente erfter Gammer anbetrifft, jo 
bleibt über dieſe nur wenig zu fagen übrig. 

a. Ob gut — der Kirchen in erſter Cammer die Wahl der Abgeord— 
neten durch die Geiſtlichen der betreffenden Kirchen principiell richtig ſei, kann nad 
der Verfaffung der Fatholiichen, wie der evangelifchen Kirche füglich in Zweifel ge- 
zogen werben. Da diefe Art der Vertretung aber einmal rechtlichen Beſtand erhal: 
ten bat und ihre unverfennbaren practiichen Vorzüge bietet, fo iſt es für räthlich 
befunden, diejelbe bejtehen zu laffen und nur daneben in dem Abte von Loccum, dem 
Präfidenten des zu errichtenden Ober= Gonfiftoriums und den Fatholifchen Biſchöfen 
. eine —— Vertretung wieder herzuſtellen. 

. Eine beſondere Vertretung der Schule iſt, da die Schule nicht wie die Kirche 
ben Schwerpunkt ihres Beſtehens in fich ſelbſt bat, fondern nur Dienerin der Kirche 
und des Staates fein foll, für angemeffen nicht gehalten. = 

c. Auch die befondere Vertretung von Handel und Gewerbe , des Richterftandes 
und der Anwälte in erfter Sammer fann manchem Bedenken unterliegen und nähert 
bei umfafjenderer Ausdehnung offenbar den Character erfter Sammer zu fehr dem 
der zweiten Cammer an. 

In Rüdficht auf das einmal Veftehende und den Vortheil, welchen vornehmlich 
die Sachkunde der hier in Frage fommenden Abgeordneten gewährt, hat die König: 
liche Regierung fich für eine Beibehaltung diefer Elemente in eriter Cammer entjchie- 
den, jedoch eine Bejchränfung, welche insbefondere auch durch Die nothwendige Ver— 
mehrung ber Vertreter des großen Grundbefige8 geboten wird, wenn nicht die ganze 
Gammer gar zu zahlreich werben foll, für — gehalten. Sie geht dabei hin— 
ſichtlich der Abgeordneten für Handel und Gewerbe davon aus, daß die Vertretung 
des Kleinhandels und des gewöhnlichen bürgerlichen Gewerbes in den in zweiter 
Cammer ſitzenden Abgeordneten der Städte und Flecken genügend zu befinden ſei, 
und es hier vornehmlich darauf ankomme, die Intereſſen des Großhandels und des 
xößeren Gewerbebetriebs zur Geltung zu bringen, daß deshalb für die betreffenden 

ahlen ein höherer Genfus der Wahlberechtigten, als der jept beitehende, vorzuſchrei— 
ben fei. — Die Königliche Regierung bat bienad) den Antrag zu ftellen: daß an ber 
Stelle der $$ 36 und 37 des Gejeges vom 5. September 1848 folgende Beſtimmun— 
gen in Kraft gejeßt werben: 

„8 1. Die erfte Tammer foll beitehen aus: 1) den Königlichen Prinzen, Söh— 
nen des Königs, und den übrigen Prinzen der Königlichen Familie, Der Kronprinz 
ift nad) dem zurüdgelegten 18. Lebensjahre, jeder der übrigen Prinzen nad) zurück— 
gelegtem 21. Jahre einzutreten berechtigt; 2) dem Herzoge von Aremberg, dem Her: 
zoge von Looz-Corswaaren und dem Fürjten von Bentheim, fo lange fie im Befige 
Ihrer Standesherrichaften fich befinden; 3) dem Erblandmarfchall des Königreichs; 
4) dem Grafen von Stolberg = Wernigerode und von Stolberg » Stolberg wegen ber 
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Grafſchaft Hohnſtein; 5) dem General-Erbpoftmeifter Grafen von Platen-Hallermund; 
6) dem Abte von Loceum; 7) den beiden Fatholifchen Bifchöfen; fo lange ber bijchöf: 
liche Stuhl, in Osnabrück nicht hergeftellt ift, tritt Der dortige Meihbifcher ein; 8) dem 
Präfidenten des evangeliichen Oberconfiltoriums; 9) den vom König mit einer erb- 
lichen Birilftimme begnadigten Majoratöherren ($$ 2 und 3); 10) vier vom Könige 
zu ernennenden Mitgliedeın, von denen wenigftend zwei Miniiter fein müſſen; 
11) dem von der eriten Gammer ernannten Gommiffarius für das Schulden- und 
Rechnungsweſen; 12) den Abgeordneten der größeren Grundbefiger aus fämmtlichen 
Provinzen des Königreichs ($$ 4—8); 13) vier Abgeorbneten für Handel und Ge: 
werbe, welche über Das ganze Land unter thunlichiter Berüdfichtigung der provin- 
ziellen Bezirke zu vertheilen find; 14) drei Abgeordnete der evangeliichen und einem 
Abgeordneten der Fatholifchen Geiftlichkeit,; 15) einem Abgeorbneten der Univerfität; 
16) einem Abgeordneten der Nichtereollegien; 17) einem Abgeordneten der Anwalts: 
cammern.‘ 

„$ 2. Ein perfönliches erbliches Stimmrecht (8 1 Nr. 9) wird der König, ohne 
Unterjchtied des Standes, nur folchen Majoratsherren verleihen, deren Majorat 
aus einem im Sönigreiche belegenen Grundvermögen befteht und nach Abzug ber Zin- 
fen der auf demſelben ruhenden hypothefarifchen Schulden und der fonftigen fortwähren- 
den Laften wenigſtens 6000 Thaler reiner jährlicher Ginfünfte gewährt. Sobald eine 
ftärfere Belaftung des Majorats eintritt, ruht einftweilen das erbliche Stimmrecht 
bes Beſitzers.“ 

„8 3. Das Recht der Beilegung einer erblichen Birilftimme fteht unter den 
verfaflungsmäßigen Bedingungen dem Könige ohne Rüdficht auf die Zahl der bereits 
vorhandenen Birilitimmen und abgejehen von einer darunter eintretenden Erledigung 
zu. Die Errichtung des Majorats giebt fein Recht auf die Beilegung einer Viril- 
ftimme, ſondern ift lediglich Die Bedingung, ohne deren Erfüllung ein erbliches Stimm- 
recht nicht verliehen werden kann.“ 

„84 Die Abgeordneten der größeren Grundeigenthümer ($ 1 Nr. 12) follen von 
den Verbänden, welche zur Vertretung des großen Grundbefiges in den Provinzial: 
Landfchaften unter Zuftimmung der allgemeinen Stände gebildet werben, gewählt 
werben. Eine auf diefer Grundlage beruhende Abordnung foll gejeglich fpätefteng . 
bi8 zum 1. Januar 1858 eingeführt werden. Würde es bi dahin an ben bezeich- 
neten Verbänden fehlen, jo muß mit dem 1. Januar 1858 eine anberweite gejegliche 
Regelung diefer Abordnnng eintreten. Vorläufig ſoll diefelbe nach den Dellmmm 
gen der 88 5—8, deren Geſetzeskraft jedoch mit dem 1. Januar 1858 von ſelbſt erliſcht, 
georbnet werben.” 

„8 5. Von den Abgeorbneten der größeren Grundeigenthümer ($ 1 Nr. 12) 
jollen 1) die beſtehenden Nitterfchaften 24, nämlich: die Galenberg- Grubenhageniche 
Nitterfchaft 5, die Lüneburgjche Ritterfchaft 5, die Bremen- und Verdenſche Ritter: 
fchaft 4, von denen drei von der Bremenſchen und einer von der Verbenfchen Ritter: 
Schaft zu erwählen ift, die Hoya= und Diepholzſche Nitterfchaft 2, die in der Rit— 
terſchafts-Matrikel der Grafichaft Hoya ftehenden Freien 1, die Osnabrückſche Rit- 
terſchaft, mit Einfchluß von Meppen und Lingen 3, die Hilvesheimfche Ritterfchaft 3, 
die Dftfriefifche Nitterfchaft 1. 2) Die nad den Grundfteuerertrage auf die vers 
ſchiedenen Provinzen zu vertheilenden — Grundeigenthümer, welche zu den 
Mitgliedern der Ritterſchaften einſchließlich der in der Ritterſchaftsmatrikel der Graf— 
ichaft Hoya itehenden Freien nicht gehören, ebenfall® 24 zu erwählen haben.“ 

„$ 6. Nur denjenigen Ritterichaften fteht die Wahl von Abgeorbneten (8 5 
Nr. 1) zu, nach deren Statuten die ring ber in die Nitterfchaft nicht durch abe 
ligen Stand bedingt it. Wo gegenwärtig ie8 Erforderniß noch befteht, ruht bis 
zu deſſen Aufhebung das Recht, Abgeordnete zu wählen.“ 

„8 7. Für die Erwählung der Abgeordneten der nichtsritterfchaftlichen größern 
Grunbeigenthümer (8 5 Nr. 2) werden 24 Wahlbezirfe gebildet, in denen je ein 
Abgeordneter gewählt wird. Die Wahl geichieht in jedem Wahlbezirke in der Regel 
von 150 Grundeigenthümern, und zwar von denjenigen, welche die höchſte Grund: 
fteuer zahlen. Befinden fich jetoch in einem Wahlbezirte mehr al3 150 Grundeigen: 
thümer, welche 50 Thaler Grundfteuer und darüber jährlich zahlen, fo find alle 
By Örundeigenthümer wahlberechtigt. Befinden fich Dagegen in einem Wahlbezirfe 
nicht 150 Grundeigenthümer,, welche mindeftens 30 Thaler Grundfteuer jährlid zab: » 
len, jo wird bie Zahl der Wahlberechtigten bis zu der Zahl der in dem Bezirke 
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vorhandenen Grundeigenthümer vermindert, welche wenigftens 30 Thaler an jähr- 
licher Grundfteuer zahlen. Würde damit indeſſen die Zahl der Wahlberechtigten 
unter 100 herabfinfen, jo werden von den unter 30 Thaler Grundfteuer zahlenden 
era he die in dem Betrage der Grundfteuerzahlung zunächitftehenden 
foweit 5 nndegogen, als zur Herftellung einer Zahl von 100 Wahlberechtigten erfor— 
derlich ift. 

„8 8. Wählbar find 1) als Abgeorpnete der Nitterfchaften ($ 5 Nr. 1) nur 
diejenigen, welche Mitglieder der wählenden Ritterfchaft find und mindeſtens 60 Tha— 
fer jährlih an Grunditeuer zahlen; 2) als Abgeoronete der nichtsritterfchaftlichen 
Grundeigenthümer ($ 5 Nr. 2) nur diejenigen, welche felbit, wenngleich in einem 
andern Wahlbezirfe oder in einer andern Provinz als nicht=ritterichaftliche Grund: 
eigenthümer wahlberechtigt find.“ 

„8 9. Wählbar zur Wahl eines Abgeordneten für Handel und Gewerbe, der 
Beiftlichkeit, der Univerfität, ver Richtercollegien und AnwaltScammern (8 1Nr. 13—17) 
find nur diejenigen, welche jelbit zur TIheilnahme an der Wahl eine Abgeorbneten 
für die erfte Sammer MRMENN find,“ 

. Zweite Sammer. 

1) Daß im 8 41 des Gefeges vom 5. September 1848 gejegt werde: „aus vier 
vom Könige zu ernennenden Mitgliedern, von denen zwei Minifter fein müſſen.“ 
2) Der at diefe Erwägung fich ftüßende Antrag gebt dahin: an der Stelle ver im 8 42 
des Geſetzes vom 5. September 1848 gegebenen Beitimmung, daß an den Wahlen 
der Etadt: und Landgemeinden alle wohnberechtigten männlichen Ginwohner Theil 
nehmen, folgende Vorſchriften in Kraft treten zu laffen. An ven Wahlen der Stadt: 
und Landgemeinden nehmen nach näherer Ordnung des Wahlgeſetzes alle in der Ge— 
meinde ftimmberechtigten männlichen Einwohner Theil. Die Abgeordneten der Städte 
und Flecken werben von den ftimmmführenden Magiftratsmitgliedern und den Bür: 
gervorjtchern, bezw. Gemeindebeamten und Gemeindevertretern, und von einer bei: 
den gleichen Zahl befonders zu erwählenden Wahlmänner gewählt. 

C. Gemeinſchaftliches für beide Gammern. 

1) An der Stelle des 8 44 des Gefekes vom 5. September 1848 — unter 
Etreichung des 8 38 und der Beftimmungen im 8 42 defjelben Gefeßes über Aus: 
nahmen von der Wahlberechtigung — Folgendes zu beftimmen: Weber wahlberech: 
tigt zur allgemeinen Stände: Berfammlung, noch zur Mitgliedfchaft in derſelben be: 
fähigt find alle, welche noch nicht 25 Jahre alt find, in väterlicher Gewalt, unter 
Guratel, oder in Koft und Lohn eines Andern ftchen, zu einer fehweren Strafe 
(Art 8 des Criminal-Geſetzbuchs), zur Strafe des Arbeitshaufes oder der Dienft- 
entlaffung oder wegen Diebjtahls, Unterjchlagung, Betruges, Fälfchung, leichtfinni- 
gen Eides oder Beftechung verurtheilt oder wegen eines der hier namhaft gemachten 
oder mit einer der bier bezeichneten Strafen geſetzlich bebroheten Verbrechens in 
Unterfuchung befanden, oder nadı gejeglichen Beſtimmungen nicht im vollen Befige 
ber politiichen Rechte find, zu den Direeten Landesjteuern nicht beitragen, oder den 
ihnen obliegenden Beitrag dazu im legten Jahre nicht entrichtet haben. 2) Auf 
dieſen Erwägungen berubet der Antrag: daß zum 8 51 des Gefekes vom 5. Sep: 
tember 1848 ein Zufaß gemacht werte des Inhalts, daß der Erblandmarjchall , der 
General-Erbpoftmeifter und die Majoratsherren durch ihre volljährigen älteften Söhne, 
ber Abt zu Loceum und die fatholifchen Biſchöfe durch jeden zur erften Gammer 
Wählbaren ſich in Diefer vertreten zu laſſen befugt jein jollen, und daß für minber- 
jährige erbliche Mitglieder der erften Gammer die Stimme von ihren Vormündern 
geführt werben kann; vorausgefegt, daß dieſe zu dem Mannesftamme der Familie 
gehören. 

1. 


V 
Den zweiten Sa im 8 52 bes .. vom 5. Eeptember 1848 zu ftreichen. 


Diefelbe beantragt demnach: daß, was im 8 57 bes Gefeßes vom 5. September 
1848 ©. 1 und 3 von einer Auflöfung der zweiten Sammer vorgejchrieben ift, für 
beide Cammern beftimmt, und danach un 39 deffelben Geſetzes geftrichen werbe. 


, Daß die Worte am Schluſſe des 8 72 de8 Geſetzes vom 5. September 1848, 
falls die Zuftimmung nicht erfolgt, dahin geändert werben, daß es heißt: falls bie 
Zuftimmung verweigert wird. 
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IX. 
Am 4. Satze des 8 102 des Geſetzes vom 5. September 1848 die Worte: „welche 
die Entlaffung der Minifter oder des betreffenden Minijters zur Folge haben ſoll“ 
zu ftreichen. 


2; 

Den # 109 des Geſetzes vom 5. September 1848 zu ftreichen. 

Nach Anficht der Königlichen Regierung ift darin ein ſtrenges Maß nach allen 
Seiten bin gehalten. Gleichwohl können Wir Uns nicht verhehlen,, daß dieſe Anficht 
nicht ——— werde getheilt werden, und hegen — wie Wir, offen zu bekennen, 
Uns nicht ſcheuen — die Beſorgniß, daß die geſtellten Anträge manchen Widerſpruch 
auch hier erfahren werden. 

Wie Wir Uns aber durch eine ſolche Erwägung nicht haben abhalten laſſen dür— 
fen, diefe Anträge, nachdem Uns die gewiffenhafteite Prüfung von der Heilfamfeit 
und Dringlichkeit der VBerfaflungsänderungen, welche fie bezielen, überzeugt hat, ber 
allgemeinen Etändeverfammlung vorzulegen: jo vertrauen Wir auch, daß die befon- 
nene und von lauterer Liebe zum Baterlande bejeelte Berathung, welche dieſer wich— 
tigen Vorlage in der allgemeinen Ständeverfammlung unzweifelhaft zu Theil werben 
wird, unter Gotte8 gnädiger Leitung dahin führen werde, Dasjenige zu finden und 
zu erwählen, was dem wahren Beiten Des Landes, feinem Frieden und feiner Wohl- 
fahrt, vorzüglich frommt. 

Hannover, den 14. Mai 1852. 

Königlibes Sejammt-Minifterium. 
Schele. v. Brandis. Bacmeifter. Windthorft. Frhr. v. Hammerftein. v. Neiche. 


KLVE 
Schreiben des Königlichen Gejammt: Minifterii vom 25. April 1853, 


Aenderungen des Verfaſſungsgeſetzes vom 5. September 1848 betreffend. 


Die ſeit Unferem Screiben vom 14. Mai v. J., betreffend Aenderungen bes 
Berfafiungsgefehes vom 5. September 1848, eingerretenen Verhältniſſe laſſen ber 
Königlichen a in einzelnen Bunften cine Abänderung derjenigen Anträge er: 
forderlich erjcheinen, welche im Abſchnitt V. jenes Schreibens wegen ber Zuſam— 
menjegung der erjten Sammer der allgemeinen Stände: VBerfammlung, und nament: 
lich ee der Vertretung des großen Grundbefige8 durch gewählte Abgeordnete ent- 
halten find. 

Der dort geftellte Antrag, die Wahl diefer Abgeordneten auf die Vertretung 
bes großen Grundbefiges in den Provinziallandfchaften zurüdzuführen, berubte auf 
der nach der damaligen Sachlage berechtigten Erwartung , daß die vorausgefeßte Neu: 
bildung der Provinziallandfihaften in nächiter Zeit, und jedenfalls binnen det Dauer 
eines Landtages auf dem von ber Regierung betretenen Wege ber Verſtändigung ſich 
verwirklichen werde. 

Nach dem Verlaufe jedoch, welchen feitdem bie Abseig Fespeikeben Angele: 
genheit laut Unferer beſonderen Mittheilung vom heutigen Tage genommen , hat bie 
Königliche Regierung zu ihrem aufrichtigen Bedauern die Ueberzeugung gewinnen 
müfjen, daß jene —8 nicht ferner mit genügender Sicherheit feſtgehalten wer: 
den fann, um darauf den Plan einer in beftimmter Zukunft einzuführenden befiniti- 
ven Ordnung der Vertretung des großen Grundbefiged in der erften Gammer zu 
gründen, und bei dem Vorſchlage eines in Erwartung dieſer definitiven Orbnung 
eintretenden Proviforiumd von bejtimmmter Dauer zu verharren. 

Unter dieſen Umjtänden ift von der Königlichen Regierung in jorgfältige Erwä— 
gung gezogen, in welcher Weiſe die Vertretung des großen be bei ber, 
nad) ihrer unveränderten Ueberzeugung nicht länger zu beanftandenden Umgeftaltung 
ber erften Gammer anderweit zu orbnen ift. 

Es iſt dabei, abgejehen von der unverfennbaren Nothwendigkeit, die Vertretung, 
zumal in ginem aderbautreibenden Staate, jo einzurichten, daß der große Grundbeſitz zu 
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einer wirkſamen Vertretung gelangt, "nach Anficht ber Königlichen Regierung eine 
doppelte Rückſicht zu beachten. 

Die neue Ordnung muß eine derartige fein, dab fie weber bie Natur einer nur 
proviſoriſchen Einrichtung trägt, welche ihren wmejentlichen Halt nicht in ſich jelbft, 
fondern in ber Beziehung auf eine jegt ungewiß geworbene Eventualität finden müßte, 
noch andererſeits ein Hinderniß gegen die Herftellung ber naturgemäßen —— 
zwiſchen der Vertretung des großen age ad in den Provinziallandichaften un 
in der allgemeinen Stände-Berfammlung für den Fall bereitet, wenn die Reorgani- 
jation der erfteren fpäter zur Verwirklichung gelangen wirb. . 

Auf diefen Grundfägen beruht der nächſtehend in den 99 A und 5 enthaltene 
Vorſchlag, zu deſſen Erläuterung Wir nur Weniges hinzuzufügen haben. 

68 wird zunächſt nad) dem vorhin bemerften einer weiteren Rechtfertigung nicht 
bedürfen, daß die Vertretung der größeren Grundeigenthümer nad den Provinzen 

efondert und nach Maßgabe ber in den einzelnen Lanbestheilen verjchiedenartig ge- 

Halteten Verhältniſſe des —— geordnet ift. — Für die Frage, welcher Maß— 
ſtab in den einzelnen Provinzen für den Begriff des größeren Grundeigenthums 
anzunehmen iſt, hat die Königliche Regierung eine gegebene Grundlage in den Be— 
ſtimmungen finden müſſen, welche für die Mehrzahl der Provinzen in den Verhand— 
lungen über bie Reorgantjation der Provinziallandichaften bereit die Zuftimmung 
der allgemeinen Stände: Verfammlung gefunden haben. Nur bei der Provinz Lüne- 
burg tit die Befeitigung ber Er nad) der verfchiebenen Größe des Grundeigen: 
thums zugelaffenen Stimmen-Scala durch eine Erhöhung des Genfus für die Marjche 
gegenden ausgeglichen. Der für Hoya-Diepholz, Aremberg = Meppen, re Bent: 
heim und Oftfriesland — Cenſus gründet ſich auf die inmittelſt eingezo— 
genen vollſtändigeren ſtatiſtiſchen Nachrichten. Für die letztgenannte Provinz bietet 
die Annahme eines Arealeenſus einen zutreffenderen Maßſtab dar, als die Beſtim— 
mung nad dem Grunditeuer: Ertrage. Bei den andern Landbestheilen aber wird ber 
Grundfag feitzubalten fein, dab neben dem Grundfteuer: Genfus, wo die Verhältniſſe 
ſolches nöthig machen, aushülfsweije ein äquivalenter auf Areal und Ertrag begrün: 
deter Maßftab eingeführt werben kann. Die näheren desfallfigen Beitimmungen, 
welche annoch eine weitere Unterfuchung erfordern, werben der Ausführungs-Verord: 
nung vorbehalten bleiben dürfen. 

Die jebt beftehende Zahl der Vertreter des großen Grundbefiges ift nur bei ben 
Provinzen Galenberg und Osnabrüd erlafien, für welche eine Erhöhung der jegigen 
Zahl auf 4 bezw. 3 Abgeorbnete zur Herjtellung eines gleichmäßigeren Werhältnifies 
erforderlich erſcheint. 

. Was die übrigen Elemente der erften Sammer anlangt, jo hat die Königliche 
Megierung ihre früheren Anträge nur binfichtlich der Vertretung ber Geiftlichfeit 
und Hinfichtlich Der Mbgeoroneten für Handel und Gewerbe zu andern, bezw. zu 


ergänzen. 

Die Königliche Regierung hat fich bereits früher die Einwendungen nicht ver 
hehlt, welche gegen das gemifchte Syſtem der Vertretung der Kirchen theils durch 
die Inhaber ber in ber Kirchenverfafjung beftehenden höheren Memter, theils durch 

ewählte ge ber Geiftlichen zu erheben find. Wir glauben bei fernerer 
rwägung biejen Bunft als einen folchen anſehen zu können, in welchem eine Abän- 
derung bes im Geſetze vom 5. September 1848 begründeten Zuftandes wenigitens 
nicht durch dringende Gründe geboten iſt. Durch dieſe Rüdfichten find Wir veran- 
laßt, hier von einer Wiederholung Unferes früheren Antrags abzuſehen. 

In Anfehung der Vertretung des Handels und der Gewerbe F Wir Uns in 
der Lage, nach den angeordneten ſtatiſtiſchen Erhebungen den Cenſus der ſechsten 
Claſſe der Gewerbeſteuer und des entſprechenden Satzes außerhalb der Claſſen als 
denjenigen zu bezeichnen, welchen die Königliche Regierung für zutreffend erachtet, 
um den in ber Vorlage vom 14. Mai v. %. bezeichneten Grundfag zur Geltung zu 
bringen. Die jeßt vorgefchlagene Zahl von 6 Abgeordneten beruht vornämlich auf 
ber Rückſicht einer angemefjenen, den Yanddrofteibezirken fich anfchließenden Einthei— 
lung ber. Wahlbezirke. 

Die Königliche Regierung hat hiernach, unter Zurücziehung des früheren, unter 
V. A. des Regierungsjchreibens vom 14. Mai v. I. geftellten Antrags, mittelft 


nachftehender Anträge eine neue Vorlage der allgemeinen Etände-Verfammlung zu 
machen. Sie beantragt 
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I. die Zuftimmung ber allgemeinen Stände -PVerfammlung dazu: daß die 88 36 
und 37 des Geſetzes vom 5. September 1848 — und durch folgende Beftim> 
mungen erjegt werden. Vgl. Aeten-St. Al. 5. Pag. 6. 


_— — — 


XLVII. 


Diſſens-Votum der Abgeordneten Groß, Elliſſen, Plauk zu den Anträgen 


des Verfaſſungsausſchuſſes vom 9. Inni 1853. 


Die Unterzeichneten haben den meiſten der vorſtehenden Ausſchuß-Anträge, ſo— 
weit ſie die Fr der Regierungs-Propoſitionen bezwecken, nicht beiftimmen 
können; fie halten ſich vielmehr für verpflichtet, die Ablehnung der legtern in 
allen Hauptpunften den Cammern zu empfehlen, und zwar im Wefentlichen auß fol: 
genden Gründen. 

68 handelt fich um tief eingreifende Abänderungen der beftehenden Landes: 
verfafjung, — einer Verfaflung, über deren gejegliche Gültigfeit in ihrem vol- 
len Umfange auch bei der Königlichen Negierung fein Zweifel obwaltet, Die Be: 
forgniß aber, daß in einem fouverainen Staate, wie das Königreich Hannover, die von der 
Negierung als völlig zu Necht beftehend anerkannte, durch das fürftliche Wort Sei— 
ner jet regierenden Königlichen Majeftät wiederholt verbürgte Landesverfaffung unter 

irgenb welchen Umftänden auf nicht verfaffungsmäßige Weite befeitigt oder nur lädirt 
werden fünnte, wäre bie Annahme einer Möglichkeit, Die nach Anficht der Unter: 
zeichneten für Die allgemeinen Stände bei ihrer Entjcheidung über die vorliegenden 
Fragen in feinem Falle mahgebend fein dürfte. Es wird demnach in Betreff der 
beantragten Verfaſſungs-Aenderungen lediglich das Gewicht der dafür beigebrachten 
innern Gründe in Anfchlag zu bringen fein, und Diefe vermögen wir, foweit 
fie in den beiden Negierungsjchreiben vom 14. Mat 1852 und vom 25. April d. J. 
dargelegt und in den Verhandlungen des Ausſchuſſes zur weitern Erörterung gekom— 
men ſind, als durchſchlagend niſcht anzuerkennen. 

Im Jahre 1848 ging das vereinte Beſtreben der Regierung und der Stände 
dahin, eine mäßig erweiterte Betheiligung dee Staatsangehörigen an ber Gejeggebung 
in der allgemeinen Landesvertretung, wie fie den innern Verhältniffen des — 
reichs und den Forderungen der Zeit, nicht etwa momentaner Aufregung, entſprach, 
— —— , und in dem Verfaſſungsgeſetze vom 5. September beffeißen Jahrs 
and dies Beſtreben zur Zufriedenheit und zum Segen des Landes ſeine Verwirk— 
lichung. Die jetzigen Vorſchläge der Königlichen Regierung dagegen bezwecken, jene 
Betheiligung wieder auf einen beträchtlich engern Kreis durch Rang und Reichthum 
bevorzugter Staatsbürger zu befehränfen und damit mehrern Taufenden den Genuß 
werth voller Rechte zu entziehen, die ihnen gefeglich zugeftanden worben und bie fie 
durch feinen Mißbrauch verwirkt haben. 

Beſonders einleuchtend ift dies in Betreff der beantragten fünftigen Vertretung 
bes größern Grundbefißes in der Erſten Sammer. Durch Die beabfichtigte Erhöhung 
des Genjus würde die Zahl der Wahlberechtigten diefer Kategorie nach den vorges 
legten Berechnungen auf weit weniger als den vierten Theil, nämlich von 4315 auf 
952 Orundbefiger, die nur etwa den achten Theil der gefammten Grundfteuer zahlen, 
redueirt werden. Es Liegt wohl auf der Hand, daß als Präcedens für die Härte 
einer jolchen unverfchuldeten Entziehung wohlerworbener Rechte keineswegs Die Libe— 
ralität gelten fann, womit im Jahre 1848 unter verfaflungsmäßiger Mitwirkung der 
damaligen Erften Sammer das fragliche Necht von den Majoratöherren und den Mit- 
gliedern der ritterfchaftlichen Gorporationen, natürlich ohne Ausſchluß derſelben, auf 
einen weit größern Kreid von Grundeigenthlimern ausgedehnt wurde. Auch der von 
Königlicher Regierung als wefentliches Erforderniß Hingeftellte conjervative Character 
der Eriten Gammer würde, jomweit wir ihn als eine nothwendige Eigenſchaft derſel— 
ben gelten laſſen können, durch die Fortdauer des jegigen, in 8 36, Nr.*7 des Ge: 
jeges vom 5. September feftgeitellten, den einjchlagenden Verhältniſſen des Landes 
ng entjprechenden Genjus unſeres Eradıtens fünftig jo wenig, wie biöher, 
in Frage geftellt werden. Daß daneben eine Vermehrung der Intelligenz durch die 
größern Summen, welche die nach dem Vorfchlage der Regierung Wahlberechtigten 


zahlen müffen, irgend garantirt würde, müffen wir entfchieden in Abrede ftellen. 
Für geradezu rerderblich aber müfjen wir es halten, wenn man dadurch ein ſoge— 
nannte confervatived Element neu zu Schaffen jucht, daß man einzelnen Durch Ge— 
burt und Reichthum Ausgezeichneten politifche Vorrechte beilegt, fie Dadurch von Dem 
übrigen Volke trennt und dem Beſtehenden unter allen Bedingungen geneigt macht. 

Andererieit8 vermögen wir die Uebereinftimmung des Genjus für die Vertretung 
des Grundbeſitzes in Erjter Sammer mit dem durch das Gefeß vom 1. Auguft 1851 
für die betreffende Vertretung in den Provinziallandicdaften feftgeitellten , in Hinblick 
auf bie vielfach verſchiedenen Zwecke beider ſtändiſchen Inſtitutionen, als jo jelbit- 
vorftändlich und durchaus nethwendig, wie fie in dem Negierungsfchreiben bingejtellt 
ift, nicht anzuerkennen, wie Died denn auch bei den ehr Verhandlungen und 
Beichlüfien über das bezeichnete Geſetz in feiner Weite gejchehen it. Auf den von 
einer ſolchen, nach unferer Anficht imigen Vorausſetzung bergeleiteten Grund für 
eine tief einſchneidende Berfafliungsänderung fünnen wir aber um jo weniger Gewicht 
legen, da ja die Königliche Megierung das Gefeg vom 1. Augujt, womit durch Diefe 
Aenderung die Yandesverfafjung in vermeintlich nothwendigen Einklang gebradyt wer— 
ben fol, zu gleicher Zeit aufzuheben beantragt. Daf endlidy ein Eingehen auf bie 
projeetirte Erhöhung des Grunditeuer-Genfus für die Erſte Sammer zu dem als er— 
jirebenswertheftes Ziel für die Wohlfahrt des Landes hingejtellten Frieden mit den 
ritterfchaftlichen Gorporationen, das heit zur Befeitigung ihrer Recla- 
mationengegen das Verfafjungsgejepß voni1848 und zur Her— 
abjtimmung ihrer Forderungen für die Organijation der 
Provinziallandpichaften führern werde, ift eine Hoffnung, 
die wir nicht entfernt theilen fönnen und deren Grundlo— 
finfeit fhon in Betracht der bei wiederholten Verftändi- 
nungsverjudhen mit jenen Gorporationen fortwährend ge: 
fteigerten Forderungen derjelben faum noch einem Zweifel 
unterliegen bürfte. 

Durd die beantragte Vermehrung der Vertreter des großen Grundbeſitzes in 
der Erſten Gammer würde unferes Gradıtens ein unverhältnißmäßiges Ueberwiegen 
der Intereffen dieſes Standes im Vergleich mit deſſen ſchon jet vorhandenen ſtar— 
fon, aber in dieſem Mae gerechtfertigten numerifchen Uebergewichte herbeigeführt 
werben. Noch geſteigert würde dies Mißverhältniß durch den beantragten Wieder: 
eintritt des Grafen von Platen: Hallermund und der Majoratöherren mit erblicher 
Virilftimme, gegen welchen wir aber befonders deshalb uns erklären müffen, weil 
wir ihn mit der durch $ 7 des Geſetzes vom 5. September verbürgten Aufhebung 
aller nicht Lediglich privatrechtlichen Vörzüge der Geburt für unvereinbar halten. 

Was die Vertretung des Handels und der Gewerbe anlangt, jo haben wir ber 
Mehrheit des Ausſchuſſes in der Ablehnung der betreffenden Negierungs - Propofitio: 
nen beigeflimmt, nicht aber in der fürmlichen Anerkennung eines vermeinten Verbeſ— 
ſerungs-Bedürfniſſes Diefer Vertretung nach dem jebigen Wahlgejege und in dem 
Geſuche an die Königliche Regierung, mit neuen Vorſchlägen, wonach insbejondere 
die Wahlen für die Vertretung des Handeld und der Gewerbe in der Erjten Cam— 
mer mit noch nicht exiftirenden Bewerberäthen in Verbindung zu bringen fein wür: 
den, demnächſt hervorzutreten. ine folde Erflörung würde als formeller Ausbrud 
ber Dereitwilligfeit der Stände gelten müffen, auf weitere Verfafjungsänderungen 
einzugehen, wodurch nach den vorgebrachten Motiven vorausfichtlich wiederum eine 
beträchtliche Anzahl EtaatSangehöriger eines ihnen bisher zuftchenden und von ihnen 
pflichtmäßtg geübten Nechtes verluftig werden würde, und zwar die Angehörigen eines 
Standes, der bei dem gewerblichen Auffchwunge des Landes das Recht unmittelba= 
rer Vertretung jeiner Intereffen der Stände: Berjammlung in dem 1848 ihm zuge: 
ftandenen —2 in vollem Maße beanſpruchen kann. 

Die Annahme des Regierungs-Vorſchlages, eine beſondere Vertretung der Schule 
aus der Erſten Cammer zu beſeitigen, würden wir für ſehr beklagenswerth halten, 
nicht etwa weil die zunächſt durch dieſe Ausſchließung Getroffenen ſie, laut den be— 
reits dagegen eingegangenen zahlreichen Remonſtrationen, beſonders ſchwer empfinden 
würden, ſondern vornehmlich, weil dem anerkannten Zwecke ber Erſten Cammer, die 
weientlichiten nad Ständen und ftaatlichen Inftitutionen unterschiedenen Intereſſen 
des Landes zu vertreten, Die Theilnahme folcher Abgeordneten durchaus entipricht, 
für welche in dem Wefen ihrer Wahleorporation, mögen fie ſelbſt derſelben angehö— 
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ren oder nicht, eine unmittelbarere perfönliche Aufforberung liegt, die Aufmerffam: 
keit der Stände auf eine fo hochwichtige Landesangelegenheit, wie Das geſammte 
Schulweſen, ſtets rege zu erhalten. Gegen die Nachtheile des Hinwegfall® dieſer 
Vertretung können nadı unferm Ermefien die dafür geltend gemachten Echwierigfei- 
ten ber betreffenden Wahlen nicht in Anfchlag fommen und noch weniger Die angeb- 
Lich zu beforgenden Mißgriffe bei denſelben, für welghe eine relative Wahrfcheinlich- 
feit in ber gegenwärtigen Ginrichtung keineswegs begründet fein dürfte, während bie 
gänzliche Unmöglichkeit fehlechter oder nach einer oder der andern Seite für ſchlecht 
eltender Wahlen Durch feine Art von Gammercompofition und feinen irgend benf- 
Ar Wahlmodus verbürgt werden fann. Die Anficht der Königlichen Regierung, 
daß die Schule „als Dienerin der Stirche” in den Abgeordneten der Letztern ihre 
geeignetften Vertreter finde, können wir nicht theilen, nicht bloß in Betveff ber ges 
Iehrten Schulen, die unjeres Wiſſens außer den fatbolifchen Gymnaſien in unferm 
Lande nicht unter geiftlichem Ephorate ftehen, fondern auch in Hinblie auf die Volks— 
fchufe, deren Intereffen, unbeſchadet ihres chriſtlich-confeſſionellen Charaeters, weit 
entfernt mit denen der Geiftlichkeit völlig zufammenzufallen, mit legteren vielmehr 
nicht jelten in entſchiedenem Wiperftreite ftehen. 

Auch für die vorgefchlagene Beichränktung des Wahlrechts zur Zweiten Sammer, 
von den wohnberedhtigten auf Die ftimmberechtigten Gemeindemitglieder, fünnen wir 
feinen Grund finden, da unferes Grachtens Die Gemeindeglieder, welche aus irgend 
einem Grunde das Semeindebürgerrecht nicht gewonnen, doch in Beziehung auf all: 
gemeine Staatliche Angelegenheiten daſſelbe Intereffe haben, wie Die in Gemeindejachen 
Stimmberechtigten, und es daher eine ungerechte Härte fein würde, dieſer zahlreichen 
Claſſe von Staatsbürgern das Wahlrecht wieder zu entziehen. Rüdfichtlic der Land: 
gemeinden tritt noch hinzu, daß hier das Stimmrecht in der Gemeinde gejeglich überall 
nicht feſiſteht, ſondern im Verwaltungswege feftgefeßt werden ſoll, und daß jelbit 
nad dem in dieſer Beziehung bis jet normgebenten Ausjchreiben des Mintiterli des 
Innern vom 4. Mai 1852 8 25 regelmäßig das frühere Verbältniß der Stimmbe- 
re — beftehen bleibt, danach aber in vielen Fällen nur Hofbefiger ftimmbered): 
tigt find, 

Gegen die vorgeichlagene Betheiligung der Magiftrate und Bürgervorſteher an 
den ftädtijchen Abgeorbnetenwahlen ſpricht Die Erwägung, daß dieſe nur zur Ver: 
waltung der Gemeinbeangelegenheiten gemählt werden und fomit nicht von vorn her— 
ein angenommen werben fann, daß fie audı in allgemeinen politifchen Angelegenhei: 
ten, namentlich bei der Wahl für die allgemeine Stäude-Berfammlung, im Sinne 
und Intereſſe ver Gemeindeglieder handeln. Verdienen und genießen fie auch in leg: 
terer Beziehung das öffentliche Vertrauen, jo wird e8 ohnehin nicht fehlen, daß Dies 
auch die Urwahlen für bie ftäbtifche Deputirtenwahl vorzugsweife auf fie lenkt. 


Wir haben es bei der Wichtigfeit dergfraglichen Angelegenheit für angemeffen 
gehalten, im Vorftchenden die Andeutung einiger der weientlichern Gründe, die ung 
gegen bie beantragten Berfajlungsänderungen zu Sprechen fcheinen, den Anträgen der 
Majorität des Ausſchuſſes gegenüber, jchon jett den Cammern vorzulegen, während 
mir die ausführlichere Entwicelung diefer Gründe und ein Eingehen auf andere der 
Verhandlung in den Cammern vorbehalten müffen, fo wie nicht minder die Berück— 
fihtigung einiger bier nicht berührten, von Königlidier Regierung beantragten Ber- 
faffungsänderungen. Es gehören dahin namentlich die proponirte Vermehrung der 
vom Könige zu ernennenden Mitglieder der Zweiten Sammer und die Etreichung der 
Beitimmung des $ 52 im Geſetze vom 5. September 1848, wonach jede Sammer vie 
Gegenwart von Minijtern verlangen Ffann, — Nenderungen, bei deren Würdigung 
die im ftändifchen Schreiben vom 6. Julius 1848 der damaligen Regierung darge: 
legten Gründe dagegen uns weder durch feitdem gemachte practiiche Erfahrungen, 
noch burd Die prineipielle Motivirung der entgegenitehenden Anficht in dem Schrei— 
ben der Königlichen Negierung vom 14. Mat 1852 entkräftet zu fein fcheinen. 
Wir müſſen fehlteßlich anheim geben, zu erwägen, wie ſchwer, der Unzuläng- 
(ichfeit der innern Gründe für die profectirten Berfaflungsänderungen gegenüber, die 
wenn nicht ausbrüdlich doch factijch im den Vordergrund geftellten angeblichen äu- 
bern Gründe für diefelben ing Gewicht fallen dürften. Nicht zurüchalten aber fön- 
nen wir mit unferer Anficht, daß, follte wirklich für den Fall der Ablehnung der 
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Regierungs- Profitionen ein rechtswidriger Eingriff in Die Verfaffung von irgend einer 
Seite ber in Ausficht ftehen, deſſen Folgen nicht fo gefährlich fein würden, als dag 
Nachgeben gegen die befjeve Ueberzeugung von der Gerechtigkeit und Zweckmäßigkeit 
des Vorgefchlagenen. Nach den Erfahrungen hier und im übrigen Deutjchland, nad) 
der ganzen Lage der gegenwärtigen Verhältniſſe, bringt ſolches Nachgeben feinen 
Frieden, fondern erzeugt nur neue Forderungen. Mit jedem neuen Nachgeben wird 
die Kraft der Stände, des Votkes gefchwächt. Langfamer, aber eben jo ficher wer— 
den alle die Rechte, welche ein Rechtsbruch bedroht, hingeopfert und, was fchlimmer, 
als beim offenen Rechtsbruche, das Vertrauen des Volks auf Die parlamentarifche 
Vertretung, die nicht einmal im Stande war, Nein zu fagen, wo es durch ihr Nein 
die Echmälerung werthvoller Volksrechte abzuwenden galt, das Vertrauen zu der eige: 
nen Kraft ift zerftört. 

Dies find im Allgemeinen Die GefichtSpuncte, von denen die Unterzeichneten aus— 
gegangen und aus welcden fie die Ablehnung der Negierungs = Anträge, jo weit fie 
unmittelbar auf nicht durchaus nöthig gewordene Abänderungen der Landesverfafjung 
gerichtet find, empfehlen müfjen. 

Hannover, den 9. Junius 1853. 

Bro. Elliſſen. Pland. 


XLVIII. 
Verzeichniß der wirklich berufenen Mitglieder der Zwölften allgemeinen 
Stände-Verſammlung, 1854/55. 


A. Erſte Cammer. 

1) Der Herr Herzog von Aremberg, Durchlaucht. 2) Der Herr Herzog von 
Looz⸗-Corswaaren, Durchlaucht. 3) Der Herr Fürſt von Bentheim, Durdlaudt. 
N Der Herr Erblandmarichall des Königreichs, Herr Graf zu Münfter, Excellenz. 
5) Der Herr Graf von Stolberg Wernigerode, Erlaudt. 6) Der Herr Graf zu 
Etolberg- Stolberg, Erlaudt. 

Vier vom Könige ernannte Mitglieder, wovon zwei Mintiter find: 7) Herr Mt 
nifter= Präfident- von Lütcken, Excellenz. 8) Herr Staatöminifter, General: Major 
von Brandis Ereellenz. 9) Herr Stantsminifter Bergmann, Excellenz. 10) Herr 
Ober-Juſtiz-Rath Leonhardt. 

Der Commiſſarius für das Schulden: und Rechnungswefen: 11) Herr Schap- 
Rath von Bothmer. 

Drei und Dreißig Abgeordnete der größeren Grundbefiger: 12) 4. Wahlb., 
Herr Hofbefiger Schaper. 13) 2. Wahlb., Herr Hofbefiger Knigge. 14) 3. Wahlb., 
Herr Rittmeifter von Münchhauſen. 15) 4. Wahlb., Herr Hofbefiger Cieling. 
16) 5. Wahlb., Herr Hofbefiger Precht? 17) 6. Wahlb., Herr Hofbefiger H. Meyer. 
20) 7. Wahlb., Herr Hofbefiger Gott. 19) 8. Wahlb., Herr Gutsbeſitzer Bohte. 
20) 9. Wahlb., Herr Graf Bennigfen, Bräfident. 21) 10. Wahlb., Herr Halb- 
jpänner Müller, 22) 11. Wahlb., Herr Hofbefiger Harriehaufen. 23) 12. Wahlb., 
Herr Hofbefiger Schlote. 24) 13. Wahlb., Herr ne Eindram. 25) 14. Wahlb., 
Herr Hofbefiger Engehaufen. 26) 15. Wahlb., Herr Hofbefiger Michaelis... 27) 16. 
Wahlb., Herr Hofbefiger Mehrmann. 238) 17. Wahlb., Herr Kaufmann Wilhelm. 
29) 18. Wahlb., Herr Land: Gommifjair v. Honftedt. 30) 19. Wahlb., Herr Hof: 
befiger Harms. 31) W. Wahlb., Herr Hofbefiger Bruns. 32) 21. Ba“ Herr 
Hofbefiger Kellers. 33) 22. Wahlb., Herr Rofthalter Blome. 34) 23. Wahlb., Herr 
Oeconom zum Felde. 35) 24. Wahlb., Herr Gutsbefiger Wiſch. 36) 25. Wahlb., 
Herr Schultheiß Söhle. 37) 26. Wahlb., Herr Deichvorfteher v. d. Oſten. 38) 27.Wahlb., 
Herr Eolon I. H. Meyer. 39) 28. Wahlb., Herr Hofbefiger Meyer aus Leder. 
40) 29. Wahlb., Herr Gutsbefiger von Exterde. 41) 30. Wablb., Herr Gutöbefiger 
Viffering. 42) 31. Wahlb., Herr Syhlrichter Begemann. 43) 32. Wahlb., Herr 
Landrath Neupert. 44) 33. Wahlb., Herr Landwirth Hinrichs. 

Zehn Abgeordnete für Handel und Gewerbe: 45) 1. Wahlb., Herr Ober-Bau— 
rath Hausmann, Viee-Präſident. 46) 2. Wahlb., Herr Kaufmann W. Roeſe. 
47) 13. Wahlb., Herr Glafermeifter Thormeyer. 48) 4. Wahlb., Herr Zimmermei- 
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fter Freife. 49) 5. Wahlb., Herr Senator — jun. 50) 6. Wahlb., Herr 
Senator Stegemann. 51) 7. Wahlb., Herr Obergerichtsanwalt Matthaei. 52) 8. 
Wahlb., Herr Papierfabrifant Winter. 53) 9. Wahlb., Herr Banquter Breufing. 
54) 10. Wahlb., Herr Gonful Brons. 

ehn Abgeordnete der Kirche und Schule: Vier Abgeordnete der Evangelifchen 
Geiftlichkeit: 55) Herr Ober-Appellationd-Rath von Werlhof. 56) Herr Paltor 
Sander. 57) Herr Euperintendent Saxer. 58) Herr Paſtor Tilemann. 

Ein Abgeoroneter der Katholiſchen Geiftlichfeit des Hildesheimſchen Sprengels: 
59) Herr Obergerichtß + Divector Dr. Bezin, General: Syndicus. 

Ein Abgeoroneter der Katholifchen Geijtlichfeit des Osnabrückſchen Sprengels: 
60) Herr Dompajtor Beckmann. 

Ein Abgeordneter der Univerfität Göttingen: 61) Herr Ober-Appellations-Viee— 
Präfident v. Düring. 

Ein Abgeordneter der Lehrer: Gollegien der höhern Schul=Anftalten: 62) Herr 
Obergerichts? Vice» Director Dr. Frande. _ 

Zwei Abgeordnete der Lehrer der Bürger: und Volfsfchulen: 63) Herr Ober: 
lehrer Weftermann. 64) Herr Nector Nölfer. 

Vier Abgeoronete des Standes der Rechtsgelehrten: 65) Herr Ober: Appella- 
tiong-Rath Behnde. 66) Herr Stadt-Syndicus Dr. Wynefen, General: Spndicus, 
AR Herr Obergerichts-Anwalt Dr. Gajpary. 68) Herr Obergericht3 = Vice» Director 

iarda. 
B. Zweite Cammer. 
l. Zwei vom Könige ernannte Mitglieder, welche Miniſter find: 1) Herr 
Staats-Miniſter von Lenthe, Excellenz. 2) Herr Staats -Minifter 


I. Der Commifjarius für das Schulden: und Rechnungsweſen: 3) Herr Schatz— 
Nath Dr. Lang. 

114. Acht und Dreifig Abgeordnete nachfolgender Städte und Flecken. Hu, 5) Zwei 
Abgeordnete der Nefidenzjtadt Hannover, Herr Stabtjecretair a. D. Bauermeijter, 
General: Syndieus, und Herr Bürgervorftceher Gödeke. 6) Ein Abgeordneter der 
Stadt Göttingen, Herr Bibltothefjceretair Dr. ph. Ellifjen, Präfident. 7) Ein 
Abg. der Statt Northeim, Herr Staatsminifter a. D. Dr. Th. Meyer, Bice-Prä- 
fivent. 8) Ein Abg. der Stadt Hameln, Herr Stadt-Syndieus Marheinefe. 9) Ein 
Abg. der Stadt Einbeck, Herr Senator Schüge. 10) Ein Abg. der Stadt Dfterode, 
Herr Obergerichtsanwalt Dr. Robrmann zu Ofterode. 11) Gin Abg. der Stadt 
Duderftadt, Herr Staat8-Minifter Buſch, Exeellenz. 12) Ein Abg. der Städte Mo- 
ringen, Uslar, Hardegſen, Drangfeld und Hedemünden, Herr Barticulier Schumann 
zu Uslar. 13) Ein Abg. der Stadt Münden, Herr Ober:Appellations-Rath Meder. 
14) Ein Abg. der Städte Münder, Pattenjen, Neuftadt a. R., Springe, Wun: 
ftorf, Eldagſen, Bodenwerder und Rehburg, Herr Senator Strauß. 15) Ein Abg. 
der Städte Clausthal und Zellerfeld, Herr Staat3-Minifter Wedemeyer, Excellenz. 
16) Ein Abg. der —— fuͤnf Bergſtädte, mit Einſchluß von Herzberg, Elbingerode 
und Lauterberg, Herr Obergerichts-Aſſeſſor Dr. Brüel. 17) Ein Abg. der Stadt 
Lüneburg, Herr Advocat Lauenſtein. 18) Ein Abg. der Stadt Uelzen, Herr Pro— 
eurator Stegmann. 19) Ein Abg. der Stadt Gelle, Herr Senator Detering. 20) Ein 
ED der Stadt Harburg, Herr Senator Uslar. 21) Ein Abg. der Städte Lüchow, 

annenberg und Hitader, Herr Senator Bartling. 22) Ein Abg. der Städte Sol: 
tau, Waldrode, Burgdorf und Gifhorn, Herr Dr. Schläger. 23) Ein bg. der 
Stabt Stade, Herr Spnator Yobelmann. 24) Gin Abg. der Stadt Buxtehude, 
Herr Kaufmann Richter. 235) Ein Abg. der Stadt Verden, Herr Syndicus Münch— 
meyer. 26) Ein Abg. der Stadt Nienburg, Herr Minifterial:VBorftand a. D. Lehzen. 
27) Ein Abg. der Hoyajchen Fleden, Herr Amtsgericht3-Afjeffor Dr. Eolpe. 28) Ein 
Abg. der Diepholzichen Fleden, Herr Paſtor Raabe. %9) Ein Abg. der Stabt Os— 
nabrüd, Herr Bürgermeifter Landrath Dr. Etüve. 30) Ein Abg. der Städte Qua: 
kenbrück, Fürftenau und der Fleden Melle und Bramfche, Herr Obergerichts - Rath 
MWedemeyer. 31) Ein Abg. der Städte Meppen, Lingen und Hafelünne, Herr Amt: 
mann Ruffell. 32) Ein Abg. der Stadt Goslar, Herr Magijtratd:Direetor Dr. Sand- 
voß. 33) Gin Abg. der Stadt Hildesheim, Herr Obergerichts-Anwalt Gottsleben. 
34) Ein Abg. der Städte Alfeld, Peine und Bodenem, Herr Obergerichts- Anwalt 
Dr. Edeld. 35) Gin Abg. ver Städte Elze, Gronau, Sarſtedt und Daffel, Herr 
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Bürgermeifter Meefe. 36) Ein Abg. der Stadt Emden, Herr Obergericht3-Anwalt 
Albrecht. 37) Ein Abg. der Städte Aurich und Eſens, Herr Obergerichts: Afjefjor 
Pland. 38) Ein Abg. der Stadt Norden, Herr Fabrifant Oldewurtel. 39) Gin 
Abg. der Etadt Leer, Herr General = Director Dr. Hartmann. 40) Ein Abg. der 
Städte Schüttorf, Nordhorn und Neuenhaus, wie auch des Fleckens Bentheim, 
— Bening. 41) Ein Abg. der Gemeinde Papenburg, Herr Amtsrich— 
ter Behnes. 

IV. Gin und PVierzig Abgeordnete der Landgemeinden und ber unter IN. nicht 
aufgeführten Städte und Fleden, namlich: Fünt Abgeordnete aus den Fürftenthü- 
mern Galenberg, Göttingen und Grubenhagen: 42) 1. Wahlb., Herr Deconom Barts 
mer. 43) 2. Wahlb., Herr Hofbefiger Battermann,. 44) 3. Wahlb., Herr Deconom 
Neveder. 45) 4. Wahlb., Herr Dr. jur. Schmidt. 46) 5. Wahlb., Herr Amts- 
richter Kahle. 

Er a au der Grafjchaft Hohnitein: 47) 6. Wahlbezirf, Herr Hofrath 
elmi. 

Sechs Abgeordnete aus dem Fürſtenthume Lüneburg: 48) 7. Wahlb., Herr 
Ober : Appellationsgericht3 - Anwalt Dr. Gerding. 49) 8. Wahlb., Herr Deconom 
Thies. 50) 9. Wahlb., Herr Deeonom Hoppe. 51) 10. Wahlb., Herr Senator 
Brünger. 52) 11. Wahlb., Herr Hofbefißer Meyn. 53) 12. Wahlb., Herr Kauf: 
mann Bojtelmann. 

Fünf Abgeordnete aus den Bremenſchen Marfchen: 54) 13. Wahlb., Herr Lan- 
bes-Deputirter Rehder. 55) 14. Wahlb., Herr Hausmann Nagel. 56) 15. Wahlb., 
Herr Gutöbefiger Krönde. 57) 16. Wahlb., Herr Gutsbeſitzer Adickes. 58) 17. Wahlb., 
Herr Paſtor Reeſe. e 

Drei Abgeordnete aus der Bremenſchen Geeſt und dem Herzogthume Verden: 
59) 18. Wahlb., Herr Obergerichts -Nath Dr. Schlüter. 60) 19. Wahlb., Herr 
Gutsbeſitzer Siedenburg. 61) 20. Wahlb., Herr Obergerichts:Anmwalt v. d. Horſt II., 
General-Syndieus. 

Zwei Abgeordnete aus dem Lande Hadeln mit Einſchluß der Stadt Dtterndorf: 
62) 21. Wahlb., Herr Paftor Pfaff. 63) 22. Wahlb., Herr Aetuar Hinde. 

Dier Abgeordnete aus den Grafichaften Hoya und Diepholz: 64) 33. Wahlb,, 
Herr Siebenmeier Meyer. 65) 24. Wahlb., Herr Brinffiger Kod. 66) 3. Wahlb., 
Herr Hofbefiger Wrede. 67) 26. Wahlb., Herr pe Vogeley. 

Drei Abgeorbnete aus dem Fürftenthume Osnabrück: 68) 27. Wahlb., Herr 
Etaat3-Minijter a. D. Windthorit. 69) 28. Wahlb., Herr Dr. jur. Meyer. 70) 
29. Wahlb., Herr Oeconom Buddenberg. 

Zwei Abgeordnete aus dem Herzogthume Nremberg- Meppen und ber Niedergraf- 
ſchaft Lingen: 71) 30. Wahlb., Herr Amtsrichter Heyl. 72) 31. Wahld., Herr Re 
gierungs-Nath Deymann, 

Dier Abgeordnete aus dem Fürftentfume Hildesheim: 73) 32. Wahlb., Herr 
Regierungs- Rath Hoppenitedt. 74) 33. Wahlb., Herr Obergericht3-Anwalt Freuden- 
thal. 75) 34. Wahlb,, Herr Hofbefiger Bormann. 76) 35. Wahlb., Herr Hofbe: 
ſitzer Fründt sen. 

Fünf Abgeordnete aus dem Fürftentbume Dftfriesland: 77) 36. Wahlb., Her 
Kaufmann Goffel. 78) 37. Wahlb., Herr Hofbefiger Düffel. 79) 38. Wahlb., 
Herr Amtsrichter Nöben. 80) 39. Wahlb., Herr Lanpwirth Ohling. 81) 40. Wahlb., 
Herr Hofbefiter Dreesmann. * 

Ein Abgeorbneter aus der Grafjchaft Bentheim: 82) 41. Wahlb., Herr Golon 
Schulte Bispinf. .* 


KLIV. 
Verordnung vom 16. Mai 1855. 


Georg der Fünfte, von Gotted Gnaden König von Hannover, Söniglicher 
Prinz von Großbritannien und Irland, Herzog von Gumberland, Herzog zu 
Braunſchweig und Lüneburg ꝛc. 2. 

Nachdem die Deutſche Bundesverfammlung in ihrer zwölften biesjährigen Situng 
am 12. April d. J. folgenden Beſchluß gefaßt hat: 
1) daß der $ 33 des Verfaffungsgefeges vom 5. September 1848, in ber Aus: 
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legung, welche ihm die Königlich Hannoverfche Negierung bei deilen Vollzuge 
gegeben, und das Gefeg vom 1. Auguft 1851 über die Neoraanijation der 
Provinziallandjchaften, al8 auf verfaſſungsmäßigen Wege entjtanden nicht zu 
betrachten feien und daher nicht beftehen dürfen; daß ferner, unter Abände— 
rung des 8 36 des Verfaljungsgeleßes von 1848, den Ritterfchaften wiederum 
eine ihren altbergebrachten Rechten entjprechende wirkſame Bertretung in der 
eriten Sammer der allgemeinen Ständeverfammlung einzuräumen fei; auc 

2) die Königlich-Hannoverſche Negierung zu veranlaffen , fofort die zum Vollzuge 
dieſes Bejchluffes nötbigen Anordnungen zu treffen und feiner Zeit der Bun: 
desverſammlung zur Anzeige zu bringen; 

3) die Landfchaften und Ritterfchaften im Königreiche Hannover auf Die in den 
Jahren 1851, 1852 und 1853 bei der Bundesverfammlung erhobenen Be- 
ſchwerden Durch ihre dahier beitellten Bevollmächtigten hiervon in Kenntniß 


u jeßen ; 
io vertan Mir diefen Bundesbefchluß unter Bezugnahme auf $ 2 des Landes: 
verfaſſungs-Geſetzes vom 6. Auguft 1840, erklären nad; Mahgabe des Bundesbe— 
fchluffes jowohl den 8 33 des Geſetzes vom 5. September 1848, verjchiedene Aende— 
rungen des Randesverfaffungs-Gefeges vom 6. Auguſt 1840 betreffend, als auch das 
Geſetz vom 1. Auguſt 1851, die Neorganijation ver Provinziallandjchaften betref- 
fend, für aufgehoben und behalten Uns die weitere Ausführung dieſes Bundesbe- 
ſchluſſes vor. f 
Diefe Verordnung iſt in die erite Abtheilung der Gefekjammlung aufzunehmen. 
Gegeben Hannover, den 16. Mai 1855. 
L. S.) Georg Rex. 
Lütden. Brandid. Wedemeyer. Lenthe. Buſch. Bergmann. 

Sch bezeuge biedurch, daß vorftehende Verordnung nach erfolatem Vortrage des 
Inhalts von Seiner Majeftät dem Könige in meiner Gegenwart eigenhändig unter- 
jehrieben worden ilt. 

Hannover, den 16. Mai 1855. 


Dar 
Generaljeeretaiv bes Königlichen Finanz - Mintfteriums, 


— — —— — — — — 


L. 


Beriht des Vorſitzenden des Verfaſſungsausſchuſſes Dr. Elliffen über 
eine Privatconferenz mit dem Herrn Staatsminifter von Lenthe. 


In Folge einer jcehriftlichen Aufforderung des Herrn Staats - Minifterd von 
Lentbe begab ih mih am 10. Julius Vormittags zwifchen 10 und 11 Uhr 
in dejlen Wohnung und wurde fofort empfangen? Der Herr Minifter eröffnete das 
Geſpräch mit der Frage, ob ich das legte Gefuch in meinem Schreiben vom 8. deſ— 
jelben Monat8 an ihn, die Bitte um Annabe der Thatjachen, x. x. 
im Namen und Auftrage des ftändifchen Berfaffungs =» Ausjchuffes oder pri- 
vatim aus eigenem Antriebe an ihn gerichtet habe, worauf ich entgegnete, daß ich 
dabei, wie ſchon aus der Form des bezüglichen Schreibens mit dem frühern 
zufammengehalten fich ergiebt, nicht in directem Auftrage des Ausjchuffes, ſondern 
auf eigene Hand und Verantwortung gehandelt habe, ah ich indefien, wie mir die 
Anfichten der Mitglieder des Ausfchuffes überhaupt befannt feien und nad) mit eini— 
gen berfelben insbejondere gepflogener Rückſprache, der Beiftimmuug aller mich ver: 
fihert halte und überzeugt fei, daß der Ausſchuß die Ertheilung der von mir für 
ihn erbetenen Auskunft mit Danf erfennen werde. Herr von Lenthe bemerkte hier- 
auf, daß er als einzelner Minifter weder befugt noch verpflichtet fei, einem ſtändi— 
ſchen Wusjchuffe über irgend einen Punft in der beanjpruchten Weile Nede zu ftehen; 
jei e8 dem Ausjchuffe Darum zu thun gewefen, weitere Auffchlüffe irgend welcher Art 
von der Regierung zu erlangen, jo würde das Gefuch um Beiordnung eines Regie: 
rungs⸗Commiſſairs zu dieſem Zweck eher am Platze geweſen ſein. Ich fand mich 


hiedurch veranlaßt, Die von mir ausgeſprochene Bitte dahin zu erläutern, daß fie ledig: 
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[ich auf eine folche eonfidentielle Mittheilung gerichtet gewejen, wie fie die Königliche 
Regierung in dem Schreiben vom 29. Juni dem Ausichuffe anjcheinend in Ausſicht 
geftellt babe, und daß ich mic, damit am zwedmäßigiten an den Herrn Minifter der 
auswärtigen Angelegenheiten jelbft wenden zu müfjen geglaubt, da es fich um nähere 
Aufklärung über Berhandlungen zwifchen der St. Negierung und der Bunbesverfamm- 
lung handle, die, wie vorauszufeßen, vorzugsweije durch feine Hand gegangen; in- 
deſſen jet der Fall, daß der Herr Miniſter etwa nicht geneigt oder nicht in der Lage 
fein follte, die erbetene Auskunft ſelbſt zu ertheilen, dur die eventuelle Bitte 
vorgejehen, Dann geneigteft einen Weg zu bezeichnen, auf wi man die ge= 
wünſchte authentijche Kunde zu erlangen hoffen fünne. Der Herr Mintiter ging ker 
auf den materiellen Inhalt der Frage ein und fprach zunächit jein In iebenes Be⸗ 
fremden darüber aus, daß — nach einer Auffaffung derjelben — der Königl. Negie- 
rung zugemuthet werde, dem Ausſchuß über die Motive ihres Verhaltens förmlich 
Rechenſchaft abzulegen und zwar in einer Sache, über welche fie, in Betracht ihrer 
Verpflichtung der BundesverJammlung gegenüber, Mittheilungen in weiterem Umfange, 
als fie jebt vorlägen, nicht machen zu können, bereits wiederholt auf das Bün- 
digſte erflärt habe. Ich bemerkte dagegen, dab es nicht Die Meinung jei, mit jener 
Frage die Königl. Negierung zur Nechenjchaft zu ziehen, jondern lediglich der ernite 
und gewiß gerechtfertigte Wunſch, wo möglich zuverläjfige Kenntniß von Dingen zu 
gewinnen, wovon a priori anzunehmen, daß fie für die Löſung der Aufgabe des 
Ausschuffes von höchſter Wichtigkeit jein müßten. Wie e8 überhaupt unzweifelhaft 
icheine, daß der Bundesbeſchluß vom 19. April hauptfächlich durch Die eigenen Er- 
flärungen der Königl. Negierung über die Hannoverſche Landesverfaffung in einer 
vorliegenden Geftalt veranlaßt worden, jo fei insbejondere wohl mit Beſtimmtheit 
anzunehmen, daß unter den, pag. 6 des „Gutachtens“ 20. auszugsweije mitgetheilten 
jchweren Bejchuldigungen gegen die Verfaffung in der Erklärung vom 24. Sanuar 
namentlich die Angabe, daß unter den jegt beftehenden Geſetzen der Königl. 
rung die nöthige Kraft entzogen jei, 2. von ganz enticheibendem Gewicht 
gewejen. Den Sat, daß durch gewiſſe Beitimmungen des Gejeges vom 5. Sept. 
1848 der Regierung die nöthige Kraft entzogen werden fönne oder müffe, theo- 
retijch zu bemonitriven, fei freilich fchon andermweit verfucht, und ich wolle, obgleich 
weit entfernt, die Anficht zu theilen, zugeben, daß fid in principio darüber ftreiten 
lafje, die pofitive Angabe aber, daß jener Uebeljtand fich bereits wirklich heransge- 
ftellt babe, müfje fi wohl auf Factifhe Erfabrungen flüken, über wel 
fich notorifche Belehrung zu mehrgedachten Zweck zu erbitten der Ausſchuß um jo 
dringendere VBeranlafjung habe, je weniger er und irgend jemand, joweit feine Kunde 
reiche, bis jeßt etwas davon vernommen. Nun fei zwar die Mitt eilung des volls 
ftändigen Actenftüdes, worin jene Angabe enthalten, definitiv abgelehnt; Do Dar- 
aus jcheine noch Feineswegs jelbitverjtändlich zu folgen, daß auch die Bitte um eine 
factifehe Erläuterung unzuläjfig jei, die man zur richtigen Würdigung eines u 
in der mehrerwähnten Erklärung, bei deſſen Mittheilung die Königl. Regierung Fein 
Bedenken gehabt, für nothwendig halten müffe. Der Herr Minifter wies biermachit 
jeden gegen die Königl. Regierung etwa erhobenen Vorwurf zurüd, als jei bei der 
Entfcheidung der Bundesverfammlung über die Hannoverfche Serfaffungefenge von 
ihr die Initiative ausgenangen: feit Jahren, wie mir befannt, habe Die Bundesper- 
ſammlung über die ihrerjeitS an der Verfaſſung gemachten Ausftellungen eine 
rung der Negierung verlangt; eine folche zu geben, jet für die Negierung, nachdem 
früher Verſuche, der Entjcheidung des Bundes durch friedliche Erledigung der Sache 
im Lande ſelbſt zuvorzufommen, gejcheitert, unvermeidlich gewejen. Ich erlaubte mir 
hier die Zwifchenbemerfung, daß mir Die Nefultatlofigfeit folder Verſuche der frü- 
bern Negierung mit einer frühbern Ständeverfammlung wohl befannt fein. Dab 
die Negierung, fuhr Herr von Leuthe fort, Die verlangte Erffärung über den W 
oder Unwerth der jegigen Verfaffung nur nach ihrer eigenen gewiffenbaft und reifli 
erwogenen MWeberzeugung babe abgeben Fönnen, bedürfe feiner Grörterung. Nach 
Thatjahen zur Begründung ihrer in Diefer Beziehung ausgejprochenen Anficht 
brauche man nicht au ſuchen; e8 liege in der Natur der Sache, wie jehr durch man 
Beſtimmungen der Verfaffung zum Nachtheile des Staatsorganismus die Negierung 
elähmt werde. Beiſpielsweiſe wies er auf die zu weit gehende Befugniß der Stände 
Bin ‚ fi in Einzelnheiten der Verwaltung zu mijchen, in welcher Sinficht unter An- 
derm bie ber Negierung vorgefchriebenen Bedingungen bei der Bewilligung von 
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Gehaltszulagen für gewiffe Glafjen von Subalternoffieianten nur zu Härten für letz— 
tere durch Monet Vorenthaltung der ihnen zugedachten Zulagen hätten führen kön— 
nen. Auch erinnerte er an die Unzuträglichkeit des Beſchwerderechts der Ständever- 
jamminng gegen die Minifter, wie folche8 durch $ 102 des Gejeges vom 5. Sept. 
1848 feitgeitellt fei, indem dadurch die Minifter von vornherein von der Willkür 
der Ständeverfammlung abhängig wären und das nad $ 101 dem Könige zuitehende 
Recht, feine Minifter nach eigener Wahl zu ernennen und nach Gefallen zu entlafjen, 
völlig eludirt werde; ferner an die unausbleibliche Lähmung der Verwaltungsbehörden 
in ihrer Wirkſamkeit bei der Befugniß der Gerichte über Die Grenzen ihrer Zuftän- 
digfeit zu entjcheiden, ae. ac. ch erlaubte mir dagegen Die Bemerfung, daß der: 
artige Beitimmungen als Uebelſtände ſich nur bei der Vorausſetzung eines mei- 
ner Anficht nach eben nicht vorausqufegenden, weder bi jegt vorgefommenen, noch 
mit irgend welcher Wahricheinlichkeit zu befürchtenden unverantwortlihen Miß- 
brauch $ derjelben daritellen könnten, wogegen freilich, jo lange überhaupt eine 
Landesverfaffung beitehen folle, jchwerlich eine Form derſelben denkbar jein dürfte, 
durd welche, jeder Möglichkeit eines Mißbrauchs einzelner Beltimmungen darin 
bei Unfäbigfeit oder üblem Willen derer, die fie zu handhaben hätten, vorgebeugt 
werden könne. Das in jener Erklärung der königl. Regierung gebrauchte Praeteri- 
tum, daß ihr unter den beitehenden Gelegen die nöthige Kraft entzogen jei, babe 
auf bereit8 gemachte Erfahrungen factiſcher aus der Verfaſſung gefloifener Uebel- 
ſtände der angedeuteten Art hinzuweiſen gejchienen, von deren dem Ausſchuſſe unbe— 
fannten Borbandenfein fich zu vergewiffern für leßtere von hHöchitem Intereſſe habe 
jein müffen. Wie ich aber jegt die Weußerungen des Herrn Miniſters verftehen zu 
müllen glaube, habe in dem mehrberegten Paſſus der Erklärung auch nur der ander: 
weit ausführlicher erörterte Sat hingeftellt werben jollen, daß die Verfaſſung von 
1848 im Allgemeinen und von vornherein als ein die Kraft der Regierung pa— 
ralnfirendes Geſetz ſich ausweiſe. Der Herr Miniiter widerſprach dieſer Auffalfung 
nicht, bemerfte aber gelegentlich, daß die Form meiner fchriftlichen Anfrage in Be- 
treff der Thatſachen ac. a. falls fie in officieller Weiſe habe geitellt fein 
jollen, nur eine Antwort unangenehmer Art hätte veranlaffen und zu Neibungen füh: 
ven fünnen, die forglichjt zu vermeiden gewiß wünfchenswerth fei, da den Ständen 
nicht minder ald der Regierung an der Erhaltung resp. Wiederheritellung des Frie: 
dens gelegen jein müſſe. Es jei Dringend vor Allem zu warnen, was einen Gonflict 
herbeizuführen geeignet jei, wie er bei derartigen Zumuthungen an die Regierung 
faum ausbleiben fönne, cd verwahrte mich wiederholt gegen die Unterlezung der 
Abſicht, als habe ich durch jene Anfrage, in deren Form ich nach wie vor nichts 
Anſtößiges finden fünne, der Königl. Regierung zu nahe treten wollen, für bie fie 
eben wegen ihres ungweideutigen durchaus objectiven Zwecks nach meiner fordauern- 
ben Ueberzeugung nichts Verletzendes enthalte. Die Bemerfung des Herrn Mint- 
ters, wie wünſchenswerth e8 jei, auch von Seiten der Stände mit aufrichtigem Ent- 
gegenfommen den Frieden und einen gejuchten Rechtszuſtand zu eritreben, führte das 
Geſpräch auf den Inhalt der Verfaffungsvorlage. In dem Wunſch, daß jenes Ziel 
zu erreichen fein möge, völlig mit dem Herrn Minifter einverftanden, verhehlte ich 
ihm nicht meinen perfönlichen entfchiedenen Zweifel an der Möglichfeit, mitteljt der 
proponirten Berfaflungsänderungen dahin zu gelangen, da bei der Stellung, welche 
die Königl. Regierung einerjeitdS der Bundesverfammlung, andererfeit8 den Land— 
und Ritterjchaften gegenüber eingenommen, doch wohl Feinenfall8 eine Bürgfchaft da— 
für gegeben werden Be, daß man im Stande fein werbe, die vorgejchlagenen Aen— 
derungen, gelett fie würden volljtändig angenommen, nur ind Leben zu führen, ge: 
Ichweige denn ihnen den von beiden Seiten zu erwartenden Anfechtungen gegenüber einen 
dauernden Beitand zu fichern. Dagegen ſprach Herr von Lenthe als feine periönliche 
Anficht die fefte Ueberzeugung aus, dab neue Anariffe auf die in worgejchlagener 
Weife modifieirte Verfaffung von Seiten der Landfchaften fiher nicht zu beforgen 
jeien , noch weniger aber, wenn neue Beſchwerden gegen dieſelbe von diefer Seite 
dennoch wider Erwarten erfolgen follten, ein erneuertes Gingehen darauf von Sei- 
ten der Bundesverfammlung. Bei näherem ‚Eingehen auf einige Artikel des vor— 
gelegten Entwurfs äußerte dann der Herr Minfter noch, wie er glaube, daß 
ie Regierung gar nicht abgeneigt sein werde, jelbit auf Modificationen eins 
zelner Beitimmungen, wenn die Stände Werth darauf legen follten, fich ein« 
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zulafien. Damit fehloß die Unterredung, von welcher ich Hier feinen irgend 
wejentlichen Punft, foweit ich mich deſſelben mit Beftimmtheit erinnere, über: 
gangen habe. 
Hannover, ben 11. Juli 1855. 
Ellijfen, Dr. phil. 


Le 
Borantrag zum Schreiben des Königlihen Gejfammt-Minifterii vom 
15. Junius 1855, die Verfaffungs: Angelegenheit betreffend. 
1) Etände wollen bejchließen, der Königlichen Regierung die folgende vorläufige 
Grwieberung zugeben zu lajien: 

Nachdem Etände durch Die Mittheilungen, welche das Königliche Minifterium im 
Schreiben vom 29. v. M. an fie gelangen laſſen, ſich in den Stand geſetzt gejeben 
Den, die ihnen unter dem 15. v. M. vorgelegte Propofition in Bezug auf eine 

enderung ber Berfaffung näher zu beurtheilen, beeilen diejelben fi dem König— 
fihen Minifterio nunmehr ihre vorläufige Erklärung über diefen Gegenitand zugehen 
zu laffen. Sie halten ſich dabei fern von allen perjönlichen Fragen, für welche fich 
an einer andern Stelle ein angemefjener Raum finden wird, und beſchränken fi 
hier völlig auf Die Cache. 

Etände finden ſich zuvörderjt, in Erwiederung auf das Echreiben vom 15. v. M., 
zu der Erklärung veranlaht, daß fie allerdings anerfennen, wie das aufrichtige Be: 
jtreben des im November 1853 abgegangenen Königlichen Minijterii dahin gerichtet 
gewesen jei, auf dem Wege der inneren Tandesgejeßgebung die beitehenden Schwie— 
rigfeiten zu befeitigen, jowie daß dieſe Beitrebungen nicht zum Ziele geführt haben; 
und wollen e8 unerörtert laffen, an wem die Schuld dieſes Ausgangs liege. Wenn 
aber die zweite Sammer, welche allein im Jahre 1853 einen ablehnenden Beichluß ge- 
[ebt batte, aufgelölet worden und darauf das gedachte Winijterium von Seiner Majeität 

em Könige entlafjen ift, fo müſſen fie die Thatjache bier ausdrüdlich conjtatiren, 

daß von dem gegenwärtigen Königlichen Mintjterio in der ftändifchen Sitzung vom 
vorigen Jahre auch nicht der entferntejte Verfuch gemacht worden iſt, Die bedauerns— 
werthe Angelegenheit im Wege der inneren Gefeßgebung zu erledigen, daß vielmehr 
ein von den Gammern jelbit ausgegangener Verſuch, der Sache näher zu treten, bei 
dem Stöniglichen Miniſterio eine $ zweifelhafte, ja jelbit widerjprechende Aufnahme 
gefunden hat, daß darin allein fchon ein genügender Grund lag, weshalb jener Ver— 
ſuch erfolglos bleiben mußte. 

Wenn demnad die Deutſche Bundesverfammlung eine baldige Erledigung des 
Beichluffes vom 23. Auguft 1851 zu fordern fich veranlaßt gefunden har, jo fünnen 
Etärde darin nur ein Greigniß erfennen, welches feinen nächſten Grund in den eignen 
Schritten des Königlichen Mintjterii findet, Allerdings war unter dieſen Umjtänden 
das Königliche Mirifterium in der Lage Erflärungen abzugeben. Stände müjjen es 
aber tief betauern, daß dieſe Erflärungen in einer Weile abgegeben find, welche 
ſowohl an ſich ald durch die aus ihnen ‚Ache egangenen Bejchlufle der hohen Deut- 
chen Bundesverfammlung jeder Erledigung Dicker Angelegenheit in den Weg treten, 
wenn man nicht entweder Die felbit 1848 aufrecht erhaltene Kontinuität des Rechts 
unterbrechen will, oder das Mittel findet, jene Erklärungen und Bejchlüffe zu befeitigen. 

Durd die E:flärung, welche das Stönigliche Winifterium in ber Bundestags: 
figung vom 16. November v. J. (Protocoll $ 331) übergeben hat und welche Stän: 
den durch den Abdruck des Biutachtens des Weclamationdausichuffes der hohen Bun 
besverfammlung über Die land- und ritterjchaftliche Beſchwerdeſache P 3 u. ff. zur 
Kenntniß gebracht iſt, bat Hochdaſſelbe anerfannt: 1) daß die provinziallandjcaft- 


liben Berfaffungen unter dem Schuße des Art. 56 der Wiener Schlußacte ftehen; 
2) daß der verfafjungsmäßige Weg für Aenderung der Brovinzialverfaffungen in 
ben eignen Verfaſſungen der Yandjchaften zu fuchen jei; 3) daß dieſen die Befugniß 
zugeftanden babe, unter Ausschluß ver allgemeinen Etändeverjammlung, über Abän- 
derung der landichaftlichen Verfafjungen mit der Königlichen Regierung zu beliberiren 
und ihre Zuftimmung zu ertheilen, und Daß biefer Modus aljo der verfaffungsmäßige 
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Weg bei Aenderung der landſchaftlichen Verfaffungen fei; 4) daß die Stanbfchaft in 
ber allgemeinen Stänbeverfammlung auf die Standjchaft in den Provinziallandfchaften 
begründet fei, und nur ber Unterjchieb beſtanden habe, daß die Mitglieder der provin- 
iellen Eorporationen auf den Provinziallandtagen in Perſon erfchienen fein, während 
* Körperſchaften in der allgemeinen Ständeverſammlung durch gewählte Deputati 
erſcheinen ſollten; 5) daß die Fragen, ob im Jahre 1848 die Deputirten der Ritter— 
fchaften in ber * Cammer der Ständeverſammlung auch die Berechtigung hatten, 
anſtatt der Ritterſchaften für die Aufhebung der Standſchaft bindend und wirkſam zu 
ſtimmen, ferner ob im Jahre 1848 formell die Aufhebung jener Standſchaft im ver— 
faſſungsmäßigen Wege geſchehen ſei, von einer Auslegung des Art. 56 der Wiener 
—8 durch die Bundesverſammlung rg , und daß die Königliche Regie— 
rung feinen Zweifel darin jehe, daß die hohe Bundesverfammlung völlig competent 
fei, Sowohl über die angeblichen Verlegungen der Provinzialverfaffungen als über bie 
Entziehung der Standſchaft für die erfte Sammer zu entjcheiben. 

Diefen Erklärungen bat das Königliche Mintftertum eine Denkſchrift beigefügt, 
welche das bei Beurtheilung ber Bejchwerden in Betracht kommende Material ent- 
halten foll und welche, von ihrem übrigen Werthe oder Unwerthe, ſowie von — 
thatſächlichen und rechtlichen Begründung völlig abgeſehen, ſoviel unzweifelhaft erken— 
nen läßt, daß das Königliche Minifterium die Behauptung aufitelle (p. 120.): Es 
fteht daher feit, daß nad) der Verfafjung von 1819 der König weder allein noch in 
Gemeinſchaft mit der Ständeverfammlung jene Standjchaft ohne Einwilligung der 
rare aften aufheben konnte, welche dieſe in der allgemeinen Ständeverjammlung 

ejaßen. 

Und wenn die gedachte Denkffchrift denn auch einräumt, daß durch 8 180 des 
Landeöverfafjungsgejeged von 1840 eine Modification dieſes Sapes gegeben jei, ſo 
zeiat fich doch ferner, daß jene Denffchrift e8 eben ift (p. 119), welche die bei drei— 
maliger Abftimmung in beiden Gammern einftimmig erfolgte Aufhebung diefes $ 180 
des Landesverfaffungsgefeßes als eine dem Art. 56 der Wiener Schlufacte wider: 
prechende Aufhebung oder Abänderung der Berfafjung bargeftellt und dann aus— 

üdlicd) erklärt bat, darüber wird die hohe Bundesverfammlung zu entjcheiden haben, 
welche die allein berechtigte Auslegerin des Art. 56 iſt. 

Hiernach kann es feinem Zweifel unterliegen, daß die oben sub 5 von bem 
Königlichen MWinifterio der Gompetenz ber hohen Deutfchen Bundesverfammlung aus- 
drücklich anheim geitellte Fraae: ob im Sahre 1848 formell die Aufhebung ber 
Standſchaft im verfaffungsmäßigen Wege erfolgt fet, fich eben auf dieſe Aufhebung 
bes 8 180 beziehe. — Augleich aber ergiebt fich audy aus der in dem Gutachten bes 
Berfafjungsausfhuffes der Hohen Bunbesverfammlung über die Abänderung ber 
Sannoverfchen Verfaffung von 1848 (p. 5 des mitgetheilten Abdrucks) angeführten 
vertraulichen Eröffnung des Königlich Hannoverfhen Bundestagsuefandten, daß das 
Königliche Minifterium ſelbſt das dringende Bedürfniß anerfannt habe, daß eine 
Anzahl Beitimmungen bes —— vom 5. September 1848 und damit 
uſammenhängender Geſetze aufgehoben und abgeändert werde, namentlich weil von 
Jedem Unbefangenen anerfannt werden müfle, daß ber Königlichen Regierung unter 

en jetzt beitehenden Gefepen die Kraft entzogen je und immer mehr entzogen werben 
würbe, welche nöthig, um den Anforderungen einer Eräftigen Regierung mit einiger 
Sicherheit zu entfprechen und für die Aufrechthaltung der öffentlichen Ordnung für 
die Dauer einftehen zu können, — eine Behauptung, deren thatjächliche Begründung 
in ber Gefchichte der Königlichen Regierung fett 1848 feinen Stüßpunft findet. 

Unter biefen Umftänden fann e8 kaum auffallen, daß nicht nur der Reclama— 
tionsausfchuß der hohen Bundesverfammlung, ſondern auch der Verfaſſungsausſchuß 
—— rundſätze ausgeſprochen haben, welche mit jenen Erklärungen völlig über— 

mmen. 

Das gedruckt mitgetheilte Gutachten des Reelamationsausſchuſſes giebt p. 15, 
16 deutlich zu erfennen, daß die hohe Bundesverfammlung der Königlichen Regie— 
rung in ihrem Beichluffe vom 3. Detober 1851 (8 177) die Einwendungen jomohl 
egen bie Gompetenz der Bundesverfammlung als gegen die Legitimation der Be— 
—— annoch offen gehalten hatte. Von welcher Erheblichkeit dieſes war, 
as kann Niemandem entgehen, der frühere ähnliche Verhandlungen ver hohen Bun— 
— — auch nur flüchtig beachtet hat. ra ar wichtig war — um 
nur Einen Punkt anzubeuten — die Frage, ob die Nitterfchaften als —2 zu 
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einer Beſchwerde fowohl über die allgemeine Verfaſſung des Landes, als über bie 
Abänderung von ſolchen Provinzialverfaffungen zu betrachten feien, in denen fie 
felbjt in diefer Beziehung fich in der Minderheit befanden. Nachdem aber das König: 
liche Minifterium unter dem 16 November v. 3. erklärt hatte, dab hohe Bundes- 
verfammlung vermöge der Bunbesgrundgefege und nad) der Natur des vorliegenden 
Falles völlig competent fei, ſowohl Über die angebliche Verlegung der Provinzial- 
verfafjungen, als über die Entziehung der Standfchaft für Die 1. Gammer zu ent- 
ra ift freilich nicht auffallend, daß der Ausjchuß beide Fragen ohne Weiteres 
ejaht 


aht. 
Es wird nicht au beftreiten fein, ag das Königliche Minijterium ſich bier von 
den frühern Grundjägen der Königlichen Regierung weit entfernt habe. Allerdings 
bat fchwerlich irgend eine andere Regierung fich der Kräftigung de deutfchen Bundes 
entjchiedener und rüchaltlojer angenommen, als eben Die Hannoverfche zu allen Zeiten 
getban hat. Allein mit gleicher Entjchiedenheit hat dieſelbe den Grundſatz feſtgehal— 
ten, daß die Aufrechthaltung der innern Nuhe und Ordnung in den Bundegftaaten 
den — allein zuſtehe. Art. 25 der W. Schl. Acte. — (vergl. Art. 26 
und 32 der W. Schl. Arte.) 

Mill man zum Beweife dieſer Regierungsgrundfäge auch die in dem Gutachten 
bes Verfaffungsausfchuffes (p. 3 und 4 des mitgetheilten Abdrucks) referirte In— 
ftruetion nicht anführen, jo genügt es doch völlig in dieſer Beziehung auf dasjenige 

inzumweifen, was von Seiner Majeſtät dem Könige Ernft Auguft mit Beifall der 
oben Bundesverfammlung den bejchwerbeführenden Gorporationen im Jahre 1838 
egenüber geltend gemacht worden ift. Im gegenwärtigen Falle hätten dieſe Grund» 
* um mehr feſtgehalten zu werden verdient, als der Zwieſpalt nicht etwa 
zwiſchen der allgemeinen Ständeverſammlung und der Königlichen Regierung, ſondern 
lediglich zwiſchen der allgemeinen Ständeverſammlung und dem von dieſer vertretenen 
geſammten Lande und Volke und zwiſchen den eine verhältnißmäßig kleine Partei 
conſtituirenden Ritterſchaften, — nach der fehlerhaften Verfaſſung nur einiger 
Provinzen zugleich die Mehrheit der provinziallandſchaftlichen Stimmen führen, ob— 
waltet. ya einer ſolchen Sache ſtand dem Königlichen Miniſterio ein doppelter Weg 
offen. Entweder fonnte dafjelbe nach dem von Seiner Majejtät dem Könige zwei- 
mal, am 9. September 1848 und am 18. November 1851 ertheiltin Königlichen 
Worte und feinem eigenen Dienjteide das übertragene Amt, nad der Verfaſſung, 
nadı den Gefegen und Dienjtanweifungen getreulich und fleißig zu verjehen, einfach 
die Vertheidigung der befchworenen Verfaſſung übernehmen. Over es lag ihm ob, 
fall8 etwa daſſelbe dieje einfache Feithaltung des formellen Rechts mit dem Wohle 
des Landes und dem materiellen Rechte nicht völlig vereinbar hielt, dies gleich jeinen 
Vorgängern offen zu erflären und das DVermittleramt zu üben. Dies forderte deſſen 
eigene Ztellung und Pflicht, Dies forderte die Ahtung vor der Souverainität und 
dem Königlichen Worte Seiner Majejtät des Königs, dies forderten endlich die Bun— 
desgeſetze ſelbſt, welche in allen Fragen der innern Regierung nur das Zirl verfolgen, 
der freien Thätigfeit der Landesregierung ſelbſt Naum zu jchaffen und welche vie 
Einwirfung de8 Bundes auf diejenigen äußerſten Fälle befchränten, wo die Landes: 
regierung alle eigene Kraft völlig erichöpft hat. 

Ctände können nicht umhin, bier auf bie thatjächliche Berichtigung zurückzu— 
— mit welcher ſie ſich genöthigt geſehen haben, die gegenwärtige Mittheilung 
zu eröffnen. 

Das gegenwärtige Königliche Minifterium hatte vor jenen Erflärungen der gegen 
mwärtigen Etändeverjammlung überall feine Worjchläge in Bezug auf die Verfaflung 
nemacht, hatte die in der Etändeverfammlung kundgegebene Bereitwilligfeit nicht 
einmal benugt. 

. Die Unflarbeit in dem Standpunfte des Königlichen Minifterii bat aber auch 
für die Hohe Bundesverfammlung ſehr beflagenswerthe Folgen gehabt. Es ift von 
ber Natur eines jeden Rechtöverfahrend nicht zu trennen, daß der Wichter nur dann 
zur Gerechtigkeit der Entichivung gelangen fann, wenn er beiden Theilen volles 
Gehör veritattet. Die vor Bundesverfammlung bat fich dieſes Mittel gerechter 
— — verſchaffen wollen, und bat, indem fie annahm, daß die Königliche 
Regierung Die Beſchwerde zufüge, mithin den Standpunft ber Verfafjung zu dem 
ihrigen made, die Erklärung berjelben gefordert. Dies war allerdings dem Verbal- 
ten der frühen Königlichen Regierung völlig gemäß. Indem aber das Königliche 
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Minifterium ben Standpunkt ber Verfaffung aufgab und nun feine Erklärung im 
Sinne ber Befchwerbeführer verhandelte, ift e8 dahin gefommen, daß dem einen 
Theile, nämlich dem durch die allgemeine Etändeverfammlung vertretenen Lande, das 
Gehör gänzlich entzogen ift; und bie Folgen eines ſolchen Verfahrens haben nicht 
ausbleiben fünnen. 

Die Ausfchüffe der hohen Bundesverfammlung find zu thatfächlichen Irrthümern 

eführt worden, welche bie materielle Wahrheit der gezogenen Schlußfolgerungen 
wer beeinträchtigen müffen. Es dürfte aber feinem Zweifel unterliegen, daß in 
Öffentlichen Dingen feine Beftimmung auf die Dauer zur Geltung gelangen fann, 
in jo fern Die materielle Ungerechtigkeit derjelben am Tage liegt. Es würde zu weit 
führen, wenn Stände hier auf eine Widerlegung der einfeitigen Tarftellungen ver 
Denkſchrift — wollten, durch welche die Ausſchüſſe der hohen Bundesver— 
jammlung bewogen find, Sätze aufzuftellen, deren Richtigkeit nicht zu behaupten iſt, 
oder wenn fie nach allen Seiten hin zeigen wollten, wie die Auffaffungen der Aus— 
jchüffe auf einer kaum zu vermeidenden Unfunde der Landesrechte und Gefege, z. B. 
in Bezug auf Artifel 10 des Verfaffungsgefeges, berufen. Nur ein paar naheltegende 
Punfte mögen jene Belauptung bewahrheiten. 

Der Verfaffungsausjchuß - ftellt den Sag auf (pag. 30 des mitgetheilten Ab: 
drucks); Die 24 zulegt aufgeführten Mbgeordneten (zur 1. Sammer) bedürfen außer 
dem gejeglichen Alter, außer Selbftftändigfeit und Unbejcholtenheit feiner weiteren 
perjönlichen Qualification, während be.anntermaßen im Jahre 1851 von Nezierung 
und Ständen übereinftimmend anerkannt ift, daß biefelben tie Wahlberechtigung zur 
eriten Gammer befigen müffen, mithin aus einem’ ihr beſchränkten Kreiſe unmits 
telbar Betheiligter zu nehmen find. Daß bei dieſer au faffung der Thatjache auf die 
—A Folgerungen kein überwiegendes Gewicht gelegt werden kann, verſteht ſich 
von ſelbſt. 

Ebenſo mangelhaft iſt Die (pag. 34) von demſelben Ausſchuſſe vorgenommene 
Dergleihung des Landesverfaffungsgefeges von 1840 mit dem Verfallungägefege von 
1848 hinſichtlich der entjcheidend wichtigen Beftimmungen über die Finanzen ausge— 
fallen, indem berfelbe annimmt, dem $ 154 des Landesverfafiungsgefeges fei der 8 91 
des Geſetzes von 1848 fubitituirt, während dieſer Iegtere aus dem 8 150 bes Yan- 
desverfaſſungsgeſetzes gefloffen ift, und jener $ 154 fich in dem $ 95 des Geſetzes 
von 1848 wieder Eee 

Berwechjelungen diefer Art werfen zugleich ein Licht auf Die pag. 33 des Gut- 
achtens gemachte Aeußerung, daß der Ausſchuß nicht in ver Rage jei, alle Conſe— 
quenzen zu überfehen, welche es vielleicht flar machen fönnten, daß man auch bei 
Fir — der Souverainetät des Landesherrn einen weſentlichen Ab— 

ruch that. 

Gewiß würde eine ſorgfältige Vergleichung der 88 138, 139, 140 und ber An— 
lagen A. und B. des Landesverfoſſungsgeſetzes von 1840 zu der Erkenntniß geführt 
haben, dab ven Sefehren für die gefammte Stellung Eriner Majejlät des Königs, 
welche aus jenen Beitimmungen ſich 1848 bereitö entwidelt hatten und gegenwärtig 
fih mit doppelter Kraft entwicdeln dürften, nicht anders zu begegnen gewejen fei, 
als durch Aufhebung der Gafjentrennung, und es würbe dabei nicht überichen fein, 
daß Diefe nothwendige Nenderung der Verfaffun, ohne Aufhebung des 8 180 fo gut 
wie unmöglid; war. 

Dieje Mangelbaftigkeit in der thatfächlichen Aurtlärung hat denn auch die Folge 
haben müfjen, daß durch die Finwirfung der hohen Bundesverfammlung die Sache 
in eine Lage gelangt ift, aus welcher fib faum ein Ausweg zeigt: Denn wenn ber 
Reclamationsausfchuß (pag. 38 des Gutachtens), in völliyer Uebereinitimmung mit 
den Grflärungen des Königlichen Minifterii, anerkennt, daß fünftighin wefentliche 
Abänderungen der Provinzialverfaffungen, insbefondere Eatziehung von Etandidaftd- 
rechten nicht ohne Zuftimmung der Landichaften, beziehungsweiſe des zunächſt Dabei 
betheiliuten Etandes, vorgenommen werben fünnen, und baf ferner 41 des 
Guta ) die Vertretung der Ritterfchaften in der allgemeinen Ständeverfammlung als 
Fortſezung bes ältern Standſchaftsrechts in den Landſchaften, nad) ben gleichen 
Örundfägen wie dieſe beurteilt werden müſſe: fo it nicht abzufehen, wie die (Pag. 
47 bed Gutachtens) ausgefprochene Nechtsanficht des Ausichufles: Auf den unverän: 
derten Fortbeitand des $ 84 der Landesverfaſſung haben die Ritterfchaften kein 
Recht, zur Geltung gebracht werben könne. Und wenn der Berfajjungsausihuß von 
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ber DVerfaffungswibrigfeit der Aufhebung bed 8 180 des Lanbesverfaffungsgefeges 
von 1840 ausgehend (pag 38 18 5), zu dem Schluffe zu gelangen fcheint, daß nur 
das Verfaffungsgefeg von 1840 unter dem Schuge bes Art. 56 der Wiener Schluß- 
acte ftehe und namentlich erflärt; Die Königlich Hannoverfche Regierung wird aber 
die Känbifchen Rechte und Befugniffe in dem Umfange zu beadten und fernerhin 
beftehn zu laffen haben, wie fie in dem nicht auf wirklich verfafjungsmäßigen Wege 
aufgehobenen Landesverfaſſungsgeſetze von 1840 begründet find, jo bürfte dabei nicht 
zu überfehen jein, daß durch bieje wermeintlich bejchränfteren ſtändiſchen Rechte Die 
Finanzen des Königs und die gefammte Etellung der Regierung bereits einmal vor 
dem Jahre 1848 in eine völlig unhaltbare Lage gerathen ift, und in folder durch 
den $ 180 feftgehalten werben würde, 

Dieje Lage der Sache mußte entwicelt werben, bevor e8 möglich war, fich zu 
dem eigentlichen Gegenitande des gegenwärtigen Vortrages, der von dem Königlichen 
Minijterio gemachten Verfafjungsvorlage zu wenden, benn bei einer jo jehwierigen 
und verwidelten Saclage ı es die erſte Aufgabe ber Stände, zu prüfen, ob überall 
Ausficht vorhanden ſei, daß die von ihnen zu faſſenden Beſchlüſſe auch zu wirflis 
cher Kraft und Geltung gelangen werden. Ihnen muß vor allem daran gelegen 
fein, Ne die Kontinuität des Rechts, welche jelbft im Jahre 1848 nicht unterbro: 
hen ift, außer allen Zweifel geftellt und wenigſtens ihnen niemald ber Vorwurf ge- 
macht werde, durch ihre Bejchlüffe ven Eingang zu Schritten der Gewalt und Willfür 
gegeben zu haben. 

Allerdings Halten die Stände ihrerfeit3 mit voller Sicherheit fowohl an ber 
Rechtsgültigkeit der Aufhebung des $ 180 des Landesverfaflungsgejeges von 1840, 
als an der Berechtigung der allgemeinen Ständeverfammlung, über die Berfaflung 
der Brovinziallandfchaften unter Beobachtung des $ 112 des Yandesverfaflungsgejepes 
und über ihre eigene Verfaflung durch allgemeine, für das ganze Königreich gültige 
Geſetze En befchließen, feit. Nicht minder erbliden fie in ihrer Berufung durch das 
Königliche Miniſterium und in der Vorlage nicht nur diefes Entwurfs, fondern auch 
anderer ber ftändijchen Mitwirfung bebürftiger hochwichtigen Gegenftände das Aner: 
fenntniß, daß auch das Königliche Minifterium von ——— Anſichten, welche die 
Erklärung vom 16. Nevember v. J. und die derſelben beigefügte Denkſchrift enthal- 
ten, zuruͤckgetreten ſei. 

Allein einerſeits iſt das Königliche Miniſterium über dieſe Sache einmal mit der 
hohen Bundesverſammlung in Communieation getreten, andererſeits deutet aus das 
Schreiben des Königlichen Miniſteriums an, daß dasjelbe den gegenwärtig gewählten 
Weg nur ald einen unter mehreren offen ftehenden angeſehen babe. Daraus folgt 
unvermeidlich, Daß eine jo unbeftimmte Art des Anerfenntnijjes zur Beruhigung und 
Sicherſtellung ſowohl der Stände felbit als ihrer Vollmachtgeber nicht genüge. 

Denn was ftände, nach den gemachten Erfahrungen, im Wege, daß bei fortgefeß- 
tem Widerſpruche und erneuerten Beſchwerden der NRitterfchaften, völlig biefelben 
Orundjäge und Erklärungen, welche jeßt gegen das Berfaffungsgefeg vom 5. Sep- 
tember 1848 oder Das Geſetz vom 1. Auguſt 1851 in Wirkfamfeit gejegt worben 
find, abermals auch gegen dieſe neuen Bejchlüffe zur Anwendung gebradht würben? 

In der Lage, in welcher die Dinge fich egenwärtig befinden, ift Sicherheit nur 
dann möglich, wenn e8 der Königlichen Neglerung gelingt, entweder zu bewirken, 
daß die hohe Deutjche Bundesverfammlung von jenen, den Rechtöbeftand des Landes 
tief gefährdenden Prineipien zurüdtritt, oder wenn die Königliche Regierung in einer 
richtigeren Auffaflung der Gompetenz der hoben dentjchen Bundesverfammlung, jewie 
der Seiner Majejtät dem Könige und ihr felbit gebührenden Stellung das Mittel 
fände, die gefammte Verfafjungsjache der Einwirkung der hohen Deutſchen Bundes: 
verfammlung gänzlich zu entziehen und folche ber Verhandlung und Erledigung im 
Innern des Landes vollftändig wiederum zu überweifen. Stände würden ihrerjeits 
dazu gem und bereitwillig die Hand bieten. 

abei aber jehen Stände fich genöthigt, noch einen zweiten Punkt hervorzu— 
heben. Das Schreiben des Königlichen Minifterii vom 15. v. M. hat ihnen „vorerft 
nachrichtlich‘“ den Beſchluß der hohen Deutfchen Bundesverfammlung vom 19. April 
d. J. und denjenigen Theil des demfelben zum Grunde Tiegenden Gutachtens mitge: 
theilt, welcer einzelne Beftimmungen der Verfaffung und der Landesgeſetze anfict, 
und je nach den Umftänden weitere Angriffe noch auf andere nicht näher bezeichnete 
Punkte der Verfaffung in Ausficht ftellt. Das Königliche Minifterium bemerkt dazu, 
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daß der Königlichen Megierung bie bunbesmähige Verpflichtung obliege, auch bie zum 
Vollzuge diejes Bejchluffes nöthigen Anordnungen zu treffen. 

Stände haben oben bereit8 die Bereitwilligfeit ausgejprochen zu einer Erledi— 
gung der Berfaflungshändel im Wege der Verhandlung im Echoofe des Landes felbft 
mitzuwirfen. Was fie dazu bewegt, ijt das entjchiedene Bedürfniß der Mechtöficher: 
beit und der in dieſer allein möglichen Ruhe, welches das Lund fühlt, und welches 
baffelbe auch zu Opfern und zu übrigens unwillfommenen Aenderungen neneigt macht. 

Auch Stände halten es für ihre Pflicht, Die Schwanfungen der Verfaffung, unter 
denen unfer Zand jo lange gelitten hat, und durch welche Rechtsgefahl und Vater: 
landsliebe die ficherfte Stüge des Thrones, untergraben werben, jo viel an ihnen 
liegt, nicht zu verlängern. a 

Dies Ziel aber können fie nur dann zu erreichen hoffen, wenn die Königliche 
Regierung alle diejenigen Anträge auf Aenderung der VBerfaffung, welche fie für er- 
forderlich hält, vollftändig vorlegt. Nur dadurch wird e8 möglich, daß dieſe innere 
Landesangelegenheit der Ginwirfung der hohen Deutfchen Bundesverjammlung wirklich 
entzogen werde, während, jo lange nicht die völlige Uebereinftimmung zwiichen Negie- 
rung und Ständen hergeftellt iſt, nichts im Wege fteht, daß nicht nach den von dem 
Verfaſſungsausſchuſſe aufgeitellten Principien bald auf dieſen bald auf jenen Bunft 
Angriffe gerichtet werden, die um jo mehr geeignet find, Argmohn und gegenfeitiges 
Mißtrauen wach zu erhalten, je weniger fie vielleicht bei einer tiefern Kenntniß ber 
inneren Berhältnijfe des Landes aufgefommen fein würden. 

Ueberdieß müfjen Stände es für vollfommen vergeblich halten, über Formen der 
ftänbijchen Vertretung zu handeln, wenn die Nechte jelbit, deren Vertretung in Be: 
tracht fommt, ungewik gemacht find. Nur zu leicht wird man in biefem Falle von 
wiberjprechenden Vorausjegunuen ausgehen und demzufolge auch in unvereinbaren 
Widerfprüchen auseinander gehen. 

Wenn Stände diefem allen zufolge feinen Anjtand nehmen, fich zu gewiflfenhafter 
und ernfter Verhandlung über eine Die Herftellung ber Eintracht im Innern des Lan— 
des und die Bejeitigung der gegenwärtig gegen die Yandesverfaflung gerichteten An— 

riffe bezweckende Verfafjungsvorlage der Königlichen Regierung bereit zu erflären: 
4 fönnen fie das doch nur unter der ausdrüdlichen Bevorwortung, daß dieſe ganze 
Angelegenheit der unmittelbaren Einwirkung der hohen Bundesverjammlung entzogen 
und die Gewißheit gegeben werde, daß Angriffe gegen die mit Zujtim nung ber 
Königlichen Regierung auf den Grund der beitehenden Berfaffung getroffenen Be: 
Schlüffe Regierungsfeitig überall feine Begünftigung finden, und daß, um dieſes 
Ziel zu erreichen, Die Vorlage, welde tie Königliche Regierung den Ständen über 
Berfafjungsänderungen zu machen erforberlih halten möchte, auc alle diejenigen 
Punfte, deren Aenderung nöthig eradıtet werben dürfte, volljtändig und oh..e Aus: 
nahme umfajle. 

DIE zu Erledigung diefer Vorbedingungen fehen Stände fih außer Stande, auf 
die Berathung der unter dem 15. v. M. gemachten Gejegvorlage einzugehen. 

Die entichiedenite Rechtfertigung dieſer Bevorwortungen liegt in der Drohung, 
welche die „NZ 2 des Bundesbejcluffes vom 19. April enthält, und welde pag. 37 
des Gutachtens des Verfafjungsausfchuffes näher erläutert, daß nämlich eine Bundes- 
commilfion abgejandt werben Fünne, um ſich mit den innern Berhältniffen des Landes 
zu beichäftigen. 

Stände halten ed für unnöthig nachzuweiſen, wie fehr einem ſolchen Gedanfen 
die Urt. 25, 26, 27 und 32 der Wiener Schlupacte entgegenſtehen. &3 genügt, daß 
folcher von der großen Mehrheit der hoben Bundesverſammlung nicht für unzuläffig 
geachtet if. Damit ift auch Ständen die Pflicht auferlegt, e8 offen auszuſprechen, 
daß nichts im Stande wäre der Stellung und dem Rechte Seiner Majeſtät des Königs 
tiefere und unbeilbarere Wunden zu fchlagen, als ein folches Ereigniß, welches die 
beiligften Bande zwiichen dem Fürften und Volfe, das höchite Richteramt und das 

öchſte Schußrecht des Königs vernichtet und fein Ecepter in fremde Hände legt. 
in feinblicher Ueberzug kann den Wohlitand des Landes zerrütten, aber er ift minder 
verderblich als ein Ereigniß, welches gleich diefem die Quellen alles Wohlſeins ſelbſt 
En Wer näher oder entfernter dazu mitwirfen möchte, den würde bie jchwerite 
erantwortlichfeit treffen. 

Eben um diefer Verantwortlichkeit willen können Stände aber auch nicht umhin 

noch) einen Punkt zu berühren, welcher durch das Schreiben des Königlichen Minijterii 
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vom 29. v. M. angeregt worben ift. Daffelbe ftellt den Sa auf: Inſofern die 
Königliche Regierung Beziehungen Seiner Majeftät des Königs zum Deutjchen Bunde 
wahrzunehmen hat, entjcheidet die völlig unabhängige Stellung, weldhe der Landes— 
herr ald Bundesglied einnimmt, und werben daher die Verhandlungen mit der Bun— 
desverfammlnug dem Gejchäftsfreife der allgemeinen Ständiverfammlung fern bleiben 
müffen. 
N nme diefe Neußerung die Bedeutung haben, als ob dadurch die Allerhöchfte 
Perfon Seiner Majeftät ohne Vermittelung verantwortlicher Minifter der hohen 
Deutichen Burdesverfamnlung gegenüber geitellt wäre, jo würden Stände fi) ver- 
bunden achten, auch dagegen das Recht Seiner Majeität des Königs wie des Yandes 
in Schuß zu nehmen. Wenn, wie e3 gegenwärtig vor Augen liegt, die Competenz 
der hohen Deutjcben Bundesverfammlung jo weit ausgedehnt werden fann, daß jolche 
zur Beförderung oder Echmälerung von Anjprücen oder Rechten ber Unterthanen 
untereinander bient; wenn es möglich it, daß durch jolche die größten Gefahren 
heraufbefchworen werben, jo liegen nicht nur in allgemeinen Rechtsgrundſätzen und 
der Verfaffung, nach welcher jeder Minifter oder Vorſtand eines Minijterii bem 
Könige und dem Lande dahin verantwortlich ift, daß feine von ihm eontrafignirte 
oder ausgegangene Verfügung eine Gejegesverleßung enthalte; jondern noch mehr in 
den bejendern Verbältnifjen ded Landes und Seiner Majeltät des Königs ſelbſt 
Gründe von doppelter Kraft, um jene VBerantwortlichfeit aufrecht zu erhalten; Gründe, 
deren Bedeutung durch die Königliche VBerorpnung vem 24. November 1850, über 
die Formen für die Beſchlußnahme und die Unterzeichnung Seiner Königlichen Hcheit 
des Kronprinzen nur in ein noch helleres Licht geſetzt werden. 

Schließlich müffen Stände noch die ausdrücdliche Erklärung wiederholen, daß fie 
unverrüdt daran feithalten, daß Feinerlei Aenderung der Verfaſſung oder der Gejege 
de8 Landes ohne ihre zuftimmende Mitwirkung erholen fönne, und daß fie einen 
jeden Weg, den das Königliche Minifterium außer demjenigen der Verhandlung mit 
einer nach bem Berfaflungsgefege vom 5. September 1848 berufenen Ständever- 
fammlung behuf Abänderung der Verfaffung einzufchlagen gemeint fein möchte, für 
einen Brud der VBerfaffung erflären müjjen Stände find Daher 
auc der Anficht, daß die Ausführung des Bundesbefchluffes vom 12. April d. J. durch 
die Verordnung vom 16. Mai d. J. der Berfaffung nicht entfpreche, und finden ſich 
veranlaßt in beiden Beziehungen die echte des Landes ausprücdlich zu verwahren. 

2) Stände wollen beichließen, die nachfolgende Adreſſe an Seine Königliche 

Majeftät zu erlaffen urd foldhe durch eine Deputation nach Maßgabe des 8 68 
der Gejchäftsordnung überreichen zu laſſen: 
Allerdurchlauchtigfter ar. 

Indem vor Ew. Königlichen Majeftät die getreuen Stände in einer ungewöhn: 
lichen Form ihre Vefürctungen, Wuͤnſche und Bitten in Bezug auf die öffentlichen 
Berhältniffe ausjprechen, finden fie ihre Rechtfertigung darin, Daß auch die Sachen 
jelbjt eine durchaus ungewöhnliche Geftalt angenommen haben, Große Uebel ftehen 
bevor. Es ijt dahin gefommen, daß die hohe Deutiche Bundesverfammlung bie 
Abficht angefündigt hat, fich zwiſchen Ew. Königlichen Majeftät und Ihre getreuen 
Untertbanen zu ftellen, und Die geheiligten Mechte, Die Ew. Königlichen Majejtät 
anvertraut find, in ihre Hand zu nehmen. Und zugleich find an eben dieſer Stelle 
die Dinge in jo wiberfprechender Weiſe behandelt, dab bei weiterer Verfolgung 
diejes bisher ringejchlagenen Weges faum eine Möglichkeit bleibt, jener großen Gefahr 
zu entgehen. Dabei aber fällt die nächite Schuld, daß die Sachen in jo gefährliche 
Lage gefommen find, auf diejenigen, denen Ew. Königliche Diafeftät die Vertretung 
Allerhöchit Ihrer Königlichen Rechte und die Regierung des Landes anvertraut haben. 
Deshalb bleibt aud den getreuen Ständen nichts übrig, al8 ohne Mittelöperjon fich 
an ihren König und Herrn zu wenden, unmittelbar die Sorgen der getreuen Unter 
ee vor dem Throne nieberzulegen und in Ginigung von König und Volk Hülfe 
zu ſuchen. — 

Sie thun aber biefen Schritt nicht in Hebung irgend eines ihnen durch das Ver— 
fafjungsgefeg vom Jahre 1848 fpeciell übertragenen Rechts. Vielmehr wenden fie fi 
nur in offenem Vertrauen an bie Weisheit und Gerechtigfeit ihres Königs. Denn 
fie find davon durchdrungen, daß nur in jenen erhabenen Eigenſchaften, nur in voller 
Uebereinftimmung von König und Volk, und nicht im bloßen Buchftaben eines Ge- 
ſetzes Hoffnung zu finden tft. 
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Eure Königliche Majeftät haben Aenderungen in ber Verfaffung des Landes er: 
forberlich gehalten, ohne daß ſolche bisher zur Ausführung gelangt wären. Wenn 
aber die Beauftragten der Nitterjchaften zweimal, in den Jahren 1852 und 1853, 
diefe Aenderungen von ſich gewiejen haben, jo wird das Land nicht Darunter leiden 
dürfen, daß die im Jahre 1853 aufgelöfete zweite Sammer jenen Wenderungen eben 
fo wenig Beifall gefchenft hat. Große Schwierigkeiten liegen in den Sachen felbit 
und find nur durch wiederholte und ausdauernde Anftvengung wahrhaft zu überwin— 
den und auszugleichen. 

Eurer Königlihen Majeftät gegenwärtige Minifterium hat dieſer Arbeit fich 
nicht unterzogen. Im vorigen Jahre ift den getreuen Ständen feinerlei Neuerung 
emadıt, wohl aber find die aus ihrem Schooße hervorgegangenen wohlgemeinten 
A wejentli an derjenigen Stellung gejceitert, welche Dies Königliche 
Mintiterium zu derjelben einnahm. 

Dagegen hat das Stönigliche Mintfterium feinen Anftand genommen, unter dem 
16. November 1854 der hohen Deutichen Bundesverfammlung Erklärungen zu über: 
geben, welche nicht nur jede Menderung der Vertretungsformen ohne Zujtimmung der 
KRitterfchaften, ja fogar der einzelnen Mitglieder derielben, unmöglid, machen, ſondern 
zugleich durch die Anfechtung der verfaffungsmäßigen Entjtehung des von Gurer 
Pöniglichen Majeftät wiederholt und frei anerkannten Verfaflungsgejeges vom 5. Sep- 
tember 1848 das ganze Recht der gegenwärtigen getreuen Stände, ja alles was jeit 
dem Jahre 1848 in der Gejeßgebung gejchehen ijt, wanfend machen, Daſſelbe hat 
ferner dur eine Erklärung vom 24. Januar 1855 gegen Die Verfaffung und bie 
Geſetze, unter denen fich das Land eines jeltenen Glüdes erfreut, den mit feiner 
Thatiache begründeten Vorwurf erhoben: daß der Königlichen Regierung unter den 
gegenwärtigen Gejegen Die Kraft entzogen jei und immer mehr entzogen werben 
würde, welche —8 um den Anforderungen einer kräftigen Regierung mit einiger 
Sicherheit zu entſprechen und für die Aufrechthaltung der öffentlichen Ordnung für 
die Dauer einſtehen zu fünnen. 

Damit nicht zufrieden hat daſſelbe der Gompetenz der hohen Deutjchen Bundes: 
verfammlung eine Ausdehnung zugeitanden,, welche mit den Grundgefegen und ben 
dermaligen Berfaflungsformen des Bundes nicht in Einklang zu bringen ift, und 
welche den bisherigen Grundfägen ver Megierung des Yandes, namentlich den von 
Seiner Majeftät dem Könige Ernſt Auguſt, Eurer Königlichen Majeität erhabenem 
Vater, feitgehaltenen Grundjägen, entichieben widerſpricht. Die hohe Deutjche Bun— 
desverfammlung aber, durch diefen Gang ihrer verfafungsmäßigen Wirfungsiphäre 
entrüdt, bat nun durch ihre ——— vom 12. und 19. April d. J. alle Verhält— 
nifje, Gejeße und Berfaffung des Königreichs ir Frage geftellt, gleichzeitig alle Mit- 
tel, um auf einem bie unjchäßbare Recht3-Gortinuität erhaltenden Wege zur Feititel- 
lung zu gelangen, angefochten, und daneben Bundescommijfionen und Grecutionen 
für den Fall in Ausficht geftellt, wenn den von ihr zugleich erhebenen und in recht: 
licher Weife unerreichbar gemachten Anforderungen fein Genüge geleiitet würbe. 

In dieſer Lage der Dinge hat das Königliche Minifterium den getreuen Stän- 
den einen Entwurf zu Berfaflungsänderungen zur Derathung vorgelegt, Der nicht 
den Zwed bat, die Uebel zu heilen, denn die ſchweren Anklagen der Verfaſſung, 
welde am 24. Januar d. J. ausgefprodyen find, bleiben unverändert beitehen; der 
nicht einmal Ausficht auf feiten Beitand gewährt; denn nur bie Nothwendigfeit wei: 
terer Neuerung wird hingeftellt, nıcht aber das Ziel. 

Würden die getreuen Stände auf dieje Pläne hineingehehn, jo würde ihr Werf 
unfehlbar nur zu neuen Angriffen Veranlaftung geben. Würden fie aber Diejelben 
verwerfen, jo droht der Krone und dem Lande die Bundescommijfion, welche das 
heilige Band, das beide jeit mehr als einem halben Jahrtauſend vereinigt hat, ſchwerer 
gefährdet ald Feindesüberzug es vermöchte. Es iſt unnöthig Beiſpiele anzuführen. 

Auf diefem Wege iſt fein Frieden zu finden. Es muß zurüdgegangen, die 
Stellung der Krone und der Stäbe muß vor allem wieder rein, Die Gompetenz der 
hohen Bundesverfammlung auf das Maß der Bundesgeſetze zurüdgeführt werben. 
Iſt dies gejchehen, dann erit iſt Erledigung der innern Gebrechen möglih. Die ge- 
treuen Stände erklären fi) gern bereit, mit Gewifjenhaftigfeit und derjenigen Vater: 
landsliebe, welche in der Krone Eurer Königlichen Majeität auch den Schug und das 
Heil des Landes erblidt, zu berathben, was Eure Königliche Majeſtät zur Heritellung der 
nothwendigen Eintracht ihnen vorlegen zu laflen gerufen mödıten. Allein Eurer Kö— 
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niglichen Majeftät wie bes Landes beften Wünfche würben fruchtlos fein, wenn nicht 
zuvor der fichere Boden des Vertrauens hergeftellt und gereinigt würbe, auf Dem 
allein die frucht des Friedens gebeihen fann. 

Die getreuen Stände haben diefe Gedanfen, welche die Richtjehnur ihres Han— 
delns bilden, in derjenigen Erklärung näher begründet, welche fie an das Königliche 
Minifterium in Beziehung auf deſſen Worlage über Aenderung der Berfafiung haben 
gelangen laffen. Die Treue und Wahrheit, welche fie ihrem Allergnädigften König 
und Herin vor allem ſchuldig find, nmöthigt fie aber noch einen Schritt Weiter zu 
geben. — Durd die obgedachten Erklärungen, dem Deutjchen Bunde gegenüber, bat 
das Königliche Minifterium die Rechte ber Krone jowie die Stellung des Landes, 
und defien Rechte und Verfaflung tief gefährdet, und es wird ſehr ſchwer fein, das 
bereits geſchehene Uebel ungejchehen zu machen. Noch ſchwerer wird es fein, den 
Uebeln vorzı eugen, welche daraus hervorgehen, daß in den Erklärungen bes Kö— 
niglichen Miniiceriums am Deutjchen Bunde und ber einjeitigen Ausführung des 
durch diefe Erklärungen herbeigeführten Beichluffes vom 12. April d. 3. eine Verle— 

ung der Berfaflung gefunden werden muß, und daß dieſe Vielen wo nicht den Mei = 

* als eine Verletzung der Treue erſcheint, indem Eid und Pflicht den Miniſtern 
die Beachtung der Verfaſſung ausdrücklich vorſchreiben. Die ſchwerſte und gefähr— 
lichſte Verlegung der Treue gegen Eure Königliche Majeſtät aber möchte es ſein, 
wenn ber Inhalt eines Schreibens des Königlichen Minifteriums vom 29. v. M., 
das die Beziehungen Eurer Königlichen Majeität zum Deutjchen Bunde dem Ge: 
Ihäftsfreife der allgemeinen Stände gänzlich entziehen will, den Zweck hätte, bie 
Verantwortlichkeit der Minifter gegen da Land für die in der Deutſchen Bunbes- 
verfammlung Statt gefundenen Verhandlungen aufzuheben, denn wenn dies der Fall 
wäre, würfen dann nicht die Minifter eben daburd die VBerantwortlichfeit für das— 
jenige, was Sie gethan haben, auf die geheiligte Perfon Eurer Königlichen Majeität 
jelbit zurüd, Deren zweimal, am 9. September 1848 und am 18. November 1851 
frei ertheilte8 Königswort, dem Lande den fiherften Schuß feiner Rechte und Ver— 
faffung gewährt? Und hat nicht eine folche Unmittelbarkeit der Allerhöchſten perfön- 
lihen Thätigkeit auch andern Bundesgenofien gegenüber Bedenken von noch weiter 
greifender Bedeutung ? — 

Die getreuen Stände wollen alle diefe jehmerzlichen Dinge nur bem freien lan— 
besväterliben Ermeſſen ihres Allergnädigiten Königs und Herrn anheimftellen. Sie 
wollen nicht die Beſchwerden häufen, die über die Stellung, welche das Stönigliche 
Minifterium gegen die Stände und u. Rechte, namentlich auch in Beziehung auf 
die Finanzen eingenommen * „zu führen wären. Alles dieſes tritt vor den vorhin 
aejchilderten fchweren Gefahren zurüd. Nur auf diefe wünſchen fie den erhabenen 
Blick ihres Herrichers zu lenken, nur deren Abwendung ift ihr Ziel, und um dieſes 
durch Eurer Königlichen Maieftät landesväterliche Entjchließung zu erlangen, wagen 
fie in tieffter Devotioun Die fubmiffefte Bitte: 

daß Eure Königlihen Majeftät Allergnädigit geruhen wollen, Maßregeln 
zu ergreifen, welche ficher ftellen, daß die Souverainetät Eurer König— 
lihen Majeſtät, die Selbftitändigfeit des Königreiches und die Rechtsbe— 
ftändigfeit der Verfaſſung aufrecht erhalten und gegen jeben Eingriff ge: 
ſchützt werben. 

Hannonper, den 10. Julius 1855. 

Der Verfaſſungs-Ausſchuß. 
Elliſſen. Dr. Francke. Stüve, Dr. Schmidt. v. Exterde. Matthaei. Lebzen. 
Wynecken, Dr. SHillingh. Gerding. Pland. Adides. Bauermeifter. 





LIE 
Verordnung vom 1. Auguſt 1855. 


Beorg der Fünfte, von Gottes Gnaben König von Hannover, Königlicher 
Prinz von Großbritannien und Irland, Herzog von Gumberland, Herzog zu 
Braunfchweig und Lüneburg ꝛc. ac. 

Die Deutſche Bundesverfammlung hat in ihrer dreizehnten diesjährigen Sitzung 
am 19. April d. J. folgenden Beichluß gefaßt: 
„In Gemäßheit des Bundesbejchluffes vom 23. Auguft 1851, $ 120, und 
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in Erwägung, daß durch das Köni ——— Geſetz vom 5. Septem⸗ 
ber 1848, ſowie durch die ſpätere Geſetzgebung des Königreichs Hannover jtaat- 
liche Einrichtungen getroffen und gelent! e Beltimmungen erlaffen worben find, 
welche in vieler Hinficht mit den Grundgejegen des Bundes in offenbarem Wi- 
deripruche fteben, 

1) die Free gg ug Regierung, unter Bezugnahme auf ben in ber 
10. diesjährigen Sn $ 120, eritatteten Ausjchußbericht, zu erjuchen, die 
Verfaffung und Ge eßgebung des Königreichs einer forgfältigen Prüfung zu 
unterwerfen, und die Mebereinftimmung berfelben mit den Örundgefegen bes 
Bundes ohne Verzug wieder zu bewirken; . \ 

2) fin dabei für den Fall, daß die als nothwendig zu erachtenden Abänberungen 
auf Hinderniffe ftoßen jollten, ihre verfalfungsmähige Einwirkung, wie fie in 
dem gedachten Bundesbefchluffe vorgeiehen worden, vorzubehalten ; 

3) die Königlich Hannöverifche Megierung ferner zu erſuchen, ihr feiner Zeit 
Mittheilung darüber machen zu wollen, wie fie dem unter Nr. 1 an fie ge- 
richteten Erjuchen entfprochen babe, oder welche Hinderniffe und Anftände dh 
etwa hierbei ergeben hätten; endlich aber 

4) der Königlich = Hannöverifchen Regierung dabei zu erklären, wie — fo lange 
nicht Die Notbwendigfeit einer birecten sub num. 2 vorbehaltenen Einwir- 
fung des Bundes vorliege — in Beachtung des Artifeld 55 der Wiener 
Schlußaete, die Art und Weife, in welcher Diefe Hebereinftimmung ber Ber- 
faffung und Gefeßgebung des Königreichs mit den Bundesgeſetzen herbeizufüh- 
ren fei, fowie die Ausdehnung der vorzunehmenden NRevifion, ihr awar über- 
laſſen bleibe, daß aber eine bundesrechtliche Pflicht, den im Artikel 56 ber 
Wiener Schlußacte ——— Weg einzuſchlagen, in fo weit nicht ſtatt— 
finde, als es fich um Abänderung der im Ausjchußberichte als bundeswidrig 
bezeichneten oder damit in ungertrennbarem ——— ſtehenden Beſtim— 
mungen bes Geſetzes vom 5. September 1848 und um Wiederherſtellung ber 

—— ‚bezüglichen Beftimmungen des Landesverfaſſungs-Geſetzes von 1840 
andelt.“ 
Der Ausſchußbericht, auf welchen die Nr, 1 und 4 bes Bundesbeſchluſſes ver⸗ 


weiſt, ift, jo weit er bier in Betracht kommt, in ber Anlage diefer Unjerer Verord— 


nung enthalten. 

Indem Wir, unter Hinwelfung auf $ 2 des Landesverfaſſungs-Geſetzes vom 
6. Augujt 1840, diefen Bundesbejchluß verfündigen, fegen Wir zu deſſen, jo wie 
jur ferneren Ausführung des mittelft Unferer Verordnung vom 16. Mai d. J. pur 
lieirten Bundesbeſchluſſes vom 12. —— J. das Folgende feſt: 


Zu Nr. 1) des Ausihußberigts, 


Die Abſätze 2, 3 und 4 im $ 102 des — —— vom 5. Seps 
tember 1848 und das Wort „förmliche” im 5. Abfage fallen weg, dagegen werben 
in dieſem legtern Abfape Die Worte: „gegen die betreffenden Miniiter“ hinzugefügt, 
jo daß diefer Paragraph von jegt an folgentermaßen lautet: 
„Ale vom Könige ausgehende NRegierungsverfügungen bedürfen zu ihrer Gültig: 
feit der Gegenzeichnung des Minifters oder Vorftandes des — Miniſteriums. 
Wegen abſichtlicher Verletzung des ——— kann die Ständeverſammlung 
eine Anklage gegen die betreffenden Miniſter erheben.“ Auch fällt das Allegat des 
8 102 im $ 1 des Br vom 5. September 1848 weg, ferner fällt im erjten 
rn des 8 103 das Wort „förmliche” weg, fo daß dieſer Abjag im $ 103 nun 
o et: 


„Zur Unterfuhung und Entſcheidung über die im vorigen $ gedachte Anklage 
ift nur das Ober-Appellationsgericht in Plenar-Berfammlung zuftändig.“ Uebrigens 
bleibt Unſere weitere Entfchließung in Bezug auf tie 88 101, 102 und 103 des 
Geſetzes vom 5. September 1848 von ber unten im 8 24 diefer Verorpnung vorbe- 
baltenen Regelung des Finanzeapitals abbängig- 


Zu Nr. 2) des Ausfhufberidts. 


2. 
Die 88 2 und 109 des Gefeges vom 5. September 1848, fo wie das 
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Allegat des $ 109 in den 88 60 und 61 jenes Gefepes und im $ 9 der Geihäfts- 
ordnung vom 7. Februar 1850, find damit aufgehoben und es tritt der 8 14 bes 
Landesverfaffungs:Gejeges vom 6. Auguft 1840 wieder in Kraft, welcher alfo lautet : 

„Nach erledigtem Throne tritt der Thronfolger die Negierung des Königreichs 
unmittelbar an, ohne daß e8 dazu irgend einer weitern Handlung bedarf.“ „Der 
König verfündet Seinen Regierungsantritt durh ein Patent. Er verfpriht darin 
bei Seinem Königlichen Worte die unverbrüchliche Feithaltung der Verfaflung des Kö— 
nigreich®. Die Urfchrift des mit der Unterjchrift des Königs und dem Regierungß- 
fiegel verjebenen Patentes joll in dem Archive der allgemeinen Stände niedergelegt 
werden. De König bejtimmt, zu welcher Zeit und auf welche Weife Ihm die Un= 
tertbanen dis Huldigung leijten jollen.* 

I. 
Zu Nr. 3) des Ausſchußberichts. 
83. 

Die 88 10, 104 und 105 des Geſetzes vom 5. September 1848 find da— 
mit aufgehoben und es treten dafür die 88 40, 169, 170 und 171 des Landesver— 
faffungs8-Gejeßes vom 6. Auguft 1840, jedoch unter Wegfall des 5. Abſatzes im vor: 
gedachten 8 171, wieder in Kraft. Die 88 40, 169, 170 und 171 lauten biernab: 

8 40. „Die Frage über Nothwendigfeit und Zweckmäßigkeit des von einer Ver: 
waltungsbehörde innerhalb ihrer Zuftändigfeit beobachteten Verfahrens kann nicht 
zum Gegenitande eines NechtsftreitS gemacht werden. — Sind aber durch unrichtige 
oder durch unbefugte Anwendung oder Auslegung der Staatöverträge oder Gejepe, 
oder auf jonitige Weife von einer Verwaltungsbehörde widerrechtlich Privatrechte 
verlegt und zugleich Die Erfordernijfe einer Entſchädigungsverbindlichkeit nach privat- 
rechtlichen Grundfägen vorhanden, jo kann die Berwaltungsbehörbe auf Schadenserjak 
belangt werden. Die Gerichte dürfen indeß eine folche Klage nur dann annehmen, 
wenn der Kläger nachgewieſen hat, taß er bereits bis zur höchiten Verwaltungsbe— 
hörde um Abhülfe feiner Beſchwerde vergeblich nachgejucht habe.“ 

8 169. „Es joll ein Staatsrath beftehen, welcher mindeſtens eine Abtheilung 
für die Juſtiz und eine Abtheilung für das Innere enthält. Der Zweck deſſelben 
ift, wichtige Negierungsangelegenheiten, vorzüglich die vom Könige zu verfündigenden 
Geſetze und Verordnungen, nach der darüber vom Könige zu treffenden Beltimmung, 
und die Entlafiung vom Dienfte folcher Königlichen Diener, welche nicht lediglich zur 
Glaffe der Nichter gehören (8 177), au beratben, und die zwiſchen ben Gerichten 
und Verwaltungsbehörden entftandenen Gompetenzitreitigfeiten zu entfcheiden. Die Ein: 
richtung des Staatsrathes hängt allein von der Beitimmung des Königs ab. (Wgl. 
jedoch 8 174.) 

8 170. „Die Gerichte find innerhalb der Grenzen ihrer richterlichen Competenz 
unabhängig, jedoch bleiben fie der obern Aufficht des Landesheren und der oberen 
Behörden unterworfen. Die Verwaltungsbehörden, als folche, verfahren innerhalb 
ihres Wirfungsfreifes unabhängig von den Gerichten. Beide entfcheiden zunächſt jelbft 
über ihre Zuftändigfeit, und es dürfen die Verfügungen oder Entjcheidungen ber 
Gerichte von den Verwaltungsbehörben und die der Legteren von ben Gerichten we: 
der abgeändert noch bejeitigt werden, es ſei denn auf ben Grund einer burch ben 
Staatörath erfolgten Entſcheidung.“ 

8 171. „Entitebt ein Durch mwechjeljeitige Darlegung der verjchiedenen Anfichten 
nicht zu Bejeitigender Gompetenzitreit zwifchen den Gerichten und Verwaltungsbehör— 
den, jo entfcheidet nacı Anhörung beider Behörden der Staatsrath. Die Entſchei— 
dung muß in einer Verfammlung des Staatsrathes gefällt werden, welche aus dem 
vll a und aus einer gleichen Anzahl von mindeftens ſechs Mitgliedern jeder 
der AbtGeilungen für die Juſtiz und für das innere befteht. Die Mitglieder find 
für diefe Function im Voraus dauernd zu beitellen. Bis zu dieſer Entſcheidung it 
dem Verfahren in der betreffenden Angelegenheit einftweilen Anftand zu geben, es ſei 
denn, daß mit dem Verzuge Gefahr verbunden wäre, Hat rine Behörde ald Ver— 
waltungsbehörbe gehandelt, jo bat fie zu dem Zwecke der Erledigung des Gompetenz: 
ftreit3 an die ihr vorgejegte Verwaltungsbehörbe zu berichten. Erachten fich weber 
Gerichte nach Verwaltungsbehörben für competent, fo ift Ye Frage auf die oben 
‚vorgejchriebene Weiſe zu erledigen oder zu entjcheiben. Jedoch Fann in diefem Falle 
auch von ben betheiligten Privatperfonen, nachdem bie betreffenden Oberbehörben 


— 
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uvor vergebens angegangen find, durch ein Gefuh an ben König die Entfcheidung 
es Staalsraths herbeigeführt werben.“ 


84. 

Der zweite Satz des $ 123 des Landesverfaffungs-@efepes vom 6. Auguſt 1840 
wird in der Weiſe bergeitellt, daß a ten zweiten Saß bes $ 73 des Verfaſ— 
fungsgefeges vom 5. September 1848 bilden foll, welcher Baragraph demnach von 
jegt an folgendermaßen lautet: 

„Ale Gejeße und Verordnungen werben vom Könige unter Beobachtung ber 
vorgejchriebenen Korm (8 65 des Geſetzes vom 5. September 1848 und 88 121 und 
122 des Landesverfaffungs : Gefeped vom 6. Auguſt 1840) verfündigt, und erhalten 
dadurch für alle Unterthanen und alle Behörden verbindliche Kraft, Die Gerichte 
und Verwaltungsbehörbden haben ſolche zu befolgen und über Deren Befolgung zu 
wachen, ohne daß es ihnen zuſteht, zu —5 „, ob dabei die Mitwirkung ber 
Stände verſaſſungsmäßig * efunden habe, noch ob dieſelbe überall erforderlich ge— 
weſen ſei. Entſtehen Zweifel darüber, ob bei einem gehörig verkündigten Geſetze die 
verfaſſungsmäßige Mitwirfung der Stände hinreichend beobachtet jet, jo ſteht nur 
biefen zu, Anträge deshalb zu machen.“ 

IV. 
Zu Nr 4) des Ausſchußberichts. 
85. 

Der 8 18 des Geſetzes vom 5. September 1848, ferner die 88 Ad, 46, 47 und 
48 des Staatödiener= Befeges vom 8. Mat 1852, fo wie die Worte im 4. Abſatze 
des 8 70 der Städteordnung vom 1. Mai 1851: „vorbehältlich der durch das Staats: 
biener = Gefeg zu treffenden Beltimmung über Ablehnung diefer Verpflichtung," find 
damit außer Kraft gejegt und ber 8 58 des Lanbeöverfaffungs-Gejeges vum 6. Au: 
guft 1840 tritt dafür wieder in Wirfjamfeit, welcher aljo lautet: 

„Die ftäbtifchen Obrigfeiten und deren Mitglieder, wie auch die Beamten ber 
Landgemeinden find zur Verwaltung der Gemeindejachen, fo wie zur Beſorgung ber 
ihnen durch Geſetz, Verfaffung oder Herfommen oder von den höheren Behörden 
übertragenen Lanbesangelegenheiten ir ihrer Gemeinde verpflichtet. In Fällen, wo 
ein Gemeindebeamter die Erfüllung diejer Verflichtungen vermöge feiner Eigenjchaft 
als Gemeindebeamter ablehnen zu können vermeint, entjcheidet hierüber die Regierung.“ 


Der 8 19 des Geſetzes vom 5. September 1848 mit den dazu gehörigen $$ 55, 
77, 78, 79, 80 und 81 ber Stäbteorbnung vom 1. Mai 1851 find damit außer 
Wirkiamfeit gejeßt und es tritt dafur der $ 59 des Landesverfajlungs-Gejepes vom 
6. August 1840, foweit e8 deſſen nach dem Erlafje der Städteordnung noch bedarf, 
in folgenden Beſtimmungen wieder in Kraft: 

„Die Bürgerfchaften ernennen durch freie Wahl ihre Vertreter, jedoch nicht auf 
Lebenszeit. Die Städte haben dad Necht, ihre Magiſtrate und übrigen Gemeinde: 
beamte jelbft zu wählen. An den Wahlen nehmen die Bürgerfchaften mit den Ma- 
giitraten,, — durch * Vertreter, Theil. Die höhere Beſtätigung iſt nur bei 
den Wahlen der ſtimmführenden Mitglieder des Magiſtrats erforderlich. Die Regie— 
rung fann unter den Witglievern der Magiftrate die Perſon beitimmen, weldye die 
ftädtifche Polizei beforgen fol. Auch fann fie, wo befondere Umftände ſolches erfor- 
derlich machen, eine eigene Polizeibehörde anordnen. Die dadurch verurjachten au: 
berorbentlichen Koften trägt die Regierung. Aber auch in Diefem Falle foll den Ma: 
giitraten die Beforgung deſſen verbleiben, was bie Gewerbeverhältniffe, Die Ginrich- 
tung, Verwaltung und Beauffichtigung der ftädtifchen Güter und Anitalten, und ber 
für gemeinjame jtädtifche Zwede beftimmten Brivatanftalten zum Gegenjtande hat.“ 


Zu Nr 5) des Ausſchußberichts. 
87T. 

Der 8 32 des Geſetzes vom 5. September 1848 tritt damit außer Kraft und 
wird durch den 8 80 des Lanbesverfafjungs - Gefeges von 1840 erjegt. Ingleichen 
wird ber durch $ 22 im Gefeße vom 5. September 1348 aufgehobene $ 62 bes Lan— 
beöverfafjungs-@ejeges von 1840 wieder hergeftellt. Beide wieder in Sraft tretende 
Paragrapben lauten: 
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F 80. „Für die einzelnen Provinzen des Königreichs jollen Provinziallandfchaf= 
ten, für das ganze Königreich aber foll eine allgemeine Ständeverfammlung 
bejtehen.“ 

ie. „Den in den verjchiedenen Provinzen beftehenden ritterfhaftlichen 
Gorporationen verbleiben ihre ftatutenmäßigen Rechte. Den Ritterfchaften ſteht 
die Befugniß zu, ihre Statuten mit Königlicher Genehmigung abzuändern oder neue 
Statuten einzuführen. Auch find dieſelben insbeſondere befugt, mit Königliher Ges 
nehmiguug Vereine zur Erhaltung ihrer Güter zu errichten.“ 

8 


Der 8 34 des Gejeßes vom 5. September 1848 iſt aufgehoben. 
8 


Die $$ 35 und 40 des Geſetzes vom 5. September 1848 treten außer Kraft 
und werben durch den 8 83 des Landesverfaffungs-Gefeges vom 6. Auguft 1840 erjegt, 
welcher alio lautet: 

„Die allgemeine Ständeverfammlung befteht aus zwei Gammern, welche in ihren 
Rechten und Befugniffen fih gleich Rn in 


Der 8 36 des Geſetzes vom 5. September 1848 wird unter einftweiliger Bei— 
behaltung des von der erſten Gammer ernannten Commiſſarius für das Schulden- 
und Rechnungsweſen aufgehoben und es wird folgeweile das Mandat ber nad) jener 
Beitimmung zur bisherigen erften Sammer der allgemeinen Ständeverfammlung ges 
wählten Abgeordneten für erlojchen erklärt. Für den $ 36 des Ei vom 5. Sep- 
tember 1848 tritt der $ 84 des Randesverfafjungs:Gejeges vom 6. Auguft 1840, jo- 
weit ſolches nach den feit 1848, eingetretenen Veränderungen ausführbar ift, wieder 
in Kraft. Der $ 84 lautet hiernach folgendermaßen: 

Die erite Sammer foll beftehen aus: 1) den Königlichen Prinzen, Söhnen 
des Königs, und ben übrigen Prinzen der Königlichen Familie ; 2) dem Herzoge 
von Aremberg, dem Herzoge von Looz-Corswaaren und dem Fürften von Bentheim, 
fo lange fie im Befige ihrer Standesferrichaften fi befinden, 3) dem Erblanbmars 
Schall des Königreichs, 4) dem Grafen von Stolberg-Wernigerode und von Stolberg- 
Stolberg wegen der Grafichaft Hohnftein,, 5) dem General-Erbpoftmeifter Grafen von 
PlatenHallermund, 6) dem Abte von Loceum, 7) dem Präfidenten der Bremenfchen 
Ritterfchaft, als Director des Kloſters Neuenwalde, 8) dem oder den fatholifchen 
Biihöfen, 9) einem auf die Dauer des Landtags vom Könige zu ernennenden ange: 
fehenen evangelischen Geiftlihen, 10) den vom Könige mit einer erblichen Virilſtimme 
bennadigten Majoratöherren, 11) dem Direetor der Königlichen Domainen: Sammer, 
12) dem Präfidenten des Ober-Steuer- und Schaf-Eollegiums , 13) dem von ber erften 
Sammer ernannten Commiſſarius für das Schulden- und Rechnungswejen; 14) den 
von den Nitterjchaften auf die Dauer eines Landtags zu erwählenden Deputirten, 
nämlich: von der Galenberg: Grubenhagenfchen Nitterfhaft 8, von der Lüneburgfchen 
Nitterfchaft 7, von ber Bremen- und —8 Ritterſchaft 6, von denen fünf von 
der Bremenjchen und einer von ber Verdenſchen Nitterfchaft zu erwählen iſt; von ber 
Hoya- und Diepholzichen Mitterfchaft 3, von der Osnabruͤckſchen Ritterihaft, mit 
Einſchluß von Meppen und Lingen 5, von der Hildesheimfchen Mitterfchaft 4, von ber 
Dftfriefifchen Ritterfchaft 2, mit dem Vorbehalte, Iektere Anzahl zu vermehren, wenn 
die Zahl der ritterfchaftlichen Mitglieder fich vergrößern follte; 15) einem auf bie 
Dauer des Landtags vom Könige zu BEER Mitgliede.” 

11 


Die $$ 37, 38 und 39 des Geſetzes vom 5. September 1848 find damit auf: 
gehoben und e8 treten dafür die 88 85, 86 und 87 des Landesverfaſſungs-Geſetzes 
vom 6. Augujt 1840 wieder in Kraft, welche alfo lauten: 

$ 85. „Ein perförliches erbliches Stimmrecht wird der König nur ſolchen Ma: 
joratSherren verleihen, derei. Majorat aus einem im Königreiche belegenen Ritterfige 
nebſt anderem ebenfall8 im Lande belegenen gut3herrnfreien Grundvermögen beitebt 
und nad Abzug der Zinfen der auf demfelben rubenden bypothefarifchen Schulven und 
der jonftigen fortwährenden Laften wenigftens 6000 Thaler reiner jährlicher Einfünfte 
gewährt. Sobald eine ftärfere Belaftung des Majorats eintritt, rubt einftweilen 
das erbliche Stimmrecht des Befigers.“ 

8 86. „Das Recht der Beilegung einer erblichen Biriljtimme ſteht unter ben 
verfaflungsmäßigen Bedingungen dem Könige ohne Rüdficht auf die Zahl ber bereits 
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vorhandenen Virilftimmen und abgefehen von einer darunter eintretenden Erledigung 
zu. Die Errichtung des Majorats giebt fein Recht auf die VBeilegung einer BViril- 
ftimme, fondern ift lediglich die Bedingung, ohne deren Erfüllung ein erbliches Stimm- 
recht nicht verliehen werden kann.“ 

8 87. „Die Deputirten der Ritterfchaften (8. 84. Nr. 15) müfjen aus ihrem im 
Königreiche belegenen Grundbefige ein Einfommen haben, welches nad Abzug der 
Zinfen der auf demſelben hHaftenden hypothekariſchen Schulden und fonftiger fort: 
kleben Laften jährlich jechshundert Thaler beträgt. Sie müſſen Mitglieder der 
wählenden Ritterfchaft fein.“ 


8 12. 

Der 8 41 des Geſetzes vom 5. September 1848 ift damit aufgehoben, jedoch 
unter Beibehaltung der in demfelben neu verlichenen oder vergrößerten Standſchafts— 
rechte, jowie unter einftweiliger Beibehaltung des nadı Mr. 2 von der zweiten Sam: 
mer ernannten Gommiffarius für das Schulden: und Rechnungsweſen ftatt der unter 
Nr. 1 des $ 88 des Lanbesverfafjungs-Gefeges vom 6. Auguft 1840, aufgeführten 
Schapräthe. Es tritt für den 8 41 des Geſetzes vom 5. September 1848 der $ 88 
bes Landesverfaflungs: Gejeßes vom 6. Augujt 1840, jedoch unter den vorjtehenden 
Aenderungen, wieder in Kraft. Er lautet hiernach folgendermaßen: 

„Die zweite Sammer joll beftehen: 1) auß dem von der zweiten Gammer er- 
nannten Gommifjarius für das Echulden: und NRechnungswejen; ferner aus folgen: 
den auf die Dauer’ des Landtags zu erwählenden Deputirten: 2) drei Mitgliedern, 
welche der König wegen des allgemeinen Klofterfonds ernennt, 3) drei Deputirten 
der Stifter; St. Bonifacii in Hameln, St. Cosmae und Damiani in Wunjtorf, 
St. Alexandri in Einbef, Beatae Mariae Virginis dajelbit, des Stifts Bardo— 
wief und des Stifts Ramelsloh. Die Deputirten find von dieſen Stiftern, unter 
AZuziehung von höheren Geijtlichen und Predigern aus der Zahl protejtantijcher 
Geijtlichen oder ſolcher Männer, welche an der Verwaltung des höhern Schulweſens 
Theil nehmen, in dem Maaße zu erwählen, daß wenigitens zwei ordinirte protejtan- 
tifche Geiftliche unter denſelben fich befinden. 4) einem Deputirten der Univerfität 
Göttingen, 5) zwei von den evangelifchen Königlichen Gonfiitorien zu erwäh— 
lenden Deputirten, 6) einem Deputirten des Domcapiteld zu Hildesheim, 7) act 
und dreißig Deputirten nachfolgender Städte und Flecken: zwei Deputirten der 
Refidenzftadt Hannover, einem Deputirten der Stadt Göttingen, einem Deputir— 
ten der Statt Northeim, einem Deputirten der Stadt Hameln, einem Deputirten 
der Stadt Einbeck, einem Deputirten der Stabt Djterode, einem Deputirten der 
Stadt Duderftadt, einem Deputirten der Städte Moringen, Uslar, Hardegſen, Drans- 
feld und Hebemünden, einem Deputirten der Stadt Münden, einem Deputirten der 
Städte Münder, Pattenfen, Neuftadt a. R., Springe, Wunftorf, Eldagſen, Boden: 
werber und Rehburg, einem Deputirten der Städte Clausthal und Zellerfeld, einem 
Deputirten der übrigen fünf Bergftädte, mit Einfchluß von Herzberg, Elbingerode 
und Yauterberg, einem Deputirten der Stadt Lüneburg, einem Deputirten der Stabt 
Uelzen, einem Deputirten der Stadt Gelle, einem Deputirten der Stadt Harburg, 
einem Deputirten der Städte Lüchow, Dannenberg und Higader, einem Deputirten 
der Städte Soltau, Walsrode, Burgdorf und Gifhorn, einem Deputirten der Stabt 
Stade, einem Deputirten der Stadt Buxtehude, einem Deputirten der Stadt Ber: 
den, einem Deputirten der Stadt Nienburg, einem Deputirten der Hoyaſchen Fleden, 
einem Deputirten der Diepholzichen Flecken, einem Deputirten der Stadt Dsnabrüd, 
einem Deputirten der Städte Quakenbrück, Fürftenau und des Fleckens Melle, einem 
Deputirten der Städte Meppen, Lingen und Hafelünne, einem Deputirten der Etabt 
Goslar, einem Deputirten der Stadt Hildesheim, einem Deputirten der Städte 
Alfeld, Peine und Bodenem, einem Deputirten der Städte Elze, Gronau, Saritebt 
und Dafiel, einem Deputirten der Stadt Emden, einem Deputirten der Städte Aurich 
und Eſens, einem Deputirten der Stadt Norden, einem Deputirten der Stadt Leer, 
einem Deputirten der Städte Schüttorf, Nordhorn und Neuenhaus, wie auch des 
. Bentheim, einem Deputirten der Gemeinde Papenburg. 8) ein und vierzig 

eputirten der ſämmtlichen Grunpbefiger aus den unter Nr. 7 nic;t aufgeführten Stad- 
ten und Fleden, aus den Freien und dem Bauernitande, namlich: von den Fürſtenthü— 
mern Galenbery, Göttingen und Grubenhagen fünf, von der Graffchaft Hohnſtein einem, 
von dem Fürftenthume Lüneburg ſechs, von den Bremenjchen Marjchen fünf, von der 
Bremenfchen Geeft und dem Herzogthume Verben drei, von dem Lande Kabeln, mit 
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Einfchluß der Stadt Otterndorf zwei, von den Graffchaften Hoya und Diepholz vier, 
und zwar von ben in der Ritterfchafts-Matrifel itehenden Freien zwei, und von den 
übrigen Grundbefigern zwei, von dem Fürftenthbume Osnabrück drei, von dem Her- 
zogthume Aremberg-Meppen und der Niedergrafjchaft Lingen zwei, von dem Füriten- 
thume Hildesheim vier, von dem Fürſtenthume Djtfriesland fünf, von der Grafſchaft 
Bentheim einem.” 

8 13. 

Die $$ 42, 43, 44, 45, 46, 48, 51, 52, 57, 58, 67, 71 und 72 des Ge- 
jeßes vom 5. September 1848 find damit aufgehoben und es treten die 88 89, 90, 
91, 92, 93, 94, 95, 96, 99, 100, 105, 106, 117, 121 und 122 wieder in Wirk: 
ſamkeit, welche alſo lauten: 

8 89. „Die von den Städten, Flecken und der Gemeinde Papenburg zu erwählen- 
den Deputirten (8 88 Nr. 7), ingleichen der Deputirte der Grafichaft Hobnitein 
und einer von den Deputirten des Yandes Hadeln, müfjen entweder aus ländlichen 
oder ftädtifchem Grundbefiße oder aus im Lande radieirten Gapitalien ein reines Ein- 
fommen von breihundert Thalern, welches, wenn nicht durch Erbſchaft, wenigitend 
ein Jahr vor der Wahl erworben gewejen jein muß, befißen, oder eine jährliche 
Dienfteinnabme von achthundert Thalern, als Gemeindebeamte aber von vierhundert 
Thalern genießen, oder endlich von ihrer Wiffenfchaft, ihrer Kunft oder ihrem Ge— 
werbe ein jährliches Ginfommen von taufend Thalern beziehen, auch jolches be— 
reitS drei Jahre vor der Wahl gehabt haben.“ 

8 90. „Die Deputirten der Grundbefiger ($ 88 Nr. 8), mit Ausnahme des 
Deputirten der Grafjchaft Hohnſtein und eines von den Deputirten des Yandes Ha: 
deln, müffen 1) Grundbefiger in der Provinz fein, aus welcher fie gewählt werben, 
2) aus ihrem ererbten, oder wenigjtens ein Jahr vor der Wahl erworbenen und im 
Königreiche belegenen Grundvermögen ein reines Ginfommen von jährlich dreihundert 
Thalern haben. 

89. „An der Wahl der ftädtifchen Deputirten follen, außer den ftimmfüß- 
renden Mitgliedern des MagiftratS, auch die Bürgervorſteher und Diejenigen Wahl: 
männer Theil zu nehmen berechtigt fein, welche hiezu von den Bürgern beſonders 
erwählt waren. Mehrere Städte, welche zujammen Ginen Deputirten zu erwählen 
baben, wählen gemeinjchaftlib durch eine Wahlverjammlung, jedoch find viefelben, 
falls nicht mehr als drei concurriren, aud) befugt, einzeln der Reihe nach zu wählen. 
Die Deputirten der nicht zu einer Nitterjchaft gehörenden Grundbefiger werden, mit 
Vorbehalt jedoch ver für die Bremenſchen Marjchen, das Land Habeln, Die Hoya: und 
Diepbolzifchen Freien, die Grafſchaft Hobnitein und den dritten Stand in Oſtfries— 
land beitehenden oder zu treffenden befonderen Einrichtungen, durch Wahlmänner 
gewählt, welche von den Bevollmächtigten der Gemeinden beitellt werben.“ 


Il. Gemeinfhaftlide Beftimmungen für beide Gammern. 


8 92. „Die Wahlberechtigten jeder Art find verpflichtet, Die ihnen zuftehende 
Mahl zeitig und — vorzunehmen.“ 

8 93. „Die Mitglieder beider Cammern müſſen 1) einer der im Königreiche aner- 
fannten chriftlichen Kirchen zugethan fein, 2) das fünf und zwanzigfte Lebensjahr zurüd: 
gelegt haben, 3) im Königreiche wohnen, und 4) nicht in auswärtigem wirklichen 
Dienfte ftehen. Ausgenommen find: a. von den Beftimmungen unter den Nris. 2, 3 
und 4 die Prinzen des Königlichen Haufes., Der Kronprinz ift nach dem zurückge— 
legten 18. Jahre, jeder der übrigen Prinzen nach dem vollendeten 21. Jahre in die 
erite Sammer einzutreten berechtigt; b. von den Beitimmungen unter den Nris. 3 und & 
die Standesherren und diejenigen, welche in den Herzoglich = Braunfchweig = Wolfen: 
büttelichen Landen wohnen oder dafelbit ein Amt befleiden, jo lange bierunter das 
Gleiche beobachtet wird ; C. von der Beſtimmung unter der Nr. 3 Nitterqutsbefiger, 
die Untertbanen eines andern Bundesjtaates und zugleich Mitglieder einer Ritterichaft 
im Königreihe Hannover find, jo lange in dem erſtgedachten Staate nicht das Ge- 
gentheil vorgeſchrieben ift.* 

894. „Wer wegen eines Criminalverbrechens beſtraft, oder deswegen in Un— 
terfuchung gezogen worden it, obne von der Beichuldigung völlig freigeſprochen zu 
fein, fann nicht Mitglied der Ständeverfammlung fein. Indeß hat der König, bei 
nicht entebrenden Verbrechen, das Recht, die auf vorgedacte Weiſe verlorene Fähig— 
keit, Mitglied der Ständeverfammlung zu fein, wieberherzuftellen.“ 
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8 95. „Perfonen, über deren Vermögen während ihrer Verwaltung Coneurs 
ausgebrochen iſt, fünnen vor Befriedigung ihrer Gläubiger weder zu Mitgliedern der 
Ständeverfammlung erwählt werden, noc wenn fie zur Zeit des Ausbruch des 
Coneurſes Mitglieder find, in derſelben bleiben. it aber der Goncurs unter den 
Vorfahren der Grundeigenthümer ausgebrochen, jo fünnen dieſe als Mitglieder der 
EStändeverfammlung zugelaffen werben, falls fie die Dazu fonjt erforderlichen Eigen: 
fchaften, namentlidy das vorher beftimmte jährliche Einfommen befigen, wozu auch 
ihre Gompetenz gerechnet werden joll.” 

8 „Jeder Königliche Diener, geiftlichen oder weltlichen Standes, mag ber: 
felbe vom Könige ernannt oder beftätigt fein, bebarf zur —— an der allge⸗ 
meinen Ständeverſammlung der Erlaubniß der vorgeſetzten Oberbehörde.“ 

8 99. „Die Mitglieder der Ständeverſammlung dürfen ihre Stimme auf ein 
anderes Mitglied nicht übertragen. Indeß können 1) Die 8 84 Nr. 2 und 4 auf: 
geführten Mitglieder der erften Gammer Durch dazu bevollmächtigte Agnaten ihres 
Haufes, 2) der Erblandmarjchall des Königreichs, der General- Erbpoftmeiiter Graf 
von Platen= Hallermund, und die Majoratäherren durch ihre volljährigen älteften 
Söhne, 3) der nad) $ 84 Nr. 10 vom Könige zu ernennende angefehene Geiftliche 
durch einen gleichzeitig zu bezeichnenden Stellvertreter, und die fatholifchen Biſchöfe 
des Königreichs in dem Falle ihrer Behinderung durch ein Mitglied ihres Domca- 
pitels, fich vertreten laffen. Die Vertretung foll fich jedoch mindeſtens auf Die ganze 
fernere Dauer der Diät erſtrecken. Eind die vorbenannten erblichen Mitglieder ber 
eriten Sammer mindberjährig, jo kann deren Stimme von ihren Vormündern geführt 
werden, vorausgejegt, daß Diefe zu dem Mannsftamme der Familie gehören.” “Der 
Erblandmarjchall fann die ihm, als jolchem, obliegenden Geſchäfte auf einen Andern 
nicht übertragen.” 

8 100. „Der König iſt berechtigt, in jede Sammer Gommiffarien zu fchiden, 
um ben Sitzungen beizuwohnen und an den Berathungen Antheil zu nehmen. Die 
Gommiffarien Ehen ein Stimmrecht und müfjen bei namentlicher Abjtimmung bie 
Berfammlung verlafjen.” 

8 105. „Ein Landtag dauert ſechs Jahre vom Tage der Eröffnung angerechnet, 
in jo fern nicht frühet eine Auflöfung erfolgt. Die Wahlen und Ernennungen der 
Deputirten und Mitglieder gelten für die ganze Dauer defjelben und können von ben 
Vollmachtgebern nicht widerrufen werben. Der König kann zu jeder Zeit den Land— 
tag auflöfen und einen neuen anſetzen. Die während einer Diät austretenden Depu— 
tirten find erft nach dem Schluſſe diefer Diät wieder wählbar.” 

8 106. „Der König wirb die allgemeinen Stände alle zwei Jahre zuſammen— 
berufen, jo daß während der Dauer eines — drei ordentliche Diäten ſtattfin— 
den.“ Sollten indeß Geſetzgebungs- oder andere dringende Angelegenheiten es erfor 
dern, jo fann der König auch während des zweijährigen Zeitraums außerordentliche 
Diäten anordnen.” 

$ 117. „Die Mitwirkung der Stände ift nicht erforberlich bei denjenigen Ver— 
fügungen,, welche der König über das Heer, defjen Formation, Disciplin, Militair- 
Strafgefeße und den Dienjt überhaupt erläßt (vergl. $ 8). Die Militair - Aushe- 
etc ‚, Jo wie die Nechte und Pflichten der übrigen Unterthanen in Beziehung 
auf das Heer und die auf deſſen bürgerliche Verhältnifie bezüglichen Gejege fünnen 
jedod nur unter verfaffungsmäßiger Mitwirkung der Stände (vergl. 8 113 und fol- 
gende) feitgeftellt werben.” 

8 121. „Verordnungen werben vom Könige ohne ftändifche Mitwirkung erlafien. 
Diejelben dürfen nur zur Vollziehung oder Handhabung bejtehender Gefege oder zur 
Ausübung des Iandesherrlichen Oberaufſichts- und Verwaltungsrecht3 dienen, und 

dürfen nicht8 enthalten, was feiner Natur nach der ftändifchen Mitwirkung bebarf 
(8 113 und folgende).“ 

8 122. „Außerordentliche, ihrer Natur nach der ftändifchen Mitwirfung bebür- 
enbe, aber durch das Staatswohl, die Sicherheit des Landes oder die Erhaltung 

er ernjtlich bedroheten Ordnung dringend gebotene gejegliche Verfügungen, deren 
Zwed durch Verzögerung vereitelt werben würde, gehen vom Könige allein aus; bie: 
jelben dürfen jedoch eine Abänderung der Verfafiungsurfunde nicht enthalten und 
müfjen außer Kraft gejeßt werben, fobald die Gefahr bejeitigt iſt, welche das Geſetz 
veranlaßt hat. Bei Verkündigung derſelben ift ver Grund ihrer Ausnahme von ber 
fändifchen Mitwirfung zu erwähnen, auch find foldhe den allgemeinen Sun bei 
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ihrer nächften Zufammenkunft, behuf Wahrnehmung ihrer verfaffungsmäßigen Rechte 
in Beziehung auf das Fortbeftehen des Geſetzes, vorzulegen.” 

Sn Folge defien verwandelt im $ 65 des Geſetzes vom 5. September 1848 das 
Allegat des 8 72 eben dieſes Geſetzes fich in Die Anzichung des 8 122 im Landes- 
verfafjungs : Gefege vom 6. Auguſt 

4 


Die Gefege über die Wahlen zur allgemeinen Ständeverfammlung vom 26. Octo- 
ber 1848 und vom 9. Mai 1853, nebjt der Befanntmachung des Königlichen Wini- 
fterium8 vom 2. Januar 1850, find damit aufgehoben und es treten dafür das Ge- 
jeß über die Wahlen der Deputirten zur allgemeinen Ständeverfammlung des König: 
reich vom 6. November 1840 jo wie die Königlichen Verordnungen vom 20. März 
1841 über die Einrichtung der Wahlen in den Bremenjchen Marſchen und im Lande 
Hadeln wieder in Kraft, jedoch mit denjenigen Aenderungen, welce durch die ver- 
änderte Gemeindeverfaflung und in den Wahlbezirfen der Grundbefiger theild durch 
die veränderte Eintheilung der Amtsbezirfe und theils durch die Vermehrung ber 
Abgeordneten der Grundbeliger aus dem Fürftenthume Lüneburg und Hildesheim er- 
forderlich geworden find. Unſer Minifterium des Innern wird mit ber weiteren 
Ausführung beauftragt. 

8 15. 


Der $ 10 der Gejhäftsorbnung für die allgemeine Ständeverfammlung vom 
7. Februar 1850 ift aufgehoben und 5 5 der Gefchäftdorbnung vom 4. September 
1840 wieder bergeitellt, welcher folgendermaßen lautet: 

8 5. Bon der Regierung wird dem Erblandmarſchall am Tage vor dem Eröff: 
nungdtermine ein Verzeichnik der durch perfönliches Recht, durd ihr Amt oder durch 
Königliche Ernennung zum Gintritte Berechtigten, nebjt den vollftändig und gültig 
befundenen Vollmachten der gewählten Deputirten mitgetbeilt, damit alle ſolchergeſtalt 
Legitimirten an der Eröffnung Theil nehmen können.“ 
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8 16. 

Der $ 14 der Gefchäftsordnung vom 4. September 1840 wird hiermit wieder 
bergeitellt. Er lautet aljo: 

8 14. „Gin Landtag dauert ſechs Jahre, angerechnet vom Tage der Eröffnung, 
jedoch hängt es von Regierung ab, denſelben auch früher zu jeder Zeit durch Auf: 
löfung der Ständeverfammlung zu fchließen. Die Wahlen der Deputirten gelten für 
die ganze Dauer des Landtag®, und können von den Wählern nicht widerrufen 
werden, * 
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817. 

Der 8 81 der Gefchäftsorbnung vom 7. Februar 1850 ift aufgehoben und 8 15 
der Geſchäftsordnung vom 4. September 1840 wieder hergeftellt, welcher folgender- 
maßen lautet: 

8 15. „Die Gammern dürfen fi nur während der Dauer der von der Regie— 
rung bvorgefchriebenen Diäten verjammeln. Außerhalb dieſer Zeiten rubet die Thä— 
tigkeit der Ständeverfammlung. Gommijfionen und Gonferenzen derfelben über be- 
fondere Gegenftände fünnen jedoch auch während einer Vertagung Sigungen halten, 
in jo fern dies von der Regierung und der Ständeverjammlung im einzelnen Falle 
genehmigt worden war.” 


8 18. 

Die 88 23, 24, 25 und %6 der Geſchäftsordnung vom 7. Februar 1850 find 
aufgehoben und die 88 18, 19, 20 und 21 der Gefchaftsorbnung vom 4. Septem- 
ber 1840 treten dafür wieder in Kraft. Legtere lauten folgendermaßen: 

$ 18. „Bei Eröffnung des Landtags oder wenn Ipäter in einer ober beiden 
Gammern die zur Beichlußnahme erforderliche Zahl der Mitglieder nicht verfammelt 
fein follte, treten die von der Negierung für legitimirt erkannten Mitglieder ohne 
Weiteres in ihre Sammer ein, Die Vollmachten der eingetretenen Deputirten find 
jedoch einer nachträglichen Prüfung in beiden Gammern zu unterziehen. Findet bie 
Ständeverfammlung die Vollmacht eines eingetretenen Deputirten mangelhaft, jo ſteht 
es ihr zu, ihre Erinnerungen der Regierung anzuzeigen. Erfolgt ee eine be⸗ 


friedigende Erläuterung oder Beſeitigung der angezeigten Mängel nicht, jo kann 
die allgemeine Ständeverfammlung den Ausichluk und Grjag, des betreffenden Depu- 
tirten beantragen. Diefem Antrage wird, wenn nicht rechtmäßige der allgemeinen 
Ständeverfammlung mitzutheilende Gründe entgegenitehen, Folge gegeben werben.” 
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$ 19. „Wenn beide Kammern in beſchlußfähiger Anzahl verfammelt find, fo 
treten neue Mitglieder erft dann ein, wenn ihre Vollmachten von beiden Kammern 
geprüft und als genügend anerfannt find. Yindet die Ständeverfammlung in diefem 
Falle eine Vollmacht mangelhaft, fo hat fie vor Zulaſſung des Deputirten die Re- 
gierung um Aufflärung der vorhandenen Zweifel oder um Vervollftändigung ber 
Vollmacht zu erfuchen und, fofern hiedurch die Mängel nicht gehoben werden, auf 
Annullirung der Wahl und Erſatz des Gewählten anzutragen.” 

$ 20. „Abgejehen von ber en der Vollmachten kann die Ständeverfammlung, 
wenn in derjelben auf völlig zuverläffige Weife unter Angabe des Grundes der Wij- 
ſenſchaft ſolche Umſtände zur Sprache kommen, welche, wenn fie wahr wären, bie 
Fäbigfeit eines Mitgliedes oder die Gültigfeit feiner Erwählung vernichten würben, 
die Regierung um Aufklärung des Sachverbältniffes erſuchen, und eventuell Die Aus: 
Ichliefung des Mitgliedes beantragen. Dieſe Ausfchließung wird nad) unterfuchtem 
Sacverbältniffe bei befundener Wahrheit und Erheblichkeit der dafür vorgefommenen 
Gründe nicht verfagt werden. Der Gintritt eines Mitgliedes fann durch eine ber- 
artige Verhandlung nicht aufgehalten werden. Betrifft eine ſolche Verhandlung ein 
ſchon eingetretenes Mitglied, jo wird dieſes Dadurch big zu feiner Ausjchliefung nicht 
an der Ausübung feiner ftändiichen Funectionen verhindert.” 

8 21. „Wenn über die Fähigkeit oder Legitimation eines Mitgliedes zwiſchen 
beiden Gammern eine Meinungsverjchiedenheit eintritt, welche in dem durch dieſe Ge— 
ſchäftsordnung bezeichneten Wege nicht au erledigen ift, fo find die beiderjeitigen Be- 
jchlüffe nebft deren Gründen der Regierung zur Entjcheidung worzulegen. Handelt 
es ſich hiebei um die Zulafiung eines noch nicht eingetretenen Deputirten, fo bleibt 
defien Eintritt bis zur erfolgten rn ausgejegt.“ 
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Im erſten Abſatze des $ 27 der Sefchäftsorunung vom 7. Februar 1850 fällt 
das Allegat „($ 52, Abjak 3 und 4 des Gefeges vom 5. September 1848)“ weg 
und foll es ftatt deſſen heißen: „($ 100 des Landesverfaffungs-Gejeges vom 6, Au- 
gujt 1840. )” 


8 2%. 
Der $ 31 der Geſchäftsordnung = F Februar 1850 iſt aufgehoben. 
2 


Sm $ 33 der Gefchäftsordnung vom 7. Februar 1850 foll e8 ftatt: „ß 36 des 
Geſetzes vom 5. September 1848 unter Nris. 1—4” heißen: „8 84 des Landesver⸗ 
fafjungsgefeßes vom 6. Auguft 1840 unter Nr. 1—8 und Nr. 10—12.” 


82. 
Im 8 51 Nr. 2. der Gefhäftsordnung vom 7. Februar 1850 fällt das Allegat 
„8 72 des Geſetzes vom 5. September 1848" weg und wird erfegt Durch das Allegat 
8 122 des Landesverfaflungsgefeßes vom 6. Auguft 1840”; ferner wird die Nr. 4) 
enes $ 51 dahin abgeändert: 
„4) bei einer Anklage wegen abfichtlicher Verlegung des Verfaſſungsgeſetzes 
durch die Minifter (8 1 diefer Verordnung)“; 


Die 88 82—87 inclusive der Gefchäftsordnung vom 7. Februar 1850 find 
aufgehoben. 
VI. 


Zu Nr. 6) des Ausfhußberidts. 
824. 


Wiewohl Wir ſodann auf Grund des Bundesbeſchluſſes vom 19. April d. J. 
auch das ganze die Finanzen betreffende fechste Gapitel des Randesverfaflungs - Ge- 
feßes vom 6. Auguft 1840 für wieder in Kraft getreten erklären fünnten, fo wün- 
ſchen Wir — die damit auszuſprechende — —————— der Caſſentrennung zu 
vermeiden. ir wollen daher von der Ausübung Unſeres vorerwähnten Rechts für 
jest Abftand nehmen, Uns unter ausprüdlichem Vorbehalte defjelben, zur Sicherung 

e3 regelmäßigen Ganges der Verwaltung, für jeßt lediglich auf Die Aufhebung ber 
88 95 und 96 des Gejege8 vom 5. September 1848, verſchiedene Aenderungen des 
Landesverfafjungsgejeges betreffend, jo wie auf die Wiederheritellung ver $$ 154, 
155 und 156 des Lanbesverfafjungsgejeßes vom 6. Auguft 1840 beichränfen, und im 
Uebrigen von der Vorausjegung ausgeben, daß diejenigen Vorſchläge, m. Wir 
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zum Zwecke der nöthigen Befeitigung verjchtebener Mängel der 88 78 bis 94 und 97 
bis 100 des Geſetzes vom 5. September 1848 der nächiten allgemeinen Stänbever- 
fammlung vorlegen zu laffen — ‚ zu einer die Rechte und Intereſſen der 
Krone und Unjerer Regierung einerjeitd, jo wie der Stände andererieits gleihmäßtg 
fihernden Vereinbarung führen werden. Die wiederhergejtellten 88 des Landesver- 
faffungsgefege8 vom 6. Augujt 1840 lauten: 

$ 154. „Die Steuern bedürfen der Bewilligung der allgemeinen Ständeverfamm- 
lung, welche jedesmal für die nächite zweijährige Finanzperiove ($ 106) auszuſpre— 
chen tft. In dem jedesmal erforderlichen Ausjchreiben joll der ftändiichen Bewilli- 
gung befonders erwähnt werden. Die Bewilligung darf an feine Bedingung ge— 
fnüpft werben, welche nicht das Weſen und die Verwendung der Steuern unmittel- 
bar betrifft.” 

8 155. „Sollten die vom Könige in Antrag gebrachten Steuern bei Auflöfung 
einer Ständeverfammlung nicht bewilligt fein, fo fünnen bie bisherigen Eteuern noch 
ein Jahr vom Ablaufe der legten von den Ständen ausdrüdlich ausgeiprochenen Be- 
willigung an unverändert forterhoben und zu dem Ende unter Bezugnahme auf bie- 
jen Paragraphen ausgeichrieben werden. War jedoch eine für fich allein bejchriebene 
Art von Steuern nur für einen befondern, genau bejtimmten, vorübergehenden Zweck 
bewilligt, und ift diefer Zwed erreicht, jo tritt in Anjehung dieſer Steuer eine Aus- 
nahme von ber vorftehenden Vorſchrift ein.” 

8 156. „Wenn bei Gröffnung eines neuen Landtags — nachdem die Wahlen 
u demjelben mindeſtens ſechs Wochen vorher ausgejchrieben waren oder in einer 
—8 ordentlichen Diät, nachdem in dem einen wie in dem andern Falle das Bud— 
get den Ständen vier Wochen zur Bewilligung vorgelegen hat, dieſe Bewilligung 
deshalb nicht erfolgt iſt, weil die Beſchlußfähigkeit einer oder beider Cammern durch 
Unvollzähligkeit gehindert oder unterbrochen iſt, ohne daß vorher der ſtändiſche Be— 
ſchluß über die Steuern und das Budget vollendet und ausgefertigt war: ſo ſteht dem 
Könige das Recht zu, für ein Jahr die bisherigen Steuern auf den Grund der letz— 
ten ſtändiſchen Bewilligung unter Bezugnahme auf dieſen Paragraphen ausſchreiben 
und forterheben, auch diefelben behuf Erfüllung der Bundespflichten und für die 
verfaffungsmäßtgen Bebürfniffe der Negierung und des Landes verwenden zu lafjen. 
Wird das Budget von den in ordentlicher Diät verfammelten Etänden auch bei de: 
ren fortgejegten ober erneuerten Berathungen nicht nachträglich für die nächite Steuer- 
bewilligungs-Periode bewilligt, jo beruft der König die Stände wenigftens ſechs Wo— 
chen vor Ablauf des eriten Steuerrechnungsjahrs zu einer auferordentlihen Diät, 
damit fie das Budget für Das zweite Jahr bewilligen können. Grfolgt ſolche Be: 
willigung auch dann nicht, fo findet voritebende Beftimmung auch ferner Anwendung.“ 

Indem Wir fcehlteßlich Uns vorbehalten, bei den getreuen Ständen Unferes Kö— 
nigreih8 Anträge ftellen zu laffen wegen einer von Uns für rathſam erachteten Aen— 
derung ber Zufammenjegung beider Gammern, jo wie wegen veränderter Einrichtung 
der zur Entjcheidung von Gompetenzitreitigfeiten berufenen Abtheilung des Staats— 
raths, befehlen Wir den Gerichts- und Verwaltungsbehörben jo wie allen Unter: 
* Unſeres Königreichs, die vorſtehenden Anordnungen zu beachten und zu 
efolgen. 

Gegeben Monbrillant, den 1. Auguſt 1856. 

(L. S.) Georg Rex. 


v. Brandis. Gr. Kielmannsegge. v. Bothmer. v. d. Decken. v. Borries. 
Gr. Platen-Hallermund. 


Ich bezeuge hiedurch, daß vorſtehende Verordnung nach erfolgtem Vortrage des 
Inhalts von Seiner Majeſtät dem Könige in meiner Gegenwart eigenhändig unter- 
zeichnet worden ijt. 


Monbrillant, din 1. Auguft 1855. 
G. v. Witzendorff, 


Generalſeeretair des Königlichen Miniſteriums der auswärtigen 
Angelegenheiten. 
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LIII. 


Verzeichniß der wirklich bernfenen Mitglieder der Dreizehnten allgemeinen 
Stände-Verſammlung, 1856. 


A. Erſte Cammer. 

1) Se. Durchlaucht der Herr Herzog von Aremberg. 2) Se. Durchlaucht der 
Herr Herzog von Looz-Corswaaren, wegen noch mangelnder Legitimation nicht beru— 
fen. 3) Se. Durchlaucht der Herr Fürſt von Bentheim, vertreten durch des Herrn 
Erbprinzen von Bentheim Durdylaucht. 4) Der Erblandmarichall des Königreichs , 
Se. Excellenz, der Herr Graf zu Münfter. 5) Ce. Erlaucht der Herr Graf zu 
Stolberg Wernigerode. 6) Se. Erlaucdt, der Herr Graf zu Stolberg: Stolberg, 
vertreten dur ben Herrn Geheime-Rath, Graf zu Stolberg: Söder, Exeellenz. 
7) Se. Erlaucdt der Herr Ober-Cammerherr, Gcheime-NRath und General= Erbpoft: 
meijter, Graf von Platen-Hallermund. 8) Se. Hochwürden Herr Abt zu Loccum, 
Gonfiftorial- Nat Dr. theol. Rupftein. 9) Herr Witterfchaft3- Präfident v. d. De: 
den, als Director des KHlofters Neuenwalde. 10) Se. Bifchöfliche Hochwürden der 
Herr Bifchof von Hildeshein, Eduard Jacob. 11) Herr General-Superintendent 
Goeſchen, als vom Könige ernannter angefehener evangelifcher Geiftlicher. 12) Herr 
Gammerherr, Graf von Schwicheldt, Majoratsherr. 13) Herr Geheime-NRath und 
Gammerherr, Graf zu Inn- und Knyphauſen-Lütetsburg, Majoratäherr, vertreten 
durch feinen volljährigen älteiten Sohn, Herrn Edzard Graf zu Inn- und Knyphauſen. 
14) Herr Gammerherr und Legations:- Rath, Graf v. d. Deden, Majoratäherr. 
15) Herr Gammerherr Graf von Wedel: Gödend, Majvratöherr. 16) Herr Cam— 
merherr Graf Grote, Majoratöherr. 17) Herr Landrath Graf von Bernitorf: Gar: 
tow, Majoratöherr. 18) Herr Gammer: Director Numann. 19) Herr Präſident 
des Ober: Steuer: und Schag-Gollegii von Wangenheim. 20) Herr Sclkrath von 
Bothmer, Vice: Präfident. 

Deputirte. Acht Deputirte der Galenberg« Grubenhagenfchen Nitterfchaft: 21) 
Herr Landrath von Klende aus Hämelfchenburg. 22) Herr Forftmeifter von Alten 
biejelbit. 23) Herr Rittmeiſter von Münchhaujen aus Voldagjen, 24) Herr Frei: 
herr E. Grote aus Jühnde. 25) Herr eg B. von Oldershauſen aus 
Didershaufen. 26) Herr Graf V. von Alten biejelbft. 27) Herr Landſyndieus von 
Lenthe aus Celle. 28) Herr Hauptmann a. D. v. d. Buffche zu Liethe. 

Sieben Deputirte dev Lüneburgfchen NRitterfchaft: 29) Se. Excellenz Herr 
Staatsminijter, Graf von Kielmansegge biefelbft. 30) Se. Excellenz Herr Staatö- 
minifter von Bothmer hiefelbft. 31) Herr Negierungsrath von dem Kneſebeck aus 
Hipader, Generaljyndicus. 39) Herr Gammerratb von ver Deden hieſelbſt. 33) 
Se. Greellenz Herr Geheimerath von Lenthe hiefelbit. 34) Herr Oberlandftallmeifter 
von Spörfen aus Gelle. 35) Herr Cammerherr, Freiherr Grote hiefelbft. 

Fünf Deputirte des Herzogthums Bremen: 36) Ce. Excellenz Herr Staats— 
minifter von der Deden hiefelbit. 37) Herr Amts: Affeffor von Düring aus Stabe. 
38) Herr Gutöbefiger von Holleufer auf Daubief, Ger. Horneburg. 39) Herr 
Landdroft, Freiherr von Marjchald aus Dsnabrüd. 40) Herr Gutsbeſitzer von ber 
Schulenberg aus Himmelpforten. 

Gin Deputirter der Verdenſchen Nitterichaft: 41) Herr Gutsbeſitzer Müller zu 
er Mühle. 

rei Deputirte der Hoya: und Diepholzſchen Nitterfchaft: 42) Herr Landrat 
von Trampe aus Ehrenburg, Generalfyndicus. 43) Herr Gutöbefiger von Behr aus 
Hoya. 44) Herr Gutsbeſitzer von Arenftorff aus Oyle, A. Nienburg. 

Fünf Deputirte der Osnabrückſchen Ritterfchaft, mit Einfchluß von Meppen und 
Lingen: 45) Herr Erblanddroſt von Bar aus Gelle. 46) Herr Landrath Freiherr 
von Schele aus Scelenburg. 47) Herr Freiherr von Dindlage aus Osnabrück. 
=) a Graf zu Münfter-Langelage. 49) Herr Hauptmann Freiherr von Dindlage 
aus Gampe. 

Vier Deputirte der Hildesheimfchen Ritterfchaft: 50) Herr Landrath von Gramm 
aus Bodenem. 51) Herr Gutöbefiger von Wrede aus Nettlingen. 52) Se. Excel⸗ 
len; Herr Geheimerath Graf zu Stolberg: Söber, nad) defien Refignation Herr Hof: 
* ee von Gadenftebt. 53) Herr Nittmeifter a. D. von Wallmoden aus 

allmoden. 
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Zwei Deputirte der Oftfrieftichen Nitterfchaft: 54) Herr Oberappellationsrath 
Graf zu Inn und Knyphauſen aus Gelle, Präfivent. 55) Herr Major von Frefe 
aus Etabe. 

Bom Könige ernannte Mitglied: 56) Herr Oberftlieutenant Schulp. 

B. Zweite Gammer, 

I. Der Eommiffarius für das Schulden: und Rechnungsweſen: 1) Herr Schaß- 
Rath Dr. Lang hiefelbit. 

ll. Drei Mitglieder, welche der König wegen des allgemeinen Klofter = Fonds 
ernannt bat: 2) Se. Exeellenz Herr Stantöminifter von Borries hiejelbit. 3) Herr 
Landdroſt Freiherr von Bülow hieſelbſt. 4) Herr Ober: Zuftizrath Dandert hieſelbſt. 

II. Drei Deputirte der Stifter; 5) Stifter St. Bonifacii zu Hameln und 
St. Cosmae et Damiani zu Wunftorf, Herr Gonfiitorialrath Twele aus Hildes- 
heim. 6) Stifter St. Alexandri und St, Beatae Mariae Virginis zu Einbed 
Herr Oberjchulinfpeetor Röbbelen hieſelbſt. 7) Stifter Barbewief und Ramelsloh, 
Herr Euperintendent Stölting aus Falleräleben. 

IV. Ein Deputirter der Univerfität Göttingen: 8) Herr Staatöminifter a. D. 
Dr. Meyer aus Lüneburg, Vice Präfident. 

V. Awei von den evangelifchen Königlichen Gonfiftorien erwählte Deputirte: 
9) Eonfiftorium zu Hannover, Herr Obergerichtsrath Heije hieſelbſt. 10) Conſiſto— 
rium * Stade, Herr Paſtor Raeber aus ger: 

I. Gin Deputirter des Domcapiteld zu Hildesheim: 11) Herr Dombechant 
Merz aus Hildesheim. . 

VI. Act und dreißig Deputirte nachfolgender Städte und Fleden: 12) u. 13) 

> Deputirte der Refidenftadt Hannover, Herr Stabtdirector Raſch hieſelbſt und 

err Oberbaurath a. D. Hausmann Hiefelbii. 14) Ein Deputirter der Stadt Göt- 
tingen, Herr Obergerichtsrath Dr. Flügge aus Göttingen, nach deijen Refignation, 
Herr Amann Geller aus Göttingen. 15) Ein Deputirter der Stabt Northeim, 
Herr Oberftlieutenant Schomer hieſelbſt. 16) Ein Deputirter der Stadt Hameln, 
Herr Generalpolizeidirector Dr. Wermuth hiejelbft. 17) Ein Deputirter der Stadt 
Einbeck, Herr Senator a. D. Schüße hiefelbft. 8 Ein Deputirter der Stadt 
Oſterode, Herr Fabrikant Greve aus Oſterode. 19) Ein Deputirter der Stadt 
Duderſtadt, Herr Commiſſarius Dr. theol. Seiters aus Duderſtadt. 20) Ein De— 
putirter der Städte Moringen, Uslar, Hardegſen, Dransfeld und Hedemünden, 
Herr Oberregierungsrath Roſcher hieſelbſt. 21) Ein Deputirter der Stadt Münden, 
Herr Regierungsrath Dr. Blumenhagen aus Münden. 22) Ein Deputirter der 
Städte Münder, Pattenfen, Neuftadt a. R., Springe, Wunftorf, Eldagſen, Boden 
werbder und ern Herr Bürgermeifter, Amtsaſſeſſor Sudendorf aus Eldagjen. 
23) Ein Deputirter der Städte Clausthal und Zellerfeld (für das Mal Zellerfeld), 
Herr Regierungsratb Cammann biefelbit. 24) Ein Deputirter der übrigen fünf 
Bergſtädte, mit Einfchluß von Herzberg, Elbingerode und Lauterberg, Herr Amts- 
richter Heine aus Zellerfeld. 25) Ein Deputirter der Stabt Lüneburg, Herr Ober: 
Bürgermeifter Barkhaufen aus Lüneburg. 26) Ein Deputirter der Stabi Uelzen, 
Herr Kaufmann Hoppe aus Uelzen. 27) Ein Deputirter der Stadt Gelle, Herr 
Brauer Wolde aus Celle. 28) Gin Deputirter der Stadt Harburg, Herr Miniftes 
rialvoritand a. D. Braun hiefelbit. 29) Ein Deputirter der Städte Lühow, Dan 
nenberg und Hitader (für das Mal Lühow), Herr Amtmann von der Deden aus 
Lüchow. 30) Ein Deputirter der Städte Soltau, Walsrode, Burgdorf und Gifhorn, 
Herr Dr. Schläger hieſelbſt. 31) Ein Deputirter der Stadt Stade, Herr Staats- 
minifter a. D. v. Münchhaufen hieſelbſt. 32) Ein Deputirter der Stadt Buxtehude, 
Herr Kaufmann Richter aus Buxtehude. 33) Gin Deputirter der Stadt Verden, 
Herr Obergerichtsanwalt von der Horft II. aus Verden, Generalfynditus. 34) Ein 
Deputirter der Stadt Nienburg, Herr Obergerichtsanwalt Dr. Oppermann aus 
Nienburg. 35) Ein Deputirter der en Fleden, Herr Amtmann Oftermeher 
aus Syfe. 36) Ein Deputirter der Diepholzichen Fleden, Herr Amtmann Denide 


aus Diepholz. 37) Ein Deputirter der Stadt Osnabruͤck, Herr Graf Bennigſen 
hiefelbit, Präfident. 38) Ein Deputirter der Städte Quakenbrück, Fürftenau und 
der Fleden Melle und Bramfche, Herr Banquier Breufing aus Osnabrüd. 39) Ein 
Deputirter der Städte Meppen, Lingen und Hafelünne (für das Mal Lingen), Herr 
Advocat Berentzen aus Lingen. 40) Gin Deputirter ber Stadt Goslar, Herr 
Obergerichtsanwalt Lindelmann hiefelbft. 44) Ein Deputirter der Stabt Hildesheim, 
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Herr Factor Schwemann aus Hildesheim. 42) Ein Deputirter der Städte Alfeld, 
Peine und Bodenem (für das Mal Alfeld), Herr Bürgermeifter Gudewill aus Alfeld. 
43) Ein Deputirter der Etädte Elze, Gronau, at So und Dafjel, Herr Ober: 
erichtörath von Röſſing aus Hildesheim. 44) Ein Deputirter der Stadt Emden, 
Kerr Kaufmann Reeſe aus Emden. 45) Ein Deputirter der Städte Aurich und 
Eſens (für das Mal Aurich), Herr Bürgermeifter Kempe aus Aurich. 46) Ein 
Deputirter der Stadt Norten, Herr Regierungsrat) Scharlach aus Aurich. 47) 
Ein Deputirter der Stadt Leer, Herr Generaldirector Dr. Hartmann hiefelbit. 48) 
Ein Deputirter der Städte Scüttorf, Nordhorn und Neuenhaus, wie auch des 
Fleckens Bentheim, Herr Amtmann a. D. Meier aus Bentheim. 49) Ein Depu: 
tirter der Gemeinde Papenburg, Herr Staatsminiſter a. D. Windthorft hieſelbſt, 
Generalfundicus. 

VIII. Ein und vierzig Deputirte der ſämmtlichen Grundbefiger aus den unter 
VII. nicht aufgeführten Städten und Flecken, aus den Freien und dem Bauernftandbe, 
nämlih: Fünf von den FürftenthHümern Galenberg, Göttingen und Grubenhagen: 
Fürftentfum Galenberg: 50) Herr Hofbefiger Redecker aus Gr. Berfel, A. Aerzen. 
51) Herr Hofbefiger Kemna aus Schlifum, U. Galenderg. 52) Herr Vollmeier 
Ebeling aus Laagen, A. Hannover. 53) Fürftentfum Göttingen, Herr Hofbefiker 
Hinterthür aus Geismar, A. Göttingen. 54) FürftentHum Grubenhagen, Herr 
Hofbefiger Rudolph aus Krebek, U. Gieboldehaufen. 

Einer von der Grafſchaft Hohnftein: 55) Herr Hofrath MWilhelmi aus Neuftabt 
unterm Hobnftein. 

Sechs von dem Fürltenthume Lüneburg: 56) 1. Wahlbezirk, Herr Hofbefiker 
von ber Brelie aus Winjen a. d. A. 57) 2%, Wahlbezirt, Herr Deconom Thies 
aus Huülperode, WU. Papenteih. 58) 3. Wahlbezirt, Herr Landeommiffair von 
Honſtedt aus Eilte, A. Ahlden. 59) 4 Wahlbezirf, Herr Amtmann von Harling 
aus Lüchow, nad) dejien Refignation, Herr Amtmann Erdmann aus Wuftrow. 60) 
5. Wahlbezirk, Herr Deconom Herbit aus Medingen, U. Medingen. 61) 6. Wahl: 
bezixf, Herr Deeonom Bruns aus Hörften, A. Harburg. 

Fünf von den Bremenſchen Marjchen: 62) Vom Altenlande, Herr Hausmann 
Rehder aus Oſter-Vork, A. York, nad) deſſen Refignation, Herr Hausmann Schacht 
in Steinfirhen. 63) Von Neubaus: Diten, Herr Gutsbeſitzer Kröncke aus re 
A. Dften. 64) Vom Lande Ktchdingen, Herr Hausmann Grodtmann aus Schinkel, 
A. Wiſchhafen, nad deſſen Nefignation, Herr Hausmann Johann von Thun vom 
Süderdeih. 65) Von Leber Hagen, Herr Hofbefiger Honnen aus Welle, U. Lebe. 
66) Vom Lande Wurften, Herr Gutöbefiger Adides aus Heuhaufen, 9. Dorum. 

Drei von der Bremenjchen Geeſt und dem SHerzogthume Verden: 67) Herr 
Bollhöfner Lühmann aus Otterndorf, N. Harjefeld. 68) Herr Kaufmann Schröder 
aus Hagen. 69) Herr Hofbefiger Brüning aus Heidbergen, A. Lilienthal. 

wei vom Lande Hadeln mit Einjhluß der Stadt Dtterndorf: 70) Herr 
Schultheiß Söhle aus Ofterbruh, A. Diteräberg, nad) deſſen Refignation, Herr 
Landſchöff Gampen zu Weiterende: Dtterndorf. 71) Herr Schultheiß Claus von 
Borftel zu — 

Vier von den Grafſchaften Hoha und Diepholz: und zwar von den in der 
Ritterſchafts- Matrikel ftehenden Freien zwei: 72) Herr Gutsbeſitzer Düwell aus 
Mecklenhorſt, A. Ricklingen zu. Neuſtadt a. R. 73) Herr hie rag Stegemann 
aus Blumenthal, A. Blumenthal, und von den übrigen Grundbefigern Zwei: 74) 
Herr Hauptmann a. D. Strauß aus Leferingen, N. Nienburg. 75) Herr Vollmeier 
Stubbe aus Donftorf, A. Auburg. . 

Drei von dem Fürftentfume Osnabrüd: 76) Herr Eolon Uhrberg aus Sentrup, 
A. burg. 77) Herr Colon Feldmann aus Laer, A. Melle. 78) Herr Golon 
Schlump aus Lulle, A. Fürftenau. 

Zwei von dem Herzogthume Arenberg: Meppen und der Niedergraffchaft Lingen: 
2) Herr Golon von Dhr aus Aſchendorf, A. Aſchendorf. 80) Herr Hofbefiger 

egeder aus Mehringen, A. Lingen. 

Vier von dem Fürſtenthume Hildesheim: 81) Herr Hofbefiger Ahrens aus 
Ohrum, A. Wöltingerode. 82) Herr a Gott aus Bledeln, A. NRuthe. 
83) Herr a Metje aus Dörshelf, U. Alfeld. 84) Herr Hofbefiger Prange 
aus Heinde, A. Marienburg. 


Fünf von dem Fürftenthume Oftfriesland: 85) Herr Deconom von Düffel aus 
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Wittmund, A. Wittmund. 86) Herr Deconom Rue aus MWolthufen, A. Emden. 
87) Herr Landrath Hillingh aus Marienweerr, A. Emden. 88) Herr Deconom 
Steinbömer aus Anderwarfen, A. Eſens. 89) Herr Oeconom Leerhoff aus Scott, 
A, Norden. 

Einer von der Grafichaft Bentheim: 90) Herr Bürgermeifter Dr. Stoltenfamp 
aus Bentheim. 


LIV. 


Votum dissensus von Seiten der Abgeordneten Dr. Oppermann und 
Krönde zu den Anträgen des Verfaſſungs-Ausſchuſſes Hinfihtlih der 
Abänderung des Finanz: Capitels, 

Der Königlichen Regierung auf das Schreiben des Königlichen Gefammtminifterii 
—* 4, April 1856, die Abänderungen des Finanzeapitels betreffend, Folgendes zu 
erwiebern: . 

Stände haben nach reiflicher Prüfung des Finanzeapitels, wie ſolches im Jahre 
1848 zwifchen der Königlichen Negierung und der allgemeinen Ständeverfammlung 
vereinbart worden, und die ausdrüdliche Genehmigung aud) Seiner Majeftät des 
jeßt regierenden Königs gefunden hat, fich nicht überzeugen fünnen, daß irgend welche 
Beitimmungen beffelden den Grundgefegen des Bundes oder dem monardifchen 
Principe entgegenftehen. Diejenigen ganz allgemeinen Bedenfen vielmehr, welche in 
dem der Verorbnung vom 1. Auguſt v. J. zu Grunde gelegten und ald Anhang 
mitgetheilten Yusschußberichte Mr. VI. fich in diefer Beziehung finden, fcheinen in 
der That darin ihren Grund zu haben, daß der Ausſchuß nicht in ber Lage war, 
alle Eonfequenzen, welche aus den durch das Geſetz vom 5. September 1848 hinfidht- 
lid) des Finanzeapitel8 gemachten Aenderungen fließen, zu überjehen. Namentlich 
fcheinen die gegen den N 91 diefes Gefege8 gemachten Bemerfungen und erhobenen 
Bedenken unbegründet und zum Theil irrig, wie fich theils durch eine Vergleichung 
bes 8 150 des Ganbeöserfa unge ejeßed von 1840, theild durch Vergleichung ber 
Berfafiungen anderer Deutjcher Eden ergiebt, welche die gleichen Vorſchriften 
enthalten, ohne daß folche jemals als bundeswibrig oder antimonarchifch angefehen 
find, von welchen einzelne vom Bunde garantirt, andere ſelbſt auf Grund des Bun— 
besbejchluffes vom 23. Auguft 1851 revidirt find. 

Dafjelbe gilt auch Bi are bes 8 81 des Gefehes vom 5. September 1848, 
er Beftimmungen fi in der Baierifchen Verfaſſung vom Jahre 1818, in ber 
Sächſiſchen Verfaffungsurfunde vom 4, September 1831 und im Berfaffungsgefeß vom 
5. Mai 1851 [e 22), in der Würtembergifchen Verfaffungsurfunde vom 25. Eep: 
tember 1819 (8 102), in der Babifchen Verfaffungsurfunde vom 22. Auguſt 1818 
(8 59), fowie in mehreren anderen Deutjchen Verfaſſungen wieber finden, nur daß 
dort ausbrüdlich von einer Givillifte die Rebe ift; Ir der 8 81 den Begriff 
Krondotation feithält. 

Stände gehen dabei von der Anſicht aus, daß durch das Gefeg vom 5. Septem- 
ber 1848 namentlic, 8 78 deſſelben an den althergebvachten Rechten des Königlichen 
Hauſes am Domanio nichts geändert ift. 

Weber in den bervorgehobenen noch in anderen 88 des Finanzcapitel® von 1848 
Scheint Ständen daher etwas feitgeiegt zu fein, was mit den Bundesgejegen unver: 
einbar wäre, der Souverainität Seiner Majeftät des Königs Abbruch thäte, Dem 
Artikel 57 der Wiener Schlußaete widerfpräche oder die freie Bewegung ber König: 
lichen Regierung un ebührlich hemmte. 

‚, Wie Stände mit Königlicher Regierung darin übereinftimmen, baß eine mwejent- 
liche Umgeftaltung der dermalen factifch beftehenden Verhältniffe der allgemeinen 
Ständeverfammlung nicht zeitgemäß erachtet werben fann, fo halten fie auch eine 
neue Vereinbarung des auf freier Vereinbarung beruhenden Finanzcapitels bis auf 
den einen Punkt, daß fie zu dem Antrage: 
Zur Deckung der Bebürfniffe des Bee, der Königin, jowie der minderjäh— 
rigen Prinzen und Pringeffinnen, Söhne und Töchter des Königs, wird, 


außer den Zinfen des im 8 81 des Gefehes vom 5. September 1848 gedachten 
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Capitals von 600,000 Pfd. Sterl., welche dem Könige nach wie vor verblei- 
ben, die Summe von 600,000 Thlr. feitgeftellt, 

ihre Zuftimmung ertheilen, nicht für zeitgemäß und nicht Durch irgend welche rechtliche 

oder politifche Nothwendigfeit geboten, 

Stände müfjen ferner ihre Anficht dahin ausfprechen, daß fie, abgefehen von ber 
factifchen Unmöglichkeit, das ganze Finanzcapitel des Landesverfaffungsgejeges von 
1840 mit der Anlage B. wieberherzuftellen, und von den Gefahren, welche aus einer 
Aufhebung der Gaffenvereiniqung für die Königliche Caſſe ſowohl wie für die Ver: 
waltung und den Gredit des Landes erfahrungsmäßig fich entwideln möchten, ber 
Königlichen Negierung das Recht nicht äugeftehen fünnen, auf Grund der Nr, VI. 
bes erwähnten Ausschußbericht3 gemachten „Bemerkungen“ und „Erinnerungen“, bie 
vielleicht gegen die neuen Beſtimmungen des Finanzeapitel® zu machen fein möchten”, 
einfeitig von dem Vertrage über das Finonzeapitel zurüdzutreten ; daß fie vielmehr 
in einer ohne ihre Zuftimmung zu publicirenden Abänderung des Finanzeapitelß eine 
abfichtliche Ba der rechtmäßig beitehenden Verfaffung würden erblicken müſſen. 

Daneben aber halten Etände fich verpflichtet, Königliche Regierung dringend 
aufzufordern, Diejenigen Beftimmungen der Verordnung vom 1, Auguft v. I., welche 
Abänderungen der Verfaſſung enthalten, die den Bundestagsbeifchlüffen vom 12. und 
19. April 1855 nicht entjprechen, fondern zum Theil weit über dieſe hinausgehen, 
jofort zurüdzuziehen. Als folche bezeichnen Stände: 

1) die Modificationen der 88 101, 102 und 103 des Verfaffungsgejeßes vom 5. Sep: 
tember 1848 durch den 8 er Verordnung vom 1. Augujt 1855, 

2) die Aufhebung der 88 95 und 96 des Finanzcapiteld und Wiederheritellung der 
88 154, 155 und 156 des Landesverfafjungsgefeßes, 

3) die im 8 4 der Verordnung vom 1. Yuguft v. I. gefchehene Wieberheritellung 
des zweiten Satzes des 8 123 des Lanbesverfaflun ögeiepes von 1840, 

4) die im 8 6 berjelben Verordnung angeorbnete Außermir famfeitfeßung des 8 19 
des Gejehes vom 5. September 1848 und ber 88 55, 77, 78, 79, 80 und 81 
der Städteordnung vom 1. Mai 1851 

5) die im 8 7 derjelben Verordnung gejchehene MWiederheritellung des mittelt 8 22 
bes Berfafiungsyejehes vom 5. September 1848 aufgehobenen 8 62 des Landes: 
verfaffungsgejeßes von 1840, 

6) die in der Königlichen Verordnung vom 1. Auguft v. J. durch 88 13—23 geiche- 
henen Gejegesabänderungen, wie folche namentlih in der vom Königlichen 
Schaßeollegio unter dem 27. Auguſt v. %. an Seine Majeität den König gerich- 
teten Borftellung VI. a.—f. näher jpecificirt find, 

und glauben zur Wotivirung dieſes Antrags fich auf die vom Königlichen Schapeols 

legio in der erwähnten Borftellung angegebenen Gründe beziehen zu dürfen. 

Hannover, ben 15. Julius 1856. 

Dr. Oppermann. Kröncke. 


LV. 


Verzeichniß der wirklic berufenen Mitglieder der Bierzehnten allgemeinen 
Stände - Verfammlung, 1857/60. 


A. Erfte Gammer. 

1) Se. Durchlaucht der Herr Herzog von Aremberg: Meppen. 2) Se. Durd;: 
laudyt der Herr herxz von Looz-Coswaaren, wegen noch mangelnder Legitimation 
nicht berufen. 3) Se. Durdjlaucht der Herr Fürft von Bentheim, vertreten durch 
des Herrn Grbprinzen von Bentheim Durchlaucht. 4) Der Erblandmarfchall des 
Königreichs, Se. Excellenz der Herr Graf zu Münfter. 5) Se. Erlaucht der Herr 
Graf zu Stolberg: Wernigerode (minderjährig). 6) Se. Erlaucht der Herr Graf zu 
Stolberg= Stolberg. 7) Se. Erlaucht der Herr General Erbpoftmeifter Graf von 
Blaten » Hallermund. 8) Se. Hochwürden der Herr Abt zu Loceum, Eonfiftorialrath 
Dr. theol. Rupftein, 9) Herr Witterfchaftspräfident v. d. Deden, als Director 
bes Kloſters Neuenwalde. 10) Se. Biihöflihe Hochwürden ber Herr Biſchof von 
Hildesheim, Eduard Jacob. 11) Se. Biſchöfliche Hochwürden der Herr Biſchof von 
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Dsnabrüd, Melchers. 12) Herr GonfiftorialratÖ Dr. theol. Meyer, ald vom 
Könige ernannter angefehener evangeliicher Geiltliher. 13) Herr Gammerherr 
Graf v. Schwicheldt, Majoratsherr. 14) Herr Geheimeratb und Gammerherr Graf 
zu Inne und Anyphaufen: Lütetöburg, Majoratsherr, vertreten durch feinen volljäh: 
rigen älteften Sohn, Herrn Edzard Graf zu Inn- und Knyphaufen. 15) Herr Gam- 
merherr und Legationsrath Graf v. d. Deden, Majoratsherr. 16) Herr Cammer-— 
herr Graf von Wedel-Gödens, Majoratäherr. 17) Herr Gammerherr Graf Grote, 
Majoratsherr. 48) Herr Landrat Graf von Bernftorff-Gartow, Majoratöherr. 
19) Herr Graf von dem Buffche- Ippenburg: Kefjell, Majoratsherr. 20) Herr Cam— 
merdireetor Numann, nach deſſen Ausjcheiden der Minifter des 8. H., St.:M. 
Graf von Kielmansegge. 24) Herr Präfident des Oberſteuer- und Schaßeollegii 
Freiherr von Wan — nach deſſen Ausſcheiden Herr v. Alten. 22) Herr Schaf: 
rath v. Alten, nad) deifen Ausjcheiden Herr von Röffing. 

Deputirte. Acht Deputirte der Galenberg - Örubenhagenjchen Ritterſchaft: 23) 
Herr Landrath von Klende aus Hämeljchenburg, nach deflen Ausſcheiden Herr Witt: 
metiter a. D. von Mengerfen zu Helpenfen. 24) Herr Hauptmann a. D. von dem 
Bufiche aus Liethe, A. Blumenau. 25) Herr Droft von Münchhaufen aus Fallers: 
leben. 26) Herr Legationsrath Freiherr von Uslar- Gleichen aus Braunjchweig, 
nach deffen Ausjcheiden Herr Gutsbefißer Freiherr Grote aus Yühnde, A. Münden, 
27) Herr Outöbefiger Freiherr von Oldershauſen aus Divershaufen. 28) Herr 
Butsbefiger von Alten aus Hemmingen. 29) Herr Obergerichtsrath Freiherr von 
Uslar- Gleichen aus Oſterode. 30) Herr Gutöbefiger Franz von Didershaufen aus 
Förfte, A. Oſterode. 

Sieben Deputirte der Lüneburgfchen Nitterfchaft: 31) Herr Landitallmeifter 
von Gramm aus Rhode, A. Fallersichen. 32) Herr Regierungsrath von dem Kne— 
ſebeck aus Hitzacker, Generalfyndicus, nad deſſen Ausjcheiden Herr Oberbergrath 
a. D. Freiherr Grote zu Schnega. 33) Se. Excellenz Herr Staatöminifter Graf 
v. Kielmansegge biejelbjt, nach deſſen Ausjcheiden Herr Jagdjunker von Bothmer zn 
Bennemühlen. 34) Se. Exeellenz Herr StaatSminijter von Bothmer hiejelbit. 35) 
Herr Oberlanditallmeifter v. Spörden aus Gelle, nach deſſen Ausfcheiden Herr Gutsbe— 
figer v. Eitorff zu Neetze. 36) Herr Oberapprellationsrath von Schlepegrell aus 
Gelle. 37) Herr Landrath von der Wenſe aus Weſtendorf, U. Fallingboftel. 

Fünf Deputirte des Herzogtums Bremen: 38) Herr GutSbefiger Freiherr von 
der Schulenburg aus Himmelpforten. 39) Herr Landrath von Holleufer aus Daus 
dief, Ger. Horneburg. 40) Herr Nittmeijter von der Deden-Dffen aus Verden. 
41) Herr Amtmann von Marjchale aus Himmelpforten. 42) Herr Amtsgerichtsaſſeſſor 
von Iſſendorf aus Etade, 

Ein Deputirter der Verbenfchen Nitterfchaft: 43) Herr Gutöbefiger Müller zur 
—— Mühle, A. Rotenburg. 

rei Deputirte der Hoya- und Diepholzſchen Ritterſchaft: 44) Herr Gutsbe— 
* von Behr aus Hoya. 45) Herr Landrath von Trampe aus Ehrenburg, Prä— 
ident. 46) Herr Hauptmann von Strube aus Nienburg. 

Fünf Deputirte der Osnabrückſchen Ritterſchaft, mit Einſchluß von Meppen 
und Lingen: 47) Herr Staatsminiſter Erblanddroſt von Bar aus Celle. 48) Herr 
Cammerherr von dem Buſſche-Streithorſt hieſelbſt. 49) Herr Freiherr von Dincklage 
aus Schulenburg, A. Quackenbrück. 50) Herr Freiherr von Norff-Schleppenburg 
* — 51) Herr Hauptmann Freiherr von Dincklage aus Campe, A 

ſchendorf. 

Vier Deputirte der Hildesheimſchen Ritterſchaft: 52) Herr Landrath von Gramm 
aus Bockenem, Vicepräſident. 53) Herr Obergerichtsrath von Röſſing aus Hildes— 
heim, Generalſyndieus. 54) Herr Landrath von Wrede aus Nettlingen. 55) Herr 
Rittmeifter a. D. von Wallmoder aus Wallmoden. 

Zwei Deputirte der Oftfriefifchen Nitterfchaft: 56) Herr Oberappellationsrath 
Graf zu Inne und Knyphauſen aus Gelle. 57) Herr Graf von Wedel-Herrenhof 
aus Herrenhof bei Emden. i 
Sief rg Könige ernanntes Mitglied: 58) Herr Generalmajor von Tſchirſchnitz 

iefelbft. 
B. Zweite Gammer. 

Il. Der Gommifjarius für das Schulden: und Rechnungswefen: 1) Herr Schaf: 
rath Oſtermeyer hiefelbft, Generalfyndieus, 
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Ni 


187 


1. Drei Mitgliever, welche der König wegen des allgemeinen Klofterfonds 
ernannt bat: 2) Se. Excellenz Herr StaatSminiiter von Borries hieſelbſt. 3) Herr 
ee Freiherr von Bülow biefelbft. 4) Herr Generalpoftdireetor von Brandis 

iejelbit. 

Ill. Drei Deputirte der Stifter: 5) Etifter St. Bonifacii zu Hameln’ und 
St. Gosmae et Damiani zu Wunftorf, Herr, Paftor Dr. Raven hiejelbft. 6) 
Stifter St. Alexandri und St. Beatae Mariae Virginis zu Einbeck, Herr Oberfchul- 
infpeetor Röbbelen hieſelbſt. 7) Stifter Barbowief und Ramelsloh, Herr Paſtor 
Ernft aus Gr. Goltern, A. Wennigjen. 

IV. Ein Deputirter der Univerfität Göttingen: 8) Herr Obergerichtsvicediree- 
tor Kannengießer aus Nienburg. 

+ Zwei von ben evangelifchen Königlichen Gonfiftorien erwählte Deputirte: 
9) Gonfiftorium zu Hannover, Herr Obergerichtörath Heiſe hieſelbſt, Präfident. 
10) Gonfiftorium zu Osnabrück, Herr Paſtor Räber aus Freiburg. 

VI Ein Deputirter des Domeapitels zu Hildesheim: 411) Herr Domdechant 
Merz aus Hildesheim. 

II. Acht und dreißig Deputirte nachfolgender Städte und Fleden: 12) u. 13) 

Zwei Deputirte der Refidenzftapt Hannover, Herr Stadtdirector Rafch Hiefelbft und 
Herr Senator a. D. Schüge biefelbit. 14) Ein Deputirter der Stadt Göttingen , 
Herr Gutsbeſitzer v. Benninjen aus Göttingen. 15) Gin Deputirter der Gtatt 
Northeim, Herr Oberſt Schomer hieſelbſt. 16)-Ein Deputirter der Stadt Hameln, 
Herr Generalpolizeidireetor Dr. Wermuth hieſelbſt. 17) Ein Deputirter der Stadt 
Einbeck, Herr Geh. Finanzrath Lang, nach deſſen Refignation: Herr Amtsrichter 
Ludowieg aus Einbeck. 18) Ein Deputirter der Stadt Dfterode, Herr Berghaupt- 
mann von dem Kneſebeck aus Glausthal, Vicepräfident, nad deſſen Ausjceiden: 
Herr Bürgermeifter Brehl aus Diterode. 19) Gin Deputirter der Stabt Duber: 
ftadt, Herr Megierungsrath Wippern hieſelbſt. 20) Ein Deputirter der Städte Mo- 
ringen, Uslar, Harbegien, Dransfeld und Hedemünden, Herr Oberregierungsrath 
Rofcher Hiefelbit. 21) Gin Deputirter der Stadt Münden, Herr NRegierungsrath 
Dr. Blumenbagen aus Münden. 22) Ein Deputirter der Städte Münder, Patten— 
jen, Neuftadt a. R., Springe, Wunjtorf, ya Bodenwerder und Nehburg, 
err Bürgermeijter, Amtsaffefior Eudendorf aus Eldagſen. 23) Gin Deputirter ber 
Städte Clausthal und Zellerfeld (für das Mal Glausthal), Herr Oberzollrath 
Gammann biefelbft. 24) Ein Deputirter der übrigen fünf Bergftädte, mit Einjchluß 
von Herzberg, Elbingerode und Lauterberg, Herr Dberbergmeifter Pape aus Zeller: 
feld. 25) Ein Deputirter der Stadt Lüneburg, Herr Oberbürgermeifter Barfhaufen 
aus Lüneburg. 2%) Ein Deputirter der Stadt Uelzen, Herr Fabrifant Hoppe aus 
Uelzen. 27) Gin Deputirter der Stadt Gele, Herr Brauer Wolde aus Gelle. 
y Ein Deputirter der Stabt Harburg, Herr Oberfteuerinfpeetor Stod biefelbft. 
29) Ein Deputirter der Städte Lühow, Dannenberg und Hifader (für das Mal 
Dannenberg), Herr Deconom Rededer aus Gr. Berkel, Amts Hameln. 30) Ein 
Deputirter der Städte Soltau, Walsrode, Burgdorf und Gifhorn, Herr Gammer: 
rath von Linfingen aus Burgdorf. 31) Ein Deputirter der Stadt Stade, Herr 
DBürgermeifter, Landrath Neubourg aus Stade. 32) Ein Deputirter der Stabt 
Burtehude, Herr Kaufmann Richter aus Buxtehude. 33) Ein Deputirter ber Etabt 
Verden, Herr Landrat Münchmeyer, nad) deſſen Ausſcheiden: Herr Obergerichts- 
anwalt Dr. Müller aus Verben. 34) Ein Deputirter der Stabt Nienburg, Herr 
Oberjuſtizrath Dandert hiejelbft, nad deſſen Ausjcheiden: Herr Amtsaſſeſſor Raſch 
zu Nienburg. 35) Ein Deputirter der Hoyaſchen Fleden, Herr Amtmann Diter: 
meyer aus Syke, nach deſſen Wahl zum Schatzrath: Herr Amtsrichter Jäger aus 
Bruchhaufen, Amts Bruchhaufen. 36) Gin Deputirter der Diepholzichen Flecken, 
Herr Amtmann Denide aus Diepholz. 37) Gin Deputirter der Stadt Osnabrüd, 
Herr Banquier Breufing aus Osnabrüd. 38) Ein Deputirter der Städte Quafen- 
brüf, Fürftenau und der Fleden Melle und Bramjche, Herr Amtsgerichtsaffeffor von 
Engelbrechten aus Berfenbrüf. 39) Gin Deputirter der Städte Meppen, Lingen 
und Safelünne (für das Mal Hafelünne), Herr Amtmann Bödiker aus Hafelünne. 
40) Ein Deputirter der Stabt Goslar, Herr Obergerichtsanwalt Lindelmann hiefelbft. 
41) Ein Deputirter der Stabt sing ‚ Herr Factor Schwemann aus Hildes- 
Er nach deffen Ausjcheiden: Herr Obergerichtsanmwalt Albrecht hieſelbſt. 42) Ein 


eputirter ber Städte Alfeld, Peine und Bodenem (für das Mal Peine), Herr 
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Bürgermeiiter v. Krogh aus Peine. 43) Ein Deputirter der Etäbte Elze, Gronau, 
Sartiebt und Daffel, Herr Amtmann von Linfingen aus Elze. 44) Ein Deputirter 
der Stadt Emden, Herr Kaufmann Node aus Emden. 45) Gin Deputirter der 
Städte Aurich und Eſens (für das Mal Eſens), Herr Regierungsrath Erxleben aus 
Aurich. 46) Ein Deputirter der Statt Norden, Herr Bürgermeiiter Taafs aus 
Norden, nach deffen Ausscheiden: Herr Kaufmann Dubm aus Norden. 47) Ein 
Deputirter der Stadt Leer, Herr Generaldireetor Dr. Hartmann biefelbft. 48) Gin 
Deputirter der Städte Echüttorf, Nordhorn und Neuenhaus, wie aud) des Fleckens 
Bentheim, Herr Amtmann a. D. Meier aus Bentheim. 49) Ein Deputirter der 
Gemeinde Papenburg, Herr Rathsherr Dr. Bedering aus Papenburg, nad deſſen 
Ausiceiden: Herr Kaufmann und Schiffäbaumeijter Freerichs aus Papenburg. 

VII Gin und vierzig Deputirte der ſämmtlichen Grundbefißer au8 den unter 
VH. nicht aufgeführten Städten und Flecken, aus den Freien und dem Bauernitande, 
namlich: Fünf von den Füritenthümern Galenberg, Göttingen und Grubenhagen: 
Fürftentbum Galenberg: 50) Herr Hofbefiger Kemna aus Schliedum, A. Galenberg, 
51) Herr Amtmann Schwarz aus Goppenbrügge, 52) Herr Deconom Hanitein 
biejelbit. 53) Fürſtenthum Göttingen, Herr Hofbefiger Kerl aus Gr. Lengden, 9. 
Reinhaujen. 54) Fürftenthum Grubenhagen, Herr Hofbefiger Rudolph aus Krebeck, 
A. Gieboldehaufen. 

Einer von der Grafjchaft Hohnftein: 55) Herr Hofrath Wilhelmi aus Neuitabt 
unterm Hohnſtein. . 

Sechs von dem Fürftentbume Lüneburg: 56) 1. Wahlbezirk, Herr Hofbefiger 
MWehling aus Immenſen, A. Burgtorf. 57) 2. Wahlbezirf, Herr Major a D. 
Fijhrer aus Ahnjen, A. Meinerfen. 58) 3. Wahlbezirt, Herr Amtärichter Dr. Klee 
aus Ahlden, Generalſyndieus. 59) 4. Wahlbezirf, Herr Amtmann von der Deden 
aus Luͤchow. 60) 5. Wahlbezirk, Herr Hofbefiger Stein aus Lüdershauſen, N. 
Artlenburg. 61) 6. Wahlbezirk, Herr Brauer Haſtedt aus Harburg. 

Fünf von den Bremenſchen Marien: 62) Vom Altenlande, Herr Amtsrichter 
Schaumburg aus Burtehute. 63) Von Neuhaus-Dften, Herr Gutsbefiger Krönde 
aus Altendorf, U. Diten. 64) Vom Lande Kehdingen, Herr Hausmann von Thun 
vom Süderdeich, A. Freiburg. 65) Von Lebe: Hagen, Herr Hofbefißer Honnen aus 
Welle, U. Lehe, nach deſſen Ausscheiden: Herr Hausmann Hinrich Addix zu Ajchwarden. 
66) Vom Lande Wurften, Herr Gutsbefiter Adickes aus Heuhaufen, A. Dorum. 

Drei von der Bremenjchen Geejt und dem Herzogthume Verden: 67) Serr 
Hofbefiger Yühmann aus Dttendorf, A. Harfefeld. 68) Herr Gutäbefiger Müller 
Frefchluneberg, A. Beverſtedt. 69) Herr Hofbefiger Mahlftent aus Leſum, 4. 
Leſum. 

Zwei von dem Lande Hadeln, mit Einſchluß der Stadt Otterndorf: 70) Herr 
Schultheiß von Borftel aus Neuenfirhen, U. Dtterndorf. 71) Herr Scultheiß 
Slameyer aus Mefterende: Dtterndorf, nach deſſen Ausjcheiden; Herr Hofbefiger 
Crohn zu Lüdingworth. 

Vier von den Grafjchaften Hoya und Diepholz: und zwar von den in ber Rit— 
terſchafts-Matrikel ftehenden Freien zwei: 72) Herr Guts efiper Dümell aus Med: 
lenhorit, A. Nielingen zu Neuftabt a. R. 73) Herr Gutöbefißer Echumann aus 
Drafenburg, A. Nienburg, und von den übrigen —— Zwei: 74) 1. Wahl: 
bezirk, Herr Hauptmann a. D. Strauß aus Leeferingen, A. Nienburg. 75) 2. Wahl: 
bezirk, Herr Vollmeier Cord Heinrich Meyer zu Heiligenloh. 

Drei von dem Fürftentfume Osnabrüd: 76) Herr Hofbefiger Bubbenberg aus 
Dippen, U. Fürſtenau. 77) Herr Hofbefiker Feldmann aus Laer, U. Melle. 78) 
Herr Hofbeliger UÜhrberg aus Sentrup, A. burg. 

Zwei von dem Herzogthume Aremberg: Meppen und der Niedergrafichaft sun 
79) Herr Amtsrichter Heyl aus Meppen. 80) Herr Hofbefiger Böhmer aus Böh— 
merhof bei Lingen. 

Vier von dem Fürftenthume Hildesheim: 81) Herr Landesöcongmiecommiflair 
Thölke aus Elze. 82) Herr Hofbefiger Hefe aus Gabenftedt, A. Peine. 83) Herr 
Hofbefiger Strube aus Hobenhameln. 84) Herr Hofbefiger Machtſum aus Edding- 
haufen, A. Gronau, nad) deſſen Ausſcheiden Herr Ortsvorfteher Gott zu Blebeln. 

Fünf von dem Fürftenthume Dftfriesland: 85) Herr Deconom von Düffel aus 
Wittmund, A. Wittmund. 86) Herr Landrath Hillingh aus Marienweer, U. Emden. 
87) Herr Deconom Leerhoff aus Schott, A, Norden. 88) Herr Deconom Stein- 
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bömer von Alt-Werbumer Groden, U. Ejend. 89) Herr Deconom Diefen aus 
Wirdum, A. Greetſyhl. 

Einer von der Grafſchaft Bentheim: 90) Herr Hofbeſitzer Tigler aus Iſterberg, 
U. Bentheim. 





LVI. 
Das Finanzcapitel vom 24. März 1857. 


Ge a ber Fünfte, von Gottes Gnaden König von Hannover, Königlicher 
Prinz von Großbritannien und Irland, Herzog von Gumberland, Herzog zu 
Braunſchweig und Lüneburg 2c. ac. 


Nachdem Wir mit Unjerer getreuen allgemeinen Ständeverfammlung ein neues 
Finanzeapitel der Landesverfaffung, welchem die Gafjenvereinigung zu Grunde lieat, 
vereinbart haben, fo verfündigen Wir, unter verfafjungsmäßiger Zuftimmung der 
allgemeinen Stände, die nachfolgenden Beftimmungen als Theil des Yandesverfaf: 
ſungs-Geſetzes: 


ZSechstes Capitel. 
Von den Finanzen. 


1. Die Königlichen Domainen — dieſe mögen aus ganzen Gütern, einzelnen 
Grundſtücken, Forſten, Zinſen und Gefällen, Rechten und Gerechtigkeiten, Salinen, 
Schlöſſern und anderen Gebäuden und deren Inventarien, oder aus Capitalien (zu 
denen auch das in den Engliſchen dreiprocentigen Stocks belegte, aus Einnahmen 
der Königlichen Cammer erwachſene Capital von 600,000 Pfund Sterling gehört) 
beſtehen, ſo wie die Regalien bilden ein ſeinem Geſammtbeſtande nach ſtets zu er— 
haltendes Fideicommiß, welches zugleich und unzertrennlich mit der Nachfolge in der 
Regierung (8 12 des Fanbeöverfaffungs-&efepe8) dem Könige anfällt und aus deſſen 
Auffünften die Bebürfniffe des Königs, des Königlichen Haufes und der Landesver: 
waltung zunächit beftritten werben. 

82. Mit Vorbehalt der nachjtehenden Ausnahmen dürfen Domainen und Res 
galien in Zufunft nicht veräußert, auch nicht mit Schulden belaftet werben. 

$ 3. Beräußerungen aus dem Beſtande des im $ 1 bezeichneten Vermögens 
fönnen nur in Folge gejeglicher Beitimmungen, wohin auc der Fall des $ 35 des 
Landesverfaſſungs-Geſetzes zu rechnen ift, oder wegen ihrer Nüglichfeit eintreten, den 
bloßen Tauſch gleichartiger Vermögensgegenftände vorbehältlich. Jedoch ift Veräuße— 
rung ganzer Domanialgüter oder bedeutender Forjten aus bloßen Gründen der Nüß: 
licyfeit unzuläffig. Das Wequivalent joll mit dem Fideicommißgute wieder vereinigt 
und deſſen Anlegung oder Verwendung auf eine ficgere und einträgliche Art bejchafft 
werben, welche indeß auf die Dauer im Königreiche gefchehen muß. Der allgemeinen 
Ständeverfammlung foll im Anfange jeder ordentlichen Diät eine Nachweifung über 
die rüdfichtlich der Eubftanz etwa ftattgefundenen Veränderungen ertheilt werden. 

8 4. Gine Veränderung der Sportelfäge, Ghauffeegelder, des Poſtportos und 
anderer Abgaben, welcde mit Zuftimmung der allgemeinen StändeverJammlung feit- 
geftellt find, bedarf deren Einwilligung. 

8 5. Meber die Vereinigung der Einfünfte der Domainen und Negalien mit 
den Einfünften der frühern Landescajle werben hiermit folgende vertragsmäßige Be— 
ftimmungen zwifchen Uns und der allgemeinen Ständeverfammlung getroffen: 

1) Wir verpflichten Uns, für Uns und Unsere Nachfolger in der Negierung, 
die gefammten Auffünfte der Domainen und Negalien, nach Abzug der Bedarfjum- 
men für den König und das Königliche Haus (auch zu vergl. sub 4 in dieſem $), 
in bie Königliche Generalcafje (8 15) abliefern und fie dort, vereinigt mit den 
Steuererträgen, verwalten und für die Bebürfniffe des Staates verwenden zu lafjen. 

2) Zur Dedung der Bedürfniſſe des Königs, der Königin fo wie der minder: 
jährigen Prinzen und Prinzeffinnen, Söhne und Töchter des Königs, haben Wir 
durch $ 6 der Allerhöchſten Verordnung vom 7. September 1856, außer den Zinfen 
bes im $ 1 gedachten Kapital von 600,000 2. St., welcde dem Könige nach wie vor 
verbleiben, die Summe von 600,000 Thaler Landesmünze feitgeftellt. Diefe Beſtim— 
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mung wird hiedurch Theil der im Gingange dieſes un erwähnten Ueber⸗ 
einfunft. Bei fich vergrößerndem Bedarfe ijt jene Summe im Ginvernehmen mit der 
allgemeinen St Brei Alan zu erhöhen. Ueber die Ginnahme der nicht regie- 
renden Mitglieder des Königlichen Haufes beſtimmt $ 10. 

3) Der allgemeinen Ständeverjammlung jtebt weder Ginwirfung noch Gontrole 
binfichtlich der Verwaltung und Verwendung der unter Nr. 2 gedachten Ginnahmen 
des Königs oder der Mitglieder des Königlichen Haufes zu. Die Bedarfjummen 
werden nicht in das Ausgabebudget der Königlichen Generaleaſſe aufgenommen; jedoch 
follen fie aus den Budgetsvorlagen erfichtlich fein. i 

4) Der König bat das Recht, ein oder das andere Domanialgut gegen Abred): 

nung des Pachtwerthes auf die feitgetellte Bedarfſumme zu übernehmen, ift aud 
berechtigt, zur Deckung der unter Nr. 2 erwähnten Summe von 600,000 Thaler 
oder eines Theiles derjelben einen Gomplez von Domantalgütern (mit Ausjchluß der 
Forften, fo weit fie nicht al8 Gehege für Hochwild dienen oder nach ihrer örtlichen 
Lage als Pertinenzien diefer Güter anzufehen find), welcher nad Abzug aller dar: 
auf haftenden Abgaben und Laften einen jener Bebarfjumme, refp. eines beftimmten 
Theile derſelben, gleichen NReinertrag liefert, ausjceiden und getrennt von dem 
übrigen Tomanio für Die Kroncafje verwalten zu laſſen. Bei Ausmittelung des Rein- 
ertrages ijt der Durchſchnitt der legten 20 Jahre mit Nüdficht auf etwa eingetretene 
Beitandsveränderungen zu Grunde zu legen. Der nachhaltige Reinertrag ber For: 
ften ijt jedoch nach forftwirtbichaftlichen Grundfägen abzuſchätzen. Behuf enblicher 
Grmittelung und Feitießung des anzurechnenden Ertragswerthes der auszuſcheidenden 
Domainen wird eine Commiſſion von acht Mitgliedern zur Hälfte vom Könige und 
zur Hälfte von der allgemeinen Ständeverfammlung erwählt, welche ihre Beſchlüſſe 
nach abjoluter Stimmenmehrheit zu fafjen hat. 
5) Die Königliche Generalcafje übernimmt, mit Ausnahme der Bebarfjummen 
für den König und das Königliche Haus, Die Ausgabegegenftänbe als. bleibende Lat, 
welche der Königlichen Caſſe während der Gaffentrennung oblagen, namentlich die 
Verzinfung und Tilgung der Schulden des Domaniums, die Dedung der für den 
öffentlichen Dienjt nothiwendigen Ausgaben, und überhaupt die Kojten der Landes: 
verwaltung. 

$ 6. Dem Könige und feinen Nachfolgern in der Regierung verbleiben frei von 
jeder ftändifchen Ginwirfung und Gontrole: die in einem der Ständeverfammlung bei 
nächiter Budgetsvorlage mitzutheilenden Verzeichniife halle er Königlichen Schlöfler 
und Gärten, die zur Hofhaltung beftimmten Königliben Gebäude, Ameublements, 
das Silbergeräth, nebjt dem Silbercapitale und fonftigen Koftbarfeiten, alle zur Hof- 
haltung gehörenden Inventarien, die Bibliothek und die Königlichen Jagden. Die 
Ausgaben für diefe Gegenftände bat der König zu tragen, wogegen ihm aber aud) 
die Einfünfte zufallen, welche aus jenen Gegenitänden etwa entitehen. : 

$ 7. Aus der Summe, welche für den Bedarf des Königs feftgeitellt ift ($ 5 
sub 2), find zu beitreiten: vdiegfoften des Hofetats, die Befoldungen und Penſio— 
nen der Hofdienerjchaft, die Koften des Hoftheaterd, die Unterhaltung der Königli— 
chen Schlöffer und Gärten und die Koften der Königlichen Orden. Dagegen find 
unter den Ausgaben aus jener Bedarfjumme nicht begriffen: die Koſten der Erbau- 
ung oder Acquifition und erften Einrichtung Königlicher Schlöffer oder ganzer Ab— 
theilungen verjelben; vielmehr erfordern fie im Falle des Bebürfniffes der Zuſtim— 
mung der allgemeinen Ständeverfammlung und find aus den Mitteln der Königlichen 
Generalcaffe zu beftreiten. 

$ 8. Die Landesherrichaft hat in allen Ihren Angelegenheiten Freiheit von 
Sporteln und Gebühren bei den Stöniglichen Gerichten und Behörden. 

$ 9. Tritt eine Regentſchaft ein, jo müfjen die mit berjelben verbundenen 
Koften aus ber ———— Bedarfſumme des Königs ($ 5 sub. 2) beſtritten wer— 
— Daſſelbe findet wegen der Koſten einer etwaigen Stellvertretung des Königs 

tatt. 

$ 10. Ueber Apanagen, Jahrgelder und Deputate der Prinzen und Prinzeifin- 
nen, über Witthümer, über das Privatvermögen des Königs und der Mitglieder 
des Königlichen Haufes, jo wie über das durch das Hausgejeg vom 19. November 
1836 begründete Familien: und Hausfideieommiß gelten die Beſtimmungen des ge- 
dachten Hausgeſetzes. Das Witthum der Königin foll jedoch jährlich 60,000 Thaler 
Gold betragen und bie geringfte Apanage eines zur Apanage berechtigten volljährigen 
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Prinzen des Königlichen Haufes aus 6000 Thaler Gold beſtehen. Bei fich vergrö: 
Berndem Bedarfe And MWitthümer, Apanagen, Jahrgelder, Deputate und Mitgaben 
im Einvernehmen mit der allgemeinen Ständeverfammlung zu erhöhen. 

F 11. Bei Vermählungen von Töchtern eines Königs, oder von Töchtern der 
Söhne eined Königs, werben die im 8 29 des Hausgeſetzes vom 19. November 1836 
beitimmten Mitgaben und bei Bermählungen der übrigen Prinzejfinnen des König- 
lihen Hauſes die nad) 8 30 deſſelben Gejeges etwa erforderlichen Mitgaben in ber: 
gebrachtem Betrage von der allgemeinen Ständeverfammlung bewilligt und aus ber 
Königlichen Generalcafie ($ 15) bezahlt. 

8 12. SHinfichtlid) des Vermögens der Königlichen Schatullcaije verbleibt e8 bei 
den Beitimmungen des zwölften Gapiteld des Hausgejeged vom 19. November 1836. 

8 13. Das Privatvermögen des Königs, der Königin, der Prinzen und Prin- 
zeffinnen, wohin namentlich auch dasjenige gehört, was aus den ihnen zuftcehenden 
Einkünften erworben iſt, verbleibt nach Maßgabe der Hausgejege , oder foweit 
dieſe darüber nicht entjcheiden, der Landesgejeße, der völlig freien Verfügung der 
Berechtigten. 

8 14. Die oberlehnsherrlihen Gerechtſame des Könige und Allerhöchſtdeſſen 
Dispofition über die heimgefallenen Lehen und Lehnsauffünfte bleiben jo, wie fie 
vor dem Grlaffe des Verfaſſungs-Geſetzes vom 5. September 1848 beitanden und wie 
fie durch die Verordnung vom 7. September 1856 hergeſtellt find. 

$ 15. Die gut Zeit der Gaffentrennung beitandene Königliche Caſſe und Lan— 
descaffe find in eine einzige Königliche Generalcajje vereinigt. In dieſe fließen alle 
die Einnahmen, welche der Söniglichen Caſſe und Landescaffe nah dem Spiteme 
der Gafjentrennung gebührten, jedoch mit der im $ 5 sub 1 gemachten Bejchränfung. 
Aus 4 werden alle die Yusgaben beftritten, zu deren Leiſtung die Königliche Caſſe 
und die Landescaffe (auch zu vergleichen $ 5 sub 5) nach dem Spiteme der Gafjen- 
trennung verpflichtet waren, jedoch mit Ausnahme der Bedarfjummen für den König 
und das Königliche Haus. Die Verwaltung dieſer Caſſe ift ein Necht des Königs. 

8 16. Ueber die Ausgaben, ‚welche dur die Verwaltung des Etaate8 und 
deſſen fonjtige, aus der Königlichen Generalcaffe zu beitreitenden Bedürfniſſe erfor: 
derlich werben, joll der allgemeinen Etändeverjammlung in jeder. oröentlichen Diät, 
aljo alle zwei Jahre, ein nad Haupt:Ausgabezweigen aufgejtellte8 Budget vorgelegt 
und mit den nötbigen auf Antrag der Stände zu vervollitänvigenden Etats und Gr: 
läuterungen begleitet werben. 

8 17. Die allgemeine Ständeverfammlung hat das Recht, das Budget zu prü- 
fen. Die Bewilligung des Budgets erfolgt Durch den König und Die allgemeine 
Ständeverfammlung gemeinfam, Für die Gehalte, Penfionen und Wartegelder wer: 
den dabei die Normen zu Grunde gelegt, welche gejeßlich oder durch Beſoldungs— 
etat8 unter Zuftimmung der Stände feitgeftellt find oder noch feitgeitellt werden, oder 
fonft rechtmäßig beitehen. Doch follen ſich dieſe Bejoldungsetats darauf befchränfen, 
für die einzelnen Claſſen der Behörden oder Königlichen Diener Generalfummen und 
für die höchfte Ki a einzelnen Kategorien der Diener Maximalſätze feitzu- 
ftellen. Hinfichtlich der Behörden und Angeftellten, für welche bis jet feine Beſol— 
dungsetats mit den Ständen vereinbart find, verbleibt bis zur Vereinbarung jol- 
ne er dem Könige die Verwilligung der Gehalte nach den bisher bejtandenen 

rundfäßen. 

8 x Bei Musgaben, welche auf beitimmten bundes- oder Landesgefeglichen 
Verpflichtungen oder privatrechtlichem Titel beruhen, wozu auch Gehalte, Benfionen 
und Wartegelver gehören, welche der König nadı den zu Recht beitehenden Grunde 
fägen beigelegt hat, darf Die allgemeine Ständeverfammlung ihre Bewilligung nicht 
verjagen. Auch fann die ftändiiche Bewilligung der Ausgaben nicht an Bedingun— 
gen, Vorausfepungen oder Vorbehalte gefnüpft werden, welche den bundesrechtlichen, 
verfafjungsmäßigen oder gejeßlichen Gerechtjamen des Königs oder der Regierung 
entgegenlaufen. 

8 19. Jede hg vor in dem Ausgabe-Budget wird deraeftalt als ein 
Ganzes betrachtet, daß die Verwendung und Bertheilung der für fie im Ganzen 
feitgeftellten Summe der Beftimmung der Regierung überlaffen wird, injofern bie 
Verwendung nur für diefe Pofition Statt‘ findet. Insbeſondere ftehen die jchon 
feftgeftellten und noch ferner feſtzuſtellenden Beſoldungsetats in der Art zur Verfü- 
gung der Regierung, daß fie die Gefammtjumme, welche für jeden ſolchen Gtat im 
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Budpet feftgeftellt ift, zwar nur für den Dienftzweig, für welchen fie beftimmt ift, 
verwenden, auch fie felbit nicht überichreiten darf und feitgeitellte Marimal-Befol- 
dungsfäge inne zu halten bat, im Mebrigen aber und im Einzelnen bei ber Verwen: 
dung freie Hand behält. j 

8 20. Behuf Bewilligung der zur Unterhaltung des Heeres erforderlichen Aus- 
gaben dienen die gegenwärtig feftftebenben Summen fo lange zur Richtjchnur, big 
ein Anderes zwijchen König und Ständen vereinbart iſt. 

$ 21. Die Eriparungen, welche bei dem Wusgabe- Etat der Kriegsverwaltung 
gemacht werden, follen jo lange baar in den Schat niedergelegt werden, bis Die ge- 
jammelten Summen die Hälfte des ganzen MilitairetatS erreichen. Ueberſteigt Die 
Erſparung dieſen Betrag, jo foll über den weiteren Ueberſchuß mit Einwilligung ber 
Ständeverfammlung anderweit verfügt werben. Die Vorräthe dieſes Kriegsjchates, 
über welche der allgemeinen Ständeverfammlung auf Erfordern ein Nachweis zu ges 
ben ift, find über die Musgaben der Kriegsverwaltung zu verwenden, ſobald letztere 
die ordentlichen Mittel überfteigen. 

8 22. Für Ausgaben, welche außerhalb der Budgetsvorlage bei der allgemei- 
nen Ständeverfammlung beantragt werben, gelten gleichfall® die Beitimmungen der 
6$ 16 bis 19 incl. 

F 23. Für außerordentliche, während der Vertagung der allgemeinen Stände- 
verfammlung eintretende Staatsbebürfniffe, welche bei Feitftellung des Budgets nicht 
berückfichtigt werden fonnten, und welche gleichwohl (namentlich im alle eintreten- 
ber Landescalamitäten, Kriegsrüftungen oder innerer Unruhen) jchleunige Maßregeln 
oder Kojtenverivendungen erfordern, fol ein in dem Budget nicht beſonders aufzu— 
führender Rejerve-Gredit beitehen, welcher fünf Procent de3 ganzen Ausgabe: Bud- 
get3 ausmacht. Die Verfügung Über diefen Nefervecredit fleht dem Könige auf Ber: 
antwortung des Gejammt-Minifterinmd zu, und die Verwendung foll der Stänbe- 
verjammlung bei dem nächiten Budget nachgewieſen werben. 

8 24. Gleichzeitig mit dem Anjchlage der Ausgaben foll der allgemeinen Stän- 
beverfammlung ein Anſchlag der zu deren Beitreitung erforderlichen Einnahmen vorge: 
legt werden, welcher alle im 8 15 bezeichneten Ginnahmen umfaßt. 

8 25. Die Steuern bedürfen der Bewilligung der allgemeinen Ständeverfamm: 
lung, welche jedesmal für Die nächte zweijährige Yinanzperiode (8 16, vergl. auch 
8 106 des Landesverfaſſungs-Geſetzes) auszufprecen iit. Sin dem jedesmal erfor: 
derlichen Ausfchreiben ſoll die ftändijche Bewilligung beſonders erwähnt werden. Die 
Bewilligung darf an feine Bedingung gefnüpft werden, welche nicht das Weſen und 
die Verwendung der Steuern unmittelbar betrifft. 

8%. Sollten die vom Könige in Antrag gebrachten Steuern bei Auflöjun 
einer Ständeverfammlung nicht bewilligt jein, jo fünnen die bisherigen Steuern — 
ein Jahr vom Ablaufe der letzten von den Ständen ausdrücklich ausgeſprochenen 
Bewilligung an unverändert forterhoben, und zu dem Ende unter Bezugnahme auf 
dieſen Paragraphen ausgeſchrieben werden. War jedoch eine für ſich allein beſchrie— 
bene Art von Steuern nur für einen beſondern genau beſtimmten vorübergehenden 
Zweck bewilligt und iſt dieſer Zweck erreicht, ſo tritt in Anſehung dieſer Steuer eine 
Ausnahme von der vorſtehenden Vorſchrift ein. 

8 27. Wenn bei Eröffnung eines neuen Landtags — nachdem die Wahlen zu 
demjelben mindeſtens ſechs Wochen vorher ausgefchrieben waren — oder in einer 
jpätern ordentlichen Diät, nachdem in dem einen wie in dem andern Falle das Bub- 
get den Ständen vier Wochen zur Bewilligung vorgelegen hat, dieſe Bewilligung 
deshalb nicht erfolgt iſt, weil die Beichlußfäbigfeit einer oder beider Cammern durch 
Unvollzäbligfeit gebindert oder unterbrochen ift, ohne daß vorher der ſtändiſche Be— 
ſchluß über die Steuern und das Budget vollendet und ausgefertigt war: fo fteht 
dem Könige das Necht zu, für ein Yahr die bisherigen Steuern auf den Grund der 
legten ftändifchen Bewilligung, unter Bezugnahme auf diefen Paragraphen, ausfchrei- 
ben und forterheben, auch diejelben behuf Erfüllung der Bundespflichten und für bie 
verfafjungSmäßigen VBebürfniffe der Megierung und des Landes verwendem zu laſſen. 
Wird das Bridget von den in ordentlicher Diät verfammelten Ständen aud) bei beren 
fortgefegten oder erneuerten Berathungen nicht nachträglich für die nächſte Steuer- 
bewilligungs- Periode bewilligt, fo beruft der König die Stände wenigftens ſechs Wo- 
hen vor Ablauf des erften Steuerrechnungsjahrs zu einer außerorbentlichen Diät, 
damit fie das Budget für das zweite Jahr Geroiligen können. Erfolgt eine ſolche 
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Bewilligung auch dann nicht, ſo findet vorſtehende Beſtimmung auch ferner An— 
wendung. 

8 28. Anleihen behuf der aus der Generaleaſſe zu beſtreitenden Ausgaben Fön: 
nen nur nad) erfolgter Bewilligung des Königs und der allgemeinen Ständeverfamm: 
lung gemacht werden. Für diefelben haften die fämmtlichen Einfünfte der Generals 
cafje, namentlich auch die Muffünfte der Domainen und Regalien, infoweit fie in 
jene Gafje fließen. Sollte jedoch wegen außerordentlicher Umſtände die ordentliche 
Einnahme der Caſſe jo bedeutende Ausfälle erleiden, daß fie die bewilligten Aus— 
gaben nicht zu beitreiten vermöchte, oder follten jchleunige Kriegsrüftungen nothwen- 
dig werben, der im 8 21 feſtgeſetzte Kriegsſchatz aber in ber erforderlichen Größe 
nicht vorhanden fein, oder follte der oben 8 23 beftimmte Nefervecrebit benußt wer- 
den müffen und dazu die Vorräthe und Einnahmen der Gafje nicht hinreichen: fo 
bat der König, wenn die Stände nicht verfammelt find, das Recht, auf den Bericht 
des Gefammt = Minifteriums und nach Anhörung des Schageollegiumd (8 31) zur 
Deckung der bewilligten, oder uus dem Kriegsſchatze zu beitreitenden, oder auf Den 
Reſerveeredit anzuweiſenden Ausgaben, Anleihen bis zum Gefammtbetrage von höch— 
ftens einer Million Thaler auf den Gredit der Generalcaffe zu machen. Inſofern 
Anlehen für Kriegsrüftungen nöthig werden, tft der jedesmalige Beftand des Kriegs: 
ſchatzes (K 21) davon in Abjag zu bringen. Die VerhandInngen über ſolche außers 
ordentliche Anleihen ſollen jedoch der allgemeinen Ständeverfammlung bei ihrer näch— 
ften Zufammenfunft vorgelegt und e8 ſoll derjelben nachgewiefen werben, daß bie 
gemachte Anleihe nothwendig gewejen und zum Beiten des Staates verwandt ilt. 

8 29. Ohne Einwilligung der Ständeverfammlung darf fein Papiergeld aus: 
gegeben werben. 

8 30. Die abgenommenen Rechnungen der Generalcaffe und der Schulden-Til- 
gungscafje follen der allgemeinen Ständeverfammlung zur Prüfung vorgelegt werben. 
Auch wird in jeder ordentlichen Diät der allgemeinen Ständeverfammlung eine Nach: 
weijung der feit der legten Mittheilung mit der Staats: und Eiſenbahnſchuld ein- 

etretenen Veränderung ihres jeweiligen Belaufs des Zinfenbetrages und der geſche— 
Genen Verwendung der Tilgungsmittel, wie auch des Erfolges etwa gemachter Ans 
eihen und Verſuren von der Regierung vorgelegt. 

$ 31. Es befteht ein Königliches Schageollegium , welches aus dem Präfiden- 
denten oder General-Direcetor der obern Verwaltung der direeten Steuern als Bor: 
figenden, aus zwei von der allgemeinen Ständeverfammlung auf Lebenszeit erwähl: 
ten Gommiffarien und den zwei Generaljecretatren der beiden Cammern zufammen: 
gejegt ift. Für Fälle der Behinderung bes — wird Unſer Finanz-Miniſter 
das Geeignete über deffen Vertretung anordnen. Sowohl die beiden ſtändiſchen Com— 
mifjarien, als auch die beiden Generalfeeretaire der Cammern bedürfen der Beftäti- 

ung des Königs. Die ftändifchen Gommiffarien haben als jolhe Sig und Stimme 
n der Gammer, von welcher fie gewählt find, Das Schageollegium foll die vor- 
gedachten (8 30) Rechnungen zu prüfen, die Verwaltung des Staatsjchuldenwejend 
zu führen, auch mit Ausjchluß des Präfidenten die im 8 181 des Landesverfaſſungs— 
Geſetzes dem Schageollegtum beigelegten VBefugniffe auszuüben haben. Zu jener Prü- 
fung ſoll ihm über die jämmtlichen im zulegt verfloffenen Vierteljahre ftattgefundenen 
Einnahmen und Ausgaben der Königlichen Generalcaffe und, ſoweit als thunlich, 
auch der Untercaffen, nach Maßgabe des Geſetzes vom 30. Julius 1834, 8 10 mit» 
getheilt werben. Das Geſetz vom 12. September 1848, das Schagrollegium betrefs 
fend, tft nach den vorjtehenden Beftimmungen diejes Paragraphen hierdurch modifieirt. 


Indem Wir alle Gejege, Verordnungen, Einrichtungen und Obſervanzen, welche 
mit den Bejtimmungen des obigen Finanzeapitel® in Widerfpruch ftehen, biermit für 
ungültig und unverbindlich erklären, gebieten und befehlen Wir den Gerichts: und 
Berwaltungsbehörben, fo wie allen Unterthanen , die vorftehenden Beſtimmungen zu 
beachten und zu befolgen, und behalten Uns alle Anordnungen ausdrücklich vor, welche 
zur Ausführung des neuen Finanzeapitel$ nothwendig find. 

Für die gegenwärtige Finanzperiode verfügen Wir, daß gemäß ver Nr. 1 des 

8 4 Unferer Verordnung vom 7. September v. J., betreffend die weitere Ausfüh- 

rung des Bundesbefchluffes vom 19. April 1855, das mit den allgemeinen Ständen 
13 
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für die Jahre 18% vereinbarte Budget die Richtichnur Bleibe, fo jedoch, daß 
bierburh die Wirfjamfeit der 88 17 bis 21 incl. und des $ 31 nicht aufgehal- 
ten werde. 

Auch wollen Wir, das die Lehndauffünfte, joweit fie bereit3_ in Das Budget 
für die Jahre 18°%,, aufgenommen find, der Nr. 1 des $ 3 Unjerer Verordnung 
vom 7. September v. J. gemäß, bis zum 1. Julius 1858 der Generalcajle ver: 
bleiben. 

Gegenwärtiges Gejeg iſt in die erſte Abtheilung der Gejegfammlung aufzunehmen. 

Gegeben Hannover, den 24. März 1857. 

(L. S.) Georg Rex. 


v. Brandid. Gr. v. Kielmanndegge. v. Bothmer. v. d. Deden. v. Borries. 
Gr. v. Platen: Hallermund. 


Ich bezeuge Lierdurh, daß voritchendes Gejck nad erfolgtem Vortrage Des 
Inhalts von Seiner Majeität dem Könige in meiner Gegenwart eigenbändig unter: 
jchrieben worden ilt. 

Hannover, den 24. März 1857. 


Rocher, 
Generalfeeretair des Königlichen Minifteriums des Innern. 


LVII. 


Geſetz, betreffend die Abänderung des $ 12 des Geſetzes vom 5. Sep: 
tember 1848 über verjhiedene Nenderungen des Landesverfaſſungsgeſetzes. 


Georg der Fünfte, von Gottes Gnaden König von Hannover, Königlicher 
Prinz von Großbritannien und Irland, Herzog von Gumberland, Herzog zu 
Braunfchweig und Lüneburg ac. ac. 

Wir erlaffen unter verfaffungsmäßiger Zuftimmung der allgemeinen Stänbever- 
fammlung bes Königreichs das folgende Geſetz: 

Der $ 12 des Geſetzes vom 5. September 1848, verfchiedene Aenderungen des 
nn Oi betreffend, wird aufgehoben und durch folgende Beſtim— 
mung erjegt: 

Jeder Landeseinwohner, jedes Grundſtück und jedes Haus muß in Beziehung 
auf bie öffentlichen WVerhältniffe einer Gemeinde angehören. 

Wenn jedod die Grundſtücke größerer Domanial-, Klofter- und jonftiger Güter 
und Höfe mit Einjchluß der Hauptwohn- und Wirthichaftsgebäude mit denen ande: 
rer Mitglieder einer Gemeinde nicht im Gemenge liegen — einzelne Fleinere, dann 
der betreffenden Gemeinde angufchliegende Flächen vorbehältlih —, oder wenn von 
jenen Gütern und Höfen mindeitens die Hälfte der Gemeindelaften getragen wird, 
und außerdem in dem erjten oder zweiten Falle die Vereinigung eines ſolchen Gutes 
oder Hofes mit der Gemeinde F eine gute Gemeindeverwaltung nicht zweckmäßig 
ift, fo find foldhe von dem Anſchluß auf Antrag des einen oder andern Theil aus- 
unehmen, oder ift der fchon gefchehene Anfchluß an eine Gemeinde, fall® derſelbe 
beit dem 1. März 1848 ftattgefunden hat, wieder aufzuheben. 

St dagegen die Verbindung bereit3 vor dem 1. März 1848 erfolgt, jo Fann 
die Aufhebung nur auf übereinftimmenden Antrag der Betheiligten angeordnet werben. 

Eind größere Domanial-, Kloſter- und jonjtige Güter und Höfe nad dem 
1. März 1848 auf übereinftimmenden Bejchluß der VBetheiligten oder in Gemäßheit 
ber *— Beſtimmungen von dem Anſchluſſe an eine Gemeinde ausgenommen 
oder wieder davon getrennt, ſo kann ein ſolches Gut u. ſ. w. ſpäter nur unter Zu— 
ſtimmung der Betheiligten einer einzelnen Gemeinde —— werden. 

m Die vorftehenden Grundfäße gelten auch von größeren unbebaueten Grundbe- 

ungen. 

Die ausgenommenen Güter, Höfe und unbebaueten Grunbbefigungen find jedoch 
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jedenfall8 einem Verbande mehrerer Gemeinden beizulegen, fall8 ein folcher vorhan— 
den iſt, oder zweckmäßig gebildet werben Fann. 

Das Stimmverhältniß der Mitglieder der Gemeinden joll durch die Geſetzge— 
bung feftgejtellt werben. 


Gegeben Hannover, den W. April 1859. 
(L. S.) Georg Rex. 
v. Borries. v. Bar. 


Daß Seine Majeftät der König das vorftehende Geſetz, nach erfolgten Vortrage 
feines Inhalts, Allerhöchiteigenhändig in meiner Gegenwart unterfehrieben haben, 
bezeuge ich hierdurch. 

Hannover, den 238. April 1859. 


Roſcher, 
Generalſecretair des Königlichen Miniſteriums des Innern. 


LVIII. 
Erklärung. 

Der Krieg zwiſchen Oeſterreich und Frankreich iſt beendet. Damit iſt aber eine 
Sicherung des öffentlichen Rechtszuſtandes in Europa nicht herbeigeführt. Die Con— 
fliete in Italien, welche den Krieg zunächſt zum Ausbruch brachten, find nicht gelöſt, 
allem Anſchein nach ſogar vergrößert. Das bedrohende militairiſche Uebergewicht 
Frankreichs iſt durch den Krieg noch erhöht. Ueberall in Europa finden wir gäh— 
rende Zuſtände, welche neue Verwicklungen und Kriege, auch Angriffskriege gegen 
Deutſchland in nächſter Zukunft ſchon als möglich erſcheinen laſſen. 

Um ſolchen Gefahren ſicher entgegentreten zu können, iſt für Deutſchland ein 
kräftiger Aufſchwung des nationalen Geiſtes und eine raſche Entwicklung ſeiner po— 
litiſchen Kräfte dringend erforderlich. Einem ſolchen Aufſchwunge ſind aber die je— 
tzigen Formen der Bundesverfaſſung offenbar hinderlich. Dieſe Verfaſſung hatte ſich 
ſchon vor dem Jahre 1848 und noch mehr während der Bewegungen des Jahres 1848 
als ganz unhaltbar erwieſen. Nach 1848 als Nothbehelf einſeitig von den Regie— 
rungen wieder in das Leben gerufen, hat ſie noch deutlicher gezeigt, daß durch ſie 
die Intereſſen der Nation nicht befriedigt und feſte Nechtszuftände in den einzelnen 
beutjchen Etaaten nicht begründet werben fünnen. Der jo eben beendigte Krieg Hat 
uns leider überzeugen müffen, daß auch die Bundbesfriegsverfafjung für ein rafches 
und einmüthiges Handeln gegen äußere Gefahren feine Gewähr darbietet. 

Das Verlangen nach einer mehr einheitlichen Verfafjung Deutichlands unter Be: 
theiligung von Vertretern des deutſchen Volks an der Leitung feiner Geſchicke mußte 
baher immer größer werden. Nur eine größere Goncentrirung der militairiichen und 
golitifchen Gewalt, verbunden mit einem deutſchen Parlament, wird eine Befriebi- 
gung des politischen Geiftes in Deutfchland, eine reiche Entwidelung feiner inneren 
Kräfte, und eine Fräftige Vertretung und Vertheidigung feiner Intereſſen gegen 
äußere Mächte herbeiführen können. 

Eo lange das deutsche Volf an einer Reform feiner Verfafiung noch nicht ver- 
zweifelt und nicht allein von einer revolutionären Erhebung Rettung vor inneren 
und äußeren Gefahren fucht, ift der natürlichite Weg, daß eine der beiden großen 
deutfchen Regierungen die Reform unferer Bundesverfaffung ins Leben zu führen 
unternimmt. 

Defterreich ift Dazu außer Etande. Seine Intereffen find feine rein deutſchen, 
können es auch niemal® werben. Daneben wird die neuerdings felbit von ber Res 
glerung als nothwentig anerfannte Neform feiner inneren Auftände Oeſterreichs 
volle Aufmerffamfeit auf lange Jahre in Anfpruc nehmen. Alle Kräfte wirb es 
anjpannen müflen, um feine zerrütteten Finanzen zu ordnen, bie Privatrechts⸗ und 
firchlichen Zuftände zu beffern, dadurch und mit veränderten Qandesverfaffungen ben 
Ausbrüchen der Unzufriedenheit zu begegnen, die fait in allen Theilen feines Reichs, 
namentlich in Stalien, Ungarn, und manchen flavifchen Provinzen angehäuft find. 
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Hier liegen für Defterreih Aufgaben fo umfangreih und ſchwierig, daß eine Ablei- 
tung un ——— ſeiner Kräfte für die ferner ſtehenden deutſchen Zwecke die 
zunaͤchſt gebotene Löſung der inneren Wirren als nahezu unmöglich erſcheinen läßt. 

Unſere Hoffnung richten wir — auf Preußens Regierung, welche durch den 
im vorigen Jahre aus freiem Antriebe eingeführten Syſtemswechſel ihrem Volke und 
ganz Deutſchland gezeigt hat, daß ſie als ihre Aufgabe erkannt hat, ihre Intereſſen 
und die ihres Landes in Uebereinſtimmung zu bringen, und für einen ſolchen Zweck 
Opfer an ihrer Macdtvollfommenfeit ſowie Die Betretung neuer und jehwieriger Bah— 
nen nicht fcheut. Die Ziele der preußifchen Politif fallen mit denen Deutſchlands 
im Wefentlichen zufammen. Wir dürfen hoffen, daß die preußifche Regierung immer 
mehr in der Erfenntniß wachen wird, Daß eine Trennung Preußend von Deutſch— 
fand und die Verfolgung angeblich rein preußifcher Großmachtszwecke nur zu Preu- 
hend Ruin führen kann. Und das deutſche Volk hat in den legten Wochen in den 
meiften Theilen unſers Vaterlandes mit Ginmüthigfett zu erfennen gegeben, daß für 
die Zeiten der Gefahr und des Krieges die Vertretung unferer ntereffen und die 
Leitung unſrer milttairifchen Kräfte vertrauensvoll in Preußens Hände gelegt werben 
folle , jobald nur Mare Ziele, eine feite Leitung, und ein entſchiedenes Handeln won 
Preußen zu erwarten ft. 

Die legten Monate haben von Neuem bewiejen, daß c8 gegenüber den mit ein- 
heitlicher Gewalt ausgerüfteten Militairftaaten, welche uns im Weſten und Often 
umgeben, nicht gerathen tjt bi8 auf Die Stunde der Gefahr zu warten, um erjt-bei 
ausbrechendem Kampfe zu verfuchen, ob gemeinfame Bejchlüfle der deutichen Regierungen 
über ein rafche8 und energijches Handeln zu erreichen find. Wir bedürfen einer Bundes: 
verfaffung, welche ſchon im Voraus die Gewähr eines fchleunigen und einmüthigen 
Handelns bietet. 

Ein großer Theil von Deutjchland — und mir mit ihm — begt daher die Erwartung, 
daß Preußen in der Zeit der Nube und Vorbereitung, welche uns jegt vielleicht nur 
für furze Zeit gewährt iſt, bie Snitiative für eine möglichft rafche Einführung einer 
a und freien Qundesverfaffung ergreift. Es wird damit allerdings einer 
großen und jehwierigen Mufgabe fich unterziehen. Es wird Dabei aber nicht vergej: ' 
jen, daß es mit Deutjchlands Sträftigung auch fich ſelbſt ſchützt. Auch die Hoffnung 
wird es feithalten , daß einer Ioyalen und Eräftigen Politif e8 endlich gelingen wird, 
das Miderftreben und die Schwierigfeiten,, welche der Ausführung entgegentreten, zu 
überwinden. 

Die beutfchen Bundesregierungen werben freilich dem Ganzen Opfer bringen 
müffen, wenn eine mehr concentrirte Verfaffuug in Deutjchland eingeführt werden 
foll, Schwerlich werden fie aber Angefichts der bevorftehenden europäiſchen Kriſen 
fih Tange der Ueberzeugung verfchließen, daß für die Intereſſen des Vaterlandes 
nicht allein, fondern auch für ihre eigenen eine einheitlichere Gewalt in Deutjchland 
eine Nothwendigfeit ift. Umgeben von autofratifch regierten, ſtark centralifirten 
Militairftaaten können in Mitteleuropa nur ftraffer organifirte Völfer und Etaaten 
ihre Unabhängigfeit und Exiſtenz auf die Dauer retten. Und befjer tft es doch, 
einen Theil feiner Negierungsbefugnifie auf eine deutſche Bundesgewalt zu übertra- 
gen, als fie ganz an Frankreich oder Rußland zu verlieren. 

Groß find die Gefahren für Europa und Deutichland. Nur rafche Entichlüfie 
fönnen Hülfe bringen, Möge daher Preußen nicht länger zögern, möge e8 offen an 
ben patriotiichen Sinn der Regierungen und ben nationalen-Geift des Volkes ſich 
wenden, und ſchon in nächiter Zeit Schritte thun, welche die Ginberufung eines 
deutichen Parlament3 und die mehr einheitliche Organifation der militairifchen und 
politifchen Kräfte Deutjchlands herbeiführen, che neue Kämpfe in Europa ausbrechen 
Den ein unvorbereitete8 und zeriplittertes Deutfchland mit ſchweren Gefahren be: 

rohen. 

Der patriotifche Einn des deutjchen Volls wird die preußische Negierung auf 
diefem Wege unterftügen. Politiſche Meinungen und Parteizwede werden ſich dem 
praftifchen Bedürfniſſe des Augenblid3 und dem Wohle des Ganzen unterorbnen. 
Auch die Negierungen, hoffen wir, werben fich der auf eine friedliche Meform ge: 
richteten nationalen Bewegung nicht entziehen , welche das deutjche Volf zu den groͤß— 
ten Opfern bereit findet, um endlich eine Gefammtverfaflung des Vaterlandes zu 
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erreichen, die nach Innen das Recht und bie freie Entwicklung ber Einzelnen und 
nah Außen die Selbftitändigfeit und Unabhängigfeit der Nation fichert * 
Hannover, 19." Juli 1859. 
Dennigfen. Garl Götting. v. d. Horft I. C. Breufing. ©. H. Kröncke. 9. F. 
Leerhoff. C. Hillingh. E. F. Adickes. F. Müller, Dr. ©. F. Merkel. D. Die: 
ken. C. H. Richter. O. v. Düffel. W. C. L. Redecker. Hoppe. C. Wolde. Roe— 
mer. Wilh. Steinbömer. A. Weber. C. F. Weüſthoff. Wm. Haſtedt. Auguſt 
Lammers. Miquel. H. A. Oppermann, Dr. Warnebold. K. Nicol. Crohn. 
Dr. ©. Hoyns. H. G. D. Addix. Raven. F. Müller. Otto Lauenſtein 
F. Mahlſtedt. Meyer. W. Albrecht. 


LIX. 
‚Statut des deutſchen Nationalvereins. 


Auszug aus dem Sitzungsprotocoll der Verſammlung 
deutſcher Männer zu Frankfurt a. M.vom 16. September 1859. 


8 1. Zweck des Vereins. Da die in Eiſenach und Hannover angebahnte Bil— 
dung einer nationalen Partei in Deutjchland zum Zwecke der Einigung und freiheit: 
lichen Entwicklung des großen gemeinjfamen Vaterlandes zur Thatfache geworben ift, 
fo begründen bie Tinterklsneieh einen Verein, welcher feinen Siß in Franffurt a. M. 
bat, und es fich zur Mufgabe fegt: für Die patriotijchen Zwecke diefer Partei mit 
allen ihm zu Gebote ftehenden gejeglichen Mitteln zu wisfen, in&bejondere Die gel: 
ftige Arbeit zu übernehmen, Ziele und Mittel der über unjer ganzes Vaterland ver, 
breiteten Bewegung immer flarer im Volksbewußtſein hervortreten zu laffen. 

82. Mitglievfchaft. Der Beitritt zu dieſem Vereine wird durch Unterzeich- 
nung des gegenwärtigen Statuts erklärt, Die Mitglieder übernehmen die Verpflich— 
tung, einen fortlaufenden Beitrag in Die Bereinscaffe zu zahlen und für die Vereine- 
zwede nach Kräften zu wirfen. 

8 3. Leitung der Vereindangelegenheiten. Die Leitung feiner Angelegenheiten 
bis zur nächiten Verfammlung überträgt der Verein einem aus feiner Mitte gewähl: 
ten Ausschuffe von 12 Perſonen, welcher Die verfchiedenen Functionen unter feine 
Mitglieder jelbit vertheilt und ermächtiat wird, fih aus den Vereinsgliedern nad 
Beduͤrfniß zu verftärfen und neue Verfammlungen zu berufen. 

Diefem Ausichuffe fteht Die Befugniß zu, über Die in die Vereinscaffe fließenden 
Gelder für die Veinszwecke zu verfügen, fowie den Sitz des Vereins geeigneten Fal: 
(e8 nach einem anderen Orte zu verlegen. 

(Der Sig des Vereins ijt Durch Beſchluß des Ausfchuffes vom 16. Detober 
1859 nach) Eoburg verlegt.) 





XXI. 


Bundesbeſchluß vom 29. Juni und ſ. g. Bundesbeſchluß vom 
10. Juli 1848. 


Vortrag des Präſidiums und Beſchluß vom 29 Juni 1848 
die Wahldes Erzherzogs Johann von Defterreih zum Reichs— 
verwejer betreffen». 


Präfidium eröffnete Die Sitzung mit nachftehendem Vortrage: 

Die deutiche Nationalverfammlung hat in ihrer heutigen, fo eben beendeten 
et Ce. k. k. Hoheit, Johann Erzherzog von Defterreich, zum Meichöverwefer 
erwählt. 

Diefes Greigniß gehört zu den bebeutungsvolliten der Gefchichte unferes gemein- 
famen Vaterlandes. Mit welcher Innigkeit, ja Begeifterung die Nation durch das 
gefegliche Organ ihrer in Frankfurt verfammelten Vertreter, ſowie die Tauſende, 
welche in der St. Paulsfirche und deren nächfter Umgebung mit erwartungsvoller 
Deflommenheit der Entſcheidung dDiefer großen Stunde harıten, dieß Ereigniß begrüßt 
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haben, wir Alle waren Zeugen davon, felbit tief bewegte Zeugen biefer ergreifenben 
uud glüdverheißenden Kundgebung. 

ie freudig aber auch Ihrerſeits die Fürften dem neuen Reichsverweſer entgegen 
fommen werden, dafür bürgen uns die hier vereinten Bevollmächtigten derſelben Die 
Gefinnungen, welche uns dieſe Fürften in Bezug auf den nunmehr Erwählten bereits 
bei Gelegenheit der Verhandlungen über die Bildung einer Exeeutivgewalt eben fo 
entſchieden als einhellig fundgegeben haben. 

Es herrſcht jomit auch in Diefer wichtigen Frage volle Uebereinftimmurig zwiſchen 
den deutichen Stämmen und ihren Häuptern, eine MHebereinftimmung, welche offen 
und laut ausgeſprochen, dem jegensreichen Werfe förderlich, und fomit der Bundes— 
verfammlung eine Pflicht fein muß. 

Groß und fchwierig ift Die Aufgabe des berufenen Reichsverweſers, und daß 
ihm die Löfung gelinge, eine Lebensfrage für die Nation, Nur von deren Geſammt— 
beit unterftügt und getragen, vermag Er das von Allen jo heiß Erfehnte zu voll: 
bringen, des Baterlandes Einheit und Freiheit dauernd zu gründen, mit Dielen 
Drdnung und Frieden wieder herzuftellen, und auf ſolche Grundlage das fo tief 
erjchütterte Vertrauen in die Gegenwart, wie Die Hoffnung auf eine beffere Zufunft 
neuerdings zu befeftigen. 

Damit jedod; der allverehrte Reichsverweſer Diefe hohe Beltimmung zu erfüllen 
im Stande fei, muß Er fich ihr mit ———— und Zuverſicht widmen können. 
Ihm dieſe zu gewähren, vermag aber nur die Gewißheit allſeitiger Zuftimmurg, 
aufrichtigen und innigen Anfchließens der Gefammtheit, der Fürften wie des Volkes. 

An der Bundesverfammlung it e8, ihm im Namen ber Fürften, deren Gefin: 
nungen uns Allen ja binlänglich befannt find, dieſe AZuficherung zu ertheilen, und 
glaubt daher das Präfidium beantragen zu follen, daß Dies zur Stunde in bünbi- 
ger, entjchiedener Weiſe gefchehen möge. 

Sämmtliche Gefandten traten diefem Antrage bei, und wurbe demgemäß einhellig 
beichloffen: nachſtehendes Schreiben an Se. kaiſerl. Hoheit den Herrn Erzherzog 
Neichöverwejer zu richten: 

„Durchlauchtigfter Erzherzog! 

In würdigem, feierlichen Akte wurden Euere Kaiferliche Hoheit fo 
cben von ber deutſchen Nationalverfammlung zum Reichsverweſer unjeres 
großen Vaterlandes erwählt. 

Die Bundesverfammlung theilt Die Verehrung mit der ganzen deutſchen Nation 
für Euere Faiferl. Hoheit, und die erhebenden patriotifchen Grfühle, Die fich an dieſes 
große Greigniß Fnüpfen; fie theilt das feite Vertrauen, daß diefe Wahl heilverfün- 
dend und die bejte Bürgfchaft für Die Einheit und Kraft, für die Ehre und Freiheit 
des Gefammtvaterlandes fein werde. Sie beeilt ſich, Euerer faiferl. Hoheit dieſe 
Ueberzeugung und Diefe Gefinnungen glüdwünjchend auszubrüden. 

Ganz beionders aber gereicht e8 den in ber Bundbesverfammlung vereinigten 
Bevollmächtigten der deutfchen Regierungen zur höchften Genugthuung, Euerer kaiſerl. 
Hoheit Die Verficherung ausdrüden zu dürfen, daß fie ſchon vor dem Schluſſe der 
Berathungen über die Bildung einer proviforifchen Gentralgewalt von ihren Megie: 
rungen ermächtigt waren, für die Wahl Euerer F. £. Hoheit zu fo hohem Berufe 
fich zu erklären. 

Die deutsche Bundesverfammlung ift in dieſer eben fo großen als evniten zeit 
von dem wärmjten Wunſche belebt, Guere Faiferl. Hoheit mögen dem allfeitigen Ber: 
trauen und der Berufung zu der erhabenen Würde möglichft bald entfprechen, und 
dadurch ihre Hoffnungen beftärfen, die Vorfehung werde die deutjche Nation zu neuen 
Zeiten des Heiles und der Größe führen.“ 

Präſidium erflärte hierauf die heutige Berathung für geichloffen, da die Würde 
des verhandelten Gegenftandes eine weitere Gejchäftserledigung nicht wohl zulafie. 
Antwortjhreiben des Erzherzogs Johann auf die Zuſchrift 
der Bundesverjammlung vom 29. Juni 1848, die Wahl de3 

Erzherzogs zum NeichSverwefer betreffend. 

Präfidtum übergibt ein von Sr. Katjerl. Hoheit dem Herrn Graberäoge Reiche: 
verwejer an die Bunbesverfammlung erlaffenes Antwortfchreiben, d. d. Wien den 
6, d. Mts., nachjtehenden Inhalts: 

„Herr Präfident Ritter von Schmerling!“ 
Ich habe Ihnen meinen aufrichtigen Dank für die Gröffnung zu bethätigen, 
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welche Ste unter dem 29. Juni Namens der deutfchen Bunbesverfammlung an mid 
De ergeben laffen, und Sie zu erfuchen, der Vertreter dieſes meines Gefühles 
ei der hohen Verfammlung fein zu wollen. 

Das Vertrauen, mit welchem jämmtliche deutjchen Regierungen, Zeuge ber 
ihren Bevollmächtigten zu Frankfurt gegebenen Ermächtigungen, meine Perſon beeh— 
ren, und auf defjen Ausdruck ich den entfchiedenften Werth gelegt habe, erhebt und 
jtärft mich bei Antritt des fchweren Berufes, den in jchönem Einflange Deutjchlandg 
Fürften und Deutjchlands Völker mir zuweifen. 

Sollte es mir glücen, während Der Zeit meiner Amtsführung dazu beitragen 
zu fönnen, daß der Grund gelegt werde zu einem im Inneren einigen und nad) 
Außen ftarfen Deutjchland, und daß nur Erinnerungen des morglifchen und mate- 
riellen Friedens und fehöner Eintracht in allen Gauen unferes theueren und großen 
Gefammtvaterlandes fi) an meine Reichsverweſung Fnüpfen, — jo werde ich ben 
Tag als den fchönften meines Lebens anſehen, an welchem fie anzunehmen ich nicht 
ebne — Kampf, im Hinblicke auf meine mangelhaften Kräfte, mich entſchloſ— 
en babe 

Empfangen Sie, Herr Präſident, für Sich und Ihre fämmtlichen Herren Kolle: 
gen im Bundestage die Verficherung meiner aufrichtigen Hochachtung. 





Drud der Weicheltſchen Buhdrudferei in Nienburg an der Wefer. 
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